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Seite 267 Zeile 11/12 von unten lies »Wahrscheinlichkeits- 
rechnung« statt » Wahrscheinlichkeitstheorierechnung«. 


Die Wellenbewegung des Wirtschaftslebens i). 


Von 


JOSEPH SCHUMPETER. 


I. 


Die periodisch wiederkehrenden Depressionen im wirt- 
schaftlichen Leben, die zusammen mit den ihnen vorhergehenden 


Aufschwungsperioden meist einen Zyklus von je 7—gjähriger 


Dauer bilden und in deren Beginn es regelmäßig zu einer »Krise« 
kommt, sind ihrem Wesen nach Prozesse der Anpassung der 
Volkswirtschaft an die Errungenschaften der betreffenden Auf- 
schwungsperioden — man könnte sagen: Resorptionsvorgänge 
dieser Neuerungen im Wirtschaftsprozesse — und an die durch 
diese neuen Errungenschaften veränderten Daten der Wirt- 
schaftspläne aller Wirtschaftseinheiten. Diese Anpassung oder 
Resorption und die dazu nötige Readjustierung aller Werte 
und Preise erfolgt deshalb nicht allmählich und störungslos, 
weil die Neuerungen — Neugründung von Unternehmungen, 
Einführung neuer Produktionsmethoden, Erschließung neuer 
Märkte usw. — nicht gleichmäßig in der Zeit verteilt sind, so 
daß auch der Anpassungsprozeß kontinuierlich und daher un- 


1) Die Krisentheorie, diesm Folgenden dargelegt wird, ist zuerst in einem 
Artikel in der Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung 
1910 publiziert worden, der im wesentlichen ein Kapitel aus meinem 1912 er- 
schienenen Buch »Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung« war. Beidemale 
erschien meine Krisentheorie in einem größeren Zusammenhang und begraben 
in zahlreichen, nicht ohne weiteres zugänglichen thcoretischen Erörterungen, 
und da die Vermutung naheliegt, daß sich daraus die vielen Mißverständnisse 
erklaren, denen sie, soweit sie überhaupt beachtet wurde, begegnete, so ent- 
schloß ich mich, sie noch einmal in anderer, einfacherer Form vorzutragen, so 
wie ich sie in einer Vorlesung an der Harvard Universität zu Beginn dieses Jah- 
res vortrug — ohne technische Details und als bloße Interpretation einiger 
großer allgemein bekannter Tatsachen. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 1. I 


UN 


T er E Joseph Schumpeter, 


merklich vor sich gehen könnte, sondern weil die Neuerungen 

gleichsam gehäuft von Zeit zu Zeit auftreten, so daß die durch 
sie bewirkte Störung des bisherigen sozialen Wirtschaftsprozesses 
groß ist und die Anpassung als großer und auffälliger Prozeß 
hervortritt. Und diese Tatsache des »haufenweisen« und dis- 
kontinuierlichen Auftretens jener Neuerungen, in denen der 
Kern des wirtschaftlichen Fortschritts liegt, erklärt sich daraus, 
daß die Fähigkeit zur Durchsetzung solcher Neuerungen nicht 
in gleicher Weise bei allen Wirtschaftssubjekten vorhanden, 
vielmehr nur einer Minorität derselben eigen ist, während die 
andern auf einen vorausgehenden Führer warten müssen, diesem 
aber, wenn er auftritt, dann in hellen Haufen folgen. 

Das ist die These, die ich hier so kurz und präzise als ich 
kann, darlegen will. Wie man sieht, ist sie ihrer Natur nach 
ein Erklärungsversuch für die regelmäßig zu beobachtenden 
charakteristischen Züge der Prosperitäts- und Depressions- 
perioden: Sie soll deren Grundtatsachen, die heute schon als 
befriedigend beschrieben und allgemein anerkannt bezeichnet 
werden können und über die uns immer weiteres Material zu- 
geführt wird, mit einem Bande kausaler Erklärung umschlin- 
gen, das sowohl ihren Zusammenhang untereinander wie ihre 
Ursache verständlich machen, in unseren allgemeinen Wissens- 
vorrat einordnen und eventuell den weiteren Weg der Detail- 
forschung erleichtern kann. 

Weiters seien einleitend noch die folgenden Punkte der Be- 
achtung des Lesers empfohlen: 

I. Unsere These gehört dem Kapitel »Krisentheorie« an, 
obgleich die Erklärung des Krisenphänomens als solchen oder 
ein Beitrag dazu nur ein »Nebenprodukt« derselben ist. Damit 
setzen wir uns in jenes Boot, in dem sich schon alle andern mo- 
dernen Krisentheoretiker befinden: Im Anfang war es das so 
auffällige Krisenphänomen, die Paniken, die Zusammenbrüche, 
die plötzlichen Vermögensverluste, was das Auge des Forschers 
anzog und zu den ersten Krisenerklärungen führte. Aber die 
nähere Untersuchung brachte schließlich die Erkenntnis, daß 
jene auffälligen Ereignisse verhältnismäßig uninteressant und 
nur die, wohl regelmäßige und verständliche, aber nicht not- 
wendige Form einer Phase eines viel größeren Vorgangs seien, 
in dem das eigentliche Problem liege. Clement Juglar verdanken 
wir diese Erkenntnis und seit zwei Dutzend Jahren ist sie so 
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ziemlich Gemeingut geworden. Davon gehen nun auch wir in 
den folgenden Erörterungen aus. Auch uns handelt es sich vor 
allem um die Erklärung der Wellenbewegung des Wirtschafts- 
lebens, wenngleich wir, in Uebereinstimmung mit den andern 
Arbeitern auf diesem Felde, glauben, dabei auch das am Krisen- 
phänomen mitzuerfassen, was das eigentlich Problematische 
daran ist. 

2. Wenn auch damit m. E. das Krisenproblem in die Tiefe 
erweitert wurde, so darf man doch nicht vergessen, daß es dem 
Umfang nach eine Einschränkung erfuhr: Sehr vieles, was so- 
wohl der populäre wie der wissenschaftliche Sprachgebrauch 
als Krise bezeichnet, fällt aus dieser Problemstellung hinaus. 
Wenn immer aus politischen oder andern Ursachen eine er- 
wartungswidrige Veränderung der Daten erfolgt, mit denen der 
Kaufmann rechnet — ein Krieg, eine Revolution, ein plötzlicher 
Wechsel der Handelspolitik, eine plötzliche erwartungswidrige 
Gestaltung der Ernte, ein plötzlicher Modewechsel u. ä. können 
solche Ursachen sein — so wird es zu »Krisenerscheinungen« 
kommen, zu deren Erklärung eine Theorie von den Zielen der 
unsern nichts beitragen kann. In solchen Fällen aber können 
wir uns damit trösten, daß es einer besonderen Erklärung gar 
nicht bedarf. Denn es liegt kein Problem vor, die Sache ist ja 
ohne weiters verständlich und es kann höchstens eine Aufgabe 
der Analyse konkreter Verumständung vorliegen, etwa die Frage, 
welche Rolle die Furcht vor kriegerischen Verwicklungen in 
einem konkreten Fall gespielt hat, nicht aber eine Aufgabe für 
den Theoretiker. Das gilt besonders dann, wenn es sich um 
außerwirtschaftliche oder um  Zufallsstörungen handelt. 

Aber es gibt andere Krisenursachen im weiteren Sinn des 
Wortes, für die das nicht gilt und die sich trotzdem nicht in 
jene siebenjährige Periode einfügen. Um ein — m. E. das weitaus 
wichtigste — Beispiel anzuführen: Wenn infolge von Goldver- 
mehrung oder von andauernd günstigen Zahlungsbilanzen oder 
von Papiergeldwirtschaft oder aus einem ähnlichen Grund die 
Menge der Umlaufsmitteleinheiten in einem Lande erheblich 
steigt, so führt das bekanntlich zu einer »Inflation« und zwar 
aus zwei Gründen: Erstens weil die Preise der Endprodukte 
schneller steigen als die mancher Kostengüter, besonders die 
Löhne, und weil deshalb der Unternehmer temporär höhere 


Gewinne macht, deren Natur er nicht erkennt und die ihn zu 
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einer an sich ungerechtfertigten »Ueberproduktion« veranlassen 
können, und zweitens, weil solche »Geldfülle« temporär zu einer 
Herabsetzung des Bankzinsfußes führt, da sie zunächst die 
Wirkung hat, die Mittel der Banken zu vermehren. Wenn sich 
nun die Unternehmer während dieser Zeit auf die Fortdauer 
dieser Erscheinungen eingerichtet haben, so wird es zu einer 
»Krise« kommen. Auch hier liegt das Wesen der Krise in einer 
Anpassung an neue Daten und auch hier wird ihr so etwas wie 
eine Depression folgen. Aber wir werden sehen, daß die Ursache 
jener Diskrepanz zwischen Wirtschaftsplan und Wirklichkeit, 
deren Korrektur diese Krise dient, eine wesentlich andere 
ist, als die Ursache der Diskrepanz zwischen Wirtschaftsplan 
und Wirklichkeit, die sich aus den Wirkungen der regulären 
Aufschwungsperioden ergibt und deren Beseitigung jene Art von 
Krisen und von Depressionsperioden dient, von denen allein 
hier die Rede ist. Will man für beide denselben Ausdruck ver- 
wenden, so muß man doch die beiden grundverschiedenen Ur- 
sachenkomplexe scheiden, mit denen man es in beiden Fällen 
zu tun hat ?). 

3. Nun aber superponieren sich gleichsam die beiden eben 
erwähnten Ursachenkomplexe in der Wirklichkeit. Fällt eine 
Inflation mit einer Aufschwungsperiode zusammen, so wird sie 
deren Temperatur erhöhen, fällt sie mit einer Depressionsperiode 
zusammen, so wird sie sie lindern, eventuell abortive Versuche 
zu einem Aufschwung hervorrufen. Das macht es oft so schwer, 
die beiden zu trennen und es wird einen wesentlichen Schritt 
nach vorwärts bedeuten, wenn man das statistisch versucht 
haben wird. Allein die Sachlage wird noch kompliziert dadurch, 
daß auch ohne solchen äußern Anstoß in der Aufschwungsperiode 
eine Vermehrung der Umlaufsmittel durch Erweiterung der 
Kreditgewährung erfolgen muß, wie wir sehen werden, so daß 
die durch äußeren Anstoß, z. B. Goldentdeckungen, neugeschaf- 
fenen Umlaufsmittel, wenn sie in einer Aufschwungsperiode 

23) Doch ist es wiederholt vorgekommen, daß man beide Vorgänge kon- 
fundierte und in dem eben erwähnten schlechthin die treibende Kraft der Krisen 
überhaupt sah. Das tat bereits einmal Sombart und neuestens tat es Jrving 
Fisher in seinem Werk: »The purchasing power of money.« Aber erstens lehrt die 
folgende Analyse, daß es auch ohne solche Intlatıon cine Wellenbewegung im Wirt- 
schaftsleben geben würde. Zweitens zeigt schon ein Blick auf die unanalvsierten 
Tatsachen, daß die durch monetäre Ursachen erzeugten Inflationen neben den 


ungefähr siebenjährigen Perioden hergehen und etwas von ihnen Verschiedenes 
sind. 
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auf den Plan treten, einfach jenen Platz ganz oder teilweise 
einnehmen, den sonst ad hoc geschaffene Kreditzahlungsmittel 
ausgefüllt haben würden. Doch wird man im allgemeinen sagen 
können, daß solche von außen kommende dauernde Vermeh- 
rungen von Zahlungsmitteln mehr auf die außerpericdischen 
Bewegungen des Preisniveaus wirken als auf die periodischen 
und daß die so markierten »Konjunkturschwankungen«?°) als 
solche von ihnen nicht allzusehr beherrscht sind — sonst wären 
sie eben nicht so markiert, denn jene dauernden Vermehrungen 
erfolgen ja nicht in siebenjährigen Perioden. 

Das ist ein Beispiel für eine Schwierigkeit, der wir bei der 
Untersuchung des Problems der Konjunkturschwankungen auf 
Schritt und Tritt begegnen. An den Grundvorgang setzen sich 
andere Dinge an, die in pıaxi eine große Rolle spielen können 
und die man leicht für das Wesentliche halten kann. Dazu ge- 
hören auch Erscheinungen, die deı Grundvorgang selbst des 
weitern erzeugt oder ermöglicht. So ist es klar, daß Schwindel- 
unternehmungen in einer Aufschwungsperiode mehr Chancen 
haben als scnst und auch, daß einfach von allem Anfang an 
verfehlte Unternehmungen im, allgemeinen Optimismus der 
Aufschwungsperiode leichter vorkommen und ebenso, daß beide 
Kategorien, die sonst nach und nach absterben würden, im 
Vendepunkt am schnellsten zusammenbrechen und es so dem 
Praktiker scheinen mag, daß eben in ihnen die Ursache der 
Krise und in ihrer Elimination das Wesen der Depressions- 
periode liege. 

So kann man heute weiters oft unter den Ursachen der 
Aufschwungsperiode das Vorhandensein von großen billigen 
Gütervorräten *) und unbeschäftigten Produktionsmöglichkeiten 
aufgezählt finden. Es ist klar, daß dieser Umstand in praxi 
eine große Rolle spielen und den Aufschwung erleichtern muß. 
Es ist aber ebenso klar, daß es sich hier um ein von dem Grund- 
vorgang erst hervorgerufenes, prinzipiell akzidentelles Moment 


3) Wir gebrauchen hier das Wort »Konjunkturschwankungen« synonym 
mit unseren Wellenbewegungen. Der Praktiker gebraucht es natürlich in 
einem weiteren Sinn und denkt dabei an alle für sein Verhalten relevanten Vor- 
gänge, wie sie etwa in den von Babson oder von Brookmire publizierten öko- 
nomischen »Wetterkarten« hervortreten, 

*) Uebrigens ist auch die sachliche Richtigkeit dieses Moments zweifelhaft: 
Ueberwiegend sind die »sichtbaren Warenvorräte« in der ruhigen Zeit, die dem 
Aufschwung vorhergeht, kleiner als gewöhnlich. 
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handelt, das man nicht als Ursache — und deshalb prinzipiell 
auch nicht als Teilursashe — dieses selbst auffassen darf, wenn 
man nicht zu dem Resultat kommen will, daß der stete Wechsel 
von Aufschwung und Depression deshalb existiere, weil es eben 
einmal einen Aufschwung, nach diesem eine Depression gegeben 
habe und die dadurch geschaffene Sachlage wie ein Perpetuum 
mobile fortwirke. Solcher Beispiele gäbe es viele. 

Deshalb müssen wir uns stets klar sein, welches von zwei 
verschiedenen Problemen wir lösen wollen: ob wir einen Katalog 
aller jener Momente aufstellen wollen, die in Wirklichkeit in 
konkreten Aufschwungsperioden jemals wirksam waren oder 
sein können, oder ob wir unter Abstraktion von allem, was 
nicht wesentlich ist, den Grundvorgang bloßlegen wollen. Ich 
will hier das letztere und ich hoffe, daB heute das Verständnis 
für theoretische Untersuchungen verbreitet genug ist, daß ich 
mich nicht bei der Frage aufzuhalten brauche, welchen Sinn 
es habe, einen Erklärungsversuch vorzutragen, der praktisch so 
wesentliche Dinge vernachlässige: er vernachlässigt sie nicht, 
er stellt nur bei der Problemlösung in den Vordergrund, was 
wirklich problematisch ist, und er ist um so nötiger, je leichter 
es auf einem Gebiet ist, das eine oder das andere jener zahllosen 
Momente heranzuziehen, an denen nie ein Mangel ist und die 
man ohne augenfällige Absurdität als Krisenursachen bezeich- 
nen kann 5). 

4. Was also ist das Grundproblem? Nun, einfach die 
Frage, ob — und eventuell warum — es Krisen und Depressions- 
perioden in der Volkswirtschaft auch dann geben würde, wenn 
der Wirtschaftsprozeß sich selbst überlassen und frei von jenen 
Momenten, die man als »Störungsursachen« zu bezeichnen pflegt, 
vor sich ginge. Die Antwort darauf erledigt dann die weitere 


5) Vom Standpunkt des andern Problems aus, bei welchem es sich um cine 
möglichst volle Erfassung aller für alle bisher beobachteten Krisen relevanten 
Momente handelt, kann der Versuch einer einheitlichen Krisentheorie über- 
haupt als prinzipiell verfehlt erscheinen, und es müssen die zahlreichen kon- 
kreten Differenzen zwischen den einzelnen Krisen an der Einheitlichkeit des 
Problems zweifeln lassen. Das größte Werk seit Juglar, Mitchells »Business 
Cycless«, steht ungefähr auf diesem Standpunkt. Ich wiederhole, daß ich mich 
dazu nicht in Gegensatz stelle. Nur ein Grundvorgang ist einheitlich zu er- 
klären, im übrigen wird die Physiognomie jeder Krise durch eine große Zahl 
akzessorischer Umstände bestimmt. Uebrigens finde ich, daß sich die Tat- 
sachenperlen Mitchells auf der Schnur meines Gedankengangs sehr hübsch 
aufreihen lassen — und dabei nur gewinnen, 
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Frage, ob jene Erscheinungen dem Wesen unserer Wirtschafts- 
organisation oder der Wirtschaft überhaupt eigen sind oder auf 
solchen »Störungsursachen« beruhen ®). Und darin muß offen- 
bar ein wesentlicher Gewinn an Einblick in unser Problem 
liegen, auch wenn wir von der Vielheit der für Verursachung 
und Verlauf einer Krise maßgebenden Umstände noch sc über- 
zeugt sind. 

Das ist die Fragestellung aller Krisentheoretiker von jeher 
gewesen. Heute können wir die Sache jedoch noch präziser 
fassen. Denn die Krisentheorie ist, trotz mancher Seitensprünge, 
einen viel geraderen Weg gegangen als andere unserer Probleme. 
Sie ist vielleicht dasjenige ökonomische Problem, dessen Ent- 
wicklung am meisten dem Schema entspricht, das man sich von 
der natürlichen und logischen Aufeinanderfolge der Stufen eines 
wissenschaftlichen Gedankengangs machen möchte: Früh er- 
faßte man jene Fragestellung. Juglar erkannte. dann das Wesen 
des Problems und sprach den entscheidenden Satz aus: Die 
einzige Ursache der Depression ist der Aufschwung. Sowie fest- 
stand, daß es sich um die Erklärung der Wellenbewegung han- 
delte, begann man sie im einzelnen zu untersuchen. Auch hier 
ging Juglar voraus. Ihm folgten erst wenige, unter denen be- 
sonders Essars hervorragte, und dann ganze Scharen, bis sich 
heute diese Untersuchung zu einem Hauptthema der Wirt- 
schaftslehre entwickelt hat, das von den verschiedensten Stand- 
punkten, namentlich dem Standpunkt der wirtschaftlichen 
Wetterprognose, so eifrig behandelt wird, daß man kaum ein 

*, Unter diesen Störungsursachen spielt besonders der Irrtum eine Rolle 
im Gedankengang des Krisentheoretikers, die mir ungebührlich groß zu sein 
scheint. Das Irrtumsmoment erscheint in zwei Formen: Einmal als Hinweis 
auf gehäufte Irrtümer Einzelner, ohne daß diese Irrtümer viel Gemeinsames 
hätten. Sodann als Hinweis auf bestimmte Irrtümer, die die Wirtschafts- 
subjekte in Aufschwungsperioden vorzüglich begehen, wie falsche Kapitali- 
sierung, Ueberinvestition usw. Das Unbefriedigende einer solchen Erklärung 
und die Notwendigkeit einer anderen, haben die meisten Krisentheoretiker 
von allem Anfang an gefühlt. Daß sich solche Erklärungsweisen trotzdem er- 
halten, scheint mir zwei Gründe zu haben: Erstens die Verwischung der beiden 
Probleme der Erklärung des Grundvorgangs und dessen, was sich an ıhn an- 
schließt. Nur innerhalb der letzteren Tatsachengruppe scheint mir der Irrtum 
seinen — allerdings großen — Platz zu haben. Zweitens den unbewußten Glau- 
ben des Krisentheoretikers, daß es, weil die Depression sicher eine Korrektur 
ist, doch offenbar zu korrigierende Fehler geben müsse. Dem ist nicht so: 
Was in der Depressionsperiode korrigiert wird, das sind die Daten der Wirt- 


schaftspläne, die, wie wir sehen werden, auch durch einen von allen individuellen 
Fehlern freien Aufschwung verändert werden würden. 
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Heft einer wirtschaftlichen Zeitschrift in die Hand nehmen 
kann, ohne darin einen Artikel darüber zu finden, besonders 
in Amerika. Und der Beschreibung des Phänomens schließt 
sich nun das Suchen nach einem Erklärungsprinzip an, an wel- 
chem wir uns beteiligen wollen. Diesem Gang der Dinge, der 
ökonomischen Problemen so selten beschieden ist, ist es zu ver- 
danken, daß eine ganz erhebliche Masse von communis opinio 
vorhanden ist, der wir unsrerseits vollkommen zustimmen und 
von der wir ausgehen können, so daß sich das, was heute noch 
fraglich ist, auf einen einzigen Punkt zurückdrängen läßt, in 
dem das heutige Krisenproblem, das vom Krisenproblem 
liegt, was heute noch nicht allgemein akzeptiert ist: Wenn die 
Depression nichts anderes als eine Verarbeitung der Aufschwungs- 
periode, eine Anpassung an die von ihr geschaffenen neuen 
Daten des Wirtschaftslebens ist, woher kommt dieser Aufschwung 
oder, noch präziser, die Tatsache, daß die Umbildung der Wirt- 
schaft nicht kontinuierlich, sondern so ruckweise vor sich geht, 
daß es dann eines besonderen Readjustierungsprozesses bedarf ? 

Das führt uns zu unserer These zurück. Wir wollen nun 
die Merkmale der Aufschwungsperioden und die entgegengesetz- 
ten der Depressionsperioden angeben, dann sehen, ob sie ledig- 
lich nebeneinander stehen oder sich kausal aufeinander zurück- 
führen lassen, endlich, wenn das der Fall ist, erklären, wie es 
kommt, daß jenes unter den Merkmalen, das im Kausalnexus 
an erster Stelle zu stehen kommt, nicht kontinuierlich, sondern 
pruckweise« wirkt. Nur bei diesem letzten Schritt habe ich 
Neues zu bieten, bezüglich der beiden ersteren glaube ich nur 
Bekanntes zusammenzufassen. 


II. 


Die — sehr zahlreichen — Merkmale °?) der Aufschwungs- 
und Depressionsperioden, die die Detailuntersuchung zutage 
gefördert hat, lassen sich resumieren in die folgenden sechs: 


?) Ich halte die folgenden Merkmale für die für unseren Zweck entscheiden- 
den. Für andere Zwecke mögen und müssen sich andere empfehlen, nament- 
lich für die Zwecke der ökonomischen Wetterprognose. Ich erinnere da be- 
sonders an die italienischen Arbeiten über diesen Punkt, besonders die von 
Gini, Benini und Mortara, auch an die vorzügliche Arbeit von M. Alberti: Verso 
la crisi? Triest 1914. Namentlich aber wäre wieder Mitchell zu nennen. Vgl. 
auch Guyots Referat auf der letzten Tagung des Institut International de Sta- 
tistique, dessen theoretische Mängel die praktische Brauchbarkeit der ange- 
gebenen Indices nicht wesentlich affizieren. 
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I. In der Aufschwungsperiode steigen die Preise im allge- 
meinen, in der Depressionsperiode fallen sie. Aus auf der Hand 
liegenden Gründen sprechen wir hier stets nur von Großhandels- 
preisen. 

2. In der Aufschwungsperiode steigen Zinse, Löhne und 
Renten, in der Depressionsperiode fallen sie im allgemeinen. 

3. In der Aufschwungsperiode treten große Unternehmer- 
gewinne scharf hervor, in der Depressionsperiode sind sie viel 
geringer und ganz oder großenteils aufgewogen durch Verluste. 

4. In der Aufschwungsperiode nimmt die Warenproduktion 
im allgemeinen zu, ebenso die Geschäfte der Transportunter- 
nehmungen usw., und esnimmt die Arbeitslosigkeit ab. Für die 
Depressionsperioden gilt das Umgekehrte. Die Warenbewegung 
im Generalhandel ist auch ein Index der Konjunktur, aber 
wegen der Häufigkeit des Exports zu unrentabeln Preisen kein 
verläßlicher. 

5. Die Portefeuilles und die sonstigen Darlehensformen 
der Banken nehmen zu, und das Verhältnis zwischen Verpflich- 
tungen und Reserven verschlechtert sich in der Aufschwungs- 
periode — umgekehrt in der Depressionsperiode. 

6. Die Aufschwungsperiode ist die Zeit der Gründungs- 
tätigkeit, ferner der Kapitalvergrößerungen und der Ausdehnung 
und Reorganisierung der vorhandenen Unternehmungen. Die 
statistisch mehr oder weniger erfaßbaren Emissionen sind 
nur ein Symptom für einen allgemeinen Vorgang der Vergröße- 
rung und Veränderung der Produktionsmöglichkeiten, die wir 
kurz »Gründung von neuen Unternehmungen« nennen wollen, 
auch wenn es sich nur um Umbildung von vorhandenen — die 
ja dadurch gewissermaßen zu etwas Neuem werden — handelt 
oder auch nur um Einführung neuer kommerzieller Kombina- 
tionen in sonst unverändert bleibende Unternehmungen. Diese 
»:Gründungstätigkeit« im weitesten, von dem rechtlichen und 
geschäftlichen also zu scheidenden, Sinn erstirbt fast ganz in 
der Depressionsperiode. 

Dazu wäre nun Vieles zu bemerken. Vor allem sind diese 
Merkmale nicht erschöpfend. Sehr Vieles am kulturellen Leben 
und den sozialen Zuständen weist die gleichen Periodizitäten auf. 
Aber ich glaube nicht, daß jemand, dem die betreffende Literatur 
vertraut ist, in Abrede stellen wird, daß der wirtschaftliche 
Grundvorgang durch jene sechs Merkmale in seinen wesentlichen 
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Zügen erschöpfend charakterisiert wird. Sodann können andere 
Ursachen und zwar sowohl außerwirtschaftliche wie wirtschaft- 
liche, aber der hier zu betrachtenden Periodizität fremde, im 
einzelnen Fall den statistischen Ausdruck unserer Merkmale 
überschatten: Es kann z. B. eine politische Panik zu einem hohen 
Diskontsatz in Depressionsperioden führen. Aber schon dem 
Geschäftsmann fällt es nicht schwer zu sehen, daß in solchen 
Fällen ein Zusammenwirken verschiedener Ursachenkomplexe 
vorliegt, deren Scheidung schon für die Bedürfnisse praktischen 
wirtschaftlichen Handelns notwendig ist und daher dem Mann 
der Wissenschaft wohl nicht zum Vorwurf gemacht werden kann. 
Aber sicher hat das die Folge, daß sich die aufgezählten Regel- 
mäßigkeiten nur bei Betrachtung eines längeren Zeitraums 
enthüllen 8). Drittens sind die Phasen der Wellenbewegung 
nicht für alle Länder gleichzeitig. Bei den zahlreichen Wechsel- 
beziehungen zwischen Handel, Produktion und Geldmärkten 
aller Länder kann das oft das Versagen des einen oder des an- 
deren Merkmals bewirken. Der Preis eines Welthandelsartikels 
kann z. B. niemals bloß deshalb erheblich sinken, weil in einem 
Lande gerade eine Depressionsperiode herrscht. Das führt — 
viertens — darauf, daß überhaupt in einzelnen Industrien be- 
sondere Bedingungen auch besondere Preis-, Produktions- und 
Kreditverhältnisse zeitigen, die sowohl bloß der einzelnen In- 
dustrie eigene »Krisen« und Aufschwungszciten erzeugen kön- 
nen, die in eine entgegengesetzte Phase der Volkswirtschaft 
fallen, als auch allgemeine Tendenzen in einzelnen Industrien 
hervorrufen können, die sich als stärker erweisen, als der Ein- 
fluß der Konjunkturschwankungen — es gibt sterbende Indu- 
strien, die auch in der Aufschwungsperiode siechen, und auf- 
strebende, denen selbst eine Depressionsperiode nichts anhaben 


$) Auch treten sie nicht immer in gleicher Schärfe auf. Ferner hat die 
Tatsache des Hereinwirkens z. B. politischer Momente oder von Zufällen, wie 
etwa besonders guter oder schlechter Ernten, viel mit der Dauer der Perioden 
unserer Merkmale zu tun. Es ist k'ar, daß gute Ernten z. B. eine Depressions- 
periode abkürzen können. Kriegsrüstungen ferner sind so wichtig, daß auch 
derjenige die Bewegung der Ausgaben für solche Zwecke als ganz gutes »Ge- 
schäftsbarometer« anerkennen muß, der Guyots u. a. Ansicht, dieselben seien 
die Krisenursache, für schlechthin undiskutabel hält. Wiederum: Ich kann 
nicht oft genug betonen, daß ich alle diese und viele andere Momente durchaus 
in ihrer Bedeutung erkenne, daß aber aus ıhrer Existenz keine Einwendung 
weder gegen die theoretischen Prinzipien noch gegen den praktischen Wert 
der vorliegenden Untersuchung fließt. 
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kann. Fünftens reagieren bekanntlich überhaupt nur jene In- 
dustrien — Kohle, Eisen usw. — ganz scharf auf die Konjunktur, 
die in hinreichendem Maß mit der allgemeinen Wirtschaftslage 
und nicht bloß mit einzelnen Elementen der Wirtschaft verbunden 
sind. Die andern reagieren viel träger und wieder sehr ver- 
schieden in den verschiedenen Ländern: In Ländern geringer 
wirtschaftlicher Kultur, in denen jeder Gewinn gleich zur Erhöh- 
ung der Lebenshaltung verwendet wird, nimmt die »Luxuskon- 
sumtion« in Depressionsperioden sehr ab, in Ländern alten Reich- 
tums viel weniger usw. Sechstens sind die Größen der einzelnen 
Einkommen sehr verschieden variabel. Manche widerstehen 


Veränderungen sehr — die der Festbesoldeten, der Staatsgläu- 
biger usw., — andere folgen der Konjunktur nur langsam, wie 


die der unqualifizierten Arbeiter, noch andere, wie die aus der 
Vermietung von Wohnhäusern, sind mit Hinblick auf längere 
Perioden festgesetzt — auch wenn die Verträge nur auf kurze 
Zeiten lauten —, so daß ihre Höhe sowohl Aufschwungs- wie 
Depressionsperioden überdauern kann und mehr einen Mittel- 
kurs zwischen beiden steuert, wie überhaupt ein großer Teil 
aller Einkommen unter dem Einflusse der Tatsache steht, daß 
die Kontrahenten wissen, daß weder Aufschwung noch Depression 
ewig dauern. Und nur eine Minorität der Einkommen folgt der 
Konjunktur genau. Trotzdem ist es eine große Durchschnitts- 
wahrheit, daß alle Einkommen mehr oder weniger, direkt 
oder indirekt, von dem Wechsel von Aufschwungs- und De- 
pressionsperioden beeinflußt werden. 

Siebentes: Unter jenen einkommensbildenden Elementen, 
die das mit besonderer Regelmäßigkeit tun, steht der Diskont- 
satz an erster Stelle. Er folgt der Konjunktur in viel höherem 
Maß als man zu erwarten berechtigt wäre mit Rücksicht auf 
die Tatsachen, daß er auch andere als wirtschaftliche Momente 
widerspiegelt, wie schon hervorgehoben wurde, und daß in 
einer Krise an die Stelle des weggefallenen Grundes für seinen 
Hochstand — der Kapitalnachfrage für Ausdehnung der Pro- 
duktionsmöglichkeiten — ein anderer tritt — der der erhöhten 
Risikoprämie. Das hat gewiß zur Folge, daß das Diskont- 
minimum nicht nur weit, sondern je nach den Umständen noch 
verschieden weit vom Maximum abliegt und dieses selbst sich 
oft erst nach Ausbruch der Krise einstellt. Aber bei vernünftiger 
Berücksichtigung dieser Tatsachen wird man finden, daß die 
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Bewegung des Diskonts unsere Periodizitäten ebensogut wieder- 
gibt, wie die übrigen Periodizitäten des Wirtschaftslebens, die 
monatlichen, vierteljährigen, halbjährigen, jährlichen®). Ihm 
folgen fast wie auf seine Kurven zugeschnitten die Bewegungen 
des Preisniveaus und, in umgekehrtem Sinn, fast ebenso treu 
die der Arbeitslosigkeit. 


III. 


Stehen nun diese Merkmale zusammenhanglos oder doch 
nur durch die Tatsache einer gemeinsamen Ursache verbunden 
nebeneinander ? Natürlich nicht, wo immer wir anfassen, können 
wir sie aufeinander in dem Sinn zurückführen, daß einige von 
ihnen die Ursachen der andern sind und wir sie auf einer ganz 
präzisen Kausalkette aneinanderreihen können. 

Tun wir das nun: Die Preissteigerung der Aufschwungs- 
periode, um irgendwo zu beginnen, ist keine Steigerung ein- 
zelner Preise, sondern sie ist allgemein, eine Steigerung des 
Preisniveaus. Sie betrifft alle Arten von Gütern und tritt 
bald zuerst bei Produktions-, bald zuerst bei Konsumtionsgütern 
ein. Eine solche Steigerung des Preisniveaus ist aber nur mög- 
lich bei einer Vermehrung der zirkulierenden Kaufkrafteinheiten 
— da sich die Umlaufsgeschwindigkeit nur innerhalb längerer 
Perioden wesentlich verändern kann 1°). Wo kommen diese zu- 
gewachsenen Kaufkrafteinheiten her? In der vollentwickelten 
kapitalistischen Wirtschaft könnten sie nur aus den Banken 
kommen und zwar aus einer Ausdehnung ihrer Kreditgewährung 
auf Grund wesentlich desselben Barvorrats, der auch in der 
vorhergehenden Depressionsperiode vorhanden war. Dazu kom- 
men in Wirklichkeit noch jene Summen, die sich in der vorher- 
gehenden Depressionsperiode in der Form von reichlicheren 
Kassenbeständen usw. der Unternehmungen, oft direkt als 
Horte, angesammelt hatten und weitere Summen, die in den 
Banken deponiert worden waren und über die jetzt verfügt wird, 


9) Vgl. darüber unter den zahlreichen Arbeiten am besten: Del Vecchio, 
le variazioni periodiche dello sconto, Giornale degli Economisti Aprile 1913. 

10) Darin liegt noch kein Bekenntnis zur Quantitätstheorie, sondern nur 
zu einem Teil ihrer Sätze und zwar einem Teil, in bezug auf den man wirklich 
Sir D. Barbours kategorischem Urteil zustimmen kann: I have never seen any 
argument against its truth which seemed to me worth considering, and the 
controversy should be closed. (>The influence of gold supply on prices and 


profitse 1913, P. 47.) 
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so daß sie ganz oder zum Teile in Zirkulation kommen. Aber 
diese letzteren Quellen von Kaufkraft sind von geringerem prin- 
zipiellen Interesse erstens, weil ihr Vorhandensein schon frühere 
Wellenbewegungen der Wirtschaft voraussetzt, mithin eine sich 
an die Grundformen des Prozesses ansetzende Reflexwirkung 
ist und zweitens, weil mit fortschreitender kapitalistischer Ent- 
wicklung diese Quellen an Bedeutung verlieren und Unterneh- 
mungen, die die Mittel zu ihrer Vergrößerung aus ihren eigenen 
Rücklagen gewinnen, seltener werden müssen. Was den zweiten 
Punkt betrifft, daß die Kreditgewährung seitens der Banken 
mehr durch Erhöhung des Kreditgebäudes und durch Schaffung 
von Kreditumlaufsmitteln als durch die Verbreiterung der Basis 
dieses Gebäudes durch Erhöhung der Metallvorräte erfolgt, 
so ergibt sich das erstens aus der prozentuellen Geringfügigkeit 
und der verhältnismäßig geringen Elastizität des Metallumlaufs, 
und zweitens aus der Tatsache, daß die Barvorräte der Banken 
zwar auch unter dem Einfluß der Konjunktur, aber mehr unter 
dem Einfluß anderer Momente, wie Zahlungsbilanz, politische 
Rücksichten usw. schwanken. 

Daraus ergibt sich also, daß die Steigerung des Preisniveaus, 
die alle Aufschwungsperioden charakterisiert, vor allem ermög- 
licht und herbeigeführt wird durch die Ausdehnung des Bank- 
kredits und die dadurch bedingte Ausdehnung des Kredit- 
zahlungsmittelumlaufs, und daß sie nur dadurch ermöglicht 
und herbeigeführt würde, wenn nicht noch zufällige oder neben- 
sächliche andere Quellen von Kaufkraft hinzukämen. Wie 
richtig das ist, geht schlagend aus der Tatsache hervor, daß das 
Maximum des Preisniveaus immer entweder im Krisenjahr oder 
innerhalb eines Jahresabstandes vor demselben eintritt. 

Kaum brauche ich die Frage aufzuwerfen, wie diese neu- 
geschaffene Kaufkraft in den Verkehr kommt: Selbstverständ- 
lch kommt sie von den Banken zunächst in die Hand der Unter- 
nehmer in Erledigung der Darlehensgesuche derselben #), seien 
diese Unternehmer nun Leiter von Privatunternehmungen 
oder Aktiengesellschaften. Man wird ohne weiteres das Vor- 
liegen dieses Prozesses auch dann erkennen, wenn ihn die tech- 








11) Natürlich liegt darin keine Leugnung der Bedeutung der Kreditnach- 
frage der Staaten und Gemeinden — nur ist sie ein unserem Problem fremdes 
Moment, das allerdings auf die hier analysierten Vorgänge in concreto ein- 
wirkt, 
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nischen Formen der Sache überschatten. Da aber eine gesteigerte 
Kreditgewährung für die Bedürfnisse des Warenverkehrs, wie 
er in der ruhigen Zeit vor der Aufschwungsperiode bestand, 
nicht, und für eine einfache Ausdehnung desselben, die im ein- 
zelnen Fall bei vorhergehender Unterbeschäf- 
tigung sehr erheblich sein kann, volkswirtschaftlich aber 
bestimmte Grenzen hat, nicht in sehr großem Maße nötig ist, 
so ergibt sich schon daraus, was man aber ohne weiteres be- 
obachten kann, daß die Hauptmasse oder ein sehr großer Teil 
dieser ad hoc neu geschaffenen Mittel der Kreditgewährung 
der »Gründung neuer Unternehmungen« in dem oben erwähnten, 
sehr weiten Sinn, dienen muß und zwar entweder direkt oder 
indirekt durch Finanzierung der Spekulation mit deren Aktien 
oder mit den Aktien der an den Konjunkturschwankungen be- 
sonders teilnehmenden Industrien. Wenn das — als große Regel 
— noch neben den augenfälligen Tatsachen der Aufschwungs- 
perioden einer Verikation bedarf, so ist sie durch die Beob- 
achtung gegeben, daß jede Aufschwungsperiode durch das Vor- 
herrschen des Interesses an einer sei es neuen, sei es eben um- 
gebildeten Branche, die im Mittelpunkt der Bewegung steht, 
charakterisiert wird, worauf wir noch zurückkommen werden. 

Ob die Steigerung des Preisniveaus von der Seite des Bank- 
kredits oder von der Seite privater Kaufkraftreservoirs her er- 
möglicht wird, sicher wird sie durchgesetzt durch die Vermitt- 
lung der Unternehmer. Diese geben die erhaltene Kaufkraft 
offenbar auf die Anschaffung von Produktionsmitteln aus und 
erhöhen so das Preisniveau teils direkt, nämlich durch Kauf von 
»Kapitalgütern«, Kohle, Maschinen, Rohstoffen, und teils in- 
direkt dadurch, daß ihre Nachfrage nach Arbeitskräften — und 
der prinzipiellen Vollständigkeit halber müßte auch gesagt wer- 
den: Standorten — die Löhne (und Grundrenten) erhöht und so 
zu erhöhten Ausgaben in Geld seitens der Arbeiter (und Grund- 
eigentümer) führt. Beide Arten von Wirkungen treten unge- 
fähr gleichzeitig ein, wie schon gesagt wurde. Aber meist steigen 
die standard-Kapitalgüter zuerst. Der zeitliche Unterschied 
ist so gering, daß ich darauf kein Gewicht legen möchte und des- 
halb schon früher von einer schlechthin gleichzeitigen allge- 
meinen Preissteigerung aller Waren sprach. Auch wäre er leicht 
durch spekulatives Antizipieren künftiger Steigerungen seitens 
der Produzenten jener Kapitalgüter zu erklären, die sich ja 
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in einer dazu besonders günstigen Lage befinden. Aber wollte 
man auf jenes verschiedene Tempo in der Preissteigerung ver- 
schiedener Warengruppen irgend ein Gewicht legen, so würde 
die hier vertretene Auffassung ohne weiteres eine Erklärung 
darbieten: Während die Löhne nach und nach gezahlt werden, 
auch oft nicht von allem Anfang an steigen, sogibtes manche 
Kapitalgüter, die man am Beginne einer Unternehmung ein- 
für allemal kaufen und andere, über die man von allem Anfang 
an langfristige Kontrakte abschließen muß !2). 

Ehe aber die Unternehmer durch ihre auf die ad hoc neu- 
geschaffehe Kaufkraft oder doch zum Teile auf diese gestützte 
Nachfrage nach Produktionsmitteln das Preisniveau erhöhen 
können, erhöht schon ihre notwendig wenigstens zum Teile 
vorhergehende Nachfrage nach diesen Darlehen den Diskontsatz 
und, soweit es sich nicht um Anlagen besonderer Art handelt, 
den Zinsfuß überhaupt. Dessen Steigen müßte also, von speku- 
lativer Antizipation kommender Aufschwungserscheinungen ab- 
gesehen, das zeitlich und logisch erste Zeichen einer Aufwärts- 
bewegung sein. Und das finden wir im allgemeinen auch durch- 
aus bestätigt. 

So ergibt sich denn so ungezwungen wie nur möglich der 
folgende Kausalnexus zwischen unsern sechs Merkmalen der 
Aufschwungsperiode: Auftreten von Unternehmern mit Plänen 
für »neue Unternehmungen« in unserem Sinn auf dem Geld- 
markt. Daher einerseits Steigen des Diskontsatzes bei Aus- 
dehnung der Kreditgewährung und Verschlechterung des Ver- 
hältnisses zwischen den Verpflichtungen und den Barreserven 
der Banken. Daher andererseits Steigerung der Preise der 
Kapitalgüter und der Einkommen, aus letzterem Grund eine 
Steigerung auch der Konsumgüterpreise. Daher weiters das 
Entstehen neuer Unternehmungen und gute Geschäfte für die 
vorhandenen, was zur Steigerung des Verkehrs und der Pro- 
duktion und zum Sinken der Zahl der Arbeitslosen führt und 
zu den großen Profiten, sei es in den verschiedenen Formen der 
Gewinne an Neugründungen, sei es einfach in der Form von 
größeren Geschäftsgewinnen 13). 


12) Deshalb tritt auch die Steigerung der Kapitalgüterpreise mit beson- 
derer Schärfe im ersten Teil der Aufschwungsperiode ein, während sie später 
nachläßt. Das Umgekehrte gilt für die Konsumgüterpreise. 

13) Die von den einzelnen Autoren angeführten Tatsachen verifizieren alle 
diesen Kausalzusammenhang, auch die Tatsachen Mitchells, wie sein Satz zeigt: 
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Dazu sind nur noch zwei Dinge zu bemerken: Erstens wurde 
schon oft hervorgehoben, daß, wenn die Aufschwungsperiode 
einmal im Gang ist, sich ihre Merkmale gegenseitig zu verstärken 
tendieren. Es kommt dabei sozusagen zu sekundären Auf- 
schwungswellen: wie z. B. die erhöhten Einkommen zu erhöhten 
Preisen, so führen dann in vielen Fällen diese wieder 
zu weiteren Erhöhungen anderer — nicht immer, weil den 
größeren Erlösen oft erhöhte Auslagen gegenüberstehen 1%). 
Noch mehr als wirklich ist das scheinbar der Fall, und in dieser 
Tendenz der Vorgänge einander gleichsam gegenseitig Beschleu- 
nigungen zu erteilen, liegt eine für das Prinzip des Verständnisses 
nicht wesentliche, praktisch aber sehr wichtige Quelle jenes 
optimistischen Taumels und damit jener Fehler und endlich 
jener Zusammenbrüche, die uns die Wirklichkeit zeigt. Zweitens 
darf natürlich nicht vergessen werden, daß nur während des 
Entstehens der Aufschwungsperiode sich die Glieder unserer 
Kausalkette schon dem ersten Blick auch in der entsprechenden 
zeitlichen Reihenfolge darbieten, daß jedoch später zwar für 
den einzelnen Fall jeder Unternehmung sich die Sache noch 
immer so abspielt, aber für die Statistik nur eine große Zahl 
von Fällen in verschiedenen Phasen erfaßbar ist, so daß alle 
unsere Merkmale sich einfach gleichzeitig nebeneinander zu 
entwickeln scheinen. 

Demnach kann offenbar das Auftreten der Unternehmer- 
tätigkeit in unserem Sinne als die treibende Kraft und das 
Grundmerkmal der Aufschwungsperiode betrachtet werden. Das 


‚Most important of all, the investment demand for industrial equipment revives‘, 
Nur daß weder er noch andere Autoren, den weiteren — ja unvermeidlichen — 
Schritt nach dem Auftreten der Unternehmertätigkeit hin tun. Doch gibt es 
eine Ausnahme: Mrs. M. T. England in ihrem Artikel: Analysis of the credit cycle 
(Journ. of Polit. Econ. Oct. 1913), in deren Darlegungen ich eine der meinen 
völlig analoge Auffassung zu finden glaube. Auch Lescures und Aftalions 
Tatsachen harmonıeren damit mehr als mit der eigenen Auffassung dieser Au- 
toren, 

14) Temporär, d. h. so lange als die ‚neuen Unternehmungen‘ lediglich als 
Nachfragende in Betracht kommen, sind diese größeren Geschäftsgewinne über 
dic ganze Volkswirtschaft verteilt und kommen auch den alten Betrieben zugute, 
so auch deren Tätigkeit belebend. Aber das ändert sich mit dem Auftreten der 
Produkte der neuen Unternehmungen auf den Märkten, wie das noch später 
auseinandergesetzt werden wird. Es sei gleich hier bemerkt, daß in einer Aus- 
dehnung der Produktion der alten Betriebe, soweit sie auf der falschen Auf- 
fassung beruht, daß ihre Prosperität dauernd sei, eine wichtige Krisenursache 
von der Klasse der ‚Irrtümer‘ liegen kann, eine wichtige, aber nicht notwendige 
und eine prinzipiell akzessorische. 
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ist eine Tatsache, die beobachtet werden kann und von keinem 
aus anderen Quellen gewonnenen theoretischen Satz abhängig 
ist. Es ist ferner eine Tatsache, die durch eine Analyse heraus- 
gearbeitet wurde, in welcher schon der erste Schritt zum ana- 
lytischen Verständnis unseres Phänomens liegt. Es ist endlich 
eine Grundtatsache, deren Feststellung nicht die Leugnung 
anderer in praxi wirksamer Momente bedeutet, sondern nur die 
Behauptungen involviert, daß sie einem wesentlichen Teil der 
wirklichen Vorgänge zugrunde liegt, und daß die übrigen Vor- 
gänge sich — und zwar prinzipiell akzidentell, fördernd, for- 
mend, aber nicht notwendig — an sie anschließen. 


IV. 


Schon das bloße Aufhören der Unternehmertätigkeit in 
unserem Sinn erklärt einen guten Teil der Merkmale der Depres- 
sionsperiode und bildet selbst ein wesentliches Merkmal der- 
selben. Obgleich ich ausdrücklich erklären möchte, daß ich 
dieses Aufhören der Unternehmertätigkeit nicht etwa als Ur- 
sache der Depressionsperiode betrachte, vielmehr umgekehrt 
ihr Eintreten das Aufhören der Unternehmertätigkeit ver- 
ursacht, so ist doch klar, daß eben dadurch zugleich auch eine 
Reihe von Merkmalen der Aufschwungsperiode in ihr Gegenteil 
verwandelt wird. Ich brauche wohl nicht näher auszuführen, 
daß das Aufhören der Unternehmertätigkeit ein Aufhören der 
Kreditnachfrage und deshalb der Kreditexpansion, folglich 
auch ein Sinken des Preisniveaus !°) zur Folge haben muß usw. 
Aber nicht alle Vorgänge der Depressionsperiode erklären sich 
so, auch nicht alle jene, die sich formell als Gegensätze der 
entsprechenden Vorgänge der Aufschwungsperiode ausdrücken 
lassen. Und sodann bedarf auch bezüglich jener, die einfach 
die Folge des Aufhörens der Unternehmertätigkeit sind, das 
dieses Aufhören veranlassende Eintreten der Depressionsperiode 
der Erklärung. Wir kommen also zur Frage der Ursache der 
Depressionsperioden, zur Frage: Warum geht die Entwicklung 
nicht in stetigem Aufschwung vor sich, warum wird sie periodisch 
von Depressionen unterbrochen ? 

Wie schon gesagt, wäre das bloße Vorhandensein von Mo- 
menten, die zur Uebertreibung der Produktion in bestimmten 


15) Darüber gleich einiges Nähere, 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. ı. 2 
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Richtungen, zum Entstehen verfehlter oder schwindelhafter 
Unternehmungen führen, keine Erklärung. Solche Unterneh- 
mungen müssen gewiß eliminiert werden. Daß aber ihre massen- 
hafte Elimination sich in gewissen Perioden zusammendrängt, 
wird dadurch nicht erklärt, ist eben gerade ein Problem und 
wird erst dann verständlich, wenn sich aus andern Gründen 
eine Sachlage herausstellt, in der ihnen das Ueberleben be- 
sonders schwer wird. Nach diesen andern Gründen, in denen 
also allein der prinzipiell interessante Kern des Problems liegt, 
suchen wir jetzt: Erst die schon eingetretene Depression reißt 
diese Unternehmungen auf einmal nieder, so sich selbst ver- 
stärkend. Warum tritt sie periodisch ein? 

Wenn eine Neuerung im produktiven oder kommerziellen 
Prozeß der Volkswirtschaft eingeführt wird, so wirkt sie stets 
über den Kreis der unmittelbar Beteiligten hinaus. Wenn eine 
Fabrik sich von irgendwoher einen billigeren Rohstoff verschafft, 
von wo noch nie jemand ihn bezog, so wird sie einen Gewinn 
erzielen und, bei freier Konkurrenz, ihre Produktion bei sinken- 
dem Preis — wodurch schließlich der Gewinn eliminiert wird — 
ausdehnen oder es werden das ihre Konkurrenten tun. Der 
bisherige Rohstofflieferant der Fabrik erleidet einen Verlust, 
ebenso auch ihre Konkurrenten. Der neue Rohstofflieferant 
gewinnt, ebenso die Konsumenten, die nun möglicherweise 
einen Teil der bisher auf dieses Produkt ausgegebenen Summe 
für andere Zwecke frei haben und dadurch Preissteigerungen 
und Rentabilitätsverschiebungen auf andern Gebieten der Volks- 
wirtschaft hervorrufen. Kurz, infolge einer jeden solchen Neue- 
rung, bestehe sie nun in der Einführung einer neuen Produktions- 
methode oder eines neuen Konsumgutes oder in der Erschließung 
eines neuen Marktes oder sonst einer neuen Kombination der 
produktiven Kräfte, tritt eine Veränderung jener Daten ein, 
wie Kaufkraft der Konsumenten, Rohstoffpreise, Absatzmenge 
usw., auf Grund deren die Wirtschaftspläne entworfen werden 
und zwar über das ganze Gebiet der Volkswirtschaft hin. Diese 
Wirtschaftspläne und mit ihnen das wirtschaftliche Handeln 
passen nun nicht mehr auf die Tatsachen der Wirtschaftslage 
und müssen abgeändert werden — auch wenn sowohl diese 
Wirtschaftspläne früher richtig waren, wie auch die neue Unter- 
nehmung ganz richtig kalkuliert war —, was oft nur mit Ver- 
lusten und nicht immer gleich in richtiger Weise möglich ist. 
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Erst nach und nach lebt sich die neue Sachlage ein und wird 
ein neues Gleichgewicht erreicht. 

Tritt eine solche Neuerung vereinzelt auf, z. B. bloß in 
einer oder in wenigen Fabriken, so ist die Störung nicht groß, 
in ihren weiteren Beziehungen sogar unmerklich. Prinzipiell 
ist zwar daran festzuhalten, daß die Kaufkraft aller Kon- 
sumenten und das Kalkul aller Produzenten — ob sie nun 
unmittelbar von der Neuerung betroffen sind, z. B. als Kon- 
kurrenten, oder nicht — durch die Neuerung berührt wird und 
daß ein Prozeß der Anpassung an eine neue Situation und der 
Einfügung der Neuerung in das volkswirtschaftliche Leben nötig 
ist. Aber die durch eine solche vereinzelte Neuerung bewirkte 
Störung wäre so gering, daß die Anpassung ohne große Schwierig- 
keiten, den Handelnden oft unbewußt, sich vollziehen könnte. 
Niemand würde sehr leiden oder auch nur sehr beeinflußt wer- 
den, und einander stetig folgende Neuerungen würden wohl 
stets eine »Readjustierungsbewegung« in Gang halten, aber 
weiter keine auffälligen Konsequenzen haben. 

Treten jedoch die Neuerungen so rasch hintereinander auf, 
daß keine Zeit ist, die vorhergehende erst zu absorbieren und 
die ihrem Auftreten entsprechenden neuen »Daten« des wirt- 
schaftlichen Kalkuls klar einzuschätzen, und wird so jeder Re- 
sorptionsprozeß durch weitere Neuerungen, die eine immer neue 
Sachlage und immer neue Daten schaffen, gestört, dann muß 
die Sicherheit der Wirtschaftspläne und die Verläßlichkeit der 
jeweils erfahrungsgemäß ungefähr bekannten Daten leiden. 
Und treten die Neuerungen gar gleichzeitig in großen Mengen 
auf, so verändern sich die Daten nicht nur so schnell, daß das 
Verhalten der Wirtschaftssubjekte sich ihnen nicht ohne Schwie- 
rıgkeiten anpassen kann, sondern es verändern sich die funda- 
mentalen Daten auch so erheblich, daß für Viele Anpassung 
an sie überhaupt unmöglich wird. 

Nun aber ist das in Wirklichkeit der Fall. Treten Neuerungen 
im Wirtschaftsprozeß überhaupt in einigermaßen merklicher 
Bedeutung auf, so treten sie auch gleich haufenweise auf. Wenn 
wir zunächst nicht fragen, warum das so ist, sondern einfach 
die Tatsache, wie sie uns die Erfahrung der Aufschwungsperioden 
lehrt, als solche hinnehmen, so ergibt sich unter dem Vorbehalt, 
daß wir hier eine vorläufig unerklärte Tatsache aufnehmen, 


offenbar ohne weiteres die Antwort auf unsere Frage: Nach- 
2* 
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dem der Aufschwung einige Jahre gedauert hat, ist so viel Neues 
vorhanden und so Vieles an dem wirtschaftlichen Lebensprozeß 
verändert, daß die alten Daten, die dem wirtschaftlichen Kal- 
kul bisher erfahrungsmäßig zugrunde lagen, und daher die ihnen 
entsprechenden Wert- und Preisgrößen sicher falsch geworden, 
die neuen aber, die sich herausstellen werden, wenn sich alle Er- 
rungenschaften der Aufschwungsperiode ausgewirkt und einge- 
fügt haben, noch nicht erkennbar und zum Teil unerreichbar 
sind. Niemand weiß in solchen Situationen, wo er und jene, 
mit denen er wirtschaftlich verbunden ist, wie Kunden, Gläu- 
biger, Lieferanten, Konkurrenten, eigentlich stehen und welcher 
wirtschaftliche Luftraum ihnen auf die Dauer zukommen wird, 
was aufzugeben und was festzuhalten ist. Und diese durch 
die wirtschaftlichen Tatsachen selbst geschaffene Datenänderung 
äußert sich dann in einer allgemeinen Unsicherheit, die die der 
Grundtatsache entsprechende Lage noch weiter verschlimmert. 
Das alles erklärt es, warum die Unternehmertätigkeit aufhört 
einerseits — in erster Linie also infolge der von ihr selbst er- 
zeugten Datenänderung, die sicheres Handeln unmöglich macht, 
in zweiter dann infolge der bekannten Phänomene, die sich daran 
anschließen — und warum es in allen Kreisen zu jenen scheinbar 
regellosen Bewegungen kommt andererseits — nämlich zu den 
individuellen Versuchen zur Anpassung an eine neue, von der 
alten sehr verschiedene, aber noch nicht klar zu übersehende 
Situation. Und aus diesen beiden Ursachen wiederum erklären sich 
ungezwungen alle Vorgänge der Depressionsperioden und ergibt sich 
das Verständnis ihres Wesens und ihrer Funktion als Strömungen 
nach einem neuen Gleichgewichtszustande hin. In weitgehender 
Uebereinstimmung mit andern Krisentheorien in diesem Punkt 
definieren wir also die Depressionen als Perioden, in denen sich 
eine Anpassung an die durch die vorhergehenden Aufschwungs- 
perioden geschaffene Sachlage vollzieht, welche Anpassung 
wegen der Größe und Zahl und verhältnismäßigen Plötzlichkeit 
der Neuerungen jener Allmählichkeit und Unmerklichkeit ent- 
behrt, mit der kleine Resorptionen von Neuem durchgeführt 
werden können. Nochmals sei betont, daß sie also in ihrem 
Kern durch die bloße Tatsache des Aufschwungs, unabhängig 
von all dem falschen Verhalten der Wirtschaftssubjekte, das 
in Wirklichkeit noch hinzukommt und sie verschlimmert, not- 
wendig werden. 
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Wir können auch, ohne in die Details konkreter Depressions- 
perioden einzudringen, die Wirkungen der Aufschwungsperioden 
auf das Gleichgewicht der Volkswirtschaft noch präziser fassen. 
Vor allem wirken die neuen Unternehmungen auf die alten in 
zweifacher Weise: ihr Auftreten erhöht im allgemeinen die 
Kcsten der letzteren und verringert im allgemeinen ihren Er- 
lös. Die Kostenerhöhung ist dadurch gegeben, daß die neuen 
Unternehmungen den alten Betrieben durch ihre, also im Prin- 
zip wesentlich auf neue Kaufkraft gestützte, Nachfrage nach 
Produktionsmitteln, in letzter Linie vor allem nach Arbeit 1%), 
auf dem Markte der letzteren Konkurrenz bereiten und deren 
Preise erhöhen. Das ist der Mechanismus, durch den in der 
kapitalistischen Volkswirtschaft die sozialen Produktionskräfte 
den neuen Verwendungen zugeführt und den überlebten ent- 
zogen werden. Die neuen Unternehmungen drücken ferner 
den Erlös der alten Betriebe durch die Konkurrenz, die sie ihnen 
auf dem Produktenmarkte bereiten und zwar teils direkt, in- 
soweit sie die gleichen Genußgüter wie diese besser oder billiger 
anbieten und teils indirekt, indem sie andere Arten oder Quali- 
täten von Genußgütern anbieten und so die Nachfrage der 
Konsumenten von den Produkten der alten Betriebe abziehen. 
Beide Regeln haben ihre Ausnahmen: im einzelnen Fall kann 
ein von den neuen Unternehmungen erzeugtes Produktionsmittel 
die Kosten der alten Betriebe verringern und ebenso kann 
die Nachfrage der neuen Unternehmungen nach gewissen 
von den alten erzeugten Produktionsmitteln oder die Nachfrage 
jener Konsumenten, die infolge des Auftretens der neuen Unter- 
nehmungen Einkommenszuwächse erfahren, den Erlös der alten 
Betriebe steigern. Aber man sieht leicht, daß das Ausnahmen 
sein müssen, die von den entgegengesetzten Wirkungen zahlen- 
mäßig übertroffen werden. 


16) Insofern auch unsere Auffassung der Lohnsteigerung der Aufschwungs- 
perioden eine Rolle in dem Zustandekommen der Depressionsperioden und Krisen 
zuschreibt, berührt sie sich mit der Spiethoffs, obgleich wir in der Deutung dieses 
Moments von ihm abweichen. Dieser Fall ist charakteristisch für zahlreiche 
solche Berührungspunkte zwischen beiden Theorien: In ihrer Tatsachengrund- 
lage besteht kaum eine Differenz — oder doch nur eine solche der relativen Be- 
tonung der einzelnen Tatsachen. Die Differenz in der Deutung der Tatsachen, 
namentlich aber in ihrer Einteilung in für den Grundvorgang wesentliche und 
solche, die entweder lediglich akzessorisch sind oder andern Vorgängen 
angehören, die sich dem unseren superponieren, und in diesem Sinn fürihnauch 
akzessorisch sind, ist zunächst nicht unerheblich. Doch scheint eine Verständigung 
wohl möglich zu sein. 
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Diese beiden Reihen von Wirkungen drängen die Produktion 
der alten Betriebe zurück — bei freier Konkurrenz und Produk- 
tion bis zur Rentabilitätsgrenze ist eine Einschränkung der Pro- 
duktionsmenge derselben unvermeidlich — und verurteilen viele 
von ihnen zum Tode. In dieser Weise wird das Alte und Un- 
geeignete in der kapitalistischen Wirtschaft vor allem eliminiert. 
Diese alten Betriebe oder — allgemeiner — alle jene Schichten, 
die weder direkt noch indirekt an dem Aufschwung teilgenommen 
haben, sind es also eigentlich, von deren sinkender Nachfrage 
der Anstoß zu den äußeren Erscheinungen der Depression aus- 
geht. Wenn das statistisch nicht hervortritt, so kommt das 
erstens daher, weil diese alten Betriebe oft finanziell sehr gut 
fundiert sind und lange leiden können, ehe sie sterben und na- 
mentlich nicht den dramatischen Tod des Konkurses, sondern 
den sanfteren der Zurückziehung des Eigentümers von den Ge- 
schäften usw. sterben, und zweitens daher, weil sich eben tat- 
sächlich, wenn auch nicht notwendig, unter den neuen viele 
finanziell unsicher fundierte und ferner auch verfehlte befinden, 
die leichter in Konkurs geraten, so daß man beim Betrachten, 
der Statistik versucht ist, den Sitz des Uebels im Kreise der 
letzteren und nicht bei den ersteren zu suchen, obgleich offenbar 
die Zahl der Zusammenbrüche für unsere These nichts bedeutet. 
Ganz bedeutungslos ist ferner die Tatsache, daß die Preise der 
Kapitalgüter früher sinken als die der Konsumgüter: seine Be- 
stellungen an Kapitalgütern richtet jeder nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten ein, gegen eine Konsumeinschränkung wehrt 
man sich, solange es geht. 

Natürlich leiden auch die neuen Unternehmungen unter 
den Datenveränderungen, die sie selbst verursacht haben, aber 
sie leiden — ihre »Gesundheit« vorausgesetzt — weniger, weil 
sie wenigstens die durch ihr Auftreten bewirkten Aenderungen : 
und ferner die durch das Auftreten der Leute in ihrer Branche 
bewirkten ganz oder zum Teil in Rechnung zogen und weil sie, 
an sich rentabler, einer eventuellen Verschiebung des Verhält- 
nisses zwischen Erlös und Kosten gegenüber nicht gleich unter 
die Verlustgrenze sinken. Der Prozeß der Eliminierung ihres 
anfänglich ungewöhnlich hohen Gewinns in der Depressions- 
periode ist nur die natürliche Folge der diesem Gewinn stets 
nachdrängenden Konkurrenz und würde sich unter allen Um- 
ständen einstellen, nur daß, wenn es keine Depressionen gäbe, 
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das Phänomen nicht so auffällig wäre, weil dann eben immer 
solche Gewinne, wenn auch an stets anderen Unternehmungen, 
in der Volkswirtschaft vorhanden wären !?). 

Schwindel- und verfehlte Unternehmungen halten das nicht 
aus — außerdem auch nicht die auf das Aufhören des Auf- 
schwungs folgende kritische und ängstliche Stimmung der 
Banken und des Publikums — und brechen leicht zusammen. 
Ihr Vorhandensein ist stets ein wichtiges Element der kon- 
kreten Situation und führt leicht dazu, daß der Resorptions- 
und AusbalanzierungsprozeB der Depressionsperiode in eine 
Krise ausartet. Möglich wäre eine solche aber auch ohne die 
Existenz solcher Unternehmungen, aber dann nur infolge einer 
auf einer unrichtig pessimistischen Auffassung der Lage be- 
ruhenden Panik. Solche Krisen sind nichts anderes als krampf- 
hafte und kopflose Versuche großer Massen von Wirtschafts- 
subjekten, das den neuen Tatsachen entsprechende Gleich- 
gewicht sofort zu erreichen, ohne sich dem endlichen und un- 
sicheren Urteilsspruch des Readjustierungsprozesses zu unter- 
werfen. Ihr Eintritt, der zu weiterm falschem Verhalten und 
zu Resultaten führt, die neue Störungsursachen bilden und 
ausgeglichen werden müssen, macht den Verlauf der Depres- 
sionsperiode zu etwas anderem, als er sonst wäre, er macht ihn 
abnormal. Es ist klar und kann schon heute beobachtet wer- 
den, daß diese Abnormalität des Verlaufes der Depression nichts 
Notwendiges ist und mit der Zunahme wirtschaftlicher Einsicht 
und der Ausbildung einer besonderen Technik der Behandlung 
solcher Fälle immer schwächer aufzutreten tendiert. Daher 
der übliche, allerdings auf eine schiefe Auffassung und eine Ver- 
mengung verschiedener Dinge hindeutende Satz, daß die Krisen, 
die früher »akut« verlaufen wären, gegenwärtig die Tendenz 
hätten, »schleichend« zu werden. Es ist ohne weiteres verständ- 
lich, daß Krisen im Wendepunkt der Entwicklung, im Zeit- 
punkt auszubrechen pflegen, in dem die Unternehmertätigkeit 
infolge des Schwankens der Daten und des Sinkens der Nach- 
frage seitens mancher Kreise aufhört, denn in diesem Zeitpunkt 
ist die Diskrepanz zwischen Wirtschaftsplänen und Wirklichkeit 

17) Die tiefere Begründung und soziale Deutung des Prozesses der Deklas- 
serung der alten Betriebe und der Gewinnelimination an den neuen Unterneh- 
mungen kann hier nicht gegeben werden, daich jedes Wort zu vermeiden wünsche, 


das nicht für unser Thema in seiner einfachsten Form essentiell wäre. Man 
findet sie in meiner »Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung«. 
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am größten und deshalb auch die Gefahr für den Einzelnen, 
während, je weiter der Liquidationsprozeß schon fortgeschritten 
und je näher man einem neuen Gleichgewicht ist, desto weniger 
Anlaß zu einer Panik besteht. 

Aber, mit oder ohne eigentliche Krise, jedenfalls muß sich 
ein solches neues Gleichgewicht durchsetzen. Unvermeidlich 
ist die Einschränkung der nunmehr veralteten Betriebe, un- 
vermeidlich eine Reorganisation des Wert- und Preissystems 
der Volkswirtschaft und eine Readjustierung aller Einkommen 
und aller Produktions- und Konsumkombinationen der Ein- 
zelnen. Dieser Prozeß ist der Inhalt der Depressionsperiode, 
und er geht unter Verlusten, Widerständen, Enttäuschungen 
usw. vor sich. Das gibt den Depressionsperioden jenes melan- 
cholische Fluidum, von dem ihr Name kommt. Auch die Un- 
sicherheit des künftigen Schicksals und die jeder Vorhersage 
trotzende scheinbare Regellosigkeit vieler Bewegungen trägt 
dazu bei. An sich jedoch und abgesehen von den durch den 
Deklassierungsprozeß vieler alter Betriebe Getroffenen bringt 
die Depressionsperiode keineswegs allgemein Schaden. Für die 
Konsumentenkreise als solche bedeutet die Preissenkung die 
Erfüllung dessen, was die Aufschwungsperiode versprach. Die 
objektiven Tatsachen der Depressionsperioden bieten keines- 
wegs immer ein trostloses Bild. So sinkt die Produktionsmenge 
im Ganzen genommen keineswegs immer, wenngleich die Profite 
geschwunden und die ganze Stimmung und der äußere Glanz 
des Aufschwungs vorüber sind. 

Die Senkung der Preise in den Depressionsperioden ist 
durch das bloße Aufhören immer weiterer Unternehmertätigkeit 
und immer weiterer Kreditexpansion keineswegs schon erklärt. 
Die in Wirklichkeit quantitativ wichtigste Ursache ist die Kredit- 
kontraktion, die auf häufiger Zahlungsunfähigkeit einerseits 
und auf panikhaftem Einberufen von Darlehen andererseits 
beruht. Prinzipiell wichtig ist es aber, von dieser Kredit- 
kontraktion eine andere zu unterscheiden, die unabhängig von 
dieser ist und jedenfalls eintreten würde, auch wenn es diese 
nicht gäbe, nämlich die Kreditkontraktion infolge Rückzahlung 
der Darlehen aus Geschäftsgewinnen. Wenn die Produkte der 
neuen Unternehmungen auf dem Markte auftreten und die ganze 
Sache im Gang ist, entziehen sie dem volkswirtschaftlichen 
Umlaufe Summen, die sie in den Stand setzen, ganz oder zum 
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Teile der für sie neugeschaffenen Kaufkraft zu entraten und 
diese verschwindet einfach mit der Rückzahlung der Darlehen. 
So stehen nun dem vermehrten Güterstrome weniger Kaufkraft- 
einheiten gegenüber als in der Aufschwungsperiode und die 
Preise müssen sinken, streng genommen sogar, wenn nicht andere 
Ursachen, wie z. B. Goldvermehrung, das verhindern, unter das 
Niveau vor dem Aufschwung. Das tritt nur wegen der großen 
Lebensdauer der meisten Unternehmungen im Verhältnis zur 
Dauer des einzelnen Aufschwungs und der meist nur sehr all- 
mählichen Rückzahlung in der Wirklichkeit nicht schärfer 
hervor, wird aber übrigens durch die stete Preissenkung in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ausreichend exemplifiziert. 

Nebenbei gesagt, hat die Lebensdauer und die Wirtschafts- 
periode der Unternehmungen, die Zeit, die von der Gründung 
bis zum Auftreten ihrer Produkte und die Zeit, die von der 
Geburt bis zum Tode des stehenden Kapitals verstreicht, offen- 
bar viel mit der Länge unserer Zyklen zu tun. Die Dauer der 
Aufschwungsperiode hängt damit zusammen. Wenn alle Indu- 
strien die Gesamtwirtschaftsperioden z. B. von Eisenbahnen 
hätten, wäre sie länger, weil das Auftreten und die volle Ent- 
faltung ihrer Wirkungen längere Zeit in Anspruch nehmen 
würde. Die tatsächliche Dauer ist in jedem Fall eine Art Durch- 
schnittsgröße. Damit berührt sich unsere Daıstellung mit einer 
von Lexis gegebenen Anregung. 


V. 


Wir haben zuerst versucht, das aus der Fülle von Vor- 
gangen, die mit dem Krisenphänomen in Zusammenhang ge- 
bracht werden können, herauszuheben, was uns als das eigent- 
liche Problem erschien; wir haben sodann die wesentlichen 
Merkmale der uns interessierenden Erscheinung aufgezählt; 
wir haben dieselben dann miteinander kausal verknüpft; dabei 
kamen wir zu dem Schluß, daß das Auftreten der Unternehmer- 
tätigkeit der Aufschwungsperioden treibende Kraft sei; wir 
haben endlich gesehen, daß es nur die Massenhaftigkeit der 
Neuerungen in der Aufschwungsperiode ist, was das Gleich- 
gewicht in der Volkswirtschaft so stört und die Daten, auf Grund 
derer die Wirtschaftssubjekte handeln, so verändert, daß eine 
besondere Periode der Resorption des Neuen und der Aus- 
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balanzierung aller Werte und Preise notwendig eintritt, und 
daß dadurch auch die in ihr zu beobachtenden Vorgänge zu- 
gleich befriedigend erklärt werden. So spitzt sich denn das 
Problem der Krisen oder richtiger der Wellenbewegungen des 
Wirtschaftslebens auf die im vorhergehenden Abschnitt offen 
gelassene Frage zu: Warum treten die »Neuerungen«, sowie 
sie überhaupt auftreten, gleich immer so massenhaft auf? 

Ich erkläre mir das in der folgenden Weise: Es wurde im 
Vorhergehenden immer darauf hingewiesen, daß es sich bei dem, 
was in der Aufschwungsperiode geschieht, nicht nur und nicht 
in erster Linie um einfache Ausdehnung der Produktion auf 
Grund der gegebenen Betriebe und im Rahmen der bisherigen 
Produktionsweise handelt, obgleich auch das im Laufe der Auf- 
schwungsperiode zum Grundvorgang hinzutritt, sondern vor 
allem um Neuerungen im sozialen Wirtschaftsprozeß, zum 
Teil in der Form des Entstehens neuer Unternehmungen im 
sprachüblichen Sinn, zum Teil in der Form von Umbildungen 
der vorhandenen oder ihrer kommerziellen Kombinationen, 
welch letztere ich ebenfalls unter dem Begriff »neue Unter- 
nehmungen« subsumiere 18%). Das liegt daran, daß eine ein- 
fache Produktionsausdehnung in den bisherigen Bahnen, wenn 
wir von einem Gleichgewichtszustand ausgehen, was wir nicht 
nur der prinzipiellen Klarheit wegen tun müssen, sondern auch 
tun können, weil sich die Volkswirtschaft in der vorhergehen- 
den Depressionspceriode einem solchen Zustand angenähert hat, 
nur in bescheidenem Maße möglich und in noch bescheidenerem 
rentabel wäre 19). 

Obgleich nun die Ideen für solche neue Unternehmungen 
in den verschiedenen Fachdiskussionen jederzeit meist in einer 
alle praktischen Möglichkeiten weit übertreffenden Fülle vor- 
liegen und der Unternehmer, was das anbelangt, nur zuzugreifen 
braucht, so stößt doch die praktische Durchsetzung derselben 


18) Eine tiefergehende Untersuchung über das Wesen und die Bedeutung 
der Unternehmertätigkeit, die zur vollständigen Erfüllung unserer analytischen 
Pflichten cigentlich nötig wäre, findet man in meiner »Thcorie der wirtschaftlichen 
Entwicklung« 

19) Ich bitte nicht zu vergessen, daß diese Behauptung nicht die oft große 
Ausdehnung der Produktion der alten Betricbe in der Aufschwungspericde 
als statistische Tatsache leugnet. Nur involviert erstens diese Ausdehnung oft 
eine Reform des Betriebs, in welchem Fall eine sneue Unternehmungs« vorliegt, 
und zweitens erfolgt sie, besonders wenn das nicht der Fall ıst, als Reflexwirkung, 
d. h. auf die Nachfrage seitens der neuen Unternehmungen hin. 
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auf Schwierigkeiten, von denen die wichtigsten aufgezählt 
seien. 

I. Für neue Zwecke, z. B. die Gründung einer elektrischen 
Bahn solange noch nie eine einen Erfolg gehabt hat, ist weder 
eine Bank noch ein sonstiger Gläubiger leicht zu gewinnen. 
Die Rentabilität ist zweifelhaft und die einzelnen für den Erfolg 
maßgebenden Elemente sind schwer einzuschätzen. Von jenen 
Fällen abgesehen, in denen derjenige, der Unternehmer werden 
möchte, selbst über so große Mittel verfügt, daß er von der 
Kooperation anderer Kapitalisten unabhängig ist — Fälle, 
die selten sind und in denen die Sorge um das eigene Vermögen 
es bewirkt, daß der Unternehmer dem Widerspruch des in ihm 
steckenden Kapitalisten begegnet —, wird das eine sehr fühlbare 
Barriere bilden. 

2. Mag auch die Lösung des eventuellen technischen Pro- 
blems noch so klar vorgetan sein, stets wird die praktische 
Durchführung ibre besonderen technischen Schwierigkeiten mit 
sich bringen, die deshalb um nichts weniger ernst zu nehmen 
sind, weil sie wissenschaftlich als Detailfragen zu bezeichnen 
sind. Besonders die Adaptierung einer technischen Methode 
auf einen bestimmten wirtschaftlichen Zweck und auf gegebene 
wirtschaftliche Verhältnisse kommt hier in Betracht. 

3. Die Industrien gravitieren nach den günstigsten Stand- 
orten und finden dieselben oft ohne bewußte Ueberlegung der 
Leitenden, sie tasten sich gleichsam hinein. Für eine neue Unter- 
nehmung muß unter Umständen der beste Standort, von dessen 
richtigem Erkennen oft der Erfolg abhängt, gewählt werden, 
was zum Teil auf »richtigem Blick« beruht, und nur zum Teil 
exakt auf Grund von festen Daten ausgerechnet werden kann. 

4. Jeder ältere Betrieb hat seinen Stamm von Arbeitern. 
Für einen neuen muß eine Arbeiterschaft oft erst herangezogen 


werden, und es müssen den einzelnen Arbeitern oft — und mit- 
unter entgegen ihrem Widerstand — ihre Funktionen gelehrt 
werden. 


5. Die Organisation, die bei einem älteren Betrieb die 
Frucht eines langen Anpassungsprozesses ist, muß für einen 
neuen geschaffen werden. 

6. Jeder ältere Betrieb wächst langsam in einen Nähr- 
boden von kommerziellen Kombinationen hinein. Er hat seine 
Lieferanten, deren Produkte er kennt usw., und er ändert nur 
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langsam und in jedem Moment nur wenig daran. Das Gros 
seines Organismus funktioniert in jedem Augenblick reibungslos 
und ohne daß bewußte Entschlußfassungen nötig wären. Diese 
ganze geistige Arbeit ist bei einem neuen in kurzer Zeit zu leisten. 

7. Ein älterer Betrieb hat seine Märkte, seinen Kunden- 
kreis und erfahrungsmäßige Kenntnis seiner Produktionskosten 
und seiner Produktpreise und braucht sich nur Veränderungen 
anzupassen, die im allgemeinen nicht plötzlich auftreten. Ein 
neues Unternehmen muß mitunter die Konsumenten an sein 
neues Produkt erst gewöhnen und kann in diesem Fall den 
Umfang der Nachfrage, der es begegnen wird, nur sehr ungefähr 
einschätzen. Aber auch wenn es nur ein Produkt erzeugt, an 
das die Konsumenten schon gewöhnt sind, so konkurriert es 
ja mit vorhandenen Betrieben und ist in bezug auf die Elasti- 
zität der Nachfrage und das Maß, in dem der Markt weitere 
Produktmengen aufnehmen wird, auf Schätzungen ange- 
wiesen ganz so, wie wenn es ein bisher unbekanntes Gut ab- 
setzen wollte. 

8. Mitunter endlich stößt eine neue Unternehmung auf 
Schwierigkeiten wie fehlende Dampferlinien, Widerstand der 
Staatsverwaltung oder öffentlichen Meinung gegen gewisse Or- 
ganisationsformen usw. 

Alle diese Hindernisse wiegen schwer. Sowohl jene, die 
dem Unternehmer äußerlich entgegentreten, wie jene, die er 
in sich selbst findet, wie die Schwierigkeit der Leistung der 
geistigen Arbeit, die bei einer Neugründung erforderlich ist, 
oder der Mut, der dazu gehört, Neues zu tun, bringen es mit 
sich, daB das erfolgreiche Durchsetzen einer neuen Unterneh- 
mung schon qualitativ etwas ganz anderes ist als der verständige 
Betrieb einer schon bestehenden. 

Unterscheiden wir nun zwei hypothetische Fälle. Nehmen 
wir zuerst an, die Fähigkeit, die zum Ueberwinden dieser Schwie- 
rigkeiten nötig ist, die Fähigkeit innerhalb des Kreises von Auf- 
gaben, denen man bei der Gründung einer Unternehmung in 
unserem Sinn begegnet, entschlossen und erfolgreich zu handeln, 
sei in der Bevölkerung allgemein vorhanden. In ähnlicher Weise 
nehmen wir ja an, daß das rationelle wirtschaftliche Verhalten 
eine Eigenschaft aller Wirtschaftssubjekte sei. Dabei verkennen 
wir weder die individuellen Verschiedenheiten in der Weite des 
Gesichtskreises, noch die individuellen Verschiedenheiten im 
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Grade der Energie und Promptheit der Wirtschaftssubjekte. 
Trotzdem können wir von dem »wirtschaftlichen Verhalten« 
Aller sprechen, ohne daß uns die Wirklichkeit desavouiert, wie 
heute ziemlich allgemein zugegeben wird. Doch hat diese An- 
nahme eine, wenn auch meist unausgesprochene, Grenze ihrer 
Gültigkeit oder Zulässigkeit: Wir können im allgemeinen von 
promptem wirtschaftlichen Verhalten nur innerhalb der aus- 
gefahrenen Bahnen der täglichen Routine sprechen und man 
überzeugt sich leicht, daß außerhalb derselben die Sache wesent- 
lich anders steht. Lassen wir aber nun diese Einschränkung 
fallen und nehmen wir an, daß unbeschadet der individuellen 
Variationen im Grade der Intelligenz und Energie, doch auch 
jenen schwierigen Aufgaben gegenüber von einem wesentlich 
gleichgearteten Verhalten Aller gesprochen werden könnte. 
Dann, so behaupte ich, wäre im allgemeinen kein Grund für 
jenes massenhafte Auftreten der neuen Unternehmungen vor- 
handen, das tatsächlich die Aufschwungsperioden charakteri- 
siert und das eben zu einer solchen Intensität des Aufschwungs 
führt, daß ihm eine zeitlich unterscheidbare Depression folgen 
muß. Denn es würde in diesem Fall einfach ein jeder an die 
Durchsetzung der in seinen Gesichtskreis tretenden Neuerungen 
gehen, so wie sie sich ihm darbieten, und da dieses Sichdarbieten 
von Verbesserungsmöglichkeiten im allgemeinen offenbar in 
der Zeit gleich verteilt wäre, so würden es auch die Entstehungs- 
daten der neuen Unternehmungen sein, so daß sie eine nach der 
andern resorbiert werden und die Erscheinungen sowohl der 
Aufschwungs- wie der Depressionsperioden nebeneinander auf- 
treten und jeweils um den Vorrang im statistischen Ausdruck 
der Verhältnisse ringen würden. Die wesentlichen Vorgänge 
wären zwar dieselben, aber sie würden sich nicht zeitlich schei- 
den und niemals so heftig hervortreten, sich auch zum Teile 
gegenseitig neutralisieren. Vielleicht empfiehlt es sich, meinen 
Gedanken genauer auszudrücken: es würde in diesem Falle der 
wesentliche Grund für jene Intensität des Aufschwungs und 
damit auch für eine besondere Depression fehlen. Gewiß jedoch 
würde z. B. in einer Epoche guter Ernten oder aus anderen 
Gründen zu erklärenden nationalen Wohlbehagens mehr Neues 
geschaffen als in anderen und dann würde vielleicht die Reaktion 
in der Folge ebenfalls unterscheidbar hervortreten. Es könnte 
also jeweils das eine oder das andere Moment überwiegen, weil 
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Allemehr Neuesschaffen oder alle sich mehr zurückhalten könnten. 
Aber dann würde es eben nicht jene Periodizität geben, 
die wir gerade hier erklären wollen. Jene andern »Periodizitäten« 
wären länger und vor allem ganz unregelmäßig ?°). 

Wäre wiederum — damit kommen wir zum zweiten unserer 
hypothetischen Fälle — die Möglichkeit, Neues zu schaffen, 
auf jenen kleinen Kreis von Leuten, die wirklich als erste den 
erwähnten Schwierigkeiten erfolgreich entgegentreten Können, 
strikte beschränkt, so würde dasselbe gelten. Auch sie würden 
an die Schaffung neuer Unternehmungen herantreten, sowie 
sich ihnen die Möglichkeiten derselben darbieten, und das Auf- 
treten der neuen Unternehmungen würde auch hier in der Zeit 
gleich verteilt sein, ebenfalls im allgemeinen, da es sich ja im 
einzelnen Fall ereignen könnte, daß solche Möglichkeiten sich 
einmal plötzlich häufen. Aber das wäre jedesmal ein Zufall, 
im großen und ganzen würde auch in diesem Fall die Resorption 
des Neuen stetig vor sich gehen und zu besonderen Aufschwungs- 
und Depressionsperioden, wie wir sie kennen, kein Anlaß vor- 
handen sein. 

Allein in Wirklichkeit gilt keiner dieser beiden Fälle. Die 
Aufgaben, denen jene begegnen, die bei der Gründung neuer 
Unternehmungen vorangehen, erfordern eine Intelligenz und 
Energie, die nur einem sehr geringen Teil der Bevölkerung eigen 
ist, so daß die Hypothese, daß Alle solche Aufgaben lösen 
können, eine Fiktion wäre, die nicht wie die Hypothese ledig- 
lich wirtschaftlichen Verhaltens aller Wirtschaftssubjekte der 
Wirklichkeit ausreichend nahesteht, um brauchbar zu sein. 
Zugleich aber braucht man unsere Liste der zu überwindenden 
Schwierigkeiten nur anzusehen, um zu erkennen, daß, sowie 
einmal einige mit Erfolg vorangegangen sind, für alle, die folgen 
wollen, die Aufgabe außerordentlich erleichtert ist: Ist eine neue 
Unternehmung bestimmter Art erfolgreich im Gang, wird sich 
die ablehnende Haltung des Kreditgebers in das Gegenteil ver- 
wandeln. Ist eine neue Produktionsmethode erfolgreich in ein 


20) Soweit solche allgemeine Gründe tatsächlich wirken, so werden sie das 
Wirtschaftsleben beleben oder bedrücken und entweder selbst Depressions- 
perioden lindern oder selbst Aufschwungsperioden lähmen. Aber ihre Wir- 
kungen erklären aus dem erwähnten Grund unsere Perioden nicht, wenngleich 
sie oft mit ihren Erscheinungen konfundiert werden, sondern sie superponieren 
sich ihnen und bilden dann zwar Elemente des deskriptiven Problems der Erfas- 
sung des konkreten Geschehens, aber nicht Elemente des Grundvorgangs. 
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Unternehmen umgesetzt, so ist der Bann gebrochen. Gelungene 
Organisationen kann man einfach kopieren. Hat der Erste 
den richtigen Standort gefunden, so kann man sich neben ihm 
niederlassen. Seine Erfahrungen mit Arbeitern und Konsu- 
menten sind ebensoviele Experimente zum Vorteil derer, die 
folgen. Dabei ist auch zu beachten, daß manche der von den 
Ersten ausgetretenen Wege nur den Angehörigen der gleichen 
Branche zugute kommen, andere aber, wie z. B. gewisse Or- 
ganisations- und Kreditformen, angeknüpfte Beziehungen mit 
neuen Märkten, geschaffene Dampferlinien usw., auch Ange- 
hörigen anderer Branchen, so daß selbst dann, wenn der Auf- 
schwung nur in einer Branche inauguriert wird, auch andere 
mitgezogen werden, wozu dann noch die Reflexwirkungen auf 
die Standardindustrien usw. kommen. Noch immer bleibt frei- 
lich die auch von den Nachfolgenden zu lösende Aufgabe über- 
durchschnittlich schwierig im Vergleich zur bloßen Erledigung 
der Routine eines Betriebs, der sich schon eingelebt hat. 

So erklärt sich denn die Tatsache, daß, sowie einige wenige 
Unternehmer auftreten, ihnen gleich ein Haufe anderer folgt, 
also die Tatsache, die noch zu erklären war, um den Kreis des 
Arguments zu schließen. Diese Erklärung ist ebenso unab- 
hängig von den Schlagworten des Gründungsfiebers, der Massen- 
psychologie usw., wie sie den unter diesen Etiquetten vorhandenen 
realen Tatsachen Raum läßt. Das Nachfolgen jenes Haufens 
ist an sich durchaus rationell zu verstehen und beruht nicht 
notwendig auf falschem Kalkul. Es wäre eine Depressions- 
periode denkbar, in der keine einzige der neuen Unternehmungen 
falliert oder sich sonst als verfehlt erweist. Und es gäbe De- 
pressionsperioden ohne allen Optimismus, Fieber, Schwindel. 

Doch ist es klar, wie sehr die bloße Tatsache erfolgreichen 
Vorangehens die Gründung neuer Unternehmungen, abgesehen 
von der realen Erleichterung derselben, noch psychisch erleichtert. 
Es ist ferner klar, daß der massenpsychologische Mechanismus 
und das eigentliche Führermoment in derselben Richtung — 
und eventuell schon recht bedenklich — wirken. Es ist auch klar, 
daß die beim Schaffen von Neuem ohnehin unvermeidlichen 
Fehler noch häufiger werden müssen, wenn die psychische 
Temperatur durch den Anblick der Erfolge und durch die rege 
Tätigkeit, die sich zeigt, erhöht wird und daß das zu Ueber- 
Investition in stehendem Kapital, zu Ueberantizipation von 
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weit in der Zukunft liegenden Möglichkeiten, zu Ueberspeku- 
lation führen kann und führt und daß oft recht einfache Ueber- 
legungen übersehen werden. Es ist endlich klar, daß in Zeiten 
optimistischer Erregung und mangelnder Kritik ruhig ans Licht 
treten kann, was sonst lichtscheu ist. 

Aber eben, weil alles das und vieles andere so klar ist, habe 
ich mich auf den Grundvorgang und das beschränkt, was an 
Essentiellem jener einen Wellenbewegung des Wirtschaftslebens 
zugrunde liegt, die ich hier erklären wollte, mit der andere Auf- 
und Abbewegungen konkurrieren und an die sich noch andere 
Erscheinungen, zu denen sie Anlaß bieten kann, anschließen. 
Sie ist an sich nichts Abnormales, sondern eine wesentliche 
Form des wirtschaftlichen Fortschritts, ja, so möchte ich hinzu- 
fügen, die speziell wirtschaftliche Aeußerung einer ganz allge- 
meinen Form sozialer Entwicklung überhaupt. 
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Die Ansprüche der Arbeiter. 


Von 


RICHARD SCHÜLLER. 


Der Arbeiter bietet seine Arbeitskraft in der Regel nicht 
bedingungslos an, sondern beansprucht bestimmte Arbeitsbe- 
dingungen. Es ist behauptet worden, daß die Arbeiter in- 
folge ihrer Armut überhaupt keine Ansprüche stellen können 
und daß die Arbeitsverhältnisse daher nur von den Unternehmern 
abhängen. Thornton hat diese Ansicht theoretisch aus- 
gestaltet: »labour is almost always offered for sale without 
reservation of price, which other commodities never or scarcely 
ever are«!). Die meisten Volkswirte aber haben die bedeu- 
tungsvolle Tatsache, daß die Arbeiter an bestimmten Forde- 
rungen festhalten, nicht übersehen und sie, wenn auch nicht 
klar ausgesprochen, doch in ihren Lohntheorien berücksichtigt. 
Von den Physiokraten bis auf unsere Zeit wurde als für die 
Ansprüche und auch für die Löhne selbst maßgebend der not- 
wendige Lebensunterhalt angesehen, der für die Arbeiterbevöl- 
kerung jeden Landes durch die historisch gegebene, gewohnte 
Lebenshaltung bestimmt werde. 

Die Ansprüche sind aber innerhalb eines Landes und auch 
an demselben Orte sehr verschieden, so daß die größten ein 
vielfaches der geringsten darstellen. »Der junge Maschinen- 
bauer oder Klempner ohne Frau und Kind weigert sich voll 
Unwillen, für einen Lohn zu arbeiten, von dem Millionen sei- 
ner Mitbürger nicht nur existieren, sondern auf den hin sie 
auch heiraten und mit dem sie ihre Familie unterhalten ?).« 
Solche Verschiedenheiten der Ansprüche können wenigstens 


e 00000 mn 


) W. Th. Thornton, On Labour, London 1870, S. 93. 
2) Sidney und Beatrice Webb, Theorie und Praxis der englischen Gewerk- 
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zum Teil darauf zurückgeführt werden, daß die gewohnte Le- 
benshaltung örtlich und beruflich ungleich ist. Auch diese 
Wirkung des Herkommens vermag jedoch nicht verständlich 
zu machen, daß z. B. die Ansprüche der in einer Weberei be- 
schäftigten Weber um das Doppelte und Dreifache voneinander 
abweichen. Hiefür ist offenbar die Größe und Qualität der Lei- 
stungen maßgebend, wie denn überhaupt Ansprüche nur mit Bezug 
auf bestimmte Leistungen gemessen werden können und auch der 
nämliche Arbeiter seine Forderungen höher oder niedriger stellt, 
je nachdem welche Leistungen von ihm verlangt werden. Das 
Herkommen spielt hierbei gleichfalls eine Rolle, weil bestimmte 
Verhältnisse zwischen Leistungen und Löhnen üblich sind. 
Nicht nur das eine oder das andere der in den wissenschaft- 
lichen Lohntheorien hervorgehobene Herkommen, sondern 
sie alle üben Einfluß auf die Ansprüche der Arbeiter, wie 
dies in folgender Darstellung der Webbs zum Ausdrucke 
gelangt: »Es ist unmöglich, die Löhne und andere Arbeitsbe- 
dingungen bestimmter Grade von Arbeitern unter ein gewisses, 
nicht genau bestimmtes Niveau herabzudrücken. In den Jahren 
schlechtesten Geschäftsganges, wenn Tausende von Maschinen- 
bauern oder Kesselschmieden, Steinmaurern oder Klempnern 
auf der Suche nach Arbeit das Pflaster treten, ist es nutzlos, 
ihnen Arbeit zu Io oder I5 sh wöchentlich anzubieten. Ehe sie 
ihre Ueberzeugung von dem, was für ihre soziale Stellung an- 
gemessen und passend ist, so sehr vergewaltigen lassen, arbeiten 
sie lieber als unqualifizierte Arbeiter oder verrichten Arbeiten, 
die sich ihnen gelegentlich bieten, für dieselbe oder sogar eine 
geringere Bezahlung, als die, welche sie als qualifizierte Ar- 
beiter zurückweisen. . . Diese hartnäckige Weigerung ist für 
Gewerkvereinler und Nichtgewerkvereinler gleich charakteri- 
stisch und findet sich auch in Gewerben, wo es keine Koali- 
tionen gibt. Selbst der Dockarbeiter, der wie wahnsinnig an 
den Docktoren um Beschäftigung kämpft, wird unzufrieden 
und verläßt nach einigen Stunden die Arbeit, wenn man von 
ihm verlangt, für ı sh pro Tag zu arbeiten. Und das gilt nicht 
allein für die Geldlöhne. Der britische Arbeiter im Bauge- 
werbe ... wird lieber jede andere Alternative ergreifen, als sich 
von seinem Arbeitgeber gewohnheitsmäßig fünfzehn Stunden 
täglicher Arbeit abpressen zu lassen« 3). 


3) Ibd. S. 218. 
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So gewiß es nun ist, daß die Lebens- und Arbeitsgewohn- 
heiten großen Einfluß auf die Ansprüche der Arbeiter üben, 
ist dies doch zur Erklärung der Bildung und Entwicklung 
ihrer Ansprüche, wie sie sich gegenwärtig vollzieht, ganz un- 
zureichend. Daß das Herkommen so lange als für die For- 
derungen der Arbeiter entscheidend angesehen wurde, ist auf 
die Lage zurückzuführen, in der sich die Arbeiter tatsächlich 
befanden. Während der feudal-zünftigen Periode war die un- 
selbständige Arbeit entweder der durch Gebräuche und Normen 
geregelte Uebergang zur Selbständigkeit oder eine durch die 
Inhaber der politisch-militärischen Gewalt erzwungene Leistung, 
deren Bedingungen von dem, nur durch das Herkommen ge- 
milderten Diktat der Herren abhingen, so daß das Festhalten 
an der gewohnten Lebenshaltung die einzige Schutzwehr der 
Arbeiter und die Grundlage ihrer Ansprüche war. Von einzel- 
nen Produktionszweigen abgesehen, in denen die moderne Ent- 
wicklung mit fluktuierender Arbeiterschaft einsetzte, hatte der 
an die Scholle und Beschäftigung gebundene Arbeiter in der 
Regel nicht die Wahl zwischen verschiedenen Erwerbsmöglich- 
keiten und auch wenn er wählen konnte, waren die Arbeits- 
bedingungen obrigkeitlich geregelt. Versuche, durch Verwei- 
gerung der Arbeit oder Revolten Aenderungen der Arbeits- 
verhältnisse herbeizuführen, hatten selten Erfolg und wurden 
fast immer gewaltsam unterdrückt. 

Auch gegenwärtig noch leben die Arbeitermassen des Orients 
und große Teile der westlichen Arbeiterschaft im Banne der 
Gewohnheiten und die Traditionen spielen überall eine große 
Rolle; aber es ist ein rasch fortschreitender Umschwung der 
Verhältnisse eingetreten, durch den andere Bestimmungsgründe 
wirksam werden. Aus der Gebundenheit der Sklaverei, Leib- 
eigenschaft, Untertänigkeit, Zunft gelöst, können und müssen 
die Arbeiter sich ihren Lebensunterhalt selbständig suchen. 
Die Entwicklung der Technik, das Wachstum und die Schwan- 
kungen der Produktionszweige erfüllen das Wirtschaftsleben 
mit größter Unruhe. Der steigenden, jedoch wechselnden Nach- 
frage stehen die sich rasch vermehrenden Menschenmassen zum 
größten Teile ungeordnet gegenüber. Unter solchen Verhält- 
nissen können die Arbeiter ihren Erwerb nicht in herkömmlicher 
Weise finden, sondern müssen sich in dem durch die Freizügig- 


keit und die Verkehrsmittel erweiterten Kreise von Erwerbs- 
3* 
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chancen allseits umsehen. Sie stehen zu den Unternehmern in 
keinem persönlichen Verhältnis, werden auf Grund kauf- 
männischer Kalkulation von ihnen verwendet und sind da- 
rauf angewiesen, ihre Arbeitskraft nach geschäftlichen Grund- 
sätzen möglichst gut zu verwerten. Die Schulbildung, die Zei- 
tungen, der Militärdienst, die politischen Ideen, Bewegungen 
und Rechte stärken das Selbstgefühl der Massen und ändern 
ihre Lebensauffassung; ihr Schicksal erscheint ihnen nicht als 
selbstverständlich und einfach hinzunehmen; es entsteht in 
ihnen die Ueberzeugung, daß sie ihre wirtschaftlichen Verhält- 
nisse beeinflussen können und sie streben darnach, ihre Lage 
zu verbessern. 

Vordem waren auch die Bedürfnisse der Volksmassen ge- 
bunden. Jetzt strebt, wer nicht genug zu essen hat, aktiv nach 
besserer Ernährung; wer heiraten will, beruhigt sich nicht dabei, 
daß er warten muß, ob und wann es ihm möglich wird. Nicht 
nur Hunger und Liebe treiben zur Bemühung um bessere Le- 
bensbedingungen, sondern vielerlei andere materielle und kul- 
turelle Bedürfnisse erwachen: nach besserer Wohnung und 
Kleidung, Bildung und geistiger Befriedigung auch nach Zer- 
streuungen und Reizmitteln, z. B. Tabak und Alkohol. Wie 
rasch und in welchem Maße sich die Ansprüche ändern können, 
sehen wir am deutlichsten an den oberen Bevölkerungsschich- 
ten, in denen der Verbrauch von den Eltern zu den Kindern 
und bei demselben Menschen im Laufe seines Lebens oft auf 
ein Vielfaches steigt. Schon nach kurzer Zeit erscheint die 
Befriedigung eben erst angewöhnter Bedürfnisse als unent- 
behrlich. Auch die Arbeiter gewöhnen sich viel leichter an 
besseres als an schlechteres Leben, was umso begreiflicher ist, 
als es sich für sie meist erst um die Erlangung der notwendig- 
sten Verbrauchsgüter handelt. Die Steigerung des Erwerbs- 
sinns und der Bedürfnisse, die unsere Zeit charakterisieren, 
bleibt nicht auf die oberen Bevölkerungsschichten beschränkt, 
sondern dringt tief in die Volksmassen ein. Durch die unregel- 
mäßigen, unaufhörlichen Stöße des modernen Wirtschaftslebens 
von außen, durch die Unruhe ihres Denkens und Fühlens von 
innen wird ein großer Teil der Arbeiter von einem Betrieb zum 
andern, vom Lande in die Stadt, von der Kleinstadt in die 
Großstadt, nach anderen Gegenden, Staaten, Weltteilen und 
auch ohne Wechsel des Ortes und der Beschäftigung zur Aen- 
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derung ihrer Arbeitsbedingungen getrieben. Die ganze Ent- 
wicklung des letzten Jahrhunderts und die Verschiebungen 
der Massenpsychologie, aus denen sie entsprang und auf die sie 
zurückwirkte, haben die Stellung der Arbeiter geändert; sie 
harren nicht ruhig in herkömmlichen Verhältnissen aus, sondern 
sind in großer Unruhe und heftiger Bewegung. 


* * 
æ 


Den schärfsten*Bruch mit dem Herkommen bedeutet die 
Auswanderung. Die Vereinigten Staaten von Amerika allein 
nehmen durchschnittlich jährlich mehr als ı Million Einwan- 
derer auf; im Jahre Igoo waren 43%, ihrer männlichen weißen 
Arbeiter im Auslande geboren. Immer größere Menschen- 
mengen ziehen nach Kanada, Südamerika, den afrikanischen 
und asiatischen Kolonialgebieten. Auch die europäischen Indu- 
striestaaten haben einen starken Zufluß; Preußen allein be- 
schäftigt nahezu eine Million ausländischer Arbeitskräfte. An- 
dererseits verlieren Galizien, Ungarn, Italien, Rußland, Japan, 
China Millionen Arbeitskräfte durch die Auswanderung. 

Die innerhalb des Staatsgebietes stattfindenden Wande- 
rungen sind gleichfalls zum größten Teil darauf zurückzuführen, 
daß die Arbeitsbedingungen der Heimat den Arbeitern nicht 
genügen; nur ein relativ geringer Teil muß den Ort verlassen, 
weil er dort überhaupt keine Arbeit findet. Dies geht schon daraus 
hervor, daß in den Gegenden, aus denen die Arbeiter abwandern, 
meist über Mangel an Arbeitskräften geklagt wird, wie insbe- 
sondere in den ländlichen Bezirken Europas. Der Umfang, der 
innerhalb der einzelnen Staatsgebiete stattfindenden Verschie- 
bungen, ist annähernd daraus zu entnehmen, daß ein großer 
Teil der Bevölkerung sich nicht am Geburtsorte aufhält. Im 
Deutschen Reich wurde im Jahre 1907 fast die Hälfte der Be- 
völkerung als nicht am Geburtsort anwesend gezählt. Ein Teil 
von ihnen ist allerdings nur zeitweilig abwesend, andererseits 
aber sind Arbeiter zur Zeit der Zählung am Geburtsort an- 
wesend, die regelmäßig in einem anderen oft benachbarten 
Orte arbeiten. Im großen und ganzen gibt die Ortsanwesenheit 
ein richtiges Bild des Arbeitsortes. In allen europäischen Staaten 
hat ein großer Teil der Bevölkerung den Geburtsort verlassen. 
Wir haben es also mit gewaltigen Massenbewegungen zu tun, 
und wenn es mir erlaubt ist, eine Schätzung zu wagen, deren 
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tatsächliche Anhaltspunkte hier nicht im einzelnen mitgeteilt 
werden können, so glaube ich behaupten zu dürfen, daß die 
Zahl der Bewohner Europas, welche ihren zeitigen Wohnort 
nicht der Geburt, sondern der Wanderung verdanken, weit über 
1oo Millionen beträgt« (Bücher) !). 

Verharren die Arbeiter, die nicht wandern, in gewohnten 
Verhältnissen ? Sehr viele von ihnen wechseln den Beruf oder 
den Betrieb. Es läßt sich nicht zahlenmäßig feststellen, wie 
oft dies durch Entlassung seitens der Unternehmer und wie oft 
durch Kündigung seitens der Arbeiter herbeigeführt wird. Doch 
lehrt die Erfahrung, daß der freiwillige Arbeitswechsel außer- 
ordentlich groß ist. Viel seltener als in früheren Zeiten folgen 
die Kinder dem Beruf ihrer Eltern, und viel häufiger als dies 
ehedem geschah, wird die Beschäftigung im Laufe des Lebens 
geändert. Schönhof: »Americans seldom keep to one in- 
dustry all their lifetime«°). Er will damit einen Gegensatz 
zwischen den amerikanischen und den europäischen Arbeitern 
bezeichnen; es ist aber nur ein gradueller Unterschied. Der 
deutsche Arbeiter Fischer schildert in seiner Selbstbio- 
graphie das nicht ungewöhnliche Schicksal einer Arbeiter- 
familie; er selbst war der Reihe nach Schafhirt, Helfer eines 
Spinners, Bahnarbeiter, Eisenwerksarbeiter, Bergknappe, Milch- 
händler, Bauarbeiter, Obstpächter und wieder Milchhändler; 
nicht viel weniger Abwechslung zeigen die Beschäftigungen 
seiner Eltern und Geschwister ê). In einer neuerrichteten nieder- 
österreichischen Gerberei waren unter 69 männlichen Arbeitern 
nur 12 vor Eintritt in den Betrieb Gerbereiarbeiter, 52 gehörten 
allen möglichen Berufen an und für 5 war es die erste Arbeit; 
unter 29 weiblichen Arbeitskräften waren 2I vorher in Betrie- 
ben anderer Art und als Dienstmädchen beschäftigt. 

Der Beschäftigungs- und Betriebswechsel der Arbeiter 
tritt uns in der großen Zahl der Arbeitskräfte entgegen, die in 
den Betrieben jährlich neu aufgenommen werden. In den loth- 


4 Bücher, Die Entstehung der Volkswirtschaft. Tübingen 1908, S. 428. 

5) J. Schönhof, The Economy of high Wages, 1892, S. 59. -— Wool, 
Report of the Tariff Board, Washington 1912, IV, S. 958: Von 17 194 Arbeitern 
amerikanischer Schafwollwarenfabriken waren vorher beschäftigt: in deı Land- 
wirtschaft 5252, Transport und Handel 4447, Minen 2065, öffentlichen Diensten 
119, häuslichen Diensten 1260, verschiedenen Gewerben 2881 und nur 2967 
in der Textilindustrie. 

6 F. L. Fischer, Arbeiterschicksale. Berlin 19060. 
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ringischen Eisenwerken ändern die Arbeiter durchschnittlich 
IM, bis ı%& mal im Jahre ihre Arbeitsplätze 7). Die größte 
Kölner Maschinenfabrik hat unter 2900 Arbeitern jährlich 
I200—1500, die wechseln. Eine Duisburger Brückenbaufirma 
berechnet auf Iooo Arbeiter rund I200 Neueinstellungen im 
Jahre. Selbst Firmen, deren Arbeiterschaft am stabilsten ist, 
haben einen beträchtlichen Wechsel; die Firma Krupp z. B. 
verzeichnet bei 30 000 Arbeitern jährlich etwa 1200 freiwillige 
Kündigungen ®). Eine österreichische Textilfabrik zählt unter 
1200 Arbeitern nur 200 stabile; eine ungarische Textilfirma 
mußte bei einem Stande von durchschnittlich 3000 Arbeitern 
ım Laufe von 5 Jahren rund 20 000 Arbeiter neueinstellen. Als 
Massenerscheinung spiegelt sich die Fluktuation der Arbeiter in 
den Ausweisen der Arbeiter-Unfall- und Krankenversicherungs- 
anstalten, in denen jährlich ein großer Teil der Mitglieder ab- 
bzw. neuangemeldet wird. So verschieden auch die Verhältnisse 
in den einzelnen Gegenden und Betrieben sind, im ganzen ist 
der Wechsel außerordentlich stark und zum großen Teile auf 
freiwilliges Verlassen des Betriebes und auf die Erwartung zu- 
rückzuführen, anderwärts bessere Arbeitsbedingungen zu finden. 

Doch selbst wenn der Arbeiter weder wandert noch die 
Beschäftigung oder den Betrieb wechselt, sondern in einem und 
demselben Unternehmen verharrt, bedeutet dies nicht, daß das 
Herkommen allein oder hauptsächlich für seine Ansprüche maß- 
gebend ist. Im Zusammenhang mit der äußeren Bewegung, 
die wir beobachtet haben, geht eine noch bedeutsamere inten- 
sive Bewegung im Innern der Arbeiterschaft vor sich, die fort- 
währende Aenderungen ihrer Ansprüche verursacht. Sie tritt 
in den Verhandlungen und Streitigkeiten zwischen den Ar- 
beitern und Unternehmern zutage; die Streiks sind ihre schärf- 
sten Aeußerungen; in viel größerem Umfang aber kommen die 
geänderten Ansprüche in friedlichen Neuregelungen der Arbeits- 
verhältnisse zur Geltung. Ein großer Teil der Wirkungen der 
Arbeiterbewegung bleibt unsichtbar, weil die Unternehmer, 
wissend, daß sie sich die notwendigen Arbeitsleistungen anders 


5 Bosselmann, Die Entlöhnungsmethoden in der südwestdeutsch- 
luxemburgischen Eisenindustrie. Berlin 1906, S. 27. 

»}) Jeidels, Untersuchungen über die Entlöhnungsmethoden in der 
deutschen Eisen- und Maschinenindustrie. Berlin 1907, Heft 6, S. 236. 
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nicht beschaffen können, von selbst die Arbeitsbedingungen 
mit Rücksicht auf die Ansprüche der Arbeiter regulieren. 


R * P * 

Daß neben dem Herkommen bei der Bildung der Ansprüche 
auch andere Momente wirksam sind, hat die ältere National- 
ökonomie nicht verkannt. Smith war in dieser Frage, wie 
in so vielen anderen, seiner Zeit weit voraus: Der chinesische 
Arbeiter begnüge sich mit einer kleinen Ration Reis; der schot- 
tische stelle geringere Ansprüche als der englische; aber diese 
Verschiedenheit der Lebenshaltung sei nicht die Ursache, son- 
dern die Folge der Ungleichheit ihrer Löhne ?). Damit legt er 
den Finger auf den wunden Punkt der älteren Theorie; denn 
selbst zur Zeit, in der das Herkommen für die Arbeitsverhält- 
nisse tatsächlich bestimmend war, bildete der Hinweis darauf 
keine hinreichende wissenschaftliche Erklärung. Es blieb die 
Frage offen, wie sich das Herkommen gebildet hat und worauf 
seine nach Zeit und Ort, Kategorie und Qualität der Leistungen 
verschiedenen Gestaltungen zurückzuführen sind 1%). Bei dem 
Versuch, hierauf eine Antwort zu finden, bewegt sich die ältere 
Theorie im Kreise, weil die Lebenshaltung von den Löhnen 
abhängt, diese also und die ihnen zugrunde liegenden Ansprüche 
der Arbeiter nicht auf dem Herkommen allein beruhen können. 

Smith erklärt, die zwischen den Ansprüchen der Ar- 
beiter bestehenden örtlichen und zeitlichen Unterschiede aus 
der Verschiedenheit und dem Wechsel der wirtschaftlichen 
Entwicklung, d. h. aus der Nachfrage nach Arbeitskräften: 
yincreasing, stationary or declining demand for labour.« Wenn 
die Produktion stagniert oder sinkt, fehlt es an Beschäftigung 


%, Wealth of Nations, London 1898, S. 55 ff: »This ditference, however, in 
the mode of their subsistence is not the cause, but the effect of the difference 
in their wages; though by a strange misapprehension, I have frequently heard 
it represented as the cause.«e Hiezu bemerkt Malthus, Principles, London 
1820, S. 249: »It must be allowed, however, that this correction ot a common 
cpinion is only partially just. The effect, in this case like in many others, cer- 
tainly becomes in its turn a cause.« 

10) Webb, a.a. O. IL, S. 221 ff. Anm.: »Wir können das Vorhandensein 
dieser populären Ideen von der Art der Lebenshaltung hier nur erwähnen. Die 
Art ihrer Entstehung — warum z. B. der englische Arbeiter immer daran fest- 
gehalten hat, kostspicliges und wenig nahrhaftes Weizenbrot zu essen, oder 
weshalb bestimmte Klassen oder Kasten mit so viel größerer Hartnäckigkcit 
als andere an ihrer Lebenshaltung festhalten — wäre ein fruchtbarer Gegen- 
stand für ökonomische Untersuchungen.e 
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und die Arbeiter suchen durch gegenseitiges Unterbieten eine 
Stellung zu erhalten, während bei wachsender Produktion die 
Unternehmer günstigere Bedingungen gewähren, um Arbeiter 
zu bekommen !!). Die Möglichkeit, daß die Arbeiter nicht nur 
parallel mit der Entwicklung der Nachfrage, sondern auch aktiv 
durch ihre eigene Bewegung ihre Ansprüche erhöhen könnten, 
hat Smith nicht übersehen, den realen Verhältnissen seiner Zeit 
entsprechend aber gering veranschlagt. Hierauf beziehen sich 
seine bekannten Aussprüche über die Organisation und die 
Wanderung der Arbeiter. Ihr gemeinsames Auftreten vollziehe 
sich lärmend und ihr Vorgehen sei verzweifelt, weil sie entweder 
verhungern oder die Unternehmer rasch zum Eingehen auf 
ihre Forderungen zwingen müssen, weshalb die Streiks ge- 
wöhnlich mißlingen und nur die Bestrafung der Führer zur 
Folge haben !2). Die Wanderung der Arbeiter und der Ueber- 
gang von einer Beschäftigung zur anderen werde teils durch 
die mangelnde Beweglichkeit, teils durch die von den Regie- 
rungen geschaffenen Verbote und Erschwerungen verhindert, 
so daß Preisdifferenzen, die den Transport einer Ware von 
einem Ende der Erde zum anderen Ende verursachen würden, 
oft nicht genügen, um einen Arbeiter aus einer Gemeinde in 
eine andere zu bringen 12). 

Gegenüber diesen wohlbegründeten Ansichten bedeuteten 
die nach Smith zur Herrschaft gelangten Lehren Ricardos 
undLassalles, trotz ihrer wirksamen Formulierung, einen 
Rückfall in frühere Irrtümer !*). In diesen Lohntheorien wurden 
zwar die durch die wirtschaftliche Entwicklung und durch die 
Zu- und Abnahme der Bevölkerung bedingten Schwankungen 
des Angebotes und der Nachfrage und ihre Wirkungen auf die 
Ansprüche beachtet, aber angenommen, daß der gewohnheits- 
mäßige Lebensunterhalt entscheidend sei und Angebot und 
Nachfrage nur als modifizierende Nebenmomente in Betracht 
kommen. War diese Darstellung schon früher ungenügend, 
so widersprechen ihr jetzt die Tatsachen des Wirtschaftslebens 
desto mehr, je aktiver die Arbeiter bei der Bestimmung der Ar- 
beitsbedingungen mitwirken. Mill schon verwies darauf, daß 


11 


) A. a. O. S. 52 íf. 
?) Ibd. S. 5r ff. 13) Ibd. S. 58. 
`) 


e pa 


Ueber die älteren Theorien siehe Mary Schrey, Kritische Dogmen- 
geschichte des ehernen Lohngesetzes. Jena 1913. 
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gegenwärtig die Konkurrenz einerseits der Unternehmer, an- 
dererseits der Arbeiter der hauptsächlichste Regulator der 
Löhne sei und das Herkommen eine relativ geringe Rolle spiele !°). 
Und Marshall sagt mit Recht: »the influence of custom 
over prices, wages and rent has been overrated«. »Now the 
side of life with which economics is specially concerned is that 
in which man’s conduct is most deliberate, and in which he 
most often reckons up the advantages and disadvantages of 
any particular action before he enters on it. And further it is 
that side of his life in which, when he does follow habit and 
custom, and proceed for the moment without calculation, the 
habits and customs themselves are most nearly sure to have 
proceeded from a close and careful watching the advantages 
and disadvantages of different courses of conduct. It is true 
that when a habit or a custom which has grown up under one 
set of conditions, influences action under other conditions, 
there is so far no exact relation between the effort and the end 
which is attained by it. But in business matters in the modern 
world such habits quickly die away« 16). 

Den Einfluß der Organisationen der Arbeiter auf ihre An- 
sprüche haben die Webbs, Brentano u. a. dargelegt. 
In vielen Schriften über die Lohnverhältnisse sind ferner die 
Wirkungen der Wanderungen der Arbeiter und anderer Mo- 
mente besprochen worden. Henry George ließ, von den 
amerikanischen Verhältnissen ausgehend, die Ansprüche der 
Arbeiter von den Bedingungen abhängen, unter denen sie freien 
Boden erlangen können !”). Den einzigen mir bekannten Ver- 
such, diese verschiedenen Momente zueinander ins Verhältnis 
zu setzen, hat Marshall unternommen; wir werden uns mit 
seinen trefflichen Ausführungen noch näher befassen. Eine von 
der veränderten Stellung der Arbeiter ausgehende, zusammen- 
hängende Darstellung der für ihre Ansprüche maßgebenden 
Momente ist aber noch überhaupt nicht versucht worden, und in 
den wissenschaftlichen Werken herrscht auch jetzt die Ansicht 


15) J. St. Mill, Principles, London 1875, S. 207 »\Vages like other things, 
may be reguladed either by competition or by custom. Competition, however, 
must be regarded in the present state of society, as the principal regulator of 
wages, and custom or individual character only as modifying circumstance, 
and that in a comparatively slight degrees. 
16) AlfredMarshall Principlesof Economics. London 1898, I, S. 16, 82. 
17) Progress and Poverty. London 1890, B. III, Ch. VI. 
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vor, daß der gewohnte Lebensunterhalt für die Ansprüche und 
Löhne bestimmend sei %). Philippovich führt in seinem 
Lehrbuch, das den neuesten Stand der Wissenschaft am besten 
darlegt, unter den Bestimmungsgründen der Löhne die Wert- 
schätzung an, welche die Arbeiter für ihre Arbeitskraft haben. 
Sie hänge auch von der Möglichkeit ab, als selbständiger Unter- 
nehmer tätig zu sein; hauptsächlich aber werde sie durch die 
Kosten der Lebenshaltung des Arbeiters bestimmt !%). Wir sind 
so wieder beim gewohnten Lebensunterhalt als dem Haupt- 
momente angelangt. In der neuesten Auflage seines Werkes 
sagt Philippovich, »daß man überhaupt darauf verzichtete, 
eine Lohntheorie aufzustellen und sich mit einschränkenden 
Wiederholungen der Ricardoschen Lehre oder mit der Ueber- 
sicht, der auf Seite der Nachfrage und des Angebotes wirkenden 
Tatsachen begnügte« 29). 

Um die Ansprüche der Arbeiter und ihre Wirkungen auf die 
Lohnbildung zu erkennen, müssen wir untersuchen, von wel- 
chen Momenten diese Ansprüche im modernen Wirtschafts- 
leben tatsächlich bestimmt werden und wie sich die Massen- 
erscheinung des Arbeitsangebots aus den Ansprüchen der ein- 
zelnen Arbeiter zusammensetzt. Hierbei haben wir den realen 
Verhältnissen unserer Zeit entsprechend davon auszugehen, 
daß die Ansprüche der Arbeiter durch deren wirtschaftliche 
Erwägungen gestaltet werden und daß die Arbeiter sich be- 
mühen, ihre Leistungen möglichst günstig zu verwerten; was 
ganz selbstverständlich klingt und doch die größte Aenderung 
des ökonomischen Denkens und Handelns der Volksmassen 
bedeutet, die seit Jahrhunderten sich vorbereitend, jetzt immer 
allgemeiner wird, und in ihrer wirtschaftlichen, politischen und 
kulturellen Bedeutung noch gar nicht zu ermessen ist. Man wird 
einwenden, daß die Arbeiter zum großen Teile doch nicht fähig 
seien, ihre Arbeitskräfte kaufmännisch richtig zu verwerten; 
aber abgesehen davon, daß dies jetzt oft und immer öfter 
der Fall ist, handelt es sich nicht darum, ob der Arbeiter stets 
wirtschaftlich richtig rechnend verfahre; sind doch auch Unter- 
nehmer weit davon entfernt, die ihnen sich bietenden Erwerbs- 
möglichkeiten bestmöglichst auszunützen. Das Wesentliche ist, 


18$) Zwiedinek, Lohnpolitik und Lohntheorie, 1900. 
19) Grundriß der politischen Oekonomic, I. 6. ed. Tübingen 1906, S. 325. 
26, Ibd.,g ed. Tübingen ıgıı, S. 386. 
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daß die Arbeiter sich mehr und mehr von dem Streben nach 
möglichst günstiger Verwertung ihrer Arbeitskraft leiten lassen, 
daß sie es in ihrem Verhalten zur Geltung bringen und so aktiv 
in den Kreis der rationalistischen ökonomischen Tätigkeit treten, 
deren immer weitere Ausbreitung unser ganzes Wirtschaftsleben 
charakterisiert. Bei der Fe.tstellung der Arbeitsbedingungen 
— der für das ganze Leben des Arbeiters wichtigsten Ange- 
legenheit — läßt er sich nicht hauptsächlich von der Gewohn- 
heit leiten, sondern ist mit aller Kraft bemüht, sich möglichst 
günstige Bedingungen zu verschaffen. 


I. Die wirtschaftlichen Erwägungen der 
Arbeiter. 


Die Erwägungen des Arbeiters bei der Verwertung seiner 
Arbeitskraft sind durch die Stellung der menschlichen Arbeit 
im Kreise der wirtschaftlichen Güter gegeben. Man hat ihre 
Besonderheit darin finden wollen, daß sie in jedem Augenblick, 
in dem sie nicht verwendet wird, verloren geht, weil sie nicht 
aufbewahrt werden kann. Dies gilt aber ebenso von allen Ge- 
brauchsgütern wie Häusern, Maschinen usf., deren Nicht- 
benützung für den Eigentümer einen Verlust bedeutet, und von 
allen, raschem Verderb ausgesetzten Konsumartikeln. Als 
spezielle Eigenschaft der Ware »Arbeitskraft« wurde ferner an- 
gesehen, daß der Arbeiter, wenn er sie nicht verwerten kann, 
sofort in Not gerät. Hierdurch wird die Lohnbildung in der 
Tat sehr stark beeinflußt; ein beträchtlicher Teil der Ange- 
stellten und Arbeiter ist aber nicht so aller Mittel und Hilfe 
entblößt, daß sie nicht eine Zeitlang stellenlos ausharren könn- 
ten; und es kommt bei anderen Gütern gleichfalls vor, daß ihr 
Eigentümer, wenn er sie nicht verwerten kann, mittellos da- 
steht. 

Die besondere Stellung der Arbeit im Kreise der wirtschaft- 
lichen Güter beruht darauf, daß sie gegenüber allen sachlichen 
Gütern das einzige persönliche Gut ist. Die hieraus entspringen- 
den grundsätzlichen Untetschiede sind: 

I. Die Erzeugungskosten spielen eine ganz andere Rolle 
als bei den übrigen Gütern. Die Produktionskosten der mensch- 
lichen Arbeitskraft sind mit dem Lebensunterhalt des Arbeiters 
identisch. Dieser Aufwand erfolgt, weil der Arbeiter leben, 
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nicht weil er Arbeitskraft produzieren will. Die Ernährung ist 
zwar eine Voraussetzung für die Erhaltung seiner Kraft, aber 
sie ist nicht, wie die Aufwendung anderer Produktionskosten, 
ein Opfer, sondern im Gegenteil die Befriedigung der Bedürf- 
nisse des Arbeiters. Während das wirtschaftliche Streben sonst 
immer darauf gerichtet ist, die Produktionskosten der Güter 
möglichst herabzusetzen, hat der Arbeiter umgekehrt das In- 
teresse, seine Bedürfnisse möglichst reichlich zu befriedigen. 
Andere Waren werden nur dann dauernd erzeugt, wenn der 
Produzent mehr als die Gestehungskosten dafür bekommt; der 
Arbeiter aber macht die zur Erhaltung seines Lebens notwendigen 
Aufwendungen, obgleich ihm in der Regel vom Unternehmer 
nicht mehr als die Kosten des Lebensunterhaltes vergütet werden 
oder nicht einmal diese, so daß er etwaige Ersparnisse zusetzen 
oder Unterstützungen von seiner Familie oder anderen Seiten 
in Anspruch nehmen muß. Auch der durch höhere Ausbildung 
verursachte Aufwand kann schon deshalb nicht den Produk- 
tionskosten einer Ware gleichgestellt werden, weil er, trotz der 
dabei meist verfolgten wirtschaftlichen Zwecke, vielfach auch 
zur Befriedigung kultureller und sozialer Bedürfnisse des sich 
Ausbildenden oder seiner Eltern dient. 

Ebensowenig wie die Selbsterhaltung ist die Erhaltung der 
Familie mit den Gestehungskosten sachlicher Güter in eine 
Linie zu stellen. Eine so wichtige Rolle wirtschaftliche Momente 
bei der Fortpflanzung der Menschen spielen, sie stoßen dabei 
mit den tiefsten Instinkten der menschlichen Natur, seelischen 
und physischen Trieben, zusammen. Der Arbeiter gründet die 
Familie nicht, um Arbeitskräfte für künftige Zeiten zu erzeugen; 
er erhält seine Kinder, obgleich er nicht selten auf ihren spä- 
teren Miterwerb rechnet, nicht weil ihm die Kosten dann in 
Löhnen vergütet werden, sondern um die Kinder lebend und 
gesund zu erhalten, was ihm natürliche und soziale Gefühle 
und Pflichten zum stärksten Bedürfnis machen ?!). 

2. Das Opfer, das der Arbeiter dem Unternchnicr bringt, 
ist nicht sachlich, sondern persönlich; es besteht in der Arbeits- 
leistung selbst. Kann man diese schlechthin als Opfer bezeich- 
nen? Die Betätigung seiner Kräfte ist dem Menschen ein Be- 


— 





2) Marshall,a.a. O. S. 643 ff. sthosc who bear the expenses of rearing 
and educating him (the worker) receive but very little of the price that is paid 
for his services in later ycars«. 
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dürfnis und zu allen Zeiten sind Leistungen auch’ ohne wirt- 
schaftlichen Erfolg oder doch nicht hauptsächlich um seinet- 
willen vollbracht worden. Künstlerische und wissenschaftliche 
Betätigung, militärische und andere öffentliche Funktionen, 
auch handwerksmäßige und landwirtschaftliche Arbeiten wer- 
den nicht selten um ihrer selbst willen, d. h. wegen der Befrie- 
digung, die sie gewähren, betrieben. Es ist allerdings nur weni- 
gen gegönnt, sich in ihrer Lebensführung ausschließlich oder 
hauptsächlich von ihren Bedürfnissen nach Betätigung und 
nach Muße leiten zu lassen; doch weit über diesen engen Kreis 
hinaus, spielt die Liebe zum Beruf und die Arbeitsfreude eine 
große Rolle im Leben der Menschen. Dies ist die eine Seite der 
Arbeit; die andere bilden die Opfer, welche sie dem arbeitenden 
Menschen auferlegt: durch physische und geistige Anstrengun- 
gen und Beschwerden, Mangel an Ruhe und Muße. Insbeson- 
dere bei der Lohnarbeit ist es ein selten vorkommender Aus- 
nahms- und Glücksfall, daß der Mensch sie überwiegend als 
Befriedigung empfinde. Auch sie ist nicht immer nur ein Opfer, 
sondern von der größten Bedeutung für die physische, geistige 
und moralische Gesundheit und wie das Leben selbst, von dessen 
Inhalt sie einen so großen Teil bildet, an und für sich nicht 
Glück oder Unglück, sondern aus Leid und Freud gemischtes 
Schicksal. Aber selbst die angenehmsten Arten der Lohnarbeit, 
die bisher die geschichtliche Entwicklung hervorgebracht hat, 
lassen ganz entschieden das Gefühl des Opfers vorwalten; wie 
erst Arbeiten, die durch übermäßige Ausdehnung, zu starke 
Anspannung der Kräfte, unhygienische Verhältnisse und andere 
Uebel zu einer schweren Bürde werden. In sozialen Zukunfts- 
bildern werden Arbeitseinteilungen ausgemalt, in deren Rah- 
men die Menschen ihre Leistungen als erwünschte Betätigung 
empfinden würden; im realen Leben jedoch gilt immer noch, 
daß der Arbeiter seine Arbeitsleistung überwiegend als Opfer 
empfindet, und die wirtschaftlichen, technischen und psycho- 
logischen Wandlungen des letzten Jahrhunderts haben das Ge- 
fühl der Belastung nicht verringert, sondern wesentlich verstärkt. 


xk * 
* 


Obgleich das mit der Arbeit verbundene Opfer für den 
Arbeiter von der größten Bedeutung ist, wägt er es in der Regel 
nicht ab und macht es nicht zum Gegenstande seines wirtschaft- 
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lichen Denkens. Um dies zu tun, müßte er dieses Opfer mit 
der durch den Lohn gewährten Befriedigung vergleichen. Ein 
solcher Vergleich wäre indes für ihn von keiner praktischen 
Bedeutung; denn er lehnt eine Stelle, obgleich ihn der Lohn 
für das Opfer entschädigen würde, ab, wenn er eine bessere 
haben kann; eine der ihm offenstehenden Stellen aber muß er 
annehmen. Die Abschätzung der absoluten Größe des Opfers 
und des Lohnes gelangt daher in seinem Vorgehen in der Re- 
gel 2?) nicht zum Ausdruck; es kommt für ihn nur darauf an, 
welche Erwerbsmöglichkeiten ihm offen stehen. 

Von der Sklaverei und von der Gebundenheit an eine be- 
stimmte Arbeitsstelle befreit, kann sich die Masse wirtschaftlich 
doch bloß in engen Grenzen bewegen. Die meisten Menschen 
müssen ihre Arbeitskraft verkaufen, um ihren Lebensunterhalt 
zu gewinnen, weil sie nicht das Kapital besitzen, um als selb- 
ständige Unternehmer oder als Rentner zu leben. Sie haben 
nicht die Wahl, ob sie arbeiten wollen, und können auch nicht 
frei bestimmen, welche Arbeit und wie sie sie vollbringen wollen. 
Durch die Verhältnisse ihrer Eltern und ihrer Kindheit ist ihr 
Beruf gegeben, an den sie dann oft das ganze Leben gebunden 
sind. Aber auch wenn sie Gelegenheit zum Wechsel ihrer Be- 
schäftigung haben, ändert sich für die meisten nichts daran, 
daß sie durch harte Arbeit einen nur notdürftigen Unterhalt 
erlangen. Trotz dieser Zwangslage hat der Arbeiter in der Regel 
die Möglichkeit, seine Arbeitskraft in verschiedener Weise zu 
verwerten. Sind mehrere Betriebe gleicher Art am Orte, so 
kann er in einem oder dem andern Beschäftigung finden; häufig 
stehen ihm auch andere Produktionszweige offen, oder er ist 
in der Lage, seine bisherige oder eine andere Beschäftigung 
auch an anderen Orten zu betreiben. So bietet sich ein gali- 
zischer Landarbeiter mehreren Grundbesitzern seines Heimats- 
ortes, in anderen Gegenden Galiziens, in Deutschland an oder 
er sucht Arbeit in Fabriken oder Bergwerken der Sudeten- 
länder, Sachsens, Westfalens, Amerikas. Unter Umständen 
kommt die Anstellung als Geschäftsdiener, Hausmeister, Bahn- 
oder Postbediensteter usw. mit in Betracht. Für weibliche 
Arbeitskräfte auch die Beschäftigung als städtische Dienstboten 
oder, ebenso wie für jugendliche Arbeitskräfte, die Wahl zwischen 
der Beschäftigung in der häuslichen Wirtschaft und der Lohn- 
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arbeit. Für einen Teil der Arbeiter endlich ist die Möglichkeit 
zur Begründung eines kleinen Betriebes gegeben; sie können 
sich als Bauern, Handwerker, Händler selbständig machen. 
Von sehr großer Bedeutung ist ferner der Umstand, daß der Ar- 
beiter seine Arbeitskraft in dem nämlichen Betriebe verschie- 
den verwerten kann, indem er mehr oder weniger, besser oder 
schlechter arbeitet. 

Der Arbeiter vergleicht die verschiedenen Erwerbsmöglich- 
keiten, die sich ihm bieten und schätzt sie gegeneinander ab. 
Den Gegenstand dieses Vergleiches bildet einerseits der Lohn 
und andererseits die zu leistende Arbeit. Von der Höhe des 
Lohns hängt das Maß ab, in dem er seine Bedürfnisse befriedi- 
gen kann. Es kommt hierbei natürlich nicht auf den Nominal-, 
sondern auf den Realwert an; gar mancher läßt sich durch eine 
höhere Lohnsumme verleiten, mit der er dann an dem betreffen- 
den Ort infolge der dort herrschenden Preise schlechter lebt 
als vorher in der Heimat mit geringerem Lohn. In solchen Fällen 
hat er geirrt, denn seine Absicht ist darauf gerichtet, besser 
zu leben und den höheren Lohn nur insofern, als er dies mög- 
lich macht, zu berücksichtigen. Naturalbezüge und unentgelt- 
liche oder billigere Arbeiterwohnungen werden mit in Rechnung 
gezogen. Der Vergleich findet nicht immer zwischen Löhnen 
statt, sondern auch zwischen diesen und dem Erwerb als Bauer, 
Handwerker und in anderen Betätigungen, die im gegebenen 
Falle neben der Lohnarbeit offenstehen. 

Es kommt nicht nur auf die Höhe des Einkommens, sondern 
auch auf die Regelmäßigkeit des Bezuges und die voraussicht- 
liche Dauer der Stellung an. Wechselnde Löhne können nur 
mit dem durchschnittlichen Betrag richtig eingeschätzt werden, 
und intermittierende Beschäftigungen in der Landwirtschaft, im 
Bau- und anderen Saisongewerben liefern im Jahr ein geringeres 
Ergebnis als kontinuierliche bei den gleichen oder auch niedrigeren 
Löhnen. Fixe und lebenslängliche Anstellungen, wie sie in 
öffentlichen Diensten die Regel bilden, werden häufig höher 
veranschlagt als besser bezahlte kündbare Stellen. Versiche- 
rung gegen Krankheit, Unfall, Invalidität und Alter fallen bei 
der Bewertung der Stellen stark ins Gewicht. In vielen Arbeits- 
zweigen spielt die Hoffnung auf das Vorwärtskommen und den 
damit verbundenen höheren künftigen Erwerb mit und lassen 
einen bescheidenen Anfangslohn den besseren Löhnen anderer Be- 
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rufe vorziehen, die keine Aussicht auf Avancement bieten. Die 
hiermit verbundenen Möglichkeiten werden, wie schon Adam 
Smith beobachtet hat, leicht überschätzt; wenn auch nur ein- 
zelne gute Stellen vorhanden sind, finden sich viele Bewerber, 
die alle hoffen, in der Zukunft reichlich entlohnt zu werden, 
obgleich dies nur wenigen zuteil werden kann. 

Die Löhne können oft nicht ohne weiteres miteinander 
verglichen werden, weil ihre Erreichung nicht gewiß, sondern 
bloß mehr oder weniger wahrscheinlich ist. Hierdurch wird ins- 
besondere die Abschätzung der Vorteile eines Berufswechsels 
beeinflußt. In einem anderen Beruf, an einem anderen Ort 
mögen die Chancen günstiger sein; der Arbeiter riskiert jedoch 
beim Aufgeben seiner bisherigen Stellung, daß er in der 
Beschäftigung, die ihn lockt, nicht so rasch oder vielleicht 
überhaupt nicht unterkommt. Je unsicherer er hierin ist, desto 
größer muß der Abstand der Lohnverhältnisse sein, um die er- 
forderliche Anziehung zu üben. Wenn der Arbeiter die neue 
Stelle schon hat, ehe er die alte aufgibt, oder wenn die Kon- 
junktur so günstig ist, daß er bestimmt erwarten kann, sofort 
wieder Arbeit zu finden, machen sich schon geringe Lohnunter- 
schiede geltend. Anders beim Wechsel der Beschäftigung oder 
des Ortes ins Ungewisse hinein z. B. bei der Auswanderung 
nach einem fremden Weltteil. Da muß, um die Unsicherheit 
des künftigen Schicksals aufzuwiegen, umso günstigerer Er- 
werb zu hoffen sein, als die Auswanderung materielle Voraus- 
gaben erfordert, wie Bezahlung der Schulden, Kosten der Fahrt 
und der Uebersiedlung, Bestreitung des Unterhalts bis zur 
Erlangung der neuen Stelle usf. 


æ * 
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Wie einerseits die Löhne, werden andererseits die Arbeiten 
verglichen, wobei sehr mannigfaltige Momente in Betracht 
kommen: 

I. Die Art der Arbeit. Jeder Mensch fühlt sich nach seinen 
seelischen und körperlichen Eigenschaften zu einem Beruf mehr 
als zu einem andern hingezogen und von mancher Beschäfti- 
gung stärker als von anderen abgestoßen. Je weniger eine Arbeit 
Ihm angemessen ist und je schwerer er sich ihr anzupassen ver- 
mag, desto größer ist das Opfer. In den obern Gesellschaftsklassen 
beeinflussen berufliche Neigungen und Abneigungen in ent- 
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scheidender Weise die Lust und Unlust der Arbeit; es wäre 
ganz irrig anzunehmen, daß dem Lohnarbeiter jede Arbeit 
gleich sei. Der eine arbeitet gerne auf dem Feld, ist aber un- 
glücklich, wenn er in einer Fabrik beschäftigt ist, während ein 
anderer die Fabriksarbeit vorzieht. Der Beruf eines Webers 
unterscheidet sich von dem eines Schneiders, der eines Schlos- 
sers von dem eines Chauffeurs sehr wesentlich. 

2. Die Arbeitszeit. Je länger sie ist, desto weniger Stunden 
bleiben zum Schlafen, Essen, Ausruhen, für das Familienleben, 
Geselligkeit und Unterhaltung, Lesen und Bildung, politische 
Betätigung, Wirtshaus und Spiel, Aufenthalt im Freien usf., kurz 
für alle Zwecke, zu denen der Arbeiter seine freie Zeit zu verwen- 
den wünscht. Andererseits wächst mit der Länge der Arbeits- 
stunden die Mühe und Ermüdung und selbst eine an und für 
sich angenehme Arbeit wird von einem gewissen Zeitpunkt an 
ein immer drückenderes Opfer. Als besondere Erschwerung 
wird die Nachtarbeit empfunden, weil sie die ganze Lebens- 
führung beeinträchtigt. Auch die Zeiteinteilung und die Arbeits- 
pausen sind von Bedeutung, nicht weniger die Arbeitsruhe an 
Sonn- und Feiertagen °°), die Urlaube und die freie Zeit bei 
Saisonarbeiten, die deshalb oft trotz geringeren Gesamtein- 
kommens und zeitweise übermäßiger Arbeitsdauer gewählt 
werden. 

3. Die Anstrengung. Das Maß von Anstrengung, das der 
einzelne Arbeitsakt erfordert und das Tempo, in dem diese 
aufeinander folgen, ist für die Größe des vom Arbeiter gebrach- 
ten Opfers ein wichtiges Moment. Jestärker die physische und gei- 
stige Anstrengung, desto unangenehmer und auf die Dauer 
schädlicher wird sie in der Regel empfunden und desto weniger 
Kraft und Elastizität bleibt für das eigene Leben übrig. Unter 
sonst gleichen Umständen — diese Voraussetzung gilt hier wie 
bei jedem der angeführten Momente — wird daher fast immer 
die weniger anstrengende Arbeit vorgezogen; dessen ungeachtet 
kann natürlich die anstrengendere Arbeit aus anderen Gründen 
erwünschter sein. Als Steigerung des Opfers wird auch der 
Wechsel der Beschäftigung angesehen, obgleich der Wechsel 
selbst für viele anziehend ist; aber eine neue Arbeit fällt schwerer 








ss) Fischer a. a O. S. 73: »Hier (als Bahnarbeiter) gefiel es mir sehr 
gut. Gesunde Luft, erhöhter Lohn, alles nach Wunsch. Nur ein Hindernis stellte 
sich ein. Der Suonntagsdienst!« 
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als die Fortsetzung einer gleichschweren gewohnten. Schon 
deshalb wird für die Uebernahme einer neuen Arbeit meist 
mehr verlangt, so daß z. B. der landwirtschaftliche Arbeiter, 
der für Fabriksarbeit angeworben wird, höhere Ansprüche 
stellt; in diesem Falle kommen übrigens auch noch andere Mo- 
mente in Betracht, da der Wechsel der Beschäftigung oft mit 
einschneidenden Aenderungen der Lebensverhältnisse verbun- 
den ist. 

4. Die hygienischen Verhältnisse. Staub, Hitze, Feuchtig- 
keit, üble Gerüche, giftige Gase erschweren die Arbeit und 
schädigen die Gesundheit; die Beschaffenheit der Luft in den 
Arbeitsräumen ist für das Arbeitsgefühl und die Leistung von 
sehr großer, noch lange nicht genug berücksichtigter Bedeutung. 
Auch macht es einen großen Unterschied, ob die Arbeit ganz 
oder teilweise im Freien und bei welchem Wetter, oder ob sie 
in geschlossenen Räumen, die wieder sehr verschieden sind, 
oder endlich unter der Erde vollbracht wird. In vielen Fällen 
kommt die Beschaffenheit des zu verwendenden Materiales und 
der Hilfsmittel in Betracht; die Verwendung von Giften, schmut- 
zigen Stoffen, wie Lumpen, ungereinigte Tierhaare usf. Dann 
der direkte Einfluß des Arbeitsprozesses auf den Arbeiter; ge- 
bückte oder vorgebeugte Stellung, andauerndes Stehen, An- 
strengung der Augen usf. erhöhen die Arbeitsbeschwerde. 
Eine besondere Rolle spielt die Unfallsgefahr, die in vielen 
Arbeitszweigen die Gesundheit und das Leben bedroht 24). 

5. Der Arbeitsort. Tatsächliche und eingebildete Vor- und 
Nachteile der Großstadt gegenüber der Kleinstadt und dem 
Lande werden abgewogen und darnach der Arbeitsort im Ver- 
hältnis zu anderen, an denen der Arbeiter Beschäftigung finden 
könnte, als überwiegende Annehmlichkeit oder Beschwernis 
empfunden. Das Verlassen der Heimat ist an und für sich ein 
Opfer, oft ein so schweres, daß die Liebe zur Heimat allein 
genügt, um den Arbeiter trotz sonst ungünstiger Verhältnisse fest- 
zuhalten. Er muß den Ort, an dem er seine Jugend verbracht hat, 
Verwandte und Freunde verlassen, sich oft auch von Frau und 
Kindern trennen, was die Kosten der Lebensführung wesentlich 


2) Fischera.a.0.S5S.78: Ein Arbeiter wurde neben ihm von den Walzen 
des Walzwerkes erfaßt und erdrückt. »Das war der Grund, was mir vollständig 
den Mut zur weiteren Arbeit raubte. In derselben Stunde noch kündigte ich 
meine Arbeit.« 
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erhöht, oder mit ihnen an einem andern Ort, unter Ueberwin- 
dung der Schwierigkeiten für die Kindererziehung, einen neuen 
Haushalt gründen. Die Nachteile werden sehr gesteigert, wenn 
die Sprache und die Sitten des neuen Ortes ihm fremd sind. 
Diese Gründe haben, neben dem schon früher angeführten 
Moment der Unsicherheit, zur Folge, daß die Ansprüche der 
Arbeiter meist wesentlich höher sind, wenn sie ihren Aufent- 
haltsort verändern müssen, um eine Arbeit zu übernehmen. 

6. Die sozialen Verhältnisse. Nicht nur in den höheren 
Schichten der Angestellten, sondern in allen Arbeiterschichten 
wird die soziale Stellung, die mit einer bestimmten Funktion 
verbunden ist, lebhaft empfunden. Schon deshalb, aber auch 
wegen der größeren Freiheit wird der selbständige Erwerb 
ceteris paribus der Lohnarbeit vorgezogen. Die Beschäftigung 
in renommierten Unternehmungen wird mehr gesucht als die in 
solchen von geringerem Ruf. Das Ansehen, das öffentliche 
Stellungen verleihen, ist einer der Gründe, aus denen sich 
die Bewerber mit kleineren Bezügen begnügen; ähnlich kann 
die Aussicht wirken, eine Uniform tragen zu dürfen. Es 
kommt auch darauf an, ob eine bestimmte Arbeit in dem 
Kreis, in dem sich der Arbeiter bewegt, mehr oder weniger 
geachtet ist; Bauernkinder, die keine Aussicht auf ein Grund- 
stück haben, wollen sich oft aus sozialen Gründen nicht als 
Taglöhner in ihrer Heimat verdingen, sondern gehen lieber 
als Arbeiter oder Dienstboten in die Stadt. Eine große Rolle 
spielt die Frage, ob der Arbeiter in einer bestimmten Stellung 
heiraten kann oder nicht. Die Behandlung, welche die Arbeiter 
vom Unternehmer und den Angestellten erfahren, wirkt stark auf 
die Bewertung der Stellen. Ebenso das Verhältnis zwischen 
den Arbeitsgenossen und zwar sowohl das persönliche als das 
berufliche, insbesondere das Bestehen von Organisationen, durch 
die sich die Arbeiter enger verbunden fühlen. Nationale, kul- 
turelle, kirchliche, Rechts- und politische Verhältnisse beein- 
flussen die Wahl zwischen den Beschäftigungen und den Ar- 


beitsorten ®). 
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235) In Adam Smiths bekannter Aufzählung der aus der Natur der Bce- 
schäftigungen entspringenden Ungleichheiten der Löhne (Ch. X, P. I) bezieht 
sich die erste auf die Arbeit (the agreeableness or disagreeableness of the employ- 
ments theniselves«, sthe ease or hardship, the cleanliness or dirtiness, the honour- 
ableness or dishonourableness of the employment), der dritte und fünfte auf 
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Die zusammenfassende Betrachtung aller dieser Momente 
führt zu dem Urteil des Arbeiters über jede der Beschäftigungen, 
die er ergreifen kann. Er wird sich bewußt, was die verschie- 
denen Arbeiten für sein physisches, geistiges und moralisches Be- 
finden bedeuten und welche er deshalb den übrigen vorzieht. 
Auf der anderen Seite vergleicht er die Löhne. Die Stellen, die 
— gegenüber anderen ihm zugänglichen — zugleich schlechtere 
Arbeit und ungünstigere Entlohnung bieten, nimmt er von 
vornherein nicht an. Ist bei einer Erwerbsgelegenheit die Arbeit 
selbst drückender, der Lohn jedoch höher, so wird dieser Mehrlohn 
mit dem Mehropfer verglichen. Um die für ihn günstigste Be- 
schäftigung zu erkennen, prüft also der Arbeiter die einerseits 
in der Art der Arbeit, andererseits im Lohn bestehenden Un- 
terschiede und wägt sie gegeneinander ab. 

Die eine Seite des Vergleiches, der Lohn, ist eine ziffer- 
mäßig erfaßbare Größe, obgleich nicht die nominelle Höhe, 
sondern der Reallohn und die Sicherheit und Stabilität der 
Einnahmen sowie die Aussicht auf ihre Steigerung in Rechnung 
gezogen wird. Dagegen ist die andere Vergleichseite, die Be- 
deutung der Arbeitsart für den Arbeiter, keine Zifferngröße 
sondern ein persönliches Moment. Der ganze moderne Waren- 
verkehr ist kaufmännisch kalkulierbar und wird in steigen- 
dem Maße rechnerisch erfaßt; nur die Hingabe der mensch- 
lichen Arbeitskraft ist und bleibt eine persönliche Angelegen- 
heit, ergreift den ganzen Menschen und wirkt bestimmend auf 
alle Seiten seiner Existenz. 

Die Unterschiede, die zwischen den verschiedenen Arbeiten 
bestehen, werden abgeschätzt und gegen die Lohnunterschiede 
abgewogen. Das Resultat ergibt sich aus zwei Reihen von 
Empfindungen: Der Lohn dient zur Deckung der Bedürfnisse, 
von denen erst die wichtigsten, dann die weniger wichtigen be- 
friedigt werden, soweit eben das Einkommen reicht. Die Be- 
deutung des höheren Lohnes ist durch die Stärke der Bedürf- 
nisse gegeben, deren Deckung von der Verfügung über das 
` Lohnplus abhängt. Obgleich bei der Masse der Arbeiter jede 


die Entlohnung (the constancy or inoonstancy of employment; the probability 
or ımprebability ot success), der zweite und vierte dagegen auf die Verschieden- 
heit und Qualifikation der Arbeitskräfte (the easiness and cheapness, or the 
difficulty and expense of learning them; the small or great trust which must 
be reposed in those who exercise them), hierüber s. u. S. 69 ff. 
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praktisch erreichbare Mark Mehrlohn dringenden Ausgaben 
dient, sind diese doch weniger wichtig als diejenigen, die sie mit 
einer Mark des niedrigeren Lohnes bestreiten. Bessere Ernährung 
oder Wohnung und Kleidung, so lebhaft sie angestrebt werden, 
können doch nicht so notwendig sein wie die Möglichkeit, sich 
überhaupt Nahrung, Wohnung und Kleidung zu verschaffen. 
Je höher der Lohn, desto schwächere Bedürfnisse werden be- 
friedigt. 

Auf der anderen Seite wächst mit der Länge der Arbeitszeit, 
mit der Hast der Arbeit und ihren direkten und indirekten Be- 
schwerden die Empfindung des Opfers. Geht die Leistung 
über das Maß hinaus, das der Arbeiter ohne Schädigung seiner 
inneren und äußeren Kräfte zu vollbringen vermag, dann steigt 
das Opfer unverhältnismäßig. Wenn er statt Iro Stunden II 
Stunden arbeitet, bedeutet die letzte Stunde ein größeres Opfer 
als eine der vorausgehenden. Nicht nur, weil die Leistung mit 
der wachsenden Ermüdung immer schwieriger wird, sondern 
auch, weil dem Arbeiter die freie ıı. Stunde wichtiger wäre 
als noch eine weitere freie Stunde; denn er benützt seine freie 
Zeit, um vor allem das zu tun, wonach er das dringendste Be- 
dürfnis empfindet; Schlaf, Ruhe usf. gewähren ihm mit jeder 
weiteren Stunde, die er dazu verwenden kann, geringere Be- 
friedigung. Das Gleiche gilt von der Intensität der Arbeit, so- 
bald sie über das Maß hinausgeht, das er ohne Ueberanstrengung 
leisten kann. Jeder arbeitende Mensch fühlt, welche unange- 
nehmen, dann schmerzlichen und zuletzt lebenzerstörenden 
Wirkungen steigende Hast hervorruft. Auch die übrigen Nach- 
teile einer bestimmten Arbeit potenzieren einander 2%). In 
welchem Maß immer das Opfer wächst, gewiß ist, daß es mit der 
Länge der Arbeitszeit, der Größe der Anstrengung und der in 
der Arbeit gelegenen und mit ihr verbundenen Beschwerden 
zunimmt, während die aus höherem Lohn entspringende Be- 
friedigung abnimmt, so daß es für jeden Arbeiter einen Punkt 
gibt, von dem an der erreichbare Mehrlohn keinen genügenden 
Ersatz für die Steigerung des Arbeitsopfers bietet. 


2) Marshall a. a. O. S. 216 ff. »The disagreeableness of additional 
work increases; partly because, as the time left for rest and other activities 
diminishes, the agreeableness of additional free time increases.« »But whatever 
be the form oi the discommodity, its intensity nearly always increases with the 
severity and the duration of labour.« »In technical phrase this may be called 
the marginal disutility of labour. « 
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Nun kann allerdings der Arbeiter seine Kraft nicht in be- 
lebigen Teilen veräußern und das Opfer nicht nach seinen 
Wünschen abmessen. Wenn er es vorziehen würde, statt I2 nur 
8 Stunden zu arbeiten, obgleich er dafür entsprechend weniger 
Lohn bekäme, steht ihm diese Wahl nicht frei, sondern er wird 
nur für die ganze Betriebszeit oder gar nicht aufgenommen. 
Auch die übrigen Arbeitsbedingungen können nicht dem 
subjektiven Standpunkte der einzelnen Arbeiter gemäß 
variiert werden, sondern jede Stelle bedeutet einen gegebenen 
Komplex von Zeitaufwand, Mühe und anderen Umständen. 
Dessenungeachtet ist dem Arbeiter dadurch, daß er in der 
Regel die Wahl zwischen verschiedenen Arbeitsstellen hat und 
sich innerhalb gewisser Grenzen mehr oder weniger bemühen 
kann, die Möglichkeit gegeben, ein größeres Opfer zu übernehmen 
oder zu vermeiden, je nachdem ob ihm der dafür erzielbare 
höhere Lohn genügenden Ersatz bietet oder ob dies nicht der 
Fall ist 2°). Von dem Vergleich des Mehropfers mit dem Mehr- 
lohn hängt der Fleiß und die Aufmerksamkeit des Arbeiters, 
die Wahl und der Wechsel der Beschäftigung, die Ausübung von 
Nebenberufen, die Arbeitsleistung ab, zu deren Vollbringung er 
für einen bestimmten Lohn bereit ist. Der Entschluß, eine 
gewisse Leistung zu übernehmen, hat einen bestimmten Lohn 
zur Voraussetzung. Diese Mindestentlohnung beansprucht der 
Arbeiter. Die Abschätzung des Opfers und des Lohnes tritt 
so in dem Anspruch des Arbeiters zutage. Er vergleicht die 
verschiedenen Erwerbsmöglichkeiten und gelangt dadurch zu 
dem Entschluß, ob er sich für einen gegebenen Lohn zu einer 
gewissen Arbeit anbietet. Daß der Arbeiter überhaupt keine 
Wahl hat, kommt nur zu häufig vor, ist aber doch ein meist 
vorübergehender Ausnahmsfall. Immer, wenn der Arbeiter 


2?) Marshalla. a. O. S. 598 ff. »If a man is free to cease his work when he 
likes, he does so when the advantages to be reaped by continuing seem no longer 
tc overbalance the disadvantages. If he has to work with others, the length 
of his dav’s work is often fixed for him; and in some trades the number of day’s 
work which he does in the year is practically fixed for him. But there arc scarce- 
ly any trades, in which the amonnt of exertion which he puts into his work is 
ngidly fixed. If he be not able or willing to work up to the minimum standard 
that prevails where he is, he can generally find employment in another locality 
where the standard is lower; while the standard in each place is set by the general 
balancing of the advantages and disadvantages of various intensities of work 
by the industrial populations settled there... . . The cases therefore in which 
a man’s individual volition has no part in determining the amount of work 
he does in a year are . . exceptional.« 
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eine, wenn auch noch so eingeschränkte Wahl hat, übernimmt 
er die Arbeit, die größere Opfer erfordert, nur gegen entspre- 
chend günstigere Entlohnung. 

Als Anspruch bezeichnen wir also diejenigen Forderun- 
gen, deren Erfüllung der Arbeiter zur Voraussetzung der Ueber- 
nahme einer bestimmten Leistung macht. Dadurch daß der 
Arbeiter eher auf die betreffende Stelle verzichtet, als von seinem 
Anspruche abgeht, unterscheidet sich dieser von den mehr oder 
weniger unbestimmten und elastischen Wünschen und For- 
derungen. 

In der Praxis werden die Unternehmer durch die Erfah- 
rung darüber belehrt, zu welchen Löhnen sie die erforderlichen 
Arbeitskräfte bekommen. Wenn z. B. eine Jutefabrik um 20% 
höhere Löhne bietet, als sie die Arbeiter der Umgebung in ihnen 
angemessenen Beschäftigungen finden können, und die not- 
wendigen Arbeiter zu diesen Löhnen nicht erhält, zeigt dies, 
daß der Lohn den Ansprüchen nicht genügt und die Spannung 
erhöht werden muß. Auch innerhalb eines Unternehmens muß 
die Entlohnung der verschiedenen Arbeiten so bemessen werden, 
daß die Differenzen den Ansprüchen angepaßt sind. Für das 
Ausladen der Erze in Hochöfen z. B. bestehen mehrere Akkord- 
sätze, indem mehr für das Ausladen derjenigen Erze gezahlt 
wird, die durch ihre Klebrigkeit die Arbeit erschweren, durch 
Farbe und Staub die Gesundheit und die Kleider schädigen; 
die Löhne der Gichtarbeiter, deren Arbeit anstrengend und 
ungesund ist, sind oft um 50% höher, als die der Koks- und 
Erzfahrer. Wie die Qualität wird die Quantität der Arbeit in 
den Ansprüchen bemessen. So ergibt sich, was der Arbeiter for- 
dert, wenn er eine Stunde länger arbeiten oder in der gegebenen 
Arbeitszeit eine größere Leistung vollbringen soll. Greifbar tre- 
ten die Ansprüche bei Streiks hervor, die eben darin bestehen, 
daß die Arbeiter wegen Nichterfüllung der Ansprüche die Lei- 
stungen verweigern. 

Die Beurteilung des Verhältnisses zwischen Opfer und Lohn 
wechselt oft bei dem nämlichen Arbeiter, je nachdem zurzeit 
seine Bedürfnisse und damit die Bedeutung der möglichen Mehr- 
einnahme größer oder geringer sind. Der Arbeiter ist deshalb 
zu größeren Leistungen bereit, wenn er heiratet oder vor Feier- 
tagen. Auch wird beobachtet, daß die Arbeiter vor den Lohn- 
tagen fleißiger sind, dagegen unmittelbar nachher geringeren 
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Eifer zeigen, zuweilen gar nicht in den Betrieb kommen. Viele 
Rückwanderer, die in überseeischen Betrieben höhere Löhne 
verdient haben, ziehen es nach einiger Zeit vor, trotz geringeren 
Einkommens wieder in ihrer Heimat zu arbeiten. 


* * 
* 


Die Ableitung der Ansprüche aus dem Vergleich der den 
Arbeitern offenstehenden Erwerbsmöglichkeiten könnte zu der 
Einwendung Anlaß geben, daß die Arbeiter die für die verschie- 
denen Stellen geltenden Löhne miteinander vergleichen, dem- 
nach ihre Ansprüche nach den schon bestehenden Löhnen rich- 
ten, was der Ansicht, daß die Ansprüche eine Grundlage der 
Lohnbildung sind, widersprechen würde. Der Widerspruch 
ist nur ein scheinbarer. Es zeigt sich dies schon darin, daß An- 
sprüche nicht immer durch den Vergleich mit geltenden Löh- 
nen, sondern oft durch den Vergleich mit selbständigem Er- 
werb oder Betätigung in der eigenen Wirtschaft gebildet werden. 
Dies gilt nicht nur in Gegenden, in denen freier Boden kostenlos 
oder gegen geringe oft nachträgliche Zahlung zur Verfügung 
steht, und für die Arbeiter, die im Auslande Ersparnisse gemacht 
haben -und sich in der Heimat als Grundbesitzer niederlassen 
können, sondern auch für alle diejenigen, die in der Lage wären, 
kleine selbständige Betriebe zu gründen. Noch größer ist die 
Zahl der Arbeitskräfte, welche die Wahl zwischen der Lohn- 
arbeit und der Betätigung in der Hauswirtschaft haben und 
ihre Ansprüche aus der Abschätzung des Nutzens ableiten, 
den die häusliche Arbeit ihnen und den Ihren bringt. 

Für einen großen Teil der Arbeiter kommen indes tat- 
sächlich nur Lohnverhältnisse in Betracht; doch auch für sie 
sind die geltenden Löhne bloß ein Rechenbehelf, wie geltende 
Preise für den Verkäufer jeder Ware. Die Ansprüche der Ar- 
beiter werden von ganz verschiedenen Löhnen beeinflußt, die 
in anderen Betrieben und Erwerbszweigen, an anderen Orten 
und auch in anderen Weltteilen gelten. Der Arbeiter kennt 
die verschiedenen Löhne meist überhaupt nicht genau, und wenn 
es der Fall wäre, vermöchte er nicht mit Sicherheit zu beur- 
teilen, wieviel er selbst verdienen wird, weil dies von der spe- 
zıellen, ihm zu überweisenden Arbeit, den Betriebsverhältnissen 
und seiner Anpassung an diese abhängt. Meist läßt er sich 
nur von der Kenntnis des allgemeinen Niveaus leiten, oft sogar 
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ohne zu wissen, welche konkrete Arbeit und welcher Lohn ihn 
erwartet. Der Arbeiter wird übrigens in seinen Ansprüchen 
nicht nur von den Löhnen sondern auch von den übrigen Ar- 
beits- und Lebensbedingungen bestimmt, von der Gesamtheit 
der Chancen, die sich ihm eröffnen. Ein großer Teil dieser Mo- 
mente, wie die Art der Arbeit, die Behandlung, die soziale Stel- 
lung, ist überhaupt nicht zahlenmäßig gegeben. Daß der Ar- 
beiter dessenungeachtet zu einer ziffernmäßig bestimmten 
Lohnforderung gelangt und niedrigere oder höhere Löhne gegen 
gefühlsmäßig zu erfassende Vor- und Nachteile in Rechnung 
zu stellen vermag, ist ein bei den grundlegenden Erscheinungen 
des Wirtschaftslebens sich wiederholender Vorgang: die Um- 
setzung von Lust- und Unlustgefühlen in Zahlen. 

Der Anspruch ist die subjektive einseitige Forderung des 
Arbeiters; der Lohn aber der tatsächlich zwischen ihm und 
dem Unternehmer vereinbarte Preis der Arbeitsleistungen. Die 
Ansprüche der auf einem Arbeitsmarkt vorhandenen Arbeiter 
stimmen mit den dort geltenden Löhnen teils überein, teils 
weichen sie von ihnen ab. Es gibt allenthalben viele Arbeits- 
kräfte, die ihre Stellen auch bei niedrigeren als den geltenden 
Löhnen nicht aufgeben würden, und andererseits solche, denen 
diese Löhne nicht genügen, weshalb sie den Betrieb, die Be- 
schäftigung oder den Ort wechseln oder ihre Ansprüche in Ver- 
handlungen und Kämpfen mit den Unternehmungen geltend 
machen. Die Nichtübereinstimmung der Arbeitsbedingungen 
mit den Ansprüchen ist ja der Grund der ganzen Bewegung der 
Arbeiterschaft, deren Zeugen wir sind. 

Die Ansprüche der Arbeiter beruhen demnach nicht auf 
den geltenden Löhnen, sondern auf dem Vergleich der sich 
ihnen bietenden Erwerbsmöglichkeiten. Indem der Arbeiter 
eine bestimmte Entlohnung dafür verlangt, daß er statt Io 
II Stunden oder rascher und mit größerer Anspannung seiner 
Aufmerksamkeit arbeiten soll, daß er den Wohnort wechselt 
oder eine unangenehmere Arbeit übernimmt, schätzt er die 
Differenzen zwischen den verschiedenen Stellen ab, nimmt aber 
doch die absolute Bewertung seiner M eh r leistung im Lohn vor. 
In der gleichen Weise, in der er beschließt, was er für die II. Ar- 
beitsstunde verlangt, könnte er auch feststellen, was er für die 
10., 9., kurz für jede Arbeitsstunde beansprucht. Er tut dies 
nicht, weil er nur praktische Erwägungen anstellt. Hat er bloß 
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die Wahl zwischen einer Stelle mit Io- und einer mit xr stün- 
diger Arbeit, so ist zwar die Bewertung der ıı. Stunde für ihn 
von Bedeutung, nicht aber die der übrigen Io Stunden. Da der 
Arbeiter eine der Stellen annehmen muß, unterläßt er die Unter- 
suchung, ob überhaupt eine der Stellen ihm für seine Mühe ent- 
sprechendes Entgelt gewährt. 

Nur auf der obersten und untersten Stufe des Arbeiter- 
schicksals übt der absolute Vergleich zwischen Opfer und Lohn 
der Arbeit einen Einfluß auf das Verhalten des Arbeiters, und 
da wird er auch tatsächlich durchgeführt. Auf der obersten 
Stufe d. h. nämlich unter der nur für einen ganz geringen Teil 
der Menschen vorhandenen Voraussetzung, daß ein von der 
Arbeit unabhängiges, den Bedürfnissen des Wirtschaftssubjektes 
genügendes Einkommen ihm die Wahl läßt, ob er überhaupt 
arbeiten will oder nicht. Die Entscheidung wird getroffen, je 
nachdem die Vor- oder Nachteile der erreichbaren Stellung 
überwiegen. Diese müssen deshalb abgeschätzt werden und zwar 
auch in toto, nicht nur im Vergleich zu anderen Stellen. Dann 
auf der untersten Stufe d. h. wenn dem Arbeiter nicht mehrere 
Erwerbsgelegenheiten offen stehen, sondern er durch die Ver- 
hältnisse an eine bestimmte Arbeit gebunden ist. So Arbeiter, 
die durch Mangel an Mitteln, persönliche oder andere Umstände 
an einem Orte festgehalten werden, an dem sie nur eine Art 
von Beschäftigung z. B. als Hausweber finden können; in Zeiten 
schlechten Geschäftsganges müssen aber auch an Orten mit 
mannigfacheren Erwerbszweigen viele, die nicht fortziehen 
können oder wollen, froh sein, überhaupt Beschäftigung zu 
finden, und haben nicht die Wahl zwischen verschiedenen Ar- 
beitsgelegenheiten. Daher erwägen sie nur das in der einen 
Beschäftigung gebotene Verhältnis zwischen Opfer und Lohn. 
Sie sind hierbei unter dem Druck der Not und darum in der Regel 
bereit, auch die schwerste Arbeit um den geringsten Lohn zu 
machen. Kann da noch von Ansprüchen die Rede sein? In 
diesem Fall ist das Diktat der Unternehmer nahezu ausschließ- 
lich maßgebend; und doch nur »nahezu«. Denn auch in seiner 
Not behält der Arbeiter das Verhältnis zwischen Opfer und 
Lohn fest im Auge. Und so tief er unter solchen Umständen 
seine Ansprüche herabdrücken läßt, hält er sie auf dem tieferen 
Niveau aufrecht. Werden die Arbeitsbedingungen auch unter 
dieses herabgedrückt, so können die Arbeiter die Stelle nicht 
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wechseln, aber sie streiken entweder trotz des drohenden Hun- 
gers oder sie verlassen einzeln, sobald sie für einige Tage oder 
auch nur Stunden Nahrung erworben haben, die Arbeit, ver- 
pfänden ihren geringen Hausrat, borgen, betteln oder suchen, 
ungeachtet der ihrer Freiheit und ihrem Leben drohenden Ge- 
fahren, durch Drohungen und Gewalt bessere Arbeitsbedingun- 
gen zu erzielen. 

Die Ansprüche des Arbeiters werden nicht durch die 
Erwerbsmöglichkeiten bestimmt, die tatsächlich vorhanden 
sind, sondern bloß durch diejenigen, die er, wenn auch oft 
nur ungenau, kennt. Die Fähigkeiten, sich zu orientieren, 
und die Mittel dazu haben wesentlich zugenommen und 
verbreiten sich immer mehr; doch ist die Kenntnis der 
erreichbaren Gelegenheiten örtlich, beruflich und individuell 
ungleichmäßig. Nicht geringer sind die Schwierigkeiten einer 
richtigen Beurteilung der vorhandenen Chancen wegen der 
Mannigfaltigkeit der dabei zu berücksichtigenden Momente 
und der Ungewißheit, die mit jedem Wechsel der Beschäftigung 
oder des Aufenthaltsortes verbunden ist. Man denke an den 
Auswanderer, der in überseeischen Gebieten Land erwerben, 
roden, anbauen oder seine bisherige Stelle als europäischer Land- 
arbeiter mit der Arbeit in der amerikanischen Industrie oder 
Landwirtschaft vertauschen soll. Aber auch schon der Ueber- 
tritt in einen neuen Betrieb löst viele Unsicherheiten aus. Ihre 
Beschäftigung läßt den Arbeitern wenig Zeit sich umzusehen 
und die räumliche Entfernung hindert sie oft daran. Mündliche 
oder schriftliche Mitteilungen von Angehörigen oder Bekannten, 
Werkmeister oder Agenten, Zeitungsnotizen usf. sind die 
Qucllen ihrer Kenntnisse ?%). Unwissenheit, Irrtum, Selbst- 


28) Charakteristisch schildert Sinclair (Jungle, S. 25) die Motive einer 
Gruppe von Auswanderern: sIt was Jonas who suggested that they all go to 
America, where a friend of his had gotten rich. He would work, for his part, 
and the women would work and some of the children, doubtless — they would 
live somehow. Jurgis, too, had heard of America. That was a country where, 
they said, a man might earn 3 roubles a day; and Jurgis figured what 3 roubles 
a day would mean, with prices as they were where he lived, and decided forth- 
with that he would go to America and marry, and be a rich man. In that country, 
rich Or poor, a man was free, it was said; he did not have to go into the army, 
he did not have to pay his money to rascally officials — he might do as he plea- 
sed, and count himself as good as any other man. So America was a place of 
which lovers and young people dreamed. If one could only manage to get the 
price of a passage, he could count his troubles at anend.«— Fischera. a. O. 
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täuschung, Leidenschaften spielen eine große Rolle bei der 
Wahl der Arbeitsgelegenheiten, und sehr oft bedauert der Ar- 
beiter bitter, was er getan oder versäumt hat. Daß er aber nicht 
alle Chancen kennt und sie oft nicht richtig beurteilt, ändert 
nichts daran, daß er seine Ansprüche auf Grund der ihm offen 
stehenden und von ihm erkannten Erwerbsmöglichkeiten bildet. 
Die Erwägungen, aus denen die Ansprüche resultieren, werden 
mit der größten Intensität angestellt 2). Das Bestreben, ihre 
Arbeitskraft möglichst günstig zu verwerten, bildet für die 
meisten Menschen den Hauptinhalt ihres wirtschaftlichen Den- 
kens und Handelns; es ist die für ihr berufliches Schicksal und 
ihre Lebenshaltung wichtigste Angelegenheit. 


I. Die allgemeinen Momente, von denen die 
Höhe der Ansprüche abhängt. 


Die Ansprüche der Arbeiter werden dadurch bestimmt, welche 
Erwerbsmöglichkeiten ihnen offenstehen und wie sie diese be- 
urteilen. In beiden Richtungen werden sie teils von allge- 
meinen, für einen weiteren Kreis von Arbeitern geltenden, teils 
von individuellen Momenten beeinflußt, die bewirken, daß die 
einzelnen Arbeiter auf dem nämlichen Arbeitsmarkte ungleiche 
Ansprüche stellen. Die wichtigsten allgemeinen Be- 
stimmungsgründe sind: 

I. Die materiellen Verhältnisse der Arbeiter. Die Armut 
ist der Masse der Lohnarbeiter auf der ganzen Erde gemein, 
für ihr Schicksal als Klasse entscheidend und die wichtigste 
Ursache der bestehenden Lohnverhältnisse. Durch den Mangel 
an Vermögen wird der Arbeiter gezwungen, seine Arbeitskraft 
zu verkaufen; der Betrieb größerer Unternehmungen ist ihm 
immer, die Gründung von Kleinbetrieben meist unmöglich; den 
Mittellosen sind auch alle Berufe versperrt, die eine höhere 
Ausbildung und daher jahrelangen Unterhalt im arbeitsfähigen 
Alter und Bestreitung der Unterrichtskosten erfordern. Die 
Notwendigkeit, täglich die Nahrung zu verdienen, behindert 
S. 59: »Den Bergarbeiter hörte man zur Zeit nicht klagen. Was die jungen, 
unverheirateten Burschen betraf, sie alle waren nobel gekleidet, und Sonntags 
führten sie in der Schenke das große Wort. Dieses alles trieb mich zur Berzarbeit.e 

3) Marshalla. a. O. S. 655: »The working classes in nearly all parts of 


England are constantly on the look-ut for advantageous openings for the la- 
bour of themselves and their children.«+ 
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die Orientierung über die vorhandenen Arbeitsgelegenheiten 
und das mit Reise- und Uebersiedlungskosten verbundene Auf- 
suchen entfernterer Arbeitsstellen. Aus dem gleichen Grunde 
kann der Arbeiter oft nicht warten, auch wenn er dadurch gün- 
stigere Arbeitsbedingungen erlangen könnte. In allen diesen 
Richtungen bieten sich den Bevölkerungsschichten, die über 
eigene Mittel verfügen, bessere Möglichkeiten zur Verwertung 
ihrer Arbeitskräfte, und ihre Ansprüche sind deshalb wesentlich 
höher. Kein Moment hält die Forderungen so nieder, wie die 
Besitzlosigkeit; aber trotzdem bestehen zwischen den Besitz- 
losen große Unterschiede, weil die Ansprüche nicht von diesem 
Momente allein, sondern auch von zahlreichen anderen ab- 
hängen. Die Armut ist die unverwischbare Grundfarbe des 
Arbeiterschicksals, auf der dann in den einzelnen Ländern und 
Orten für die verschiedenen Arbeiterschichten und die einzelnen 
Arbeiter lichtere oder dunklere Farbtöne aufgetragen sind. 

2. Die wirtschaftlichen Eigenschaften der Arbeiter. Ihre 
generellen Züge ergeben sich aus der Rasse, Nationalität und 
Geschichte des Volkes, aus dem EinfluB der geographischen 
und klimatischen, der kulturellen, sozialen und politischen Ver- 
hältnisse. Die physischen, geistigen und moralischen Eigen- 
schaften kommen einerseits in der Arbeitsfähigkeit und dem 
Arbeitswillen, andererseits in den Bedürfnissen der Volksmassen 
zum Ausdruck. Hieraus entspringen in dem Verhältnis zwischen 
Leistungen und Ansprüchen der Arbeiterschaft nach Nationen 
und Gegenden große Unterschiede und zugleich eine, trotz der 
aus anderen Gründen vorhandenen Differenzen, doch starke 
Annäherung der Arbeiterschaft gleicher Nation in derselben 
Gegend. Viele bessere Arbeitsmärkte sind dem Neger, Hindu, 
Chinesen schon wegen ihrer Rasse unzugänglich, während dem 
westeuropäischen Arbeiter seine Nationalität und Sprache 
Märkte eröffnet, auf denen Nachfrage nach Arbeitskräften zu 
günstigeren Bedingungen besteht. Er ist ferner infolge seiner 
ererbten und erworbenen Eigenschaften an Stellen verwendbar, 
die der Landbevölkerung Osteuropas nicht und noch weniger 
den Eingeborenen Indiens oder Afrikas übertragen werden 
können, oder er besitzt doch in vielen Beschäftigungen eine 
so große Ueberlegenheit, daß er für seine Leistungen höhere 
Ansprüche stellen kann. Selbst als Hirten bewähren sich die 
Eingeborenen verschiedener Gegenden sehr ungleich; in dem 
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Bericht des amerikanischen Tariff Board über die Schafzucht 
der Erde wird das Urteil über die Schafhirten dahin zusammen- 
gefaßt, daß die australischen Eingeborenen unverläßlich und 
faul, die afrikanischen Neger teils tüchtig, teils nur bei starker 
Ueberwachung brauchbar, die südamerikanischen Eingeborenen 
ziemlich verwendbar, die Weißen als Hirten allen anderen über- 
legen seien 3%). Auch die Leistungen und Ansprüche einander 
näherstehender Typen wie der englischen, französischen, deut- 
schen und slavischen Arbeiter weichen stark voneinander ab. 

Die allgemeinen Eigenschaften und Lebensverhältnisse der 
Bevölkerung sind nicht nur für ihre Erwerbsgelegenheiten 
maßgebend, sondern auch dafür, wie sie diese beurteilen. Heißes 
Klima macht die Menschen schlaff und die Arbeit mühsamer, 
so daß eine Steigerung der Leistung stärker empfunden wird 
als in den gemäßigten Zonen. Zugleich sind in den heißen Län- 
dern die Bedürfnisse nach Nahrung, Wohnung und Kleidung 
geringer und leichter zu befriedigen, und die Erhöhung des 
Einkommens wird deshalb weniger intensiv angestrebt. Aehn- 
lich wirkt die niedrige wirtschaftliche Entwicklungsstufe der 
Bevölkerung. Manche amerikanische Indianerstämme arbeiten 
überhaupt nicht, sondern leben von den geringen Unterstüt- 
zungen der Regierung; die australischen Eingeborenen lehnen 
jede schwere Arbeit ab 3); indische Fabriken müssen oft für 
jede Funktion 2 Arbeiter aufnehmen, die ihre Arbeit abwech- 
selnd besorgen und die Fabrik nach einigen Monaten verlassen, 
um sich längere Zeit auszuruhen und ihre Ersparnisse zu ver- 
zehren. Auch in vielen Gegenden Europas, insbesondere im 
Osten und Süden geben sich die Arbeiter mit geringem Verdienst 
zufrieden, ehe sie ihre Leistungen steigern, oder treten für einige 
Zeit aus, wenn sie etwas erübrigt haben. Die wirtschaftlich 
hoch entwickelten Nationen dagegen sind im allgemeinen zu 
größeren Anstrengungen für höhere Löhne bereit; aber gerade 
bei den auf der höchsten Stufe stehenden ist ein starkes Wider- 
streben gegen übermäßige Anstrengungen vorhanden, weil sie 
die drohende Schädigung ihrer Gesundheit und Arbeitskraft 
voraussehen und, sei es auch auf Kosten ihres Einkommens, zu 
vermeiden suchen. Schloß: »The British workman, at any rate, 


30) Wool a. a. O., II, S. 339, 340, 486, 511. 
31) Ibd. S. 486: əto try to make an adult bush native do hard work is only 
inviting him to leave the place where he intended to stay.« 
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has sufficient regard for his own health and comfort to leave 
a margin between his actual exertion, and that which would 
be possible if he were to work positively, to the top of his bent« 22). 

Es ist natürlich nicht möglich, festzustellen, welcher Teil 
der Differenzen zwischen den Leistungen und Ansprüchen in 
den einzelnen Staaten auf den Volkscharakter zurückzuführen 
ist, da andere wichtige Momente mitwirken; gewiß ist jedoch, 
daß die wirtschaftlichen Eigenschaften der Rassen und Na- 
tionen dabei eine große Rolle spielen. Ihre Wirksamkeit kann 
man, mit einigen Vorbehalten, dort leichter erkennen, wo auf 
denselben Arbeitsmärkten verschiedene Völker vertreten sind, 
wie in den Vereinigten Staaten von Amerika und in anderen 
neu besiedelten Gebieten. Im Censuswerk Igoo wird die Be- 
tätigung der verschiedenen Rassen in der amerikanischen Land- 
wirtschaft, an ihrem wirtschaftlichen Erfolg gemessen, in fol- 
gender Weise beurteilt: »The great majority of the white far- 
mers reported incomes varying from $ Ioo to $ I1ooo, there 
being relatively few very small or very large incomes. The 
same is true of the negro, although the negro’s income averaged 
much less — probably exceeding one-half that of the white farmer. 
The incomes of the Hawaiians agree, approximately, with those 
of the negroes, and those of the Japanese with those of the 
whites. No other race approaches the average income of the 
Chinese farmer. The Indian farmers rank lower in incomes 
than do even the negroes or the Hawaiians. .... The Chinaman 
by laborious but very intensive cultivation of the land under 
his care, secures a large income per acre and also a high per- 
cent upon investment. The percentages . . . illustrate how the 
white race, in some lines of activity, can take lessons from the 
Mongolian« 33). 

Nicht geringer als in der Landwirtschaft sind die Unter- 
schiede in den anderen Produktionszweigen. Die englisch und 
deutsch sprechende Bevölkerung der Union zeigt größere wirt- 
schaftliche Energie und stellt höhere Ansprüche; sie strebt 
meist nach selbständigem Erwerb und ist zur Lohnarbeit viel- 
fach nicht oder nur unter günstigeren Bedingungen zu haben. 
Italiener und Slaven sind zu schweren Arbeiten z. B. Erdarbeit 








#2) David F. Schloss, Methods of Industrial Remuneration, 2. ed. 1894, 
S. gt. 
3) Census 1900, Agriculture I, S. XCVII. 
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und Arbeit in Bergwerken bereit, ohne deshalb höhere Löhne 
zu verlangen: »Die Hindus, die meist in den niedrigsten Berufen, 
in Sägemühlen, beim Bahnbau verwendet werden, gelten als 
langsame, apathische und darum trotz ihrer Gewissenhaftig- 
keit und Ehrlichkeit wertlose Arbeitskraft, die auch darnach 
entlohnt wird. Die Japs sind unbeliebt. Sie verrichten ihre 
Arbeit tüchtig und flink, gelten aber als Spione... Die Chi- 
nesen aber sind Musterarbeiter. Obzwar sie sich mit allen Jobs 
zufrieden geben, die sich ihnen bieten, sind sie in ihren Lohn- 
forderungen gar nicht anspruchslos und verderben darum den 
Arbeitsmarkt nicht auf die Weise, wie es im Osten die Italiener, 
Svrer und Slovaken tun. Für ihren guten Durchschnittslohn 
leisten sie viel sauberere und richtigere Arbeit als welcher Weiße 
immer« 33). 

Der Volkscharakter äußert sich in den verschiedenen Be- 
rufen ungleich; während in einer Beschäftigung die Leistungen 
einer Nation geringer oder die Ansprüche größer sind, ist es in 
einer anderen umgekehrt, wobei eben die besonderen wirtschaft- 
lichen Eigenschaften der Bevölkerung und ihre historische Ent- 
wicklung wirksam werden. Neben den spezifischen Eigenschaf- 
ten kommt es aber doch sehr auf das allgemeine Niveau der 
Intelligenz und Energie an und zwar desto mehr, eine je größere 
Rolle die moderne industrielle Technik auf allen Gebieten des 
Wirtschaftslebens spielt. Die für diese erforderlichen Eigen- 
schaften hat Marshall gut charakterisiert: »To be able to 
bear in mind many things at a time, to have everything ready 
when wanted, to act promptly and show resource when anything 
goes wrong, to accomodate oneself quickly to changes in de- 
tails of the work done, to be steady and trustworthy, to have 
always a reserve of force which will come out in emergency, 
these are the qualities which make a great industrial people« 2). 

Innerhalb jeder Rasse und Nation bestehen wieder nach 
Stämmen und Gegenden wesentliche Unterschiede. Eine offi- 
zielle Darstellung der landwirtschaftlichen Verhältnisse der in- 
dianischen Reservationen in den Vereinigten Staaten ?°) führt 
als allgemeine Eigenschaften der Indianer an: Sie sind körper- 
lich kräftig und zäh, leicht entmutigt und von geringem Unter- 





%, Holitscher, Amerika, S. 242. 

23) A. a O. S. 28%. 

3%) Census 1900, Agriculture I, S. 717 ff. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 1. 5 
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nehmungsgeist. Man findet aber alle Abstufungen zwischen 
intelligenten und beschränkten, fleißigen und faulen Stämmen. 
Die Irokesen, Pueblo, Hupa und Klamath bebauen ihr Land 
fleißig und verbessern es. Die Stämme von Lemhi, die Colorado 
Indianer, die Stockbridge und Munsee Stämme sind indolent, 
arbeiten aber doch, wenn auch lässig; die Sac und Fox und die 
‚Bad River Indianer arbeiten fast nichts und leben kümmerlich 
von Regierungsunterstützungen; die Osage verpachten ihre 
Gründe, was ihnen ein Einkommen von durchschnittlich 200 
Dollar per Familie verschafft und leben davon faul in den be- 
nachbarten Ortschaften. Unter den Indianerstämmen bestehen 
größere Unterschiede als innerhalb kultivierter Nationen, deren 
Eigenarten durch den starken Verkehr und die Wechselwirkung 
abgeschliffen werden; doch bestehen auch zwischen ihnen be- 
trächtliche Verschiedenheiten. Der bewegliche, anspruchsvollere 
rheinische Arbeiter stellt einen anderen Typus dar, als der ge- 
nügsame, aber indolentere Arbeiter der Vogesentäler. Und so 
hat jede Gegend ihren Menschenschlag, dessen Eigenschaften 
für die Erwerbschancen und ihre Beurteilung bestimmend sind. 

3. Die kulturellen, politischen und sozialen Verhältnisse. 
Diese sind neben den natürlichen Eigenschaften von großer Be- 
deutung. Gute Schulbildung und fachlicher Unterricht erhöhen 
einerseits die Leistungen und erweitern andererseits den Kreis 
der Stellen, die die Arbeiter erlangen können, sowie ihre Be- 
dürfnisse und Fähigkeiten, die Chancen auszunützen, wodurch 
die Ansprüche gesteigert werden. Der Schullehrer ist für die 
wirtschaftlichen Qualitäten des Volkes von nicht geringerer 
Bedeutung als für die militärischen und politischen. Mit Recht 
wird vom wirtschaftlichen Standpunkt dem Schulwesen und 
insbesondere den technischen Fortbildungsschulen in den In- 
dustriestaaten lebhafte Aufmerksamkeit zugewendet; dies wird 
in immer höherem Maße geschehen, weil die Tragweite ratio- 
nellen Unterrichts nicht hoch genug veranschlagt werden kann. 

Von tiefgehender Bedeutung für die Lebensanschauung der 
Arbeiter und dadurch für das Verhältnis zwischen ihren Lei- 
stungen und Ansprüchen sind religiöse Ueberzeugungen und 
kirchliche Verhältnisse. Sie können die Arbeiter geneigt machen, 
ihr Schicksal als etwas Selbstverständliches hinzunehmen oder 
es im Gegenteil als ungerechte Bedrückung zu betrachten; sie 
können ihren Erwerbssinn schwächen oder stärken, nach be- 
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stimmten Richtungen hin- und von anderen ablenken 3°). Aber 
auch unmittelbar üben kirchliche Verhältnisse mannigfache 
Wirkungen, z. B. in der Frage der Sonntagsruhe und der Feier- 
tage, deren es neben den Sonntagen in Italien ungefähr 50 mehr 
gibt als in den Vereinigten Staaten. 

Politische Zustände sind in vielen Richtungen für das An- 
gebot maßgebend. Freizügigkeit und Gewerbefreiheit, freier 
Verkehr mit Grundstücken erlauben dem Arbeiter seinen Erwerb 
wenigstens im Rahmen der kein oder kein beträchtliches Kapital 
erfordernden Beschäftigungen frei zu suchen, während Be- 
schränkungen dieser Freiheiten ebenso viele Hindernisse in dem 
Streben nach den besten erreichbaren Erwerbsbedingungen dar- 
stellen. Innere Kolonisation ermöglicht vielen die Verwertung 
Ihrer Arbeitskraft als Landwirte. Gesetzlicher Schutz des Le- 
bens und der Gesundheit und Beschränkungen der Arbeitszeit 
wehren gesundheitsgefährliche Arbeitsbedingungen ab. Die Ar- 
beiterversicherung gibt dem Arbeiter den Anspruch auf Unter- 
stützung, wenn er durch Krankheit oder Unfall betroffen, inva- 
lid oder alt wird. Bestimmungen über Arbeitsordnungen, Lohn- 
auszahlung, Trucksystem usf. erleichtern die Stellung gegen- 
über den Unternehmern. Alle diese sozialpolitischen Gesetze 
und Verordnungen machen die in ihnen normierten Vorteile zu 
einem notwendigen Bestandteil der Ansprüche, den die Arbeiter 
nicht erst im einzelnen Fall durchzusetzen brauchen. 

Von ganz besonderer Wichtigkeit für das Niveau der An- 
sprüche sind die politischen Rechte: Wahlrecht, Preßfreiheit, 
Versammlungs-, Vereins- und Koalitionsrecht, die das Selbst- 
bewußtsein der Arbeiter heben, die Aufklärung über die sozia- 
len und wirtschaftlichen Verhältnisse fördern, die Durchsetzung 
gesetzlicher Schutz- und Fürsorgebestimmungen erleichtern und, 
was die Hauptsache ist, für die Organisation der Arbeiter un- 
entbehrlich sind. 

4. Die Organisation. Am stärksten und weit über den Kreis 
ihrer Anhänger hinaus haben die sozialistischen Ideen bewirkt, 
daß die Arbeiter ihre wirtschaftlichen Interessen bewußt und 
energisch durch möglichst kaufmännische Ausnützung der 
Marktverhälnisse zu wahren suchen. Der Sozialismus hat die 


9) Die Zusammenhänge zwischen Religion und wirtschaftlicher Tätigkeit 
haben in jüngster ZitMaxWeberundWernerSombart zum Gegen- 
stande weite Perspektiven eröffnender Untersuchungen gemacht. 
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Massen mit der Ueberzeugung erfüllt, daß sie, indem sie die 
Besserung ihrer Lage anstreben, zugleich für die Zukunft der 
Menschheit kämpfen; er hat sie gelehrt, die Organisationen 
als stärkste Waffe in diesem Kampfe und als wichtigstes Mittel 
zur besseren Verwertung ihrer Leistungen zu gebrauchen. Die 
Gewerkvereine haben in der Tat am meisten zur Steigerung 
der Ansprüche beigetragen, und nur von dieser Seite haben wir 
sie hier zu betrachten. Sie bilden die Technik des Verhandelns 
über die Arbeitsbedingungen und den zu ihrer Handhabung 
geeigneten Apparat systematisch aus, wie es die Webbs sehr 
gut dargestellt haben. Die erste Voraussetzung rationeller 
Gebarung, die Orientierung über die Marktverhältnisse, wird 
durch Gewerkschaften wesentlich verbessert. Der organisierte 
Arbeiter weiß durch den engeren Kontakt mit den Arbeits- 
genossen, die Fachpresse und die Gewerkschaftsbeamten, welche 
Ansprüche die andern Arbeiter stellen und wie sich die Nach- 
frage gestaltet. Er verlangt bei günstiger Konjunktur mehr 
und bescheidet sich, wenn die Marktlage gegen ihn ist. Die 
bessere Uebersicht erspart vergebliche Kämpfe und fördert die 
Hebung der Ansprüche im richtigen Zeitpunkt. Eine wirksame 
Organisation gibt dem Arbeiter außerdem die Sicherheit, daß, 
wenn nicht alle, doch ein großer, für den Unternehmer unent- 
behrlicher Teil der Arbeitskräfte bestimmte Mindestansprüche 
aufrecht erhält und daß er daher durch solche Ansprüche seine 
Chancen bei der Bewerbung um die vorhandenen Stellen nicht 
verschlechtert. Die den Anspruch herabdrückende Gefahr, im 
Falle der Arbeitslosigkeit sofort in größte Not zu geraten, ist 
gemildert, weil der Arbeitslose Unterstützungen erhält, das 
Aufsuchen anderer Märkte durch Reisezuschüsse erleichtert 
wird, die Gewerkschaften Stellen vermitteln und sich um die 
Unterbringung ihrer Mitglieder bemühen. Schon wegen der 
materiellen Vorteile der Organisation sehen die ihr angehörenden 
Arbeiter den Gefahren eines Streiks oder einer Aussperrung ge- 
faßter entgegen. Die Gewerkschaften üben, neben diesen greif- 
baren, starke ideelle und moralische Wirkungen; die Disziplin, 
das Solidaritätsgefühl und die gegenseitige Kontrolle schränken 
die Konkurrenz zwischen den Arbeitern ein; der Zusammen- 
schluß, die gegenseitige Ancıferung und die Führung durch 
im Lohnkampf geschulte Organe heben den Mut und lassen 
augenblickliche Beschwerden in der Hoffnung auf künftige Vor- 
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teile ertragen; um der Gesamtheit willen und unter ihrem Ein- 
flußB wird größeres Risiko übernommen und an höheren An- 
sprüchen selbst auf die Gefahr hin festgehalten, schließlich eine 
andere Beschäftigung eventuell unter ungünstigeren Bedingun- 
gen suchen zu müssen. Krankhafte Auswüchse der Gewerk- 
schaftspolitik, die insbesondere in der möglichsten Verhinde- 
rung des Zuflusses neuer Arbeitskräfte bestehen, können aller- 
dings die Erwerbsmöglichkeiten und dadurch die Ansprüche 
der ausgeschlossenen Arbeitskräfte herabdrücken. Es werden 
ferner nicht selten die organisierten Arbeiter durch taktische 
Fehler, die von leidenschaftlich aufgeregten Arbeitermassen 
leicht begangen werden können, zu undurchsetzbaren, nutz- 
lose Opfer fordernden Ansprüchen und zu Kämpfen hingerissen, 
deren unglücklicher Verlauf ihre Ansprüche herabdrückt. Im 
großen und ganzen aber werden die Ansprüche der Arbeiter 
durch die Organisation den Marktverhältnissen angepaßt und 
gehoben. 

Entgegengesetzte Wirkungen hat die Organisation der 
Unternehmer. Wenn der Arbeiter, der einen Betrieb verläßt, 
nicht oder nur unter gewissen Voraussetzungen in einem der 
organisierten Betriebe Aufnahme findet, können seine Erwerbs- 
möglichkeiten sehr eingeschränkt und dadurch seine Ansprüche 
herabgesetzt werden. Bricht ein Streik aus, so legen oft die 
anderen organisierten Unternehmungen ihre Betriebe still und 
sperren die Arbeiter aus. Diese Befürchtung drückt auf die 
Ansprüche, weil die Aussicht auf Unterkommen in den anderen 
Betrieben verschwindet und weil ferner die Gewerkschaft, wenn 
eine solche besteht, durch die Unterstützung der ganzen Ar- 
beiterschaft schwer belastet wird. 

5. Die Qualifikation. Die wirtschaftlichen Eigenschaften 
der Bevölkerung einer Gegend zeigen neben den gemeinsamen 
Zügen Unterschiede, durch welche sie in Schichten mit ver- 
schiedenen Qualitäten geteilt wird. Von den Taglöhnern bis 
zu den hochqualifizierten Arbeitern, den \Werkmeistern, An- 
gestellten und Direktoren stufen sich die Arbeitskräfte nach 
ihrer Leistungsfähigkeit und ihren Ansprüchen ab. Die Kinder 
besser situierter Eltern wenden sich in der Regel höher quali- 
fizierten Beschäftigungen zu. Ihre Mütter können ihnen mehr 
Sorgfalt widmen; es werden größere Mittel für die Entwicklung 
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ihrer geistigen und körperlichen Kräfte verwendet ®). Die 
Familie bemüht sich, einen Beruf ausfindig zu machen, der den 
Fähigkeiten angemessen ist und möglichst günstige Chancen 
bietet, und verhilft durch ihre Verbindungen zur Erlangung 
angestrebter Stellen. Die Kosten längerer und höherer Aus- 
bildung werden von den Eltern bestritten. Diese eröffnen ihren 
Kindern so Erwerbsmöglichkeiten, von denen andere ausge- 
schlossen sind, und setzen sie in die Lage, höhere Ansprüche 
zu stellen ®). Der andere Weg, der zur Erlangung besserer 
Anstellungen führt, ist die höhere Begabung, besondere Fähig- 
keit, Charakter und Energie, Intelligenz, Fleiß und Nervenkraft. 
Diese Eigenschaften eröffnen einen weiteren Kreis von Erwerbs- 
möglichkeiten und ermöglichen zugleich bessere Erkenntnis, 
Beurteilung und Ausnützung der vorhandenen Chancen. 

Die Abstufungen der Arbeitskräfte sind sehr zahlreich 
und setzen sich auch in die Schichten fort, die irrig als unter- 
schiedslose Masse unqualifizierter Arbeiter angesehen werden. 
Auf den ländlichen Taglöhner kann man diesen Ausdruck nur 
anwenden, weil er die Verrichtungen von Jugend auf lernt, 
so daß sie als etwas selbstverständliches erscheinen; die Arbei- 
ter, welche in den Fabriken die angeblich rein mechanische 
Arbeit an den Maschinen vollbringen, bedürfen je nach der 
Art ihrer Beschäftigung verschiedener, durchaus nicht allge- 
mein vorhandener Eigenschaften und meist vieler Uebung *°). 








3) Marshalla. a. O. S. 647: »And last but not least his mother is likely 
to be able to give more of her time to the care of her family.« 

3) Ibd. S. 644 ff. »In the higher industrial grades . . people... exert 
themselves much to select the best careers for their sons, and the best trainings 
for thse careers; and they are generally willing and able to incur a considerable 
expense for the purpose. The professional classes especially, while generally 
cager to save some capital for their children, are even more on the alert for the 
opportunities of investing it in them« . . . »Ihe advantages which those born 
in one of the higher grades of society have over these born in a lower, consist in 
a great measure of the better introductions and the better start in life which 
they receive from their parents; and the impcrtance of tnis good start in life is 
nowhere seen more clearly than in a comparison of the fortunes of the sons ot 
artisans and of unskilled labourers.« 

t) Marshall a.a. O. S. 285ff. smuch of the work of tending machinerv is 
said to be entirely mechanical and unskilled. . . But in fact it is probable that 
not one-tenth of the present populations of the world have the mental and 
moral faculties, the intelligence, and the self-control that are required for it: 
perhaps not be made to do the work well by steady training for two generations. 
Even of a manufacturing populaticn only a small part are capable of doing 
many tasks that appear at first sight to be entirely monotonous.« 
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Es darf nicht gefolgert werden, daß die Ansprüche sich in 
dem gleichen Maß steigern wie die Qualifikation; denn diese 
ist wieder nur eines der bestimmenden Momente, das durch 
andere verstärkt, aber auch abgeschwächt oder ins Gegenteil 
verkehrt werden kann, so daß die Ansprüche für höher quali- 
fizierte Arbeit niedriger sein können und nicht selten auch tat- 
sächlich niedriger sind als für weniger qualifizierte. 

6. Die Nachfrage. Die Ansprüche der Arbeiter werden, 
wie auf der einen Seite durch ihre wirtschaftlichen Eigenschaften 
und Verhältnisse, so auf der andern durch die Intensität der 
Nachfrage nach Arbeitskräften reguliert. Diese finden desto 
leichter und desto bessere Stellen, je größer und stärker die Nach- 
frage im Verhältnis zur Zahl der vorhandenen Arbeiter ist. 
Es kommt also einerseits auf die Größe der landwirtschaftlichen, 
industriellen und gewerblichen Produktion, des Handels und 
Verkehrs sowie des sonstigen Bedarfes an Arbeitskräften, an- 
dererseits auf die Dichte der Bevölkerung an. Am günstigsten 
für die Ansprüche der Arbeiter ist ein intensives Wirtschafts- 
leben, das auf einer relativ schmalen Bevölkerungsgrundlage 
ruht; am ungünstigsten eine schwache Volkswirtschaft, auf die 
eine dichte Bevölkerung angewiesen ist. So ergeben sich andere 
Verhältnisse in Industrie- als in Agrarstaaten und in neubesie- 
delten als in alten Ländern. Die Wirkung, welche die Größe 
der Nachfrage auf die Ansprüche der Arbeiter übt, tritt besonders 
deutlich hervor, wenn die Nachfrage rascher wächst als das 
Angebot an Arbeitskräften, wie dies bei ansteigender wirt- 
schaftlicher Entwicklung in der Regel der Fall ist; durch den 
ökonomischen Niedergang eines Volkes dagegen werden die 
Ansprüche verringert. 

Innerhalb eines Staates entwickeln sich die verschiedenen 
Gegenden und einzelnen Orte ungleichmäßig; Städte und 
Dörfer, Industrie- und Agrargebiete schreiten in verschiedenem 
Tempo fort, während gleichzeitig andere stillstehen oder zu- 
rückgehen. Die Errichtung neuer Betriebe, die Erweiterung 
bestehender, das Aufkommen neuer, auf die gleichen Arbeits- 
kräfte angewiesener Produktionszweige erhöhen das Niveau 
der Ansprüche; die entgegengesetzte Entwicklung drückt sie 
herab. Je nach ihren Verhältnissen bieten die einzelnen Märkte 
den Arbeitern wachsende und sich verbessernde oder sinkende 
und sich verschlechternde Arbeitsgelegenheiten. In kleineren 
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Orten genügt oft schon die Gründung eines Betriebes oder die 
Vornahme öffentlicher Arbeiten z. B. ein Eisenbahnbau, um 
die Forderungen der Arbeiter infolge der dadurch eröffneten 
neuen Erwerbsmöglichkeiten zu erhöhen. Die Lage der ein- 
zelnen Erwerbszweige ist nicht dieselbe; während manche wach- 
sen und gedeihen, gehen andere zurück. Der bessere Geschäfts- 
gang in einer Branche kann die ungünstigen Folgen schlechter 
Konjunktur in einer anderen für die Arbeiter mildern, wenn 
sie nach der Art der Arbeit auch in der ersteren beschäftigt 
werden können. Insofern sie aber auf bestimmte Erwerbs- 
zweige angewiesen sind, werden ihre Ansprüche durch die 
geschäftliche Lage dieser Zweige beeinflußt und bleiben hinter 
denen der Arbeiter besser situierter Unternehmungen zurück. 
Neben dem dauernden Zustand und der in längeren Zeiträumen 
sich vollziehenden Entwicklung haben auch die mit den wech- 
selnden Konjunkturen verbundenen momentanen Schwankun- 
gen der Nachfrage einen beträchtlichen Einfluß auf die An- 
sprüche der Arbeiter; in Saisongewerben ändern sie sich je nach- 
dem, ob die Saison noch dauert oder vorüber ist; in Gewerben, 
deren Arbeiter auch in der Landwirtschaft Verwendung finden, 
wachsen die Ansprüche im Sommer. Die Forderungen der 
Arbeiter schwanken mit den Konjunkturen, aber nicht parallel, 
weil die Intensität der Nachfrage nicht allein für die Forderun- 
gen der Arbeiter maßgebend ist; die Ansprüche können even- 
tuell auch bei ungünstiger Geschäftslage steigen. 

Wichtig ist ferner die kapitalistische und technische Aus- 
rüstung der Produktionszweige. Je größer die Ansprüche der 
Arbeiter sind, desto lebhafter das Bestreben der Unternchmer, 
Arbeit sparende Maschinen und Vorrichtungen anzuwenden; 
umgekehrt wirkt wieder das Niveau der Technik auf die Ansprüche 
zurück. Hierbei muß man unterscheiden: Der Ersatz von Hand- 
arbeit durch Maschinen hat zunächst eine Verminderung der 
Nachfrage in dem betreffenden Produktionszweig zur Folge, 
die für die bisher darin tätigen Arbeiter oft um so drückender 
wird, als andere Qualitäten erfordert und daher neue Arbeits- 
kräfte angestellt werden, z. B. bei der automatischen Stick- 
maschine, statt der die schwere Schifflimaschine handhabenden 
Sticker, weibliche Arbeitskräfte und nur einige wenige Ma- 
schinenschlosser zur Instandhaltung der Maschinen. Ist aber 
die maschinelle Technik eingeführt, so ist sie, wie überhaupt 
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die Vergrößerung der Investitionen, den Ansprüchen der Ar- 
beiter günstig, weil dann die Verwertung großer Kapitalien 
von der Verfügung über die Arbeitsleistungen abhängt, Stö- 
rungen oder Einschränkungen des Betriebes den Unternehmern 
schweren Schaden verursachen, während höhere Löhne ihren 
Gewinn weniger angreifen, da die Löhne im Verhältnis zum 
Wert der Produkte eine geringere Rolle spielen. 

Die Ansprüche werden ferner durch die Rentabilität der 
Betriebe beeinflußt. Wenn die Gewinne groß sind, hat die 
Arbeit für die Unternehmer höheren Wert und sie sind bereit, 
bessere Löhne zu zahlen, ehe sie auf die Arbeitsleistungen ver- 
zichten; den Arbeitern bieten sich günstigere Aussichten als 
bei schlechtem Geschäftsgang. Daher haben steigende Ge- 
winne, wie die Unternehmer häufig zu beobachten Gelegenheit 
haben, die Tendenz, die Arbeiter anspruchsvoller zu machen, 
während mangelnde Rentabilität das Wachsen der Ansprüche 
hemmt. In günstigen Konjunkturen steigt meist der Umfang 
der Nachfrage und zugleich die Rentabilität der Unterneh- 
mungen, so daß die Erhöhung der Forderungen doppelt an- 
geregt wird; Krisen dagegen wirken in beiden Richtungen 
dahin, daß sich die Arbeiter mit schlechteren Bedingungen be- 
gnügen. 

Für den Arbeiter kommen zunächst die Verhältnisse der 
Nachfrage an seinem Aufenthaltsorte und in seinem Gewerbe 
in Betracht. Außerdem aber, wenn auch mit entsprechend 
verringerter Wirkung, die Verhältnisse aller Arbeitsmärkte 
und Beschäftigungen, die er erreichen kann. So werden z. B. 
in weiten Gebieten Osteuropas die Forderungen der Arbeiter 
durch den Geschäftsgang in Amerika mitbestimmt. Je nach 
der größeren oder geringeren Beweglichkeit der Arbeitskräfte 
ist die Nachfrage verschiedener Märkte oder nur die lokale 
für sie ausschlaggebend. Die Weber eines einsamen Gebirgs- 
dorfes werden oft durch kleinen Grundbesitz dort festgehalten, 
oder sind zu unbeholfen und zu arm, um ein neucs Leben an 
einem andern Orte zu beginnen, können in ihrer Heimat aber 
keine andere Beschäftigung finden; sie sind von den Firmen, 
für die sie arbeiten, viel abhängiger als Weber in einer frucht- 
baren Ebene, die in der Landwirtschaft ebenso leicht Beschäf- 
tigung finden wie in der Industrie und überdies zur Auswan- 
derung bereit und fähig sind. Hierbei sind auch Kommuni- 
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kationsverhältnisse von Wichtigkeit; eine neue Eisenbahn übt 
auf die Ansprüche der Arbeiter in den an dieser gelegenen Ge- 
genden merklichen Einfluß; die Herabsetzung der Schiffsraten 
für die Ueberfuhr nach Amerika kann eine Steigerung der Ar- 
beiterforderungen in den europäischen Auswanderungsgebieten 
zur Folge haben. Neben der Intensität der Nachfrage kommen 
oft auch Möglichkeiten selbständiger Verwertung der Arbeits- 
kräfte in Betracht. Die Ausbreitung des Großgrundbesitzes 
und des industriellen Großbetriebes erschwert es den Arbeitern 
selbständig zu werden, während das Vorherrschen des Klein- 
betriebes bei entsprechender Agrar- und Gewerbegesetzgebung 
und begünstigenden Krediteinrichtungen und mehr noch das 
Vorhandensein freier oder doch billiger Grundstücke vielen 
Arbeitern Möglichkeiten selbständigen Erwerbes eröffnen und 
dadurch ihre Ansprüche heben. 

7. Die Preise der Konsumartikel. Die Verteuerung der 
Nahrung, Kleidung, Wohnung und der Lebenshaltung über- 
haupt bedeutet eine Verringerung des Reallohnes; bei unver- 
änderten Ansprüchen verlangen die Arbeiter daher höhere 
Nominallöhne. Sie müssen dann erst durchsetzen, was sie 
vorher schon hatten, und können inzwischen durch eine neue 
Teuerung betroffen werden. Wenn sich die Lebenshaltung 
dagegen verbilligt, sind die Arbeiter im Besitze höherer Real- 
löhne, die sie so lange behalten, als es den Unternehmern nicht 
gelingt, sie herabzusetzen. Hiermit ist die Bedeutung des Stei- 
gens und Sinkens der Preise für die Ansprüche der Arbeiter 
nicht erschöpft; denn die Preisbewegungen sind Folgen und Ursa- 
chen wirtschaftlicher Vorgänge, durch die die Nachfrage nach Ar- 
beitskräften wesentlich beeinflußt wird; in welchem Sinne dies ge- 
schieht, hängt von den Ursachen der Preisbildung ab. Sind 
die steigenden Preise auf eine günstige wirtschaftliche Konjunk- 
tur zurückzuführen und mit der Zunahme der Produktion ver- 
bunden, so wächst die Nachfrage nach Arbeitskräften und diese 
können ihre Ansprüche erhöhen, und zwar eventuell um mehr 
als sich ihre Lebenshaltung verteuert. Wenn es sich jedoch nur 
um eine Preiskonjunktur handelt, die keine Erweiterung der Pro- 
duktion hervorruft, werden die Arbeiter von der Teuerung 
getroffen, ohne daß ihre Erwerbsmöglichkeiten sich entspre- 
chend bessern. 

Hiemit sind auch die Wirkungen der Schutzzölle und Kar- 
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telle auf die Ansprüche der Arbeiter gegeben. Je rationeller 
ein Zoll, d. h. je größer die durch ihn bewirkte Erweiterung 
der Produktion im Verhältnis zur Belastung des Konsumes 
ist, desto mehr steigert er die Ansprüche der Arbeiter über das 
durch die Verteuerung der Lebenshaltung bedingte Maß hinaus. 
Treibt dagegen ein Zoll zwar die Preise der geschützten Waren 
in die Höhe, fördert aber ihre Produktion nicht oder nur un- 
verhältnismäßig wenig, dann können die Arbeiter ihre For- 
derungen nicht oder doch nicht entsprechend erhöhen. Kartelle 
können stimulierend auf die Ansprüche wirken, indem sie 
die Schwankungen der Produktion verringern und so die Er- 
werbsmöglichkeiten der Arbeitskräfte sichern, und indem sie 
ferner die Rentabilität der Unternehmungen steigern; durch 
die Verteuerung der Waren aber belasten sie den Konsum — 
wenn auch nicht gerade den ihrer eigenen Arbeiter — und 
durch Einschränkung der Produktion verringern sie die Nach- 
frage nach Arbeitsleistungen. Je einseitiger ein Kartell die 
Preise erhöht und die Produktion reduziert, desto ungünstiger 
wirkt es auf die Arbeitsverhältnisse im Ganzen. 

Aus den gleichen Gesichtspunkten ist der Einfluß schlechter 
und guter Ernten zu beurteilen. Eine Mißernte verteuert die 
Nahrungsmittel, verringert aber in der Landwirtschaft und 
indirekt in der ganzen Volkswirtschaft den Bedarf an Arbeits- 
leistungen, so daß die Position der Arbeiter verschlechtert wird, 
während gute Ernten die entgegengesetzten Wirkungen üben 41). 

8. Die Gewohnheiten. Durch die Gesamtheit der angeführ- 
ten Momente wird das allgemeine Niveau der Ansprüche jeder 
Arbeitergruppe bestimmt; sie bewirken, daß Lohnarbeiter sich 
in einer Gegend mit Kartoffeln und Hafermehl oder Reis, der 
dürftigsten Bekleidung und Unterkunft in Massenquartieren 
begnügen; in einer anderen Brot und Fleisch, Sonntagskleider 
und mehrere Wohnräume beanspruchen. Viele der für die 
Ansprüche maßgebenden Momente, z. B. der Umfang der Pro- 
duktion, die Technik, die Rentabilität der Unternehmungen, 
die Kosten der Lebenshaltung, sind in unserer Zeit raschem 
Wechsel unterworfen, während andere, wie die nationalen Eigen- 
schaften und materiellen Verhältnisse der Arbeiterschaft sich 








ʻu) Smitha. a O. S. 65: »Masters. . . frequently make better bargains 
with their servants in dear than in cheaps years, and find them more humble 
and dependent in the former than in the latter.« 
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meist nur langsam ändern. Hierdurch werden die Grenzen, 
innerhalb deren sich die Ansprüche verschieden gestalten, 
enger gezogen und die Voraussetzungen für die Entwicklung 
von Gewohnheiten geschaffen. Je mehr Umstände, von denen 
die Ansprüche abhängen, und je länger sie stabil sind, desto 
stärkere Gewohnheiten entstehen, die sich dann als Beharren 
der Arbeiter auf der üblichen Lebenshaltung und auf dem her- 
kömmlichen Verhältnis zwischen Leistung und Lohn geltend 
machen. 

An und für sich ist die Gewohnheit weder für die Arbeiter 
ein Grund, sich mit den bisher üblichen Löhnen zu begnügen, 
wenn sie mehr erreichen können; noch für die Unternehmer ein 
Grund, die gleichen Löhne weiter zu zahlen, wenn sie in der 
Lage sind, sich die Leistungen billiger zu verschaffen. Die 
Wirkung des Herkommens auf die Ansprüche ist eine indirekte. 
Die ältere Theorie hat sie dadurch zu erklären versucht, daß das 
Steigen oder Sinken der Löhne über oder unter das herkömm- 
liche Niveau die Bevölkerungsvermehrung beschleunige be- 
ziehungsweise verlangsame und dadurch die Größe des An- 
gebotes beeinflusse. Abgesehen von der Frage, ob diese Fol- 
gerung richtig ist, kann sie als Erklärung dafür, daß die An- 
sprüche von dem Herkommen beeinflußt werden, schon des- 
halb nicht zureichen, weil die Wirkung der Löhne auf die Ver- 
mehrung der Arbeiterschaft erst nach längerer Zeit, in der Haupt- 
sache erst in der nächsten Generation eintreten könnte, wäh- 
rend es darauf ankommt darzulegen, daß und wie das Her- 
kommen im gegebenen Momente auf die Ansprüche der Arbeiter 
wirkt. Der Vorgang ist folgender: 

Viele für die Ansprüche maßgebende Umstände, die 
Konjunktur, die technische Entwicklung, die Verkehrsmittel 
usf. sind von dem Willen der Arbeiter unabhängig, während 
andere durch Willensimpulse modifiziert werden können, so 
die Bereitwilligkeit zum Wechsel des Betriebes, der Beschäfti- 
gung und des Arbeitsortes, die Energie und Ausdauer bei Ver- 
handlungen über Arbeitsbedingungen und Kämpfen um sie, 
die Ausgestaltung der Organisation u. a. Wenn sich nun die der 
Willenssphäre der Arbeiter entrückten Momente so ungünstig 
gestalten, daß sie die Löhne unter das gewohnte Nivcau senken 
würden, kommt zu den Motiven, aus denen der Arbeiter mög- 
lichst günstige Bedingungen erstrebt, eines und zwar ein wich- 
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tiges hinzu: die Gefahr, die herkömmliche Lebensführung nicht 
aufrecht halten zu können. Die Unlust nicht befriedigter Be- 
dürfnisse wird wesentlich dadurch erhöht, daß man an die Be- 
friedigung dieser Bedürfnisse gewöhnt ist. Daher tritt eine 
schärfere Reaktion des Willens der Arbeiterschaft ein, wenn die 
herkömmlichen Arbeitsbedingungen bedroht sind. Die Ver- 
schlechterung der objektiven Umstände führt sozusagen auto- 
matisch eine Verstärkung der subjektiven Bemühungen der 
Arbeiter um die möglichst vorteilhafte Verwertung ihrer Ar- 
beitskraft herbei. Nehmen wir an, daß zur Bestreitung des 
gewohnten Lebensunterhaltes einer Arbeiterkategorie 4 Mark 
täglich erforderlich sind und die Arbeiter seit kurzer Zeit 5 Mark 
verdienen. Sie werden der Herabsetzung des Lohnes auf 4 
Mark viel geringeren Widerstand entgegensetzen, als dann der 
etwaigen Herabsetzung von 4 auf 3 Mark. Diese würde eine 
sprunghafte Steigerung des Widerstandes zur Folge haben, 
der in Uebergang zu anderen Beschäftigungen, Abwanderung, 
stürmischen Verhandlungen, Streiks zum Ausdruck käme. Die 
Arbeiter suchen, wenn der herkömmliche Lebensbedarf ge- 
fährdet wird, andere Erwerbsmöglichkeiten intensiver auf, als 
bei einer dieses Niveau nicht berührenden Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen; sie übernehmen größeres Risiko und 
schwerere Opfer, um das Sinken aufzuhalten. Bleiben diese 
Bemühungen vergeblich, so können Wirkungen des Herkom- 
mens sich auf der anderen Seite des Angebotes, in den Lei- 
stungen der Arbeiter, fühlbar machen, indem die ungünstigeren 
Arbeitsbedingungen die Fähigkeit und den Willen zur Arbeit 
herabmindern und dadurch das Verhältnis zwischen Ansprüchen 
und Leistungen in der durch das Herkommen gegebenen Rich- 
tung verschieben. 

Das Maß, in dem diese Einflüsse der Gewohnheiten zur 
Geltung gelangen, hängt von dem Charakter der Arbeiterschaft 
ab; überall aber spielen sie eine große Rolle. Sie schwächen 
die Wirkungen ab, welche die von den Arbeitern nicht beeinfluB- 
baren Umstände auf ihre Ansprüche üben. Die Bedeutung des 
Herkommens ist zu verschiedenen Zeiten ungleich; in unserer 
Zeit ist sie im Verhältnis zu den Wirkungen der zahlreichen 
anderen, die Forderungen der Arbeiter bestimmenden Mo- 
mente viel geringer geworden. 


* * 
* 
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Durch das Zusammenwirken der dargestellten Umstände 
wird das Verhältnis zwischen Leistungen und Ansprüchen in 
den verschiedenen Staaten und Orten und für die einzelnen 
Beschäftigungen bestimmt. In Nordamerika hat die rasche Be- 
siedlung weiter Strecken neuen Landes bei gleichzeitiger Aus- 
gestaltung der modernen Verkehrsmittel einen rapiden Auf- 
schwung der Produktion und des Konsums hervorgerufen; 
Landwirtschaft und Industrie, Gewerbe und Handel nehmen 
sowohl an Größe als an Kapital und technischer Ausrüstung 
in bisher unbekanntem Tempo zu. Außerordentlich viele und 
günstige Erwerbsgelegenheiten bieten sich der Arbeiterschaft 
und werden von ihr kräftig ausgenützt. Sie besteht überwie- 
gend aus beweglichen, energischen, zu den verschiedensten 
Arbeiten geeigneten Elementen aller Nationen, die sich zu 
Auswanderung entschlossen haben oder von Auswanderern 
abstammen und in der amerikanischen Atmosphäre aufge- 
wachsen sind *2). Die rapide wirtschaftliche Entwicklung, die 
vielen Erfolge und noch zahlreicheren Möglichkeiten entflammen 
den Erwerbstrieb und erhitzen das wirtschaftliche Tempera- 
ment der Bevölkerung zu heftigen Anstrengungen, deren oft 
Körper und Seele zerstörendes Tempo lebhafte Gegenempfin- 
dungen hervorruft und doch immer mehr beneidet und immer 
allgemeiner nachgeahmt wird. So erklärt sich das hohe Niveau 
der amerikanischen Ansprüche und Leistungen. In Australien 
haben der Anbau neuen Landes und das Wachstum vieler Ge- 
werbe den Arbeitern, ähnlich wie in Amerika, günstige Chancen 
eröffnet und ihnen gestattet, höhere Ansprüche zu stellen, 
während die Leistungen in der ruhigeren wirtschaftlichen 
Atmosphäre und unter dem Einfluß der starken Organisatio- 
nen der Arbeiter nicht wie in Amerika bis zum äußersten 
getricben werden. 


2) Schönhofa.a.O.S. 32: »Ihe United States, with its vast resources, 
free laws, and extended territory, give a field for employment of labor, which 
no other country possesses, excepting perhaps the Australian colonies. .. » 
From the widely distributed ownership of land radiate all other employments. 
A high wage rate and a higher standard of living are thereby insured«. — M ar- 
shalla.a. O. S. 276: »In all ages colonies have been apt to outstrip their mother 
countries in vigour and energy. This has been due partly to the abundance of 
land and the cheapness of necessaries at their command; partly to that natural 
selection of the strongest characters for a life of adventure, and partly to physio- 
logical causes connected wıth the mixture of races: but perhaps the most impor- 
tant cause of all is to be found in the hope, the freedom and the changefulness 
of their lives.« 
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In den europäischen Staaten bleiben Leistungen’ und An- 
sprüche im allgemeinen unter dem amerikanischen Niveau und 
es ist charakteristisch, daß die Einwanderer in Amerika längere 
Zeit brauchen, bis sie mit den amerikanischen Arbeitern Schritt 
halten können *%), und daß sie auch wieder in langsameres Tempo 
und zu niedrigeren Ansprüchen übergehen, wenn sie in ihre 
Heimat zurückkehren. In den europäischen Industriestaaten 
leisten die Arbeiter meist mehr und verlangen höhere Löhne 
als in den überwiegend agrarischen Ländern; die Ansprüche 
der Iren sind trotz der Nachbarschaft viel geringer als die der 
Engländer. In Asien sind Chinesen und Inder markante Bei- 
spiele. Erstere haben jahrhundertelang vererbte landwirt- 
schaftliche und gewerbliche Fähigkeiten, aber ungünstige und 
durch Ausschließung der Chinesen von vielen Arbeitsmärkten 
noch eingeengte Erwerbsverhältnisse; ihre Leistungen sind 
beträchtlich, ihre Ansprüche in der Heimat sehr bescheiden. 
Den Indern fehlt die geschichtliche Tradition besonderer ge- 
werblicher Arbeitsqualitäten; auch in der Landwirtschaft hat 
die Sonne Indiens viel für sie getan; ihre Leistungen und An- 
sprüche sind gering. 

Innerhalb der durch die Verhältnisse der Weltteile und 
Staaten gezogenen Grenzen gestalten sich die Ansprüche ört- 
lich und beruflich verschiedenartig. Es kommt immer darauf 
an, welche Erwerbsgelegenheiten die Arbeiter eines bestimmten 
Gewerbes in einer bestimmten Gegend haben. Inmitten der 
günstigeren wirtschaftlichen Verhältnisse New-Yorks, Londons 
und anderer Weltstädte finden sich Gruppen von Heimarbeitern, 
die, unfähig ihren Aufenthaltsort oder ihr Gewerbe zu ändern, 
sich nur den schlechtesten Bedingungen gegenüber sehen und 
in ihren Ansprüchen tief unter dem Niveau anderer am gleichen 
Orte ansässiger Arbeiter stehen. Auch zwischen benachbarten 
Arbeitsmärkten desselben Produktionszweiges finden sich we- 
sentliche Unterschiede; die Eisenindustrie Lothringens hat mit 
einer bunt zusammengewürfelten fluktuierenden Arbeiterschaft 
zu rechnen, während im Saarrevier ein tüchtiger Stamm ein- 


3) Schönhofa.a. O.S.2g: »Ihe labor brought from foreign countries 
to America to work in American mills, even if used to the same machinery, is 
found at tirst entirely unable to compete with American labor. It is only after 
considerable time that it can take its place and earnings in common with American 
labor. e 
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esessener Arbeitskräfte vorhanden ist 44). Im Trautenauer 
5 

Leinenbezirke, wo es wenig andere Erwerbszweige gibt, stellen 
die Leinenweber geringere Forderungen als jenseits der nahen 
Grenze, wo sie leichter andere Beschäftigung finden. 

Die Abstufung der Ansprüche nach der erforderlichen 
Qualifikation hängt gleichfalls von den konkreten Aussichten 
der betreffenden Arbeiterschichte ab. Geschulte Kräfte sinken 
unter das Niveau von Taglöhnern herab, wenn sie unorganisiert 
und unbeweglich, für eine bestimmte Arbeit qualifiziert, sonst 
aber wenig verwendbar sind und ihr einziger Erwerbszweig 
in ungünstige Konjunktur gerät. Künstlerische Begabung und 
Schulung muß sich mit geringerer Entlohnung, als sie gewöhnli- 
cher Arbeit zuteil wird, abfinden lassen, wenn die Erwerbs- 
chancen dieses Kunstgebietes im Verhältnis zur Zahl der Be- 
werber wenig zahlreich und ungünstig sind. 

Für schwere, unangenehme, gefährliche Arbeit wird oft 
weniger verlangt als für Beschäftigungen ohne diese Nachteile, 
weil die Arbeiter, die sich um jene Stellen bewerben, zu den 
hilflosesten gehören und schwer andere Beschäftigung finden *). 
Trifft diese Voraussetzung jedoch nicht zu, sondern können die 
Arbeiter auch angenehmere Beschäftigung finden, dann ver- 
langen sie die Ausgleichung der Nachteile durch höhere Löhne; 
es müssen z. B. in Fabriken, in denen man arger Staubentwick- 
lung, Schmutz, Unfallsgefahren ausgesetzt ist, günstigere Be- 
dingungen gewährt werden als in der Landwirtschaft oder in 
reinlichen ungefährlichen Gewerben ?°). 

4) Bosselman a. a. O. S. 23. 

$5) Milla. a. O S. 235: » when the supply of labour so far exceeds 
the demand that to find employment at all is an uncertainty . . . Desirable 
labourers . . . can still exercise a choice. The undesirable must take what 
they can get. The more revolting the occupation, the more certain it is to receive 
the minimum of renumeration, because it devolves on the most helpless and 
degraded, on those who from squalid poverty, or from want of skill and edu- 
cation are rejected from all other employments.« — Marshalla, a. 0O. S. 641: 
»The disagreeableness of work seems to have very little effcct in raising wages, 
if it is of such a kind that it can be done by those whose industrial abilities are 
of a very low order. For the progress of sanitary science has kept alive many 
people who are unfit for any but the lowest grade of work. They compsete eagerly 
for the comparatively small quantity of work for which they are fitted. . . .¢ 

46) Im Bericht der schlesischen Handelskammer 1898 heißt es: »Trotzdem 
die Arbeitslöhne gegen das Jahr 1897 eine Verbesserung erfuhren, gelang es 
dennoch nicht, den Arbeiterstand wesentlich zu erhöhen und cs läßt sich über- 


haupt die Wahrnehmung machen, daß sich die Arbeitskräfte dem Bergbau zu 
entfremden suchen und selbst die Kinder der Bergarbeiterfamilien trachten, 
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Die niedrigeren Ansprüche der Frauen und jugendlichen 
Arbeiter werden meist darauf zurückgeführt, daß ihre Bedürf- 
nisse geringer sind. Dies würde an und für sich nicht erklären, 
weshalb sie meist weniger als erwachsene männliche Arbeiter 
verlangen. Denn es kann jemand weniger brauchen und doch 
ebenso oder noch mehr als ein anderer bestrebt sein, möglichst 
viel zu verdienen. In der Regel sind geringere Unterhaltskosten 
kein Grund, sich mit ungünstigeren Arbeitsbedingungen zu 
begnügen. Nur insofern der bescheidenere Bedarf einen schwä- 
cheren Antrieb zum Aufsuchen und Erlangen besserer Stellen 
und zur Ueberwindung der damit verbundenen Schwierigkeiten 
bildet, werden dadurch die Ansprüche ermäßigt. Viel wichtiger 
ist, daß Frauen und jugendlichen Arbeitern meist weniger gün- 
stige Erwerbsgelegenheiten offen stehen, weil ihnen für viele 
Arbeiten die Qualifikation fehlt, ihre Leistungsfähigkeit ge- 
ringer ist und die im Lohnkampf entscheidenden Eigenschaften 
weniger entwickelt sind, endlich deshalb weil sie mehr an den 
Aufenthaltsort der Familie gebunden sind. Auch ist die Zahl 
der Frauen und der Jugendlichen, die Stellen suchen, im Ver- 
hältnis zu den offenen Stellen oft größer als bei Männern, da 
immer neue, noch unbeschäftigte Frauen und Kinder dem 
Arbeitsmarkt zuströmen. Aus allen diesen Gründen bieten sich 
ihnen relativ weniger und schlechtere Stellen, und ihre For- 
derungen sind ceteris paribus in der Regel geringer als die 
der Männer. Bei jugendlichen Arbeitskräften kommt noch da- 
zu, daß sie die mit ihrer Beschäftigung verbundene Ausbil- 
dung unter die ihnen daraus entspringenden Vorteile mit 
einzurechnen haben. 


Ill. Die Ursachen der Verschiedenheit der 
Ansprüche. 


Durch die natürlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse, 
deren Einflüsse auf die Ansprüche wir beobachtet haben, wer- 
den die Grenzen bestimmt, innerhalb deren die Arbeiter ihr 
Schicksal finden müssen. Soweit ihre Wirkungen reichen, bringt 
der einzelne Arbeiter in seinem Anspruch nur die allgemeinen 


sich ihrem natürlichen Berufe zu entziehen, und sind bestrebt, ihr Fortkommen 
in anderen Erwerbszweigen zu suchen, die ihnen besser zusagen, als die Arbeit 
untertags.« | 
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Verhältnisse zum Ausdruck, aus denen sich die Forderungen 
der Arbeiterschaft als Massenerscheinung erklären. Die dar- 
gestellten Momente haben die Tendenz, das Verhältnis zwischen 
Leistungen und Ansprüchen einer Arbeiterkategorie gleich- 
mäßig, typisch zu gestalten; durch die Aenderungen dieser 
Momente werden die Forderungen generell umgestaltet. Die 
Arbeiter, die sich auf einem Arbeitsmarkt anbieten, gehören 
in der Regel derselben Rasse an; ihr häusliches Milieu, die Schul- 
bildung und die kulturellen Verhältnisse, unter denen sie auf- 
gewachsen sind und leben, zeigen viele gleichartige Züge. Hieraus 
ergibt sich ein verwandter, physischer, geistiger und moralischer 
Habitus, durch den die Erwerbsmöglichkeiten und ihre Beurtei- 
lung gleichmäßiger gestaltet und ihre Ansprüche einander ge- 
nähert werden. Diese. Tendenz wird dadurch verstärkt, daß 
die Entwicklung und der Geschäftsgang der für eine Arbeiter- 
kategorie in Betracht kommenden Erwerbszweige ihre. Aus- 
sichten generell beeinflussen. 

Neben den ausgleichenden sind aber differenzierende Mo- 
mente wirksam, die zur Folge haben, daß für die gleiche Leistung 
auf dem nämlichen Arbeitsmarkte verschiedene Ansprüche 
gestellt werden. Vor allem können dieselben Momente, auf die 
im allgemeinen die gleichmäßige Gestaltung des Verhältnisses 
zwischen Leistungen und Forderungen zurückzuführen ist, Ur- 
sachen ihrer Ungleichheit werden, indem Arbeiter zusammen- 
treffen, deren Rasse, Nationalität, Geschlecht, Religion, Bildung, 
politische und soziale Gesinnung verschieden sind, wie dies auf 
vielen Arbeitsmärkten der Fall ist. Dadurch, daß Weiße mit 
Schwarzen oder Gelben, Deutsche mit Slaven und Italienern, 
Männer mit Frauen und Kindern, Organisierte mit Unorgani- 
sierten arbeiten, entstehen Schichten mit ungleichen Ansprü- 
chen. Je gemischter die Arbeiterschaft ist, desto mehr solcher 
Schichten; in Amerika z. B. sind die hierdurch verursachten 
Unterschiede viel größer als in England. 

Doch auch wenn keine generellen Gründe dafür vorhanden 
sind, gestalten sich die Ansprüche verschieden, weil jeder Arbeiter 
sich nach den ihm persönlich offenstehenden Chancen und nach 
seiner subjektiven Beurteilung derselben richtet. Welche Mög- 
lichkeiten er hat und wie er sie beurteilt, hängt nicht nur von 
den allgemeinen, sondern auch von seinen individuellen 
Eigenschaften und Verhältnissen ab, die sich von denen an- 
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derer, am selben Ort bei der nämlichen Arbeit beschäftigten 
Arbeiter unterscheiden und daher zu individuellen Ansprüchen 
führen. 

Die Leistungen der Arbeiter sind bekanntlich sehr un- 
gleich, was sich aus der Verschiedenheit ihrer Eigenschaften 
erklärt: Kraft, Geschicklichkeit, Sicherheit und Feinheit der 
Hände, Schärfe des Blicks; Elastizität, Fleiß, Ausdauer, Ver- 
stand, Bildung und Intelligenz, Energie, Verläßlichkeit, Sorgfalt, 
Pünktlichkeit, Nüchternheit, Ehrlichkeit, Verträglichkeit usf. 
Je nachdem, welche Eigenschaften eine Beschäftigung erfor- 
dert und in welchem Maß und welcher Kombination diese Eigen- 
schaften im Arbeiter vorhanden sind, ist seine Leistuhngsfähig- 
keit größer oder geringer. Durch diese Qualitäten werden nicht 
nur die Leistungen, sondern auch die Ansprüche beeinflußt. 
Dem jungen, kräftigen, anstelligen Arbeiter »steht die Welt 
offen«, während der alte, kranke, unbeholfene, wenn er arbeits- 
los wird, oft überhaupt keine Stelle mehr findet. Dem Tüch- 
tigeren bieten sich überhaupt mehr und bessere Gelegenheiten, 
und manche Eigenschaften, durch die seine Leistungen erhöht 
werden z. B. Elastizität, Intelligenz und Energie kommen ihm 
auch beim Erkennen und Verfolgen der Chancen zugute. Hie- 
durch werden die Ansprüche gesteigert, jedoch nicht parallel 
mit der Leistungsfähigkeit. Der Arbeiter kann tüchtig, indes 
bei der Geltendmachung seiner Ansprüche ungeschickt oder 
weniger geschickt sein als der minder tüchtige. 

Umgekehrt kann aber der eine, ohne deshalb mehr zu leisten, 
seine Ansprüche erfolgreicher geltend machen als ein anderer. 
Denn die Arbeiter unterscheiden sich auch durch Eigenschaften 
und Verhältnisse, die zwar auf ihre Forderungen wirken, nicht 
aber oder in geringerem Maße auf ihre Leistungen. Dies gilt 
von allen Eigenschaften, von denen es abhängt, ob die gegebene 
Leistungsfähigkeit besser oder schlechter verwertet wird, so: 
Erscheinung und Auftreten, Wanderlust, Ausdauer in der Er- 
tragung von Entbehrungen, Festigkeit und Rücksichtslosigkeit 
in der Verfolgung der eigenen Interessen, Geschicklichkeit und 
Schlauheit bei ihrer Durchsetzung, Fähigkeit zur Erwerbung 
der Gunst der Vorgesetzten und viele andere Eigenschaften. 

Uebrigens sind selbst bei gleicher Leistungs- und Verwer- 
tungsfähigkeit die Ansprüche verschieden, weil die nämlichen 


Leistungen und Arbeitsbedingungen von den einzelnen Arbeitern 
; Pi 
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ungleich beurteilt werden. Die Art der Arbeit, die Länge der 
Arbeitszeit, die Größe der Anstrengung, die hygienischen Ver- 
hältnisse, der Arbeitsort, die soziale Stellung, die Höhe und 
Sicherheit des Einkommens usw. werden subjektiv bewertet. 
Unter den Arbeitskräften einer Fabrik ist ein Teil seit der Ju- 
gend an den geschlossenen Raum gewöhnt, während die übrigen 
die Bewegung im Freien vorziehen würden und das mit der 
Fabriksarbeit verbundene Opfer stärker und zwar im indivi- 
duellen Maße stärker empfinden. Die elfte Arbeitsstunde fällt 
nicht allen gleich schwer, sowohl weil die Beschwerde der länge- 
ren Arbeitsmühe sie nicht gleichmäßig drückt, als weil das Be- 
dürfnis der einzelnen nach einer freien Stunde mehr oder we- 
niger dringend ist. Die Gefährlichkeit eines Betriebes wird im 
höheren oder geringeren Grade empfunden; der eine kümmert 
sich kaum darum, während der andere in steter Angst lebt. 
Das Gleiche gilt von allen übrigen mit einer Arbeitsleistung ver- 
bundenen Opfern, der Unreinlichkeit, dem geringeren Ansehen, 
dem Verlassen der Heimat usw. Wie die Nachteile werden 
die Vorteile einer bestimmten Beschäftigung subjektiv beurteilt. 

Auch die Befriedigung, die der Lohn dem Arbeiter ge- 
währt, ist je nach dem Umfang und der Intensität seiner Be- 
dürfnisse stärker oder schwächer. Daß er größere Bedürfnisse 
hat, ermöglicht ihm noch nicht, höheren Lohn zu verlangen 
und durchzusetzen, und ist für den Unternehmer kein Grund, 
mehr zu bewilligen. Aber der Lohn, mit dem ein Arbeiter 
sein Auskommen findet, genügt einem anderen nicht zur 
Deckung seiner dringendsten Bedürfnisse, und er sieht sich 
daher lebhafter nach besserem Verdienst um und ist eher bereit, 
dafür größere Opfer zu bringen, eine anstrengendere, unange- 
nehmere oder gefährlichere Arbeit zu übernehmen, mit größerer 
Unsicherheit der Stellung und den Gefahren eines Streiks zu 
rechnen oder den Aufenthaltsort zu ändern. Um diesen Ar- 
beiter nicht zu verlieren, muß ein höherer Lohn angelegt wer- 
den, als ihn jener, dessen Bedürfnisse geringer sind, erfordern 
würde. Selbst wenn die stärkeren Bedürfnisse nicht zur Durch- 
setzung höheren Lohnes führen, machen sie sich in dem Ver- 
hältnis zwischen Lohn und Leistung fühlbar, weil sich die durch 
die unbefriedigten Bedürfnisse hervorgerufene Unlust in einer 
Verminderung des Arbeitswillens äußert. Die individuellen 
Eigenschaften der auf einem Arbeitsmarkt vorhandenen Ar- 
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beiter haben also zur Folge, daß ihre Erwerbsmöglichkeiten 
verschieden sind und von ihnen abweichend beurteilt werden. 
x * xæ 

Diese Differenzen werden noch wesentlich dadurch erhöht, 
daß nicht nur die Eigenschaften der Arbeiter, sondern auch 
ihre materiellen Verhältnisse ungleich sind. Obgleich die Masse 
vermögenslos ist, sind doch nicht alle gleichmäßig arm *). So 
gering die absolute Spannung zwischen dem über kleine Er- 
sparnisse verfügenden, dem von der Hand in den Mund le- 
benden und dem verschuldeten Arbeiter ist, so große Bedeutung 
hat sie für ihre Position beim Abschluß des Arbeitsvertrages. 
Schon eine geringe Geldsumme ermöglicht oft das Aufsuchen 
anderer Arbeitsmärkte, die Uebersiedlung in andere Gegenden 
und eventuell die Auswanderung nach anderen Weltteilen; sie 
gestattet dem Arbeiter ferner eventuell zuzuwarten, bis sich 
eine entsprechende Stelle findet. Der Mittellose oder Verschul- 
dete ist viel unbeweglicher, muß eine schlechtere Stelle behalten 
oder annehmen, weil eine bessere nicht sofort oder nicht so 
gewiß zu haben ist, und wird dadurch in seinen Ansprüchen 
gedrückt. Selbst scheinbar so geringfügige Umstände wie der 
Besitz einiger Mobilien, die versetzt oder verkauft werden kön- 
nen, oder der Kredit beim Lebensmittelhändler können für die 
Erlangung günstigerer Bedingungen von Wichtigkeit sein. 

Beträchtlich geändert wird die Lage des Arbeiters, wenn 
er einen Nebenerwerb hat, indem er entweder ein kleines Haus 
und Grundstück besitzt oder eine Nebenbeschäftigung be- 
treibt — gewerbliche Heimarbeiten landwirtschaftlicher Ar- 
beitskräfte, regelmäßige oder gelegentliche Verdienste der Ar- 
beiter in ihrer freien Zeit — oder sonst ein Einkommen z. B. 
eine Unfallrente bezieht. Solche Arbeiter können länger stellen- 
los ausharren und ihre Ansprüche daher besser verteidigen; 
andererseits sind sie durch den Besitz von Grundstücken, oft 
auch durch die Kombination zwischen einem Haupt- und Ne- 
benberuf an den Ort und an die Beschäftigung gebunden, was 
der Erhöhung ihrer Ansprüche entgegenwirkt. Aehnlich zwie- 
spältige Folgen hat der Besitz von Arbeitsmitteln z. B. eines 


1) Smitha. a. O. S. 51? »Many workmen could not subsist a week, few 
could subsist a month, and scarce any a year without employment.« 
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Webstuhles, einer Stickmaschine. In guten Zeiten werden da- 
durch die Forderungen erhöht, weil Arbeiter, die über solche 
Maschinen oder Werkzeuge nicht verfügen, nicht mitkonkurrie- 
ren können. In schlechten Zeiten aber hält der Besitz einer 
verhältnismäßig wertvollen Einrichtung den Arbeiter auf dem 
ungünstigen Arbeitsmarkte fest. Anders, wenn seine Mittel 
ihm gestatten, sich selbständig zu machen. Durch diese in 
vieler Hinsicht verlockende Möglichkeit werden seine Ansprüche, 
wenn er überhaupt zur Lohnarbeit bereit ist, stark gesteigert, 
ob es sich nun um Lohnarbeiter oder um Direktoren, Ingenieure, 
Chemiker, Reisende und andere Angestellte handelt, denen zur 
Etablierung erforderliche Kapitalien oder Kredite zur Verfü- 
gung stehen. 

Eine weitere Ursache der Differenzierung der Ansprüche 
sind die Familienverhältnisse. Ledige Arbeitskräfte sind be- 
weglicher, können leichter den Platz wechseln, um günstigere 
Bedingungen aufzusuchen, haben eine geringere Verantwortung 
und mehr Aussicht sich durchzubringen, wenn sie zeitweilig 
arbeitslos werden; sie sind deshalb unter sonst gleichen Um- 
ständen anspruchsvoller als die Verheirateten. In der Theorie 
wird vielfach angenommen, daß die Ledigen wegen ihrer ge- 
ringeren Bedürfnisse sich mit weniger begnügen; einer der 
Irrtümer, zu denen man durch die Ansicht verführt wird, daß 
die Ansprüche durch den notwendigen Unterhalt bestimmt 
seien. Tatsächlich trifft aus den angeführten Gründen, wie 
die Praxis lehrt, das Gegenteil zu, indem die Sorge für die Fa- 
milie auf die Ansprüche drückt. Daß die Ledigen nur für sich 
sorgen müssen, hat bloß zur Folge, daß sie weniger geneigt sind, 
um höheren Lohnes willen größere Beschwerden zu ertragen 
oder unangenehmere Arbeiten zu übernehmen. Heiratet der 
Arbeiter, so ist er meist viel bereiter, seine Leistungen zu stei- 
gern und größere Mühsal auf sich zu nehmen, um mehr zu ver- 
dienen; es wird ihm ferner schwerer, zu übersiedeln, sich auf 
die Gefahren eines Stellenwechsels einzulassen oder die Ar- 
beitslosigkeit durchzuhalten, was ihn in der Geltendmachung 
seiner Ansprüche behindert. Diese Gebundenheit macht sich 
stärker geltend, wenn er für Kinder zu sorgen hat und für je 
mehr Kinder desto stärker. Der Einfluß der Ehe auf die An- 
sprüche hängt natürlich auch von dem Charakter und den 
wirtschaftlichen Eigenschaften der Frau und der Kinder ab; 


Die Ansprüche der Arbeiter. 87 


eine gute Wirtin macht ihren Mann weniger abhängig als eine 
schlechte. 

Noch mehr als der verheiratete Mann sind die Frau und 
die im Haushalt der Eltern lebenden jugendlichen Arbeitskräfte 
in ihren Bewegungen behindert. In der ungünstigsten Lage 
ist die Frau, die ohne Unterstützung durch den Mann für ihre 
Kinder zu sorgen hat. Jugendliche Familienmitglieder müssen 
meist einen Teil ihres Lohnes zu Hause abliefern, weshalb 
sie oft nicht so sehr auf höheren Lohn, als auf größere Bequem- 
lichkeit der Arbeit sehen; ein Gegengewicht bildet das Streben, 
den Angehörigen nicht mehr als notwendig zur Last zu fallen, 
und der Zwang, den Eltern auf Kinder auszuüben vermögen 48). 
Andererseits können Familienmitglieder auf die gegenseitige 
Unterstützung im Falle der Arbeitslosigkeit eines einzelnen 
rechnen. Sind sie jedoch im gleichen Betriebe oder im Falle 
eines mehrere Betriebe umfassenden Lohnkampfes in diesen 
Betrieben tätig, so wird ihre Abhängigkeit durch die Gefahr, 
daß alle zugleich ihren Erwerb verlieren, noch verstärkt. Alle 
diese Wirkungen der Familienverhältnisse sind subjektiv ver- 
schieden ; auch darf man nicht vergessen, daß sie nur eines der 
die Ansprüche beeinflussenden Momente sind. Hier soll nur 
darauf hingewiesen werden, daß sie dazu mitwirken, die An- 
sprüche ungleich zu gestalten. 

Familienbeziehungen, Freundschaften, Bekanntschaften und 
Protektionen spielen im Erwerbsleben der Arbeiter keine ge- 
ringere Rolle als im Leben der Menschen überhaupt. Die per- 
sönlichen Verbindungen sind das wichtigste Mittel zur Orien- 
tierung über andere Arbeitsmärkte und oft die entscheidende 
Veranlassung zur Auswanderung; sie sind aber auch an Ort 
und Stelle beim Aufsuchen und Erlangen von Arbeitsgelegen- 
heiten behilflich. Ist der Vater oder Onkel in einem Unterneh- 


8) Webba. a. O., II, S. 222: »Die arme Witwe mit Kindern, die auf sie 
angewiesen sind, wird lieber jeden Lohnsatz und jede Arbeitszeit annehmen, 
als eine ihr angebotene Beschäftigung zurückweisen. Dagegen wird die gut 
erzogene Tochter des Handwerkers hartnäckig bei ihrer Arbeit bestimmte Be- 
dingungen des Anstandes, der Bequemlichkeit und »Respektabilität« verlangen. 
Da sie aber oft nicht ganz auf ihren Lohn angewiesen ist, so wird sie lieber mit 
jedem Lohnsatz zufrieden sein, als die Beschäftigung in einer behaglichen und 
gut geleiteten Fabrik aufgeben. Andererseits beklagen sich die Unternehmer 
häufig, daß weder der Antrieb der Stückarbeit noch ein Bonus solche Arbeite- 
rinnen veranlassen kann, ihre Anstrengungen über ein ziemlich niedriges Maxi- 
mum hinaus zu erhöhen.« 
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men tätig und beliebt, so findet der Sohn oder Neffe dort leichter 
eine Stelle als ein Fremder. Die Familienmitglieder empfehlen 
einander; der Mann bringt die Frau oder diese den Mann und 
die Kinder in den Betrieb. Von großer praktischer Tragweite 
ist die Beziehung zum Werkmeister, von dem die Aufnahme 
oder Entlassung, die Beurteilung der Leistungen, die Zuteilung 
lästiger oder willkommener, schlechter oder besser bezahlter Ar- 
beit, das Vorwärtskommen im Betrieb und die Behandlung 
hauptsächlich abhängt *). Noch größeren, wenn auch seltener 
betätigten Einfluß üben persönliche Beziehungen zu den höhe- 
ren Instanzen, den Abteilungsleitern, Direktoren und Chefs. 
Auch Protektion durch Personen, die zwar außerhalb des Be- 
triebes stehen, aber doch Einfluß haben, kann sowohl für die 
Stellung im Betriebe als zur Erlangung anderer Stellen nützlich 
sein. Der Arbeiter, der durch einen Bekannten eine ihm vor- 
teilhaft erscheinende Stellung, z. B. im öffentlichen Dienst oder 
als Portier, Privatdiener erlangen kann, den ein befreundeter 
Werkmeister in einem anderen Betriebe protegieren will oder 
dem durch Verwandte die Auswanderung ermöglicht wird, 
stellt höhere Ansprüche als ceteris paribus ein Arbeiter, dem 
diese Chancen fehlen. 

Die Ansprüche des Arbeiters werden endlich durch alle 
Zufälle beeinflußt, die in den Worten Glück und Unglück ent- 
halten sind. Seine Vergangenheit und sein augenblickliches 
Schicksal ist für die Erwartungen, mit denen er der Zukunft 
entgegensieht, mitbestimmend. Einer der Fälle, in denen sich 
dies am deutlichsten zeigt, ist die Arbeitslosigkeit, durch welche 
seine Forderungen herabgedrückt werden; je länger sie dauert, 
desto mehr und je nach seinen individuellen Eigenschaften und 
Verhältnissen in ungleichem Maße. 

Die Ansprüche des Arbeiters werden nicht durch eine 
einzelne Eigenschaft oder durch ein spezielles Verhältnis, son- 
dern durch die Gesamtheit seiner Eigenschaften und Verhält- 
nisse geregelt, deren Wirkungen einander teils abschwächen 


19) In einem Bergwerk z. B. kann der Obersteiger sehr verschiedene Arbeit 
zuweisen: besonders feste oder nasse oder niedrige Arbeit oder solche mit 
schlechten Wettern. Der Arbeiter Fischer hatte sich die Abneigung des Ober- 
steigers zugezogen. Er sagt (a. a. O. S. 95 ff.): »Doch was ich auf der einen Seite 
gewann, das Vertrauen von seiten der Arbeiter, verlor ich auf jener Seite, der 
Verwaltung gegenüber. Immer drückender wurde meine Arbeit, ‚Schwere 
Arbeit, wenig Verdienst. «e 
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teils verstärken. Es können z. B. dem steigernden Einfluß, den 
Kraft, Schulung und Protektion auf die Forderungen zweier 
Arbeiter üben, die Lässigkeit des einen und seine Unlust zum 
Wechseln des Arbeitsortes entgegenwirken, während bei dem 
anderen Energie und Beweglichkeit die Ansprüche noch mehr 
erhöhen. 

So bildet sich auf jedem Arbeitsmarkte eine Stufen- 
leiter, die von dem schwachen, unfähigen, ungeübten, mittel- 
und hilflosen Arbeiter bis zu dem kräftigen, begabten, geübten, 
über Mittel und persönliche Verbindungen verfügenden führt. 
Die Grenzen, innerhalb deren sich die Ansprüche auf einem 
Arbeitsmarkt bewegen, sind durch die sie bestimmenden allge- 
meinen Momente gegeben. Innerhalb dieses Rahmens aber 
ist das Verhältnis zwischen den Leistungen und Ansprüchen 
individuell verschieden. Die generellen Bestimmungsgründe 
der Ansprüche wirken auf ihre Gleichförmigkeit hin; daher zer- 
fließen die individuellen Forderungen der Arbeiter nicht in 
zusammenhanglose subjektive Wertungen, sondern ballen sich 
zu Massenerscheinungen zusammen. Da ferner im Wirtschafts- 
leben die Feinheit der Unterscheidungen praktisch nicht über 
ein gewisses Maß hinausgetrieben werden kann und nicht mit 
mathematischer Genauigkeit sondern pauschalmäßig vorge- 
gangen wird, kommen geringe Unterschiede der individuellen 
Eigenschaften und Verhältnisse der Arbeiter nicht zur Geltung. 
Ihre Ansprüche gliedern sich in Schichten. Es kommt nun 
darauf an, zu untersuchen, wie sich aus diesen das Angebot 
von Arbeitskräften auf dem Arbeitsmarkte bildet. 


(Ein Schlußartikel folgt.) 


Auswanderung und Schiffahrt. 


(Mit besonderer Berücksichtigung der österreichischen 
Verhältnisse.) 


Von 


ARTHUR SALZ. 


Erster Teil. 


Inhaltsangabe, 


Kapital und Wanderungen in der Geschichte und Gegenwart. — Statistisches 
zur österreichischen Auswanderung. — Volkswirtschaftliche Bedeutung der 
Auswanderung, insbesondere für die Handels- und Zahlungsbilanz. — Allge- 
meinere Bedeutung der Auswanderung für das kapitalistische Wirtschaftssystem. 
— Die Wanderung vom Standpunkte des Einwanderungslandes. — Einwande- 
rung und Industrieentfaltung in den Vereinigten Staaten. — Die Auswanderung 
nach Kanada, — Siedelung oder Arbeiterwanderung. — Die Schiffahrtsgesell- 
schaften. — Gang der Untersuchung. 


Niemals, solange es ein großes aggressives, werbendes Ka- 
pital gibt, hat dieses darauf verzichten wollen und gemäß sei- 
nem Wesensgesetz darauf verzichten können, den Menschen 
als Ware zu behandeln. Am sinnfälligsten als Unternehmer- 
kapital, das, wie immer man die Sache wenden mag, den Men- 
schen nur als Ware Arbeit kennt und kennen will, ihn demgemäß 
rangiert. Allein dies ist weder die historisch älteste noch auch 
die radikalste Form solcher unmittelbar praktischer ökonomi- 
scher Abstraktionen; denn ehebevor der Mensch als Träger 
industrieller Massenarbeit entdeckt wurde, kannte man ihn 
längst als gestaltloses Quantum, war er als »Kopf« im Steuer- 
objekt, war als Sklave oder auch »Seele« in der Vermögensanlage 
entmenschlicht, funktionell geworden. Zur Arbeit im Dienste 
eines anderen hat der Mensch sich nie in Massen gedrängt, er 
mußte dazu gezwungen werden, sei es durch das Recht oder 
durch eine Reihe von nicht immer friedlichen und idyllischen 


Arthur Salz, Auswanderung und Schiffahrt. QI 


Veranstaltungen, die ihn in eine Not- und Zwangslage brachten, 
"in der ihm nichts übrig blieb als um die bezahlten Arbeitsplätze 
zu raufen. 

Aber der Mensch wird mit einem Wandertrieb geboren; er 
ist das ruhelos schweifende Tier und von Urbeginn mit dem 
Kainsmal behaftet. Die Geschichte der Zivilisation ist u. a. die 
Geschichte der Bändigung und Verdrängung dieses Triebes. 
Welche großen Affekte und unentrinnbaren Notwendigkeiten 
die Menschen über die Erde gejagt und den Völkern ihre end- 
gültigen Wohnsitze angewiesen haben mögen: die ewige Lust 
am Abenteuer oder der sehnsüchtige Drang in die Ferne oder — 
eines der ältesten und ursprünglichsten Bedürfnisse — die Sorge 
um das Heil der Seele, oder das eherne Gesetz vom abnehmen- 
den Bodenertrag —: soviel steht fest, daß alle diese ursprüngli- 
chen Gefühle und Triebe stumpf, friedlich, zweckhaft, nützlich 
geworden sind, seitdem durch die Universalmittel der Industrie 
und den internationalen Warentausch nahezu jeder beliebig 
großen Menge möglich wurde, im Lande zu bleiben und sich 
redlich zu nähren. 

Die Venetianer haben vielleicht zum letzten Male in der 
Weltgeschichte einen urmenschlichen Trieb zur Volksleiden- 
schaft aufzurütteln und daraus Geldgewinn für sich selbst zu 
ziehen verstanden. Die venetianische Geschichte weiß davon 
zu erzählen wie man reich wird wenn die Völker sich über- 
werfen und sich übers Meer an die heiligen Stätten ihrer Erin- 
nerungen drängen. Sie verdanken einen Teil ihres Reichtums, 
des ältesten im neueren Europa, den Ueberfahrtsgebühren 
der kreuzfahrenden Wallfahrer, Tribute des ewig Romantischen 
in den Völkern an den verständigen Eigennutz: denn wo die 
Sehnsucht auf ihrem Wege dem Nutzen an der Heeresstraße 
oder dem Ufer des Meeres begegnet, da zieht sie nicht unge- 
rupft von dannen. 

Was hat seither die Völker durcheinandergewirbelt und sie 
von Morgen gen Abend und wieder zurückgetrieben ? Die Weg- 
spuren ihrer Züge sind bestimmt durch den Nutzen !), und der 

1) Den Unterschied der Zeiten lernt man charakteristisch kennen in den 
Auswandererbriefen. Diese haben immer und so auch heute für den Nachschub 
eine große Bedeutung gehabt. In den modernen Auswandererbriefen steht nun, 
wie gut und schön alles und vor allem: wie rentabel die Auswanderung sei. 


Das Paradies auf Erden wird gemalt. Damit vergleiche man die Auswanderer- 
briefe aus den Zeiten der religiösen Erneuerung, z. B. Wiedertäuferbriefe. So 
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Gewinn der einen ist meist das Leiden und der Schaden der 
andern. 

Neuerdings ist ein Bericht des österreichischen Handels- 
ministeriums über die Organisation der Auswanderung in Oester- 
reich erschienen, der ein zur Erkenntnis unseres weltwirtschaft- 
lichen Zustandes wertvolles Dokument genannt werden muß. 
Die aktuellen Ereignisse, die zu den Untersuchungen führten oder 
besser gesagt, die das Ministerium veranlaßt haben, ihm, wie 
man annehmen muß, längst bekannte Tatsachen erst spät und 
unter dem Drucke besonderer Umstände der Oeffentlichkeit 
preiszugeben, sind aus den Tageszeitungen bekannt und be- 
dürfen keines Kommentars. Die Militärbehörde, die in poli- 
tisch gefahrvoller Zeit an der Unversehrtheit des Bevölkerungs- 
stocks eines Landes das größte Interesse hat, ist mit ihren Be- 
schwerden ein Stein des Anstoßes, der sich quer über den Weg 
des um die staatlichen Grundlagen unbekümmert dahinrasen- 
den Kapitals legt oder je nachdem ein Knüppel, der von dem 
Kapital einem unbequemen, etwas ungebärdigen, unfügsamen 
Konkurrenten zwischen die Beine geworfen wird, ihm Unan- 
nehmlichkeiten und Verlegenheiten schafft und ihm zeigen 
soll, daß man nicht ungestraft aus Reih und Glied tritt 2). Aber 
über den unmittelbaren mehr oder weniger zufälligen Anlaß 
hat der Gegenstand eine allgemeinere und höchst seriöse Seite 
und eröffnet Aspekte nach den verschiedensten Richtungen ?). 
schrieben etwa die nach Mähren ausgewanderten hessischen Bauern an ihre Ver- 
wandten in die Heimat: sie mögen auch nach Mähren kommen. Wirtschaftlich 
sei es ja freilich nur zum Schaden, denn sie verlieren als Wiedertäufer ihre Güter, 
aber es wird mit der Bibel argumentiert; das Exulantenelend möge die Wieder- 
täufer nicht abschrecken, 

2) Dabei ist die Wahrscheinlichkeit nicht von der Hand zu weisen, daß das 
Kriegsministerium mit seinem Alarmruf ein Werkzeug war, »welches dazu miß- 
braucht wurde, gegen die schiffahrtspolitischen Maßnahmen des Handelsmini- 
steriums unter dem Vorwande der Gefährdung der Wehrmacht Stellung zu neh- 
mene. (Parlamentarische Chronik II, S. 652.) 

3) Für diesen ersten Teil der Arbeit benutze ich an Literatur: 

I. Bericht über die vorläufigen Ergebnisse der vom k. k. Handelsministe- 
rium durchgeführten Untersuchung über die Organisation der Auswanderung 
in Oesterreich (zitiert als B und Seitenzahl). 

2. Die Verhandlungen über die Auswanderungsfrage im Budget-Ausschuß 
des Abgeordnetenhauses des österr. Reichsrats. Vgl. Parlamentarische Chronik 
1913, Heft ıo und ır (zitiert als P. C. und Seitenzahl). 

3. Die Protokolle der Verhandlungen des Industrierats (12. und 13. Sitzung 
vom 24. XI. und 15. XII. 1913 und Plenarversammlung am 16. XII. 1913). 


4. Die Reports of the Immigration Commission. Die 42 Bände dieser Unter- 
suchungskommission sind eine unerschöpfliche Fundgrube für den Soziologen 
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In dm uns vorliegenden Bericht wird ins einzelne ge- 
schildert, wie das große Schiffahrtskapital den Rest von Wander- 
tried und Wandernot bei Völkern mit rückständiger Zivili- 
sation zu eignem Vorteil und Geldgewinn ausnutzt und welcher 
Mittel es sich hierbei bedient. Dieses Schiffahrtskapital aber 
tritt heute nicht als isoliertes, zersplittertes, in gegenseitigem 
Wettbewerb stehendes auf, sondern als ein durch sachliche Er- 
wägungen fest gefügter internationaler Bund von vielfach ver- 
schlungenen Interessen, wirkend als ein vielarmiger, menschen- 
hungriger Polyp, der mit seinen Fangarmen gierig jeden Aus- 
wanderungslustigen an sich saugt, in vielen friedlichen Exi- 
stenzen überhaupt erst den Giftstachel des Wanderfiebers an- 
setzt und die Opfer jenseits des Meeres als hilflose Masse aus- 
speit. Den riesigen Bauch seiner Schiffe füllt dieses zu Vertei- 
digung und Kampf gleich stark gerüstete Ungeheuer mit mensch- 
licher Ware, ängstlich darauf bedacht, jedes fremde Schiff, 
jeden Mitbewerb bei dieser Jagd auf Menschen auf irgendeinem 
Meere auszuschalten und wenn es sein muß mit Kampf und 
Krieg unmöglich zu machen. Nie war das Meer weniger ein 
sfreies« Gut als heute und nie hat es eine kräftigere Hegemonie 
zur See gegeben. | 

Aber verlieren wir uns nicht in das Bildliche, als ob die 
nackten Tatsachen nicht deutlich genug für sich selbst sprächen! 
Das erste, was das produktive Kapital immer und überall so- 
bald es zur Erkenntnis seiner selbst gelangt und eine gewisse 
Jugendperiode überschritten hat, zu tun pflegt, ist: an Stelle 
eines natürlichen individuellen Bedürfnisses, das befriedigt 
werden will, ein künstliches Massenbedürfnis zu setzen, eine 
Massennachfrage, die generell ohne individuelle Besonderheiten 
und Ansprüche einheitlich und gleichartig für alle befriedigt 
werden kann. Viele gleichmäßig zu befriedigende Dauerkunden 
— unter dieser Bedingung wünscht das Kapital zu leben und wo 
es sie nicht von Natur aus vorfindet, wird es sie künstlich er- 
zeugen. So auch hier. In der osteuropäischen Auswanderung 
findet das Transportkapital einen regelmäßig mit großer Kon- 
stanz fließenden Strom von Auswanderern, ein großes gleich- 


und Nationalökonomen. Für die vorliegende Arbeit benutzte ich den ersten, 
zweiten und vierten Band der Berichte (zit. als I. R. mit Band und Seitenzahl). 

5. Zahlreiche Artikel der Tagespresse, insb. in der Neuen Freien Presse, 
in dem österr. Volkswirt u. a. m. 
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artig zu behandelndes Entkolonisationsgebiet vor. Jahr für 
Jahr wälzt sich ein Strom von ı4 bis 2 Millionen Menschen 
von dem alten Europa in die neue Welt. Nie gab es eine Völker- 
wanderung von größeren Dimensionen. Regelmäßig 7—0900 000, 
in Zeiten der Hochkonjunktur über eine Million (1907: I 285 000) 
Menschen gehen jährlich in die Vereinigten Staaten. Neuer- 
dings zieht Kanada mehr und mehr Einwanderer an (1912: 
354 0o00 Köpfe, davon mehr als ein Drittel aus den Vereinigten 
Staaten und von den europäischen hauptsächlich Angelsachsen). 
Argentinien (2—300 ooo Köpfe, meist Italiener und Spanier) 
und Brasilien (60—80 ooo Köpfe) entwickeln im Süden eine be- 
deutende Anziehungskraft. Der Anteil Oesterreich-Ungarns an 
dieser Massenauswanderung ist sehr stark. Jährlich verlassen 
150—280 000 Menschen, also die Einwohnerzahl einer mittleren 
Großstadt, dieMonarchie, um jenseits des Meeres eine neue Heimat 
zu finden (davon entfallen 75—150 000 auf die österr. Länder, 70— 
130000 auf Ungarn). Die Gesamtwanderung ist in Oesterreich auf 
800 000 Menschen zu schätzen; davon aber sind 500 000 Saison- 
wanderer, die in die Heimat zurückkehren und nur der Rest 
eigentliche Auswanderer (d. h. die zu dauerndem Aufenthalt über 
See gehen). Der größte Teil dieser Auswanderer (130—260 000) 
gehen nach den Vereinigten Staaten (und zwar um etwas mehr 
Ungarn als Oesterreicher) ; Kanada, das grundsätzlich das anglo- 
amerikanische Element bevorzugt, empfing IgI2 24 683 Köpfe 
aus der Monarchie, nach Argentinien wandern 4—-6000, nach 
Brasilien 3—5000 zu dauernder Ansiedlung. Nur 30% (nach 
dem I. R. 40%) der Auswanderer kehren in die Heimat zurück, 
die übrigen sind endgültig verloren. Chronische Auswanderungs- 
herde sind von den österreichischen Ländern Galizien, Buko- 
wina, Dalmatien, in Ungarn die Slowakei, Kroatien, Slawonien 
und gewisse Teile Siebenbürgens. 

Fassen wir einen Augenblick lang speziell die österreich- 
ungarische Wanderbewegung ins Auge, so ist zunächst zu sagen, 
daß die Massenauswanderung aus der Monarchie nach den 
Vereinigten Staaten sehr jungen Datums ist. Vom T. Juni 1819 
bis 30. Juni IgIo sind 3 172 461 Personen aus Oesterreich-Ungarn 
in die Vereinigten Staaten zugelassen worden (vgl. I. R. IV und 
I 320 ff). Damit steht Oesterreich-Ungarn als Großlieferant 
von Menschenmaterial an dritter Stelle hinter Großbritannien 
(mit 7,7 Millionen) und Deutschland (mit 5,3 Millionen). Aber 
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die Massenwanderung hat erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
eingesetzt. Im Jahre 1861 waren es im ganzen 5r in die Ver- 
einigten Staaten einwandernde Personen, die Oesterreich-Ungarn 
als ihre Heimat bezeichneten. Im Jahre 1869 erreichte die 
österreich-ungarische Einwanderungsziffer zum erstenmal die 
Tausend, im Jahre 1880 zum erstenmal die Myriade (17 267) 
und erst Igoo überschritt sie zum erstenmal die zehnte Myriade, 
um seither niemals unter Ioo 000 zu sinken, in manchen Jahren 
aber auf über 300 000 anzuwachsen. In dem einzigen Rekord- 
jahr 1907 wanderten allein aus Oesterreich-Ungarn mehr Men- 
schen in den Vereinigten Staaten ein als in der ganzen Epoche 
von 1820—1887 zusammengenommen. So kam es, daß in den 
Jahren 1901—ı910o die österreich-ungarische Einwanderung 
nach den Vereinigten Staaten 26,1% der gesamteuropäischen 
Einwanderung ausmachte. Mehr als % der sämtlichen öster- 
reichisch-ungarischen Einwanderer sind Männer, das numerische 
Verhältnis zwischen männlicher und weiblicher Einwanderung 
schwankt im allgemeinen, im letzten Jahrzehnt aber hat die 
männliche Einwanderung stärker zugenommen als die weibliche. 
Immerhin enthält die österreichisch-ungarische Einwanderung 
einen größeren Prozentsatz Frauen als z. B. die italienische, 
m. a. W. die Auswanderung aus der Monarchie ist zwar im 
ganzen Individualwanderung, aber doch in höherem Maße als 
die italienische Familien wanderung. Im einzelnen sind 
die Verhältnisse hier bei den verschiedenen Stämmen und Na- 
tionalitäten verschieden. Während z. B. die amerikanische 
Statistik bei der Gruppe der aus Oesterreich-Ungarn stammen- 
den Bulgaren, Serben, Montenegrinern 95,7% männliche Ein- 
wanderer feststellt und fast ebensoviel (92%) bei den Dal- 
matinern, Bosniaken und Herzogowzen und Rumänen (90%), 
zählt sie bei Juden (43,4%), Tschechen und Mährern (43%) und 
Deutschen (40%) den größten Prozentsatz von weiblichen 
Auswanderern. Diese Völker gehören also zum Typ der fa- 
milienweise Wandernden. Auch in der Auswahl der Berufe 
spiegelt sich die Verschiedenheit des ethnischen Materials. Die 
Deutschen, Juden, Tschechen und Mährer findet man in ver- 
hältnismäßBig großer Zahl in liberalen Berufen und als ge- 
lernte Arbeiter. Von den Kroaten, Slowenen, Dalmatinern, 
Rumänen, Ruthenen und Slowaken bleiben über 80% Tag- 
löhner (ungelernte Arbeiter in der Industrie) und landwirt- 
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schaftliche Arbeiter, ebenso ein großer Bruchteil der Magyaren 
und Polen. Die Juden, Tschechen und Mährer (I. R. IV, 377) 
weisen die größte Quote »Beruflose« auf, d. h. sie haben die 
meisten Kinder und Frauen, was wiederum ein Beweis für die 
Familienwanderung dieser Gruppen ist 4). 

Die Auswanderer gehören ein und derselben Gesellschafts- 
schicht an, es ist Massenware, Zwischendeckpassagiere. Als 
solche aber haben sie für die Schiffahrtsgesellschaften die größte 
ökonomische Bedeutung. Denn wie der Bericht hervorhebt: 
die lebende Fracht rentiert besser als jede andere. Auf ihr be- 
ruht der ganze Betrieb der modernen Linienschiffahrt. »Sie 
ermöglicht erst die Einstellung der großen Schnelldampfer, 
die mit der Geschwindigkeit eines Eisenbahnzuges das Meer 
durchpflügen und in den Passagegeldern der Zwischendecker 
zahlen die industriearmen Auswanderungsländer Riesensubven- 
tionen dafür, daß dem Handel anderer Länder die Frachten ver- 
billigt, schnellere Verbindungen geschaffen, neue Wege eröffnet 
werden. Infolgedessen bildet die Regelung des Auswanderer- 
verkehrs auch den Kernpunkt der Organisationsbestrebungen 
auf dem Gebiete der Schiffahrt.« 

Fragen wir nunmehr nach der allgemeinen volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung der Auswanderung für das Auswanderungs- 
land, nach Ursachen (Motiven) und Wirkungen für die heimische 
Volkswirtschaft. 

Die Auswanderung ist für die Auswanderungsländer und 
so insbesondere für Oesterreich ein Uebel, aber unter den ge- 
gebenen wirtschaftlichen Verhältnissen ein notwendiges und wird 
gerade von den radikal-demokratischen Parteien der betroffenen 
Nationen gefördert. Sie ist ihrer Art und ihrem Ausmaß nach 
bedingt und abhängig von den wirtschaftlichen (und im minderen 
Grade sozialen) Verhältnissen im Auswanderungslande und den 
jeweiligen Konjunkturen im Einwanderungsland. Unter gewissen 
konstant wirkenden allgemeinen Verhältnissen können weder 
das Auswanderungsland noch das Einwanderungsland auf diese 
flottierenden kompakten Völkermassen verzichten, denn ihre 
Wanderungen haben sehr bedeutsame Funktionen und Konse- 
quenzen für das Auswanderungs- und das Einwanderungsland. 


4) Eine genaue Berufstatistik der in den V. St. lebenden Oesterreicher 
und Ungarn und besonders ihre Verteilung in die verschiedenen Industrien läßt 
sich aus den Reports gewinnen. Darüber an anderem Orte. 
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Die Zahl der Auswanderer in den einzelnen Jahren schwankt 
im allgemeinen je nach der Wirtschaftskonjunktur in dem 
Hauptauswanderungsgebiet, Amerika, insbesondere in den Ver- 
einigten Staaten. Die Ziffern der Auswanderung ergeben, daß 
eine Hochkonjunktur in Oesterreich z. B. die Auswanderung 
geringer macht, eine Tiefkonjunktur die Auswanderung steigert, 
die Hochkonjunktur in Amerika die österreichische Auswande- 
rung erhöht und die Tiefkonjunktur in Amerika die Ziffern sin- 
ken läßt. Eine Prohibition der Auswanderung oder auch nur 
eine weitergehende Einschränkung der Freizügigkeit wäre (be- 
sonders bei der gegenwärtigen Handelspolitik, die die Sensitivität 
gegen alle Störungen vergrößert und zugleich die Mittel nimmt, 
um sie zu bannen) von unabsehbaren Konsequenzen für die 
Auswandererstaaten, aber auch für die amerikanische Wirt- 
schaftsorganisation. Ganze Gegenden Oesterreich-Ungarns (Dal- 
matien, Galizien 5), Bukowina usw.) wären dem Hunger preis- 
gegeben. Wir dürfen schon hier die Behauptung wagen (für 
die man den Beweis im folgenden finden wird): die Auswan- 
derungsbewegung ist heute eines der wichtigsten weltwirt- 
schaftlichen Phänomene (und hat natürlich auch seine »sozialen« 
Seiten); so wie überhaupt die Bevölkerungsbewegung eines 
Landes heute mehr als je unter der Herrschaft wirtschaftlich- 
rationaler Motivationen steht, so vollzieht und reguliert sich 
die \Wanderbewegung im besonderen unter dem Druck der 
weltwirtschaftlichen Konjunkturen. 

Ein Ergebnis der neuesten Untersuchungen besteht in der 
Feststellung, daß die Schwankungen der Ueberfahrtspreise kei- 
nen oder nur einen ganz unbedeutenden Einfluß auf die Wander- 
bewegung ausüben. So zeigte sich z. B. im Jahre 1905, als die 
Raten durch den Kampf zwischen Cunard-Line und dem Pool 
von 200 M. auf 50 M. heruntergedrückt wurden, daß die Aus- 
wanderung geringer war als in dem vorangehenden und dem 
nachfolgenden Jahre bei hohen Raten. Je günstiger drüben 
die Konjunktur, um so größer hier die Zahl der Prepaids ®), das 


3) Der Wert der Grundstücke in Galizien würde in einer Weise sinken, 
daß der Rest des dortigen Bauernstandes und auch der Großgrundbesitz total 
ruiniert würden. Anderseits würde eine Eruption des Hungers die Folge dieses 
Gesetzes sein e .. (Parlam. Chronik 1913, S. 490.) 

6, Die Zahl der von den Linien des Nordatlantischen Dampferlinienverbandes 
ın Amerika verkauften Prepaids betrug: 

1910: 89883 I. Halbjahr 1912: 45 046 

IQII: 69285 I. Halbjahr 1913: 90 721 Stück. 

1912: 82731 Stück 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 1. 7 


98 Arthur Salz, 


sind die vorausbezahlten Schiffskarten, die von den schon in 
Amerika Ansässigen an ihre Bekannten und Verwandten ge- 
schickt werden, um sie nachkommen zu lassen. Diese Prepaids 
sind »der beste Gradmesser für die Stärke des Anreizes, der 
durch die wirtschaftlichen Verhältnisse und die Lage des Ar- 
beitsmarktes in Amerika auf die Auswanderung geübt wird«. 
Bezeichnend genug war die Zahl der Prepaids im zweiten Halb- 
jahr 1913 bereits größer als in jedem der drei vorangehenden 
vollen Jahre 7). 

Der primäre Anstoß dieser Massenbewegung liegt auch hier 
auf der Nachfrageseite und nicht beim Angebot. Das »Aus- 
wandern« (bzw. konkret gesprochen: die Nachfrage nach Trans- 
portgelegenheit) gehört zu den ökonomischen Gütern, deren 
Wert und Preisbildung unelastisch ist, d. h. eine Ver- 
änderung in der Angebotseite (der Transportmittel) hat nicht 
eine proportionale, sondern eine langsamere und abgeschwächte 
Veränderung auf der Nachfrageseite (an Transportgelegenheit) 
zufolge (Gesetz der ökonomischen »Schwelle). Schon daraus 
ergibt sich, daß die Transportgesellschaften ein Interesse daran 
haben, die Nachfrage nach Auswanderungsgelegenheiten mög- 
lichst konstant zu erhalten und daß sie darum u. a. auf das An- 
gebot »überproportional« einwirken müssen, um nur die gleiche 
Reaktion auszulösen. Freilich ist die Massennachfrage nach 
Auswanderungsgelegenheit keine so primäre Notwendigkeit wie 
z. B. die Nachfrage nach Brot, sondern sie ist dies nur rebus 
sic stantibus oder unter sonst gleichbleibenden Umständen, d. h. 
wenn und insoferne die allgemeinen wirtschaftlichen und so- 
zialen Verhältnisse des Auswanderungslandes als konstant be- 
trachtet werden. Die letzten Notwendigkeiten, die heute zur 
Auswanderung reizen und drängen, sind nicht etwa ein ange- 
borener Wandertrieb, die Abenteuerlust, sind nicht religiöse 
oder politische Drangsale, sondern ökonomische Zwangsver- 





Die Frage, wer die Reise über den Ozean bezahlt, ist für die Zahlungsbilanz 
der Auswanderungs- und Einwanderungsstaaten von Bedeutung. 

7) Gegen diesen Beweis wurde das Argument geltend gemacht, daß der 
geringe Auswandererverkehr bei niedrigen Preisen sich auch so erklären lasse, 
daß es sich bei den niedrigen Preisen (der Cunard-Line) eben nicht gelohnt habe, 
Auswanderer zu werben, Ist dies Argument auch nicht sehr stichhaltig, so kann 
man doch anderseits die Meinung nicht zurückhalten, daß die österreichischen 
Zentralstellen sich nur allzuleicht mit der Erklärung der Auswanderung aus sna- 
türlichen« Ursachen abgefunden und allzulange geschwiegen haben. 
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hältnisse: ungenügender Nahrungsspielraum im Inlande infolge 
unrationeller Bodenverteilung bei wachsender Bevölkerung (in 
geschlossenen Latifundien eingesprengter Zwergbesitz in Ga- 
lizien!) und mangelnder Industrie, die (als eine der wichtigsten 
Formen innerer Kolonisation) ausreichende Arbeitsgelegenheit 
für den Bevölkerungsüberschuß liefert. Die ganze osteuropäische, 
ganz besonders aber die galizische Auswanderung liefert den 
schmerzlichen Anschauungsbeweis für den Satz, daß ein Staat, 
der in das kapitalistische Wirtschaftssystem verflochten ist, 
entweder Waren oder Menschen exportieren muß. 

Oesterreich-Ungarn hat bekanntlich seit 1907 eine ständig 
und wachsend passive Handelsbilanz. Eine optimistische Deu- 
tung 8) erklärt diese zunehmende Passivität der Handelsbilanz 
mit der seit 1905 beobachteten Zunahme der Auswanderung 
nach fremden Weltteilen und mit der ebenso gestiegenen Saison- 
wanderung in die Nachbarländer und ist geneigt, in diesem 
Einfuhrüberschuß nicht den Beginn oder die Folge einer Ver- 
schuldung des Inlands an das Ausland, sondern eine Kapital- 
vermehrung des Inlands zu erblicken. Diese Ansicht argumen- 
tiert mit den Geldsendungen der Auswanderer in die Heimat. 
Der reine Ueberschuß dieser Hereinverdienste der österreichischen 
und ungarischen Auswanderer nach Abzug der aus dem Inlande 
mitgenommenen Barschaften und der Reisekosten soll betragen 
haben: 1903 rund 117 Millionen Kronen, sie stiegen in stetiger 
Zunahme auf 277 Millionen im Jahre 1907, betrugen 1908: 
164 Millionen, 1909: 156 Millionen, 1910: 272 Millionen Kronen. 

Außer diesen Sendungen seien noch weiter in Betracht zu 
ziehen die Barmittel, die von den Rückwanderern in die 
Heimat mitgebracht werden. Auch darüber gibt es Schätzungen, 
denen zufolge auf den einzelnen Rückwanderer etwa 2200 Kro- 
nen entfallen sollen. Man hat nun so gerechnet: angenommen, 
es würden bloß Iooo Kronen pro Kopf mitgebracht, so erhält 
man, diesen Betrag in die Zahl der Rückwanderer multipliziert, 
für das Jahr 1908 einen Zufluß von 129 Millionen Kronen, für 
1909 einen Betrag von 98 Millionen usf. Dieser Betrag und 
dann noch die ersparten Verdienste der Saisonwanderer, die 
aber, wie in den neueren Debatten behauptet wurde, nicht sehr 
groß sein sollen (sie betragen angeblich höchstens I00— 200 Kro- 
nen pro Person, also 20—30 Millionen Kronen jährlich) und 

6) Vgl. Bela v. Jankovich in der Neuen Freien Presse v., 24. I. 1913. 

7* 
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den internationalen Reiseverkehr zu den obigen Geldsen- 
dungen hinzugenommen, so bleiben alle diese geschätzten Be- 
träge hinter dem Werte des Einfuhrüberschusses, dem Passiv- 
saldo der Handelsbilanz, der z. B. im Jahre 1912 822,9 Mil- 
lionen Kronen betrug, noch weit zurück ®). In der Tat ist 
diese Erklärung viel zu einfach, um probabel zu sein. Ein 
Zusammenhang zwischen Zahlungsbilanz und Auswanderung 
besteht allerdings, nur ist er viel komplizierter und ist die 
Aetiologie — wie mir scheint — gerade umzukehren. Nicht 
ist nämlich — wie jene Argumentation annimmt — die Aus- 
wanderung der zulängliche Grund dafür, daß sich Oester- 
reich-Ungarn eine passive Handelsbilanz, eine dauernde Mehr- 
einfuhr von Waren, leisten kann, sondern die Auswanderung 
ist selbst als eine von den unliebsamen ökonomischen Zwangs- 
folgen dieser Passivität der Handelsbilanz anzusehen, die selbst 
in anderen Umständen ihre Ursache hat. Die Massenauswande- 
rung ist eine von den Arten der Kapitalverschleuderung an das 
Ausland, gegen die man mit viel besserem Rechte die Staats- 
aufsicht postuliert, als gegen die gewöhnlich gemeinten Kapital- 
anlagen im Ausland; denn während diese in aller Regel ent- 
weder eine: aus der Art des internationalen Zahlungsverkehrs 
hervorgehende technische Maßregel sind oder aber eine Beteili- 
gung der inländischen Kapitalisten (Rentner)klasse an der in- 
ländischen Industrie, also eine Anlage, die das Inland an sich 
selbst zahlt und der Erfolg gerade darin besteht, daß man die ganze 
gegebene und eine steigende Bevölkerungsmenge im Inland behal- 
ten kann, trägt die Auswanderung das Stigma der wirtschaftlichen 
Notstandsaktion, eines Zwangsausverkaufs und einer Verschleu- 


®) Im Industrierat (24. XI. 1913, S. 10) wurde folgende Rechnung aufge- 
stellt: Oesterreich hat an Zinsen jährlich 500 Millionen in Gold hinauszuschicken, 
um die Coupons zu decken. Dazu kommt ein Passivum der Handelsbilanz, wel- 
ches betrug 1907: 44, in den nächsten Jahren: 142,8, 427,4, 434,3, 787,4, 822,9, 
521,2 (bzw. 502) Millionen Kronen. Es wurde behauptet, man wäre dem Staats- 
bankerott entgegengegangen, wenn nicht Mittel gefunden worden wären, das De- 
fizit zu decken. Zum Teil sei es durch Auswanderergelder, zum Teil durch die 
Ersparnisse der Saisonarbeiter, die Ausgaben der Touristen usw. gedeckt worden, 
Diese Beträge hätten 1903 bloß 67 Millionen ausgemacht, dürften aber 1913 500 
Millionen K. übersteigen. Im Immigration R. IV, S. 387 findet sich eine Schät- 
zung, wonach in den Jahren 1892 bis 1902 die in den V. St. lebenden österreich, 
Auswanderer durch alle Banken Oesterreichs zusammen 38 700 ooo Dollars, von 
1893 bis 1903 95 410 000 Dollars nach Oesterreich-Ungarn geschickt. Darin 
sind nicht eingeschlossen die mit der Post verschickten und die persönlich mit- 
geführten Summen, 
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derung von »produktiven Kräften«, ja der einzig "produktiven `“ 
Kraft, die es gibt: der menschlichen. Oesterreich bezahlt also 
in Menschen, in »natura« statt in Industrieerzeugnissen. Und 
wofür bezahlt es? Für seine Mehreinfuhr in Waren. Eine solche 
Mehreinfuhr an Waren (Lebensmitteln und Rohstoffen) brauchte 
ja, wie allgemein bekannt, kein ungünstiges volkswirtschaft- 
ches Symptom zu sein. Im Gegenteil. Aber die auch relativ 
(im Verhältnis zur Zunahme der Ausfuhr) wachsende Passivität 
der österreichisch-ungarischen Handelsbilanz in Verbindung 
mit der kontinuierlichen Massenauswanderung ist ein Anzeichen 
für eine beginnende oder wachsende Verschuldung Oesterreichs 
an das Ausland. Nachdem der österreichische Staat sich schon 
leidlich rangiert und seiner ausländischen Schulden entledigt 
hatte, ist er neuerdings wieder dem Ausland zinsbar geworden 1°). 
Und warum hat er das getan? Unter anderem deshalb, weil 
der jährliche Kapitalzuwachs in Oesterreich, die Jahres- 
ersparnis (I Milliarde Kronen gegen etwa 6 Milliarden Mark in 
Deutschland) für den Kapitalbedarf Oesterreichs nicht aus- 
reicht. Und warum dieses Mißverhältnis zwischen Kapital- 
nachfrage und Kapitalbedarf? Sicherlich spielen da die largen 
Konsumtionsgewohnheiten mit; der Hauptgrund aber in neuerer 
Zeit war der, daß die öffentlichen Körperschaften, der Staat 
insbesondere, das Jahresprodukt an Kapital für sich absor- 
bieren und für produktive Zwecke, die eine wachsende Be- 
völkerung aufsaugen könnten, nichts übrig läßt. Ist denn 
aber der österreichische Staat so viel verschwenderischer und so 
viel unwirtschaftlicher als andere Staaten? Sicherlich sind für 
diese Verschuldung unvorhersehbare Notwendigkeiten (politische 
Konstellationen u. a.) mitverantwortlich gewesen. Ein anderer 
Grund aber von spezifisch österreichischer Art ist ausschlag- 
gebend, den Böhm-Bawerk mit den Worten ausdrückt, daß die 
österreichischen Finanzen der Prügelknabe der Politik gewor- 
den sind. Im letzten Grunde können sich die Auswanderer, d.h. 
die aus dem Lande Getriebenen, bei denjenigen bedanken, die 
sich am lautesten ihrer nationalen und demokratischen Gesin- 
nung rühmen, und die den Staat, indem sie für chauvinistische 
Parteizwecke an seinem Säckel saugen, zwingen, sich in Schul- 


10) Vgl. Böhm-Bawerk in der Neuen Freien Presse vom 3. 8. und 9. I. 1914 
und die zum Teil verschiedene Erklärung von Stolper in »D, Ocsterr. Volks- 
wirte Nr. 25 f. v. 1914. 
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“den zu stürzen und der produktiven Arbeit die Ressourcen 
rauben. Die österreichische passive Handelsbilanz samt der 
dazu gehörigen Auswanderung ist der Kostenpreis der luxuriösen 
nationalistischen Politik der Volksvertreter. Zu den Begehr- 
lichkeiten der wirtschaftlichen Interessenparteien, die den Staat 
zwingen, eine den realen Verhältnissen unangepaßte Wirtschafts- 
politik zu treiben!!), kommen die ebenso schlimmen Begehrlich-' 
keiten der nationalistischen Parteien, die nur ein sogenanntes 
National- aber kein Staatsgefühl kennen, und der Kampf der 
österreichischen Nationen um den Staat, weit entfernt ein Kultur- 
kampf zu sein, ist zu einem Kampf um den Staat als allgemeiner 
Versorgungsanstalt und um den Staatssäckel für parteipolitische 
Zweckchen entartet. So ist der österreichische Staat der König 
Lear seiner Nationen geworden. 

Nun könnte man sich auf den Standpunkt stellen (der z. B. 
den englischen Gewerkschaften in den Anfängen nicht fremd 
war) zu behaupten, daß den gleichen Effekt, den man durch Mehr- 
einfuhr von Lebensmitteln und Rohstoffen in das Inland er- 
reichen will, durch die Auswanderung gewisser Bevölkerungs- 
mengen tatsächlich erzielt wird und wirklich ist in der älteren, 
insbesondere in der englischen Literatur, als Lohnfondstheorie 
und Malthussches Gesetz noch als unbestreitbare Wahrheiten 


11) Eine spätere Zeit wird mit Schaudern und Staunen inne werden, wie 
teuer Oesterreich seine agrarische Handelspolitik zu stehen kommt. Sie bringt 
den Staat geradezu an den Rand des Abgrunds. In der Auswanderung haben 
wir eine von den »sozialen Funktionen« der Teuerung, die, wie immer man sie 
erklären und begründen mag, an ihren Folgeerscheinungen am besten 
kennen zu lernen ist, Im Industrierat äußerte sich ein Mitglied hierüber folgender- 
maßen (Protokoll 24. XI. 1913, S. 11): »Jetzt frage ich: Was würden wir tun, 
wenn wir diese große Auswanderung, respektive die große Remittierung nicht 
hätten ? Können wir den Leuten hier Arbeit geben ? Wir könnten den Leuten 
Arbeit geben, wenn wir unsere Exporterzeugung vergrößern würden; wir können 
aber unseren Export nur vergrößern, wenn wir billiger verkaufen; billiger ver- 
kaufen können wir jedoch nur dann, wenn wir billigere Arbeitslöhne haben und 
billigere Arbceitslöhne haben wir nur, wenn wir billigere Nahrungsmittel haben. 
Dazu ist jedoch gar keine Aussicht vorhanden. Niedrige Tarife für Nahrungs- 
mittel heißt niedrige Tarife für Industrieartikel, das ist immer ein Kompromiß,. 
Wie ist der gegenwärtige Tarif zustande gekommen ? Jede einzelne Interessen- 
gruppe hat egoistisch nur für sich gesorgt, bloß die größte Gruppe — der Kon- 
sument — ist nicht zu Worte gekommen und die ausgehungerten Konsumenten 
sind eben die Auswanderer. Darum vergrößert sich auch die Ziffer der Aus- 
wanderer immer mehr und mehr. Hier herrscht große Teuerung, es ist keine 
Arbeit und verhältnismäßig kleiner Lohn. Wie kann denn in einem Lande ein 
armer Mann leben, wenn z. B. Budapest, die Hauptstadt eines Agrarlandes, 
die teuerste Stadt Europas ist?.. .« 
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galten, das Auswanderungsproblem in ähnlichem Sinne behan- 
delt worden. Man könnte also folgendermaßen argumentieren: 
so wie durch die Wareneinfuhr in ein Land dessen nationaler 
Subsistenzfonds vergrößert, dadurch die Produktionsperiode 
verlängert, d. h. intensiver kapitalistisch gewirtschaftet werden 
kann, so muß anderseits da, wo diese Einfuhr z. B. aus handels- 
politischen Gründen unerwünscht und unterbunden ist, die für 
den knappen Subsistenzfonds eben überzählige Bevölkerung 
auswandern. Wenn einmal eine genügende Menge ausgewandert 
ist, dann findet diese Bewegung durch die Gegenkräfte, die sie 
auslöst, von selbst ihr natürliches Ende. (So argumentierte z. B. 
noch M. Culloch.) Ist das nun richtig? Sind Menschenexport 
und Warenimport funktionell gleichartig und ökonomisch gleich- 
wertig? Durchaus nicht und zwar aus mehreren und verschie- 
denen Gründen. Zunächst bedeutet dieser Verlust von Menschen 
einen Verlust an »produktiven Kräften«, insbesondere Verminde- 
rung der nationalen Arbeitskraft, und so wie nach A. Smith das 
sicherste Zeichen für das Wohlergehen eines Landes die Zunahme 
der Zahl seiner Einwohner ist, so ist umgekehrt die Unmöglich- 
keit, eine gleichbleibende oder steigende Bevölkerungsmenge im 
Lande zu ernähren, ein deutlicher Fingerzeig für einen allge- 
meinen ökonomischen Mißstand. Sodann aber ist zu beachten, 
daß die Auswandernden ja nicht bloß Zehrer am nationalen Sub- 
sistenzfonds, sondern auch Konsumenten von Industriepro- 
dukten sind. Sie kommen für die Entwicklung der Industrie 
nicht nur als Träger und Lieferanten von Arbeitskraft, sondern 
auch als Nachfragende nach Industrieprodukten in Betracht. 
Mit der Auswanderung wird also mehr erzielt als bestenfalls 
erzielt werden soll, nämlich nicht nur eine Verringerung der 
Nachfrage nach Lebensmitteln, wodurch Lebensmittelimporte 
überflüssig werden, sondern zugleich auch eine Verminderung der 
Nachfrage nach Industrieprodukten, die für den Bedarf breiter 
Volksschichten dienen. Die künstliche Vergrößerung des na- 
tionalen Subsistenzfonds durch Abwanderung bedeutet also 
auf jeden Fall Stillstand oder Rückschritt der Industrieent- 
wicklung, während die Lebensmitteleinfuhr gerade den Sinn hat: 
nicht nur die Leute im Lande zu ernähren, sondern zugleich die 
Industrie und überhaupt die ganze Wirtschaft zu intensivieren. 
Auswanderung von Menschen und Einfuhr von Lebensmitteln 
stehen also hinsichtlich ihres ökonomischen Effckts nicht auf der 
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gleichen Stufe, und die verhältnismäßig langsame Entwicklung 
der österreichischen Industrie möchte zum Teil wenigstens aus 
der fortgesetzten Massenausfuhr von Menschen zu erklären sein. 

Aber noch in einer anderen Richtung eröffnet der eben be- 
trachtete Tatbestand einen Ausblick von allgemeinerer als der 
nationalwirtschaftlichen und -politischen Bedeutung. Hilaire 
Belloc hat ein Buch geschrieben, worin ausgeführt wird, wie die 
kapitalistische Gesellschaft von heute nur zwei Mittel hat, um 
sich vor dem sonst unvermeidlichen Zusammenbruch ihrer 
Wirtschaftsweise zu retten 12). Das eine ist der Uebergang zu 
kollektivistischen Produktions- und Erwerbsordnungen, das 
andere (wahrscheinlichere) die Wiederherstellung der Sklaverei. 

Kapitalistisch ist eine Gesellschaft, in der das Privateigen- 
tum an Produktionsmitteln und die Kontrolle über die Produk- 
tion auf eine kleine Minorität der Bevölkerung beschränkt ist; 
kollektivistisch oder allgemeiner sozialistisch ist für ihn eine 
Gesellschaftsformation, in der die Produktionsmittel sich in der 
Hand der Verwaltungsbeamten der Gesellschaft befinden. Der 
Sklavenstaat hingegen ist als eine Gesellschaftsordnung der 
Art zu bestimmen, daß eine so beträchtliche Anzahl von Fami- 
lien und Individuen durch positives Gesetz dem Arbeitszwang 
zum Vorteil anderer unterworfen ist, daß diese Arbeitsordnung 
der ganzen Gesellschaft das charakteristische Gepräge verleiht. 
Der entscheidende Gegensatz zwischen dem Sklaven und Freien 
besteht dieser Definition gemäß darin, daß der Staat dem Un- 
freien Sicherheit seines Lebensunterhalts, dem Freien Sicher- 
heit seines Eigentums und seines Gewinns, seiner Renten und 
Zinsen garantiert. Die kapitalistische Gesellschaftsordnung nun 
ist nach der Meinung des Verfassers eine durchaus provisorische, 
ein Intermezzo, eine Uebergangserscheinung zwischen zwei sta- 
bilen Dauerzuständen der Gesellschaft. Sie unterliegt zwei sie 
zersetzenden Zwangslagen: die erste entspringt aus der Diver- 
genz zwischen Ideologie und den realen Tatsachen im kapita- 
listischen Staat, die andere aus der Unsicherheit, zu welcher 
der Kapitalismus die große Masse der Gesellschaft verurteilt 
und aus dem Wesen der Aengstlichkeit und Gefährdung, welche 
er der Majorität der politisch freien, aber von Besitzmitteln 
entblößten Bevölkerung aufprägt. Wir seien nun schon im 


12) Hilaire Belloc, The servile State 1912. 
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Begriffe, als Rettung aus diesem Dilemma den uralten, erst durch 
das Christentum erschütterten Sklavenstaat wiederherzustellen. 

Diese Argumentation übersieht nun aber, wie ich glaube, 
daß der Kapitalismus noch einen dritten Ausweg kennt, um 
sich vor seinen eigenen Konsequenzen zu retten und um sich 
selbst immer wieder herzustellen, ein Sicherheitsventil gleich- 
sam, das bei allzugroßer Spannung der Elementarkräfte auto- 
matisch in Tätigkeit tritt und das in dieser schmerzlosen Art 
früheren Zeiten nicht in gleicher Weise zu Gebote stand: das 
Ueberbordwerfen der Ueberzähligen, die Freisetzung der Besitz- 
losen, die durch den Druck, den sie sonst auf die Wirtschafts- 
ordnung ausüben würden, diese zum Bersten bringen könnten. 
Durch ihre Wanderungen von den starken Stellen nach den 
Stellen minderen sozialen und wirtschaftlichen Drucks kommt 
in die höchst labile Gesellschaftsordnung des Kapitalismus 
eine gewisse Elastizität die ausgleichend wirkt und die Emp- 
findlichkeit gegen Druck abschwächt. Solche Automatismen, 
der Vorteil und die List einer »freien« Wirtschaftsordnung, 
gibt es nicht nur auf dem Gebiete der Sachgüter und des 
Geldes (z. B. das Fallen und Steigen des Arbeitslohnes im 


Sinne der älteren Theorie), sondern sie wirken auch — und 
dies hat ja die ganze alte Bevölkerungslehre völlig aus den 
Angeln gehoben — in der Art, wie die Menschen in einer 


Wirtschaftsgesellschaft ein- und ausrangiert werden. Sollte es 
unter anderem nicht damit zusammenhängen, daß die 
sozialrevolutionäre Bewegung gerade in Auswanderungsländern 
bei an sich starkem sozialen Elend schwächer, gutmütiger ist 
als in den viel reicheren Nichtauswanderungsländern, während 
es sogar sicher ist, daß in den Einwanderungsländern eine kräf- 
tige soziale Bewegung durch den Druck der einwandernden 
Fremden geradezu aufgehalten wird. 

In der Zeit des Uebergangs des mittelalterlichen in den mo- 
dernen kapitalistischen Wirtschaftsstaat, als der im Wirtschafts- 
leben stehende Mensch sich noch nicht so reibungslos wie heute 
durch den Raum, durch die ganze Welt, bewegen konnte, als es 
kaum einen nationalen geschweige einen internationalen Arbeits- 
markt gab, wurden der Lohnfonds und das »natürliche« Bevöl- 
kerungsgesetz als die Regulatoren angeschen, welche die An- 
passung der Arbeiterzahl an die jeweils vorhandene Arbeits- 
gelegenheit automatisch vermitteln. Das war die Zeit, in der 
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Adam Smith (um die Differenz des Lohnniveaus in benachbarten 
Gegenden zu erklären) schrieb, daß von allen Arten Gepäck 
(luggage) keine so schwer von der Stelle zu bewegen sei als der 
Mensch. Dies war auch noch im ganzen die Ansicht Ricardos, 
während J. St. Mill in den späteren Auflagen seines national- 
ökonomischen Hauptwerks in einer Ergänzung darauf hinweist, 
daß durch die Verbilligung der Verkehrsmittel und durch die 
bessere Uebersicht über die Lage des Arbeitsmarktes in den ent- 
ferntesten Gegenden der Welt eine spontane überseeische Wan- 
derbewegung eingesetzt habe, die immerzu stärker werde. Diese 
Wanderbewegung sei — und gerade dies hatte Mr. Culloch in sei- 
nem Kommentar zu A. Smith geleugnet — für sich allein im- 
stande, eine effektive Steigerung der Löhne in Großbritannien 
zu bewirken und diese Lohnerhöhung könne sich durch mehrere 
Generationen behaupten. Die Auswanderung sei aus einem ge- 
legentlichen Erguß ein ständiger Abfluß für den Bevölkerungs- 
überschuß geworden, und diese neue welthistorische Tatsache 
zusammengehalten mit dem infolge des Freihandels herbeige- 
führten Aufschwung der Wirtschaft hätte seinem übervölkerten 
Vaterlande ein zeitweiliges Atemholen gestattet, das nun dazu 
benutzt werden sollte, solche sittliche und geistige Verbesse- 
rungen in allen Klassen der Bevölkerung (einschließlich der 
Aermsten) einzupflanzen, die es unwahrscheinlich machten, 
daß man in einen Zustand der Uebervölkerung zurücksinke. Man 
wird auch heute sagen dürfen: in einem Zeitalter liberalen und 
individualistischen Wirtschaftsrechts (so lange wenigstens als nicht 
jedem durch Zwangsversicherung ein ausreichendes Einkommen 
garantiert wird) und des internationalen auf dem Prinzip der 
Freizügigkeit gegründeten Verkehrs brauchen diejenigen, die 
ihre normale Lebenshaltung nicht aufrecht erhalten können, 
nicht zu warten, bis sie auf das physische Existenzminimum ge- 
sunken sind, um dann durch Verminderung ihrer Zahl eine 
Gegenkraft auszulösen, sondern lange bevor noch dieser äußerste 
Grenzfall eingetreten ist, setzen sie sich ohne großen Schmerz und 
. meist ohne Reue als Ware Arbeit in Bewegung und wandern, 
wo ihnen bessere Chancen zu winken scheinen oder wohin sie diri- 
giert werden. 

Mit all dem soll nur gesagt sein, daß unter gewissen be- 
stehenden Verhältnissen in Oesterreich eine »natürliche« Aus- 
wanderung bestehen würde und müßte auch ohne Schiffahrts- 
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kartell, die unter dem Motto steht: vivere (i. e. melius vivere) 
necesse est, navigare non necesse, aber eben nur als eine 
»natürliche«, d. h. von den vorgefundenen ökonomischen Not- 
wendigkeiten geregelte und mit diesen allein variierende. 

Die österreichischen Staatsbehörden haben sich wie die der 
anderen Auswanderungsländer mit der Tatsache, daß dieses 
Ventil geöffnet bleiben müsse, solange die Ursachen bestehen, 
deren Symptom die Auswanderungsbewegung ist, — so schmerz- 
lich und beschämend im Grunde dieser chronische Kapitalexport 
in Form von menschlicher Ware sei 1?) — vielleicht ein wenig 
allzu leichtherzig und allzu rasch — abgefunden. Der Staat 
trachtet also dahin, durch eine zielbewußte Schiffahrtspolitik 
die Auswanderung nicht zwar zu fördern, sondern sie durch eine 
Förderung des Warenexports über den heimischen Hafen nach 
und nach überflüssig zu machen. Automatisch soll sich der 
Prozeß vollziehen, daß in dem Maße, als der Warenexport steigt, 
der Auswandererexport zurückgeht. Er sucht weiter dahin zu 
wirken, daß die Auswanderer dem Heimatlande nicht ganz ent- 
fremdet werden und nicht alle Brücken hinter sich abbrechen; 
er erleichtert demgemäß die Rückwanderung 1$), während er 
die Auswanderung als Dauersiedler, als Kolonisten, d. h. den 
Bodenerwerb in der Fremde perhorresziert. Ein und derselbe 
Grund läßt gewisse Auswandererkategorien dem Auswanderungs- 
land besonders unerwünscht, dem Einwanderungsland besonders 
willkommen erscheinen. Wenn schon überhaupt, wie angedeu- 


13) Im Grunde ist es gleichgültig, ob die österr. Volks- und Staatswirtschaft 
von ausgewanderten Landeskindern oder von landesfremden Gläubigern sou- 
teniert wird, das merkwürdige ist, daß sie überhaupt von außen souteniert 
werden muß. 

14) Ein Rückwanderer ist freilich nicht ohne weiteres einem Auswanderer 
äquivalent. Es sind nicht dieselben Menschen, die ausziehen und die heim- 
kehren, Welche Schicksale liegen nicht zwischen Ausfahrt und Heimkehr! Die 
Auswanderer stehen im produktivsten Alter von 16—45 Jahren, die besten, 
energischsten, tüchtigsten unter ihnen bleiben draußen, was zurückkehrt sind 
die schlecht Angepaßten und die Sentimentalen. Der I. R. I, S. 224 sagt darüber: 
Unter denen, die in ihre Heimat zurückkehren, befinden sich sowohl solche, 
die Schiffbruch erlitten, als auch solche, die Erfolg hatten. Tausende von diesen 
Rückwanderern haben sich unter den ungewohnten Bedingungen des Lebens, 
der Arbeit und der Ernährung Tuberkulose und andere Krankheiten zugezogen; 
andere wieder haben in der amerikanischen Industrie Schaden erlitten, 
noch andere sind die Witwen und Waisen derer, die in Amerika ums Leben ge- 
kommen sind. Alle diese, zusammen mit den Bejahrten und Enttäuschten ma- 
chen einen großen Teil der Rückwanderung aus. Auch die Ergebnisse der anthro- 
pometrischen Untersuchungen (J. R. I, S. 44) deuten in die gleiche Richtung, 
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tet, die moderne Auswanderung eine Form ist, wie export- 
schwache Staaten den Passivsaldo ihrer Zahlungsbilanz ab- 
gleichen, so gewinnen — wie schon angeführt — unter diesem 
finanziellen Aspekt insbesondere die Geldsendungen der Aus- 
wanderer in ihre Heimat für die nationale Zahlungsbilanz er- 
höhte Bedeutung. Man rechnet allein für Oesterreich (ohne 
Ungarn), daß dem Staate auf diese Weise etwa 250 Millionen 
Kronen jährlich zufließen. Verwunderlich bleibt es, daß dieser 
Ueberweisungsverkehr (wie ja die ganze österreichische Aus- 
wanderung im Gegensatz zu der anderer Länder, z. B. Italien) 
so wenig oder gar nicht organisiert ?5) und nicht zum Gegen- 
stand einsichtiger bankmäßiger Transaktionen (Spezialbanken) 
gemacht wird !*). Hätten die Auswanderer eine bequeme und 
billige Zentrale für ihre Geldsendungen, so würden sie in ge- 
ringerem Maße als es jetzt geschieht, der Ausbeutung der be- 
rüchtigten »Immigrant banks« zum Opfer fallen. Immerhin 
verdient in diesem Zusammenhang hervorgehoben zu werden 
(vgl. P. Ch. S. 481), daß z. B. die Raiffeisenkassen in Galizien 
die größten Förderer der Auswanderung sind, weil die Kassen 
in Gebieten mit großer Auswanderung zu den kapitalkräftigsten 
gehören, während die Kassen in Gegenden mit geringer Aus- 
wanderung ständig unter Kapitalmangel leiden. Es wurde 
auch wiederholt in den Debatten über die Auswanderungsfrage 
betont, daß Galizien heute zum großen Teil von dem Gelde 

15) Von einer Konzentration der österreichischen Auswanderung 
kann nicht die Rede sein, höchstens von vorwiegenden Attraktionszentren. In 
den letzten Debatten (P. Ch., S. 644) wurde hervorgehoben, daß es nicht nur in 
Brasilien und Argentinien, sondern auch auf Sumatra, Borneo, im Transvaal, 
in Tunis und Tripolis polnische Ansiedler gibt, die als Arbeiter in diese Gebiete 
zogen. Wenn die Auswanderung nötig ist, so müßte sie nicht so planlo s sein 
wie in Oesterreich, Italien gibt ein Beispiel. Dieses Land hat in zielbewußter 
Weise seine Auswanderung konzentriert und nach gewissen Distrikten in den 
Ueberseeländern geschickt, es wirkt dort durch die staatlichen Konsularbehörden 
für die Unterbringung der Auswanderer und für die Entwicklung dieser in frem- 
den Ländern geschaffenen »Kolonien«, und hat sich so auf friedlichem Wege in 
übersceischen Ländern Kolonien und Absatzgebiete geschaffen. Unsere Zeit 
muß in diesen Fragen überhaupt erst wieder einen Standpunkt gewinnen, 
wofür die richtige Erkenntnis der Ursachen und Wirkungen das wichtigste ist. 
Die Staatswissenschaft des 18. Jahrhunderts hatte bei all ihrer Einseitigkeit 
denn doch wenigstens einen solchen Standpunkt. Freilich ist mit Reminiszenzen 
heute nichts anzufangen, 

16) Ich erwähne nur die Bank von Neapel, deren New Yorker Filiale sich 
hauptsächlich mit der Remittierung von Auswanderergeldern befaßt. Damit ist 


sie ihrer historischen Mission, die sie mit ihrer Gründung 1539 übernommen: 
eine Volksbank zu sein, treu geblieben (vgl. Tortora, il banco di Napoli). 
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lebt, das doch die Auswanderer unter den schwierigsten Ver- 
hältnissen drüben verdient haben. 

Die Untersuchungen der amerikanischen Einwanderungs- 
kommission weisen noch auf einen anderen ökonomischen Effekt 
der Auswanderung hin: auf die beträchtlichen Steigerungen der 
Bodenpreise, die in den Auswanderungszentren durch die Land- 
käufe der (landhungrigen) Rückwanderer und die Erhöhung 
der Landarbeiterlöhne, die infolge mangelnden Arbeitsangebots 
eingetreten sind. Namentlich in Galizien und in Kroatien sind 
diese Erscheinungen zu konstatieren. Genossenschaften der 
Rückwanderer hätten, so wird berichtet, oft 50—60 000 acres 
in einem Jahre aufgekauft (I. R. IV, S. 386) und unter die 
bäuerlichen Käufer aufgeteilt. Das dazu nötige Geld stammte 
teils aus den Ersparnissen dieser Rückwanderer, teils wurde es 
von den in Amerika bleibenden Freunden geliehen. In einigen 
Distrikten Kroatiens, wohin eine starke Rückwanderung statt- 
findet, sei der Preis des Ackerbodens von $ 60 und 80 pro Joch 
(1,47 acres) auf 400 $ pro Joch gestiegen (Ib. S. 386), (oder 
von 403, bzw. 537 Mark pro ha auf 2689 Mark pro ha). 

Die weltwirtschaftliche Bedeutung der neueren europäischen 
Massenauswanderung wird ganz verständlich erst dann, wenn 
sie vom Standpunkt des Einwanderungslandes, zunächst der 
Vereinigten Staaten, betrachtet wird 1). In der Periode von 
1820—1883 stammen über 95% aller nach den U. St. einwan- 
dernden Europäer aus Großbritannien, Deutschland, Skandi- 
navien, aus den Niederlanden, Belgien, Frankreich und der 
Schweiz. Das ist die von den Amerikanern so genannte »old 
immigration«, die Einwanderung alten Schlags. Von ihr unter- 
scheidet sich die »new immigration« seit 1883 völlig in geogra- 
phischer und ethnischer Hinsicht: 70% der neuen Einwanderung 
kommen aus Süd- und Osteuropa. Die rassenmäßige Verschie- 
bung ist nicht ganz so groß wie die geographische, weil unter 
den neuen Einwanderern sich viele Deutsche aus Oesterreich- 
Ungarn und Rußland befinden. In einer einzigen Generation 
— so rapid hat sich der Umschwung vollzogen — sind Oester- 
reich-Ungarn, Italien, Rußland an die Stelle von Groß-Britan- 
nien und Deutschland, den früheren Hauptherden der Auswan- 


17) Hierzu vgl Report I, S. 23 ff. und R. II, S. 287—541. An anderem Orte 
werde ich auf diese Fragen ausführlich zurückkommen. Hier können sie nur 
eben gestreift werden. 
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derung, getreten. Die alte Einwanderung geht zurück und 
nichts spricht dafür, daß sie in absehbarer Zeit wieder erstarken 
wird; hingegen wächst die neue Einwanderung und vieles deutet 
darauf hin, daß sie konstant bleiben wird. Die alten Einwanderer 
kamen zum großen Teil as Dauersiedler (Bodenkäufer) 
und als gelernte Berufsarbeiter. Die neue Einwanderung ist 
sehr weitgehend eine Wanderung von Individuen, von 
denen sehr viele nicht die Absicht haben, dauernd im Lande zu 
bleiben, sondern nur von den besseren Lohnverhältnissen in 
Amerika profitieren wollen; 40% sämtlicher Europäer der neuen 
Einwanderung kehren über kurz oder lang in ihre Heimat zu- 
rück !8). Nahezu 75% dieser Einwanderer sind männlichen 
Geschlechts, ungefähr 83% stehen im erwerbsfähigen Alter von 
14—45 Jahren, nahezu 35% sind Analphabeten (gegen 3% der 
alten Einwanderung). Die meisten dieser süd- und osteuro- 
päischen Einwanderer, ob ledig oder verheiratet, leben und 
wirtschaften nicht familienweise, sondern kantinenartig (nach 
dem »boarding-boss«-System) sehr billig und können darum 
einen großen Teil ihres Lohneinkommens ersparen. Obwohl 
sie innerhalb ihrer Klasse die kräftigsten, unternehmendsten 
und unverbrauchtesten sind, steht ihre Lebenshaltung doch 
tief unter der des eingeborenen Amerikaners und des älteren 
Einwanderers. Alle denken daran, nach Jahren der Mühsal 
und Arbeit in die alte Heimat zurückzukehren, leben von Er- 
innerungen und phantastischen Vorstellungen einer schönen 
Zukunft, jedenfalls assimilieren sie sich so gut wie gar nicht. 
Die alten Einwanderer kamen nach den Vereinigten Staa- 
ten in einer Zeit allgemeinen Aufschwungs und waren ein mäch- 
tiger Faktor dieser Entwicklung; die neuen kamen und kommen 
in einer Periode riesiger industrieller Expansion und haben dieser 
ein praktisch unbegrenztes Massenarbeitsangebot zur Verfügung 
gestellt. Man kann wohl sagen: die alte Emigration hat die 
amerikanische Kultur, die neue hat die moderne amerikanische 
Industrie (bzw. ihr rapides Wachstum) geschaffen. Die neue 
Einwanderung der Süd- und Osteuropäer, die seit 25 Jahren 
kontinuistisch in Massen nach den V. St. ausschwärmen, ge- 
hört mit zu den elementarsten Lebensbedingungen der moder- 
nen amerikanischen Industrie; denn diese Heere, in ihrer Hei- 


18) Uebrigens soll die österreichische Rückwanderung stark zurückgehen, 
Sie sei von 70% auf 18% gefallen. 
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mat Landbau treibend oder Taglöhner und Handwerker, decken 
den ganzen Bedarf der amerikanischen Industrie an ung e- 
lernter Arbeit. Sie decken ihn nicht nur, sondern haben ihn 
überdeckt und gänzlich für sich monopolisiert: sie sind die 
heiligen Bataillone der Reservearmee, die sich selbst versklaven. 
Während sowohl das Angebot an fremdländischer gelernter 
Arbeit als auch die Nachfrage nach solcher schwach ist (nicht 
zum wenigsten infolge des gesetzlichen Verbots der Einfuhr von 
Kontraktarbeitern seit 1884/85 und weil die amerikanischen 
Arbeiterorganisationen im Bunde mit den Behörden den Im- 
port gelernter Arbeiter verhindern) !®), finden wir eingewanderte 


18e) Der Unterschied zwischen einwandernder gelernter und unge- 
lernter Arbeit ist prinzipiell bedeutsam. Gelernte Arbeiter, die nach dem 
Einwanderungsgesetz importiert werden dürfen, falls im Inlande (Amerika) un- 
beschäftigte Arbeit gleicher Art nicht zu haben ist, kommen im großen Ganzen 
nur wenige nach den Vereinigten Staaten. Es ist sowohl das Angebot an solchen 
Arbeitern, die aus Europa auswandern wollen als auch die Nachfrage nach ihren 
Diensten in Amerika relativ begrenzt. Ueberdies macht die Tatsache, daß ge- 
lernte Arbeiter, ehe sie sich zur Auswanderung entschließen, ein genau um- 
grenztes Versprechen über ihre Verwendung und Entlohnung verlangen, den Ein- 
wanderungsbehörden es leicht, Uebertretungen des Gesetzes zu entdecken und 
zu verhüten. Auch ist die Wachsamkeit der amerikanischen Arbeiterorganisa- 
tionen, die im Interesse des snationalen« Arbeitsmarktes ihre Dienste den Ein- 
wanderungsbehörden leihen, ein wichtiger Faktor, den Import gelernter Arbeit 
zu verhüten. Daraus erwuchsen für die amerikanische Industrie manche Schwie- 
rigkeiten, die (z. B. in der Glasindustrie vor Erfindung der Flaschenmaschine) 
den Antrieb, von den gelernten Arbeitern unabhängig zu werden, verstärkten, 

Ganz anders die ungelernte Arbeit; deren Zuströmen vollzieht sich auto- 
matisch. Die ungelernten Arbeiter verlangen in der Regel keinen bestimmten 
Kontrakt, sondern es genügt die Versicherung, daß in den V. St. Beschäftigung 
zu finden ist, um sie zur Auswanderung zu bewegen. Daher brauchen die Unter- 
nehmer, die mehr ungelernte Einwanderungsarbeit zu haben wünschen, bloß 
den schon eingestellten Fremdarbeitern oder den »Arbeitsagenten« eine dies- 
bezügliche Mitteilung zu machen. Ueber diese sehr zahlreichen Arbeitsagenten 
wird später noch mehr zu sagen sein. Es sind dies meist frühere Einwanderer, 
die sich als Einwandererbankiers, als Schiffahrtsagenten, als Gastwirte, Schen- 
ker usf. etabliert haben und deren geschäftlicher Erfolg oft von der Anzahl 
neuer Zuwanderer, die sich am Orte ihres Geschäftsbetriebs niederlassen, ab- 
hängt. Sie beschäftigen weder selbst Arbeiter (dadurch unterscheiden sie sich 
von den »Padrones« der Griechen, die echte Sklavenvermieter sind), noch ist der 
Arbeitsnachweis ihr eigentliches Gewerbe, sondern sie treiben ihn nur als lukra- 
tiven Nebenberuf. Alle haben Verbindungen in Europa, kooperieren mit den 
deutschen, holländischen u. a. Schiffahrtsagenten und liefern diesen ständig 
Nachrichten über die unbegrenzte Arbeiternachfrage in Amerika. Ihr Haupt- 
mittel sind fingierte, imaginäre Briefe von älteren Auswanderern, Zeitungen, 
Zirkulare in Amerika in verschiedenen Sprachen gedruckt mit falschen Vorspie- 
gelungen und irreführenden Berichten über die Lage der Industrie, Höhe der 
Verdienste u. a. — Diese Drucksachen bilden das Material, mit denen die (gleich- 
falls später eingehender zu behandelnden) Schiffahrtsagenten in Europa operieren. 
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süd- und osteuropäische ungelernte Arbeiter bis zu 50% (und 
darüber) der gesamten Arbeiterschaft in allen wichtigen Indu- 
strien der Vereinigten Staaten: in den Eisen-, Gold- und Kupfer- 
minen von Michigan und Minnesota, in den Kohlenbergwerken 
des mittleren Westens, Südwestens und Südens, in den Stahl- 
werken und Glasfabriken des mittleren Westens und Südens, in 
den Grubendistrikten und Fabriken von Pennsylvanien, New 
York und New Jersey, in den Baumwoll- und Wollwarenfabriken 
von Neu-England usf. — Durch das Einströmen dieser unge- 
heuren fremdländischen und fremdbleibenden Arbeitskraft ist 
die ganze amerikanische Industrie auf eine rassenmäßige Grund- 
lage gestellt worden, eine Reihe der ernstesten und schwer- 
wiegendsten Probleme sind damit gestellt und es bleibt fraglich, 
ob auf die Dauer mehr die Auswanderungsländer oder der Ein- 
wanderungsstaat die ganze Schwere dieser Fragen zu tragen 
haben werden !?). Zu gleicher Zeit und in dem Maße, als diese 
Millionen ungelernter Arbeiter, deren Verwendung nur möglich 
war, weil Maschinen die Funktionen des gelernten Arbeiters 
übernahmen, in die verschiedenen Industriezweige einrückten, 
haben diese eine nie geahnte und überstürzte Ausdehnung er- 
fahren. Das ursächliche Verhältnis zwischen Einwanderung 
und Industrieentfaltung bleibe dahingestellt. Hat die indu- 
strielle Expansion die Einwanderung der Süd- und Osteuropäer 
verursacht oder ist sie durch das Massenangebot »billiger«, 








Als Entgelt weisen dann die europäischen Auswandereragenten den Lieferanten 
dieses Materials, den amerikanischen Arbeitsagenten, Trupps von Auswanderern 
zu. Zur Vermeidung von Schwierigkeiten mit den Einwanderungsbehörden wer- 
den die Auswanderer mit verschiedenen, meist fiktiven Adressen versehen und 
nur der Führer der Gruppe besitzt die Adresse des wirklichen Konsignierten, 
der gewöhnlich der Arbeitsagent ist. In jedem Industriezentrum der V, St. gibt 
es eine große Zahl solcher »nationaler« Arbeitsagenten. Sie stammen alle aus 
Süd- und Osteuropa und Kleinasien und alle arbeiten mit den Agenten der 
Schiffahrtsgesellschaften, den Geldverleihern und ähnlichen Schmarotzern in den 
Auswanderungsländern zusammen. Sie geben immer nur ganz unbestimmte, 
aber um so übertriebenere Versprechungen, die durch das Gesetz nicht zu fassen 
sind (vgl. J.R. II, S. 382 f.). Abhilfe dagegen — wenigstens innerhalb gewisser 
Grenzen — wäre wohl nur durch einen internationalen Arbeitsnachweis der 
Fachorganisationen (Beispiel: die Notenstecher, vgl. Jastrow, Sozialpolitik I. 
S. 352) und event. durch ein internationales (völkerrechtliches) Arbeitsrecht 
zu schaffen. 

19) Erst wenn man das Gewölk einer künftigen sozialen Revolution im 
Hintergrund ahnt, wird einem klar, was ein Mann wie Wilson als Präzeptor 
Amcericae eigentlich bedeutet. Vorläufig ist ja Amerika noch nicht einmal in sein 
Mittelalter eingetreten. Vgl. I. R. I, S. 493. 
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ressourceloser, absolut beweglicher, im ganzen leicht zu behahdeln- 
der Arbeit mit tiefer Lebenshaltung erst möglich geworden ? 
Das Richtige wird wohl sein zu sagen, daß die beginnende in- 
dustrielle Entfaltung die Einwanderung veranlaßt hat, daß aber 
die Anwesenheit dieses Arbeitsangebots die Industrieexpansion 
mächtig angeregt hat und viele neue Unternehmungen mit Rück- 
sicht auf die Verfügbarkeit solcher Arbeitermassen ins Leben 
gerufen worden sind. Was ursprünglich Ursache war, wurde 
zu einer Wirkung der Bedingungen dieser Ursache. Als ein 
Ergebnis der in diesen Fragen besonders eingehenden und sorg- 
fältigen Untersuchungen der Einwanderungskommission wird 
festgehalten, daß die Konkurrenz der süd- und osteuropäischen 
Einwanderer auf die qualifizierte gelernte Arbeit nur geringen, 
um so verhängnisvolleren Einfluß aber auf die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der angelernten und ungelernten Arbeit ge- 
habt hat. Die Folge davon, daß die Grenzarbeiterschicht, die 
für das nationale Lohnniveau in gewisser Weise bestimmend ist, 
durch die Einwanderer mit niedriger Lebenshaltung gestellt wird, 
ist: Verschlechterung der Arbeitsbedingungen für die Gesamt- 
heit der Arbeiter gleicher Kategorie, Druck auf die Lebenshal- 
tung, Verdrängung des eingeborenen amerikanischen und älte- 
ren fremden Arbeiters aus bestimmten Berufen und Arbeits- 
stellen, Schwächung der alten Arbeiterorganisationen in einigen, 
ihre gänzliche Demoralisation und Verderbnis in anderen Er- 
werbszweigen. Ein Beispiel der höchst merkwürdigen Ver- 
drängung einer lohnarbeitenden Völkerschaft durch nach- 
drängende andere, die mit schlechteren Bedingungen zufrieden ist, 
ein anschauliches Bild proletarischer Völkerwanderung, ist in den 
Kohlenfeldern Pennsylvaniens zu beobachten. In den Kohlen- 
gruben Pennsylvaniens, einem der frühesten Einwanderungs- 
zentren, verdrängen und überschwemmen seit 1880 Slowaken 
die früheren englischen und nordeuropäischen Arbeiter, die noch 
bis 1890 in Ueberzahl bleiben. Den Slowaken folgen Magyaren, 
Polen, Nord- und Süditaliener, Russen, Rumänen, Ruthenen, 
Syrier, Armenier und Serben. Manche von den alten Arbei- 
tern gingen in andere Arbeiterberufe, viele wanderten nach 
den Kohlendistrikten des mittleren Westens aus. Auch hier 
wurden sie von den nachdrängenden Einwanderern brotlos ge- 
macht und zogen in die Minen des Südwestens, wo sie jetzt noch 


prädominieren. Das Ergebnis der neuen Einwanderung zeigt 
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sich beredt genug in den Kohlenfeldern West-Pennsylvaniens, wo 
der durchschnittliche Tagelohn um 42 Cents hinter dem Durch- 
schnittslohn in den Feldern des mittleren Westens und Süd- 
westens zurückbleibt. Dazu kommt, daß in Pennsylvanien die 
Arbeitszeit länger, die allgemeinen Arbeitsbedingungen schlech- 
ter sind als irgendwo sonst und alle Versuche, dieses Gemisch 
von Fremdlingen zu organisieren, fehlschlugen. So wie die 
Verhältnisse im Kohlenbergbau hinsichtlich der Rassengliede- 
rung, der Zu- und Abwanderung der Arbeiter typisch sind für 
alle anderen extraktiven Industrien (ausgenommen die Land- 
wirtschaft) so sind die Verhältnisse in der Baumwollindustie 
typisch für die Zustände in den Zweigen, wo das Fabriksystem 
die höchste Stufe der Entwicklung erreicht hat 19). 

Es muß betont werden, daß auch von amerikanischer Seite 
die Schiffahrtsgesellschaften und ihre Organe für die Ueber- 
schwemmung mit ungelernter Arbeit verantwortlich gemacht wer- 
den (vgl. I. R. II, 384). Denn diese gestaltlose, indifferente Ar- 
beitermasse ist gerade die Ware, die die Gesellschaften brauchen 
und mit der sie in jedem Falle reussieren. Ist ja jeder Ein- 
wanderer (potentiell) ein künftiger Rückwanderer und zieht 
doch jeder andere nach sich. 


Umstritten ihrer Art und ihrem Effekt nach ist die seit etwa 
einem Dezennium bestehende österreichisch-ungarische Aus- 
wanderung nach Kanada. Ist diese ebenso wie die nach den 
Vereinigten Staaten als Arbeiterwanderung oder als 
Kolonisten wanderung anzusprechen: so lautet hier die 
Hauptfrage. Mit anderen Worten: suchen die nach Kanada 
Auswandernden einen besseren Arbeitsplatz oder suchen (und 
finden) sie eine neue Heimat? Zunächst ist zu sagen, daß das 
Auswanderungs motiv oder die Erwartung der Auswanderer 
für den Endeffekt auf die heimische Volkswirtschaft nicht un- 
bedingt maßgebend zu sein braucht. Es kommt nicht darauf 
an, was die Menschen drüben anfangen wollen, sondern was 
sie anfangen können. 


198) Achnlich wie in der Industrie der Vereinigten Staaten liegen die Arbeiter- 
verhältnisse in einigen französischen Industrien, insbesondere im Bergbau und 
in der metallurgischen, ferner in der Baumwoll- und Wollindustrie. Natürlich 
haben da die Probleme der Fremdarbeiter noch nicht die Dimensionen angenom- 
men wie in Amerika (vgl. Frankfurter Zeitung, Nr. 184, 5. VII. 1913). 
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Die Zahl der aus Oesterreich und Ungarn von 1906—1912 
nach Kanada Eingewanderten betrug nach derösterreichi- 
schen Statistik (B, S. 60) rund 99 700 Personen, der seit Be- 
stand der Auswanderung nach Kanada sich ergebende Bevölke- 
rungsverlust beträgt 170 000 Menschen gegenüber von 2,86 Mil- 
lionen, die Oesterreich-Ungarn an die Union abgegeben hat 
(P. Ch. S. 651). Nach der kanadischen Einwanderungsstatistik, 
die freilich hauptsächlich den Rassen- und Nationalitätsgesichts- 
punkt ins Auge faßt, waren in der Zeit vom ı. VII. 1900 bis 
31. III. ıgog aus Oesterreich-Ungarn rund 94 900 Personen 
nach Kanada eingewandert. (Vgl. I. R. II. S. 611f.). Davon 
waren: 


aus Böhmen 560 Magyaren I OOI 
aus d. Bukowina Io 413 Ruthenen 1 633 
aus Croatien 788 Slowaken 774 
aus Dalmatien 75 Steiermärker 29 
aus Galizien 62 509 sonstige Oesterreicher 8297 

sonstige Ungarn 8 880 


Ganz zweifellos ist Kanada ein Land, das von den V. St. 
von heute sich dadurch unterscheidet, daß es um Einwanderer 
wirbt, während die Union die Einwanderung noch d u l d e t?°); 
Kanada ist ein Land mit einer sehr aktiven und zwar nationa- 
listisch orientierten Einwanderungspolitik. Diese Politik hat 
zum Ziele: 

I. Einwanderer anzuziehen, die, sei es als Eigentümer oder 
Pächter oder Arbeiter, zur Erschließung und Bebauung der neu- 
eröffneten landwirtschaftlichen Gegenden des Westens bei- 
tragen; demgemäß sollen diejenigen, welche sich in Städten nie- 
derlassen wollen, möglichst ferngehalten werden. Wenn also 
Leute nach Kanada kommen mit den gleichen Intentionen wie 
nach den Vereinigten Staaten, als nicht zu dauernder Siedelung 
gewillt, so sind sie jedenfalls nach der offiziellen Einwande- 
rungspolitik unwillkommene Gäste. 


20) Kanada steht diesbezüglich auf einem Standpunkte wie die U, St. etwa 
in den zoer Jahren des 19. Jahrhunderts. Vor mir liegt ein in deutscher Sprache 
abgefaßter »Spezieller Bericht über Einwanderung in die U. St. nebst Nachrichten 
für Einwanderer betreffs Kauf- und Miet-Preis von Land-, Haupt Bodenerzeug- 
nisse und deren Marktpreis, Arbeit und Arbeits-Löhne usw.e verfaßt von E. 
Young, Direktor des statistischen Bureaus aus dem Jahre 1872. — Da lautet 
der erste Satz des Textes: »In einem Lande wie das unserige, voll reicher und 
unentwickelter Hilfsquellen, ist die Ankunft gebildeter Arbeit im allgemeinen, 
herzlich bewillkommnet worden. Der Wert dieser Vermehrung unseres National- 
Reichtums wurde nie höher geschätzt, als während der letzten zwei Jahrzehnte. « 
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Das andere Ziel der kanadischen Einwanderungspolitik geht 
dahin: 

2. Die Einwanderung angelsächsischer und in geringerem 
Grade skandinavischer Herkunft zu bevorzugen. Demgemäß 
bemüht sich die Regierung in systematischer Weise, Einwan- 
. derer aus den Vereinigten Staaten, aus Großbritannien, Hol- 
land, Deutschland, Dänemark, Island, Finnland, Norwegen, 
Schweden und der Schweiz, auch aus Frankreich und Belgien, 
also aus West- und Nordeuropa und aus den V. St. zu gewin- 
nen; die Einwanderung aus Süd- und Osteuropa (die öster- 
reichische z. B.) wird zwar zugelassen, ohne ermutigt zu werden, 
während die asiatische durch Gesetz gehindert wird. Die gou- 
vernementale Einwanderungspolitik Kanadas wird durch fol- 
gende zwei Sätze gekennzeichnet (I. R. II S. 607): 

I. Money is expended and administration is exercised, with 
the object of securing immigrants whose purpose in life is to 
occupy farm lands, either as owners, tenants, or laborers. 

2. Money is voted and administration is exercised, with 
the object of excluding those whose presence in Canada would 
tend to add to the congestion of towns and cities. 

Im Sinne dieser Politik unterhält die kanadische Regie- 
rung in den Hauptstädten der favorisierten Länder be- 
soldete Agenten, die eine ausgedehnte Rekiame zu entfalten 
haben. Ueberdies zahlt sie an viele tausende Buchungsstellen 
(meist den Schiffahrtsagenten) eine Prämie für die Ablenkung 
der Auswanderer nach Kanada. Der Bonus beträgt ı £ für eine 
Person über 18 Jahre und Io sh für jede Person im Alter von 
ı—ı8 Jahren. Während der Fiskaljahre 1905—ıgıo wurde 
dieser Bonus an 16,5% aller englischen und an 11°% aller kon- 
tinentalen Auswanderer, die in Kanada zugelassen wurden, aus- 
bezahlt. In England werden auch die Heilsarmee und insbe- 
sondere auch die (illustrierte) Presse als Werbestellen benutzt. 
Vor einigen Jahren hat Kanada mit großem Erfolg angefangen, 
landwirtschaftliche Delegierte zur Unterstützung der Arbeit der 
Auswanderungsagenten nach Großbritannien zu schicken und 
hat eine groß angelegte Propaganda in den Vereinigten Staaten 
entfaltet (näheres darüber I. R. II. S. 609). 

Was war der Erfolg dicser systematischen Einwanderungs- 
politik? Er muß als positiv bezeichnet werden. Von sämt- 
lichen Einwanderern der Jahre IgoI—Igog bestanden 78,4% 
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aus Rassen oder Völkern des nördlichen und westlichen Europa 
und aus den Vereinigten Staaten, 18,9% waren Rassen oder 
Völker aus Süd- und Osteuropa und nur 1,7% kamen aus asia- 
tischen Ländern. Ferner wurden von der Gesamteinwanderung 
nach Kanada in den Jahren IgoI—I909 206 104 38,6% Far- 
mer oder Farmarbeiter (einschließlich Frauen und Kindern) ge- 
zählt und von diesen Ackerbauern waren wieder die Mehrzahl 
(58,4%) aus den Vereinigten Staaten und nur 29,6% aus Nord- 
und Westeuropa 2). 

Soviel steht also schon fest: ı. daß die staatliche Einwan- 
derungspolitik Kanadas auf eine Heranziehung von landwirt- 
schaftlich berufstätigen Dauersiedlern abzielt und 2. daß die 
aus den Vereinigten Staaten nach Kanada Einwandernden zum 
größten Teil (78,7%), die aus Nord- und Westeuropa zu einem 
Bruchteil (23,7%) aus Farmern und Farmarbeitern bestehen. 
Die Frage ist nun aber gerade, was Kanada für die österreichischen 
und ungarischen Auswanderer bedeutet. Da Oesterreich zu den- 
jenigen europäischen Staaten gehört, die an einem chronischen 
Defizit der agrarıschen Produktion leiden und daher innige 
Handelsverbindungen mit agrarischen Staaten herstellen müssen, 
um auf dem Wege des Austausches das Manko an Agrarproduk- 
ten zu decken und Industrieerzeugnisse abzusetzen (P. C. S. 490), 
so ließe sich eine Politik, die darauf abzielt, in Kanada gleich- 
sam ein landwirtschaftliches Neuland zu gewinnen, eventuell 


2!) Die Einwanderer nach Kanada einschließlich der Frauen und Kinder 
nach ihrer Berufstätigkeit in den Jahren 1907—1909 (I. R. II, S. 613): 
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Farmer u. Farmarbeiter 
Allgemeine Arbeiter 
Technische (gelernte) 


60 992 | 21 607 |120 450 2 747 308 | 206 104 
45 882 | 48045 | 14 606 9652 |4 732| 122 917 


Arbeiter 83 581 | 14799 8 518 287 | 929 | 108 114 
Grubenarbeiter 8 035 1 290 2 542 86 | 369| 12 322 
Händler, Beamte usw. 23 503 2 740 4 426 3599 | 380| 34 648 
Weibliche Dienstboten | 16 987 3 853 329 42 407| 22018 


Keiner Berufskategorie 


zugehörig 17939 | 4556 | 2248 | 2341 | 837| 27921 


256919 | 96890 |153 110 | 18754 |8 362 | 534 044 
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rechtfertigen. Das österreichische Handelsministerium hat 
jedoch strikte in Abrede gestellt, daß die österreichische Aus- 
wanderung nach Kanada agrarische Siedelung bedeute. Die 
Ansicht des Ministeriums geht dahin (P. C. S. 643 ff.), daß die 
Canadian-Pacific-Railway, deren Werbetätigkeit in Oesterreich 
den Anstoß zu den letzten Auswanderungsdebatten gegeben 
hat, nur ihre Eisenbahninteressen wahrnehme, aber keine 
Kolonisations-- und Siedelungspläne verfolge. Dabei stützt 
sich das Ministerium auf folgende Argumente: 

Die Ansiedlung in Kanada geschieht auf geschenktem Re- 
gierungsland oder auf gekauftem Land. Es werden Farmen 
von II3 Joch gegen eine Einschreibegebühr von Io Dollars 
unentgeltlich an Ansiedler abgegeben gegen die Verpflichtung 
des Farmers, während der nächsten drei Jahre jährlich minde- 
stens sechs Monate auf seinem Gute Aufenthalt zu nehmen, 
darauf ein Haus zu errichten und eine gewisse Anzahl Acres 
in jedem Jahre urbar zu machen. Nach drei Jahren wird die 
Heimstätte sein freies Eigentum. Damit ist auch die Erwer- 
bung der Staatsangehörigkeit verknüpft, die jedoch nicht mit 
dem Verluste der früheren Staatsbürgerschaft verbunden ist. 
Laut Mitteilung des Britischen Generalkonsulats in Wien (P. C. 
S. 648) werden nämlich »Oesterreicher, die sich in einer britischen 
Kolonie, z. B. in Kanada naturalisieren ließen, zwar innerhalb 
der Kolonie als britische Kolonial-Untertanen behandelt , haben 
jedoch außerhalb dieser Kolonie, speziell aber im Staate der 
Herkunft, auf die Unterstützung durch die diplomatischen und 
konsularischen Vertretungen lediglich als Sache der Liebens- 
würdigkeit Anspruch.« (Ein entsprechender Vermerk wird auf 
allen von britischen Behörden für naturalisierte Untertanen aus- 
gestellten Pässen angebracht.) »Es geht daraus hinsichtlich des 
Ursprungsstaates hervor, daß, soweit der Aufenthalt in der bri- 
tischen Kolonie und im Herkunftsland in Betracht kommt, von 
den staatlichen Behörden faktisch eine doppelte Staatsbürger- 
schaft anerkannt wird. Ein naturalisierter Untertan ist nur 
dann vollwertig gleich dem britischen Untertan anzusehen, 
wenn er die Staatsbürgerschaft seines Heimatstaates gemäß 
den dort geltenden Bestimmungen oder gemäß einem hierauf 
abzielenden Vertrag aufgegeben hat.« Jährlich werden etwa 
40 000 solcher Heimstätten auf Regierungsland begründet. Von 
den 39 000 Heimstätten, die z. B. im Jahre ıgıı/ı2 verliehen 
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wurden, erhielten 29 000 geborene Kanadier, Amerikaner und 
Engländer, während für österreichische Staatsbürger in den 
vier Jahren, für welche eine Statistik vorliegt, jährlich nur 
zwischen 2300 und 3300 abfielen. Auf eine Heimstätte kom- 
fnen durchschnittlich drei (nach I. R. II S. 614: 2,5) Personen, 
so daß jährlich ungefähr 9006 Oesterreicher und Ungarn auf 
solchen Heimstätten angesiedelt wurden. Noch deutlicher wird 
die Bevorzugung der Einwanderer angelsächsischer Herkunft bei 
der Ansiedlung auf Eisenbahnterritorium: die im Besitze der 
Eisenbahngesellschaften befindlichen, bereits fertig eingerich- 
teten Farmen (ready made farms) werden nämlich grundsätzlich 
nur an britische und nordamerikanische und »nordeuropäische« 
Ansiedler überlassen. 

Ein weiteres Argument besagt: die Ansiedlung in Kanada 
ist für den österreichischen und ungarischen Auswanderer zu 
teuer; sie erfordert ein Kapital, das jenem nicht zu Gebote 
steht. Der zur Ansiedlung nötige Kapitalbedarf einschließlich 
der Ueberfahrtskosten beträgt ungefähr 6500 Kronen. Nun 
haben Untersuchungen über die von den Einwanderern mit- 
gebrachten Geldbeträge ergeben, daß von Einwanderern aus 
den Vereinigten Staaten durchschnittlich 850 Dollars, von Ein- 
wanderern aus England 150 Dollars und von kontinental-europäi- 
schen (einschließlich Holländern, Skandinaviern!) durchschnitt- 
lich nur Io Dollars mitgebracht werden. In den Jahren 1906 
bis ıgıı wurden von Einwanderern aus den Vereinigten Staaten 
(die hauptsächlich aus den mittleren Weststaaten kommen) 
267 342 000 Dollars (1909 allein: 60 Millionen Dollars) nach 
Kanada mitgebracht, von denen aus England 56 337 000 Dollars 
und von denen vom Kontinent 2 419 000 Dollars 22). Ist schon 


22) Wenn diese Angaben, die aus Untersuchungen der Kanadischen Re- 
gierung über die Zahlungsbilanz des Landes stammen (P. Ch. S. 650) richtig 
sind, so stehen die Tatsachen zu dem, was das Gesetz vorschreibt, in einem 
argen Mißverhältnis. Nach dem kanadischen Einwanderungsgesetz (I. R. II. 
S. 622) muß sich jeder Einwanderer über den Besitz einer nach Jahreszeiten 
verschieden hohen Geldsumme ausweisen, widrigenfalls er zu der Landung 
nicht zugelassen wird und eine ähnliche Praxis hat jetzt der Hafenkommissär 
im Hafen von New York eingeführt, ohne daß sie hier staatliches Gesetz wäre. 
Die Verordnung der kanadischen Regierung vom 9. V. 1910 schreibt vor: 

I. Der Minimalbetrag für männliche und weibliche Einwanderer beträgt 
in der Zeit vom ı. März bis mit 31. Oktober 25 Dollars reines Vermögen, nicht 
gerechnet den Betrag für das Eisenbahnbillet bis zur kanadischen Bestim- 
mungsstation des Einwanderers. 

2. Für einen Familienvorstand in Begleitung seiner Familie erhöht sich 
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nicht sehr wahrscheinlich, daß unter solchen Bedingungen der 
österreichische und ungarische Auswanderer auf geschenktem 


der gesetzliche Minimalbetrag um 25 Dollars für jedes Familienmitglied von 
18 Jahren und aufwärts und um 12,50 Dollars für jedes Kind im Alter von 
5 Jahren bis zu ı8 Jahren und dazu eine Summe, die zur Beförderung der gan? 
zen Familie bis zum Bestimmungsort ausreicht. 

3. Zwischen ı. November und 28. Februar erhöht sich das gesetzliche 
Minimum um das Doppelte: 50 Dollars statt 25 und 25 Dollars statt 12,50. 

Ausnahmen sind zugelassen, wenn ein männlicher Einwanderer einen Kon- 
trakt als landwirtschaftlicher Arbeiter (was in den V. St. bekanntlich seit 1885 
verboten ist) und ein weiblicher Einwanderer Kontrakt als häuslicher Dienst- 
bote vorweist und sie die Reisespesen bis zu ihrem Arbeitsplatz besitzen. 

Demnach wären sämtliche österreichisch-ungarische Einwanderer in Ka- 
nada »Ausnahmen« (Kontraktarbeiter), falls es richtig ist, daß sie durchschnitt- 
lich nur ıo $ besitzen oder aber diese Angabe ist unrichtig. Einen Anhalts- 
punkt zur Beurteilung gewinnen wir aus der Statistik der Vereinigten Staaten 
über die finanziellen Verhältnisse der Einwanderer im Moment der Landung. 
Ich ziehe nur Einwanderer aus der Monarchie in Betracht. Zu betonen ist, 
daß die angeführten Summen meist nicht den effektiven Geldbesitz darstellen, 
sondern nur den dem Hafeninspektor vorgewiesenen Betrag. 


Vermögensverhältnissederinden Vereinigten Staaten 

in den Jahren 1899 bis mit ıgıo eingewanderten Oester- 

reicher und Ungarn nach Rasse oder Nationalität 
(I. R. I. S. 103). 
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Herzegowiner 31 696 28 062 632 969 | 19,99| 22,65 30,8 6,4 
Juden 1074 442 | 474 609 | 13 804 045 | 12,85 | 29,09 12,9 | 11,8 
Magyaren 338 151 | 271 858| 5037769 | 14,90 | 18,53 5,8| 49 
Polen 949 064 | 763 257 | II 267 033 | 11,87| 14,76 5,1 2,8 
Ruthenen 147 375 | 131 629| 1894679 | 12,86 | 14,39 3,7 I,4 
Slowaken 377527 | 321 413| 5317294 | 14,08 | 106,54 75 | 30 





Die gesamte Geldsumme, die alle (nicht bloß die österr.-ungar.) Einwan- 
derer in den 12 Beobachtungsjahren vorwiesen, betrug 206 145 738 Dollars 
oder 21,57 Dollars pro Kopf, während schätzungsweise allein in dem einen 
Jahre 1907 275 000 ooo Dollars von den Immigranten außer Landes geschickt 
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Regierungsland als Ansiedler konkurrenzfähig ist, so ist er von 
der Ansiedlung auf Eisenbahnland auch wirtschaftlich schon 
völlig ausgeschlossen. Denn da vergrößert sich der Kapital- 
bedarf (der dort ungefähr 2000—3000 Kronen im Moment der 
Ansiedlung betrug) noch um den Betrag, der für die Erwerbung 
des Bodens gezahlt werden muß. »Der Kaufpreis beträgt (P. Ch. 
S. 650) für eine nicht bewässerte Farm im Gebiete der Cana- 
dian Pacific im Ausmaß von 160 Acres = 69,8 Hektar 100—200 
Mark pro Hektar, also ungefähr 6500—ı3 ooo Mark; für be- 
wässertes Land steigt der Grundpreis bis auf 425 Mark pro 
Hektar, so daß der Preis für die Erwerbung einer Farm in dem 
Einheitsausmaße von I60o Acres 27625 Mark ausmacht. Für 
eine gemischte Farm, die zum Teil bewässertes Land, zum Teil 
unbewässerte Prärie in sich schließt, ist im Durchschnitt ein 


wurden, davon 75 Millionen Dollars nach Oesterreich-Ungarn (I. R. II. S. 427). 
Daraus ergibt sich, daß die Geldsendungen der Immigranten aus den V. St. 
in das Ausland in einem Jahre mehr als zweimal den Betrag dessen, was die 
Auswanderer in 5 Jahren (1905—1909) mitbrachten (vgl. I. R. I. S. 179) über- 
stiegen. Hierzu ist wieder zu bemerken, daß die Summen, über die die Ein- 
wanderer wirklich verfügen, nicht bekannt werden, weil diejenigen, die mehr 
als 50 Dollar haben, keine Angaben zu machen brauchen. Bei den Einwanderern 
aus Süd- und Osteuropa und aus dem Orient (»Syrier«), von denen nur 6,3 % 
ım Besitze von 50 $ und mehr waren, kann man annehmen, daß die deklarierte 
Geldsumme mit der ganzen in ihrem Besitz befindlichen identisch ist. Ander- 
seits: da von den aus Nord- und Westeuropa Einwandernden 31,6%, mehr als 
50 $ besaßen, ist es unmöglich, die ganze Summe, über die sie verfügten, ab- 
zuschätzen. 


Auf den Kopf des europäischen (einschließlich syrischen«) 
Einwanderers entfielen in den Finanzjahren 1905 bis 
mit 1909 folgende bei der Einwanderung vorgewiesene 
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Alte Einwanderung | I 529 272 | 1105 395 61 018 916 39,90 55,20 
Neue Einwanderung | 4 018 567 | 3 030 621 63 023 404 15,83 20,99 
Summe | 5547 839 | 4136 016 | 124 624 320 | 22,47 | 30.14 


Der Mangel an Geldressourcen drängt die Einwanderer in die ungelernte 
Arbeit. Aller Mittel entblößt müssen sie nehmen, was sich bietet. (Vgl. I. R. I. 
S. 498 ff.) 

Weitere Angaben über die Geldverhältnisse der Einwanderer usw. in den 
Tabellen zur Währungsstatistik II, ferner in d. Mitteilungen des österr. Finanz- 
ministeriums ıg1ı, bei Fellner auf dem intern. stat. Kongreß 1912. 
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Betrag von 16 500 Mark zu rechnen. Nun verkauft die Bahn 
dieses Land nicht nur gegen Barbezahlung, sondern auch gegen 
Ratenzahlung auf r0 Jahre. Der Käufer hat demnach sofort 
ein Zehntel und die übrigen neun Zehntel in Jahresraten zu 
zahlen und mit 6% zu verzinsen.« Kurz, ein österreichischer 
oder ungarischer Einwanderer, der mit Io Dollars ankommt, 
wird schwerlich auf dieses Geschäft eingehen können. Weiter- 
hin beruft sich die österreichische Regierung zur Bekräftigung 
ihrer Ansicht über die Art der kanadischen Einwanderung auf 
die statistischen Ziffern über die Zusammensetzung der Ein- 
wanderer nach Geschlecht und Alter. Dabei ergibt sich, daß 
die englische und (wenn auch in minderem Grade) die ameri- 
kanische Einwanderung dem Typus: Familien wanderung 
(d. h. starke Beteiligung von Frauen und Kindern) zugehört, 
während die Einwanderung aus Oesterreich mit dem starken 
Vorwiegen der Männer ausgesprochene Arbeiter wanderung 
darstellt. 

Noch bleibt ein Kuriosum zu erwähnen, das in den jüng- 
sten Auswanderungsdebatten zutage trat: das Experiment, eine 
Auswanderung von Oesterreichern nach Südamerika, insbeson- 
dere nach Brasilien, einzuleiten. Im Jahre 1907 oder 1908 hat 
ein Graf Le Hon, dem Beziehungen zu den hohen und höchsten 
(klerikalen) Kreisen nachgesagt wurden, Verwaltungsrat der 
Parangua-Eisenbahn, eine lebhafte Agitation entfaltet, um ga- 
lizische Arbeiter nach Brasilien auszuführen. Diese Auswan- 
derer sollten die brasilianischen Bahnen bauen und merkwür- 
digerweise wurde dem Grafen die Anwerbung von Arbeitern in 
Galizien gestattet. Es wurden Auswanderungsbureaus unter 
dem Protektorat von Staatsbeamten eingerichtet, der Trans- 
port bis an Ort und Stelle sollte unentgeltlich erfolgen. Zur 
gleichen Zeit hat eine Firma aus Rio de Janeiro Verhandlungen 
wegen Beförderung von Kolonistenfamilien begonnen. Diesen 
Gratispassagieren nun erging es während des Transports und 
nach der Ankunft so elend, daß sie nach siebzehn Tage währen- 
dem Umbherirren in Brasilien schließlich an den Schutz des 
österreichischen Konsuls appellierten, der die Gesellschaft zwang, 
diese Leute heimzubefördern. 

Dies waren die Quellen, dies die Richtungen der »natür- 
lichen«, d. h. von der ökonomischen Notwendigkeit diktierten 
Auswanderung aus Oesterreich. Aber dieses nach Wirtschafts- 
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konjunkturen und anderen unberechenbaren Zufälligkeiten 
schwankende natürliche Wanderungsbedürfnis genügt dem Ver- 
wertungstrieb des Transportkapitals nicht. Es schafft sich 
ein über dieses natürliche Bedürfnis hinausgehendes künst- 
liches, es wirbt um Auswanderer. Am liebsten wäre den Ge- 
sellschaften eine dauernde Wanderepidemie oder -panik. Kreuz- 
züge zu veranstalten gelingt heute nicht mehr, also müssen, 
um die Wanderlust der Menschen zu erhöhen, andere Lock- 
mittel angewendet werden. Man zahlt Werbesold. Man hat 
dem Kapital nachgesagt, daß es seine Zwecke nur durch gewalt- 
tätige Mittel erreiche und in der Polarisation der Gesellschaft, 
d. h. in der gewalttätigen Abtrennung breiter Volksschichten 
von dem Eigentum an den sachlichen Produktionsmitteln die 
wichtigste Vorbedingung des Kapitalismus als einer historischen 
Produktionsform gesehen. Aber diese Behauptung ist unrich- 
tig oder zumindest unvollständig. Das Kapital ist nicht nur 
und vielleicht nicht einmal in erster Linie gewalttätig und 
brutal, sondern vor allem andern schlau. Denn so wahr die 
Bemerkung von Marx ist, daß die Zustände, auf denen der Ka- 
pitalismus aufbaut, keine Idylle sind, so wahr ist es, daß er es 
immer und überall liebt, eine Idylle vorzuspiegeln. Das 
Kapital gleicht den falschen Propheten, die in Schafskleidern 
kommen, inwendig aber reißende Wölfe sind. Wir werden 
später sehen, welcher Mittel sich die Schiffahrtsgesellschaften 
bedienen, um zur Auswanderung anzulocken. Zunächst galt es, 
die Chancen, die man sich geschaffen, möglichst gewinnbringend 
auszunutzen. Die Ausschaltung der Konkurrenz, welche die 
Frachtpreise auf ein Minimum zu drücken die Tendenz hat, 
eine möglichste Stetigkeit der Rente zu sichern, ist ein Lebens- 
interesse der mit großen Kapitalien arbeitenden Schiffahrts- 
gesellschaften. Die österreichische Affäre ist nur eine Episode 
in der Geschichte dieses internationalen Kartells, die zeigt, was 
eintritt, wenn zwei große Transportgesellschaften sich über- 
werfen und gegeneinander in Konkurrenz treten. Die riva- 
lisierenden Kapitalverbände versuchten ihren Kampf auf dem 
Rücken des österreichischen Staates auszukämpfen, es wurde 
eine Kampagne inszeniert, »die unter der Patronanz eines aus- 
wärtigen Schiffahrtskartells (Pool) gegen eine antikartellistische 
Schiffahrtspolitik der österreichischen Regierung« betrieben 
wurde, wobei mindestens die Wahrscheinlichkeit dafür spricht, 
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daß die Hetze gegen die österreichischen Regierungsbehörden 
von einem Manne geleitet wurde, der, bevor er in die Dienste 
der mächtigsten Schiffahrtsgesellschaft trat, der Leiter der 
österreichischen Schiffahrtspolitik gewesen war. 

In einem folgenden Abschnitt werde ich die Geschichte 
und gegenwärtige Organisation dieses internationalen Bundes 
der Schiffahrtsgesellschaften (general Pool) behandeln und 
schließlich den Staat im Kampfe mit dem Kapitalverband be- 
trachten. 
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Zur Kritik der Nationalökonomie. 
Von 


Dr. S. KLIWANSKY, Moskau. 


Der Begriff des Fetischismus der Warenproduktion. 


Wir unterscheiden zwei grundsätzlich — dem Objekte nach — 
verschiedene Gruppen von Wissenschaften: Naturwissenschaften 
und Geisteswissenschaften. Innerhalb der zweiten befindet sich die 
Untergruppe von sozialen Wissenschaften. 

Die erste Frage, die wir zu stellen haben, wollen wir methodologisch 
richtig verfahren, ist die folgende: 

\Welchem Kreise von Wissenschaften gehört die Nationalöko- 
nomie an, den Naturwissenschaften oder den sozialen Wissenschaften ? 
D. h. ist Gegenstand dieser Wissenschaft die Natur oder die Bezie- 
hungen der Menschen untereinander. Diese Frage scheint ganz über- 
flüssig zu sein oder höchstens vom Geiste des pedantischen Schul- 
meisters diktiert — daß es nicht der Fall ist, wird die weitere Dar- 
stellung klarmachen. 

Hören wir zuerst, was die moderne Wissenschaft darauf ant- 
wortet. 

»Die Volkswirtschaftslehre — sagt Schmoller — steht mitten 
Inne zwischen den angewandten Naturwissenschaften: der Technologie, 
Maschinen-, Landwirtschafts-, Forstwirtschaftslehre, sowie der An- 
thropologie, Ethnographie, Klimatologie, der allgemeinen und der 
speziellen Pflanzen- und Tiergeographie auf der einen Seite, und den 
wichtigsten Geisteswissenschaften: der Psychologie, Ethik, Staats-, 
Rechts-, Gesellschaftslehre auf der anderen. Denn die Volkswirt- 
schaft ist stets zugleich ein Stück Naturgestaltung durch den Menschen 
und ein Stück Kulturgestaltung durch die fühlende, denkende, han- 
delnde, organisierte Gesellschaft.« 


(Hw. St. 3. Aufl. ıgıı, Art. Volkswirtschaft, Volkswirtschafts- 
lehre und Methode S. 431.) 


Diese Zeilen in einer Enzyklopädie, die die Aufgabe hat, die 
Quintessenz der Wissenschaft und ihr letztes Wort zur Darstellung 
zu bringen, aus einer so berufenen Feder wie die Schmollers lassen tief 
in die Denkweise der historischen Schule blicken. Eine Antwort auf 
unsere — so einfache und selbstverständliche — Frage geben sie nicht. 
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Naturwissenschaft oder soziale Wissenschaft ? — so lautete klar 
und präzise die Frage. 

»Steht mitten inne zwischen« — das ist keine Antwort. 

Wollen wir selbst den Gedanken Schmollers ausspinnen. Weil 
die Volkswirtschaft zugleich ein Stück Naturgestaltung und Kultur- 
gestaltung ist, so steht die Volkswirtschaftslehre zwischen den an- 
gewandten Naturwissenschaften und den Geisteswissenschaften. Aber 
wenn die Volkswirtschaft eine Naturgestaltung ist, so ist sie auch der 
Schauplatz von allen chemischen, physischen, mechanischen und 
physiologischen Kräften. Die reinen Naturwissenschaften, wie Physik, 
Chemie, Mechanik und Physiologie haben also ebenso den Anspruch, 
im Kataloge aufgeführt zu werden. 

Wie soll das »zwischen« jetzt aussehen ? Und was soll überhaupt 
bedeuten: Die Volkswirtschaftslehre steht mitten inne zwischen ? — daß 
sie weder Natur- noch Geisteswissenschaft ist, sondern etwas Drittes ? 
Dann was für eins? Oder daß sie sowohl das eine als das andere ist ? 

Dasselbe — in österreichischer Form — begegnet uns in einem so 
verbreiteten Lehrbuche wie dem von Philippovich. 

Zuerst werden wir belehrt: »Die Aufgabe einer Wissenschaft von 
der Volkswirtschaft besteht in erster Linie darin, die wirtschaft- 
lichen Tatsachen festzustellen, d. h. aus dem gesellschaft- 
lichen Leben der Menschen jene Veranstaltungen, Einrichtungen, 
Handlungen und Urteile herauszuheben, welche der Fürsorge für den 
Bedarf an materiellen Gütern gewidmet sind« (Grundriß 9. Aufl. ıgII, 
S. 41). 

Wir freuen uns, solch eine, wenn auch nicht allzu klare [Ein- 
richtungen und Urteile (?)] Vorstellung gefunden zu haben. Die Volks- 
wirtschaftslehre ist eine soziale Lehre. Aber umsonst ist unsere Freude. 
Der folgende Satz lautet: »Es handelt sich hierbei stets um Bezie- 
hungen der Menschen zu den Gütern oder um Beziehungen der Menschen 
untereinander.«. 

Und Schmoller schreibt in demselben oben zitierten Artikel 
auf derselben Seite: »Die heutige Nationalökonomie, so wie ich sie 
verstehe, ist philosophisch-soziologischen Charakters.« Schmoller sagt 
also in umgekehrter Ordnung dasselbe wie Philippovich }). 

Trotz dieser Unklarheit müssen wir annehmen, daß die meisten 
an eine soziale Lehre denken. Teilweise wird es ausgesprochen (Dietzel ?), 
Knies ?), Wagner ®), Lexis 5); teilweise folgt es aus dem Zusammen- 
hange (Kleinwächter )) oder aus der Bezeichnung der Volkswirt- 
schaftslehre als einer Lehre von der Volkswirtschaft (z. B. Roscher ?). 
i 1) Aufgabe einer sozialen Wissenschaft muß es sein, diese Unklarheit 
nicht nur als ein logisches, sondern auch als psychologisches Phänomen zu 
untersuchen. Wir werden an anderer Stelle darauf zu sprechen kommen. 

2) Theoretische Sozialökonomik 1895. 

3) Die politische Oekonomie vom geschichtlichen Standpunkt. 1883, S. 3. 

4) Grundlegung der politischen Oekonomie. 3. Aufl. 1892. I. Bd. I. Teil 
S. 65. 5) Allgemeine Volkswirtschaftslehre 1910, S. 2. 

€) Lehrbuch der Nationalökonomie 1902, S. 43—47. 

7) Grundlagen der Nationalökonomie 1906, S. 42. 
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Die Definition der Wissenschaft kommt nicht am Anfang, sondern 
am Ende. Die Wissenschaft schlägt den umgekehrten Weg wie das 
Lehrbuch ein. Wenn jemand zur Definition schreitet, so überblickt 
er das ganze Gebiet und sucht in einer kurzen Formel alle Einzelheiten 
zusammenzufassen. Wie der Arzt nach den Augen und dem Puls 
die Krankheit des Organismus erkennt, so hat für die Kritik die De- 
finition der Wissenschaft die größte symptomatische Bedeutung. 

Wir müssen uns deshalb die Frage stellen: ist vielleicht diese 
Unklarheit kein Zufall, sondern ein klarer Spiegel unklarer Begriffe ? 

Greifen wir zur Probe ein Grundproblem der modernen National- 
ökonomie heraus: den Begriff des Kapitals. 

»Kapital überhaupt nennen wir einen Inbegriff von Produkten, 
die als Mittel des Gütererwerbes dienen« — sagt Böhm-Bawerk (Ka- 
pital und Kapitalzins 2. Aufl. 2. Bd. S. 38). Da das Wort Gütererwerb 
verschiedene Deutungen zuläßt, so ‚müssen wir die weiteren Erläu- 
terungen verfolgen. 

Böhm-Bawerk teilt das Kapital in zwei Gruppen ein: Privat- 
kapital und Sozialkapital und erklärt: »Das Sozialkapital umfaßt nur 
die Produktionsmittel, das Privatkapital auch eine Summe von Ge- 
nußmitteln; diese verschiedenen naturalen Gütermengen?). « 
(S. 66). 

Wofür man Böhm-Bawerk Dank schuldet, sind seine klaren 
Worte. Hier gibts keine Deutung: Kapital sind Sachen, 
körperliche Dinge, und Böhm-Bawerk stellt auf S. 69 ein 
ganzes Inventar auf, worauf wir noch zu sprechen kommen. 

Lassen wir wieder Schmoller das Wort. 

»\Wir halten es für das richtigste, bei der Definition . . . (des Kapi- 
tals) von den wirtschaftlichen Gütern auszugehen und unter ihnen im 
Gegensatz zu den freien, in unbegrenzter Menge vorhandenen... . .« 

Den Ausgangspunkt bilden also materielle Dinge. 

»Unter Vermögen verstehen wir dann den Inbegriff 
wirtschaftlicher Güter, über welche einzelne 
oder Korporationen in ihrem Interesse verfü- 
gen können; und da es für die einzelnen nicht bloß auf das Eigen- 
tum, das Innehaben, sondern ebenso auf das Recht in bezug auf Gü- 
ter und Renten, Schulden und Verpflichtungen ankommt, so sagen 
wir in übertragenem Sinn auch, das Vermögen ist der Inbegriff der 
wirtschaftlichen Güter, über die jemand in seinem Interesse zu ver- 
fügen das Recht habe... Wir drücken gewöhnlich das in Geld- 
preisen als Werteinheit aus.« 

Wir haben noch immer mit materiellen Dingen zu tun. Das 
Vermögen ist nur eine unter gewissen Gesichtspunkten ausgeschiedene 
Gruppe. 

»Das Kapital aberistunsderjenige Teil des Ver- 
mögens, der werbend in irgend einer Form, im 
eigenen Geschäft oder bei Dritten in Leihform angelegt ist, 


24) Von uns unterstrichen. 
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bei dem aber der Gedanke der technisch ver- 
schiedenen Anlagemöglichkeiten und -arten 
zurücktritt gegenüber seinem Geldwerte und 
der Rente, deren Höhe in bestimmtem Verhältnis zu diesem 
Geldwert steht. Wo und soweit vom Besitz im Gegensatz zum Nicht- 
besitz die Rede ist (wie bei Marx), halten wir es für besser, von Ver- 
mögen und nicht von Kapital zu sprechen. Wo Gütervorräte, die 
weiterer Produktion technisch dienen, gemeint sind, mag man das 
Wort Kapital auch brauchen; häufig wird es besser sein, werbendes 
Vermögen zu sagen. Im ganzen scheint es mir richtig, wenn wir mit 
C. Menger zu dem Kapitalbegriff zurückkehren, wie er im geschäft- 
lichen Leben feststeht und durch keine theoretische Auseinandersetzung 
zu beseitigen ist, auch von allen Theoretikern, die andere Begriffe von 
Kapital geben, doch immer wieder nebenbei gebraucht wird.« (Grund- 
riß Tl. 2, 1904, S. 180.) 

Und das Ergebnis? Kapital ist ein Teil des Vermögens, Vermögen 
ein Teil der Güter. Da Güter materielle Dinge sind, so läuft die De- 
finition im Grunde auf dasselbe hinaus wie die Böhm-Bawerks. 

Sieht man die unzähligen Definitionen des Kapitals, z. B. bei 
Kleinwächter (Schönbergs Handb. 4. Aufl., Iı. Band, S. 202—204) 
oder bei Böhm-Bawerk (Kapital und Kapitalzins 2. Aufl. Bd. 2, 
S. 23—63), durch, so überzeugt man sich, daß auch sie letzten Endes 
dasselbe besagen. 

Sehen wir uns deshalb näher das Inventar an, das Böhm-Bawerk 
aufgestellt hat. 

»Das Sozialkapital, als Inbegriff von Produkten, die zur ferneren 
Produktion zu dienen bestimmt sind, umfaßt: 

I. Die produktiven Meliorationsanlagen, Einrichtungen und 
Herstellungen an Grund und Boden, soferne dieselben einen selbstän- 
digen Charakter bewahren, wie z. B. Dämme, Rohrleitungen, Zäune 
und dergl. Soferne dagegen produktive Herstellungen völlig im Grund 
und Boden aufgehen, werden sie aus denselben Gründen, die uns den 
Boden selbst aus dem Kapitale auszuscheiden veranlassen, gleichfalls 
auszuscheiden sein. 

2. Die produktiven Bauwerke aller Art: Werkstätten, Fabriken, 
Scheuern, Stallungen, Magazine, Straßen, Eisenbahnen usw. Wohn- 
gebäude dagegen, sowie alle sonstigen Gebäude, die unmittelbar ir- 
gend einem Genuß- oder Kulturwerk dienen, wie Schulen, Kirchen, 
Justizgebäude, fallen nicht unter das Kapital. 

3. Die Werkzeuge, Maschinen und sonstigen produktiven Geräte. 

4. Die in der Produktion verwendeten Arbeits- und Nutztiere. 

5. Die Verwandlungs- und Hilfsstoffe der Produktion. 

6. Die bei den Produzenten und Handelsleuten als »Warenlager« 
vorrätigen Genußgüter und 

7. das Geld« (ibid. S. 69). 

Geht man alle Punkte einen nach dem anderen durch — man 
sieht überall nur eins, materielle Dinge, handgreifliche Dinge. Wenn 
dem so ist, so müssen wir einen von den zwei Schlüssen ziehen: 
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Entweder ist der Begriff richtig erfaßt, 
dann ist die Nationalökonomie keine soziale 
Wissenschaft, oder sie ist es, dann ist der 
Besriff grundfalsch. 

Tertium non datur. 

Da hilft kein einerseits, andererseits, da muß die Wahl getroffen 
werden. 

Voraussetzung ist, daß man sich darüber einig ist, daß soziale 
Erscheinungen kein Atom Materielles enthalten, und daß deshalb 
materielles Kapital (wenn Kapital ein sozialer Begriff sein soll) ein 
grauenhafterer Begriff ist als hölzerne Gedanken. Um aus dieser 
Klemme herauszukommen, holen wir uns zu Rate — im Jahre post 
Christum 1913 — einen kleinen Aufsatz aus dem Jahre 1849. 

Wir entnehmen ihm die folgende Stelle: 

»Das Kapital besteht aus Rohstoffen, Arbeitsinstrumenten und 
Lebensmitteln aller Art, die verwandt werden, um neue Rohstoffe, 
neue Arbeitsinstrumente und neue Lebensmittel zu erzeugen. Alle 
diese seine Bestandteile sind Geschöpfe der Arbeit, Produkte der Ar- 
beit, aufgehäufte Arbeit. Aufgehäufte Arbeit, die als Mittel 
zu neuer Produktion dient, ist Kapital«. 

So sagen die Dekonomen. 

Was ist ein Negersklave? Ein Mensch von der schwarzen Rasse. 
Die eine Erklärung ist die andere wert. 

Ein Neger ist ein Neger. In bestimmten Verhältnissen wird er erst 
zum Sklaven. Eine Baumwollspinnmaschine ist eine Maschine zum 
Baumwollspinnen. Nur in bestimmten Verhältnissen wird sie zu Ka- 
pital. Aus diesen Verhältnissen herausgerissen, ist sie so wenig Kapital 
wie Gold an und für sich Geld oder der Zucker Zuckerpreis ist. S. 24/25. 

So vor 64 Jahren Marx in der »Neuen Rheinischen Zeitunge in 
seinem Aufsatz: »Lohnarbeit und Kapital«, (herausgegeben von 
Kautsky Berlin 1907). 

Man muß immer im Auge behalten, daß wir jetzt nicht den Inhalt 
des Begriffes Kapital festzustellen suchen, sondern mit der Frage zu 
tun haben: Ist die Nationalökonomie eine soziale Wissenschaft oder 
eine Naturwissenschaft? oder mit anderen Worten, da die National- 
ökonomie eine soziale Wissenschaft sein will: was ist Kapital 
als ein sozialer Begriff? 

Seitdem Marx seine Worte schrieb, hat die Nationalökonomie 
nicht umsonst gelebt. So sagen die Oekonomen jetzt nicht; das geht 
uns aber hier nicht an. Nicht mit dem ersten Teile des Auszuges, 
sondern mit dem zweiten haben wir es zu tun. Und da macht es einen 
eigentümlichen Eindruck, wenn der Artikel vom Jahre 1849 so spricht, 
als habe Marx Böhm-Bawerks Inventar vor seinen Augen und lasse 
am Ende seine Pfeile speziell auf das Nr. 7 los. 

»Eine Baumwollspinnmaschine, sagt Marx, ist eine Maschine zum 
Baumwollspinnen. Nur in bestimmten Verhältnissen 
wird sie zu Kapital«e. Bewegen sich denn nicht die Wagnerschen Aus- 
führungen auf demselben Boden? Seine Definition des Kapitals lautet: 
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»Kapital als rein ökonomische Kategorie..... ist ein 
Vorrat solcher wirtschaftlicher, zunächst beweglicher Güter — natu- 
raler Güter —, welche aus einer früheren Produktion herrühren 


undalstechnische Mittel für die Herstellungneuer Güter 
in einer Wirtschaft dienen können und dafür erforderlich sind: Es ist 
Produktionsmittelvorrat oder »Volks-, National-Kapital 
— Sozialkapital. Kapitalimhistorisch-rechtlichen 
Sinne oder Kapitalbesitz, »Privatkapital«, ist derjenige Teil des zu- 
nächst beweglichen Vermögensbesitzes einer Person, welche 
derselben als Erwerbsmittel zur Erlangung eines Einkommens 
aus ihm (Rente, Zins) dienen kann, also zudiesem Zwecke von ihr 
besessen und erstrebt wird: bestimmungsmäßig ein »Rentenfonds«! 
(Wagner, Grundlegung, 3. Aufl. Teil I, S. 315—316). 

Auch hier gehen wir nicht auf den ganzen Inhalt der Stelle ein. 

Wir haben folgendes festzustellen: 

Erstens steht die Wagnersche Definition des Privatkapitals 
turmhoch über der Böhmschen; die Entfernung ist ungefähr so wie 
die von Böhm-Bawerk restaurierten Robinsons Bogen und Pfeil von 
einer Flinte des Jahres 184g. 

Kein Wunder, stammt doch die ganze Unterscheidung von einem 
alten (sozialistischen) Ricardianer, von Rodbertus. Um einen Schritt 
weiter gegenüber der klassischen englischen Schule zu tun, mußte 
die moderne Wissenschaft sich Stärkung aus einer alten sozialistischen 
Quelle holen. 

Zweitens konnte die moderne Nationalökonomie nur diesen 
Rodbertusschen Begriff sich aneignen, einen durch Beimi- 
schung fremder Elemente verschlechterten Ausdruck 
des Marxschen vom Jahre 1849. Das wird sich später zeigen. Aber 
Marx hat nicht umsonst 20 Jahre studiert. Sein Begriff, den er im 
»Kapital« entwickelt, ist gerade durch neue epochemachende 
Bestandteile bereichert. 

Drittens unterscheidet sich der Wagnersche und Rodbertussche 
Begriff vom Nationalkapital®) im Grunde mit nichten von dem 
Böhm-Bawerkschen. Die Frage, die Schicksalsfrage der National- 
ökonomie steht gerade so tragisch für Böhm-Bawerk wie für Wagner. 

Entwederist der Gegenstand der National- 
ökonomie materielle Dinge, dann ist sie keine 
soziale Wissenschaft. Oder sie ist eine soziale, 
warum beschäftigt sich dann die National- 
ökonomie mit den materiellen Dingen? 

Viertens, bei Wagner und Rodbertus ist die Sache noch schlimmer. 
In der Nationalökonomie soll der ökonomische Begrift 
(nicht vom privaten, sondern) vom Volks-, National kapital, 
vom Sozialkapital ein materieller Begriff sein! 

Fünftens ist bei ihnen der historisch-rechtliche 
Begriff (treiben sie Geschichte oder Recht oder Rechtsgeschichte ? 


#9) Das ist Rodbertus’ alleiniges Eigentum. 
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nein, Nationalökonomie!) ebenso ein materieller, wie wir es bei Schmol- 
ler fanden, der aus derselben Ouelle trank. 

So sagt Wagner beim Doppelbegriff »Vermögen«: »Vermögen 
als Vermögensbesitz oder als geschichtlich-rechtlicher Begriff bezeich- 
net... . den im Besitz bzw. Eigentum einer Person stehenden V o r- 
rat wirtschaftlicher Gütere« (S. 309). 

Es ist klar, daß hier von Sachen die Rede ist. Daran ändert 
nichts, daß dabei eine Erläuterung hinzugefügt wird: 

»Hier wird in erster Linie an das Rechtsverhältnis 
gedacht, welches zwischen dem Besitzer bzw. Eigen- 
tümer und dem Vermögen besteht, erst in zweiter 
Linie an das »Gütervorratsein« des Vermögens«. 


Was das bedeuten soll, ist nicht zu begreifen. Was heißt in 
serster Linie« ? 

Es leimen hier die Worte die auseinanderfallenden Begriffe. 

Ein Kaufmann hat ein Warenlager. Es besteht z. B. aus Möbeln. 
Sie stehen in seinem Eigentum — das ist ein Rechtsverhältnis, daran 
— und nur daran — denkt der Jurist. Sie sind Sachen — das ist 
etwas Materielles, interessiert, sagen wir, den Techniker. Wenn nach 
Wagner der nationalökonomische Gesichtspunkt sich dadurch charak- 
terisiert, daß für ihn die Möbel in erster Linie als ein soziales Phäno- 
men und erst in zweiter als Naturding in Betracht kommen, so guckt 
aus diesen Worten die Schmollersche Definition der Nationalökonomie 
heraus: die Volkswirtschaftslehre stehe mitten zwischen den ange- 
wendeten Natur- und Geisteswissenschaften. 


Sechstens. Sollten wir den historisch-rechtlichen Begriff als einen 
nationalökonomischen auffassen, so desto schlimmer für Wagner. 
Seine ganze Oekonomie ist auf der Unterscheidung rein-ökonomi- 
scher und historisch-rechtlicher Standpunkte aufgebaut. Wie kann 
man aber in ein und derselben Wissenschaft soziale Verhältnisse und 
materielle Dinge untersuchen ? Die einen oder die anderen müssen 
den Platz räumen, denn die Logik ist hier sehr engherzig. 


Das Ergebnis ist: 


Die Konfusion, der wir von Anfang an bei 
der Definition der Volkswirtschaftslehre be- 
gegneten, ist, wie es auch wahrscheinlich 
erschien, nicht zufällig Die widerspruchs- 
volle Definition ist nur der Ausdruck von 
einem Widerspruche, das dem Gegenstande 
der Nationalökonomie anhaftet. 


Was helfen da die schönen Definitionen und konsequenten Dar- 
stellungen eines Wagner oder sogar eines Lexis, eines Dietzel, die 
sie in der Einführung oder an erster Stelle bringen, wo es sich um 
den Charakter der Nationalökonomie handelt, wenn durch eine Hin- 
tertür später in die soziale Wissenschaft körperliche Dinge gelangen 
und ganz ungeniert den besten Platz einnehmen. 

Wir stehen vor einem sonderbaren Problem: 

9* 
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Die Natıonalökonomie-—eine soziale Wissen- 
schaft, deren Objekte körperliche Dinge sind. 

Betrachten wir nochmals das Inventar Böhm-Bawerks — einen 
historischen Platz haben diese VII Tafeln der modernen National- 
ökonomie sich ehrlich verdient — nämlich die Nr. VI und VII; sie 
sprechen von Waren und Geld. 


Fangen wir mit der Ware an. 

Wir müssen damit und nicht mit dem Kapital beginnen, denn 
das ist der methodologisch richtige Anfang. 

Tatsächlich beginnt Marx seine Analyse der modernen Wirt- 
schaft mit der Analyse der Ware als der Elementarform. 


Wir haben absichtlich den Begriff Kapital gewählt, weil an 
ihm das Problem so klar hervortritt, daß man sagen möchte, es sei 
handgreiflich. Es ist bezeichnend für die moderne Wissenschaft, 
daß man Schwierigkeiten nur bei dem Begriffe Kapital empfindet, 
während sie beim Begriffe Ware ebenso auftauchen, mit dem Unter- 
schiede, daß man bei der Ware ein feineres Auge haben muß, um es 
zu merken. 


Nur Wagner hat begriffen, daß die Rodbertussche Unterschei- 
dung nicht nur für den Begriff Kapital gilt, sondern allgemein. Er 
sagt: »Die Unterscheidung (es handelt sich um die Unterscheidung 
des rein ökonomischen und des historisch-rechtlichen Standpunktes) 
ist vor allem auf Rodbertus zurückzuführen, welcher sie na- 
mentlich für den Kapitalbegriff gemacht hat. Sie ist aber 
viel allgemeiner durchzuführen« (ibid. S. 288). 


»Eine Ware scheint auf den ersten Blick ein selbstverständliches 
triviales Ding. Ihre Analyse ergibt, daß sie ein sehr vertraktes Ding 
ist, voll metaphysischer Spitzfindigkeit und theologischer Mucken« 
(S. 37). So sagt Marx am Schlusse des ersten Kapitels (im I. Bande), 
in dem er Ware und Geld der Analyse unterzogen hat. 

Es klingt sonderbar. — Und doch hat Marx recht! Die Ware, 
die wir alle kennen, die wir jeden Tag unzählige Male sehen, ist ein 
Rätsel sondergleichen, und was das Wichtigste ist, wir gehen an dem 
Rätsel vorbei, ohne es zu merken. 

Damit werfen wir hier 2 Fragen auf: Worin besteht das Rätsel- 
hatte an der \Ware? Und warum hat man es nicht gemerkt’? 


Die Antwort auf die letzte Frage ist einfach: Eben weil es eine 
Alltagserscheinung ist. 

Der erwachsene Mensch ist doch kein Kind, das mit verwunder- 
ten Augen alles betrachtet und ewig scine ewigen Fragen: warum und 
wozu stellt. Für den Erwachsenen ist alles einfach und selbstver- 
ständlich. 

Es müssen Genies wie Kopernikus, Newton, Kant, Marx geboren 
werden, um der Menschheit die Binde von den Augen zu reißen. 
Ihre ganze Genialität besteht darin, daß sie dort ein Fragezeichen 
stellen, wo alle ein selbstgefälliges Punktum setzen. 

Worin besteht aber das Rätselhafte der Ware? 
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Daß die Ware eine Sache ist, ist unzweifelhaft. Wenn wir vom 
Warenlager sprechen, von Ware kaufen usw., so haben wir im Sinne 
Sachen, z. B. einen Koffer. 

Ist auch immer die Sache Koffer eine Ware, 
wie immer die Ware Koffer eine Sache ist? 

Es ist klar, daß wir eine verneinende Antwort geben müssen. 
Nein, sagen wir, der Koffer ist eine Ware in dem Fabriklager, in dem 
Laden, er ist aber keine Ware bei uns, wenn wir ihn gebrauchen. 
Die Nationalökonomie beschäftigt sich aber mit dem Begriff Ware, 
der, wie wir erst sahen, nicht identisch ist mit dem 
Begriff Sache — damit haben wir schon einen Riesenschritt 
getan auf dem Wege zur Entmaterialisierung der Nationalökonomie. 

Die Sachen in ihrem ganzen materiellen Da- 
sein sind wir los. 

Wir haben es nur mit der Eigenschaft der Sache als Ware zu tun 
oder anders ausgedrückt, mit dem Werte, dem Preise. Denn worin 
sonst drückt sich die Eigenschaft einer Sache als Ware aus als darin, 
daß sie einen Wert hat (einen Preis)? 19). 

Nun fängt die Schwierigkeit und das Rätsel für die klassische 
englische Schule nicht minder wie für die moderne österreichische 
an. Es ist wahr, daß wir mit einer Eigenschaft der Sache zu tun 
haben, aber das bleibt doch eine Eigenschaft der Sache, und 
was einer Sache eigen ist, das gehört in das Gebiet der Naturwissen- 
schaften. 

Oder soll diese Eigenschaft eine besondere 
sein? 

Wir haben schon gesehen, daß der Koffer in einem Falle die 
Eigenschaft einer Ware besitzt, im anderen nicht. Andererseits 
wissen wir, daß es große historische Perioden gab, wo alle jene Sachen, 
die jetzt für uns so selbstverständlich die Eigenschait einer Ware 
besitzen, dieser entbehrten. Es zeigt sich, daß der Wert sich wirk- 
lich ganz eigenartig zur Sache verhält: Einerseits ist er eine Eigen- 
schaft der Sache, und andererseits zeigt er »unnatürliche« (sozu- 
sagen) Züge, weil sie sich z. B. mit den Perioden der mensch- 
lichen Geschichte ändern. »Der Tisch — sagt Marx — ist Holz, ein 
ordinäres sinnliches Ding. Aber sobald er als Ware auftritt, ver- 
wandelt er sich in ein sinnlich-übersinnliches Ding. Er steht nicht 
nur mit seinen Füßen auf dem Boden, sondern er stellt sich allen 
anderen Waren gegenüber auf den Kopf und entwickelt aus seinem 


10) Unter Wert verstehe ich das, was die Praxis darunter versteht, d. h. 
das Verhältnis, in welchem eine Ware gegen eine andere ausgetauscht wird 
(der Preis ist dasselbe Verhältnis in Geld ausgedrückt). — Das ist also der 
Begriff des objektiven Wertes oder Tauschwertes, den auch Böhm-Bawerk 
definiert als die sobjektive Geltung der Güter im Tausch, oder mit anderen 
Worten, die Möglichkeit, für sie im Austausch eine Quantität anderer wirt- 
schaftlicher Güter zu erlangen, diese Möglichkeit als eine Kraft 
oder Eigenschaft der ersten Güter gedachts (Kapital 
Bd. II, S. 138). 
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Holzkopf Grillen, viel wunderlicher, als wenn er aus freien Stücken 
zu tanzen begänne« (S. 37). 

Das ist das Rätsel: Die Ware ist gar nicht 
so einfach, sie ist einsinnlich-übersinnliches 
Ding. 

Das klingt freilich wie heller Unsinn, denn den Glauben an 
Geister haben wir verloren. Dieses Rätsel hat Marx entdeckt, und 
wir überlassen es der Gelehrtenwelt, zu beweisen, daß er es erfunden 
hat. Sie mögen sich dabei vor Augen halten, daß die moderne Wissen- 
schaft, wie wir oben konstatierten, eben an dieser Krankheit leidet, 
daß sie sinnlich-übersinnliche Begriffe bildet. 

Erinnern wir uns des Ganges der Untersuchung. 

Bei der Definition des Begriffes Volkswirtschaftslehre stießen 
wir auf eine Unklarheit. Die Nationalökonomie stehe »mitten inne 
zwischen« Sinnlichem und Uebersinnlichem (Materiellem und Psy- 
chischem). 

Ist das Zufall, fragten wir uns, oder Notwendigkeit? Die Analyse 
des Begriffes Kapital zeigte uns, daß die Definition ein treues Spiegel- 
bild des Gegenstandes darstellt. Dabei gab uns die Konsequenz 
Wagners die Möglichkeit zu konstatieren, daß »etwas im König- 
reich Dänemark faul ist«. Denn auch in der Nationalökonomie ruhen 
die Toten nicht, sondern treiben sich herum, und was noch schlimmer 
ist, am hellen Tage. 

Sind vielleicht die Sachen lebendig geworden, weil man Marx 
zu Grabe trug? Es wäre Zeit, daß man Marx ausgrabe. Vielleicht 
werden die Sachen dann ihre Ruhe haben. 

Um der Sache etwas mehr auf den Grund zu kommen, wollen 
wir ein Beispiel aus einer anderen sozialen Wissenschaft nehmen, 
ein Beispiel, das gleichzeitig ein wenig den Knäuel entwirren wird, 
den die modernen Nationalökonomen verknüpft haben. 

Wir haben schon gesehen, wie der Nationalökonom sich in das 
Gebiet der Jurisprudenz begeben hat, um sich von dort den Begriff 
»Vermögen« zu holen. Man kann nichts dagegen haben, aber im 
Namen der Jurisprudenz muß entschieden dagegen Protest einge- 
legt werden, daß man auch diese soziale Lehre ihres klaren sozialen 
Inhalts zu berauben sucht und sie auf die Höhe einer Wissenschaft, 
die »mitten inne zwischen« steht, bringt. Vielleicht müssen in der 
Nationalökonomie »stilmodern« die Menschen in sozialen Beziehungen 
zu Sachen stehen, aber wir, wird der Jurist sagen, sind Gott sei Dank 
nicht so weit; bei uns haben wir es nur mit Menschen und mit deren 
Verhältnissen zu tun; nichts spukt bei uns. 

Wenn ein Jurist eine Definition & la Wagner hört, nämlıch, 
daß »Vermögen als Vermögensbesitz oder als geschichtlich-rechtlicher 
Begriff bezeichnet den im Besitz bzw. Eigentum einer Person stehen- 
den Vorrat wirtschaftlicher Güter«, und dazu noch die Erläuterung: 
»Hier wird in erster Linie an das Rechtsverhältnis 
gedacht, welches zwischen dem Besitzer bzw. 
Eigentümer und dem Vermögen besteht« so 
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kann er nur ausrufen: Ein Rechtsverhältnis zwischen einem Men- 
schen und einer Sache! Das sind doch mittelalterliche Anschauungen, 
das ist doch purer Hexenwahn! 

Wie der Jurist diese Verhältnisse auffaßt, wird die folgende Er- 
läuterung zeigen. 

In der Jurisprudenz spricht man von Sachenrechten, 
d. h. von Rechten, die mit einer Sache verknüpft sind. Das sind 
Eigentum, Besitz und Servitut. 

Ein Beispiel wird die Sache klarmachen. 

Wenn ich irgend ein Interesse daran habe, daß das benachbarte 
Grundstück z. B. nicht bebaut werden soll, so kann ich es auf zwei 
Wegen erreichen. Ich kann mit dem Eigentümer einen obligatorischen 
Vertrag abschließen, wonach dieser sich verpflichtet, das Grundstück 
nicht bebauen zu lassen, oder noch mehr, im Falle eines Verkaufes 
oder Schenkung dem Nachfolger eine solche Verpflichtung aufzuer- 
legen. Dieser Weg führt nicht immer zum Ziele. Solange der Eigen- 
tümer des Grundstücks mein Kontrahent ist, bin ich gesichert, denn 
ich kann ihn durch Gericht zum Unterlassen oder, sollte er die Ver- 
pflichtung gebrochen haben, zur Wiederherstellung des vereinbarten 
Zustandes zwingen. Die Sache ändert sich, wenn an Stelle des Ko- 
trahenten sein Rechtsnachfolger kommt. Bebaut dieser das Grund- 
stück, so bin ich ihm gegenüber machtlos; denn zwischen mir und 
diesem Dritten besteht kein klagbares Rechtsverhältnis. Ich muß 
mich an meinen Kontrahenten halten, werde im besten Falle also 
Schadenersatz oder Genugtuung in Form einer Buße (wenn sie aus- 
gemacht ist) erhalten; ich kann aber nicht mein volles Interesse 
wahren, d. h. den Dritten zwingen, das Bebauen des Grundstücks 
zu unterlassen oder das schon aufgeführte Gebäude abtragen zu 
lassen. Will ich mich auf jeden Fall sichern, so muß ich einen 
anderen Weg einschlagen. 

Ich schließe mit meinem Nachbar einen dinglichen Vertrag: 
Ich bestelle mir eine Servitut an der Sache. Ist im Grundbuch eine 
solche eingetragen, haftet sie nicht an der Person, son- 
dern an der Sache. Das Grundstück kann (rechtlich) von 
niemand bebaut werden. Ich kann jeden Rechtsnachfolger vor Ge- 
richt zitieren. 

Das heißt Sachenrecht im Gegensatz zu Obligationen- 
recht, wo eine Beziehung zwischen zwei Personen besteht. 

Hier haben wir mit Erscheinungen zu tun, die genau so liegen 
wie in der Nationalökonomie. Gewisse Eigenschaften haften einer 
Sache an; sie sind aber keine materiellen, dinglichen, sondern vom 
Standpunkt des Dinges ‚„unnatürliche‘“: in gewissen Perioden der 
menschlichen Geschichte bestanden sie gar nicht. 

Die Analogie geht so weit, daß der moderne Nationalökonom 
seine eigene Verwirrung in die Jurisprudenz hineinträgt. Soll vielleicht 
lieber die Jurisprudenz der Nationalökonomie zu Hilfe kommen, 
um Ordnung zu schaffen ? 

Wie löst sich der Widerspruch in der Jurisprudenz? Einfach 
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dadurch, daß wir einsehen, es gebe keine Rechte, die 
an den Sachen haften, sondern alle Rechte 
haften an Menschen. Deshalb besteht der Unterschied 
zwischen Forderungsrechten und dinglichen Rechten nur darin, 
daß die ersten sich an genau bestimmte Personen richten, die anderen 
an die Gesamtheit, an alle Unbekannten, die jetzt noch nicht be- 
stimmt sind. Der erste Weg besagt: Du A, mein Kontrahent, bist 
verpflichtet, das Grundstück nicht bebauen zu lassen (Forderungs- 
recht). Der zweite Weg lautet: Du A als Eigentümer und jeder deiner 
Nachfolger, die heute noch gar nicht bekannt sind und teilweise auch 
noch nicht bekannt sein können (weil sie noch nicht geboren sind), 
müssen sich der Bebauung enthalten (Sachenrecht) 4). 

Also in beiden Fällen Befehle an Menschen. Und wie könnte 
es anders sein? Ist das Recht eine soziale Erscheinung — und das 
ist es —, so kann es nur zwischen Menschen bestehen. 

Ist vielleicht der Wert auch etwas ähnliches? Hat er vielleicht 
auch gar nichts mit der Sache als solcher zu tun? Ist er vielleicht 
auch eine Beziehung zwischen Menschen, die nur auf die Sache pro- 
jiziert wird ? 

Leuchten wir hinter die Waren, so entdecken wir die Menschen: 
hinter dem Tisch den Tischler, hinter dem Weizen den Bauern usw. 
Diese Menschen sind als Menschen fähig, soziale Beziehungen zwi- 
schen sich herzustellen, und sie stehen wirklich miteinander in solchen 
Beziehungen, und zwar ökonomischen: sie bilden eine ökono- 
mische Gesellschaft. Mitglieder dieser werden sie nicht 
dadurch, daß sie produzieren, sondern daß und soweit sie fürein- 
ander produzieren (was Produktion ist, geht uns jetzt noch gar nichts 
an). 

Das ist eine elementare und klare soziale Tatsache, die einen 
ewigen Inhalt in sich birgt, die Geltung hat sowohl für Robinson und 
Freytag, als auch für alle soziale Organisationen der Gegenwart, 
Vergangenheit und Zukunft. Diese Tatsache für sich enthält nichts 
Besonderes. Das Merkwürdige und Rätselhafte entstand dadurch, 
daB wie im Märchen statt der Produzenten die Produkte sprechen. 
Z. B. wir wollen sagen: Die Menschen waren nicht immer Mitglieder 
einer solchen ökonomischen Gesellschaft wie der modernen. Es 
waren Zeiten, wo die Gesellschaft ganz anders aussah. Und noch 
jetzt wird jemand von uns nur insoweit ein Mitglied der modernen 
ökonomischen Gesellschaft, soweit er nicht für sich produziert, sondern 
etwas schafft, was für andere nützlich ist, was andere verlangen. 


11) Das ist die Ursache davon, daß die Jurisprudenz 2 Gruppen von Rechten 
kennt mit diametral entgegengesetzten Prinzipien: der Freiheit und Vielheit 
der ersten (Forderungsrechte) entsprechen die Gebundenheit und die kleine 
Zahl der anderen (Sachenrechte). Niemals konnte die Gesellschaft in die Hand 
des einzelnen die Befugnis legen, ebenso leicht den Willen der Gesellschaft 
und sogar der künftigen Generationen zu binden, wie den einer einzelnen Person, 
und dazu noch mit ihrer Zustimmung (Vertrag). 
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Wir sprechen aber nicht von Produzenten, 
sondern von den Produkten, statt von Men- 
schen und ihren Beziehungen sprechen wir von 
Sachen und ihren Eigenschaften. 

Wir sagen: Nicht immer waren die Sachen Waren und auch 
jetzt ıst die Sache nur dann Ware, wenn sie Gebrauchswert hat und zum 
Verkauf bestimmt ist. Wert, Geld, Kapital — diese Kardinalbegriffe 
der Nationalökonomie sind alle nur verkehrte Ausdrücke für mensch- 
liche Beziehungen — das nennt Marx den Fetischis- 
mus der Warenproduktion. — 


Der Begriff des Trägers von menschlichen Be- 
zıehungen. 


Also kann man sagen: Jetzt wissen wir, wie der Nationalökonom 
zu verfahren hat. Lassen wir alle diese fetischistischen Begriffe Ware, 
Geld, Kapital, mit denen die Nationalökonomie bis Marx operiert hat, 
beiseite. Machen wir einen Schritt weiter als die fetischistische eng- 
lische klassische Schule. Wollen wir von menschlichen Beziehungen 
statt von Eigenschaften der Sachen sprechen. Diesen Weg hat man 
auch eingeschlagen und kein anderer als Sombart. 

Auf seinen Weg brachten ihn ganz andere Erwägungen — seine 
Methode (was uns hier nicht angeht) —; aber was er tat, ist nichts an- 
deres, als ein Heraustreten aus dem englischen Gleise. 

Nicht Kapital, sondern kapitalistisches Unternehmen, voın ka- 
pitalistischen Unternehmer geleitet, und nicht Arbeit, sondern der 
Arbeiter. 

Wir können uns soviel wir wollen klarmachen, daß eine Ware 
sein keine Eigenschaft einer Sache sein kann, Uaß es eine verkehrte 
Art darstellt, die Art der ökonomischen Organisation der Gesell- 
schaft zu charakterisieren; es bleibt immer Tatsache, eine nicht hin- 
weg zu interpretierende Tatsache, daß eben dieses Produkt eine Ware 
ist, daß eben dieses Produkt einen Wert hat, einen Preis. So sprechen 
wir, wenn wir naiv wie der moderne Nationalökonom sind, so sprechen 
wir, wenn wir Marx begriffen haben. 

Wir haben die Jurisprudenz zu Hilfe genommen; auch dort die- 
selbe Erscheinung. Eben haben wir uns den Begriff Sachenrecht klarge- 
macht, und — als wäre nichts geschehen — sagen wir z. B., die Hy- 
pothek lastet auf dem Grundstück. Da muß doch etwas dahinter 
stecken, denn die Sprache besteht aus Lauten nur für die Phonetik, 
für die Menschheit war und bleibt sie die erste Stufe der Erkenntnis. 
Intuitiv wie bei jeder Schöpfung prägt der Menschengeist Worte, 
die die Wahrheit in sich bergen. 

Bevor Kopernikus lebte, glaubte die Menschheit, die Sonne 
drehe sich um die Erde. Seit Kopernikus wissen wir, daß die Sache ge- 
rade umgekehrt ist, und doch sieht der größte moderne Astronom wie 
der Hottentotte jeden Tag die Sonne morgens aufgehen und abends 
untergehen — und anders kann es nicht sein. 
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Smith war ein praktischer Engländer, und Marx kam nicht, um 
auf dem Himmel die Erde aufgehen und untergehen zu lassen. Was 
Smith gesehen hat, das sehen wir noch heute und müssenes sehen. 

Warum müssen wir es so sehen? 

Um das zu verstehen, wollen wir genauer einige Sprachausdrücke 
betrachten. 

»Auf der Premiere bemerkten wir eine Reihe hervorragender 
Künstler« berichtet der Reporter. 

»Haben Sie den König auf der Frühjahrsparade gesehen ?« fra- 
gen sich die Leute. 

»Er sah sich sein neues Eigentum an.« 

»Bitte meine Waren im Schaufenster zu besichtigen!« prangt 
auf den Plakaten. 

Diese und ähnliche Ausdrücke, die die Menschen tausendmal 
gebrauchen und von denen jeder überzeugt ist, sie seien einfach und 
klar, sind in Wirklichkeit das Gegenteil. Jeder Ausdruck eine Hiero- 
glyphe, die man nicht minder wie die ägyptischen zu entziffern hat. 
Denn niemand hat noch jemals einen Künstler oder König, geschweige 
denn ein Eigentum oder Erbschaft oder Ware gesehen. Und aus 
einem ganz einfachen Grunde: Sehen kann man nur Personen (etwas 
Physisches) und Sachen (etwas Materielles) 12). 

Was hat der Reporter auf der Premiere gesehen? Physische 
Personen. Aber in dem Begriffe Künstler findet sich kein Atom Phy- 
sisches, sondern lauter Psychisches. Was soll das qui pro quo bedeuten ? 
In diesem Falle liegt die Sache noch ganz einfach. Der Ausdruck ist ein 
abgekürzter. Statt zu sagen: Wir sahen eine physische Person, die 
aber für uns nur durch ihre gewisse psychische Eigenschaft — Talent — 
in Betracht kommt, kürzt man den Ausdruck dadurch ab, daß man 
die Mitte herausfallen läßt und bekommt den an und für sich unsinnigen 
Ausdruck: Wir sahen den Künstler. Das geht uns jetzt nichts an. 
Wir merken uns nur, daß die Abkürzung nur deshalb möglich war, weil 
die physische Person der Träger der psychischen Persönlichkeit 
ist. Wir haben in diesem Falle mit einem natürlichen Träger 
zu tun. 

Die erste Hieroglyphe hat für sich keinen großen Wert, erhält 
ihn aber dadurch, daß sie die Entzifferung der anderen ermöglicht. 

Ein König unterscheidet sich vom Talent dadurch, daß nur der 
letztere von sich sagen kann: Omnia mea mecum porto. Ein König 
aber — und Louis Philipp hat sich z. B. im Jahre 1848 der Mühe unter- 
zogen, es durch Experiment zu beweisen — kann nicht seine lieben 
Untertanen mit auf die Flucht nehmen. 

Beim Begriff »König« ist der Vorgang noch verwickelter als beim 
Begriff »Künstler«. Nicht nur steckt in diesem Ausdruck etwas Psy- 
chisches und nur Psychisches, sondern dazu noch Psychisches, das 
garnicht in der betreffenden psychischen Per- 

12) Auch das ist gar nicht einfach; aber das hat für unsere Zwecke keine 
Bedeutung. 
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sönlichkeit steckt. Psychische Erscheinungen von eigen- 
artigem Wesen, Beziehungen zwischen Menschen werden auf die psy- 
chische Persönlichkeit und ergo auf die physische Person proji- 
zıert. 

Die Personerscheint alsein Träger von menschlichen 
Beziehungen. Das fällt nicht auf; denn was soll denn besonderes 
darin stecken, daß einem Menschen etwas Menschliches eigen ist? 
Rechtliche Beziehungen sind gewiß etwas Menschliches, aber dennoch 
sind sie der psychischen Persönlichkeit ebenso fremd wie die Psyche 
der Physik des Menschen. War beim Begriff Künstler eine Verwirrung 
nicht zu befürchten, so a priori beim Begriff König. 

Noch eigenartiger steht es mit dem Begriff »Eigentum«. Nicht 
eine Person, sondern eine Sache ist hier der Träger von 
menschlichen Beziehungen. 

Was für das Grundstück gilt, das gilt für die Ware. Nur ist die 
Sache hier der Träger von ökonomischen, dort 
aber von rechtlichen Beziehungen. 

Damit haben wir eine Antwort auf die oben gestellte Frage. 

Wir müssen von Sachen sprechen, wie wir vom König spre- 
chen. Wenn das eine uns sonderbar erscheint und das andere nicht, 
so ist es nur deshalb, weil wir uns über den Begriff »König« täuschen. 
In Wirklichkeit sollten wir auch bei diesem .einige Fragezeichen 
machen. 

Wir können uns aber mit dieser Antwort nicht begnügen. Wir 
müssen versuchen, noch tiefer hineinzudringen. Woher, fragen 
wir, dieser Unterschied? Warum erscheinen 
nicht die Personen,sondern die Sachen als Trä- 
ger der menschlichen Beziehungen? 

Auch darauf gibt es eine Antwort. An dieser Stelle können 
wir sie nicht geben, denn wir müssen dazu den Begriff »Markt« unter- 
suchen. 


Das Problem des Fetischismus ist gestellt. Wir haben aber zur 
selben Zeit einen so tiefen Blick in die moderne Nationalökonomie 
werfen können, wir waren imstande, den Meister dergestalt bei seiner 
Arbeit zu belauschen, daß sich uns auf einmal das ganze Wesen der 
modernen Wissenschaft offenbart hatte: Wir drangen hinter die Ku- 
lissen in jenes Gebiet hinein, das dem Denkenden selbst verschlossen 
bleibt. Wir sahen das Auge, wie es schaut, nicht nur, was es sieht. 

Wir wissen jetzt, warum die moderne Nationalökonomie das 
sehen mußte, was sie sah. 

Wir haben oben dargelegt, wie der Begriff »König«eine Hieroglyphe 
darstellt, deren Schlüssel nicht so klar auf der Hand liegt. Der König 
— die psychische Persönlichkeit — ist der Träger von menschlichen 
Beziehungen. Eine Beziehung setzt aber mehrere Personen voraus. 
Und wirklich setzt der König den Untertan voraus. Stellen wir uns 
vor, daß der Fürst von Sodom gerade auf Reisen war, als Jehova 
so väterlich die Stadt züchtigte, dann ging in einer Nacht mit den 
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Untertanen der Fürst unter. Physisch und psychisch blieb er zwar 
unversehrt, und doch ist er als Fürst tot, leben blieb nur der gewöhn- 
liche Mensch. Das ist leicht zu vergessen; denn die Untertanen sind 
unsterblich. Aber die unsterblichen Untertanen sind nicht unveränder- 
lich. Und somit bietet sich manchmal die Gelegenheit zu sehen, wie 
der König nicht die Sonne ist, die die Untertanen-Erde mit ihren 
Strahlen belebt, sondern der Mond, der von den Strahlen der Unter- 
tanen glänzt. 

Es ist bekannt, daß in jenen europäischen Staaten, wo eine 
Erbmonarchie besteht, der neue König mit der Krone auch die Idee 
des Gottesgnadentums erbt. 

Es reicht aber nicht, daß der König der Meinung ist, er sei von 
Gottes Gnaden. Die Untertanen haben das entscheidende Wort. 
Auch sie müssen derselben Ansicht sein, sonst erhebt sich der König 
von Gottes Gnaden in den Himmel, und auf der Erde bleibt ein kon- 
stitutioneller Monarch, ein Paragraph der irdischen Konstitution. 

Die ganze Idee des Gottesgnadentums zeigt sich als ein ju- 
rıstischer Fetischismus, der dadurch entsteht, daß 
man in die Person jene Eigenschaften verlegt, die außerhalb ihrer 
liegen. Das geschieht aber nur dann, wenn man den König aus 
dem Untertanenverbande herausreißt. 

Schon hier begegnen wir dem Problem des Fetischismus, obwohl 
hier Personen figurieren. 

Bei den Sachenrechten ist der Fetischismus gerade so klar wie in 
der Nationalökonomie ausgeprägt. 

Der Nationalökonom kommt zu seinen Definitionen, weil er die 
Sache isoliert betrachtet, während sie nur in gewissen 
Verhältnissen den Repräsentanten von Be- 
ziehungen zwischen Menschen bildet. 

Er trägt die Idee des Gottesgnadentums in die Nationalökonomie 
hinein. 

Vielleicht wird man jetzt die oben zitierten Worte von Marx, 
die er anno 1849 schrieb, begreifen: »Ein Neger ist ein Neger, in be- 
stimmten Verhältnissen wird er erst zum Sklaven. Eine Baumwoll- 
spinnmaschine ist eine Maschine zum Baumwollspinnen, nur in be- 
stimmten Verhältnissen wird sie zu Kapital. Aus diesen Verhält- 
nissen herausgerissen ist sie so wenig Kapital, wie Gold an und für 
sich Geld oder der Zucker Zuckerpreis ist.« 

Weil der Nationalökonom Sachen untersucht, muß er sie iso- 
liert betrachten: denn Sachen stehen weder mit den anderen noch 
mit Menschen in Beziehungen. i 

Weil der Nationalökonom die Sachen isoliert untersucht, 
glaubt er mit Sachen zu tun zu haben, während er in ihnen gesellschatt- 
liche Eigenschaften entdeckt. 

Er wird ein Fetischist. 

Daß er es bleibt, verdankt er dem Umstande, daß er dort stehen 
bleibt, wo die Wissenschaft anfängt. 

In seiner »Zur Kritik der politischen Oekonomie« schrieb Marx 
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(anno 1859): »In der Ware ist diese Mystifikation (Marx spricht vom 
Fetischismus) noch sehr einfach. Es schwebt allen melır oder minder 
vor, daß das Verhältnis der Waren als Tauschwerte vielmehr Ver- 
hältnıs der Personen zu ihrer wechselseitigen produktiven Tätigkeit 
ist. In höheren Produktionsverhältnissen verschwindet dieser Schein 
der Einfachheit. Alle Illusionen des Monetarsvstems stammen daher, 
daß dem Geld nicht angesehen wird, daß es ein gesellschaftliches Pro- 
duktionsverhältnis darstellt, aber in der Form eines Naturdinges 
von bestimmten Eigenschaften. 

Bei den modernen Oekonomen, die auf die Illusionen des Mone- 
tarsvstemes herabgrinsen, verrät sich dieselbe Illusion, sobald sie hö- 
here ökonomische Kategorien handhaben, z. B. das Kapital. Sie 
bricht hervor in dem Geständnis naiver Ver- 
wunderung, wenn bald als gesellschaftliches 
Verhältnis erscheint, was sie eben plump als 
Ding festzuhalten meinten, und dann wieder 
als Ding sie neckt, was sie kaum als gesell- 
schaftliches Verhältnis fixiert hatten« (2. Aufl. 
1907 S. II). 

Und um einen krassen Beleg zu dem, was Marx über die moderne 
Oekonomie sagt, zu liefern, schreibt Böhm-Bawerk nach 50 Jahren 
in der Einleitung zu dem oben zitierten Werke: »In den Systemen der 
Volkswirtschaftslehre begegnet man dem Namen und der Theorie des 
Kapitals regelmäßig zweimal in zwei gesonderten Gebieten. Das erste- 
mal in der Lehre von der Produktion, das zweitemal in der Lehre von der 
Verteilung der Güter. Das erstemal wird uns das Kapital als ein 
Faktor oder Werkzeug der Produktion, als ein Hebel dargestellt, dessen 
die Menschen sich bedienen, um mit desto größerem Erfolge der Natur 
Gütergestalten abzuringen. Das zweitemal erscheint es als Ein- 
kommenquelle oder Rentenfonds; hier wird uns gezeigt, wie es bei der 
sozialen Auseinandersetzung über das gemeinsam geschaffene Pro- 
dukt als ein Magnet wirkt, der einen Teil des Nationalprodukts an 
sich zieht und seinem Eigenti'mer als Rente überliefert: Es erscheint 
mit einem Worte als die Quelle des Kapitalzinses.« 


Das Ergebnis der bisherigen Untersuchungen ist folgendes: 

Die politische Dekonomie ist eine soziale Wissenschaft und be- 
schäftigt sich nur mit ökonomischen Beziehungen der Menschen 
(oder wie Marx sich ausdrückt, mit gesellschaftlichen Produktions- 
verhältnissen), hat also mit körperlichen Dingen nıchts zu tun. 

Aber die Träger dieser menschlichen Beziehungen sind nicht 
phvsische Personen, sondern Sachen, und in dieser ihrer 
Eigenschaft (ihnen als Sachen ganz fremder) müssen die Sa- 
chen in der politischen Oekonomie berücksichtigt werden. 

Die englische klassische Schule hat deshalb methodologisch rich- 
tig gehandelt, wenn sie mit „fetischistischen« Begriffen operierte. Ihr 
Fehler bestand darin, daß sie sich dessen nicht bewußt war: dadurch 
wurden die Klassiker selbst zu Fetischisten. 
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Es ist deshalb kein Ausweg, sondern eine Umgehung der Probleme 
der Nationalökonomie, wenn man mit Sombart die Beziehungen zwi- 
schen Menschen als solche zum Objekte nimmt: denn der »Fetischis- 
mus« ist nur der Ausdruck tief wurzelnder eigenartiger Ursachen. 

Auf beiden Wegen ist es dennoch möglich, die Wissenschaft zu 
bereichern, denn hier wie dort wird das soziale Leben untersucht. 
Das haben sowohl die Fetischisten Smith und Ricardo, als der Sozial- 
psychologe Sombart bewiesen. 

Aber in der Eigenart der politischen Oekonomie, wo die sozialen 
Beziehungen verschwinden und auf der Oberfläche nur der isolierte 
Mensch und die Sache bleiben, liegen große Gefahren für die Wissen- 
schaft. Sie kann auf falsche Wege geraten. 

Diese Möglichkeit hat sich in eine Wirklichkeit verwandelt. 

Die modernen Oekonomen der ganzen Welt, mit der deutschen 
Schule an der Spitze, sind wie die englische klassische Schule Feti- 
schisten. Aber sie haben nur das mit jener gemein. Der prak- 
tische Geist des englischen Kapitalisten und der feine Takt, der auf 
den richtigen Weg führt, ist ihnen abgegangen. 

Hat die englische Schule soziale Wissenschaft in sach- 
licher Form getrieben, so haben diese die sachliche Form 
mit sachlichem Inhalt gefüllt. Daß die soziale Lehre dabei leer 
ausging, das war a priori gegeben 3). 

Aber auch auf dem neuen Gebiete der Psychologie hat die moderne 
Oekonomie ihre Kräfte versucht, und einem Sombart steht die öster- 
reichische Schule gegenüber. 

Von dieser können wir an dieser Stelle noch nichts aussagen. 

Die historische Leistung von Karl Marx besteht darin, daß er 
den Fetischismus in der politischen Oekonomie entdeckte und damit 
die politische Dekonomie als eine soziale Wis- 
senschaft konstituierte. 

Karl Marx ist der Vater der politischen Oe- 
konomie. Ein Schüler der klassischen Schule wuchs er über sie 
hinaus, ohne sie zu verleugnen. 


Gedankliche und reale Abstraktionen. 


Bis jetzt spielte sich die Analyse sozusagen vor den Toren der 
Nationalökonomie ab, denn die Kritik soll den Inhalt der nationalöko- 
nomischen Begriffe einwandfrei feststellen, nicht nur negativ, sondern 
auch positiv über ihren sozialen Inhalt etwas aussagen. Bisher galt es, 
freie Bahn für diese Aufgabe zu schaffen, alle Hindernisse aus dem 
Wege zu räumen, aber nur eines dieser Hindernisse ist beseitigt. 


13) Der ganze Streit der modernen Nationalökonomie über den Kapital- 
begriff, und das Kapital ist das Zentralproblem der Nationalökonomie, ist im 
Grunde genommen ein scholastischer, was nicht einmal empfunden worden 
ist, und läuft bei den meisten, wenn er nicht ein Streit um Worte wird, auf die 
Frage hinaus: Welche körperliche Dinge gehören unter diesen Begriff? Wor- 
auf es nur eine Antwort gibt — keine. 
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Wir haben gesehen, daß die Nationalökonomie eine der eigenar- 
tigsten sozialen Wissenschaften ist, daß sie im Gegensatz zu anderen, 
sich erst als eine soziale Wissenschaft konstituieren muß. Der Na- 
tionalökonom kann nicht wie der Forscher auf anderen sozialen Ge- 
bieten erklären: ich will eine gewisse Seite des sozialen Lebens unter- 
suchen — das Wirtschaftsleben —, um dann sofort zur Abgrenzung 
seines Gebietes, zur Feststellung jener menschlichen Beziehungen 
untereinander überzugehen, die er zum Objekt seiner Wissenschaft 
gewählt hat. Er steht vielmehr vor einem sonderbaren Problem. 
Ueberblickt er sein Gebiet, so findet er überall Sachen (Ware, Geld, 
Kapital). Während also andere soziale Wissenschaften ihren sozialen 
Charakter klar zur Schau tragen, muß die Nationalökonomie die 
Vorfrage aufwerfen: ist sie wirklich eine soziale Wissenschaft, oder 
ist sie eine Naturwissenschaft, oder »steht sie mitten inne zwischen«. 
Es ist klar, daß diese Frage ganz im Anfange untersucht werden muß, 
sonst laufen wir Gefahr, das Problem nicht in einfacher und klarer 
Form, sondern unter äußerst verwickelten Umständen lösen zu müssen, 
nämlich bei der Feststellung des Inhaltes der Begriffe. Wir haben 
schon gesehen, wie das Hineinspielen dieses Problems bei der Defi- 
nition des Begriffes Kapital die größten Schwierigkeiten macht. 

Der Begriff des »Fetischismus« oder klarer (ohne verwirrende Ana- 
logien zu gebrauchen) des »Trägers von sozialen Beziehungen« hat 
mit dieser Schwierigkeit aufgeräumt. 

Damit haben wir etwas Licht in alle einzelnen Begriffe der Natio- 
nalökonomie gebracht, so z. B. in den Begriff des Kapitals. Erinnern 
wir uns der Schmollerschen Definition. Man kann sie folgendermaßen 
wiedergeben: Kapital ist eine Summe von Sachen, die ein Vermögen 
bilden und zu Erwerbszwecken verwandt werden oder kürzer und 
ausdrucksvoller: Profitabwerfendes Sachvermögen. 
In dieser Definition können wir schon das Wort »Sach« streichen. 
Was für den Juristen klar ist, das begreifen auch wir jetzt. Für 
den Juristen ist z. B. der König nur ein Inbegriff von Rechten 
und Pflichten, obwohl dem Juristen nicht verborgen bleibt, daß eine 
physische Person der »Träger« dieser menschlichen Beziehungen ist. 
Es fällt ihm aber nicht ein, in seinen juristischen Begriff die 
physische Person aufzunehmen. Wir werden den Begriff noch klarer 
auffassen können, wenn wir einen Schritt weiter tun. Wir müssen 
diesen Begriff: profitabwerfendes Sachvermögen von seiner formalen 
Seite betrachten, vom allgemein-wissenschaftlichen Standpunkte aus. 

Der Nationalökonom stellt sich die Frage; was ist Kapital. Die im 
methodologischen Sinn gleiche Frage kann lauten: was ist der Mensch. 
Sollten wir die zweite Frage im Geiste der obigen Definition beant- 
worten, so kann die Antwort nur die sein: Der Mensch ist ein Stück 
des Weltalls oder, wie die Griechen so tief sagten: ein Mikrokosmos. 
In jedem einzelnen Menschen sind alle Kräfte der Welt wirksam. 
Er ist eine körperliche Sache, ein Teil der Natur; er ist der Spielplatz 
sowohl jener Kräfte, die in der nicht lebendigen Natur tätig sind: 
mechanischer, physischer, chemischer, als auch jener, die in der leben- 
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digen Natur wirken. Er ist aber auch ein soziales \Vesen, und seine 
Psyche ist der Sitz des Sozialen. 

Diese Antwort wird gewiß nicht befriedigen, denn die Frage ist 
nicht im Sinne des Systems des Weltalls, sondern im Sinne der Wis- 
senschaften gestellt. 

Eine derartige Frage läßt sich aber überhaupt nicht beantworten, 
denn es gibt keine Wissenschaft, die sich mit 
dem Menschen als Ganzem beschäftigt, son- 
dern eine Reihe von Wissenschaften tun es: 
jede nur von ihrem Standpunkte aus; jede be- 
leuchtet nur eine Seite des Menschen. Es gibt 
deshalb nur einen Menschen im Sinne der Psychologie, Anatomie, 
Psychologie, Soziologie usw. Wenn wir also den Begriff »Kapital« 
feststellen wollen, so müssen wir zuerst uns klar darüber werden, was 
für eine Wissenschaft wir treiben wollen. Das ist die erste Prämisse, 
ohne die niemand Wissenschaft treiben kann. 

Diese Binsenwahrheiten gelten auch auf dem Gebiete der Natio- 
nalökonomie. 

Es ist ein Greuel (vom Standpunkte der Wissenschaften) nicht 
nur naturwissenschaftlich-geisteswissenschaftliche Begriffe bilden zu 
wollen, sondern auch nur geisteswissenschaftliche und sogar (soweit 
wir nicht Soziologie als eine besondere Wissenschaft treiben) soziale 
Begriffe zu formen suchen, denn es gibt doch verschiedene soziale 
Wissenschaften. Im Laufe der Untersuchung auf dem Gebiete der 
Wirtschaft hatten wir immer mit dem Rechte zu tun. Es ist nicht 
notwendig, daß wir von Anfang an wissen, worin der Unterschied 
zwischen Recht und Wirtschaft besteht, aber, haben wir mit der Wirt- 
schaft als einem Objekte einer besonderen Wissenschaft zu 
tun, so haben wir ökonomische Begriffe zu bilden, die nicht 
rechtliche sind. Ist es unmöglich, dann gibt es keine Nationalökono- 
mie. Die Definition: Kapital ist ein profitabwerfendes Sachver- 
mögen, konstruiert einen naturwissenschaftlich (Sach)- rechtlich 
(Vermögen)- ökonomischen (Profit) Begriff!! Einen derartigen Be- 
griff gibt es weder in der Nationalökonomie noch in irgend einer 
anderen Wissenschaft. 

Jetzt haben wir das Recht, aus der Schmollerschen Definition 
des Kapitals auch das zweite Wort zu streichen. Kapital, werden wir 
sagen, ist weder eine Sache, noch ein Vermögen, denn Kapital soll 
ein nationalökonomischer Begriff sein, Sache aber und Vermögen seien 
keine nationalökonomischen Substanzen. 

Wir haben einen Begriff zur Exemplifizierung gebraucht. All- 
gemein gesprochen wird es bedeuten: wir haben schon einen Schritt 
weiter auf dem \Vege der Analvse der Nationalökonomie als einer 
Wissenschaft von der Wirtschaft getan. Die Nationalökonomie ist 
eine soziale \Vissenschaft, konnten wir früher feststellen, sie beschäf- 
tigt sich nicht mit Sachen. Sie hat mit solchen Beziehungen zwischen 
Menschen zu tun, sagen wir weiter, die nicht rechtlicher Natur sind. 
Die Eigenart dieser Beziehungen läßt sich aber nicht auf dem Wege, 
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den die moderne Nationalökonomie beschritten hat, feststellen, denn 
dieser Weg widerspricht jeder wissenschaftlichen Erkenntnis. 

Wir stehen vor einer neuen Schicksalsfrage der Nationalökonomie. 

Soll es eine besondere soziale Wissenschaft vom Wirtschaftsleben 
geben, dann müssen dieser Wissenschaft als Substrat eigenartige 
menschliche Beziehungen dienen, die sich nicht in andere auflösen 
lassen, speziell nicht in rechtliche, von Beziehungen des Menschen zur 
Natur ganz abgesehen. Diese sind schon a priori ausgeschaltet durch die 
Definition der Nationalökonomie als einer sozialen Wissenschaft, 
was gleichbedeutend ist mit einer Wissenschaft von den Beziehungen 
der Menschen untereinander. 

Gibt es aber solche eigenartige menschliche Beziehungen nicht, 
dann ist entweder die Nationalökonomie keine soziale Wissenschaft 
oder überhaupt keine besondere Wissenschaft. 

Wirtschaft und Technik, Wirtschaft und Recht heißen die Pro- 
bleme, die hier aufgeworfen sind. 


Protitabwerfendes Sachvermögen — lautet die Schmollersche De- 
finition des Kapitals. Wir haben bewiesen, daß vom Sachvermögen 
keine Rede sein kann. Daß das Profitmoment den Kern des Kapital- 
begriffes ausmacht, — schwebt auch Schmoller vor. »Das Kapital — 
sagt er in der oben zitierten Stelle — ist uns derjenige Teil des Vermö- 
gens, der werbend in irgend einer Form, im eigenen Geschäft oder bei 
Dritten in Leihform angelegt ist, bei dem aber der Gedanke der tech- 
nisch verschiedenen Anlagemöglichkeiten und -arten zurücktritt 
gegenüber seinem Geldwerte und Rente, deren Höhe in bestimmtem 
Verhältnisse zu diesem Geldwert steht«. Das Bestreben, einen wissen- 
schaftlichen Begriff zu einem getreuen Spiegelbild der ganzen 
Wirklichkeit zu machen, wissenschaftliche Weltallbegriffe in kon- 
kreter Form zu prägen — contradictio in adjecto — guckt deutlich 
aus dieser Definition heraus. Das Ergebnis ist lediglich eine Defi- 
nition im Sinne der Wissenschaften, die gegen das Grundprinzip jedes 
Begriffes: nur wesentliche Merkmale aufzuzählen, verstößt. Das gilt 
nicht nur vom »Vermögen«, sondern auch von der Bezeichnung: im eige- 
nen Geschäft oder bei Dritten in Leihform«, vom bestimmten Ver- 
hältnis zwischen Rente und Geldwert. Wenn Schmoller davon spricht, 
der Gedanke der technisch verschiedenen Anlagemöglichkeiten und 
-Arten trete gegenüber seinem Geldwerte zurück, so kann es nur einen 
Sinn vom Standpunkte der Logik haben, es sei überhaupt kein we- 
sentliches Merkmal des in Frage stehenden Begriffes. So schmilzt die 
ganze Definition zu einem Merkmale zusammen: Etwas Werbendes. 

Wenn Schmoller weiter sagt: »Wo und soweit vom Besitz im 
Gegensatz zum Nichtbesitz die Rede ist, halten wir es für besser, vom 
Vermögen und nicht vom Kapital zu sprechen« — so hat er Recht, 
denn Kapital ist ein ökonomischer Begriff und Besitz ein rechtlicher. 
Es kann nur verwirrend wirken, wenn man sie durcheinander wirft. Er 
ürt aber, wenn er glaubt, bei Marx sei die Rede vom Besitz. Ob aber 
seine weiteren Sätze sehr aufklärend wirken, ist fraglich. »Wo Güter- 
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vorräte, heißt es, die weiterer Produktion technisch dienen, gemeint 
sind, mag man das Wort Kapital auch brauchen«. Wenn man das tut, 
so schafft man zwei Begriffe: Kapital als sozialer Begriff und Kapital 
als naturwissenschaftlicher Begriff (technischer). Zwar kann nie- 
mandem verwehrt werden, auch in den technischen Wissenschaften 
das Wort Kapital zu gebrauchen, aber jedem Nationalökonomen ist 
es verboten, technische Begriffe in seine soziale Wissenschaft hinein- 
zutragen. Mit Gütervorräten, die der weiteren Produktion 
technisch dienen, hat nicht der Nationalökonom, sondern 
der Techniker zu tun, wohl aber hat der Nationalökonom mit den so- 
zialen Beziehungen oder, sagen wir anders, Zuständen zu tun, die be- 
stehen, während die Gütervorräte zur weiteren Produktion technisch 
verwendet werden. Diese Beziehungen — und das ist der Sinn des Feti- 
schismus — treten als Eigenschaften der Sachen auf. Wenn eine der- 
artige soziale Organisation, wie die moderne, existiert, verwandeln 
sich Gütervorräte in Kapital und nur einem Feti- 
schisten scheint es, er habe mit Gütervorräten zu tun. Allerdings nicht 
immer, denn »häufig scheint es ihm besser zu sein, werbendes Ver- 
mögen zu sagen«, d. h. wenn auch in methodologisch-falscher Form 
soziale (rechtlich-ökonomische) Begriffe zu gebrauchen. 

Was ist aber dann Kapital als ein sozialer Begriff, was ist Kapital 
für den Oekonomen, oder richtiger, was ist Kapital; denn 
Kapital wird von der Sprache nur als sozialer und zwar wirtschaft- 
licher Begriff gebraucht ? 

Auch das ist Schmoller nicht entgangen: »Im Ganzen — fährt er 
in der schon mehrfach erwähnten Stelle fort — scheint es mir richtig, 
wenn wir mit C. Menger zu dem Kapitalbegriffe zurückkehren, wie er 
im geschäftlichen Leben feststeht und durch keine theoretische Aus- 
einandersetzung zu beseitigen ist, auch von allen Theoretikern, die 
andere Begriffe vom Kapital geben, doch immer wieder nebenbei 
gebraucht wird.« 

In der Form, wie es Schmoller hier vorträgt, ist es eine einfache 
Bankerotterklärung. Nach aller Mühe gelangen wir zum Ausgangs- 
punkte, zum Begriffe, die die Wissenschaft vorfindet, zum Punkte, 
wo ihre Analyse erst anzufangen hat. Es ist aber keine Bankerott- 
erklärung seitens der Nationalökonomie, wenn sie diesen Begriff des 
täglichen Lebens als Ausgangspunkt nimmt und dem täglichen Leben 
nicht katalogisiert, sondern durchleuchtet wiedergibt, denn das Leben 
gibt uns ın der Sprache tiefe Erkenntnis als Produkt kollektiver Arbeit 
des Menschengeistes. Der Wissenschaft fällt die Rolle zu, diesen Geist 
zum Selbstbewußtsein zu bringen. 

Was ist dann Kapital? An anderer oben zitierten Stelle sagt 
Schmoller. »Wir drücken gewöhnlich das (Vermögen) in Geldpreisen 
als Werteinheit aus« Der Nationalökonom hat nicht mit Vermögen 
zu tun und er drückt das Etwas immer und nur als Werteinheit 
aus. 

Eine profitabwerfende Wertsumme im Sinne 
einer zum Profitabwerfen verwendeten Wertsumme ist das Kapital 
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— das, was dem täglichen Leben so geläufig ist, was aber auch der 
Nationalökonomie von Turgot bis Ricardo nicht minder geläufig war. 
Ganz genau ist die Formel, die Marx gibt: G-W-G’, die die andere in 
sich birgt G-G‘, die letzte kannten schon die Kanonisten. 

Dieser Begriff ist rein ökonomisch, hat nichts weder mit tech- 
nischen noch mit juristischen Begriffen zu tun. Wert und Profit 
sind nur ökonomische Begriffe. Was sie inhaltlich bedeuten, wissen 
wir noch nicht, brauchen es auch nicht an dieser Stelle zu wissen, wo 
wir formell das Gebiet der Nationalökonomie festzusetzen und abzu- 
grenzen haben. 

Wir definieren das Kapital als eine Wertsumme. Böhm-Bawerk 
meint, man gerät dadurch in bittere Verlegenheit. 

»\Wollte man die Wortführer der obigen Kapitaldefinitionen (es 
handelt sich um den Juristen Kühnhast und um den Oekonomen 
Mc Leod) beim Worte nehmen und fragen, ob im Ernste eine im- 
materielle Wertsumme oder Zirkulationskraft, etwas Korn mahlen 
oder Garn spinnen oder den Boden umpflügen oder Lasten befördern 
kann, oder ob diese schönen Dinge nicht doch durch die gemeinen 
sachlichen Güter Mühle, Spinnstuhl, Pflug, Lokomotive bewirkt 
werden, dann würden sie wohl in bittere Verlegenheit geraten. Denn 
aufs Gewissen gefragt, könnten sie kaum leugnen, daß sie unter dem 
Namen Kapital eigentlich doch immer an dasjenige etwas gedacht 
haben, das den Menschen in ihrer Produktion arbeiten hilft, und dessen 
derbe Körperlichkeit schlecht zur vornehm-abstrakten Definition der 
»Wertsumme<« oder der »Zirkulationskraft« paßt«. (Kapital und Ka- 
pitalzins 2. Aufl. II. Bd. S. 62.) 

Es ist kein Zufall, daß gerade ein Jurist, wie Kühnhast, der auf 
seinem Gebiete so wenig mit der derben Körperlichkeit zu tun hat, 
auch in der Nationalökonomie sie nicht merkt; und es nimmt sich so 
schön aus, daß der Nationalökonom den Juristen belehrt, es wiımmele 
auf dem Gebiete einer sozialen Wissenschaft von Mühlen, Pflügen, 
Lokomotiven und anderen sachlichen Gütern. Wir müssen uns aber 
die s»vornehm-abstrakte Definition« der Wertsumme von einer an- 
deren Seite etwas genauer ansehen. 

DaB eine Wertsumme eine Abstraktion ist, ist wahr, nur müssen 
wir uns klar werden, welcher Art sie ist. 

Eine Art von Abstraktionen, die man gedankliche Abstraktionen 
nennen kann, haben wir schon kennen gelernt. Diese nimmt jede 
Wissenschaft vor, ob Natur- oder soziale Wissenschaft. Kein Che- 
miker hat noch die Möglichkeit gehabt, nur chemische Prozesse wirken 
zu lassen, der Psychologe läßt die Physiologie unberücksichtigt, so 
tut auch der Nationalökonom, wenn er vom Wert spricht. Kapital 
und Vermögen sind unzertrennlich verbunden, denn der kapitalisti- 
schen Ordnung der Wirtschaft entspricht das Privateigentum als 
Rechtsbasis, es hieße aber nicht nur die Volkswirtschaftslehre, es hieße 
überhaupt jede Wissenschaft zerstören, wollten wir rechtlich-ökono- 
mische Begriffe bilden. In diesem Sinne ist Kapital eine Abstraktion, 


eine gedankliche Abstraktion, die sich dadurch charakterisiert, daß 
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sie rein gedanklich vorgenommen wird; ihr entspricht im realen Leben 
keine abgesondert lebende Seite. 

Es gibt aber andere Abstraktionen, die lediglich für das Gebiet 
der sozialen Wissenschaften gelten (oder überhaupt der Geistes- 
wissenschaften), man kann sie reale Abstraktionen nennen, und das 
Kapital ist gleichzeitig auch eine solche Abstraktion. 

Was es bedeuten soll, wollen wir an einem Beispiele klar machen, 
das uns zu gleicher Zeit dazu dienen wird, das Problem des Fetischis- 
mus, wie wir es zu Darstellung brachten, nochmals vor Augen zu 
führen. 

Wir wählen das Schachspiel. 

Wenn wir das Brett mit den Steinen betrachten, so bemerken wir, 
daß die verschiedenen Figuren ganz eigenartige Eigenschaften besitzen. 
Sollte eine Schachwissenschaft existieren, die auf der Höhe der mo- 
dernen Nationalökonomie stünde, so hätte sie zuerst den Begriff des 
Schachsteins (Gut) festzustellen. Für sie nichts leichteres. Ein Schach- 
stein ist eine Sache, die aus verschiedenen Stoffen hergestellt wird und 
verschiedene Formen hat. Das Thema ist breit genug. 

Die Sache besitzt gewisse Eigenschaften, Spieleigenschaften 
(Wert). Sollte jemand so rückständig wie Ricardo sein, so hätte er 
überhaupt mit diesen Eigenschaften angefangen. Er hätte gesagt: 
was gehen mich der Stoff oder die Formen an, mich interessiert der 
Bauer, die Königin, der König (Wert, Geld, Kapital). 

Der Ausgangspunkt sowohl Ricardos als des modernen Oekono- 
men ist falsch. 

Beide merken nicht, daß das Interessanteste der ganzen Sache 
darin besteht, daß ein Gegenstand der Natur »unnatürliche« Eigen- 
schaften besitzt, denn es ist doch klar, daß kein Stückchen Holz fähig 
ist, ein anderes vom Schachbrette zu entfernen. 

Hätten sie sich diese Frage gestellt, so hätten sie sogleich gemerkt, 
daß man einen Bauer, einen Springer nur auf dem Schach- 
brette während des Spieles sehen kann. Mit an- 
deren Worten, an und für sich gibt es keinen »Bauer«, sondern ein 
Stückchen Holz von gewisser Form. Nur in gewissen Verhältnissen 
verwandelt sich das Hölzchen in einen Bauer — nämlich beim Spiel. 

So wären wir schon bis Rodbertus gedrungen. 

Nun kommt der schwierigste Punkt. 

Einen Bauer gibt es nur im Schachspiele. Der Bauer ist 
gar keine Sache. Er ist eine Spielregel. Deshalb kommt es 
weder auf den Stoff noch auf die Form an. Es ist falsch zu sagen: 
Der Bauer sei eine Sache mit gewissen Spieleigenschaften: eine Sache 
ist kein Bauer und der Bauer ist keine Sache, aber die Sache ist der 
Träger des Bauers. 

Wir haben hier mit einer Abstraktoin zu tun, die aber ganz realer 
Natur ist. Auf den ersten Blick scheint es, daß der Bauer etwas Ma- 
terielles darstellt und wie Böhm-Bawerk sein Kapital mit den Händen 
greift, so können wir den Bauer auf den Boden werfen. Man ist ge- 
neigt zu glauben, daß wenn wir von der Materie abstrahieren, dann 
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bleibt eine Eigenschaft — eine Spieleigenschaft. Der Prozeß gliche 
dem, als hätte eine Säure das Material verfressen, der Rest sei die Eigen- 
schaft. In Wirklichkeit ist es gar nicht so. Der Bauer lebt nicht dua- 
listisch, sondern idealistisch nach Hegel: er besteht nicht aus einem 
Körper und einer Seele, sondern sein Körper ist der Abglanz der Idee 
— er ist eine verkörperte Idee. Der Bauer ist die Verkörperung der 
Spielregel, eine sinnliche Spielregel. Der König auf dem Schachbrett 
ist nur eine sinnliche Spielregel und der König auf dem Throne ist 
nur eine sinnliche Rechtsregel, ein verkörperter Paragraph der Kon- 
stitution: beide leben nach Hegel. 

Ein Schachstein ist ein Naturding mit allen Eigenschaften eines 
solchen, es ist ein Stück Vermögen — und doch existiert das alles 
gar nicht für den Bauer auf dem Schachbrette. 

Und warum? Weil die Welt, in der der Bauer lebt gar nichts mit 
jener zu tun hat, die der liebe Gott geschaffen hat, weil er in einer 
von Menschen geschaffenen Welt lebt. Für diese Welt gilt nichts von 
dem, was für jene gilt. 

Ist der Bauer eine Abstraktion, so ist es eine reale Abstraktion, 
denn im realen Leben (der Spielwelt) existiert nur diese besondere 
Seite. 

Was wir von der Spielwelt gesagt haben, das gilt gerade so von 
der sozialen Welt. Auch sie ist nicht von Gott, sondern von den Men- 
schen geschaffen. 

Wenn die soziale Welt nichts von der derben Körperlichkeit der 
Naturdinge wissen will, so wimmelt es von »vornehmen Abstraktionen«. 
Von diesen Abstraktionen sind wir umgeben und wir begegnen ihnen 
auf jeden Schritt und Tritt, ohne uns davon Rechenschaft abzugeben. 
Im Reichstage gibt es Reichstagsabgeordnete — eine reale Abstraktion. 
Eine Abstraktion vom Standpunkte der Menschen, die im Reichs- 
tage sitzen, eine Realität vom Standpunkte der Verfassung. Im Reichs- 
tage gibt es nur Reichstagsabgeordnete, und die ganze derbe 
Körperlichkeit der Volksboten ist nur die Verkörperung der »vor- 
nehmen Abstraktion«. Solche Beispiele lassen sich unbegrenzt auf- 
führen. 

Kapital, sagt Schmoller, ist eine Sache, es stellt ein Vermögens- 
stück dar und wirft Profit ab. 

Die Natur kennt keinen Profit, und die soziale Welt keine Sachen, 
wohl aber sind Sachen für unsere moderne soziale Welt die Verkör- 
perung einer sozialen Substanz. 

Die Definition, durch und durch fetischistisch, beruht auf einem 
Verstoß gegen die Begriffe sowohl der gedanklichen als auch der realen 
Abstraktion. 


Die Gesetzmäßigkeit in der Bewegung 
der Bevölkerung. 


Von 


FERDINAND TOENNIES. 


I. Eheschließungen. 


In den hier vorgelegten Untersuchungen sind zunächst die Daten 
zugrunde gelegt, die über die Bewegung der Bevölkerung im Deutschen 
Reiche seit seiner Begründung alljährlich durch das Kais. statistische 
Amt bekannt gemacht werden und für die Zeit des Menschenalters das 
dahinter liegt in dem berühmten Bande 44 der Statistik des Deutschen 
Reiches zusammengestellt worden sind; auch diese letzteren beziehen 
sich also auf das gesamte Gebiet des heutigen Deutschen Reiches. 

Ich betrachte diese nach einer bisher nicht darauf angewandten 
Methode, indem ich für die ganze Zeitspanne von 1841 bis 1912, d. i. für 
72 Jahre, zunächst die absolute Zahl jedes Jahres mit der ab- 
soluten Zahl jedes vorhergehenden Jahres verglichen habe und die 
Vermehrung oder Verminderung auf Zehntausend dieser jedesmal 
vorausgehenden Zahl ausdrücke, so daß die hier angegebenen Ziftern 
ein positives (+) oder negatives (—) Inkrement anzeigen — das 
negative wird aber gelegentlich auch mit seinem richtigen Namen als 
Dekrement genannt werden. Es liegt dabei die Voraussetzung zu- 
grunde, daß die Differenz der betrachteten Vorgänge, ihrer 
Summe nach, von der Summe des vorausgehenden Jahres, gleichsam 
die Antwort darstellt auf gewiße Veränderungen der Zustände, 
die für diese Vorgänge bestimmend sind, und daß die Empfindlich- 
keit, die in den Veränderungen jener Vorgänge, also in der »Bewegung 
der Bevölkerung« sich ausdrückt, nach Analogie des psychophy- 
sischen Grundgesetzes den relativen Reizzuwüchsen oder Reiz- 
verminderungen proportional sei, daher auch selber in relativen 
Inkrementen zur Erscheinung komme. Dies Verhältnis dürfte am 
einfachsten und klarsten bei den Eheschließungen, als auf 
freien Handlungen der Menschen beruhenden Vorgängen, zutage 
treten. Es wird also auf diese nicht sowohl die absolute Güte oder 
Schlechtigkeit des volkswirtschaftlichen Zustandes in einer gegebenen 
Zeit, als die Besserung oder Verschlechterung dieses Zustandes wirken; 
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nicht sowohl die Schwere oder Leichtigkeit der Familiengründung, als 
die Erschwerung oder Erleichterung wird die Entschlüsse dazu ver- 
mindern oder vermehren; und wie die Veränderung des volkswirt- 
schaftlichen Zustandes am richtigsten durch Vergleichung des Zu- 
standes in einer gegebenen Zeitspanne (z. B. in einem Jahre) mit 
dem Zustande in einer gleichen vorausgehenden Zeitspanne gewonnen 
und in Relation zu diesem gewesenen ausgedrückt wird (z. B. die Lohn- 
höhe als prozentuales Inkrement oder Dekrement des Lohnes), so 
werden wir auch die entsprechenden Vorgänge am besten begreifen, 
wenn wir ihre relative Veränderung ins Auge fassen. 

Was aber das Verhältnis der Reflexe zu den Reizen betrifft, so 
wird sich im allgemeinen erwarten lassen: je niedriger der Stand — 
z. B. der Eheschließungen in einem Jahre, verglichen mit einem ge- 
dachten normalen Stand — um so leichter wird schon ein schwacher 
Reiz von positivem Charakter genügen, diesen Stand zu heben, und 
ein um so stärkerer Reiz von negativem Charakter wird dazu gehören, 
ihn noch weiter zu senken. Umgekehrt: je höher der Stand, um so 
leichter wird ein schwacher Reiz von negativem Charakter ihn senken, 
und um so mehr wird ein besonders starker Reiz von positivem Cha- 
rakter dazu erforderlich sein, ihn noch höher zu heben. 

I. (Inkremente A). Es wird also zunächst eine Uebersicht über 
die Zahlen, ihre absoluten und relativen Inkremente und Dekremente, 
durch den ganzen Verlauf der 72 Jahre, vorgelegt, an deren Spitze also 
die Zahl des Jahres 1841, am Fuße die des Jahres 1912 erscheint 


Tabelle r. Inkremente A. 
1841 270 713. 


Zu- oder Abnahme Inkrement Zu- oder Abnahme Inkrement 
(Inkrement) pro 10 Tausend (Inkrement) pro ıo Tausend 
1842 + 7310 = + 270 1863 + 18088 = + 579 
1843 — I 6650 = — 59 1804 + 4278 = + 129 
1844 + 2992 = + 113 1865 + 19194 = + 573 
1845 + 544 = + 10 1866 — 34605 = — 978 
1846 — 5770 = — 199 1867 + 44289 = +1387 
1847 — 22440 = — 818 1868 — 5575 = — 153 
1848 + 14462 = + 631 1869 + 26351 = + 736 
1849 + 22238 = + 749 1870 — 70300 = — 1829 
1850 + 12527 = + 456 1871 + 22784 = + 725 
1851 — 3163= — 103 1872 + 87155 = + 2583 
1852 — 2239 = — 753 1873 — 7851 = — 15 
1853 + 176= + 6 1874 — 15767 = — 378 
1854 — 19302 = — 702 1875 — 13536 = — 338 
1855 — 2775 = — 108 1876 — 19816 = — 512 
1856 + 20350 = + 805 1877 — I9138 = — 52I 
1857 + 31705 = + 1162 1878 — 7776 = — 223 
1858 + 9094= + 298 | 1879 — 493 = — 144 
1859 — 1503 = — 478 1880o + 2229= + 66 
1860 + 3758 = + 1235 | 188 + I56I1= + 46 
1861 — 6963 = — 230 | 1882 + 115483 = + 340 
1862 + 16813 = + 569 | 1883 + 2542 = + 72 
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Zu- oder Abnahme Inkrement Zu- oder Abnahme Inkrement 
(Inkrement) pro 10 Tausend (Inkrement) pro ro Tausend 
1884 + 9597 = + 215 1899 + 12642 = + 275 
1885 + 6023= + 166 19000 + 4972 = + 105 
1886 + 3707 = + 100 Igooı — 8162 = — IJI 
1887 — 1667] = — 44 1902 — II 12I = — 237 
1888 + 5995 = + 161 1903 + 5942 = + 129 
1889 + 12685 = + 334 1904 + 14672 = + 316 
1890o + 6017= + 154 1905 + 8084 = + 164 
I89I + 4042 = + 102 1906 + 13084 = + 269 
1892 — 623 = — 15 1907 + 4974 = + 99 
1893 + 2459= + 61 1908 — 334 = — 66 
1894 + 6832 = + 170 19009 — 6493 = — 129 
1895 + 6152 = + 150 I19gI10o + 2269 = + 35 
1896 + 17889 = + 43I I9II + 16423 = + 330 
1897 + 15663 = + 316 I19I12 + 10672 = + 227 
1898 + II 107 = + 248 | IQI2 523 49I 


Ich betrachte zunächst die Vorzeichen. Ein positives ist die 
Regel: offenbar, weil in der ganzen Zeitspanne die Volksmenge fort- 
während gewachsen ist; wie denn die auf r000 Einwohner berechnete 
Relativziffer der Eheschließungen (die später erörtert werden soll) 
nur wenig schwankt. Von der Regel aber gibt es nicht wenige Aus- 
nahmen: in den 71 Jahren 25, also etwas mehr als ein Drittel der Fälle. 
Dabei fallen sogleich folgende Merkmale in die Augen: I. Seit 1880 
wird das Minus-Vorzeichen selten, es kommt in diesen letzten 33 Jahren 
nur noch 6 mal vor, also kaum in !/, der Fälle, dagegen 19 mal, also ge- 
nau in der Hälfte der Fälle in den vorausgehenden 38 Jahren. 2. Von 
diesen ıg Fällen folgen nicht weniger als 7 auf einander, die letzten der 
38 Jahre (1873—1879): dieser stetige Abfall erklärt sich teils aus der 
ungewöhnlichen Höhe, die unmittelbar nach dem Kriege, insbesondere 
durch die enorme Steigerung des Jahres 1872, erreicht war; teils aber 
aus dem Rückgange der Konjunktur unmittelbar nach diesem Höhe- 
punkte, und aus der schweren Krisis des wirtschaftlichen Lebens, die in 
ganz Europa und aus Amerika um die Mitte der 70er Jahre einsetzte. 
3. Eine schwach unterbrochene Folge von negativen Vorzeichen 
tritt auch in der ersten Hälfte der 50er Jahre auf, gleichfalls nach 
bedeutenden Steigerungen, wodurch die Revolutionsjahre 1848—50 
sich auszeichnen: der Zusammenhang mit den allgemeinen Stimmun-' 
gen wird hier verstärkt durch die Wirkungen sinkender Kornpreise 
1848 und 1849, steigender in den folgenden Jahren, die dann auch eine 
starke Zunahme der Auswanderung, besonders aus Süddeutschland, 
zur Folge hatten. 4. Auch das Jahr 1843 ist durch relativ hohen 
Roggenpreis bezeichnet, vollends gilt dies von den »Hungerjahren« 
1846 und 1847. 5. Inder Periode 1859—1872 wirken Kriegsbefürch- 
tungen und Kriegszustände deutlich ein: 1859 die preußische Mobil- 
machung, 1861 wird der Ausbruch des amerikanischen Bürgerkrieges 
auch auf die deutsche Industrie gewirkt haben, 1866 und 1870 spre- 
chen für sich selber. 6. Auch 1887 wird die Kriegsbefürchtung infolge 
des »Boulange« in Frankreich, und des Gebrauches, den Bismarck 
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davon machte, abschreckend gewirkt haben. 7. Das Jahr 1892 folgte 
einem Jahre des Mißwachses und sehr hoher Getreidepreise. 8. Die 
letzten 4 Fälle: Ig0oI und 1902, 1908 und 1909 sind sämtlich ausge- 
sprochene Krisenjahre. 

Von den hier bedeuteten Zusammenhängen werden diejenigen 
mit den Getreidepreisen — eine der ältesten und ehemals sichersten 
Beobachtungen der Bevölkerungsstatistik — und mit den wirtschaft- 
lichen Krisen nachher näher betrachtet werden. 

Ich habe zunächst die ganze Reihe daraufhin geprüft, ob etwa 
in dem Wechsel eine Regel entdeckt werden könne; ob so etwas wie 
ein Rhythmus in den Schwankungen der Inkremente wahrnehmbar sei. 

Da ist mir nun zunächst aufgefallen, daß von 1848 an jedes achte 
Jahr ein verhältnismäßig hohes Inkrement aufweist, und zwar so, 
daB von den g Fällen kein einziger zu den Minus-Fällen gehört; ähnlich 
verhalten sich die jedesmal folgenden Jahre, also 1849—1857—1865 
usw., denn hier kommt unter 8 Fällen nur ı Minus-Fall vor; auch 
unter den g Fällen 1842—1850— 1858 usw. begegnet nur 2 mal ein De- 
krement, also noch erheblich seltener, als nach der allgemeinen Wahr- 
scheinlichkeit, da diese Minus-Fälle mehr als den dritten Teil sämt- 
licher Fälle ausmachen. Ganz anderes stellt sich heraus, wenn die 
Jahre betrachtet werden, die jedesmal um 4 Einheiten früher und später 
liegen, also 1844, 1852, 1860 usw.: hier sind von g Fällen 5 negativ; 
unter den jedesmal folgenden Jahren 1845, 1853, 1861 usw. von 9 
Fällen 4, und unter den dann folgenden: 1846, 1854, 1862 usw. wieder- 
um von 9 Fällen 5. 

Diese Beobachtungen brachten mich darauf, mit Weglassung der 
beiden ersten Jahre, von 1844 an die Inkremente so zu ordnen, daß 
jedesmal 4 und 4 zusammengestellt werden, also Gruppen, in denen 
vermutlich der negative Charakter stärker in die Erscheinung trete, 
solchen gegenüber, in denen das Gegenteil erwartet wird. Es ergab 
sich daraus folgende Tabelle, die zunächst bis 1907 einschl. geführt 
worden ist, also 64 = 8 x 8 Jahre umfaßt !): 


Tabelle 2. 


Inkremente der absoluten Zahlen der Ehe- 
schließungen im Gebiete des heutigen Deut- 
schen Reiches 1844—1907. 


I. N H N H 
1844 + 113 1848 + 631 1852 — 753 1856 + 805 
1845 + 16 1849 + 749 1853 + 6 1857 + 1162 
1846 — 199 1850 + 450 1854 — 702 1858 + 208 
1847 — 818 1851 — 103 | 1855 — 108 1859 — 478 





1) Die 64 Jahre sind hier in 4 X 16 Jahre eingeteilt worden (I—IV), 
und jede dieser 4 Gruppen wiederum in Untergruppen von je 4 Jahren, mit 
welcher zweiten Gruppierung das wichtigste Ergebnis dieser Forschung vor- 
weggenommen ist: daß nämlich jede dieser Untergruppen einen bestimmbaren 
Zusammenhang hat und in der hier darzustellenden Weise eine Einheit 
darstellt. Die Tabelle muß also so gelesen werden, daß die Untergruppe 
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II. 
1860 
1861 
1862 
1863 


III. 
1876 
1877 
1878 
1879 


IV. 
1892 
1893 
1894 
1895 


Free 


+++ | 


125 
230 
569 
579 


512 
521 
223 
144 


15 
6I 
170 
150 
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1864 
1865 
1866 
1867 


1880 
1881 
1882 
1883 


1896 
1897 
1898 


1899 


++++  +l++# 


++++ 


129 


573 
978 


1387 


66 
46 
340 
72 


43I 
316 
248 
275 


1868 
1869 
1870 
1871 


1884 
1885 
1886 
1887 


1900 
1901 
1902 
1903 


I+++ +lI+Ilz 


| + 


+ | 


153 
736 
1829 
725 


215 
166 
100 


44 


105 
171 
237 
129 


1872 
1873 
1874 
1875 


1888 
1889 


1890 
1891 


1904 
1905 
1906 
1907 


Wir bemerken sogleich die verschiedene Verteilung 
zeichen auf der N-Seite und auf der H-Seite. 


N 


16 + 


16 


26 
6 


H 


+ 


+ 2588 
— 185 
— 378 
338 


161 


334 
154 
102 


++++ 


316 
164 
269 

99 


++++ 


der Vor- 


Während auf der N-Seite die Inkremente und die Dekremente sich 
die Wage halten, überwiegen auf der H-Seite jene stark. 
Der Unterschied zeigt sich auch in jeder der vier großen Gruppen, 
ausgenommen in der zweiten. 


I 


II 


III 


IV 


Ww on WW ww un in ww 
I+I+1I+I+ 


N 


e. 


oo on» N © 
letik E 


O 


Und sogar, wenn je 2 Untergruppen verglichen werden, so ist 
nur in einer einzigen die N-Seite mit positiven Vorzeichen überlegen 


Ia 


Ib 


II a 


II b 


NN HM WW HM DD 


N 


I+tIi+Ii+I+ 


DD m m W m U mm U 
I+i+i+iIi+ 


H 


IV b 


NN H WW MUA 


N 


I+Ii+I+I+ 


OA OA OA OA 
I+I+I+I+ 


H 


rechts immer die Jahre enthält, die auf die entsprechende Untergruppe links 
folgen, was auch aus den beigesetzten Jahreszahlen ersichtlich ist. 
die Untergruppen links N, die Untergruppen rechts H. 


Ich nenne 
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Diese durchgehende Ordnung und Abwechslung ist um so merk- 
würdiger, da sie auch durch die Kriegsjahre und ihre Folgen zwar 
stark beeinflußt, aber nicht gestört worden ist. Die einzige Ausnahme 
innerhalb der Untergruppen ist durch das »Milliardenjahr« 1872 ver- 
ursacht, das die Zahl (der Eheschließungen) auf eine so enorme Höhe 
brachte, daß sie, trotz der noch einige Jahre anhaltenden Konjunktur 
(freilich erhielt diese schon 1873 durch den »Wiener Krach« ihren ersten 
heftigen Stoß) sich nicht auf dieser Höhe zu halten vermochte. Die 
Verminderung bedeutete hier immer noch ein Beharren auf ungewöhn- 
licher Höhe. 

Es schien mir nun geboten, auch das durchschnittliche 
Inkrement jedes dieser Jahrvierte festzustellen, oder — was 
dasselbe sagen will — die Inkremente resp. Dekremente jedes Jahr- 
viertes zu summieren. Dies ist im folgenden geschehen, indem links 
die Summen, rechts dieselben, dividiert durch 4, verzeichnet werden 
(die Quotienten sind abgerundet). 


Tabelle 3. 
Durchschnitt- 
Jahrviert, Summen der liches Inkre- 
endend Inkremente ment des 

Jahrvierts. 
1847 — 88S — 222 
1851 + 1733 + 433 
1855 — 1557 — 389 
1859 + 1787 + 447 
1863 + 1043 + 261 
1867 + ıııı + 278 
1871 — 52I — 130 
1875 + 1687 + 422 
1879 — 1397 — 349 
1883 + 524 + 131 
1887 + 437 + 109 
1891 + 751 + 188 
1895 + 366 + 9I 
1899 + 1270 + 317 
1903 — 174 — 43 
1907 + 848 + 212 


Vergleichen wir die Folge der Jahrvierte (wobei es natürlich 
gleichgültig ist, ob wir, wie geschehen wird, die Reihe rechts oder die 
Reihe links nehmen), so stellt sich heraus, daß sie ausnahms- 
los in einer Zickzacklinie sich bewegt, welche 
Linie sich in der beliebten niedlichen Weise graphisch darstellen ließe, 
worauf ich aber, um der Meinung, daß diese Veranschaulichung eine 
Methode sei, energisch zu widersprechen, verzichte. Die Sache 
läßt sich ebenso deutlich machen (für den, der sie nicht unmittelbar 
herausliest) dadurch, daß die Differenz jedes Durchschnittes vom 
vorausgehenden verzeichnet wird. Der erste Durchschnitt tritt so 
an die Spitze, seine Differenz vom vorausgehenden ist freilich unbe- 
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kannt, aber höchst wahrscheinlich negativ, da er selber negatives Vor- 
zeichen hat. Ich schalte daher die Fiktion ein, daß das vorausgehende 
Jahrviert den Durchschnitt o aufweise. Wir ordnen nun die Jahr- 
vierte wieder, wie früher, unter 


Jahrviert, N Jahrviert, H 

endend 1847 — 222 endend 1851 + 655 

1855 — 822 1859 + 836 

1863 — 186 1867 + 17 

1871 — 408 1875 + 552 

1879 — 771 1883 + 480 

1887 — 22 1891 + 79 

18955 — 97 1899 + 226 

1903 — 360 1907 + 255 

Summa Summarum — 2888 + 3100 
Durchschnitt dieser Durchschnitt dieser 

8 Jahrviertte — 361 8 Jahrvierte + 387 


Betrachten wir nun die einzelnen Jahre jedes Quadri- 
enniums, und nennen das erste Jahr auf der N-Seite a, auf der H-Seite 
A, usw. bis d und D, so stellt sich heraus:! 


N H 
a 4 + A 8 + 
4 = 2. 
b 5 + B aba 
3. I: 
c 3+ C 6 + 
Je 2 — 
d 4+ D 5+ 
4. 3.— 


Jede einzelne Stelle enthält also auf der H-Seite eine größere 
Anzahl positiver, folglich eine geringere Anzahl negativer Inkremente, 
als auf der N-Seite. Auf der H-Seite ist auch die Abstufung merk- 
würdig: die erste Stelle ist am stärksten (mit den Plus-Vorzeichen), 
die letzte am schwächsten. Auf der N-Seite ist eine entsprechende Ab- 
stufung nicht erkennbar; auffallend ist nur die größere Zahl der Plus- 
Vorzeichen an zweiter Stelle. Nun sind aber nicht die Vorzeichen 
allein charakteristisch, sondern auch die Ziffern der In- resp. Dekre- 
mente. Ich habe daher die ganze Zahl in 16 Gruppen, der Höhe nach 
eingeteilt, sodaß die vier höchsten positiven Zahlen die erste, die vier 
höchsten negativen die letzte Nummer (I—XVI) erhalten. In der fol- 
genden Tabelle sind die Jahre insgesamt wiederholt, je mit ihrer 
Nummer, übrigens in derselben Anordnung wie früher. 
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Tabelle 4. 

N H 
1844 VIII 1848 II 
1845 XI 1849 II 
1846 XIII 1850 III 
1847 XVI 1851 XII 
1852 XVI 1856 I 
1853 XI 1857 I 
1854 XV 1858 Vv 
1855 XII 1859 XV 
1860 VIII 1864 VIII 
186r XIV 1865 ITI 
1862 III 1866 XVI 
1863 III 1867 I 
1968 XII 1872 I 
1869 II 1873 XIII 
1870 XVI 1874 XIV 
1871 II 1875 XIV 
1876 XV 1880 X 
1877 XV 1881 x 
1878 XIII 1882 IV 
1879 XII 1883 X 
1884 VI 1888 VII 
1885 VI 1889 IV 
1586 IX ı8go VII 
1887 XI 1891 IX 
1892 XI 1896 IV 
1893 X 1897 IV 
1894 VI 1898 VI 
1895 VIII 1899 V 
1900 IX 1904 V 
ıgoı XIII 1905 VII 
1902 XIV 1906 V 
1903 VII 1907 IX 


a a EEE eia a a SE a a ee 


Addieren wir die Nummern jedes Jahrviertes, so ergeben sich 


folgende Zahlen: 
N H Auf der H-Seite 
mehr (++) oder weniger (—) 
48 19 — 29 
54 22 — 32 
28 28 o 
32 42 + Io 
55 34 — 2I 
32 27 — 5 
35 19 — 16 
43 26 = 17. 





Ges.-Summe 


327 Ges.-Summe 217 


158 Ferdinand Toennies, 


Nur in einem einzigen Jahrviert ist die Summe auf der H-Seite 
höher und in dem vorausgehenden sind sie auf beiden Seiten gleich. An 
den 6 übrigen Stellen ist sie auf der N-Seite höher, und zwar in fol- 
genden Verhältnissen. Wenn die H-Seite = I00 gesetzt wird: 252, 
245, IOI, 118, 184, 165 ; die Gesamtsummen verhalten sich wie 100 : 150. 
Man erinnere sich, daß die hohen Zahlen hier die Neigung nach 
dem negativen, die niedrigen diejenigen nach dem positiven Maxi- 
mum bezeichnen. 

Die beiden Paare aber, wo die N-Seite nich t die höheren Ziffern auf- 
weist, und besonders das, wo das umgekehrte Verhältnis statthat, 
sind als Ausnahmen charakteristisch; denn diese sind offenbar durch 
die Kriegsjahre bewirkt: nämlich I. durch das stark negative Inkre- 
ment des Jahres 1866, 2. durch die sukzessiven bedeutenden Abfälle 
nach der unverhältnismäßig hohen Steigerung des Jahres 1872, die 
ihrerseits gleich der geringeren von 1871 als Reaktion gegen den Ab- 
fall von 1870 deutlich hervortritt. Auf die Ursachen der Inkrementen- 
Höhen wird später zurückzukommen sein. — Vergleichen wir aber 
jedes Jahr mit dem korrespondierenden — also mit dem 4 Jahre spä- 
teren —, so ergibt sich, daß nur 6 mal das Jahr auf der H-Seite eine 
höhere Nummer (also eine geringere Inkrementenklasse) aufweist. 
2 mal die gleiche, so daß in den übrigen 24 von 32 Fäl- 
len, d.i.in 75 Prozent der Fälle, umgekehrt die 
höhere Nummer auf der N-Seite sich findet. Und 
wenn wir die Inkremente selber mit einander vergleichen, so zeigt 
sich, daß auch in den 2 Fällen, wo die Nummer auf beiden Seiten gleich, 
die H-Seite das höhere Inkrement hat (1860—64, 1894—98), so daß 
nur die 6 Ausnahme-Paare übrig bleiben und die Zahl der regulären 
Fälle auf 26 von 32 = 81 Prozent, sich erhöht! — In den 6 Ausnahme- 
paaren haben wiederum Kriege, Kriegsbefürchtungen, Kriegsfolgen 
zumeist, wenn nicht immer, auf der H-Seite die entscheidende Wir- 
kung geübt: ı. 1859 mit bedeutendem negativem Inkrement (—47,8), 
kann mit Sicherheit auf die preußische Mobilmachung zurückgeführt 
werden; der Abfall ist in Preußen (alten Umfanges) viel stärker 
(— 1004). 2. 1866: Auch hier ist der Abfall in Preußen stärker (— 1387), 
umgekehrt aber der Aufschwung im folgenden Jahre (1867) sehr viel 
lebhafter (+ 4659 gegen + 1387 im gesamten Gebiete). 3. und 4. Der 
Zusammenhang der Abfälle nach 1872 mit den vorausgehenden 
Kriegsjahren wurde schon erwähnt. 5. Das verhältnismäßig geringe 
Inkrement des Jahres 1888 dürfte, da es ein starker ökonomischer 
Aufschwung war, durch die Aufregungen, die der zwiefache Thron- 
wechsel zur Folge hatte, und die Kriegsbefürchtungen, die sich an 
den zweiten hingen, verursacht sein. 6. Auch das noch geringere In- 
krement von 1907 möchte ich mit Kriegsbefürchtungen in Verbindung 
bringen. 

Es folgt hier die Gegenüberstellung der Ziffern nach denStellen 
innerhalb jedes Jahrvierts: (Tab. s. nächste S.) 

Auf der H-Seite wird mit jeder folgenden Stelle die Summe höher, 
also das durchschnittliche Inkrement geringer; auf der N-Seite fällt 
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1. Stelle 2. Stelle 3. Stelle 4. Stelle 

VIII II XI II XIII III XVI XI 

XVI I XI I XV V XII XVII 

VIII VIII XIV II III XVI III I 

XII I II XIII XVI XIV II XIV 

XV X XV X XIII IV XII X 

VI VII VI IV IX VII XI IX 

XI IV X IV VI VI VIII V 

IX vV XIII VII XIV V VII IX 

Summe 85 38 82 44 89 60 7I 75 


diese Summe in korrespondierender Weise, mit Ausnahme der 
dritten Stelle, wo sie am höchsten steigt, um dann aber an der 
vierten niedriger als die H-Seite zu werden. 

Nehmen wir aber die Inkremente selber an jeder Stelle zusam- 
men — ihre Summe, in der die negativen gegen die positiven ausge- 
glichen werden, um dann den Durchschnitt zu gewinnen, so ergibt sich: 


an I. Stelle N — 875 Durchschn. — 109; H + 5127 Durchschn. + 641 


b2 « N + 63 » + 8 H + 2113 » + 264 
» 3. 3 N — 2251 » — 281; H + 409 » + 51 
24 >? N + 470 ? + 59; H + 1016 ’ + 127 


In Uebereinstimmung mit den Ziffern-Summen ergibt sich, daß 
der Durchschnitt auf der N-Seite an dritter Stelle am niedrigsten; 
aber auch auf der H-Seite ist er an dritter Stelle am niedrigsten, 
der niedrige Durchschnitt hier ist freilich hauptsächlich durch das 
Jahr 1866 verursacht. Am höchsten aber ist es auf der N-Seite an der 
vierten, auf der H-Seite an erster Stelle: dies bedeutet jedes- 
mal zwei aufeinander folgende Jahre! 

Die Differenz der Durchschnitte ist (H mehr als N): 


an I. Stele + 750 an 3. Stelle + 332 

» 2 4 + 256 . 4. > + 08 

also an erster am größten, an vierter am geringsten. Aber der absolut 
tiefste Durchschnitt liegt an dritter Stelle auf der N-Seite, der ab- 
solut höchste an erster auf der H-Seite; der zweitniedrigste an erster 
auf jener, der zweithöchste an zweiter auf dieser. Zu bemerken ist 
noch, daß die vierte Stelle auf der N-Seite einen etwas höheren Durch- 
schnitt aufweist, als die dritte auf der H-Seite, während sonst alle 
Durchschnitte auf jener niedriger sind als auf dieser. 

Ich werde nun ebenso die Relativ-Ziffern darstellen, d.h. die Ehe- 
schlieBungsziffer jedes Jahres in ihrem Verhältnisse zu der des vor- 
ausgehenden Jahres; und zwar sollen de absoluten Inkre- 
mente (resp. Dekremente) vorangestellt werden, d. h. die Differenzen 
der auf 100 000 Einwohner (= der gewöhnlichen Promille-Ziffer mit 
2 Dezimalstellen) berechneten Ziffer der getrauten Personen (nicht 
der Eheschließungen); dann sind auch (durch das Gleichheitszeichen 
verbunden) die relativen Inkremente in °%, der jedesmal vor- 
hergehenden Ziffer verrechnet worden, obschon hier die Differenzen 
so gering sind, daß die absoluten genügen könnten: (S. n. Seite.) 
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Tabelle 5. 
1843: 1638. 
Tafel der InkrementeB. 
(Hier sind auch die 5 Jahre nach 1907 hinzugefügt worden) 




















N 00 H °/00 
1844 + 3= + 7 1848 + 88 = + 00, 
1845 — 15= — 9, 1849 + 107 = + 69% 
1846 — 47 = — 28, 1850 + 60o = + 37% 
1847 — 136 = — 86, 1851 — 32 — 18, 
1852 — 136 = — Bie 1856 + 107 = + 7ôs 
1853 — 4= — 2 1857 + 1603 = + 108, 
1854 — III = — 727 1858 + 35 = + 20, 
1855 — 17 = — 12, 1859 — 97 = — 56, 
1860 + 2= +7, 1864 + 4= + 2, 
1861 — 53 = — 32, 1865 + Siı= + 47 
1862 + 3= + 4% 1866 — 184 = — 102, 
1863 + 76 + 406 1867 + 211 = + 131, 
1868 — 36 = — 19 1872 + 416 = + 253, 
1869 + 118 = + 60, 1873 — 56 = — 27 
1870 — 359 = —189, 1874 — 96 = — 479 
1871 + 104 = +07 1875 — 87 = — 456 
1876 — 116 = — 63, 1880 — 5= — 33 
1877 -— 19 = — 63, 1881 — 4= — 2 
1878 — 54 = — 33s 1882 + 41 = + 274 
1879 — 40 = — 25 1883 + I= + 0, 
1884 + 3I = + 20 1888 + 8 + 5} 
1885 + 1 4= + 8 1889 + 34= + 21, 
1880 + 2= + 1 1890 + 8= + 50 
1887 — 25 = — 15, 1891 + i= + 0, 
1892 — 2I = — 13, 1890 + 44 = + 276 
1893 — 4= — 2; 1897 + 35 = + 2I}; 
1894 + 8 = + 59 1898 + 1I7 = + To, 
18595 + 4= + 2 18599 + 20= + II; 
0 — 6 = — 4p 1904 + 28 = + 17, 
I90OI — 52 = — 30, 1905 + 4 = + 24 
902 — = — 35, 1900 + I8 = + I, 
1003 — 2= — 1, 1907 — 4= — 2, 
[1908 — 34 = — 20 1912 + 2= + 74 
1909 — 40= — 25, 
I9IOð — I4 = — 9 19I2 = 1588 
I9II + 32 = + 20, 


Das durchschnittliche relativierte Inkrement der auf ī00 000 
Einwohner bezogenen Relativ-Ziffer der getrauten Personen für die 
64 Jahre 1844/1907 ist +1,4 %% d. h. die Schwankungen dieser Re- 
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lativ-Ziffer heben sich nahezu auf: denn für die gewöhnlich berechnete 
Promille-Ziffer wäre es eine durchschnittliche Steigerung von 0,001 %. 
Der Durchschnitt der 32 N-Stellen ist aber — 17,5°/,, der 32 H-Stellen 
+ 20,4°/o0- 

Natürlich sind hier die Minus-Vorzeichen häufiger, da manches 
absolute Plus ein Minus der Relativ-Ziffer bedeutet; die Verteilung ist 
in den 64 Jahren 1844/1907 


auf der N-Seite auf der H-Seite 
Fr 23 + 
21 — 9 — 


insofern also noch charakteristischer, als die Vorzeichen nahezu in 
umgekehrtem Verhältnisse verteilt sind: auf der N-Seite 21 : 32 = 
65,6% Minus, auf der H-Seite 23 : 32 = 71,8% Plus. 

Eine noch auffallendere Verteilung der Vorzeichen ergibt sich, wenn 
aus den (relativierten) Inkrementen der absoluten Zahlen der 
Durchschnitt genommen wird und dann die jedesmalige Abweichung 
jedes Inkrementes von diesem Durchschnitte registriert wird. Die 
Gesamt-Summe der 64 Jahre ergibt nämlich (+ II 556 — 4537 =) 
+7019, und diese durch 64 dividiert = + 109 (auf IO 000) oder 
rund 1% — das wäre das Inkrement, das der durchschnittlichen Zu- 
nahme der Volksmenge entspräche, und damit stimmt die Tatsache 
überein, daß die Heirats-Tendenz, bei gegebener Volks- 
menge, im Laufe der Jahre und Jahrzehnte, wenig variiert. Wenn 
wir das Mittel der Relativ-Ziffern (auf Io 000 Einwohner) für die 
6 Jahrzehnte 1841/1900 nehmen, so schwankt es in geringer Weise 














Tabelle 6. 
Differenzen von + 109. Tafel der Inkremente C. 
N H H N 

1844 + 4 1848 + 522 1852 — 862 1856 + 694 

1845 — 93 1849 + 640 1853 — 103 1857 + 1053 

1846 — 308 1850 + 347 1854 — 8ız 1858 + 189 

1847 — 927 1851 — 212 1855 — 217 1859 — 587 

1860 + I6 1864 + 20 1868 — 202 1872 + 2479 

1861 — 339 1865 + 464 1869 + 627 1873 — 294 

1862 + 460 1866 — 1077 1870 — 1920 1874 — 477 
__ 1863 + 470 1867 -+ 1278 1871 + 616 1875 — 44 
1876 — 621 1880 — 43 1884 + 106 1888 + 52 

1877 — 630 1881 — 63 1885 + 57 1889 + 225 

1878 — 332 1882 + 23I 1886 — 9 1890 + 45 

1879 — 253 1883 — 37 1887 — 153 1891 — 7 

1892 — 124 1896 + 322 1900 — 4 1904 + 206 

1893 — 48 1897 + 207 I90I — 280 1905 + 255 

1894 + 6I 1898 + 139 1902 — 346 19060 + 160 
_1895 + 41 1899 + 166 1903 + 2I 19007 — 10 

1908 — 9 1902 + u8 => em 

19099 — 238 

1910 — 03 

I9II + 22I 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. ı. II 


162 Ferdinand Toennies, 


um 8I resp. 162, wenn die getrauten Personen anstatt der Eheschlie- 
Bungen gezählt werden. — Von jenem durchschnittlichen Inkrement 
der absoluten Zahlen, nämlich + 109, zeigen aber unsere 64 Jahre 
folgende Abweichungen, die wieder in der früheren Verteilung darge- 
stellt werden mögen: (Tab. 6 s. S. 161.) 

Bis zum Jahre 1879 stimmen die Vorzeichen mit denen der In- 
kremente B überein; von 1880 an aber weichen sie 6 mal voneinander 
ab. Die Verteilung der Vorzeichen gestaltet sich hier so, daß die Ge- 
samtzahl der Minus gleich der Gesamtzahl der Plus wird, und die 
Verteilung genau entgegengesetzt: 


auf der N-Seite auf der H-Seite Summe 
II + 2I + 32 + 
21 — I — 32 — 
32 32 
Und auf die Stellen kommen die Vorzeichen hier wie folgt: 
N H 
ı. Stelle 3+ 5 — 7+4 1-—- 
2; » 2 + 6 — 6 + 2 — 
3. » 2 + 6 — 6 + 2 — 
4 è 4 + 4— 2+ G= 
II + 2I — 2I + II — 
Etwas anders als bei den Relativ-Ziffern, wo auf 
N H 
T. Stelle 3+ 5— 7+ 1— 
2 » 2 + 6 — 6 + 2 — 
3.» 3+ 5— 6+ 2— 
4.» 3+ 5— 4+ 4— 
II -+ 2I — 23 + 9 — 


kommen. Während hier an jeder Stelle die H-Seite mit den posi- 
tiven Vorzeichen überlegen bleibt, tritt sie dort an vierter Stelle gegen 
die N-Seite zurück. 

Aber auch bei den Abweichungen der Inkremente A von ihrem 
Durchschnitte bleibt die Ueberlegenheit der H-Seite durchgehend, 
an jeder Stelle, wenn jedesmal sämtliche 8 Abweichungen addiert 
(die negativen gegen die positiven Inkremente aufgerechnet) werden. 
Es ergibt sich dann nämlich: (D. = Durchschnitt) 


Ueberlegenheit 

N = der H-Seite 

an I. Stelle — 1747 (D. — 218) + 4252 (D. + 531) + 5999 (D. + 749) 
an 2 » — 713 (D. — 89) + 2487 (D. + 311) + 3200 (D. + 400) 
an 3. »— 3206 (D. — 401) — 513 (D. — 130) + 2693 (D. + 277) 
an 4 » — 402 (D. — 50) + 144 (D. + 18) + 546 (D. + 68) 


Zugleich tritt hieraus deutlich de regelmäßige Ver- 
minderung der Ueberlegenheit hervor, und zwar so, daß der 
Unterschied zwischen der ersten und der zweiten, dann wieder der 
zwischen der dritten und der vierten Stelle am größten ist. 

Wenn aber alle Abweichungen vom durchschnittlichen Inkrement 
A summiert werden, ohne Rücksicht auf die Vorzeichen, so ergibt sich 
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als Summe 23 846, oder als durchschnittliche Abweichung (dividiert 
durch 64): 372. Beachtenswert ist nun, daß diese durchschnittliche Ab- 
weichung in den ersten 39 Jahren 22 mal übertroffen, seitdem aber 
d. h. in den letzten 25 Jahren (1883—1907) niemals wieder 
erreicht wird. (auch nicht 1908—ıgı2). Die Oszillationen der 
Inkremente sind also erheblich schwächer geworden. Darauf weist es 
auch hin, daß in diesen letzten 25 Jahren nur 4 negative Inkre- 
mente A vorkommen (in den vorausgehenden 39 Jahren 17 = 43%, 
dort nur 16%), und daß das höchste positive Inkrement dieser 25 
Jahre + 431 (1896) ist, das höchste negative — 237 (1902), während 
in den früheren 39 Jahren die positiven ıı mal über 500, die negativen 
ıo mal über 300 hinausgehen. — Die eingetretene Beruhigung ent- 
spricht in einigem Maße der Zunahme des Wohlstandes, der Ver- 
besserung der Massenlage im Deutschen Reiche, während der letzten 
25 Jahre, ist aber wohl am meisten durch die Erhaltung des äußeren 
und inneren Friedens bedingt gewesen. Innerhalb dieser jüngsten 
Periode ist freilich die zweite Hälfte wieder stürmischer geworden: 
während die 13 Jahre 1883—1895 eine durchschnittliche Abweichung 
(vom Gesamt-Durchschnitt der 64 Jahre) von nur 74 aufweisen, ist 
diese in den letzten 12 Jahren (1896—1907) wieder auf 159 gestiegen 
(auch in den 5 Jahren bis 1912 einschl. 162). In jenen ı3 Fällen ist 
aber 6 mal das Inkrement kleiner als + 109, in diesen 12 
Fällen nur 4 mal (in den letzten 5 Jahren aber wieder 3 mal!). — 

Um aber auf das Haupt-Thema zurückzukommen, sowohl diese 
Abweichungen (Inkremente C), als auch die Inkremente B zeigen, 
wenn ihre je vierjährigen Summen verglichen werden, denselben regel- 
mäßigen Wechsel, der früher signalisiert wurde: 

I. Die durchschnittliche Abweichung jedes Quadrienniums — In- 
kremente C— 


Tabelle 7. 
Quadriennium Quadriennium Fortschreitende Reihe der Differenzen der durch- 
H schnittlichen Abweichungen jedes Quadrienniums 
endend endend (die + bezeichen jedesmal die H Seite, die — 
jedesmal die N-Seite.) 
1847 — 331 1851 + 324 + 655 N H Ueberlegen- 
1855 — 498 1859 + 137 — 822 heit auf der 
1863 + 152 1867 + 171 + 835 H-Seite 
1871 — 235 1875 + 315 — 185 *— 331 + 655 *+ 986 
1879 — 459 1883 + 22 + 19 — 82 + 835 + 157 
1887 — o 181 + 17 — 406 oder — 185 + 19 + 204 
18955 — 17 1899 + 108 + 550 wie — 406 + 550 + 956 
1903 — 152 1907 + 153 — 114 zuvor — 774 + 471 +1245 
u = oo © + 471l geordnet: — 22 + 79 + Ior 
— 22 — 96 + 225 + 321 
+ 39 — 360 + 305 + 665 
— 96 — 215 ? ? 
+ 225 
— 360 
+ 305 
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2. Die Inkremente B (nicht relativiert). 


N 


Jahrviert, 
endend 


1847 


1855 
1863 


1871 
1879 
1887 
1895 
1903 
1911 


I+II 


|+] 


Die 


gangen, 


49 
67 
24 
46 


80 


32 
14 


H 
Jahrviert, 
endend 
1851 + 56 
1859 + 52 
1867 + 28 
1875 + 44 
1883 + 8 
ı89I + 13 
1899 + 28 
1907 + II 


Tabelle 8. 
Fortschreitende Reihe der 


N 


Differenzen (die + bezeich- 
nen jedesmal die H-Seite, 
die — jedesmal die N-Seite) 


I+i+1+1+1+1+1+| 


25 


oder 

wie 
zuvor 
geordnet: 


49 
123 
28 


74 
124 


16 


59 
25 


H 
Mehr auf 
der 
H-Seite 
+ 104 *+ 153 
+ IIQ + 242 
+ 4 + 3 
+ 90 + 164 
+ 88 + 212 
+ 8 + II 
+ 37 + 47 
+ 43 + 102 


Vergleichung der relativierten Inkremente B wird hier über- 


weil sie keine selbständige Bedeutung in Anspruch nimmt. 


II. 


— Für Preußen, alten Umfanges, läßt sich die Bewegung 
der Bevölkerung bis zum Jahre 1816 zurück verfolgen. Ich ordne 
die Zahlen der Eheschließungen (nach preußischer Statistik H.48) auch 
hier, gemäß der Hypothese, daß der 8 jährige Zyklus schon darin 
enthalten sei und daß das Quadriennium 1843/47 als N sich anschließe 
die relativen Inkremente auf 10 000 werden hinzugefügt: 


1820 
1821 
1822 
1823 


1828 
1829 
1830 
1831 


N 


109 625 
106 000 
106 163 
102 247 


104 788 
108 627 


110 534 


+ 


+ 
+ 


131 
330 

15 
32I 
767 
134 
366 
175 





98 673 = — 1073 


6606 


Tabelle 9. 


1816 
1817 
1818 
1819 


1824 
1825 
1826 
1827 


1832 
1833 
1834 
1835 


H 
117 448 
112 305 
III 484 
III 084 


107 472 
112 171 
III 999 
I06 270 


127217 
130 540 
129 818 
123 953 


nn 


ES 


| 
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N H 
1836 125391! = + 116 1840 132 781 = + 280 
1837 128022 = + 209 1841 136188 = + 295 
1838 123644 — 342 1842 140744 = + 334 
1839 1286756 = + 407 1843 140456 = — 20 
+ 390 + 889 


— Wenn wir zunächst vom ersten Quadriennium absehen, so bleiben 
6X4 = 24 Jahre, deren Verlauf sich unserem Schema durchaus an- 
paßt. Die Minus-Vorzeichen sind auf der linken (N-)Seite 6, gegen 
5 auf der rechten; aber die Zahl wird dort um 2 vermehrt, wenn wir 
sie auf den Durchschnitt der 24 Jahre beziehen; dieser ist nämlich = 
+ 121, wird also auf der rechten Seite von allen positiven Vorzeichen 
übertroffen. Es stehen mithin in diesem Bezuge 


links rechts 
4+ 8— TE - ae 


und es darf vermutet werden, daß auch die Relativ-Ziffern — die 
Verhältnisse zur Bevölkerung — sich ebenso stellen würden. In- 
dessen werden die Tendenzen durch Gegenüberstellung der Summen 
und also der Jahresdurchschnitte jedes Quadrienniums stark genug 
beleuchtet. Die Summen sind in der Tabelle sichtbar, ich gebe die 
Durchschnitte, und ihre regelmäßigen Schwankungen. Wenn diesen 
Schwankungen die der späteren Jahrvierte, 1847 bis IgII (s. u.), bei- 
gefügt werden, so ergibt sich ein Wechsel der Vorzeichen durch 
22 Jahrvierte oder 88 Jahre. 


1820/23  — 192 1852/55 — 899 1884/87 — 104 
1824/27 + 105 1856/59 + 740 1888/91 + 71 
1828/31  — 166 1860/63 — 159 1892/95 — 8I 
1832/35 + 662 1864/67 + 8ı4 1896/99 + 23I 
1836/39 + 97 1868/71  — 1303 1900/03 — 329 
1840/43 + 222 1872/75 + 785 1904/07 + 263 
1844/47 — 500 1876/79 — 784 1908/11 — 165 
1848/51 + 814 1880/83 + 462 


Die Summe läßt sich aber noch vermehren, wenn die in 
Tab. 9 mitverzeichneten Jahrvierte 1816/19 und 1820/23 herangezo- 
gen werden. Hier fehlt das Inkrement für 1816: wir kennen die Zahl 
der Eheschließungen dieses Jahres, aber nicht das Verhältnis dieser 
Zahl zu derjenigen des Vorjahres (1815). Indessen darf hier mit gro- 
Ber Zuversicht eine Interpolation einsetzen, wenn auch keine quanti- 
tativ sicher bestimmbare. Die Zunahme der Eheschließungen im Jahre 
1816 ist ohne Zweifel enorm gewesen — im ganzen damaligen Deutsch- 
land, in Frankreich, im ganzen westlichen Europa. Nicht zum wenig- 
sten in Preußen, das 4 Jahre lang unter Waffen gewesen war. Nur 
aus solcher enormen Steigerung läßt sich erklären, daß die absolute 
Zahl der Eheschließungen, wie sie in 1816 auftritt, erst nach 16 Jahren 
wieder erreicht— und zugleich übertroffen — wurde. Von 1817—1831 
blieb sie niedriger, trotz der fortwährenden Zunahme der Volksmenge. 
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Schon F. H. Ungewitter wies auf diese merkwürdige Tatsache 
hin (Die preußische Monarchie, Berlin 1859 S. 174). Wir werden 
daher das Inkrement des Jahres 1816 gegen 1815 wahrscheinlich noch 
zu niedrig schätzen, wenn wir es auf 20% oder 2000 °/oo ansetzen. 
Durch diese Interpolation käme dann das Jahrviert auf eine Summe 
von + 1455 oder auf ein durchschnittliches Inkrement von + 389. 
Mit ebenso großer Gewißheit darf aber vermutet werden, daß das 
durchschnittliche Inkrement der vorausgegangenen 4 Kriegsjahre 
negativ gewesen ist und mit — 100 eher zu hoch als zu niedrig 
geschätzt wird. Wenn aber diese Zahlen eingesetzt werden, so treten 
an die Spitze der ganzen Reihe die Schwankungs-Ziffern + 489 und 
— 581. Wenn wir nun auch darauf verzichten, die Vermutung auch 
auf das Jahrviert 1808/11 auszudehnen, das freilich ebenso sicher 
eine Erholung gebracht hat, also mit einer positiven Durchschnitts- 
ziffer bewertet werden müßte, wie das vorausgehende 1804/7 — das 
Jena und Tilsit in sich einschloß — eine schwere Depression in 
sich geschlossen hat — so lassen sich doch ohnehin 100 Jahre in 
diesem Wechsel der Jahrvierte beinahe überschauen. Denn daß das 
Jahrviert 1912/15 wiederum eine etwas günstigere Gestaltung auf- 
weisen wird, als das zuletzt vergangene, ist schon jetzt so gut als ge- 
wiß, obgleich Teurung und Kriegsbefürchtungen und die Vermin- 
derung der Konjunktur hemmend gewirkt haben. 

Von 1842 ab lassen sich die Inkremente Preußens (alten Umfanges) 
und die des heutigen Reichsgebietes zusammenstellen und vergleichen. 
Auch diese Gruppierung wird wie früher angeordnet. 


Tabelle Io. 
N H 
Preußen DR. Differenz Preußen D R. Differenz 
(D R. + oder —) (D R. + oder —) 
1842 + 334 + 270 — 64 
1843 — 20 — 59 — 39(+) 
1844 + 42 + 113 + 7zı 1848 + 651 + 631 — 20 
1845 + 27 + 16 — III 1849 + 1182 + 749 — 433 
1846 — 2I12 — 19 + 13(—) 1850 + 461 + 450 — 5 
1847 — 969 — 818 + 151 (—) I85I — 149 — 103 + 46 (—) 
1852 — 678 — 753 — 75(+) 1856 + 709 + 805 + 96 
1853 + 161 + 6 — 156 1857 + 1501 + 1162 — 339 
1854 — 762 — 702 + 60 (—) 1858 + 302 + 298 — 4 
1855 — 175 — 108 + 67 (—) 1859 — 1004 — 478 + 526 (—) 
1860 + 8 + 125 + 4I 1864 + 113 + 129 + 16 
186I — 319 — 230 + 89(—-) 1865 + 642 + 573 — 6% 
1862 + 688 + 569 — IM 1866 — 1387 — 978 + 409 (—) 
1863 + 419 + 579 + 160 1867 + 4659 + 1387 — 3272 
1868 — 427 — 153 + 274 (—) 1872 + 3040 + 2588 — 452 
1869 + 185 + 736 + 551 1873 — 9 — 15 — 8(+) 
1870 — 1630 — 1829 — IQ (+) 1874 — 320 — 378 — 58 (+) 
1871 + 789 + 725 — 64 1875 — 567 — 338 + 229 (—) 


Die Gesetzmäßigkeit in der Bewegung der Bevölkerung. 167 


N H 
A.-Preußen D R. Differenz A.-Preußen D R. Differenz 

(D R. + oder +) (DR, + oder —) 
1876 — 396 — 512 — ıı6 (+) 1880 + 85 + 66 — 1 
1877 — 512 — 521 — 9(+) ı8ı + 52 + 46 — 6 
1878 — 125 — 223 — 98(+) 1882 + 461 + 340 — IRI 
1879 ° — 46 ° — 144 — 98(+) 1883 + 172 + 72 — 100 
1884 + 234 + 215 — 19 1888 + 150 + 161 + II 
1855 + II90O + 166 — 24 1889 + 318 + 334 + I6 
1856 + 34 + 100 + 66 I8g0 + 14 + 154 + 10 
1887 — 104 — 44 + 60(—) 191 + 23 + 102 + 79 
1892 — 46 — 15 + 31(—-) 1896 + 4235 + 431 + 6 
1893 + 14 + 61 — 83 1897 + 309 + 316 — 53 
1894 + 109 + 170 + 61 1898 + 204 + 248 + 44 
1895 + 104 + 150 + 46 1899 + 2399 + 275 + 36 
19000 + 257 + Io5 — 152 1904 + 336 + 316 — 20 
I901 — 189 — 171 + ı8(—) 1905 + 185 + 164 — 19 
1902 — 273 — 237 + 36(—) 1906 + 329 + 2069 — 60 
1003 + 124 + 129 + 5 I907 + 124 + 99 — 25 
1908 — 75 — 660 + ọ9(—) 
1909 — 84 — 129 — 45 
go + 92 + 45 — 47 
ıgıı + 380 + 330 — 50 


Die Differenzen sind hier so gerechnet, daß das geringere Plus 
als Minus, das geringere Minus als Plus gesetzt wird. Die einge- 
klammerten Vorzeichen bedeuten dabei, daß die Zahlen selber höher 
(+) oder niedriger (—) sind. Die Differenz ist 1844/1907 auf der 
N-Seite I8 mal + gegen 14 mal —, auf der H-Seite nur 13 mal + 
gegen Ig mal — Die Schwankungen sind nach beiden Seiten 
(— und —) überwiegend stärker in Alt-Preußen: von den 22 Minus- 
abweichungen I4, von den 42 Plusabweichungen 25. 


Die Summen und Durchschnitte für Alt-Preußen sind von 1844 ab 


N H 
Summen Durch- Summen Durch- Mithin der Wechsel 
schnitte schnitte der Durchschnitte 
1844/47 — III2 — 278 1848/51 + 2145 + 536 — 500 (8.0.) + 814 
1852/55 — 1454 — 363 1850/59 + 1509 + 377 — 899 + 740 
1860/63 + 772 + 193 1864/67 + 4027 + 1007 — 184 + 814 
1868/71 — 1083 — 27I 1872/75 + 2054 + 513 — 1278 + 784 
1876/79 — 1079 — 270 1880/83 + 770 + 192 — 783 + 462 
1884/87 + 354 + 88 1888/gı + 635 + 159 — 104 + i. 
1892/95 + 311 + 78 1896/99 + 1237 + 309 — Bı + 231 
1900/03 — 81 — 20 1904/07 + 974 + 243 — 829 + 263 
ıg08/II + 313 + 78 — 165 
III. 


Für kürzere Zeitspannen läßt sich die Entwicklung im Gebiete des 
heutigen Deutschen Reiches auch mit den Entwicklungen der Nach- 
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barländer vergleichen. 
Frankreichs, 


Ferdinand Toennies, 


Am nächsten liegt uns die Betrachtung 
weil dessen Schicksale mit den deutschen teils 


parallel laufen, teils damit verwoben sind. Dabei wird das Gebiet 


des heutigen Frankreichs, ebenso wie das des heutigen deutschen 


Reiches, ins Auge gefaßt. 


XIII 
IV 
XV 
XVI 


XII 
X 
XIV 
II 


XV 
III 
X 
XI 


VIII 
VII 
XVI 
I 


XIV 
XV 
VIII 
VI 


III 
XIII 
VIII 
XIII 


IV 
XI 
IX 
VII 


VI 
IV 
XIV 


1844 
1845 
1846 
1847 


1852 
1853 
1854 
1855 


1860 
1861 
1862 
1863 


1868 
1869 
1870 
1871 


1876 
1877 
1878 
1879 


1884 
1885 
1886 
1887 


1892 
1893 
1894 
1895 


1900 
1901 
1902 





Tabelle Ir. 
Anzahl der Eheschließungen 
(1843) 273 900 Inkrement = pro ro T 
268 148 = — 5752= — 210 I 1848 
272 037 = + 3889= +145 XV 1849 
258 296 = — 13 74I = — 505 I 1850 
240 665 = — 17631 = — 682 XIV 1851 
271 407 = — 4003= — 166 IX 1856 
270 317 = — I 090= — 40 II 1857 
261 731 = — 8586= — 317 II 1858 
273 795 = +12064= + 461 XIII 1859 
277 606 = — 8 8cI = — 370 I 1864 
293 368 = + 9394= + 338 XVI 1865 
291 678 = — I 690 = — 57 XVI 1866 
289 429 = — 2 249= — 77 XI 1867 
288 817 = + 496= + 17 I 1872 
29I 074= + 2257:= + 50 XVI 1873 
223 705 = — 67 369 = — 2314 XVI 1874 
262 476 = + 38 771 = + 1733 XI 1875 
291 366 = — 9061=— 307 XI 1880 
279 094 = — I2 272 = — 42I V 1881 
279 892 = + 798= + 28 IX 1882 
282 776 = + 2 884= + 103 V 1883 
289 555= + 5036= + 177 IX 1888 
283 170 = — 6 385= — 220 XII 1889 
283 208 = + 38 = + I XII 1890 
277 060 = — 6148= — 217 Il 1891 
290 31.9= + 4861= + 170 VI 1896 
287 294 = — 3025= — 104 VII 1897 
286662 = — 0632=— 22 XII 1898 
287 915= + 1253= + 43 TI 1899 
29084 = + 3332=+ 112 VI 1904 
303 469= + 4385= + 140 IV 1905 
294 786 = — 8683= — 286 V 1906 
295996 = + 1210= + 4I Ill 1907 


VII 


1903 


Anzahl der Eheschließungen 


Inkrement pro = 10T. 


283 446 = + 42 781 = + 1777 


267 708 = — 15 677 = — 552 
285 714 = + 17 945= + 670 
270 o10= — 9704= — 339 
272 969 = — 826= — 30 
283 562 = + I0 593= + 388 
294 759= + 11 197 = + 395 
286 407 = — 8352 = — 283 
288 028 = — I 401 = — 48 
287 954= — 74=— 2 
291 640 = + 3686= + 127 
288 321 = — 3 319= — 113 
352 754 = + 90 278 = + 3439 
321 238 = — 31 516= — 893 
303 113 = — 18 125 = — 564 
300 427 = — 2 686= — 88 
279 046 = — 3730= — 132 
282 079= + 3033= + 108 
281 0o60 == — 109=— 36 
284 519= + 3459= + 122 
276 848 = — 2R=— 7 
272 934 = — 3914= — 4I 
269 332 = — 3 602 = — 132 
285 458 = + 16 126= + 597 
290 I5I= + 2236= + 77 
291 462 = + I3II= + 45 
287 179 = — 4283 = — 147 
295 752 = + 8573= + 298 
298 721I = + 2 725= + 9 
302 623 = + 3902= + 130 
306 487 = + 3864= + 127 
314 061 = + 8269= + 269 


Wenn wir zunächst die Vorzeichen beobachten, so ergibt sich eine 
zwar unbedeutende Differenz, aber im gleichen Sinne wie im Deutschen 
Reiche. Es sind 


unter N 
15.12 17: 


unter H 


16 + 


16 — 
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Der Unterschied tritt aber auch hier erheblich schärfer zu Tage, 
wenn die relativierten Inkremente auf ihren Durchschnitt bezogen 
werden. Dieser ist — viel geringer als im Deutschen Reich entspre- 
chend der schwachen Volksvermehrung — +37 pro Zehntausend. 
Daran gemessen, erhöht sich die Zahl der Minus-Vorzeichen auf der 
linken Seite um 3 (es kommen hinzu die Jahre 1868, 1878 und 1886) 
also auf 20, während sie auf der rechten Seite sich nicht verändert. 
Viel deutlicher aber wird die Parallele mit dem Deutschen Reiche, 
wenn auch hier die Summen der Inkremente jedes Jahrviertes betrach- 
tet, und einander — nebst den Durchschnitten — gegenübergestellt 
werden. 


Es ergibt sich nämlich folgende Reihe: 


N H 
Summe Durchschnitt Summe Durchschnitt 
1844/47 — 1257 — 315 1848/51 + 1556 + 389 
1852/55 — 62 — 15 1856/59 + 470 + 117 
1860/63 — 166 — 4I 1864/67 — 36 — [9 
1868/71 — 514 — 128 1872/75 + 1894 + 473 
1876/79 — 59I — 148 1880/83 + 62 + 15 
1884/87 — 259 — 65 1888/91 + 317 + 79 
1892/95 + 87 + 22 1896/99 + 273 + 68 
1900/03 + 13 + 4 1904/07 + 618 + 154 


Oder, wenn nur die Differenzen der Durchschnitte auf- 
gereiht werden, und der Durchschnitt des Jahrviertes, das hinter 
1844/47 zurückliegt, = o angenommen wird: 


— 315 + 704 
— 404 + 132 
— 161 + 32 
— IIQ + 601 
— 62I + 163 
— 8o + 144 
=S + 46 
— 64 + 150 


Der Wechsel ist also hier ebenso regelmäßig, wie in der pleichen 
Epoche im Deutschen Reiche, resp. in dessen heutigem Gebiete. 

Stellen wir die Durchschnitte oder deren Differenzen, wie sie 
für dies Gebiet gefunden wurden, neben die des heutigen Frankreich: 


N H 
Frank- Deutsches Frank- Deutsches 
reich Reich reich Reich 
1844/47 — 315 — 222 1848/51 + 704 + 655 
1852/55 — 404  — 822 1856/59 + 132 + 836 
1860/63 — 161 — 186 1864/67 + 32 + 17 


1868/71 — 119 — 408 1872/75 + 601 + 552 
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N H 
Frank- Deutsches Frank- Deutsches 
reich Reich reich Reich 
1876/79 — 621 — 771 1880/83 + 163 + 480 
1884/87 — 8o — 22 1888/91 + 144 + 79 
1892/95 — 57 — 97 1896/99 + 46 + 226 
1900/03 — 64 — 360 1904/07 + 150 + 255 


Auch das zuletzt vollendete Jahrviert 1908/11 paßt in beiden 
Ländern der Regel sich an. In Frankreich sind die Jahres-Inkremente 


1908 + 1580 = + 12 im Deutschen Reich — 3344 = — 60 
1909 — 7954 = — 25I » » > — 6493 = — 129 
1910 + 3=+ 7» » » + 229 = + 46 
I9II + 28= + 4 » » » + 6423 = + 129 
Summe — 238 Summe — I4 
Durchschnitt der 4 Jahre— 60 — 4 


Es kommen also auf die linke Seite die ferneren Differenzen: 


für Frankreich l für Deutsches Reich 
— 2I6 — 259 


Eine bedeutende Uebereinstimmung stellt sich auch heraus, wenn 
— ebenso wie es früher fürs »Deutsche Reich« geschah —, die 64 Jahre 
in I6 Gruppen nach der Höhe der Inkremente eingeteilt werden, so daß 
die 4 höchsten positiven die Nummer I, die 4 niedrigsten negativen 
die Nummer XVI erhalten, wie in der Tabelle vorgesehen. Werden 
die Nummern addiert, so stehen einander gegenüber 


H mehr (+) oder 





N i 
weniger (—) 
Jahrviert ı mit 48 Jahrviert 2 mit 31 — I7 
» 3» 36 $ 4 >» 26 — Io 
» 5 ® 39 > 6 » 34 = 5 
> 7>» 32 » 8 è> 44 + 12 
» 9» 43 » Io » 30 — 13 
» II >è 37 b I2 » 35 — 2 
» 13 > 31 » 14 » 28 — 3 
> 15 9 31 » 16 » I8 — 13 
Insgesamt 297 Insgesamt 246 — 5I 


Eine einzige Ausnahme von der Regel, daß die Summen auf der 
rechten Seite niedriger sind: und diese Ausnahme begegnet an der 
gleichen Stelle, wo sie früher fürs Deutsche Reich gefunden wurde, 
nämlich in der vierten Gruppe von 8 Jahren, und diese vierte Gruppe 
umfaßt in den Jahren 1868/75 die beiden Kriegsjahre 1870/71 und die 
Folgejahre: für beide Länder tief erschütternde Ereignisse. Im 
»Deutschen Reich« ist außerdem in der vorhergehenden Gruppe von 
8 Jahren die Differenz zwischen den beiden Jahrvierten = o, und 
auch hier ist die Wirkung von Kriegen, besonders des 1866er, erkenn- 
bar. Stellen wir die Differenzen neben einander: 
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Frankreich »Deutsches Reichs 

— 17 — 29 
— IO — 32 

5 o 
+ 12 + Io 
— 13 — 2I 
— 2 — 5 
— 3 — I6 
— 13 — 17 


so zeigen sie, außer an der zweiten Stelle, wo im »Deutschen Reich« 
eine Steigerung, in Frankreich Verminderung der Differenz eintritt, 
eine parallele Tendenz: die Differenz nimmt ab an der dritten, wird 
positiv an der vierten, dann wieder negativ an der fünften, sinkt an 
der sechsten und steigt von der sechsten zur siebten, steigt ferner 
von der siebten zur achten Stelle. Die Uebereinstimmung ist, auch 
in dieser Hinsicht, fast vollkommen. Mit Ausnahme der beiden schon 
bezeichneten Gruppen, ist die Differenz im »Deutschen Reich« jedes- 
mal größer als in Frankreich. 


IV. 


Wenn schon die Erscheinung in einem einzelnen Lande, durch eine 
lange Reihe von Jahren hindurch bewährt, sehr auffallend ist, um 
so mehr muß es Verwunderung erregen, wenn sie in zwei benachbarten 
großen Reichen gleichzeitig angetroffen wird. Durchaus ungerecht- 
fertigt wäre aber die Vermutung, daß man sie nun auch noch anderswo, 
oder gar überall, wiederfinden sollte. In der Tat finde ich sie für Groß- 
britannien und Irland vor 1872 — wo freilich die Daten zum 
Teil lückenhaft sind — nicht bestätigt; namentlich ist die Summe 
der Inkremente für das Jahrviert 1868—7ı höher als die für 1872/75 
(+ 513 gegen + 341; anders, wenn Großbritannien allein betrachtet 
wird, da ergibt sich + 608 gegen + 618; es ist vorzugsweise die anhal- 
tende Verminderung der Eheschließungen inIrland, seit 1865 auch 
ein Sinken der Relativ-Ziffer, obgleich diese schon damals niedrig war, 
was hier auf die Verhältnisse einwirkt; indessen auch für England und 
Schottland läßt sich der hier untersuchte Wechsel nicht über 1868 
zurück verfolgen: die beiden früheren Jahrvierte ergeben die In- 
krementen-Summen + 326 und + 379, fügen sich also nicht in die 
Regel). Anders seit 1872. Ich ordne die Jahreszahlen, wie die früheren: 





N H 
(1867: 231 514) 

IX [1868 226 576= — 4998= — 215 I 1872 253 851 = + I0 760= + 442 
VII 1869 226391 = — 125=— 5 V 1873 258 093= + 4242 = + 166 
II 1870 234 176= + 7785= + 344 IX 1874 252 88r = — 5222= — 202 
ib 243091= + 89r5= +389 VIII 1875 251223=— 16s8=— 65] 
V 1876 254841 = + 3618= + 144 II 1880 236833 = + 7978= + 348 

X 1877 244 891 = — 9950= — 390 II 1881 245 120= + 8287= +349 
IX 1878 239 696 = — 5 195= — 212 III 1882 253 030= + 7910= + 322 


X 1879 228 855 = — 10 841 = — 452 VI 1883 254 621I = + I 591= + 63 
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1629 = — 64 
8 766 = — 343 
3 046 = — 124 
5159= + 213 
I 365= + 49 
9 787 = — 353 
8064 = + 301 
4 09I= + 148 
6 369 = — 200 
2097=+ 67 


3 261 = + 104 


IV 


III 


VIII 
VII 
III 


VI 1888 
I 1889 
lI 1890 
V 1891 


I 1896 


1897 
1898 


1899 


IV 


1904 
1905 
1906 
IV 


H 


249 186= + 2847= + 115 
261 730= + 12 544= + 503 
271487 = + 9757= + 372 
275 970 = + 4483= + 165 


296 047 = + 16 343= + 585 
30304 = + 
3I10 029= + 
317 581 = + 


313 05I = — 
315 026= + 
325 778= + 10 752= + 340 
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VIII 1884 252 992 = — 
X 1885 244 226= — 
VIII 1886 241 180 = — 
IV 1887 246 339= + 
VII 1892 277 335= + 
X 1893 267 548= — 
III 1894 275655= + 
V 1895 279 704= + 
IX 1900 311 212 = — 
VI 1901 313 309= + 
VI 1902 316 570—= + 
VII 1903 316 409 = — 


16I = — 5 


1907 


332 228 = + 


6 997 = + 236 
6985 = + 230 
7552= + 243 
3 358 = — 106 
1975= + 62 


6450= + 198 


Was die Vorzeichen betrifft, so läßt sich auch das Jahrviert 
1868/71 zur Vergleichung heranziehen. Es ergibt sich in dieser Hinsicht 
sogar ein besonders starker Kontrast, nämlich unter 


9 + 


N 


II 


17 +3 


H 


Die Summen der Inkremente sind aber — daneben werden wieder 


deren Durchschnitte aufgezeichnet — 


1876/79 — 910 
1884/87 — 318 
1892/95 + 145 
1900/03 — 34 


—— 


+ 


— 


uyyy 


. — 227 


79 
31 
8 


1872/75 
1880/83 
1888/91 
1896/99 
1904/07 


+ 341 D. 
+ 1082 D. 
+ 1155 D. 
+ 1284 D. 
+ 494 D. 


Die Differenzen der Durchschnitte sind also seit 1876 
auf der H-Seite mehr (+) 


N 
— 312 
— 349 
— 253 
— 329 


H 
+ 497 
+ 368 
+ 285 
+ 131 


+ 809 
+77 
+ 538 
+ 4060 


+ 85 
+ 270 
+ 289 
+ 321 
+ 123 


Werden auch hier die 40 Jahre von 1868&—ı907 nach der Höhe 
der Inkremente mit Nummern versehen (I—X), so ergeben sich die 


Summen 
N 
19 
34 
30 
25 
28 


H 
23 
13 
14 
I2 
22 


+ 4 


2I 
16 


13 


— 6 


H mehr (+) oder weniger (—) 


Die Differenz ist auch hier ein einziges Mal positiv, und wiederum 
an der gleichen Stelle (1868/75) wie in Frankreich und im Deutschen 
Reiche. Die folgende negative Differenz nimmt dann stetig ab; ob 
sie wieder in ein Plus übergeht, läßt sich nicht voraussagen. Wohl aber 


Die Gesetzmäßigkeit in der Bewegung der Bevölkerung. 173 


paßt auch hier das letztverflossene Jahrviert (1904/07) der Regel sich 
an. Die Zahlen und Inkremente sind nämlich: 


1908 319280 = — 12948 = — 389 
1909 3133022 = — 5978 = — 187 
I9IO 320735 = + 7433 = + 237 
IQII 330227 = + 9492 = + 295 
Die Summe der Inkremente also = — 44, oder im Durchschnitt 


— II. Es stellt sich also die Differenz des Durchschnitts von dem 
vorausgehenden auf — 134. 


Es bleibt nun übrig, zu prüfen, ob und wie die dargestellte Perio- 
dizität mit anderen Erscheinungen zusammenhängen möge, d. h. 
ob sich auch ein regelmäßiger Wechsel der Bedingungen, 
die auf die Eheschließungen fördernd oder hemmend einwirken, 
an ihren Inkrementen gemessen, feststellen lasse. 


(Eine weitere Abhandlung folgt.) 
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Die Störungen im Wirtschaftsleben der österreichisch- 
ungarischen Monarchie während der Jahre 1912/1913. 


Von 


LUDWIG v. MISES. 


Oesterreich und Ungarn haben in den Jahren 1912 und 1913 eine 
schwere Wirtschaftskrise durchgemacht, die auch heute noch nicht 
überwunden ist ?). 

Auf dem Weltmarkte hat die wirtschaftliche Aufwärtsbewegung 
im Jahre 1912, das seine drei Vorgänger auf fast allen Gebieten des 
gewerblichen Schaffens überholt hat, ihren Höhepunkt erreicht; 


1) Ueber die Krise der Jahre 1912/13 liegen zwei offizielle Publikationen vor: 

Iı. Bericht über die wirtschaftliche Lage Oester- 
reichs in den Jahren 1912/13. (Mitteilungen der Handels- 
politischen Zentralstelle der vereinigten Handels- und Gewerbekam- 
mern und des Zentralverbandes der Industriellen Oesterreichs. No. 27.) 
Wien 1914. 4°. 104 Seiten. 

2. Wirtschaftsstatistische Chronik Rückblick auf 
das Jahr 1913. (Sonderabdruck aus der Statistischen Monatsschrift, 
Jahrgang 1914.) Brünn 1914. 8°, 41 Seiten, 

Beide Publikationen verdanken ihre Entstehung der gegenwärtigen Krise. 
Weder die Handelspolitische Zentralstelle noch die Statistische Zentralkom- 
mission haben bisher derartige Wirtschaftsberichte veröffentlicht. 

Die »Wirtschaftsstatistische Chronik« soll vom Bureau der Statistischen 
Zentralkommission monatsweise fortgeführt werden, Die Uebersicht über die 
Monate Jänner und Februar 1914 ist soeben in den »Statistischen Mitteilungen« 


(Jahrgang VIII, Nr. 9) erschienen. Die Zusammenstellung besorgen Karl Pri- 
bram und Karl Forchheimer. — Gewissermaßen als Ergänzung der 
vorstehend genannten Publikationen kann angesehen werden der auf Erhe- 
bungen der sozialdemokratischen Arbeiterorganisationen beruhende Artikel 

Die Arbeitslosigkeit in Wien bei den der Gewerk- 

schaftskommission Oesterreichs angegliederten 
Verbänden in den Jahren 1910—1ı913. (Soziale Rundschau. 
April 1914. III. S. 169—179.) 

Vgl. ferner Dub, Die Geldkrise in Oesterreich-Ungarn, (Jahrbücher für 
National-Oekonomie und Statistik. III. Folge. 47. Bd. S. 643—657); Broch, 
Die wirtschaftliche Krise, ihre Ursachen und Rückwirkungen. (Beilage zur 
»Kaufmännischen Rundschau«. 1913). 
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im Jahre 1913 kam dann der Rückschlag, die Abschwächung der 
Konjunktur ?). Diese allgemeine Depression auf dem Weltmarkte 
hat die österreichisch-ungarische Krise wohl in ihrem Verlaufe ver- 
stärkt, aber nicht hervorgerufen. Hier war schon das Jahr 1912 ein 
schweres Krisenjahr ; solange freilich die Hochkonjunktur im Auslande 
anhielt, konnten die Wirkungen der Krise auch auf dem Inlands- 
markte nicht in allen Zweigen des Wirtschaftslebens zum Durchbruch 
kommen. Als dann — im Jahre 1913 — die Abschwächung auf dem 
Weltmarkte eintrat, wurde die Krise in der Monarchie zu einer allge- 
meinen. Es muß aber festgehalten werden, daß es sich hier um eine 
von den Vorgängen auf dem Weltmarkte unabhängige Erscheinung 
handelt, deren Ursache und Verlauf nur durch die besonderen Ver- 
hältnisse der Monarchie erklärt werden kann. 

Die Versteifung des internationalen Geldmarktes in den letzten 
Wochen des Jahres 1912 und in den ersten Monaten des Jahres 1913 
ist zum Teile als unmittelbare Folgeerscheinung der kriegerischen 
Verwicklungen auf dem Balkan und der Befürchtungen, die an diese 
geknüpft wurden, anzusehen. Die österreichisch-ungarische Monar- 
chie ist von diesen Ereignissen stärker betroffen worden als jedes 
andere Land, nicht nur, weil sie geographisch dem Balkan näherliegt 
und wirtschaftlich mit ihm enger verknüpft ist, sondern auch vor allem 
deshalb, weil die Balkanwirren die politischen Schwierigkeiten im 
Innern der Monarchie gemehrt und die Gefahr eines Krieges mit 
Rußland in nächste Nähe gerückt haben. Die Wirtschaftskrise, die 
Oesterreich-Ungarn in den Jahren 1912 und 1913 durchgemacht hat, 
ist jedoch nicht durch den Balkankrieg hervorgerufen worden, mag 
auch der Krieg viel zu ihrer Verschärfung beigetragen haben. Erst 
in den letzten Tagen des September 1912 haben die Balkanstaaten 
die allgemeine Mobilisierung angeordnet und erst im Oktober brach 
der Krieg aus. Bis dahin hat in Oesterreich-Ungarn niemand an die 
Möglichkeit eines Krieges an den Grenzen des Reiches gedacht Die 
Krise war aber schon in den ersten Monaten des Jahres IgI2 vor- 
handen. Mitte Februar warnte der Generalsekretär der Oesterreichisch- 
Ungarischen Bank vor weiterer Ausdehnung des Kredits und kündigte 
für die nächste Zeit eine schärfere Kreditpolitik der Bank an. Von da 
an datiert der Ausbruch der Wirtschaftskrise. 

Wer sich über den Verlauf und den Umfang der Krise unter- 
richten will, findet hiezu in den genannten Veröffentlichungen reich- 
lich Gelegenheit. Manche der angegebenen Daten bedürfen freilich 
noch einer Richtigstellung und in mehr als einer Hinsicht ist das Ma- 
terial lückenhaft. Zweifellos wird man in ein oder zwei Jahren un- 
gleich besser in der Lage sein, die Wirkungen der Krise zu überschauen. 
Doch gerade die rasche Publikation der Daten, die gewisse Mängel 
nicht vermeiden ließ, verdient besondere Anerkennung. 

Begreiflicherweise sagen die beiden offiziellen Veröffentlichungen 
nur wenig über de Ursachen der großen Wirtschaftskrise; und 

23) Vgl. Feiler, Die Konjunkturperiode 1907—1913 in Deutschland. 
Jena 1914. S. 129 ff. 
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das wenige bezieht sich vor allem auf die allgemeine Krise des Welt- 
marktes und auf die Kriegskrise. Ueber die besonderen Verhältnisse 
der Monarchie, die vor und neben der Abschwächung der Weltkon- 
junktur zu einer besonderen österreichisch-ungarischen Krise geführt 
haben, erfahren wir verhältnismäßig wenig. Gerade diese sollen uns 
im folgenden ausschließlich beschäftigen. 

In einer in der »Neuen Freien Presse« veröffentlichten Reihe von 
Artikeln hat Böhm-Bawerk jüngst den Versuch unternommen, das 
Steigen der Passivität der Handelsbilanz der Monarchie zu erklären ?). 
Man sagt, und es wird wohl richtig sein, führt Böhm aus, daß bei uns 
sehr viele Private über ihre Verhältnisse leben. Aber gewiß sei, daß 
seit einiger Zeit sehr viele unserer öffentlichen Körperschaften über 
ihre Verhältnisse leben. Der Staat, die Kronländer und die Gemeinden 
wetteifern in der Vergrößerung ihrer Ausgabenbudgets. Die Ein- 
nahmenvergrößerung halte mit dem Steigen der Ausgaben nicht 
Schritt und die Differenz müsse durch Aufnahme von Schulden aus- 
geglichen werden. Da der inländische Kapitalmarkt nicht imstande ist, 
die großen Anforderungen, mit denen die öffentlichen Haushaltungen 
an ihn herantreten, zu befriedigen, mußten sich diese an das Ausland 
wenden. Die Zunahme der auswärtigen Verschuldung äußere sich nun 
in der Passivität der Handelsbilanz, als deren letzte Ursache man den 
Umstand ansehen müsse, daß wir in unserer Ausgabenwirtschatt large 
und locker geworden seien ®). 

Diese Ausführungen Böhms weisen den Weg zur Erklärung der 
jüngsten österreichischen Wirtschaftskrise, mögen sie auch für die 
Deutung der Ursachen des Phänomens der Passivität der Handels- 
bilanz, worauf hier nicht näher eingegangen werden kann, nicht voll- 
kommen befriedigen. 

In Oesterreich und in Ungarn wird zu viel konsumiert, oder, was 
das gleiche sagt, zu wenig produziert. Der Staat, die Länder und die 
Gemeinden haben sich von der Leichtigkeit, mit der die moderne Bank- 
und Finanztechnik Anlehen begeben ließ, verleiten lassen. Im Jahr- 
zehnt 1902—1912 ist die Staatsschuld der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder von 3640 Millionen Kronen auf 7204 Millionen 
angewachsen. Die beständigen Neuemissionen haben auf den Kurs- 
stand der Renten und auf den Begebungskurs ungünstig eingewirkt. 
Im Jahre 1903 konnte der kleine Betrag von 6 Millionen Kronen, der 


3) Drei Jahrzehnte lang, von 1875 bis 1906, war die Handelsbilanz der 
österreichisch-ungarischen Monarchie ununterbrochen aktiv gewesen. Im Jahre 
1907 wird die Handelsbilanz zum erstenmal wieder passiv, und zwar mit dem 
Betrage von 45 Millionen Kronen; in den folgenden Jahren steigt das Passivum 
der Handelsbilanz auf 427, 434, 787 und 823 Millionen Kronen. Im Jahre 1913 
sank es auf 631 Millionen Kronen. Seither ist es wieder gestiegen. Im ersten 
Quartal des Jahres 1914 betrug das Passivum wieder 230 Millionen Kronen 
gegen 169 Millionen Kronen im ersten Quartal 1913, 268 Millionen Kronen im 
ersten Quartal 1912 und 184 Millionen Kronen im ersten Quartal r911. 

$) Vgl. Böhm-Bawerk, Unsere passive Handelsbilanz. (Neue Freie 
Presse vom 6., 8. und 9. Januar 1914). 
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für Rückzahlungen anläßlich der Konversion der einheitlichen 4,2% igen 
Rente benötigt wurde, al pari begeben werden. Die folgenden Anleihen 
wurden zu immer schlechteren Bedingungen begeben. Die im Januar 
1912 begebene Kronenrente im Nominale von 200 Millionen Kronen 
wurde an das Konsortium zum Kurse von 89,50 begeben. Seither ist 
es überhaupt nicht mehr möglich gewesen, 4%ige Kronenrente zu 
begeben. An Stelle der Kronenvaluta mußte die Goldvaluta treten, 
an Stelle des 4%, igen Zinsfußes der 4!/,%ige, an Stelle der Renten 
Schatzscheine und Schatzanweisungen. Die im März 1914 im Nomi- 
nalbetrage von 396,6 Millionen Kronen begebenen 41/,%igen Schatz- 
anweisungen, welche innerhalb 15 Jahren durch serienweise Verlosung 
rückzahlbar sind, wurden vom Konsortium zum Kurse von 941% 
übernommen. Die tatsächliche Last, welche dem Staatsschatz aus 
dieser Schuldaufnahme erwächst, ist mit 5,3% zu veranschlagen. 
Der Geldkurs der österreichischen 4%igen Kronenrente an der Wiener 
Börse betrug im Durchschnitt des Jahres 1905 100,34, im Durch- 
schnitt des Jahres 1913 83,07. Nicht besser steht es bei den Ländern 
und Gemeinden, und in Ungarn sind die Verhältnisse ähnlich. 

In Oesterreich ist es vor allem die innere Verwaltung, die schlecht 
arbeitet und zu teuer ist. Vor mehr als roo Jahren schrieb Stein über 
die Bureaus der österreichischen Verwaltung, sie »beschäftigen sich 
allein mit der Anwendung eines Systemes plumper verworrener Förm- 
lichkeiten, die jeden Augenblick die freie Tätigkeit der Menschen auf- 
halten, um an deren Stelle Massen von Papier und die nichtige Dumm- 
heit oder Faulheit der Beamten zu setzen«°). Vielleicht würde Stein 
dieses vernichtende Urteil für die heutige Verwaltung Oesterreichs 
wieder zutreffend finden; gelangen doch selbst offizielle Veröffent- 
lichungen zu dem Ergebnisse, »daß in der ganzen Organisation der inne- 
ren Verwaltung, angefangen von den untersten Organen bis hinauf 
zu den höchsten Gerichtshöfen, wesentliche Gebrechen bestehen, 
die eine zweckentsprechende Entfaltung der Tätigkeit auf dem Ge- 
biete dieser Verwaltung behindern«®). Die übergroße Kostspieligkeit 


5) Vgl. Pertz, Das Leben des Ministers Freiherrn vom Stein. Berlin 
1850. II. Bd. S. 433 f. 

¢) Vgl. Studien über die Reform der inneren Ver- 
waltung. S.21r. Diese vom Ministerium Körber im Jahre 1904 veröffentlichte 
Denkschrift fällt ein vernichtendes Urteil über die Tätigkeit der österreichischen 
Verwaltung. — Vgl. auch Enquete der Kommission zur För- 
derung der Verwaltungsreform. Veranstaltet in der 
Zeit vom 21. Oktober bis 9 November ıgız2 zur Feststel- 
lung der Wünsche der beteiligten Kreise der Bevöl- 
kerung in bezug auf die Reform der inneren und Fi- 
nanz-Verwaltung. Wien 1913. Ferner Bericht des Mitglie- 
des der Kommission zur Förderung der Verwaltungs- 
reform Professor Dr. Josef Redlich über die Entwick- 
lung und den gegenwärtigen Stand der österr. Finanz- 
verwaltung sowie Vorschläge der Kommission zur Re- 
form dieser Verwaltung. Wien 1913. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. t. 12 
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der Verwaltung, der autonomen mehr noch als der staatlichen, erklärt 
es, warum mit den Steuereinkünften, trotzdem sie drückender sind 
als in den meisten anderen Staaten, das Auslangen nicht gefunden 
werden kann und immer von neuem zur Aufnahme von Anleihen ge- 
schritten werden muß. 

Ein beträchtlicher Teil der öffentlichen Verschuldung ist auf den 
Umstand zurückzuführen, daß die staats- und kommunalsozialistische 
Strömung der letzten Jahrzehnte, die vielleicht nirgends in der Welt 
so stark ist, wie in Oesterreich, zur Uebernahme bestehender Be- 
triebe und zur Errichtung neuer Betriebe aus öffentlichen Mitteln 
führte. Die großen öffentlichen Unternehmungen sind der wundeste 
Punkt des öffentlichen Haushaltes in Oesterreich. Sie werden im 
allgemeinen schlecht geführt; sie werfen kein Erträgnis ab, sondern 
verlangen zur Deckung des Defizits von Jahr zu Jahr Zuschüsse, 
die aus Steuergeldern oder durch Aufnahme von neuen Schulden be- 
stritten werden müssen. Finanziell machen sich am schwersten die 
ungünstigen Erfolge der größten dieser öffentlichen Unternehmungen, 
des Staatseisenbahnbetriebes, fühlbar, die sich scharf von den gün- 
stigen Ergebnissen der preußisch-hessischen Staatsbahnen abheben. 
Man pflegt die im Vergleich mit den Ergebnissen der preußisch-hessi- 
schen Staatsbahnen ungünstigeren Gebarungsresultate der österrei- 
chischen Staatsbahnen gewöhnlich mit dem Hinweis darauf zu er- 
klären, daß die Verhältnisse in Oesterreich wesentlich anders liegen 
und daß die österreichischen Staatsbahnen unter einer Reihe von 
Umständen leiden, die ihre Betriebsführung erschweren. Nun hat 
aber in jüngster Zeit einer der hervorragendsten österreichischen In- 
dustriellen, der Generaldirektor der österreichischen Berg- und Hütten- 
werks-Gesellschaft Georg Günther in einem Vortrag auf Grund eines 
umfangreichen Zahlenmaterials durch eine genaue Vergleichung der 
einzelnen Posten der Betriebsrechnung der österreichischen und der 
preußischen Staatsbahnen den Nachweis zu erbringen versucht, daß 
diese Schwierigkeiten nur einen Teil der ungünstigeren Ergebnisse des 
österreichischen Staatsbahnbetriebes zu rechtfertigen vermögen. 
Günther ist bei ausgiebiger Berücksichtigung aller jener Verhältnisse, 
welche den österreichischen Staatsbahnbetrieb ungünstig beeinflussen, 
zu dem Ergebnisse gelangt, daß das Ausgabenbudget der österrei- 
chischen Staatsbahnen um zirka 8o Millionen Kronen zu hoch ist 
und daß dies in erster Linie auf die zu große Anzahl der Angestellten, 
oder mit anderen Worten, auf die zu geringe Arbeitsleistung des ein- 
zelnen Angestellten zurückzuführen ist. Wird nämlich die Ungleich- 
heit der Betriebsverhältnisse entsprechend berücksichtigt, dann ergibt 
sich, daß die österreichischen Staatsbahnen um ca. 50 000 Ange- 
stellte mehr beschäftigen, als die preußischen Staatsbahnen bei den 
gleichen Verhältnissen beschäftigen würden. Auf jeden Angestellten der 
preußischen Staatsbahnen entfällt eine Leistung von 45 200 Wagen- 
achskilometern, während die analoge Leistung in Oesterreich nur 
32 900 Wagenachskilometer beträgt. Am auffallendsten ist das MiB- 
verhältnis bei den Angestellten des Zentraldienstes, wo pro Kopi in 
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Oesterreich eine Leistung von 57I 400, in Preußen eine solche von 
I 155 000 Wagenachskilometer erzielt wird. Allein im Zentraldienst 
sind in Oesterreich um 5 400 Angestellte, die einen Aufwand von über 
23 Millionen Kronen jährlich erfordern, zu viel beschäftigt. Das erklärt 
wohl zur Genüge, warum die österreichischen Staatsbahnen trotz 
höherer Tarife nicht imstande sind, ein dem Anlagekapital entspre- 
chendes Erträgnis abzuliefern ?). 

Es erklärt aber auch den schlechten Zustand der öffentlichen 
Finanzen und das Anwachsen der öffentlichen Schuld; es erklärt die 
enorme Steigerung der Steuerlasten und weist auf die Schwierig- 
keiten hin, die der Produktion und dem Handel aus dem mangel- 
haften Funktionieren der staatlichen Verkehrsanstalten erwachsen. 
Die Ursachen der Krise sind aber weniger in der Ueberkonsumtion 
der öffentlichen als in der der privaten Haushaltungen zu suchen. 

In Oesterreich-Ungarn wird verhältnismäßig weniger produziert 
als im Westen Europas. Schon die Zahl der in der Produktion tätigen 
Personen ist relativ kleiner als anderswo; der öffentliche Dienst ent- 
zieht der wirtschaftlichen Arbeit zu viel Kräfte. Was oben von der 
Staatseisenbahnverwaltung gesagt wurde, trifft nämlich für alle 
Zweige der eigentlichen Staatsverwaltung zu; überall sind viel zu viel 
Angestellte in Verwendung. 

Aber auch die wirtschaftliche Arbeit der Produzenten ist weniger 
ergiebig als in anderen Ländern. Der Hochschutzzoll für Getreide und 
die Prohibition der Fleischeinfuhr konservieren ein in altüberkomme- 
ner Weise arbeitendes Bauerntum, das, von der Rührigkeit des west- 
europäischen Landwirtes weit entfernt, alles Heil von obrigkeitlichen 
Unterstützungen u. dgl. erwartet, die der Staat und die von den 
agrarıschen Mehrheiten der Landtage gewählten Landesausschüsse 
aus den von der städtisch-gewerblichen Bevölkerung eingehobenen 
Steuergeldern reichlich gewähren. Die großen Latifundienbesitzer 
kümmern sich selten persönlich um die Verwaltung ihrer Güter; diese 
wird vielmehr einem Beamtentum überlassen, das sich die gemäch- 
liche und schablonenhafte Geschäftsführung der öffentlichen Ange- 
stellten zum Vorbild nimmt. Die fideikommissarische Gebundenheit 
des Besitzes verhindert den Uebergang der Güter an bessere Wirte. 
In dem größten Kronlande Oesterreichs, in Galizien, stehen auf 
der einen Seite Großgrundbesitz, den Kapitalmangel, Leutenot und 
Unfähigkeit der Besitzer am Gedeihen hindern, auf der anderen 
Seite Zwergbesitz (mehr als 800 000 Wirtschaften, zirka 80% der Ge- 
samtzahl, unter 5 ha), der eine Familie nur kümmerlich zu ernähren 
vermag; die Kategorie des mittleren bäuerlichen Besitzes fehlt hier fast 
gänzlich. In einem Spezialreferat über das Verhältnis der Landwirt- 


”, Vgl. Günther, Die Gebarung der österreichischen Staatsbahnen. 
Wien{1g14. Die Ausführungen Günthers sind von einem hohen Beamten des 
österreichischen Eisenbahnministeriums in einem öffentlichen Vortrag einer recht 
scharfen Kritik unterzogen worden. Vgl. Burger, Die Gebahnung der öster- 
reichischen Staatsbahnen und andere Bahnverwaltungen. Wien 1914. 
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schaft zur allgemeinen Teuerung, das Graf Hardegg im Jahre 1912 im 
Herrenhause erstattet hat, wird die Rückständigkeit der österreichi- 
schen Landwirtschaft folgendermaßen charakterisiert: »Wir stehen 
in weiten Gebieten noch hart an der Grenze der alten, längst über- 
lebten Dreifelderwirtschaft, ungenügend die landwirtschaftlichen 
Hilfsmittel, wo der zum höchsten Ertrag berufene Boden kaum be- 
arbeitet, geschweige denn gepflegt wird, und wo noch Sitten und Ge- 
bräuche herrschen, die gewiß nicht mehr zeitgemäß genannt werden 
können. Wir haben zur Viehzucht geradezu prädestinierte ganze 
Länderteile, wo der Viehstand statt zuzunehmen stets abnimmt, wo die 
Futtererzeugung gering ist, die Pflege der Alpen, Weiden und Wiesen 
kaum im Anfangsstadium sich befindet, und die Viehhaltung, gänz- 
lich unrationell geführt, traurige Früchte trägt« 8). 

Die Rückständigkeit der Landwirtschaft in Oesterreich-Ungarn 
illustrieren am deutlichsten einige Zahlen. Es betrug im Jahre 1912 
der Ernteertrag pro ha in Meterzentner 


in Roggen Weizen Gerste Hafer Kartoffel 
Deutschland 18,5 22,6 21,9 19,4 150,3 
Oesterreich 14,6 15,— 16,— 13,— 100,2 
Ungarn 11,9 13,I 14,1 IO,I 72,3 ®) 


Im Deutschen Reiche entfallen auf einen Quadratkilometer 
landwirtschaftlicher Produktivfläche 58,9 Stück Rindvieh, in Oester- 
reich 32,5 Stück. 

Nicht besser steht es um die Industrie. Der österreichische Ar- 
beiter — und in noch höherem Maße gilt dies von dem ungarischen — 
arbeitet weniger intensiv als z. B. der deutsche oder gar der ameri- 
kanische. Die Unternehmertätigkeit, für die nur geringe Neigung vor- 
handen ist, wird auf Schritt und Tritt durch eine Gesetzgebung ge- 
hemmt, die es sich zum Ziele gesetzt hat, die Entwicklung zum Groß- 
betrieb nach Tunlichkeit aufzuhalten. Die schon erwähnte Denk- 
schrift des Ministeriums Körber sagt darüber: »Der Schutz des durch 
die neue Form des Wirtschaftslebens zurückgedrängten Kleinbe- 
triebes, die Behinderung der Spekulation in der Ausbeutung gün- 
stiger Konjunkturen nach allen Richtungen, diese und andere Be- 
strebungen, deren teilweise Berechtigung aus ethischen Gesichtspunk- 
ten nicht geleugnet werden soll, hat die Prosperität unseres Wirt- 
schaftslebens vielfach beeinträchtigt, ohne im einzelnen die ge- 
wünschten Erfolge herbeizuführen« 1°). r912 konnte ein Bericht der 
volkswirtschaftlichen Kommission des österreichischen Herrenhauses 
feststellen, »daß der Aufschwung des Unternehmungsgeistes und daher 
die Expansion unserer Industrie nach außen viel zu wünschen übrig 


8) Vgl. Nr. 113 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Her- 
renhauses. XXI. Session 1912. S. 17. 

?) Im Jahre 1911. 

10) Vgl. Studien über die Reform der inneren Ver- 
waltung a a. O. S. 7. 
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läßt, daß ein kapitalsfeindlicher Geist, ohne Bekämpfung zu finden, 
sich ausgebreitet und lähmend gewirkt hat« »™). 

Der Landwirt, der Gewerbetreibende, der Arbeiter, vor allem aber 
der Beamte arbeiten und verdienen wenig, wollen aber dennoch an- 
genehm leben; sie alle geben mehr aus, als ihren Verhältnissen entspre- 
chen würde. Von der nüchternen Sparsamkeit der Westeuropäer hebt 
sich die Leichtlebigkeit der Oesterreicher und Ungarn scharf ab. 
Man macht sich wenig Sorge um die Zukunft und nimmt immer neue 
Schulden zu den alten auf, solange sich willige Borger finden. 


Solange die Borger willig sind. Hier sind wir bei dem springenden 
Punkt. 

Wäre in Oesterreich-Ungarn überall im Geschäftsleben Barzahlung 
üblich, dann hätte das über die Verhältnisse leben niemals jenen 
großen Umfang nehmen können, den es in den letzten Jahrzehnten 
erreicht hat. Konsumtivkredit hätte man lediglich als Darlehens- 
kredit erhalten können. Die Beträge, die auf diese Weise den Kon- 
sumenten zugeführt worden wären, wären aber weit hinter jenen ge- 
waltigen Summen zurückgeblieben, die sie im Warenkredit in An- 
spruch genommen haben. Man darf freilich auch den Umfang des 
konsumtiven Geldkredites nicht zu gering anschlagen. Ein nicht ganz 
unbeträchtlicher Teil der der Landwirtschaft, dem städtischen Haus- 
besitz und dem Kleingewerbe zur Verfügung gestellten Kredite hat 
nicht zu produktiven, sondern zu konsumtiven Zwecken Verwendung 
gefunden. Zur Gänze aber sind dem Konsumtivkredit jene großen 
Summen anzurechnen, die das Kreditbedürfnis der Beamtenschaft 
in Anspruch genommen hat. Den unkündbar auf Lebenszeit Ange- 
stellten des Staates, der Länder, Bezirke und Gemeinden, der öffent- 
lichen Fonds, des Hofes, der Eisenbahngesellschaften u. dgl. 
werden Darlehen gewährt, die ihre Sicherheit in den Bezügen des 
Darlehensnehmers finden. In der Regel übernimmt es die den Gehalt 
auszahlende Kasse, die monatlichen Zinsen-, Spesen- und Amortisa- 
tionsquoten vom Dienstbezug des Schuldners abzuziehen und an den 
Gläubiger abzuführen. Viele Tausende öffentliche Angestellte erhalten 
auf diese Weise nur einen Teil ihres Gehaltes — oft nur das exekutions- 
freie Existenzminimum — bar ausbezahlt. Bei diesem System ist der 
Gläubiger ziemlich sicher gestellt. Der Gefahr, daß der Schuldner vor 
gänzlicher Tilgung der Schuld sterben könnte, wird durch Versicherung 
Rechnung getragen; die Prämien erhöhen die ohnehin schon beträcht- 
lichen Kosten dieser Kreditgeschäfte, die nicht nur von privaten Geld- 
verleihern, sondern auch von besonderen Kreditinstituten, die meist 
auf genossenschaftlicher Grundlage organisiert sind, betrieben wer- 
den 2). | 


11) Vgl. Nr. 113 der Beilagen a. a, O. S. 3. 

12) Unter den Instituten, die an Beamte Konsumtivkredit gewähren, ist die 
»Erste österreichische Beamten-Kreditanstalt« in Wien, die im Jahre 1908 mit 
einem eingezahlten Aktienkapital von I 500 000 Kronen gegründet wurde, be- 
sonders interessant. Diese Gesellschaft gewährt Darlehen an mit festem Jahres- 
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Wäre das Gelddarlehen die einzige Form, in der Konsumtivkredit 
gewährt wird, hätten sich niemals jene Zustände herausbilden können, 
die zur Krise geführt haben. Wer ein Darlehen aufnimmt, muß es 
einmal auch zurückzahlen; die Schuldaufnahme erweitert nicht seine 
Konsumkraft, sie verschiebt sie nur zeitlich. Anders liegt die Sache 
bei dem System der langfristigen Warenkredite, wie sie in Oesterreich 
und Ungarn heute üblich sind. Der Konsument zahlt seine Einkäufe 
nicht bar, er bleibt schuldig. Das gilt in gleicher Weise von der vor- 
nehmen Kundschaft der glänzenden Luxusgeschäfte der Inneren 
Stadt von Wien wie von den armseligen Leuten, die ihren Bedarf in 
den elenden Landkrämereien Galiziens oder Slawoniens decken. Die 
großen Herrenschneider Wiens haben Hunderttausende von Kronen 
ausstehen, manche von ihnen noch mehr; aber auch die Geschäfts- 
forderungen der kleinsten »Gemischten Warenhandlung« erreichen recht 
ansehnliche Ziffern. Leistet ein Kunde einmal eine Abschlagszahlung 
auf seine Schuld, dann ist dies oft nur die Einleitung zu einer stärkeren 
Ausnützung des Warenkredits. 

Der Detaillist, der unmittelbar mit dem letzten Verbraucher in 
Verkehr tritt, ist typisch Kapitalschwach, oft mangelt ihm überhaupt 
jedes eigene Betriebskapital. Er könnte seinen Kunden den lang- 
fristigen Kredit nicht erteilen, wenn nicht auch er in der Lage wäre, 
bei seinen Einkäufen langfristigen Kredit zu erhalten; er bleibt dem 
Engrossisten schuldig wie die Konsumenten ihm. Aber auch der Groß- 
händler ist in Oesterreich kapitalschwach; auch er kann nur deshalb 
Kredit gewähren, weil der Produzent ihm kreditiert. Der österrei- 
chische Industrielle muß langfristigen Kredit gewähren, weil er an- 
ders seine Ware im Inlande überhaupt nicht absetzen kann. Im 
Konkurrenzkampfe gibt nicht die Güte des Produktes, nicht die 
Billigkeit des Preises den Ausschlag; wer den Konkurrenten aus dem 
Felde schlagen will, muß günstigere Zahlungskonditionen gewähren, 
muß dem Abnehmer durch immer weiteres Hinausschieben der Zah- 
lungstermine entgegenzukommen trachten. Unter solchen Umständen 
ist das Akzept aus dem Warengeschäft mancher Branchen fast ganz 
verschwunden. Auch dort, wo es noch vorkommt, sichert es nicht die 
pünktliche Einhaltung der vereinbarten Zahlungstermine. Wenn der 
Akzeptant am Fäligkeitstage nicht zahlen will, wird der Wechsel pro- 
longiert. Schon vor Jahrzehnten hat einer der besten Kenner des Kre- 


gehalt definitiv Angestellte sowie an mit festen Jahresbezügen in den Ruhestand 
versetzte Beamte und sonstige Bedienstete des Staates, eines der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder oder einer inländischen, zur Einhebung von 
Umlagen berechtigten öffentlichen Körperschaft gegen Zession ihrer Dienstbezüge. 
Die Einbringlichkeit dieser Darlehen samt Zinsen und Nebenspesen wird durch 
staats- oder landesgarantierte Versicherungen der Schuldner sowohl für den Fall 
ihres Ablebens als auch für den Fall der Zahlungsunfähigkeit bei Lebzeiten sicher- 
gestellt. Die subsidiäre Haftung hat das Land Niederösterreich übernommen. 
Die auf Grund dieser Darlehensgeschäfte bisher im Nominalbetrage von 30 

Millionen Kronen ausgegebenen 41;°%,igen Bankschuldverschreibungen dieser 
` Bank wurden als mündelsicher erklärt. 
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ditwesens der Monarchie den Ausspruch getan, die Wechselformel: 
»drei Monate a dato zahle ich« müßte in Oesterreich richtig lauten: 
»sdrei Monate a dato prolongiere ich«. Seither sind die Verhältnisse 
im allgemeinen nur noch schlechter geworden; nur dort, wo mächtige 
Kartelle den Markt beherrschen (Eisen, Zucker Jute) ist es anders. 
In allen jenen Branchen aber, in denen die Bildung von marktbeherr- 
schenden Konditionenvereinigungen nicht gelingen konnte, müssen 
die Erzeuger, denen die höheren Produktionskosten des Inlandes den 
Weg zum Export verschließen, sich die ungünstigsten Zahlungsge- 
wohnheiten gefallen lassen. Es ist soweit gekommen, daß heute 
unter »Barzahlung« usancemäßig mehrmonatige Kreditierung ver- 
standen wird. 

Eine Reform dieser Mißstände müßte beim letzten Verbraucher 
beginnen. Der Konsument müßte daran gewöhnt werden, bar zu 
zahlen oder sich zumindest pünktlich an die vereinbarten, nicht all- 
zuweit hinausgeschobenen Zahlungstermine zu halten. Dieses Erzie- 
hungswerk haben im Auslande die großen Warenhäuser, die Filial- 
geschäfte und die Konsumvereine vollbracht, die schon vermöge ihrer 
Organisation auf Barzahlung bestehen müssen. In Oesterreich legt 
die gewerbliche Mittelstandspolitik der Entwicklung dieser modernen 
Formen des Detailhandels unüberwindliche Schwierigkeiten in den 
Weg; sie patronisiert den kleinen Ladenbesitzer und den Handwerker. 

Gern lassen sich auch die Kleinkaufleute die schlechten Zahlungs- 
gewohnheiten der Kunden nicht gefallen. Auch sie würden es vor- 
ziehen, bar bezahlt zu werden. Aber auch unter ihnen herrscht ein 
scharfer Wettbewerb; die Zahl der kaufmännischen Kleinbetriebe ist 
viel zu groß. Die Erwerbsmöglichkeiten sind in Oesterreich gering. 
Der Weg zum selbständigen Gewerbebetrieb ist allgemein durch den 
Befähigungsnachweis, bei einer Reihe von Gewerben überdies noch 
durch das Konzessionsystem erschwert. So bleibt denn für viele nichts 
anderes übrig, als die Errichtung von kleinen Handelsgeschäften. 
Kapital benötigt man dazu entweder gar nicht oder nur wenig. Jeder, 
gegen den nichts Nachteiliges vorliegt, erhält bei Fabrikanten und 
Engrossisten leicht Kredit. So erklärt sich die Ueberzahl der kleinen 
Handelsbetriebe, die ihren Besitzern bei größtem Fleiße oft nur ein 
kümmerliches Auskommen gewähren. 

Will der Kleinkaufmann überhaupt Geschäfte machen, dann 
muß er kreditieren. Und er darf sich dabei seine Kundschaft nicht 
aussuchen, unsichere Leute zurückweisen oder solchen, deren Schuld- 
konto zu sehr angewachsen ist, den weiteren Kredit sperren. Der Dorf- 
krämer muß es als eine besondere Ehre ansehen, wenn der Gemeinde- 
diener oder gar der Gemeindeschreiber ihm ihre Kundschaft zuwenden. 
Wehe ihm, wenn er es wagt, von ihnen — und sei es auch erst nach 
Monaten oder selbst nach Jahren — die Begleichung ihrer Rechnung 
zu fordern. Von den Trägern der staatlichen und autonomen Lokal- 
verwaltung ist er ja in jeder Beziehung abhängig. Sie handhaben jene 
Hunderte und Tausende von Gesetzen, Verordnungen, Erlässen und 
Verfügungen, die zum Teil ein Erbstück des vormärzlichen Absolutis- 
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mus, zum Teil das Erzeugnis der modernen mittelstands- und sozial- 
politischen Strömung sind. Von ihnen hängt es ab, ob er alle Kon- 
zessionen, Bewilligungen u. dgl. erhält, deren er zur Fortführung 
seiner Geschäfte bedarf, sie können ihm bei der Steuerveranlagung, 
in der Ausübung der Gewerbe-, Markt- und Sanitätspolizei und auf 
hundert andere Weise unangenehm werden. Mit ihnen und mit ihrer 
weitverzweigten Sippe muß er sich gut stellen, koste es, was es wolle. 
In Galizien und in der Bukowina, in Ungarn und in seinen Neben- 
ländern glaubt jedermann den Anspruch erheben zu dürfen, daß ihm, 
gerade ihm, unbedenklich kreditiert und immer wieder kreditiert werde. 
Mit Unbehagen sieht der Kaufmann die Summe seiner Ausstände 
von Jahr zu Jahr nicht nur absolut, sondern auch im Verhältnisse zu 
seinen Umsatzziffern anwachsen; aber er ist den Verhältnissen gegen- 
über machtlos. 

Einmal — früher oder später — mußte der Tag kommen, an 
dem es klar wurde, daß ein großer Teil dieser Ausstände, die in den Bü- 
chern der Kaufleute als Aktiva gebucht waren, uneinbringlich sind. 
Alle diese Beamten, Angestellten, Funktionäre der öffentlichen und der 
Selbstverwaltung usw., alle diese Landwirte und Handwerker hatten 
ja weit über ihre Verhältnisse gelebt, sie hatten Schulden aufgenom- 
men, die zu tilgen sie weder gewillt noch imstande waren. Die Bezüge 
dieser Angestellten waren bis zur Grenze des exekutionsfreien Exi- 
stenzminimums zediert oder gepfändet, die liegende Habe der Land- 
wirte über den Marktwert mit Hypotheken belastet; die Geldgläubiger, 
die sich schon beim Vertragsabschluß sichern können, kommen dabei 
den Warengläubigern, die aus den geschilderten Gründen erst nach 
Jahr und Tag dem Schuldner energischer an den Leib rücken können, 
regelmäßig zuvor. Es bedurfte nur eines leisen äußeren Anstoßes, um 
die Uneinbringlichkeit dieser Forderungen zu manifestieren. 

Diesen Anstoß gab zuerst die vielberufene Rede des General- 
sekretärs Pranger im Wiener Saldierungsverein. Als Warnungssignal 
kam sie um Jahre zu spät; an dem, was geschehen war, konnte nichts 
mehr geändert werden. Sie mahnte die Kreditgeber zu Vorsicht und 
Zurückhaltung und löste gerade dadurch die unvermeidliche und un- 
aufschiebbare Liquidation aus. Man hat den Umfang der Kreditein- 
schränkungen und Kreditentziehungen, die in den ersten Monaten der 
Krise erfolgten, stark übertrieben; doch waren sie groß genug, um 
das Maß voll zu machen. Der Detailkaufmann, dem der Kredit er- 
schwert wurde, begann seine Ausstände zu mustern und mußte zu 
seinem Entsetzen erkennen, daß ein Teil davon uneinbringlich ist. 
In vielen Fällen sah sich der Detaillist nun gezwungen, selbst die Zah- 
lungen einzustellen; so wirkte dies vom letzten Konsumenten schritt- 
weise bis zu den Produzenten zurück. Kredite, die seit Jahren in den 
Büchern als gut geführt wurden, erwiesen sich mit einem Male als faul. 
Der Geschäftsmann erkannte zu spät, daß er einen Großteil von dem, 
was er in jahrelanger schwerer Arbeit verdient zu haben glaubte, 
verloren hatte. 

Die Insolvenzen häuften sich. Dem Wiener Kreditorenverein zum 
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Schutze der Forderungen bei Insolvenzen, dem vor allem Textilfirmen 
angehören, sind zugewachsen 


mit Passiven 


im Jahre Fälle (in Millionen Kronen) 
1909 1001 45,2 
1910 935 40,3 
IQII 904 42,9 
2 1805 112,0 
1913 1674 73,2 


Die Krise der Jahre 1912/13 brachte die Liquidation des unhalt- 
baren Borgsystems der vorangegangenen Jahre. Nicht alles freilich 
wurde liquidiert ; mehr als genug bleibt der Zukunft vorbehalten. Und 
vor allem ıst das verderbliche System der schlechten Zahlungskondi- 
tionen geblieben; von hier drohen der österreichischen Volkswirtschaft 
immer neue Gefahren. Solange die Ueberproduktion auf dem Inlands- 
markte anhält und die Ungunst der Produktionsbedingungen der In- 
dustrie den Export erschwert, kann jedoch darin kein Wandel ein- 
treten. 

Die Monarchie muß Waren exportieren, um das Gleichgewicht 
der Zahlungsbilanz ohne Vergrößerung der auswärtigen Verschuldung 
herzustellen. Heute bilden die Geldsendungen der Auswanderer das 
wichtigste Aktivum ihrer Zahlungsbilanz; das ist ein ungesunder Zu- 
stand, der sich auf die Dauer nicht aufrechterhalten läßt. 

Es muß daher als ein erfreuliches Zeichen der Besserung begrüßt 
werden, daß die Ausfuhr in Textilwaren neuerdings im Steigen 
ist. Die österreichische Baumwollindustrie krankt seit Jahren an dem 
Uebermaß der Aufstellung von neuen Spindeln, die eine Folge der 
Hochkonjunktur des Jahres 1907 war. Seit Jahren werden in dieser 
Industrie Versuche unternommen, der Ueberproduktion einerseits 
durch Betriebseinschränkungen, anderseits durch forcierten Export, 
wenn auch zu verlustbringenden Preisen, zu steuern. Der Erfolg ist 
nicht ausgeblieben. Es betrug die Ausfuhr in diesen und einigen ver- 
wandten Artikeln in Tausenden Meterzentnern 


Baumwoll- Woll- Leinen- Hanf- Baumwoll- 

garne garne - garne garne waren 
1908 43,0 10,4 59,0 4,2 67,6 
1909 40,8 20,7 78,9 5,7 72,0 
1910 52,2 20,3 76,2 8,3 96,1 
IQII 71,0 22,3 69,3 7,4 120,1 
1912 107,4 21,4 84,5 5,6 131,4 
1913 247,0 29,4 97,2 8,6 174,8 


Für das Jahr 1913 weist die Statistik überhaupt eine wesentliche 
Steigerung des Exportes an Halb- und Ganzfabrikaten aus. Am stärk- 
sten fällt die Steigerung der Zuckerausfuhr ins Gewicht: von 254 Mil- 
lionen Kronen im Jahre 1912 auf 295 Millionen Kronen im Jahre 1913. 
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Nirgends wird soviel von der Notwendigkeit, zur Verbesserung 
der Zahlungsbilanz die Warenausfuhr (und last not least den Frem- 
denverkehr) zu heben, gesprochen wie in Oesterreich. Doch ist man 
weit entfernt davon, den einzigen Weg einzuschlagen, der zu dem 
gewünschten Ziele führt. Denn hier versagen alle jene kleinen belieb- 
ten Mittel, mit denen man in Oesterreich große Fragen gerne lösen will. 
Hier könnte nur eines helfen: die radikale Beseitigung aller jener Hin- 
dernisse, die die Wirtschaftspolitik der Entfaltung der Produktiv- 
kräfte in den Weg gelegt hat. 
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Die deutschen Auswanderer auf dem Arbeitsmarkte 
in einigen größeren Städten Brasiliens. 


Von 


FRIEDRICH FREISE. 


Die nachstehenden Ausführungen verdanken ihre Entstehung 
mehrjährigen beruflichen Beziehungen zu deutschen Niederlassungen in 
größeren Städten des Innern von Brasilien und haben zum Zweck, 
sowohl die Verteilung der deutschen Einwanderer auf die verschie- 
denen städtischen Erwerbszweige zu untersuchen, als einiges auf exak- 
ten wirtschaftswissenschaftlichen Grundlagen beruhendes Material 
zum Studium der wirtschaftlichen und sozialen Lage unserer Lands- 
leute im überseeischen Auslande gegenüber den in der Heimat 
gebliebenen Berufsgenossen beizubringen. Lassen sich aus dem 
angedeuteten Material einige Schlüsse ziehen, welche geeignet sind, 
die Auswanderung der städtischen Berufen angehörigen Landsleute 
in einem für letztere vorteilhaften Sinne zu beeinflussen, so wäre der 
Zweck der Arbeit vollerreicht. 

Um die Stellung und die Geschicke der deutschen Auswanderer 
auf dem Arbeitsmarkte größerer Städte Brasiliens zu studieren, darf 
wohl kaum auf statistische Unterlagen des Ansiedlungs- 
landes zurückgegriffen werden, denn selbst wenn man, was bei einem 
durchaus auf fremde Arbeitskraft angewiesenen Lande nicht 
immer der Fall sein wird, die — übrigens spärlichen — statistischen 
Zahlen als vollkommen einwandfrei ansehen will, würde es unmöglich 
sein, die vielgestaltigen Summanden zu erkennen, aus denen sich das 
veröffentlichte Ergebnis zusammenbaut. Deshalb ist das genaue 
Material durch persönliche Erhebung an der Quelle, d. h. 
an der Arbeitsstätte des Einzelnen, zu schöpfen, obwohl die Aufstellung 
dieser Bedingung die Beschränkung auf ein kleines Gebiet bedeutet, 
soll die Arbeit nicht die Kraft eines einzelnen übersteigen. 

Das dem folgenden zugrunde liegende Material wurde zu fast 
gleichen Teilen durch Fragebogen und durch mündliche Erhebung bei 
den in Betracht kommenden Personen gesammelt; nur in wenigen 
Punkten konnte amtliches Material von Einwanderungsbehörden, 
Kreis- und Stadtverwaltungen in Benutzung genommen werden. 
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Geographisch beschränkt sich der Stoff auf 43 Städte von mehr 
als 6000 Einwohnern in den Staaten Minas Geraes, Rio de Janeiro, 
Espirito Santo und S. Paulo als denjenigen Staaten, in denen größere 
Prozentsätze deutscher Einwanderer sich städtischen Berufen zu- 
wenden; zeitlich berücksichtigen die Erhebungen Erfahrungen, 
welche bis in den Beginn des letzten Jahrzehnts des vergangenen 
Jahrhunderts zurückgehen. 

Im Laufe der Jahre, in denen das hier verarbeitete Material ge- 
sammelt wurde, wurden 3258 aus Deutschland Eingewanderte be- 
fragt; von diesen waren 2673 gleich 82,04% als „Einwanderer“ im 
Sinne der jeweils geltenden Immigrationsgesetze herübergekommen, 
497 gleich 15,26% waren auf Grund eines in der Heimat abgeschlosse- 
nen Kontraktes eingewandert, während 88 gleich 2,70% vollkommen 
auf eigene Faust das Land aufgesucht hatten. 

Von den 2673 Personen der ersten Gruppe waren 1885 gleich 
70,52% mit der ausgesprochenen Absicht, Landwirtschaft zu betreiben, 
angekommen, dann aber zu städtischen Berufen übergegangen, wäh- 
rend der Rest, 788 gleich 29,48%, Angehörige städtischer Berufe 
waren und dauernd in solchen tätig geblieben waren }). 

Von den 1885 ursprünglichen Kolonisten waren 1236 gleich 65,5 % 
aus freiem Antriebe aus der Landwirtschaft zu städtischen Berufen 
übergegangen und zwar in den meisten Fällen, um als Lohnarbeiter 
von den dort dargebotenen, gegenüber der Farmarbeit günstigen 
Arbeitsverhältnissen — geringere Arbeitszeit, höhere und regel- 
mäßigere Einkünfte, bessere Lebenshaltung — Nutzen zu ziehen, nur 
in relativ geringen Fällen — ca. II% der Gesamtzahl — um das in 
der Landwirtschaft Erworbene in einem ehemals erlernten oder einem 
neuerwählten selbständigen Berufe in der Stadt schneller zu vermehren. 
Der Rest, 649 Personen gleich 34,5% hatte sich dagegen der Stadt 
zugewendet, weil sie im landwirtschaftlichen Betriebe, zum größten 
Teile wegen mangelnder Erfahrung, zum Teil indessen auch wegen 
notorisch ungünstiger lokaler Verhältnisse, ihr Auskommen nicht 
finden konnten. Diese letzteren stellen zum weitaus größten Teile, 
wohl infolge ihrer Mittellosigkeit und geringen Arbeitsenergie, deren 
Ergebnis oft nur recht unbedeutend das Existenzminimum übersteigt, 
ihre Kräfte den untersten ungelernten Berufen zur Verfügung, z. B. 


1) Wie die amtliche Statistik ausweist, bewegen sich während des letzten 
Jahrzehnts die Anteile wirklich landwirtschaftlicher Arbeiter an der Gesamtzahl 
der Einwanderer zwischen 53,5 und 70%. Im letzten der von der Statistik er- 
faßten Jahre, 1912, waren unter 180 182 Einwanderern 124 612 gleich 68,8% 
in der Landwirtschaft tätig. Dank einer in den letzten Jahren etwas sorgfältigeren 
Auswahl der Auswanderer ist der Prozentsatz der nur ssogenannten Kolonisten« 
in erfreulicher Weise in Abnahme begriffen, was im Interesse des Rufes der bra- 
silianischen Kolonien nur zu begrüßen ist; stellen die Schein kolonisten doch 
das größte Kontingent der unzufriedenen Rückwanderer und der auf die Stufe 
des farbigen Proletariats zurücksinkenden städtischen Gelegenheitsarbeiter, 
deren wirtschaftliche Kraft selbst unter den heute noch günstigen Erwerbsver- 
hältnissen einer Reihe von Städten verschwindend gering ist. 
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als Bauhilfsarbeiter, Brauereiarbeiter, Fabrikaushilfen, Gemeinde-, 
Handels-, Transport- und Verkehrsarbeiter. 

Daß von diesen ungelernten Elementen nur ein sehr kleiner Teil 
im Laufe der Zeit zu besseren Lebensverhältnissen aufsteigt, zeigten 
dem Verfasser Erhebungen bei rund dreihundert Personen in ver- 
schiedenen Städten. Nur etwa 20% konnten eine dauernde bezahlte 
Beschäftigung mit einem monatlichen Einkommen von 120 Mil reis 
und mehr aufweisen; etwa 70% befanden sich im Laufe des Jahres 
während zwei bis drei Monaten außer Stellung und unter dem Zwange, 
ihre Lebensbedürfnisse auf das geringste Maß einzuschränken, wäh- 
rend die übrigen nur mit Hilfe von Unterstützungen von seiten 
Dritter ihre Existenz zu fristen vermochten. Geradezu verschwindend 
erwiesen sich die Fälle, in denen es dem Manne gelungen war, im Laufe 
längerer Arbeitszeit auch nur die zum Transport nach einer anderen 
günstigeren Gelegenheit zur Arbeit erforderlichen Mittel aufzubringen. 

Ueber die Lohnverhältnisse in ungelernten Berufen kann fol- 
gende Tabelle ein Bild vermitteln, mit dem die weiter unten beizu- 
schaffenden Daten hinsichtlich der Kosten der Lebenshaltung zusam- 
menzuhalten sind. Es verdienen durchschnittlich: 


in Rio de Juiz d. 


Janeiro, Santos, S. Paulo, TEN Bello Horizonte 
Baubilfsarbeiter 3,5—4,5 4,000 4,500 4,800 5,500 Mil reis ?) 
Brauereiarbeiter 3,0—3,3 — 3,5—4,000 4,500 4,500 > 
Fabrikaushilfen 3,000 3,500 4,000 4,000 4,500 » 
Gemeindearbeiter 3,500 4,500 4,000 4,500 4,000 >»? 
Transport- und 
Verkehrsarbeiter 3,500 4,000 4,000 4,500 4,800 » 


Unter den gelernten Arbeitern waren im Bereich der Erhebun- 
gen fast alle Berufszweige vertreten, immerhin läßt sich beobachten, daß 
infolge der in den meisten Städten weniger weitgehenden Berufs- 
spezialisierung manche Einwanderer ihren ursprünglichen Betäti- 
gungszweig haben mit einem ähnlichen vertauschen müssen. So sind 
Wagenbauer nicht selten gezwungen, sich der Bauzimmermannsarbeit 
zuzuwenden, weil die Herstellung der StraBenfuhrwerke für den Be- 
trieb nach den Pflanzungen in den meisten Orten in der Hand der für 
die althergebrachten, schwerfälligen, aber allein geeigneten Modelle 
besser geschulten farbigen Zimmerleute oder Portugiesen liegt, Bött- 
cher müssen sich der Maschinenarbeit in Holzverarbeitungswerk- 
stätten zuwenden, Maschinenmonteure als Maschinenwärter in Kraft- 
zentralen, Metallbearbeitungswerkstätten o. dgl. »umlernen« usw. 
Für manche Berufsspezialisten gibt es wegen der Jugend des Landes 
kaum Beschäftigung, z. B. für Graveure, Ziseleure, Glas- und Porzel- 
lanarbeiter, Bedienungspersonal für Setz- oder Formmaschinen und 
einige andere Berufe. Angehörigen solcher bleibt im besten Falle die 
Veränderung in eine halbgelernte Beschäftigung oder der Rück- 
schritt zu den in der ersten Heimat bereits verlassenen primitiveren 


2) ı Mil reis = etwa 1,35 Mk. nach heutigem Kurse. 
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Arbeitsverfahren übrig, in deren Ausübung sie oft, ungeachtet gründ- 
licherer beruflicher Vorbildung, den einheimischen Mitarbeitern nach 
Leistung und Einkünften weit nachstehan müssen. Nur in verhält- 
nismäßig seltenen Fällen, nämlich denen der Neueinrichtung einer 
Spezialindustrie, gelingt es Angehörigen seltener vertretener Berufe, 
sich zu gutbezahlten Stellungen zu bringen. 

Welche Löhne im Durchschnitt gezahlt werden, stellt nachfol- 
gende Tabelle nach den Erfahrungen des Verfassers während der 
letzten Jahre und nach Aufstellungen des Ministeriums für Ackerbau, 
Industrie und Handel in Rio für eine Reihe von größeren Plätzen 
zusammen. 


Tabelle I. Lohnverhältnisse. 





Arbeitstägliche Durchschnittslöhne — monatl. 25—28 








Arbeitstage zu je 9—ıı Stdn. — Löhne in Milreis 
Berufsart 2 a v o vs vg o 
A = Og os 3 © v2 orug 
i = 0 a = cua Eola 
>- o NO u,N Au e om = 8 em 4s S 
eA = Eu mE G] oT u 
v = © . N zen mE: 
Aa t es u u nn 


5—6,5 N: 





in 
| 
a 
| 








| 

Asphalteure 
Automobilmechanik. 6—8 | 6—8 | 6—-7,5| 7—9 
Bäcker u. Konditoren | 5—7 | 6—8 |6—8 | 6-9 | 7—10| 5—8 | 4—5,5| 5—6 
Barbiere 6—7 | 5—8 |6—7 16—7 | 6-9 | 5—8 | 3,5—5,5 | 5,5—7 
Böttcher 5—8 | — [68 16-8 | 7—8 | — 145-5 |" 5—5,5 
Buchdrucker 7—īo| — |6—ıio | 7—10 | 7—10| 7—10) 5—6 — 
Fleischer 6—8 | 6—8 |6-9 |6-ı10| 6-10! 6—10 5—7 6—8,5 
Gärtner 5—7 | 5—6 | 5—7 |6—8 | 6—8 — — — 
Glaser u. Rahmer 6—8 | 6—8 | 5—8 | — 6—8 | — 4—5,5 — 
Kupferschmiede 7—10| 7—10| 7—10 | 8—10 | 7—I10| 7—ı2| 5—8 5—8,5 
Lithographen 9—12) — |8—1ıo |8—ı2 | 8-ı2) — 6—8 6—9 
Maschinisten und 

Heizer 8—ro! 6—10| 8—12 | 8—12 | 8—12| 8—12| 4,5—6 5—7,5 
Maurer 6—8 | 6—8 | 6—9 |7—ı0| 7—12| 7—11] 4—6 5—8 
Metallarbeiter 7—ī0o| 7—10! 7—12 | 7—12 | 8&—12| 8&—12| 5—7,5] 6—8,5 
Möbelschreiner 8—ı2| 8—ı0) 7—9 |8—ı0 |JI0—ı5)| — 6—8,5 — 
Sattler 6—9 | 6—10! 6—10 | 7—12 | 8&—12| — 5—8 6—1Io 
Schmiede 6—9 | 6-9 | 6—10 | 8—ı0 | 8—12| 8—ı0|l 6—8 6—Io 
Schneider 7-10, 7—12| 7—12 | 8—12 | 8&—12| — 6—8 — 
Schuhmacher 7—12 S—10; 8—10 8—12 | 8§8—12| 8&—ı10| 6—8,5 6—9 
Steinmetze 7—10] 7—10| 8—12 | 8—15 | 10—12) — 6—9 7—10 
Zimmerleute 8—ı2, 8-ı2 8—15 | 8—15 en — 6—1Io 7—12 


Verglichen mit den im Mittel in deutschen Betrieben gezahlten 
Löhnen erscheinen diese Sätze sehr günstig, es ist indessen nicht außer 
Acht zu lassen, daß eine Fürsorge für den Arbeiter für Krankheit, 
Unfall Invalidität durchaus unbekannt ist 3) und daß die in noch 


3) Wenn man von den meist leistungsschwachen Unterstützungskassen 
für den Fall unverschuldeter Arbeitslosigkeit abschen will, die die Angehörigen 
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Tabelle II. Durchschnittspreise der wichtigsten Lebensbedürfnisse. 
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Kaffee 

Mais, aufbereitet 
Reis in der Hülse 
Reis, geschält 
Bohnen, schwarze 
Bohnen, weiße 
Maismehl 
Weizenmehl 
Rohrzucker, raffin. 
Schweinefleisch 
Ochsenfleisch 
Butter 

Speck, gesalzen 
Kubmilch 
Hühnereier 

ı fettes Huhn 

ı fette Ente 

I fetter Puter 

ı zweijähr. fette Ziege 
ı Karre Brennholz 


Wohnungspreise. 
Dreizimmerwohnung, 
ganz einfach, ohne 
Beleuchtung, mont!l. 
Dto., besser eingerich- 
tet, monatl. voraus 
zahlbar 
Dienstboten f. mittl. 
Familie 


Kleidung kostet durch- 
schnittl. d. Dreifache 
der in deutsch. Groß- 
städt. gezahlt. Preise 

Arztvisile 


> 
b 
> 
» Bol 
» 
> 
> 


Einheit 


15 kg 


Sack, 8o 1 


8o 1 
8o 1 
8o 1 


80 1 
62 kg 
62 kg 


ca. 2,0 fm 


Fahrpreise für Straßenbahn: ca. 10% 
Dto. für Vorortseisenbahnverbindungen: Monatsabonnement pro km ca. das Ein- 


einhalbfache der Preise der Preußischen Staatsbahnen. 


Durchschnittspreise 1913 in Mil reis 
in den Städten: 


Rio 


12,000 
5,500 


26,000 
13,000 
16,000 
8,500 
15,500 
30,000 
12,000 
10,500 
4,500 
10,000 
0,500 
1,000 
4,500 
5,500 
8,000 
15,000 
40,000 


100,000 


120,000 


50— 
80,000 


12,000 


S. Paulo 


12,000 
6,000 


25,000 
12,000 
15,000 
9,000 
16,000 
32,000 
13,500 
10,500 
4,800 
12,400 
0,500 
I,200 
5,000 


15,000 


90,C00 


150,000 


00— 
80,000 


15,000 


Juiz de 
Fóra 


12,000 
4,500 


22,000 
10,000 
15,000 
8,000 
17,500 
31,500 
12,000 
12,000 
4,000 
10,000 
0,400 
0,800 
3,500 


6,500 


9,000 
28,000 


120,000 


150,000 


60— 
75,000 


10,000 


Bello 


Horizonte 


12,000 
5,000 
10,000 
27,500 
13,000 
13,000 
9,500 
16,500 
33,000 
15,000 
12,000 
5,500 
13,500 
0,600 
1,000 
6,000 
5,500 
5,500 


30,000 


100,000 


100,000 


15,000 


teurer als in deutschen Städten. 


mittlere 
Städte von 
Minas 


10,000 
3,500 
7,500 

23,000 
8,000 


6,500 
16,000 
27,500 

9,000 

9,600 

4,600 
15,000 

0,300 

o 600 

2,500 

3,000 

4,500 

6,000 

8,000 


40,000 


60,000 


20— 
45,000 


6,000 


einiger Nationen — Portugiesen, Italiener — gegründet haben. Die deutschen 
Arbeiter haben sich aber bisher noch nicht zu einem derartigen Zusammenschlusse 
finden lassen, selbst dort noch nicht, wo sie in sehr großer Anzahl vertreten sind. 
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sehr vielen Betrieben herrschenden äußerst ungünstigen Arbeits- 
bedingungen — kleine und beengte, ungenügend beleuchtete, nicht 
gelüftete und entstaubte Arbeitsstätten, Mangel an Schutzvorrich- 
tungen an bewegten Maschinen, lange Arbeitsdauer — den Arbeiter 
frühzeitig verbrauchen. Nicht verschwiegen werden darf endlich, 
daß die Stellung des Arbeiters, selbst des gelernten Spezialisten, 
gegenüber dem Unternehmer eine viel unsicherere ist als in heimat- 
lichen Betrieben, kommt es doch oft vor, daß das Arbeitsverhältnis 
nur auf die kurze Dauer einer bestimmten Arbeitsleistung aufrecht 
erhalten wird und dem Arbeiter von einem Tag auf den folgenden 
die Arbeit aufgesagt wird, wenn der Unternehmer die ihm übertra- 
gene Arbeit beendet. Namentlich Bauarbeiter aller Kategorien, 
aber auch Monteure, Installateure werden häufig von derartigem 
mit vorübergehender Stellenlosigkeit verbundenen Arbeitswechsel 
betroffen. Genaueres wird über diesen für die Beurteilung der Ar- 
beitsmarktlage erheblichen Umstand noch weiter unten beigebracht 
werden können. Noch ungünstiger wird das Bild, wenn man die 
Durchschnittssätze für die wichtigsten Lebensbedürfnisse, die den 
bei uns üblichen in manchen Punkten um das Mehrfache überlegen 
sind, daneben hält. Die Tabelle II S. ıgr gibt über diese um- 
fassendere Auskuntt. 

Hinsichtlich des in den verschiedenen Berufszweigen konstatier- 
baren Beschäftigungsgrades kann die auf Grund per- 
sönlicher Befragungen bei den Arbeitnehmern, Ermittlungen bei 
Kreis- und Stadtverwaltungen und mit Zuhilfenahme einiger Zu- 
sammenstellungen des Ministeriums für Ackerbau, Handel und Indu- 
strie gewonnene Tabelle III einigen Aufschluß gewähren, obwohl die 
Quellen nicht als sehr vollständig bezeichnet werden können. Zur 
Zusammenstellung sind solche Jahre und Orte genommen, welche 
wirtschaftlich als nicht unter dem Einflusse von Krisen stehend an- 
gesehen werden konnten. 

Sehr interessant wäre eine Antwort auf die Frage gewesen, in- 
wiefern die ungünstigen Arbeitsbedingungen sowie die veränderten 
klimatischen Verhältnisse mit ihren Folgeerscheinungen in Gestalt 
von Veränderungen in der Lebensweise, zur Arbeitseinstellung füh- 
renden Krankheiten u. dgl. auf die Arbeitsfähigkeit des Einzelnen ein- 
zuwirken vermögen; das darüber beschaffte Material ist indessen zu 
lückenhaft und hinsichtlich der Interpretierung zu vieldeutig, um hier 
wiedergegeben zu werden. Das einzige, dessen hier Erwähnung ge- 
schehen soll, ist, daß zu sitzender Lebensweise genötigte Arbeiter, wie 
Schneider, Sattler, Schuhmacher, Tabakarbeiter, dann aber auch 
Arbeiter in Metall- und Holzverarbeitungswerkstätten sich kaum 
bis ins fünfte Lebensjahrzehnt arbeitsrüstig erhalten, dafern sie in 
stetiger Beschäftigung stehen. Als die relativ »gesundesten« Berufe 
erwiesen sich die der Brauereiarbeiter, Buchdrucker, Fleischer, Maler, 
Maschinisten, Maurer und Steinarbeiter. 

Betrachten wir nunmehr die Arbeitserfolge innerhalb 
der verschiedenen Berufe. 
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Tabelle III. Beschäftigungsgrad betreffend. 











Zahl der Br 
Monate Maximaler Beschäftigungsgrad: 
Berufsart & È E] as Peg 2,8 
„e | or us E~ EZUS 
EE bi Ursache oeg Re 
m $ um eo .—= po h x... 
is | Sal 7z |! Sog EE- 
Sy |g | as Z A 
| 
Automobilfahrer 12 Ze = = = 360 Stdn. 
Böttcher 10 2 |Mai/]Jn. Ernteversand| 5096 |360—420 » 
Fleischer 9—10| 2—3 _ i — — 300—360 >» 


Maler, Maurer, 


Bauzimmerleute 7 


Gastwirtsgehilfen 7—8 | 4—5 [|Nov./Ap.) Heiße Zeit | 100%, |360—480 » 
3—5 [Mz./Okt. | Trockenzeit | 1000, 1!360—420 » 





Kuptferschmiede 10—ı1| 2—3 |Ap./Aug.! Ernteverar- |50—80°, 300—300 » 
beitung 
Bauklempner, In- 
stallateure, 
Steinmetze 6—8 | 4—6 |Mz./Okt.; Bauzeit 100°, l450 Stdn. u. m. 
u. mehr 
Schneider, Schuh- 
macher 8—1o. 2—4 |Nov./Mz.: Reisezeit 100°% — 
| Badesaison |! 390—480 » 
Tabakarbeiter 7—9 | 3—5 [Mz./Okt. | Trockenzeit , 1009% u. mehr 
' u. mehr 
Fısenbahnarbeiter 8—9 | 3—4 |Mz./Okt. | fieberfreie ;50—60°,|300—360 Stdn. 
Periode | | 


Wie bereits oben angedeutet werden konnte, gelingt es innerhalb 
der u n gelernten Berufszweige nur sehr selten einem Lohnarbeiter, 
eine Verbesserung seiner Lage herbeizuführen, weil die Löhne meistens 
gerade zur Deckung der notwendigsten Lebensbedürfnisse ausreichen. 
Von einem Aufrücken in höhere Arbeiterkategorien kann auch 
nicht wohl die Rede sein, wenn man von gelegentlichen Fällen ab- 
sieht, ın denen ein Arbeiter zum Vorarbeiter, Aufseher, Schichtzähler 
ernannt wird, wobei er aber um nichts besser bezahlt ist und auch 
nicht der Verpflichtung zur dauernden gleichartigen Mitarbeit ledig 
wird. Am ehesten gelingt es noch den Erdarbeitern bei Gemeinde- 
oder Eisenbahnbauten, dadurch zu einer etwas besseren Stufe inner- 
halb der Arbeiterschicht hinaufzusteigen, daß sie durch Stellung von 
Fuhrwerk oder Verdingung ihrer Arbeit an von ihnen angeworbene 
Mitarbeiter in kleinstem Rahmen als Unternehmer auftreten; in 
Anbetracht des Umstandes aber, daß die deutschen Arbeiter meist 
erhöhte Anforderungen an Wohnung, Lebensmittel, Kleidung usw. 
stellen, kommen sie, verglichen mit südeuropäischen oder slavischen 
Arbeitern gleicher Kategorie, welche sich in diesen Fragen bedenklich 
dem farbigen Eingeborenen nähern, erst nach geraumer Zeit zu einer 
nennenswerten Verbesserung der wirtschaftlichen Lage. 

Innerhalb der gelernten Berufe gelingt es am ersten wohl 
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Barbieren, Fleischern, Glasern, Kupferschmieden, Klempnern, Bau- 
zimmerleuten, Tischlern, Sattlern, Schirmmachern, Schneidern, 
Schuhmachern und Uhrmachern solche Ersparnisse aus dem Arbeits- 
ergebnisse zu machen, daß sie in selbständigem Betriebe ihren Beruf 
ausüben können. Offen muß indessen dabei die Frage bleiben, ob die 
selbständige Ausübung des Berufes bessere Verzinsung bringt als die 
Arbeit im Dienste eines Arbeitgebers. In einer Reihe von wirtschaft- 
lich günstig dastehenden verkehrsreichen Städten des Innern der 
Staaten Minas Geraes und S. Paulo dürfte in Anbetracht der hohen 
Gewerbesteuern, Ladenmieten, Rohmaterialpreise, Kraft- und Werk- 
zeugkosten der unselbständige Arbeiter mit seinen Arbeitserfolgen 
besser gestellt sein als sein Arbeitgeber. 

Innerhalb der größeren Fabrikbetriebe bietet sich dem gelernten 
Arbeiter meist nur dann Gelegenheit, aus dem eigentlichen Arbeiter- 
niveau heraufzusteigen, wenn es sich um die Neueinrichtung von 
Fabrikationszweigen handelt, bei denen erfahrene Arbeiter, sei es als 
Monteure, sei es als Lehrpersonal, Verwendung finden. In den meisten 
Betrieben sind die Meister, Betriebsleiter usw. aus den bei der Neu- 
installation, zum größten Teile aus dem die Maschinen und sonstigen 
Betriebseinrichtungen liefernden Auslande zugezogenen, Montage- 
kundigen gewonnen; die an Ort und Stelle vorgefundenen Hilfskräfte 
bilden in sehr vielen Fällen das in Reserve gehaltene Aufsichts- und Lei- 
tungspersonal, oft allerdings in nur notdürftiger technischer Ausbil- 
dung, die in bezug auf Maschinenbau und Reparatur bei sehr vielen 
in der Hand von Brasilianern stehenden Betrieben um so weniger 
erforderlich erachtet wird, als es sich bei der Wiederinbetriebsetzung 
einer untauglich gewordenen Maschine meist nur um die Auswechslung 
eines auf Vorrat gehaltenen Ersatzteiles handelt. 

Die relativ geringe Arbeitsintensität und die meist nur wenig weit- 
gehende Spezialisierung in der Herstellung bringt es mit sich, daß die 
Zahl der Aufsicht führenden und Betrieb leitenden Personen kleiner 
ist als in ähnlichen Betrieben in Deutschland. 

In der nachstehenden Tabelle IV sind einige Ergebnisse von 
Erhebungen niedergelegt worden, welche Verfasser im Laufe der Jahre 
über Lohnaufbesserung, Aufrücken innerhalb der Karriere und andere 
Arbeitserfolge durchführen konnte; angesichts des kleinen Beobach- 
tungsfeldes dürfen die Resultate wohl kaum zu verallgemei- 
nern sein; vorsichtig können sie als äußerste Grenzwertean- 
gesehen werden. 

Verfasser hat versucht, die Lage des Arbeiters in den grö- 
Beren Städten mit der des Ingenieurs und fachschulmäßig vor- 
gebildeten Technikers zu vergleichen; das spärliche Umfragenmate- 
rial gestattet hier, weil außerhalb des Rahmens des Themas fallend, nur 
den einen Schluß, daß diese Kategorien, obwohl ihnen bei Vor- 
handensein einer guten allgemein-technischen Vorbildung ein verhält- 
nısmäßig weiteres Arbeitsfeld offen steht als ihren Kollegen in der 
Heimat, sowohl hinsichtlich der Einkommensverhältnisse als der 
Stetigkeit der Beschäftigung und der Aussichten zum Aufrücken 
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Tabelle IV. 








L. 2. 3; 4: 5. 
Berufs- Ursprünglich Vermehrung Ersparnisse 
tätigkeit verdienter bis Erhebungs- oder S 
Jahreslohn ; zeit in % der Kapital- Yo 
Beruf bzw. Betriebs- į Beträge von 3. rücklagen z 
kapital = 
° ' © 
Erhebungen bn? | = 
angestellt bei v Er r 5 E n = 
£ > o.20 e & v [ee] 
re £ Jo’ £O vV $ Eu, 5 5 | 
. . e Berufstätigen Ss 172, |539 = Erg Fern SSA | aE 
Echi: Z | 





Farzimmerleute 30| 6—15| Lohn. | Jah. | 3600| Jah. 30% lca. 40°,| Er. 





Möbelschreiner 3551| 8—ı2| Lohn. | Jah. | 4500| Jah. | 25°, fca. 30°%,| Er. 


dto. 18| 5—ıo| Selb. Be. | 8o00] Be. 100,120— 20°! Kap. 
Kunferschmiede ı2] 6—ıo| Lohn, | Jah. | 3 ooof’ Jah. | 100% lca. ı5°,| Er. 
dta. 21 | 6—12] Selb. Be. | 7500| Be. 25”.jca. 100,| Kap. 
mit Veriust 
gearbeitet 
Mas-sdinisten 31] 5—8 | Lohn. | Jah. | 3200| Jah. | keine jca. 5°,| Er. 
Automobilmecha- 
nıker ı0o| 6—8 |Lohn. | Jah. | 4 oco| Jah. | 30°% Ica. 30°,| Er. 
dto. 6 | 6—10! Selb. Be. jio ooo] Be. | 50% |ca. 20°,| Kap. 
Fleischer 26 | 3—6 | Lohn. | Jah. | 3000| Jah. 'ca. 5% o°; | Er. 
dto. 14 | 3—8 | Selb. Be. | 2500| Be. | keine fca. 30°,| Kap. a 
Be 
schwank. 
Maurer 23| 5—8 |Lohn. | Jah. | 3300| Jah. | 50°% | keine Er. 
Maurermeister 13| 6—ıo' Selb. Be. | 1500| Be. | keine fca. 30°%,| Kap. en 
| Arbeit 
dto. 37 | 5—10| Selb. Be. |12 ooo] Be. | 50°, fca. 20°,| Kap. 
Schneider 13| 6—14| Lohn. | Jah. | 2400| Jah. | 15°, jca. 1593| Er. 
dto. 22 | 6—1ı0: Selb. Be. | 2500| Be. | keine jca. 0°, | Kap. 
.brmacher 14| 3—5 | Lohn. | Jah. | 3600| Jah. | keine jca. 25°%%,| Er. 
Gto, 9 | 6—15] Selb. Be. | gooo] Be. | 20% |ca. 25°,| Kap. 
Schuhmacher 22 | 6—10i Lohn. Jah. | 3000| Jah. | keine fca. 4093] Er. 
dto. 19| 6—8 | Selb. | Be. | 6000| Be. | 20°, Ica. ı0°,| Kap. 
Sattler 71 4—7 | Selb. Be. | 3800| Be. | keine fca. 20°,| Kap. 
Mönteure 23| 6—ı5 Lohn. [| Jah. | 4500| Jah. ‚ca.25%lca. 30%] Er. 
Gastwirtsgehilfen 40 | 3—7 | Lohn. Jah. | 4 500| Jah. | — ļĮca. 30%] Er. 
din. Ar at 24 |1o—ı5| Lohn. | Jah. | 3800| Jah. .ca.35%|ca. 20°,| Er. 


ın höhere Stellen im Verhältnis zu den auf ihre Vorbildung ver- 
wandten Ausgaben an Zeit und Geld bei weitem ungünstiger 


dastehen. 


* x 
* 


Das hier vorgelegte Material erlaubt folgende Schlußfol- 
gerungen. 

Auf eigene Faust, ohne irgendwelche Verbindung mit einem 
Arbeitgeber, eine der größeren Städte des betrachteten Teiles von 
Brasiliens aufzusuchen, um seine Arbeitskraft für städtische Berufe 
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anzubieten, kann nur dem ungelernten Arbeiter geraten werden; 
für diesen liegen Arbeitsangebote in ausreichendem Umfange fast 
immer vor; ein schnelles Aufsteigen kann indessen wohl kaum er- 
wartet werden, da die Löhne meist so bemessen sind, daß gerade 
der Lebensunterhalt gedeckt werden kann. Angehörige gelernter 
Berufe können nur dann auf baldiges Einrücken in eine offene Stelle 
rechnen, wenn sie entweder einen der häufigeren Berufe ausüben, wie 
den des Tischlers, Schuhmachers, Schneiders, Bäckers, Bauhand- 
werkers, oder wenn sie außerhalb ihrer eigentlichen Spezialität die 
übrigen Zweige des Berufes einigermaßen mitbeherrschen, dies z. B. 
für die Metall- oder Holzbearbeitung, bei der Maschinenführung oder 
dem Montagebetriebe.. Angehörigen seltener vertretener Berufe, 
z. B. bestimmter Klassen von Mechanikern, Musikinstrumenten- 
machern, kunstgewerblich vorgebildeten Leuten, wie Edelmetall- 
arbeitern, Glas- oder Porzellanmalern, kann nur für den Fall das 
Aufsuchen des brasilianischen Arbeitsmarktes angeraten werden, als 
sie sich entweder im Besitz solcher Mittel befinden, welche ihnen die 
Einrichtung eines selbständigen Gewerbebetriebes gestatten, 
oder falls sie kontraktlich in der Heimat für einen bestimmten Be- 
trieb verpflichtet wurden. In Anbetracht der erheblichen Teuerung 
in den größeren Städten und der verhältnismäßig großen Unsicherheit 
der Anstellungen sollte jeder Kontrakt für den Fall plötzlicher Verab- 
schiedung aus dem Dienste eine Entschädigung für eine kurze Periode 
der Arbeitslosigkeit festsetzen. Dadurch würde in manchen Fällen 
das Herabsinken eines spezialisierten Arbeiters in eine untergeordnete 
Berufsklasse vermieden und die Erhaltung seiner volkswirtschaftlich 
wertvollen Arbeitskraft ermöglicht werden können. 
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Kriegswirtschaft!). 
Von 


OTTO NEURATH. 


I. 


Die politischen Ereignisse der letzten Zeit haben nicht nur die 
Praxis, sondern auch die Theorie angeregt der Kriegswirt- 
schaft erhöhte Auimerksamkeit zuzuwenden. An Plenge und 
Rießer, typischen Vertretern der modernen Kriegswirtschaftslehre, 
soll gezeigt werden, daß die trefflichsten Ergebnisse erst dann theo- 
retisch und praktisch voll verwertet werden können, wenn man sie 
einem umfassenderen Systeme eingliedert 2). Da diese prinzipielle 
Frage hier besprochen werden soll, mußte auf die Erörterung einer 
Reihe wertvoller Detailanregungen, welche wir beiden Autoren ver- 
danken, zunächst verzichtet werden. 

Plenge und Rießer nehmen von vornherein an, daß im 
Kriegsfall nur geringere oder größere Modi- 
fikationen der aus Friedenszeiten her bekan- 
ten Geld- und KreditordnunginFrage kommen. 
Sie ziehen andere Möglichkeiten überhaupt nicht in Erwägung, 
sei es auch nur, um sie abzulehnen. Im allgemeinen richten Plenge 
und Rießer auch nicht ihren Blick auf die gesamte Volkswirtschaft, 
sondern behandeln Geld- und Finanzprobleme in einer gewissen 
Isoliertheit. All dies führt sie dazu, in der Geld- und Kreditordnung 
fast eine Art Selbstzweck zu erblicken. Plenge erklärt zum Beispiel 
geradezu (S. 282. Die Stelle ist vom Verfasser gesperrt): »Die 








ı) Rießer, J., Finanzielle Kriegsbereitschaft und Kriegsführung. Zweite 
stark vermehrte und völlig neubearbeitete Auflage. Jena 1913. Gustav Fischer. 
XI. und 213 S. Plenge, Johann, Von der Diskontpolitik zur Herrschaft 
über den Geldmarkt. Berlin 1913. Julius Springer. S. 273—346. Abschnitt IV, 
Krieg und Panik 

2) Vgl Otto Neurath, Die Kriegswirtschaftslehre als Sonderdisziplin, 
Weltwirtschaftliches Archiv. 1. Fand. April 1913. Heft 2. S. 342 ff. 
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Aufgabe der volkswirtschaftlichenNotpolitik 
ist die Erhaltung der Grundbedingungen un- 
seres Wirtschaftslebens durch das schwerste 
mögliche Kriegsunglück.« Er beurteilt demgemäß die 
Geld- und Kreditordnung des Friedens danach, ob sie den Krieg aus- 
hält oder nicht (S. 273): »Ein Geld und Kreditsystem muß nicht nur 
den Anforderungen des friedlichen Alltags genügen, sondern muß auch 
die außergewöhnliche Belastung von Krieg und Panik aushalten 
können. Das (!) ist die entscheidende Probe dafür, ob eine Kredit- 
überspannung besteht, ob die Kassen der Kreditbanken und der son- 
stigen Glieder der Kreditorganisation genügen und namentlich dafür, 
ob der Barbestand und die ganze Ausrüstung der Zentralbank so ist, 
wie sie sein soll.« Was er S. 276 dahin ergänzt: »Daß das Geld- und 
Kreditsystem den stärksten außergewöhnlichen Belastungen gewach- 
sen sein muß, ist der Maßstab bei allen unseren Ausführungen über 
den Goldbestand der Reichsbank und über die Illiquidität der deut- 
schen Volkswirtschaft gewesen«, und so faßt er schließlich seinen 
Grundgedanken in dem knappen Satz zusammen (S. 315): »Der Kern 
aller Kriegsrüstung ist ein liquides Banksystem.« Wenn auch Plenge 
diese extremen ÄAeußerungen gelegentlich abschwächt (z. B. S. 316, 
337), so kommt er doch nie zu der Frage, ob nicht die Aufrecht- 
erhaltung des Geld- und Kreditsystems im Kriegsfall zuweilen allzu 
teuer bezahlt wird. Rießer hebt ja mit Recht hervor (S. 9, vgl. dazu 
S. 81), daß »eine bereits im Frieden herzustellende volle K rieg s- 
bereitschaft, auf eine Beseitigung oder Lahmlegung der 
Geschäftsbereitschaft hinauslaufen würdee. Aber auch 
Rießer selbst setzt die Aufrechterhaltung der Geld- und Kreditord- 
nung unter allen Umständen voraus. Ich glaube nun kaum, daß sich 
ein wirklich bedeutender Staatsmann finden wird, dem im Falle eines 
Weltkrieges in erster Linie die Aufrechterhaltung der Geld- und Kre- 
ditordnung am Herzen liegt. Vor allem dürfte er sich um die Sicher- 
stellung der Kriegsmittel, sowie um die Ernährung für Kombat- 
tanten und Nichtkombattanten kümmern. Er wird sich der Geld- 
und Kreditordnung bedienen, wenn dies unter möglichster Schonung 
der Volkskräfte tunlich ist, aber er dürfte ebenso zur teilweisen oder 
gänzlichen Suspension der Geld- und Kreditordnung übergehen, 
wenn er glauben sollte, daß so der Kriegszweck sicherer und mit 
weniger Müheaufwand erreicht werden kann. Wir sehen denn auch 
zeitgenössische Politiker in dieser Richtung am Werke. Das recht 
weitgehende österreichische Kriegsleistungsgesetz, auf das auch 
Rießer (S. 129) hinweist, bestimmt zum Beispiel ohne Rücksicht 
auf die Grundbedingungen der Friedensordnung, daß Unternehmer 
und Arbeiter für die Herstellung aller für die Kriesführung erforder- 
lichen Mittel gegen Entschädigung in Anspruch genommen werden 
können. Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß man dieses Kriegs- 
leistungsgesetz im Notfall auch dazu verwenden würde, die Ernährung 
der gesamten Bevölkerung sicher zu stellen, erklärte doch der Justiz- 
ausschuß dies Gesetz als eine »Kodifikation des Staatsnotrechtese, 
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dessen sRechtsnatur von dem Volksgefühl instinktiv erfaßt worden: 
Necessitas omnem legem frangit« ?). Da wäre dann von Kredit 
und Geld keine Rede mehr. Die einen würden dirigiert den Boden 
zu bestellen, die anderen die geernteten Früchte wegzutransportieren, 
die dritten sie an die Bevölkerung zu verteilen. Analog stünde es 
mit den Industriebetrieben. Es ist nicht einzusehen, weshalb eine solche 
Suspension »das zertrümmert, was in langen Jahren mühevoll aufge- 
baut ist« (Plenge S. 283). Auch ein Moratorium hebt die Wirksam- 
keit der Sparkassen auf und dennoch zertrümmert es die Sparkassen 
nicht, im Gegenteil es erhält sie. Plenge erwägt nie, ob nicht gerade 
die Suspension der Geld- und Kreditwirtschaft im Kriegsfall das Geld- 
und Kreditsystem im Frieden stärken würde. 

Wenn wir nun einen Weltkrieg ins Auge fassen — und ein Krieg, 
den Deutschland in der nächsten Zukunft führen müßte, könnte 
wohl leicht zu einem Weltkrieg werden — dürfen wir nicht die Erfah- 
rungen der letzten Kriege verwenden, zumal einige derselben, so der 
Russisch- Japanische und der Spanisch-Amerikanische eigentlich 
außerhalb der beteiligten Staaten geführt wurden (Plenge S. 288). 
Wir müssen vielmehr auf die Napoleonische Aera $) zurückgreifen, 
deren Lebensordnung freilich von unserer sehr verschieden war. 
Jedenfalls müssen wir aber unseren Phantasiebildern einen giganti- 
schen Zug verleihen, sollen wir hoffen dürfen, der Wirklichkeit einiger- 
maßen nahe zu kommen. Man muß mit der Eventualität rechnen, 
daß der Staat durch einen Weltkrieg, sei es auf dem Umweg über eine 
ausgedehnte Assignatenwirtschaft oder infolge anderer Umstände, 
genötigt wird, das System der individualistischen Ordnung zeitweilig 
zu suspendieren, um durch Verwaltungsmaßnahmen 
den Fortbestand der Produktion und Konsum- 
tion zu sichern. 

Es würde sich daher empfehlen, gewissermaßen staffel- 
weisealle möglichen Institutionstypen durch- 
zudenken, ohne bestimmte Prophezeiungen versuchen zu wollen. 
Es ist für die Praxis oft weit weniger wichtig zu wissen, ob be- 
stimmte Ereignisse eintreten werden, als viel- 
mehr, was man zu tun hat, wenn das Ereignis 
A, was, wenndas Ereignis B usw. eintritt?). 

Wie ich schon mehrfach hervorgehoben habe ®), dürfen wir die 








3) Vgl. 1768 der Beil. z. d. sten. Protokollen des Abg.-H. XXI. Sess. 1912. 
Bericht des Justizausschusses über den Entwurf eines Gesetzes betreffend Kriegs- 
leistungen. 

4) Vgl. Joseph Lowe, The present State of England.... ı. Aufl. Lon- 
don 1822. P. Colquhoun, A treatise on the wealth, power and resources 
of the British Empire. London 1814. Peez und Dehn, Englands Vor- 
herrschaft.... I. Bd. Leipzig 1912. 

5) Wir setzen uns damit in direkten Gegensatz zu Rießer (S. 196), der auf 
Ströll verweist: »Es hat gar keinen Zweck, ohne reale Grundlagen solch spätere 
Bilder zu zeichnen.« 

©) Vgl. Otto Neurath, Kriegswirtschaft. Jahresbericht der neuen Wie- 
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Einführung der Großnaturalwirtschaft im Falle eines 
Weltkrieges, besonders eines länger dauernden Weltkrieges als gar 
nicht so unwahrscheinlich ansehn; gerade die Erfahrungen der jüng- 
sten Zeit zeigen, daß verwüstende Kriege, die Jahre dauern nicht un- 
möglich sind. Bisher haben sich die Kriegswirtschaftler mit dieser 
Frage selten näher befaßt, da sie fast alle ohne weitere Untersuchung 
von der Meinung ausgehen, daß die Naturalwirtschaft nur primitiven 
Verhältnissen entspreche. Welch hohe Stufe aber naturalwirtschaft- 
liche Institutionen erreichen können, beweisen die Bestimmungen 
über den Naturaliengiroverkehr im alten Aegypten, die zwar bereits 
seit längerer Zeit bekannt sind’), aber bis jetzt weder theoretisch 
noch praktisch berücksichtigt wurden. Noch immer spricht man ja 
von den drei Stufen der Natural-, Geld- und Kreditwirtschaft, wäh- 
rend man richtigerweise innerhalb der Naturalwirtschaft ebenso wie 
innerhalb der Geldwirtschaft mehrere Stufen unterscheiden sollte. 
Die höchste Stufe der Naturalwirtschaft steht der Geldwirtschaft 
mindestens gleich, wenn sie dieselbe nicht sogar übertrifft. 
Wir haben aber auch Beispiele aus modernen Kriegen, die zeigen, 
daß die Destruktion der Geld- und Kreditordnung eine mindestens 
teilweise Einführung der Naturalwirtschaft nahelegen kann. Unter 
den 1863 von den Südstaaten erhobenen Steuern befanden sich auch 
Naturalsteuern®). Die Pflanzer mußten r0% aller Vorräte 
und 10% aller geschlachteten Schweine abliefern. Außerdem waren 
alle jene, welche dieser Naturalsteuer unterlagen, auch verpflichtet, 
10% ihrer Vorräte gegen Bezahlung der Regierung zur Verfügung zu 
stellen, aber nicht etwa nur Kriegsbedarf, sondern 
auch neben Getreide, Erdäpfeln, Futterstoffen andere Waren, wie 
Zucker, Zuckersaft, Baumwolle, Wolle und Tabak. Der größere Teil 
der so in natura erhobenen Steuern wurde gleich für die Armee ver- 
wendet, der Rest wurde von Staats wegen veräußert, offenbar auf 
Grund der Erwägung, daß der einzelne in Kriegszeiten die Waren 
nur verschleudern könnte, während der Staat eher die Möglichkeit 
habe, den günstigsten Markt auszusuchen. Die erwähnten Natural- 
steuern und das Recht des Staates einen bestimmten Prozentsatz 
der Naturalien gegen Entgeld enteignen zu können, fällt nicht mit 
der bei uns üblichen Requisition (von Rießer S. 198 flüchtig erwähnt) 
zusammen, deren Wesen darin besteht, daß die unmittelbaren Armee- 
bedürfnisse an Ort und Stelle zu decken sind. Diese Requisitions- 
befugnis hatte die Regierung der Südstaaten noch überdies. 








ner Handelsakademie, S. 53 und Otto Neurath, Das neue Statut der öster- 
reichisch-ungarischen Bank und die Theorie der Zahlung. Zeitschrift f. d. gesamte 
Staatswissenschaft. LXIX, S. 79 ff. 

1) Vgl. die ausführliche Darstellung bei Friedrich Preisigke, Giro- 
wesen im griechischen Aegypten enthaltend Korngiro, Geldgiro, Girobankno- 
tariat mit Einschluß des Archivwesens. Straßburg i. E. ıgıo, Insbesondere 
II. Teil. Korngiroverkehr, Abschnitt 27, Giroanweisung. 

$! Vgl. Hock, Die Finanzen und die Finanzgeschichte der Vereinigten 
Staaten von Amerika. Stuttgart 1867. S. 508 ff. 
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Es ist ja klar, daß derartige naturalwirtschaftliche Maßnahmen ins- 
besondere dort Platz greifen werden, wo aus irgendwelchen Gründen 
die Kaufkraft der Banknoten erheblich zu sinken begonnen hat. Denn 
will der Staat durch Notenemissien einen Teil des Nationaleinkom- 
mens an sich bringen, sə hebt er eventuell durch die Nachfrage und 
gleichzeitige Notenvermehrung die Preise — falls nicht die Noten- 
zunahme durch die Reduktion anderer Zahlungsmittel wie Wechsel, 
Schecks oder sonstige Vorkommnisse kompensiert wird. Vermag 
er nun nicht die Noten wieder zurückzusaugen (Plenge S. 320), so 
besteht die Möglichkeit einer dauernden Anschwellung des zirkulie- 
renden Notenvorrats. Eine neuerliche Notenemission, um nochmals 
Naturalien zu beschaffen, vermehrt abermals diese Fülle, und nun kann 
ein rascher Zusammenbruch der Geldordnung folgen, dem natürlich 
durch unmittelbare Aneignung der Naturalien vorgebeugt wird. 
Geldsteuern versagen in solchen Fällen weit eher, zumal ja die Ver- 
äußerung von Waren infolge der fallenden Kaufkraft des Geldes er- 
schwert ist, da ja die gesamte Kalkulation in Verwirrung gerät, 
insbesondere aber die Gläubiger in schwierige Situation gelangen 
können. In solchen Fällen kann man eventuell auch auf dem inter- 
nationalen Markte den Naturalienverkehr dem Geldverkehr entweder 
überhaupt oder mindestens wahlweise vorziehen. Im Jahre 1862 
nahm denn auch die Regierung der Südstaaten, nachdem sie auf 
verschiedene Weisen entsprechende Mengen Baumwolle in ihren 
Händen konzentriert hatte in Paris eine Anleihe auf unter Verpfän- 
dung der betreifenden Baumwollmengen; dabei wurde vereinbart, 
daß die Anleihe nach Friedensschlußinbar oder in Baumwolle 
zurückgezahlt werden sollte. Wenn auch die naturalwirtschaftlichen 
Verfügungen der Südstaaten nur einen geringen Raum einnahmen, da 
ja daneben die Papiergeldwirtschaft forıtdauerte, so deuten sie doch 
eine Entwicklungsrichtung an, die im Notfall auch von modernen 
Staaten eingeschlagen werden dürfte. In welchem Stadium eines 
Weltkrieges dieser Zustand eintreten kann, darüber vermag man 
nichts auszusagen, aber daß diese Möglichkeit be- 
steht, sollteschon genügen, um zum prinzipiel- 
len Studium dieser Fragen herauszufordern. 

Es ist selbstverständlich, daß man bei allen Erörterungen über 
den Weltkrieg der Zukunft schwer abschätzen kann, welche Wir- 
kungen derselbe hervorrufen wird, welche Kosten durch ihn erwach- 
sen werden. Wie Plenge (S 306) und Rießer (S 12) sehr richtig her- 
vorheben, hat man sich in England über die Kosten des Burenkrieges 
gründlichst getäuscht. Plenge ist wohl im Recht, wenn er Rießer und 
Ströll daraus einen Vorwurf macht, daß sie zu sehr die Tendenz 
haben, bestimmte Summen festzustellen (S. 279, 281, 288, 301, 306 und 
sonst). Aber Plenge selbst sieht sich doch wieder genötigt, Schät- 
zungen zu versuchen (S. 307, 309, 3II, 318, 323 und sonst). Sie sind 
nur vager als die Rießers und suchen möglichst large zu sein. Die 
Ursache, daß Plenge selbst wieder zu Schätzungen kommt, sehe ich 
vor allem darin, daß er ebenso wie Rießer die Liquidät in das Zentrum 
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seiner Betrachtung stellt, die Liquididät hängt aber von fixen Sum- 
men ab. Es könnte ja eine Einrichtung getroffen werden, welche die 
Liquiditätsprinzipien der Leistungsfähigkeit anpaßt. Etwa in dem 
Sinne, wie sich eine Gruppe von Menschen gegen irgendeinen Unfall 
versichern kann, der einen unbestimmten Schaden hervorruft, in- 
dem z. B. ein Umlageverfahren derart durchgeführt wird, daß, von 
einer bestimmten Schadenhöhe angefangen, nur ein Teil des Schadens 
vergütet wird. Gerade beim Krieg, der doch eine Sache der Gesamt- 
heit ist, wird es dem Politiker nahe gelegt, Einrichtungen zu treffen, 
die alle Lasten möglichst gleichmäßig verteilen. Die Autoren hätten 
weit größere Bewegungsfreiheit, wenn sie so allerlei Möglichkeiten 
untersuchen würden. Plenge und Rießer binden sich aber überall von 
vornherein die Hände. Instinktiv vermeiden sie es zu dem Resultat 
zukommen: EskannFällegeben,indenen das Geld- 
und Kreditsystem versagt,ohne daß die Schlag- 
kraft des Staates leiden müßte. Stillschweigend sind 
beide der Meinung, daß das auch nur zeitweilige Aufhören der Geld- 
und Kreditoıdnung das Ende des Krieges bedeuten müsse, eine An- 
schauung, die ja auch Norman Angell vertritt, der daraus 
Waffen gegen den Krieg schmiedet?). Gelehrte, wie Rießer und Plenge, 
können einem Angell Norman eigentlich nur erwidern, daß sie so 
starke Veränderungen, wie er prophezeit, für unwahrscheinlich halten, 
es fehlt ihnen das Argument: und wenn die Geld- und Kreditord- 
nung zusammenbricht, so kann man noch immer Krieg führen, denn 
dazu braucht man nur Soldaten, Munition und Nahrung. Rießer 
scheint nun als Bankmann der Ansicht zuzuneigen, man könne 
mit den heutigen Bankwesen so ziemlich auskommen, wenn man 
gewisse mäßige Modifikationen vornimmt. Vor tiefergehenden Ver- 
änderungen schreckt er begreiflicherweise zurück. Während er die 
mäßigen Belastungen einigermaßen ausmalt, wird er in seinen 
Schilderungen immer sehr zurückhaltend, wenn er zu den schwersten 
Erschütterungen kommt. So spricht sich z. B. Rießer gegen ein Ge- 
setz aus, das der Regierung die Ermächtigung gibt, ein Moratorium 
zu erlassen (S. 164), da seiner Ansicht nach ein Wechselmoratorium 
zunächst in Deutschland im Kriegsfall nicht in Betracht komme. 
Schließlich muß aber auch Rießer anerkennen, daß eine Situation, 
in der das Moratorium nicht vermieden werden kann, »voraussichtlich 
nur bei völligem Kriegsunglück möglich wäre«. Und nun kommt die 
charakteristische Tatsache. Wie dies Moratorium in der 
ärgsten Not funktioniert, darüber verliert 
Rießer nicht ein einziges Wort. Meiner Ansicht 
nach muß man aber gerade darüber ernstlich nachdenken. 
Meine Nachforschungen nach den psychologischen Ursachen, aus 


°’) Norman Angell, The great illusion. A study of the relation of mili- 
tary power to national advantage. London 1913, besonders Part I. Chapter IV. 
The impossibility of Confiscation, wo sich ein Abschnitt findet: the delicate inter- 
dependence of international finance und sonst. 


Kriegswirtschaft. 203 


denen Praktiker derartige Notmaßreseln mit offenbarer Unlust er- 
örtern, haben kein rechtes Resultat gezeitigt, oder sollte es ein sol- 
ches zu nennen sein, daß mir einmal ein Bankmann erwiderte: 
»\Wir wollen eben den Teufel nicht an die Wand malen«? Plenge 
geht zwar etwas weiter als Rießer, aber auch er faßt nur solche Wir- 
kungen des Weltkrieges ins Auge, die noch zur Not durch Modifika- 
tionen der Geld- und Kreditoıdnung ertragen werden können. Er 
formuliert denn auch einen Grundgedanken seiner Arbeit dahin, 
daß es (S. 345, vom Verfasser gesperrt) unmöglich ist, dem 
Wıirt,chaftssystem der Gegenwart seine be- 
sondersgroße Empfindlichkeit gegen denkKrieg 
zunehmen. Aberesist möglich, ihm eine solche 
Widerstandsfähigkeit zu geben, daß seineEmp- 
findlichkeit nicht zu politischer Ohnmacht 
führte Während Rießer mäßige Modifikationen der Geld- und 
Kreditordnung bei mäßigen Wirkungen des Weltkiıieges behandelt, 
rechnet zwar Plenge mit größeren Wirkungen des Weltkrieges, fer- 
dert aber demgemäß im allgemeinen auch weitgehendere Moditika- 
tionen. Rießer hat einen erheblichen Optimismus — dagegen kann 
man an sich nichts einwenden; er könnte aber doch auch den Versuch 
machen neben den Maßregeln, die im günstigen Fall ertorderlich sind, 
— ohne deswegen von seinen Zeitgencssen übel zu denken — jene zu 
schildern, die im ungünstigsten Falle nötig werden könnten. 
Rießer setzt z. B. voraus (S. 8), daß »eine ruhigere Ueberlegung von 
selbst dahin tühren werde, daß Depositen und Spareinlagen nicht 
weiter gekündigt und zinslos liegen gelassen, sondern wieder einge- 
liefert usw. werden« und daß es gelingen werde, das Denken und 
Handeln der Massen im Interesse der Gesamtheit zu beeinflussen 
(S. 83). Die Vorfälle in Galizien und in der Bukowina I9I2 und IQI3 
aber auch in Deutschland zeigen deutlich, daß die Zeit der Beun- 
ruhigung, insbesondere, wenn die Mobilisierungsperiode durch Mo- 
nate andauert, sich recht lange hinausziehen und das Rückströmen 
sehr, sehr spät erfolgen kann. Warum erörtert nun Rießer nicht den 
Fall, daß dies Rückströmen nicht stattfindet? Auf derselben 
Seite sagt Rießer: »Alles dies wird aber nur möglich sein, wenn die 
Kreditbanken ohne deren tatkräftige Mitarbeit die Reichsbank ihre 
Aufgaben im Kriegsfalle nicht glatt und erfolgreich durchführen kann, 
schon in Friedenszeiten das tun, was möglich ist, um diese Hilfe 
im Kriege auch wirklich leisten zu können.« Wieder muß man fragen: 
Warum erörtert Rießer nicht den Fall, daß die Kreditbanken versagen ? 
Er ist doch schließlich nicht gar so undenkbar? Vielleicht müßte in 
schwerer Kriegsnot eine staatliche Zwangsverwaltung der Kredit- 
banken oder eine Angliederung an die’ Reichsbank durchgeführt 
werden, damit das Kriegsziel realisiert werden könne, vielleicht 
genügt ein Gesetz, das bestimmte Vorschriften bezüglich der Kredit- 
gewährung, der Rediskontierung oder der Zurückziehung von Giro- 
gutbaben macht. Dieser Optimismus, der nicht alle Möglichkeiten 
ins Auge faßt, durchdringt das ganze Buch. Rießer betont z.B. (S. 10), 
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daß von irgendeiner Beschlagnahme privater Gelder, die bei Staats- 
banken, Sparkassen, Genossenschaften usw. liegen, keine Rede sein 
könnte. Er weist zu diesem Zweck auf die völkerrechtlichen Ab- 
machungen hin. Wir können selbstverständlich als einen möglichen 
Fall den untersuchen, in welchem dieses Privateigentum geschont 
wird, wir müssen aber doch wohl auch den Fall ins Auge fassen, daß 
das Privateigentum nicht respektiert wird. Die Bestimmungen des 
Völkerrechts sind papierene Zettel, so lange nicht der allgemeine Wille 
vorhanden ist, sie zu respektieren oder ein Exekutor, eventuell in 
Form einer neutralen Macht. Gewiß in einem Kriege zwischen zwei 
mitteleuropäischen Staaten wird man im großen und ganzen das Privat- 
eigentum schonen. Was geschieht aber, wenn in einem Weltkrieg alle 
Staaten unter Waffen stehn und es keine mächtige Neutrale gibt, 
die interventionslüstern auf eine Gelegenheit lauern, sich einzu- 
mischen, oder wenn einer der Kriegführenden damit beginnen sollte, 
das Privateigentum dauernd zu mißachten? Es ist eine oft beob- 
achtete kriegspsychologische Tatsache, daß der weniger Kulturelle im 
Krieg den Ton anzugeben pflegt. Es sind genügend viele Fälle 
aus der Geschichte bekannt, indenen trotzentgegenstehen- 
der Bestimmungen das Privateigentum angetastet wurde 1°). 
Plenge ist der Meinung (S. 290), daß der Weltkrieg der Zukunft das 
Privateigentum weniger direkt schädigen werde, als die Kriege der 
Vergangenheit. Es sei darauf hingewiesen, daß ähnliche Vermutungen 
auch vor dem Auftreten Napoleons von manchen Schriftstellern aus- 
gesprochen wurden. Gerade auf diesem Gebiet kann man nicht gut 
von einer Kontinuität der Entwicklung sprechen. Daß man übrigens 
auch heute in Kreisen der Praktiker mit der Möglichkeit rechnet, es 
könne Privateigentum angetastet werden, beweist der massenhafte 
Abtransport von Gold, Silber, Wertgegenständen und Effekten aus Ga- 
lizien und der Bukowina in den Jahren 1912 und 1913. Wenn die feind- 
liche Macht die Kassenbestände nicht einfach konfisziert, so kann sie 
dieselben jedenfalls zeitweilig an sich nehmen, eventuell durch Papier- 
geld ersetzen, um die eigene Geldmacht zu stärken. Auch steht ihr ja 
das Recht zu, Kontributionen in beliebiger Höhe zu erheben. Eher wirkt 
es beruhigend, wenn man der Bevölkerung sagt, daß von den einge- 
zahlten Geldern ohnehin das wenigste in Geldform vorhanden oder aber 
in Sicherheit gebracht sei. Die Serben haben, als ein Konflikt mit 
Oesterreich-Ungarn drohte, den Goldschatz der Nationalbank, der frei- 
lich zum Teil Staatsguthaben war, von Belgrad nach dem Innern ge-' 
bracht. Es ist überhaupt eine Frage, wie weit die Metallbestände der gro- 
Ben Privat-Notenbanken als öffentliches Eigentum anzusehen sind. 
Denn wenn die bloße Erklärung, etwas sei Privateigentum, genügen 
würde, um Sicherheit gegen Eingriffe des Feindes zu schaffen, so 
könnte man ja alles Staatseigentum ohne sonderliche Schwierigkeit 
in »Privateigentum« verwandeln. Wenn ein siegreicher Feldherr 


10) Vgl. Otto Neurath, Probleme der Kriegswirtscl aftslehre,. Ztschr, 
f. d. ges. Staatswiss. 1913. Heft 4 S. 462 íf. 
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eine Interpretation für gut findet, welche die Metallbestände der Noten- 
banken als öffentliches Gut erklärt, weil ja der eigene Staat es im 
Notfall verwenden würde, so wäre niemand da, der ihn daran hindern 
könnte 1!). Denselben Optimismus legt Rießer an den Tag, wenn er 
glaubt, daß der bargeldlose Zahlungsverkehr, den er ebenso wie Plenge 
(S. 302 und sonst) für unentbehrlich hält (S. 7, 58, 7I und sonst), 
unter allen Umständen ohne Zwangsmaßregeln aufrechterhalten 
werden könnte. Wie optimistisch und konservativ Rießer ist, vermag 
man daraus zu entnehmen, daß er unter keinen Umstän- 
den meinen Vorschlag, im Kriegsfall eventuelluneinlösliches 
Girogeld zu verwenden in Erwägung ziehen will (S. 7), während 
sich Plenge (S. 342 ff.) für uneinlösliches Girogeld ausspricht, Rießer 
begründet seine Ablehnung nicht näher, sondern erklärt nur, man 
müsse sich sgerade im Kriegsfall aller Experimente enthalten, 
welche die Gefahr, die man beseitigen will, vergrößern, durch die man 
also den Teufel durch den Beelzebub zu vertreiben sucht. Dazu 
rechne ich den von Otto Neurath in seiner Abhandlung: Un- 
einlösliches Girogeld im Kriegsfalle (Schmollersches Jahrbuch f. 
Gesetzgebung usw. NF. 33. Jhg. S. 120) zur Erwägung gestellten 
Vorschlag: alle Guthaben bei Banken, Sparkassen und verwandten 
Institutionen im Kriegsfall für uneinlösliche Girogut- 
haben zu erklären, über die nur mit Schecks zur Ver- 
rechnung verfügt werden könnte«. Dabei hatte ich darauf hin- 
gewiesen, daß das uneinlösliche Girogeld als normale Maßnahme bereits 
in den Niederlanden bestanden hat 12) und auch in der amerikanischen 
Krise von 1907 als Notinstitution sich sehr bewährte 1?). Es ist ja 
ganz begreiflich, wenn Praktiker den Konstruktionen der Theoretiker 
mit Mißtrauen gegenübertreten, aber man kann wohl verlangen, 
daß sie gegenüber solchen Vorschlägen, die auf Erfahrungen aus ver- 
schiedenen Zeiten basieren, ernstlich Stellung nehmen und sie nicht in 
die Gruppe der »Experimente« verweisen. Von der theoretischen Be- 
handlung des uneinlöslichen Girogeldes #) und von unausgeführten 
Vorschlägen !5) will ich dabei ganz absehn. Plenge nimmt das unein- 
lösliche Girogeld als äußerste Maßnahme in Kriegszeiten in Aussicht 
und betrachtet es als eine Fortbildung des Moratoriums im modernen 


11) Anderer Meinung Renauld, Die finanzielle Mobilmachung der 
deutschen Wehrkraft. Leipzig 190r. S. 84. 

12) Steuart, Principles of Political economy. Basel 1769. B. IV. Of the 
Bank of Amsterdam, und Smith, Wealth of nations. B. IV. cap. 3 Digression 
concerning Banks of Deposit, particulary concerning that of Amsterdam. 

13) „Oesterreichischer Volkswirte Nr. 32 vom 6. Mai ıgıı. Otto Neurath, 
sKurantes Girogeld«, wo insbesondere auf die Erfahrungen in den Vereinigten 
Staaten hingewiesen wurde. 

u) Vgl. Wilhelm Neurath, Elemente der Volkswirtschaftslehre, 4. Aufl. 
Wien 1903. S. 217 ff. Knapp, Staatl. Theorie des Geldes. Leipzig 1905. 
S. 144 f. 

15) Vgl. Einführungsvorschläge uneinlösliches Girogeld betreffend zur Zeit 
Friedrichs des Großen. G. H. Pertz, Das Leben des Ministers Freiherrn von 
Stein. Berlin 185r. S. 543. 
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Sinne (S. 338 f.). Auch die Frankfurter Zeitung vom 12. August Igog 
behandelt in einer Kritik meines Vorschlags denselben als einen 
Unterfall des Moratoriums. Mir scheint diese Klassifikation nicht eben 
zweckmäßig. Girogeld gehört mit Zettelgeld und unterwertigem Metall- 
geld zum Zeichengeld. Die Beseitigung der Schecks zur Barabhe- 
bung und die alleinige Zulassung der Schecks zur Verrechnung ent- 
spricht der Aufhebung der Barzahlung bei den Noten. Man müßte 
daher konsequenterweise die Einführung der uneinlöslichen Noten 
ebenfalls zum Moratorium rechnen, was man aber nicht zu tun pflegt, 
jedenfalls tut es Plenge nicht. Als genauer Kenner der amerikanischen 
Verhältnisse stützt sich Plenge vor allem auf die Erfahrungen des 
Jahres 1907. Leider behandelt er das uneinlösliche Girogeld nicht 
mit jener Ausführlichkeit, die er anderen weniger wichtigen Punkten, 
so der Notendeckung, gewidmet hat. Er stellt auch nur nebenbei die 
Frage (S. 342) »Wie weit isteine Annahmepflicht für Zah- 
lungen in Bankgeld festzusetzen, zu der eventuell sogar ein Zwang 
zur Kontenbildung hinzukommen muß«. Ich hob schon mehrfach 
hervor, daß der Annahmezwang für uneinlösliches Girogeld ebenso 
erforderlich ist, wie für uneinlösliches Bankgeld, und wie überhaupt 
für jede Geldsorte im Kriegsfall. Wohin käme man, wenn in einer 
ohnedies schon schwierigen Situation die Gefahr bestünde, daß irgend 
jemand willkürlich bestimmte Zahlungsmodalitäten ablehnen kann. 
Ja, mir scheint es eher denkbar, daß man die Frage ventiliert für Zah- 
lungen, die einen bestimmten Betrag übersteigen, nach dem nieder- 
ländischen Muster geradezu den Zwang zur Zahlung in Girogeld zu 
statuieren, um so die Konzentration des Zahlungswesens zu erreichen, 
welche die für manche Kriegssteuern wichtige Anlage von Vermögens- 
katastern erleichtern würde. Plenge führt dagegen seinen Vor- 
schlag näher aus den Depositengläubigern eine Art Vertretung in dem 
Bankkonsortium zu geben, das zur »Emission uneinlöslichen Girogeldes« 
um diesen Ausdruck einzuführen, berechtigt wäre. Der Gedanke ist 
nicht unbedingt abzulehnen, doch scheint die Realisierung auf schwere 
Hindernisse zu stoßen. Vor allem könnte solch eine Institution nicht 
erst im Kriegsfalle geschaffen werden. Ganz abgesehen davon, daß 
sich eine solche Kontrollinstanz nicht im Handumdrehen mit den 
Verhältnissen vertraut machen könnte, ist auch ein großer Teil der 
Depositengläubiger im Felde. Dazu kommt noch, daß wohl die Ver- 
treter der Depositengläubiger nicht immer ausreichende Sachkennt- 
nis besitzen dürften. Daß aber zur Wahrung der die Allgemeinheit 
berührenden Interessen die Einsetzung irgendeiner Kontrollkom- 
mission zweckmäßig sein kann, unterliegt keinem Zweifel, doch 
dürfte sich dafür der staatliche Charakter derselben empfehlen. Dies 
ist schon dadurch nahegelegt, daß ja de Einführung des- 
uneinlöslichen Girogeldes und des Konten- 
zwanges wohl durch ein Gesetz verfügt werden müßte. Das Mora- 
torium im engeren Sinne nehmen sowohl Rießer (S. 164) als auch 
Plenge (S. 343) in Aussicht. Rießer steht ihm aber, wie erwähnt, mit 
großer Abneigung gegenüber. Ich glaube, daß Rießer nicht alle Mo- 
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mente ausreichend ins Auge faßt, die zugunsten eines Moratoriums 
sprechen — er begnügt sich mit wenigen Sätzen und verweist auf Ströll, 
der hauptsächlich der Erfahrungen von 1870/71 zugrundelegend auch 
keine eingehende Analyse der Marktverhältnisse gibt !%). Sehr lehr- 
reich sind die Erfahrungen, die man während des Balkankrieges in 
Serbien und Bulgarien einerseits, in Galizien und der Bukowina ande- 
rerseits machen konnte. Dort ein Moratorium, das zur Stärkung der 
Schlagkraft zweifellos beigetragen hat, hier Aufrechterhaltung der 
Friedensordnung, wodurch die Schlagkraft der Monarchie nicht uner- 
heblich geschädigt wurde. Das Moratorium in Serbien und Bulgarien 
erwies sich zum Teil schon deswegen als notwendig, weil ein großer 
Teil der Geschäftsleute, Buchhalter und sonstigen kaufmännischen 
Angestellten ins Feld mußte, so daß die Abwicklung der Wechsel- 
verbindlichkeiten ungenügend orientierten Personen überlassen wor- 
den wäre. Das Fehlen eines Moratoriums scheint die üblen Verhält- 
nisse im Osten ÖOesterreich-Ungarns während der Balkankrise mit 
verschuldet zu haben. Sehr viele Banken haben ohne sonderliche 
Rücksichtnahme auf die schwere Lage die Einhaltung der Wechsel- 
verbindlichkeiten strikter als in normalen Zeiten verlangt und die 
Neugewährung von Krediten vielfach arg reduziert oder zeitweilig 
sogar so gut wie ganz sistiert, mindestens für gewisse Geschäftszweige. 
Man bedenke aber, was das heißt, wenn einem Unternehmer gegenüber, 
welcher materiell langfristigen Kredit, formell kurzfristigen erhält, 
um zum Beispiel das Wechselmaterial bankfähig zu machen, nun von 
dem Wortlaut des Wechsels Gebrauch gemacht werden kann. Dazu 
kommt noch, daß die Kreditverhältnisse breitester Kreise ohne Mora- 
torium geradezu aufgewühlt werden, ja, daß es angezeigt wäre, das 
Moratorium auf möglichst viele Verträge auszudehnen, so z. B. auf 
Mietverträge 1”). Es genügt hier, darauf hinzuweisen, daß diesem Pro- 
blem wohl mehr Aufmerksamkeit als bisher geschenkt werden sollte. 

Die Tendenz Plenges und Rießers sich möglichst wenig vom 
Hergebrachten zu entfernen, kommt vor allem bei den Erörterungen 
über die Notenemmission im Kriegsfall zum Ausdruck. Es unterliegt 
wohl keinem Zweifel, daß es die leitenden Politiker im Falle eines 
Krieges für zweckmäßig ansehn werden, solange es geht, die bestehen- 
den Gesetze zu befolgen und auch die Bankstatuten möglichst wenig 
zu verletzen. Aber sollte das nicht tunlich sein, so werden wohl auch 
grundsätzliche Veränderungen nicht unterbleiben, wie wir sie ja in 
der Kriegsgeschichte schon so oft erlebten. Um nun auch diese 
äußersten Maßnahmen, die noch innerhalb der Geld- und 
Kreditordnung verbleiben, behandeln zu können, muß man an die 
heutige Notenordnung vollkommen unbefangen herantreten. Das tun 


16) M. Ströll, Ueber das deutsche Geldwesen im Kriegsfall. Leipzig 
1899. (Sonderabdruck aus Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung usw. XXIII. 
1. 2.) S. 209 fÍ. 

17) Vgl. die interessante Studie von Welimir J. Bajkitsch. Die Liqui- 
dation des Moratoriums mit einem Gesetzentwurf und einer Tabelle der berech- 
neten Fristen. Eine sozialpolitische Studie. Belgrad 1913. (Serbisch.) 
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aber weder Plenge noch Rießer. Beide sprechen immer wieder von 
der Dritteldeckung, so als ob dieselbe als theoretischer Aus- 
gangspunkt irgendwie motiviert wäre, während sie doch nur rein hi- 
storisch zu begreifen ist. Abgesehen davon, daß heute der Metall- 
schatz gar nicht mehr recht als »Notendeckung« im eigentlichen Sinne 
angesehen werden kann, ist die Deckungsquote doch willkürlich fest- 
gesetzt. Adolf Wagner!?) hat, wie mir scheint, diesen Punkt vor 
einem halben Jahrhundert vollkommen klar gestellt, und jeder Autor, 
welcher sich wie Rießer mit Intensität für die Dritteldeckung gegen 
eine Viertel- oder Fünfteldeckung einsetzt (S. 158), die z. B. Ströll 
für den Kriegsfall vorzieht, hat die Pflicht, diesen Standpunkt theore- 
tisch zu begründen. Es ist ein Unterschied, ob man mit einem histo- 
rischen Relikt operiert, weil es eben da ist, oder aber jeder Aenderung 
desselben mit Nachdruck entgegentritt. Daß die Dritteldeckung nichts 
grundsätzlich Bedeutsames sein dürfte, kann man doch schon daraus 
entnehmen, daß zum Beispiel die Bank von Frankreich ohne ein 
Deckungsprinzip auskommt. Erst recht bedenklich aber muß man 
werden, wenn man der Entstehung der Dritteldeckung nachgeht 
und nun sieht, welche Unsumme von unzulässigen Analogien, Ein- 
schränkungen und Erweiterungen vorgenommen wurden, um mit 
Hilfe einer merkwürdig zähen Tradition die Dritteldeckung aus 
dem Anfang des 19. Jahrhunderts bis jetzt herüberzuretten. Die 
Bankdirektoren, welche vor etwa hundert Jahren in England als 
empirischen Grundsatz die Forderung aufstellten, man komme ganz 
gut aus, wenn man die Gesamtheit der Verpflich- 
tungen — die Noten betrugen nur einen Teil derselben — 
mit Metall zu einem Drittel decke, konnten wohl nicht voraussehen, 
wie diese Aussage weiter verwendet würde. Man muß den Ton der 
Enqueten sich vor Augen halten, um recht zu würdigen, wie unzu- 
lässig es ist, vage Erfahrungen die bald ein Jahrhundert alt sind, 
heute noch im Kriegsfall für maßgebend anzusehen, z. B. 1P): »Die 
erste Frage lautet dahin: Nach welchen Grundsätzen regelt die Bank 
in gewöhnlichen Zeiten ihre Notenausgabe? Antwort: Der Grund- 
satz, nach welchem zur Zeit einer regelrechten Landesvaluta und folg- 
lich eines Pari der Wechselkurse, die Bank ihre Notenausgabe, außer 
in ganz besonderen Fällen ordnet, ist der, daß ein gewisses Verhält- 





18) Adolf Wagner, Die Geld- und Kredittheorie der Peelschen Bankakte. 
Wien 1862. S. 3 ff. und dann noch präziser: System der Zettelbankpolitik. Frei- 
burg i. Br. 1873. S. 256: »Die Willkür in der Wahl der Quote (1, %, 4, 
2, usw.) ist keine größere als in der Festsetzung einer absoluten Ziffer des gan- 
zen oder des metallisch ungedeckten Teils des Notenumlaufs. ... Die Nachteile 
sind nicht zu verkennen. Sie liegen einmal in dieser vollständigen 
Willkür, mit welcher diese oder jene Quote verlangt wird. Eine Festset- 
zung auf Grund von Beobachtungen ist nicht zulässig, und für die Zukunft haben 
die etwaigen Erfahrungsregeln der Vergangenheit, zumal bei einem in seiner 
Menge schwankenden Notenumlauf, keinen praktischen Wert.« 

# Tooke und Newmarch, Die Geschichte und Bestimmung der 
Preise. Deutsch von Asher. I. Bd. 1858. S. 440. 
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nis der durch Depositen oder für Noten erhaltenen Summen in Zinsen 
tragenden Sicherheiten anlegt, das übrige aber in geprägtem und un- 
geprägtem Metall bewahrt wird. Als die unter obwaltenden Um- 
ständen wünschenswerten Verhältnisse (!) lassen sich zwei Drittel in 
Sicherheiten und ein Drittel in Metall bezeichnen; im übrigen rich- 
tet sich der Notenumlauf im Lande, soweit er von der Bank abhängt, 
nach dem Einfluß der fremden Wechselkurse. Ich wünsche dahin ver- 
standen zu werden, daß, wenn ich von dem Verhältnis von zwei Drit- 
seln zu einem sprach, ich eine Zeit der regelrechten Landesvaluta, 
vor dem Eintritt einer Geldnachirage meine: das Steigen der Nachfrage 
mindert das Verhältnis; hört aber jene auf und die Wechselkurse 
gestalten sich günstiger, so können wir auch diese Verhältnisse wieder 
herstellen.« Dies eine Beispiel genügt wohl, um die Grundlagen der 
Dritteldeckungslehre zu charakterisieren. Es mußte auf diesen Punkt 
etwas ausführlicher eingegangen werden, um zu zeigen, daß gerade bei 
praktisch ernsten Problemen, wie sie die Kriegswirtschaftslehre 
bietet, eine gründliche Revision aller überkommenen Anschauungen 
mehr als sonst am Platze ist, muß doch mit der Möglichkeit größerer 
Umwälzungen gerechnet werden. Wer das Heute verteidigt, kann sich 
einfach auf die Tradition stützen. Das hört auf, wenn der Krieg An- 
spannung des Rationalismus fordert und daher nur das von der Ueber- 
lieferung anerkennen will, was rational ist. Als »ultima ratio« faßt 
Rießer übrigens auch die Verschlechterung der Deckung ins Auge 
(S. 158), ohne aber auf ihre Wirkungen näher einzugehen. Rießer 
stellt die Vorzüge des »gedeckten« Papiers (S. 58) einfach als Er- 
fahrungstatsache hin, ohne zu untersuchen, weshalb denn gedeckte 
Noten besser sein sollten als ungedeckte. Er berührt daher auch nicht 
die von Plenge (S. 320) hervorgehobene Bedeutung der Rückströmung, 
die in erster Reihe von Wichtigkeit ist. Aber auch Plenge glaubt 
(S. 321), daß die Zirkulationsfähigkeit der Noten von dem »Abglanz 
des riesigen Goldbestandes, der bei der Zentralbank liegt« abhänge. 
Als ob davon die breiten Kreise der Bevölkerung viel wüßten. Das 
Vertrauen in das Geld beruht meist auf anderen Momenten. Selbst 
wenn es Leute gibt, die tatsächlich deshalb Noten nehmen, weil sie 
dieselben mit Gold gedeckt glauben, so wissen dieselben jedenfalls 
in den seltensten Fällen etwas näheres über den Grad der Deckung. 
Die Kaufkraft der Noten kann daher ziemlich konstant bleiben, 
trotz verringerter Deckung, sie kann aber auch rasch fallen, obgleich 
die Deckung verbessert wurde. Bei Einstellung der Barzahlung 
wird zuweilen die beste Deckung, wenn einmal das Vertrauen er- 
schüttert ist, wenig helfen. Aber die psychologischen Momente sind 
manniglachster Art. Die Bedenken Plenges, neben Noten eigene 
Kriegslombardscheine (S. 321) auszugeben, erscheinen mir sehr be- 
gründet. Denn wenn auch das Publikum nichts vom Notenwesen 
versteht, so wird es doch stutzig wenn eine neue Geldtype aufkommt. 
Das sind zwar höchst primtive Dinge, die mit nationalökonomischen 
Fragen wenig zu tun haben, aber dennoch beachtet werden müssen. 
Plenge (S. 326) hebt mit Recht hervor, daß unterwertiges Sn 
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für die Dümmsten und Aengstlichsten gerade das richtige sei. Auch 
Rießer geht gelegentlich auf solche psychologische Probleme ein, aber 
er ist eben der Meinung, daß die Kaufkraft der Note und ihre Zirku- 
lationsfähigkeit von der Metalldeckung abhängt, ein Stand- 
punkt, dessen vollständige Widerlegung an dieser Stelle natürlich 
nicht möglich ist. Er sagt (S. 197): »Allerdings kann selbst im Kriege 
von einem dauernden Umlauf »fiktiver Zahlungsmittel« nicht 
die Rede sein, falls nicht, trotz der großen und sicheren Unterlagen, 
die für einen großen Teil dieser Zahlungsmittel bestehen schwere 
Schädigungen, wie Goldagio und Disagio für die Banknoten eintreten 
sollen. Ich stimme in dieser Beziehung ganz den Ansichten zu, welche 
A. Lansburgh entwickelt: Die metallisch ungedeckte Note tritt mit 
einem völlig neuen Kapitalanspruch ins Leben, der sich auf nichts 
anderes gründet, als auf Erwartung, daß der Empfänger in einer 
gewissen Zeit ein entsprechendes Kapital zurückerstattet werde. 
Man hält das tür ungefährlich, solange äußerlich nicht 
erkennbar ist, ob die Note gedeckt, also ein echter Kapital- 
anspruch cder ungedeckt und ein Pseudoanspruch ist, d. h. so 
lange die ausgebende Instanz dafür sorgt, daß ein gewisser Be- 
stand an Goldkapital die Fiktion der Deckung aller Noten 
aufrecht erhält. Man vergißt dabei, daß wohl der einzelne Mensch, 
nicht aber das Verkehrsleben alsGanzes, sich 
düpieren läßt« Diese Argumentation übersieht, daß das 
Geldalseine At Anweisung aufunbestimmte Güter- 
arten praktisch keine andere Forderung zu erfüllen braucht, als 
auf dem Markte jede Güterart beschaffen zu können. Das vermag 
aber eine Anweisung auch dann, wenn sie selbst wertlos ist und eine wech- 
selnde Kaufkraft besitzt. Es ist gar nicht einzusehen, weshalb gerade 
die Kaufkraft der Ware Gold gegenüber konstant sein müßte — denn 
das heißt, daß die Note einlöslich ist — man fordert doch nicht mit 
derselben Intensität, daß die Kaufkraft dem Eisen oder dem Getreide 
gegenüber konstent ist. Es ist auch gar nicht einzusehen, weshalb im 
inländischen Verkehr in einem wohladministrierten Staate das Gold 
als Zahlungsmittel bevorzugt werden sollte. Das Versagen der Noten- 
zirkulation beruht auf einem Versagen der Staatsordnung. Das Gold- 
agio an sich ist nicht einmal notwendig ein Uebel. Bedenklicher steht 
es damit zuweilen, wenn eine Steigerung der internationalen Wechsel- 
kurse gemeint ist. Aber auch das muß ja noch kein Nachteil sein, 
da ja diese Steigerung der internationalen Wechselkurse die Funktion 
eines Schutzzolles verrichten kann, der eventuell gerade erwünscht 
ist. Kurzum, es läßt sich wohl zeigen, daß die Aeußerungen von Rießer, 
teils allzu apodiktisch, teils prinzipiell verfehlt sind. Wohin Rießers 
Grundirrtum führt, daß die Notendeckung in erster Reihe das Gold- 
agio verhindere, kann man aus seinen Ausführungen S. 154 entnehmen: 
»Die alsbaldige Vertügung des Zwangskurses ermöglicht also unter 
Umständen allein, ein Goldagio und ein übermäßiges Hinaufschnel- 
len des Bankdiskonts zu verhüten, unsere Währung zu schützen 
sowie die Deckungspfiicht für die Banknoten aufrecht zu erhalten 
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und damit die letzteren vor einem Disagiv zu bewahren.« Diese 
Ausführung, die schon Plenge mit Recht, wenn auch ohne nähere 
Begründung, S. 406 angriff, erklärt sich eben nur daraus, daß Rießer 
der Meinung ist, das Disagio trete nicht infolge Verweigerung der Gold- 
abgabe, sondern infolge verringerter Deckung ein. Man könnte mit 
mehr Recht sagen: solange die Notenbank noch ein Goldstück be- 
sitzt, daß sie abzugeben vermag, wenn für Zahlungen ans Ausland 
deutsche Noten zur Einlösung präsentieren, wird kein Disagio ein- 
treten, hingegen sofort, wenn bei vollgedeckten Noten die Barzah- 
lung eingestellt wird. Daß auch eine Verringerung de: Deckung 
vielleicht unter Umständen ein Disagio zu erzeugen vermag, kann man 
nicht unbedingt leugnen, obgleich mir augenblicklich kein historisches 
Beispiel dafür bekannt wäre. Hingegen kann man beobachten, daß 
ein Notendisagio infolge törichtesten Mißtrauens eintreten kann, 
selbst wenn die Deckung sich nicht verschlechtert. So trat ein solches 
Notendisagio z. B. im Jahre 1912 in Galizien stellenweise auf. Aber 
mit den internationalen Wechselkursen und dem von ihnen abhängigen 
Goldagio hat das nichts zu tun. Die Einstellung der Barzahlung an 
sich ist wohl nützlich, aber in erster Reihe aus dem Grund, um Gold 
für die wichtigsten Zwecke zur Verfügung zu haben, vor allem für 
Anschaffungen des Staates im Auslande. Rießer kcmmt zu seiner 
Ansicht wohl durch allzu enge Anlehnung an das Bankstatut (S. 152), 
was wir auch bei Plenge gelegentlich beobachten. Das Bankstatut hat 
praktisch nur so lange Wert, als man es in Kriegszeiten aufrecht- 
erhalten will, theoretisch ist es überhaupt nicht maßgebend. Aber 
wenn dasselbe einmal fallen gelassen ist, muß noch lange keine wirt- 
schaftliche Anarchie einsetzen. Dann beginnt, wenn das erste Zögern 
vorüber ist, leicht eine ungeregelte Gesetzesmacherei, wie man sie 
während der französischen Revolutionskriege und während des Sezes- 
sionskrieges gut beobachten konnte. Die Gesetzgeber sehn sich plötz- 
lich vor Aufgaben gestellt, die sie in den Jahrzehnten des Friedens vor- 
sorglich zu erörtern nicht für nötig gefunden haben. Innerhalb vier- 
undzwanzig Stunden werden dann Reformen schlankweg beschlossen, 
die man früher nicht einmal als vage Möglichkeiten zu erörtern wagte. 
Da werden Geldsorten haufenweise neugeschaffen, die sonderbarsten 
Eigenschaften dem neuen Gelde angehängt, Zahlkraft verliehen oder 
abgesprochen. Man muß nun den Vorwurf gegen Rießer, Plenge und 
die meisten Kriegswirtschaftler erheben, daß sie die wichtigste prak- 
tische Aufgabe, welche ihnen zukommt, nicht lösen, die darin be- 
steht, alle im Kriegsfall möglichen Maßnahmen 
eingehend zu diskutieren, umsie dann abzu- 
lehnen oder anzunehmen. Dabei darf man nicht nur so 
zahme Annahmen machen, wie es jetzt üblich ist, sondern muß mit 
einer eründlichen Verwirrung unserer Ordnung rechnen, wie sie zum 
Beispiel während des Sezessionskrieges vorkam ?9). 


20 Vgl. Hocka.a.0. S. 447 ff.z. B. in den Nordstaaten 1862. 12, Febr. 
Staatsnoten werden gesetzliches Zahlungsmittel. Zölle an den Staat und Renten- 
14 * 
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Während Rießer durch seinen Standpunkt eher berechtigt ist, 
sich eng an die bestehenden Bankgesetze zu halten, ist bei Plenge das 
Ausgehen von der Dritteldeckung gar nicht motiviert. Immer wieder 
erwähnt er die Dritteldeckung (S. 289 ff.). Dabei meint Plenge, daß 
man eine riesenhafte Expansion der papierenen Zirkulationsmittel 
im Kriegsfall wohl erwarten müsse (S. 320). Er bleibt aber doch 
schließlich am Hergebrachten hängen, wenn er auch recht weitgehende 
Vorschläge macht (S. 322): əèS tröll nimmt mit Recht an, daß sich 
im Ernstfalle das Fünf- und Sechsfache des Barbestandes ausgeben 
läßt, ohne daß die Noten das Vertrauen verlieren. Wir wollen den 
dreifachen Betrag des Barbestandes das gesetzliche Noten- 
recht, den sechsfachen Betrag die wirtschaftliche No- 
tentoleranz nennen, die Summe, die so gut wie sicher ohne wirt- 
schaftliche Gefahr ausgegeben werden kann. Selbst das ist kaum die 
Höchstgrenze für den Fall äußerster Not. Man könnte etwa den 
neunfachen Betrag als das Notenmaximum ansetzen, das 
man auch noch ausgeben kann, ohne daß d .s Vertrauen in die Zentral- 
bank erschüttert wird. Das sind grobe schematische Annahmen, die 
aber durch die französische Erfahrungen von 1870 begründet erschei 
nen«, und nun rechnet Plenge sogar ziffernmäßig mit diesen Vorschlä- 
gen. Es ist im allgemeinen sehr bedenklich, wenn solche bestimmte 
Annahmen gemacht werden, findet sich doch viele wissenschaftlich 
weniger Geschulte, die derlei Anregungen praktisch zu verwerten 
suchen. Dabei ist nicht der geringste Grund, vorhanden mit 
einem »sech fachen« oder »neunfachen« Betrag zu operieren. Selbst 
wenn die französischen Erfahrungen stimmen sollten, so könnte die 
Ursache in ganz anderen Momenten als gerade in der Relation zwi- 
schen Metallmenge und Notenmenge zu suchen sein. Plenge klagt 
über die altmodischen Maßnahmen, die vielfach vorgeschlagen werden 
(S. 325), aber seine Vorschläge sind im allgemeinen auch altmodisch 
orientiert. Gerade im Kriegsfall, wenn die Not am höchsten ist, 
wird es offenbar, daß die Regulierung der inneien Zirkulation eine 
Sache für sich ist, die mit dem Metallschatz wenig zu tun hat. Denn 
im Notfall wird man den Metal'schatz dazu verwenden, um im Aus- 
lande Kriegsmaterial odei Nahrungsmittel zu beschaffen. Denn der 
Metallschatz hat ja ausschließlich dann einen Sinn, wenn man ihn bei 
irgend einer Gelegenheit ganz auszugeben bereit ist (vgl. Plenge 286). 


kupons vom Staat werden in Metall gezahlt. 3. März. Brief- und Stempelmarken 
werden Scheidegeld. 14. Juli. Die Ausgabe von Geldzeichen unter ı Dollar 
wird Privaten untersagt. 1863, 25. Februar Schaffung von Banknoten mit 
Kassenkurs, d. h. die Annahme der Noten an den Staatskassen wurde zugesichert, 
auch durfte die Annahme nicht verweigert werden, wenn sie von Staatskassen 
wieder ausgegeben wurden. 3. März. 6°, Schatzscheine erhalten gesetzliche 
Zahlkraft, eigene Papierscheidemünzen werden statt der Brief- und Stempel- 
marken geschaffen. 1864. Verträge, welche Zahlungen in anderer als der ge- 
setzlichen Währung bedingen, sind ungültig. 30. Juni 1864. Schatznoten, die 
zu 7,3% verzinslich sind, können in Bons verwandelt werden, die zu 6°, in 
Münze verzinslich sind. Analog stand es mit den Südstaaten. 
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Nur insoferne der inländische Handel oder die Regierung ausländische 
Wechsel gegen Noten kaufen will, besteht zwischen dem Metall- 
schatz und der Notenzirkulation ein Zusammenhang. Man könnte 
diesem theoretisch noch am ehesten gerecht werden, wenn man 
zwischen der Zahlungsbilanz und dem Metallschatz 
eine Beziehung herstellt. Denn auf die Inlandszirkulation von 
Gold legen weder Rießer noch Plenge Gewicht. Die Deckungsvor- 
schrift dient überdies dazu die Emission von Noten einzudämmen, 
also in ähnlicher Weise wie die Begrenzung des steuerfreien Noten- 
kontingents. Aber diese Beschränkung könnte auch ohne Deckungs- 
vorschrift auf Grund irgendwelcher Bestimmungen dem Noten- 
umlauf auferlegt werden. 

Gerade die Ausführungen über das Notenwesen zeigen uns recht 
deutlich, daß Rießer und Plenge immer die Neigung, haben nur eine 
Lösungstype von Schwierigkeiten wirklich ernstlich in Betracht zu 
ziehn. Es kann doch sehr gut möglich sein, daß verschiedene Maßregeln 
gleich gut sind. Gewiß, man kann nur eine realisieren, und es ist für 
den Praktiker zuweilen vielleicht geradezu lähmend, wenn er sich 
zu lebhaft mehrere Möglichkeiten vorstellt, aber bei einer prinzipiellen 
Erörterung der kriegswirtschaftlichen Probleme sollte Rießer doch mehr 
bereit sein die ganze Fülle der Möglichkeiten vorzuführen. So pole- 
misiert er zum Beispiel gegen den Vorschlag Strölls die Publizität der 
Bankbilanz im Kriegsfall einzustellen (S. 163). Die Erfahrungen des 
Balkankrieges waren in dieser Richtung sehr lehrreich. In Serbien 
wurde gewissermaßen das Rießersche Prinzip befolgt, volle Publi- 
zität während des ganzen Krieges, überhaupt möglichste Einhaltung 
des Bankgesetzes, in Bulgarien dagegen erfolgte, ganz nach Strölls 
Forderung sofortige Einstellung der Publizität zu Beginn des Krieges 
— wobei freilich hervorzuheben ist, daß in Serbien eine Privat- 
notenbank, in Bulgarien eine Staatsnotenbank besteht — sowie 
mannigfache Abänderung im Zahlungswesen, wohin zum Beispiel wohl 
auch die Ausgabe von Requisitionsbons in größerem Maßstab gehört. 
Ich kann nun auf Grund meiner eigenen Beobachtungen in Belgrad 
und Sofia nur erklären, daß ich keinen wesentlichen Unterschied 
im Geldwesen oder in sonstiger Hinsicht beobachten konnte, der gerade 
auf die Publizität oder Nichtpublizität zurückzuführen wäre. Es 
haben beide Methoden eben viel für und viel gegen sich. 

Schon die bisherigen Ausführungen zeigten uns, daß die vor- 
wiegend individualistische Ordnung, die möglicherweise im Frieden 
sıch bewähren kann, im Kriege allzuleicht versagt. Dies drängt die 
Forderung auf, der staatlichen Macht im Kriegsfall mehr Spielraum 
zu gewähren. Ein Teil der durch den Individualismus erzeugten 
Mängel beruht auf einer unzureichenden Fürsorge des Staates für 
die Soldaten und ihre Familien. Das macht sich unter anderem bei den 
Abhebungen empfindlich geltend (Plenge, S. 305, 308). Die ins Feld 
ziehenden Soldaten wollen einerseits eine entsprechende Geldsumme 
der Familie zurücklassen, damit für Wohnung und Nahrung gesorgt ist, 
sie wollen andererseits auch etwas Geld mit haben, um sich selbst 


214 Otto Neurath, 


während des Feldzuges über die Löhnung hinaus (Plenge, S. 305) mit 
Genußmitteln versehn zu können. Plenge ist geneigt, die Geld- und 
Kreditordnung empfindlich erschüttern zu lassen, damit diesen 
Wünschen auf dem Wege der Geldentnahme entsprechen werden 
könne. Es wäre aber auch sehr naheliegend, darüber nachzudenken, 
wie man diese Abhebungen dadurch zu verhindern oder mindestens 
sehr zu vermindern vermag, daß man seitens des Staates die Wünsche 
der Soldaten und ihrer Familien unmittelbar befriedigt, wo- 
bei eine giromäßige Ueberweisung auf Staatskonto als Zahlung 
durchaus denkbar wäre. Aus der sehr deutlich bemerkbaren Ten- 
denz ins Feld Geld mitzunehmen, kann man schließen, daß die heutigen 
Vorkehrungen für die Versorgung der Truppen doch nicht ausreichen, 
um den Geist bereitwillig und elastisch zu erhalten. Man konnte es 
gerade während des Balkankrieges beobachten, daß selbst anspruchs- 
lose Männer das Bedürfnis hatten, nach einer heißen Schlacht ihren 
Wünschen keinen besenderen Zwang aufzuerlegen. Es wäre denkbar, 
daß seitens des Staates diesem Bedürfnis mehr als bisher offiziell 
Rechnung getragen wird, etwa durch Verteilung von Genußmitteln 
aller Art. Wenn man aber dem einzelnen Individuum die Erfüllung 
seiner Wünsche anheim geben will, so müßte eben dem Truppen- 
kommandanten eine gewisse Latitude in der Verteilung von Geld ge- 
geben werden. Es würde damit einerseits die übergroße Vermögens- 
differenz ausgeglichen, welche gerade im Kriege sich gelegentlich un- 
liebsam bemerkbar macht, andrerseits könnte damit die Abhebung 
der Depositen reduziert werden. Noch wichtiger sind jene Abhebungen, 
welche die Familienversorgung sicherstellen sollen. Es dürfte sich 
wohl zeigen lassen, daß eine unverhältnismäßig bessere Versorgung 
der Zurückgebliebenen den Staat möglicherweise weniger schädigte, 
als die erheblichen Abhebungen zur allerungünstigsten Zeit (Plenge 
S. 308). Eine weitgehende Versicherungseinrichtung in dieser Rich- 
tung, wie sie schon mehrfach angeregt wurde, würde zweifellos be- 
ruhigend wirken. 

Wir sehen an mehr als einer Stelle, daß man immer die gesamte 
Volkswirtschaft im Auge behalten muß und keiner Möglichkeit gegen- 
über sich ablehnend verhalten soll. Dies ist auch der Grund, weshalb 
man den trefflichen Vorschlag Rießers, einekriegswirtschaftliche 
Körperschaft zu schaffen, zweckmäßigeı weise in der Form rea- 
lisiert, daß eine ungeteilte einheitliche Kommission (S. 195), 
seine Art wirtschaftlichen Staatsrats« geschaffen wird, nicht aber zwei 
Abteilungen (S. 194), ein »finanzieller Generalstab« und ein swirt- 
schaftlicher Generalstab«. Denn welcher von beiden sollte denn zum 
Beispiel die Möglichkeiten durchberaten, die eine Großnatural- 
wirtschaft im Kriegsfall eventuell schaften können? Der finanzielle 
Generalstab ist nur aus Kennern der Geld- und Finanzwirtschaft zu- 
sammengesetzt, während der wirtschaftliche Generalstab wieder keine 
eigentlichen Organisationsfragen recht beraten könnte, soll er doch aus 
Industriellen, Kaufleuten und Agrariern bestehen. Der Vorschlag 
Rießers, eine solche kriegswirtschaftliche Kommission dem Kriegs- 
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ministerium zuzuweisen, hat viel für sich, da man speziell in Mittel- 
europa schwer eine von allen Ministerien unabhängige Körperschaft 
einsetzen kann, die einige Autorität besitzt. Vor allem würde auch 
das Kriegsministerium Vorschlägen, die von außen kommen, eher 
ablehnend gegenüberstehen, als solchen, die aus seinem Schoße her- 
vorgegangen sind. Auch würde das Bestehen einer solchen kriegswirt- 
schaftlichen Kommission überall dazu führen, daß die Kriegsverwal- 
tung mehr als bisher mit der Gesamtwirtschaft in Fühlung tritt; daß 
dies zum Vorteil beider sein kann, ist hier näher auszuführen nicht der 
Ort. Freilich bestehen gegenüber einer solchen Angliederung auch 
schwere Bedenken. 

Wir sind am Schlusse unserer Erörterungen. Es wurde an dem 
lehrreichen Werk Rießers, das eine Menge wertvollen konkre- 
ten Materials bearbeitet und viele fördernde praktische Vorschläge 
macht, sowie an den mehr skizzenhaften, aber sehr anregenden Dar- 
legungen Plenges gezeigt, daß die Kriegswirtschaftler heute noch 
nicht zu jener Weite des Blickes gelangt sind, die theoretisch und prak- 
tisch wirklich befriedigend ist. Wenn man auch auf Grund der Erfah- 
rungen annehmen kann, daß die Friedensentwicklung langsam vor 
sich geht und eine enge Anlehnung an die Tradition auch dann an- 
gezeigt sein kann, wenn sie theoretisch nicht begründbar ist, so lehrt 
ebenso die Erfahrung, daß in Kriegszeiten kühne Versuche nichts 
seltenes sind, da die Not oft jede Scheu vor der Tradition beiseite 
schiebt und nur das rationale gelten läßt. Freilich fehlt dann oft die 
Zeit zur ruhigen Ueberlegung, es ist daher eine der praktischen Auf- 
gaben der Kriegswirtschaftslehre, die wichtigsten Möglichkeiten recht- 
zeitig durchzudenken, ein Verfahren, zu dem die Theoretiker ohnehin 
prinzipiell geneigt sein müssen. Erst wenn dies geschieht, können so 
wertvolle Ergebnisse der Kriegswirtschaftslehre, wie sie Rießer und 
Plenge bieten, wirklich nutzbar gemacht werden. Sie gliedern sich 
dann einem System der Kriegswirtschaftslehre ein, die als Wissen- 
schaft nichts für, nichts gegen den Krieg zu sagen hat, ist es 
doch ihre Aufgabe festzustellen, wie der Krieg beim Bestehen verschie- 
dener Einrichtungen auf den Wohlstand der Völker wirkt. 
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Mit dem hier zu besprechenden Werk beginnt eine Serie von 
Veröffentlichungen über die Soziologie der Kultur, deren prinzipielle 
Bedeutung so groß ist, daß es uns gestattet sein mag, bevor wir 
auf das Buch Staudingers zu sprechen kommen, zum Ziele, zur 
Aufgabe und zu den Möglichkeiten des ganzen Unternehmens in 
aller Kürze Stellung zu nehmen. Zweifellos ist Deutschland das 
Land, wo am wenigsten bewußte und organisierte soziologische Ar- 
beit geleistet wird, wo aber dennoch — in großartigen aber leider 
vereinzelt gebliebenen Versuchen wie »Gemeinschaft und Gesell- 
schaft« von Tönnies, »Philosophie des Geldes« von Simmel usw. — 
mehr für die Klarlegung einer Soziologie der Kultur geleistet wurde 
als sonst irgendwo. Darum muß der Versuch Alfred Webers, Einzel- 
untersuchungen in einer auf dieses große Ziel orientierten Organi- 
sation anzuregen und zu leiten, nur mit der größten Freude begrüßt 
werden. Wenn die Soziologie, die auf Grund einer solchen Ziel- 
setzung entsteht, auch nicht das ganze Gebiet der Soziologie um- 
faßt, ja sogar deren eigentlichsten und wichtigsten Teil, die Theorie 
der ökonomisch-soziologischen Formationen. bewußt ausschließt, so 
kann hier doch bei klarer und bewußter Arbeit sehr viel geleistet 
werden. Erfolg und Fruchtbarkeit des Unternehmens hängen je- 
doch von der Klarheit der Problemstellungen ab; so nützlich auch 
Materialiensammlungen in jeder Hinsicht sein mögen, dies ist nicht 
der Punkt, auf den es jetzt für eine zu schaffende Soziologie der 
Kultur in erster Reihe ankommt, vielmehr auf eine ganz scharfe 
Durchsichtung der möglichen Fragen und auf die Absteckung der 
Grenzen der möglichen Antworten. Es kommt auf eine eindeutige 
Herausarbeitung des spezifisch soziologischen Gesichtspunkts Kul- 


1) Hans Staudinger, Individuum und Gemeinschaft in der Kultur- 
organisation des Vereins. Schriften zur Soziologie der Kultur. Herausgege- 
ben von Alfred Weber. Bd. I. Mit Geleitwort von Alfred Weber. Eugen 
Diederichs Verlag. Jena 1913. VI und 176 S. M. 3.50, geb. M. 4.50. 
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turerscheinungen und -objektivationen gegenüber an, denn erst 
auf Grund einer so geleisteten Sichtung der Probleme sind sowohl 
unmittelbare, empirische Arbeit (welche allerdings mit diesen Frage- 
stellungen Hand in Hand gehen kann) wie zusammenfassende Orien- 
tierung über das Gesamtgebiet möglich. Diese klare und scharfe 
Fragestellung scheint mir allerdings sowohl im Programm wie in 
der Einzeluntersuchung vorläufig noch zu fehlen. In seiner Ab- 
handlung über sden soziologischen Kulturbegriff« (Verhandlungen 
des zweiten deutschen Soziologentages) nimmt Alfred Weber mit 
Recht gegen die evolutionistische und intellektualistische Soziologie, 
welche die Gesamtentwicklung der Menschheit auf ein Prinzip 
(oder mehrere) zurückführen will, Stellung, aber so berechtigt diese 
seine Stellungnahme auch ist, so wenig vermag sein positives Pro- 
gramm für eine kommende Arbeit an der Soziologie der Kultur eine 
richtige Grundlage zu schaffen. Denn die methodische Richtigkeit 
von Alfred Webers Polemik hat ihren wirklichen Grund darin, daß 
die von ihm Angegriffenen (Geschichtskonstruktoren in der Art von 
St. Simon — Comte — Spencer — Lamprecht usw.) keine eigent- 
liche Soziologie, sondern eine, bei den Soziologen dieser Reihe, 
verkappte und darum methodisch unklare Geschichtsphilosophie 
schufen: ihre Vergewaltigung der Empirie zugunsten eines einheit- 
lichen, auf einen Sinn zentrierten, Begriffssystems führte also — 
Verwirrungen stiftend — in die empirische Einmaligkeit und Un- 
mittelbarkeit des einfachen geschichtlichen Ablaufs zurück; indem 
sie, statt sich über diese, einen Aufbau des sichtbaren und offen- 
baren jeden nicht überall immanenten Sinneszusammenhangs errich- 
tend, zu erheben, wieder die empirisch-geschichtliche Immanenz su- 
chen, vermögen sie weder das eine noch das andere zu leisten. (Von 
der methodischen Unbrauchbarkeit des hier erreichbaren, not- 
wendig unklaren und widerspruchsvollen Gesetzesbegriffes will ich 
gar nicht sprechen.) Wenn aber Alfred Weber diesem intellektuellen 
Beiwerk gegenüber die soziologische Priorität und Relevanz eines 
unmittelbaren und innerlichen »Lebensgefühls« betont und als 
Aufgabe der soziologischen Kulturbetrachtung die Erkenntnis des 
»dynamischen Herauswachsens« der »Konkretheiten, die wir als Kul- 
tur bezeichnen«, ansieht, wenn er auf die Konstellation als metho- 
disch ausschlaggebend hinweist, »daß wir Dinge wie die platonische 
Ideenwelt in ihrer einzigartigen Schönheit und Reinheit, ihrer berg- 
hohen Abgesondertheit von allen anderen Philosophien der Zeit be- 
greifen und sie doch aus dem Leben herauswachsen fühlen, in dem 
sie standen«, so gelingt auch ihm nicht die Klarlegung einer reinen 
Kultursoziologie, sondern er reinigt sie von ihren begrifflich-geschichts- 
philosophischen Elementen nur, um sie einer Vermengung mit 
intuitiv-geschichtlichen Elementen preiszugeben. Wenn diese Ziel- 
bestimmung in der immanenten Weiterführung ihres Sinnes zur 
bloßen geschichtlichen Begriffsbildung führen würde, wie sie in 
vielen bedeutenden Werken immer da war, so wäre dies kein triftiger 
Einwand gegen sie: es wäre eine methodologische Pedanterie, gegen 
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kulturgeschichtliche Untersuchungen Einspruch zu erheben, nur 
weil sie unter dem Namen einer Soziologie der Kultur erscheinen. 
Was aber hier — wenn auch nicht in ausreichender Klarheit — 
gemeint ist, ist doch eine Soziologie, keine Kulturgeschichte, und aus 
der Vermengung der beiden Begriffsbildungen entsteht ein unsicheres 
Fundament, das das ruhige und solide einzelwissenschaftliche 
Weiterbauen erschwert, wenn nicht ganz unmöglich macht. Wir 
können hier, nicht einmal andeutungsweise, über eine Prinzipien- 
lehre der Soziologie der Kultur sprechen. Nur soviel muß betont 
werden: wenn es eine Soziologie der Kultur als eigene Wissenschaft 
geben soll (und es ist, wenn von Soziologie gesprochen wird, immer 
etwas von Kulturgeschichte und Geschichtsphilosophie Verschie- 
denes gemeint), so kann ihre Grundfrage nur die sein: welche neue 
Gesichtspunkte entstehen, wenn wir Kulturobjektivationen als 
gesellschaftliche Erscheinungen betrachten ? Transzendentallogisch 
ausgedrückt: was ändert sich an Sinn, Gehalt und Struktur der 
Kulturobjektivationen, wenn sie von der methodisch-soziologischen 
Form, die sie als Gesellschaftsprodukte und so als Gegenstände der 
Soziologie erscheinen läßt, umkleidet werden ? Soziologie ist, wie 
jede Methode, wie jede Wissenschaft, eine Form und kein Objekts- 
gebiet oder Inhalt. Ob sie nun als abstrakt-konstruktive Wissen- 
schaft von den »Formen der Vergesellschaftung« angesehen wird 
oder als eine »verstehende« oder gar »beschreibende« Soziologie ge- 
sucht wird, dieses Problem bleibt stets das gleiche: den Anteil 
des rein Gesellschaftlichen an Kulturobjektivationen zu suchen; 
und die Aufgabe wird stets die sein: zwischen diesen beiden For- 
mierungskomplexen Zusammenhänge (ob diese kausal, funktionell 
oder phänomenologisch gedacht sind, ist hier gleich) zu finden. 
Daraus aber erwachsen für die Soziologie der Kultur die weiteren 
und für das Schicksal der Einzelforschungen entscheidenden Fragen: 
erstens welche gesellschaftlichen Formen kommen als beeinflussende 
Faktoren für eine Kulturobjektivation in Frage, und zweitens 
wie weit reichen diese gesellschaftlichen Formen als Formierungs- 
faktoren in die Struktur einer Kulturobjektivation hinein. Die 
scheinbare begriffliche Härte dieser methodologischen Klärung er- 
weist sich nur als Schutzmaßregel für die Individualisierung der 
einzelnen Probleme: für jede Kulturobjektivation (also z. B. für 
jede Kunstgattung und nicht für das Gesamtkomplex der Kunst) 
sind beide Fragen immer neu aufzuwerfen und zu beantworten, und 
an eine Zusammenfassung, an eine abschließende Soziologie der 
Kultur ist nur zu denken, wenn einerseits eine Prinzipienlehre dieser 
Wechselwirkungen erkenntnistheoretisch bloßgelegt und anderer- 
seits das gesamte Gebiet der Kulturobjektivationen empirisch durch- 
gearbeitet werde. Alfred Webers Zurückgehen auf das »Lebens- 
gefühl« schafft eine zu breite und darum teils nicht genügend, teils 
subjektiv willkürlich individualisierte Grundlage für die Soziologie 
der Kultur: ihrer empirischen Tatsachenforschung fehlt deshalb der 
leitende, Auswahl und Konstruktion regelnde Gesichtspunkt und 
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ihre Zusammenfassungen bleiben erlebnishaft: über den Tatsachen 
schwebend, sie als dekorativen Rahmen umgebend, aber ohne 
organischen Zusammenhang mit ihnen. 

Darum ist der wesentliche Fehler der sehr talentvollen und im ein- 
zelnen sehr interessanten und anregenden Arbeit Staudingers, daß die 
verschiedenartigsten, einander heterogensten Begriffsbildungen sich in 
ihr kreuzen und einander gegenseitig an Gewicht und Ueberzeugungs- 
kraft abschwächen: das Buch leidet an einer Ueberfülle von Themata, 
welche, an und für sich, stets interessant sind, wegen ihrer Häufung 
jedoch weder zur immanenten Vollendung reifen noch einander er- 
gänzend zur neuen Einheit verwachsen können; es ist als Bau ein Frag- 
ment, dessen Bestandteile (isoliert betrachtet) ebenfalls fragmentarisch 
sind. Das Hauptthema, das Problem des Gegensatzes von Individuum 
und Gemeinschaft verschwindet fast in der Fülle von Einzelproblemen. 
Es soll ja wohl — wenn ich die Absicht des Verfassers richtig deute — 
nur als Ouvertüre und abschließender Akkord dienen, und in der 
Arbeit selbst nur als ewige Melodie, nur als ständiger Hintergrund 
und Direktive der Einzelbetrachtungen anwesend sein. Hier aber 
scheint mir, daß die Verbindung des analysierten Einzelfalles mit 
dem Hauptproblem formell lose und inhaltlich anfechtbar ist. Die 
Schlußbetrachtung will (bei scharfsinnigem und besonnenem Her- 
vorheben der Verschiedenheiten) eine Analogie zwischen der mittel- 
alterlichen Gestaltung dieses Problems und der des kommenden 
Sozialismus finden, zwischen welche sich die rationell-individualisti- 
sche Episode der bürgerlichen Kultur schiebt. »Den Charakter des 
Organischen trug die Gruppierung des Mittelalters, den Charakter 
des Organischen trägt wieder das Gehäuse des Arbeiters .... Da 
schließt sich die Kette im Arbeiter wieder, und der Arbeiter ist in 
der Gemeinschaft. So wird die Persönlichkeit eine Episode gewesen 
sein. . .« (S. 172). Wenn ich von der inhaltlichen Anfechtbarkeit 
dieser These absehe (sobald man konkrete Erscheinungen und 
Probleme ins Auge faßt, bleibt als Gemeinsames nicht viel mehr 
als der fast völlig inhaltsleere Begriff der Umfassung des Einzel- 
nen von der Allgemeinheit, sein Aufgehen in ihr übrig, und das 
total Verschiedene der beiden »Allgemeinheiten« erscheint als das 
allein Entscheidende) und den Abschluß als immanenten Abschluß 
von Staudingers Arbeit betrachte, so muß ich auch finden, daß das 
»Quod erat demonstrandum« und der Beweis nicht völlig mit- 
einander übereinstimmen. Staudinger skizziert die Entwicklung 
zu dieser neuen Formung auf zwei verschiedenen Wegen: erstens 
indem er in der Entwicklung der Vereinsgestaltung die neue Ten- 
denz aufweist, zweitens mit Hilfe einer unmittelbaren psychologi- 
schen Analyse der Innenwelt und der durch sie geschaffenen Um- 
welt des Arbeiters. Jedoch keine dieser Entwicklungslinien führt 
mit stringenter Evidenz zum gesuchten Ziele. Nach einer eindring- 
lichen und feinen Analyse des Formungswandels der Gesangvereine 
vom Mittelalter bis zu unserer Zeit, die (— abgesehen von einer 
Ueberschätzung des Publikumbegriffes in der romantischen Zeit, 
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der wohl um des Kontrastes zu der Desorientiertheit und Leere des 
heutigen Bürgertums willen so scharf hervorgehoben und aus einer 
isolierten geistigen Aristokratie zu einem wirklichen Publikum er- 
weitert worden ist, während es in Wahrheit damals gerade so wenig 
wie heute ein Publikum gab, nur damals war diese Masse auch im 
negativen Sinne kulturell weniger wichtig und ausschlaggebend —) 
gewiß der wertvollste Teil dieser Arbeit ist, vermag Staudinger 
das Positive, worin sich die kulturelle Strukturdifferenz der Ar- 
beiterwelt von der bürgerlichen offenbaren sollte, nicht.überzeugend 
aufzuweisen. Die klassenartige Organisation und die totale Um- 
spannung von ihr (»es sind hier die potenzierten wirtschaftspoliti- 
schen Interessen, die in ihren Rahmen alles spannen, von dem Ge- 
sanglichen bis zum Religiösen« S. 122) reichen dazu nicht aus. Da- 
gegen könnte man ja methodisch einwerfen, dieses Aufgehen in eine 
(abstrakte und kulturell neutrale) Allgemeinheit sei nur Folge der, 
historisch bedingten und mithin selbst innerhalb der heutigen Kul- 
tur vielleicht bloß vorläufigen, seelischen Primitivität des Arbeiters, 
und es wäre als Denkmöglichkeit nicht abweisbar, daß die kulturelle 
Hebung der Arbeiterwelt auch in ihr zum Individualismus, zur 
klassenfreien Differenzierung, zur Bildung von kulturell gleich 
desorientierten, überfeinerten, geistigen Autokratien und stumpfen 
Massen führen wird. Die Hoffnung Staudingers (die als Hoffnung 
ich ebenfalls teile), daß die wirtschaftliche Organik und Synthese 
der Arbeiterwelt zu einer kulturellen Synthese, zu einer neuen 
Herrschaft des Allgemeinen über das Persönliche, der Bindung 
über die Freiheit führen wird, ist solange ein positiver Gehalt dieser 
Allgemeinheit nicht auffindbar und aufweisbar ist, nur eine Hoff- 
nung aber keine Erkenntnis; erkenntnismäßig und wissenschaftlich 
wäre höchstens der Beweis zu führen, daß keine der von der Ar- 
beiterwelt geschaffenen Organisationsformen für die Aufnahme und 
für das Tragen eines neuen (heute nicht existierenden) kultürellen 
Gehalts hinderlich sei. Bei Staudinger vermischen sich jedoch vor- 
läufig noch Hoffnung und Erkenntnis. Mit einer bewunderungs- 
würdigen Nüchternheit und Objektivität — um auf den zweiten, 
mit Dr. Fr. Seidel zusammengearbeiteten Teil überzugehen — analy- 
siert er die Psychologie des Arbeiters, ohne sich auch nur klar machen 
zu können, daß gerade seine dort aufgezeigten Resultate seiner 
Gesamtauffassung am schärfsten zu widersprechen scheinen. Denn 
diese Untersuchung, die zwar in ihrer gegenwärtigen Gestalt frag- 
mentarisch und fragwürdig, ihren Möglichkeiten nach jedoch sehr 
interessant und vielversprechend ist, führt zu so negativen Resul- 
taten, zeigt (mit einer nicht genug lobenswerten Unerschrockenheit) 
eine so große Kulturferne und Unfähigkeit zur Kultur in der Ar- 
beiterwelt auf, daß die darauf folgenden Schlußbemerkungen, die 
auf das Hauptproblem zurückführen, dazu in krassem Widerspruch 
stehen. Wenn Staudingers Beobachtungen richtig sind (z. B. »Das 
Denken des Arbeiters, das keine höheren Abstraktionen und damit 
keine Schlüsse aus solchen zuläßt, sondern nur Anschaulichkeiten, 
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gegenständliche Tatsachen beherrscht. .. Es wird ein Mosaik von 
Erfahrungstatsachen werden, die nicht über- und untergeordnet 
sind, sondern in Komplexen bei- und hintereinander liegen. Der 
Arbeiter kann nicht herausheben und isolieren« S. 137. »All dies 
ist ein Zeichen, daß die Arbeiter, die wir meinen, sich nicht intensiv 
mit etwas beschäftigen, sondern überall hinlaufen, schauen, es aber 
bei dem Schauen lassen« S. 15I), was ist hier kulturell zu erwarten ? 
Dazu kommt, daß ich in der von Staudinger gegebenen psvcho- 
logischen Beschreibung des Arbeiters keineswegs etwas spezifisch 
Proletarisches zu erblicken vermag; es scheint mir vielmehr die 
Analyse eines primitiven und unentwickelten Seelenzustandes über- 
haupt zu sein, für den sicher genügend Belegexemplare in der 
Arbeiterwelt auffindbar sind, welche jedoch weder für diese ent- 
scheidend charakteristisch sind, noch sich prinzipiell von entspre- 
chenden typologischen Gestaltungen im Kleinbürgertum, Bauern- 
stand usw. unterscheiden. Hier zeigt die erlebnishafte und darum 
allzu weite, unscharfe, ungenügend individualisierte und der spezi- 
fischen Frage zu wenig angepaßte Fragestellung ihre verwirrendsten 
Folgen: wenn für Auswahl und Sichtung des Materials in einer so- 
genannten sozialpsychologischen Untersuchung nicht von Anfang an 
scharf und bestimmt alles fixiert ist, muß sie sich ins Uferlose ver- 
lieren; das Objekt der sozialpsychologischen Untersuchung muß be- 
grifflich festgestellt, isoliert und herauspräpariert werden, bevor mit 
der eigentlichen Psychologie begonnen wird. Dazu scheint aber weder 
in Staudingers noch in Alfred Webers Methode eine Möglichkeit vor- 
zuliegen. Diese Betrachtung führt uns zu dem gegen Staudingers Buch 
am Anfang erhobenen Einwand.zurück: er arbeitet mit verschiedenen 
Begriffsbildungen, ohne sie zur immanenten Reinheit und zur Har- 
monie untereinander bringen zu können. So soll das ganze Buch als 
essayistisches Beispiel für seine Hauptthese dienen, indem die Ent- 
wicklung der Gesangsvereine das strukturell Entscheidende der Ge- 
samtentwicklung illustrieren soll, ohne daß die Wege vom Beispiel 
zum Gesetz klar hervortreten würden; so wird aber innerhalb des 
Buches das Historisch-Sozilogische wieder essavistisch gewendet: statt 
der Gesamtentwicklung der Gesangsvereine Deutschlands wird nur 
die einer Stadt geboten und persönlich-psychologische Beobachtungen 
an — 16I — Arbeitern sollen dazu Fundament und Deutung abgeben. 
Wieder aber sind die Beschränkungen, die dadurch entstehen, nicht bis 
zur letzten Klarheit durchgearbeitet: die Einschränkungen und Feh- 
lerquellen, die durch das so begrenzte Gebiet notwendig entstehen 
(essei hier nur auf die modifizierenden Wirkungen der Rasse der Bevöl- 
kerung, des kulturellen Zustandes usw. des ausschließlich studierten 
Ortes hingewiesen), sind nicht methodisch in Betracht bezogen 
worden und der Weg von diesen —eingestanden fragmentarischen — 
Einzeluntersuchungen zur gesuchten Allgemeinheit soll doch ein 
gerader und direkter sein. Auf die Problematik der so entstehenden 
Resultate ist wohl hinlänglich hingewiesen worden. 

Die notgedrungene Kürze dieser Anzeige zwang mich mehr auf 
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das Negative als auf das Positive der Arbeit Staudingers einzugehen. 
Es sollen indessen dadurch keine falsche Vorstellungen vom Wert 
des Buches hervorgerufen werden: gerade die methodischen Dissonan- 
zen, welche ich am schärfsten zu kritisieren gezwungen war, stam- 
men aus einer Quelle, die nicht nur dieses Buch zu einer trotz allen 
Widerspruches immer interessanten und anregenden Lektüre macht, 
sondern die höchsten Hoffnungen für die Zukunft seines Verfassers, 
dessen Erstlingswerk es ist, erwecken: aus der seltenen Mischung 
von intuitiv synthetischer Energie und Feinheit der Einzelbeobach- 
tung, von unerbittlicher Sachlichkeit den Tatsachen und geschichts- 
philosophischer Zusammenfassung Gesamtkomplexen gegenüber. 
Noch stehen diese hohen Begabungen des Verfassers oft unvermittelt 
und fast unverbunden nebeneinander und statt einander zur Vollen- 
dung zu verhelfen, beeinträchtigen sie gegenseitig ihre Wirkungen. 
Sehr Vieles aber zeigt bereits in diesem Buch, daß dieses Einheit- 
lichwerden für Staudinger nur eine Frage der zunehmenden Reife 
ist und daß — vielleicht sehr bald — Abgeschlossenes und In-sich- 
Vollendetes auf dieses bei allen seinen Fehlern doch vielversprechende 
Erstlingswerk folgen wird. 
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Entgegnung*). 
Von 


ALFRED WEBER. 


Mein kleiner Einleitungsvortrag zum 2. deutschen Soziologentag 
über den soziologischen Kulturbegriff hat so viel Widerspruch hervor- 
gerufen !), er ist auch dort, wo er nicht grundsätzlich mißverstanden 
wurde, von so vielen Bedenken begleitet worden, und gegen das Prin- 
zip der auf seinem Boden stehenden »Schriften zur Soziologie der 
Kulture ist in der voranstehenden Besprechung von Georg v. Lukács 
so viel Gewichtiges eingewendet worden, daß es vielleicht berechtigt 
ist, über den prinzipiellen Standpunkt dieser Schriften wie des Vor- 
trags einiges Erläuternde zu sagen: 

I. Es wird in meinem Vortrag ausgegangen von einer grundsätz- 
lichen Unterscheidung zwischen Kultur- und Zivilisationsprozeß. 
Die Grundlage dieser Unterscheidung kann hier nicht wiederholt 
werden und auch nicht ihre Anwendung auf die verschiedenen Lebens- 
gebiete. Ob diese Unterscheidung berechtigt und fruchtbar ist, muß 
sich nach den Erkenntnissen, die von ihr her zu gewinnen sind, ent- 
scheiden. Jedenfalls aber ist diese oder eine ähnliche Unterscheidung 
Voraussetzung für alles, was man »Soziologie der Kultur«, oder ge- 
nauer »der Kulturerscheinungen« nennen kann. Dennnur wenn man 
der Kultur und ihren Erscheinungen ein wesenhaftes Dasein für 
sich gegenüber den naturalen Tatsachen des Lebens zuspricht, kann 
man sie überhaupt als etwas Besonderes in soziologische Beziehung 
zu diesen setzen. Diese Position wird anscheinend von meinem 
Kritiker auch nicht angefochten. 


+*+) Um eine Klärung über die wichtigen Fragen des Wesens und der Me- 
thode einer Kultursoziologie anzubahnen, haben wir Herrn Professor Alfred 
Weber ersucht, sich schon in diesem Heft des Archivs zur obigen Besprechung 
des Staudingerschen Buches durch Herrn Dr. Georg v. Lucäcs, welche zu- 
gleich die prinzipiellen Probleme aufwirft, zu äußern, um so mchr als mit 
diesem Buch die von Alfred Weber herausgescbene Reihe kultursoziologischer 
Publikationen eröffnet wurde, (D. R.) 

1) Zum Teil allerdings in wirklich etwas subalterner Form — ein Schul- 


beispiel, die Besprechung im jüngsten Heft von Schmollers Jahrbuch durch 
Wilhelm Köhler. 
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2. Das Wesen dieser soziologischen Beziehung ist aufzudecken 
und dazu ist zunächst der »Kulturbegriff«, von der soziologischen 
Seite her gesehen, zu klären. Das war die Aufgabe meines kleinen 
Vortrags, der übrigens nur das Einleitungskapitel zu einer größeren 
Arbeit ist. In ihm ist zweifellos an einer entscheidenden Stelle, durch 
die Weglassung von ein paar vom Verfasser als selbstverständlich 
innerlich dazu gedachten Worten die Möglichkeit einer falschen Auf- 
fassung geschaffen worden. Es ist ganz selbstverständlich auch meine 
Meinung, daß Soziologie an den begrifflich irgendwie erfaßten Kultur- 
erscheinungen nur ihre allgemeinen Züge, die allgemeinen 
Züge zur Evidenz des Verstehens zu bringen hat, die irgendwie a u s 
gesellschaftlichen Zusammenhängen verstanden werden 
können. Es war aber die Absicht des Vortrags, die konkrete, 
einzigartige, einmalige Natur aller Kulturerscheinungen scharf her- 
vorzuheben und zu betonen, daß wir sie nicht aus ihrer Einmaligkeit 
in irgend etwas Allgemeines ihrem Wesen nach auflösen dürfen, 
auch dann nicht, wenn wir sie soziologisch begreifen wollen, daß 
vielmehr die soziologische Betrachtung gerade dazu dienen muß, 
sie in ihrer Einzigartigkeit noch voller erfassen zu lassen, wenn sie 
a) in ihren allgemeinen Bedingungen sie aufzeigt und b) in ihren 
allgemeinen Zügen mit diesen allgemeinen Bedingungen in Verbin- 
dung bringt. Das sollte die Stelle ausdrücken, die so viel als anfecht- 
bar zitiert worden ist und die sagt, es müsse durch die soziologische 
Betrachtung geleistet werden, »daß wir Dinge, wie die platonische 
Ideenwelt in ihrer einzigartigen Schönheit und Reinheit, ihrer berg- 
hohen Abgesondertheit von aller anderen Philosophie der Zeit be- 
greifen und sie doch aus dem Leben herauswachsen fühlen, in dem sie 
standen« — in ihren allgemeinen Zügen herauswachsen 
fühlen —, das war als für die soziologische Betrachtung selbst- 
verständlich subintelligiertt, da jede andere Betrachtung kultur- 
geschichtlich, literargeschichtlich, religionsgeschichtlich, jedenfalls 
nur immer historisch, die bloße Einmaligkeit erfassend, wäre. Hier 
besteht keine Meinungsverschiedenheit zwischen meinen Kritikern 
und mir, sondern nur ein Mißverständnis, das wohl durch das nicht 
genügende Hervorheben von etwas mir ganz Selbstverständlichem 
veranlaßt worden ist. 

3. Die aufzudeckenden Beziehungen der Kulturerscheinungen 
zu den gesellschaftlichen Lebenstatsachen können, rein theoretisch- 
methodisch im Bilde ausgedrückt, immer nur in Projektionen von 
allgemeinen Zügen, die sie haben, auf Ebenen gesellschaftlicher Er- 
scheinungen erkannt werden, mit denen diese allgemeinen Züge sich 
in ihrem zeitlichen und örtlichen Auftreten decken. Es handelt sich 
immer darum, zur Evidenz zu bringen, daß sie sich mit ihnen decken, 
zeitlich und örtlich mit ihnen korrespondieren, also in einer irgendwie 
gearteten Beziehung zu ıhnen stehen. Ich glaube, daß wir 
ganz überwiegend bei der Konstatierung dieses evidenten 
Sichdeckens und des Herausarbeitens der Wahrscheinlichkeit einer 
beiderseitigen funktionalen Abhängigkeit werden stehenbleiben müs- 
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sen und nur selten zur Aufdeckung eines eindeutigen, einfachen 
Kausalzusammenhanges bei der soziologischen Analvse werden fort- 
schreiten können. In diesem Sinne wird also Kultursoziologie über- 
wiegend nicht Kausa l-, sondern Evidenz wissenschaft bleiben. 
Ein ausgezeichnetes Beispiel ihrer derartigen Behandlung ist der 
Aufsatz meines Kritikers über »Soziologie des Dramas« in den beiden 
letzten Nummern dieses Archivs, in dem nichts anderes geschieht, 
als wesentliche allgemeine Züge des modernen Dramas auf eine ganze 
Anzahl soziologischer Ebenen. mit denen sie sich zeitlich decken, zu 
projizieren: die der bürgerlichen Gesellschaftsordnung, die der ratio- 
nalen, abstrakten Geistesverfassung dieser bürgerlichen Ordnung, die 
der parallel gehenden Verinnerlichung und die der Zerbrochenheit 
der Weltanschauung; ihre Deckung mit ihnen und ihre innere Be- 
zogenheit auf sie wird dort nachgewiesen. 

4. Aber gerade dieser so überaus glänzende und anregende Auf- 
satz zeigt, daß noch etwas weiteres geschehen muß als nur diese 
Projizierung und Parallelisierung. Der Aufsatz projiziert nämlich 
jene soziologischen Qualitäten des heutigen Dramas tatsächlich auf 
ganz verschiedene Arten soziologischer Ebenen, die zum 
Teil wohl innerlich »übereinander stehen« und sich decken, wie das 
Bürgertum und seine rationale Weltanschauung, zum Teil aber nach 
einer ganz anderen Richtung liegen wie die Vielfältigkeit 
der Weltanschauungen der gleichen Periode, die soziolo- 
gisch betrachtet, eine rein historische Zufälligkeit ist. Das Bürger- 
tum hat im Calvinismus eine geschlossene Weltanschauung 
ausgebildet, es ist ihm nur histo Fisch nicht gelungen, sie zur allgemei- 
nen zu machen; daher die Vielfältigkeit und heutige Zerbrochenheit. 
Es werden also hier soziologische und historische Ebenen, auf die 
projiziert wird, durcheinander geworfen; und das zeigt, daß alle 
sozivlogısche Projizierung der Kulturerscheinungen auf einen letzten 
Zentralpunkt bezogen werden muß, der gewissermaßen die einheit- 
liche Verfestigung des Uebereinanderstehens der verschiedenen Ebenen 
bedeutet, dieman projiziert und ihre Orientierunr. Diesen Zentralpunkt 
habe ich, um irgend einen Ausdruck für ihn zu finden, als das »Lebens- 
gefühl« einer bestimmten Zeit bezeichnet. Das ist ein bloßer und, 
intellektuell betrachtet, zweifellos ein »unklarer« Hilfsbegriff, nichts 
weiter als die Bezeichnung eines vorintellektuellen Erlebniszentruns, 
das in jeder Zeit vorhanden ist, dessen einzelne Züge intellektuell 
nicht aufzuzählen sind, das aber in seinem Wesen intuitiv unmittelbar 
ergreifbar ist; ganz genau so wie auf der anderen Seite das ihm gegen- 
überstehende Wesen der Kulturerscheinungen. Das Wesen dieses 
Lebensgefühls, seine inhaltliche Qualität, kommt dabei für die 
Soziologie nicht in Betracht, ebenso wenig wie das letzte künstlerische 
bzw. metaphysische Wesen der ihm korrespondierenden Kunstwerke 
und Ideen. Wohl aber kommen gewisse formale und sonstige allge- 
meine Eigentümlichkeiten dieses Lebensgefühls (so ob es ein einheit- 
liches oder ein zerbrochenes, ein weltzugewandtes oder -abgewandtes 
realistisch-naturversenktes oder ekstatisch-erhobenes ist, und ähn- 
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liches) in Betracht für seine Behandlung als letzter Verankerungspunkt 
der soziologischen Ebenen, die zwischen ihm und den Kulturerschei- 
nungen zu konstatieren sind und von denen her die allgemeinen Züge 
der Kulturerscheinungen soziologisch zu deuten sind. So, in diesem 
Sinn ist der Begriff des Lebensgefühls als soziologischer Hilfsbegriff 
von mir verstanden und wird er auch in den Schriften »Zur Soziologie 
der Kultur«, welche die so gemeinten Beziehungen zwischen Leben 
und Kulturerscheinungen untersuchen sollen, angewendet werden. 

5. Bei der Beurteilung dieser Schriften selbst aber sollte viel- 
leicht berücksichtigt werden, daß auf einem neuen Gebiete nicht so 
ganz streng methodisch gearbeitet werden kann wie auf alten, schon 
in bestimmte Geleise eingefahrenen. Die Fragestellungen sind zu 
jung, die Arbeitsweise ist zum großen Teil erst von den Verfassern 
selbst auszubilden und in ihrer Möglichkeit und Fruchtbarkeit erstmals 
zu versuchen. Sie bleibt daher zunächst weithin individuell. Stark 
individuell gefärbt ist daher vorerst auch noch die einzelne Schrift. 
Es wäre ein grober Fehler des Herausgebers, wie ich meine, wenn er 
diese individuelle Färbung zugunsten einer streng methodischen 
Reinheit nach seinen Gesichtspunkten zerstören würde, da ja die 
Fruchtbarkeit aller Methoden auf diesem Gebiete sich erster w e i- 
sen muß. Es dürfte besser sein, Schriften zu bringen, die von den 
Verfassern in ihren Resultaten stark erlebt sind und Anregungen 
bieten, als solche, die, in methodisch reine Form gebracht, keine 
Resultate aufweisen. Ich bin nicht der Meinung meines Kritikers, daß 
die Methoden v or dem Beginn der Arbeit irgend eines neuen Gebietes 
für dasselbe fertig da sein müssen; ich glaube vielmehr, daß sie 
erst beim Arbeiten geschaffen und in ihm sukzessive nach ihrer 
Fruchtbarkeit und ihrem inneren Zusammenhange zu reinigen sind. 
Die weiteren Schriften werden langsam zeigen, wie das geschieht. 
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Zu dem redaktionellen Geleitwort im Märzheft 1914 
S. 539 f. gegen Herrn Prof. Dr. Sander in Prag. 


I. 


I. »Das Professorenkollegium der rechts- und staats- 
wissenschaftlichen Fakultät der deutschen 
Universität in Prag bedauert die maßlosen und schon ihrer 
Form nach unzulässigen Angriffe, welche Prof. Max \Veber gegen 
Prof. Paul Sander wegen dessen Kritik des Buches »Geschichte der 
böhmischen Industrie in der Neuzeit« von Arthur Salz gerichtet hat, 
erklärt, daß sich diese Angriffe auf die schriftstellerische und per- 
sönliche Ehre Sanders nach reiflicher Nachprüfung des von Weber 
beigebrachten Materials als vollkommen grundlos und unberechtigt 
darstellen, und gibt seiner Ueberzeugung Ausdruck, daß die wissen- 
schaftliche und sittliche Integrität Sanders außer jedem Zweifel 
steht. 

2. Für eine Disziplinaruntersuchung gegen Professor Sander liegt 
kein Anlaß vor, und es bedarf auch keiner gerichtlichen Klage, um 
etwa Sander der Fakultät gegenüber wegen der gegen ihn gerichteten 
Angriffe zu rehabilitieren. 

Zugleich wurde beschlossen, zur Aufklärung der Oeffentlichkeit 
die AS HBEUNEEN des Berichterstatters zu veröffentlichen, was hiemit 
geschieht« }). 


3) Erschien unter dem Titel: Die rechts- und staatswissenschaftliche Fa- 
kultät der deutschen Universität in Prag über den Angriff Prof. Dr. Max We- 
bers gegen Prof. Dr. Paul Sander. Prag 1914 im Selbstverlag der Fakultät. 
Die Aeußerung wurde versendet, außer an Zeitschriften, auch an Fakul- 
taten Deutschlands, Oesterreichs und der Schweiz, nicht m, W. an die Heidel- 
berger Fakultät. Die Prager Fakultät wurde vom Verlag, auf Veranlassung 
von mir und mit dem Hinweis darauf, daß von dieser 32 Seiten starken, 
also hier unmöglich reproduzierbaren Publikation viele Leser des »Archivse 
mit Interesse sund manche vielleicht mit Freude« Kenntnis nehmen würden, um 
Zustellung einer entsprechenden Anzahl von Exemplaren behufs Versendung mit 
dieser Nummer ersucht. Aber sie hatte schon alle Exemplare verwertet. Für 
die Art der Argumentation der Fakultät scien die Wendungen »un«walifizierbare, 
seines Professors unwürdig«, »leichtfertiger Weisce, »Selbstverspottung«, »ob es 
gerade der von ihm geforderte moralische Mut war, läßt sich füglich be- 
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II. 


»Die Philosophische Fakultät der Universi- 
tät Heidelberg hat den Streitfall des Herrn Privatdozenten 
Dr. Salz mit Herrn Prof. Dr. Sander in Prag durch unbeteiligte Mit- 
glieder prüfen lassen, und erklärt danach die Angriffe des Herrn Prof. 
Sander, soweit sie die persönliche und literarische Ehre des Herrn 
Dr. Salz betreffen, für durchaus unbegründet. 

Die Fakultät findet ihrerseits keine Veranlassung, in die schwe- 
bende Kontroverse über den Gesamtwert des Buches des Herrn Dr. 
Salz einzugreifen. Sie ist jedoch der Meinung, daß die generelle 
Selbständigkeit der Arbeit auch durch die bisher vorgebrachten 
einzelnen formellen Beanstandungen nicht in Frage gestellt 
wird, und daß überhaupt in den bisherigen kritischen Auseinander- 
setzungen eine Würdigung des ganzen Sachgehaltes der Arbeit noch 
nicht erfolgt ist. 

Aus diesen Gründen sieht sich die Fakultät nicht veranlaßt, 
das von Herrn Dr. Salz gegen sich beantragte Disziplinarverfahren 
einzuleiten.« 


III. 


»In der Angelegenheit der Nichtnennung der Schebekschen Preis- 
materialien in der Böhmischen Industriegeschichte von Dr. Arthur 
Salz habe ich zu erklären, daß ich seinerzeit Herrn Dr. Salz die ur- 
sprünglich von ihm vorgenommene Nennung der Materialien in 
seiner Einleitung und eine Schilderung der Vorgänge zwischen ihm 
und der Gesellschaft zur Förderung deutscher Wissenschaft und Kunst 
in Prag widerraten habe. Ich habe das getan 

erstens, um Auseinandersetzungen über persönliche und 
sachliche Angelegenheiten, die mir vor der breiten Oeffentlichkeit 
nicht wünschenswert, vor allem auch für die Gesellschaft selbst an- 
zweifelne, endlich die Heranziehung der »allen Rechtsanwälten bekannten 
Tatsache, daß sich ungebildete und unerfahrene Laien eine ihnen 
ungünstige gerichtliche Entscheidung nur damit erklären können, daß« usw. 
notiert. Ueber den sachlichen Wert des Inhalts s. u. Vor Veröffentlichung 
durch die Fakultät konnte schon die Tagespresse: zuerst »Bohemia« in Prag, 
sie glo-sieren: Diese gab als Motiv meiner Acußerung Informationen über 
angebliche persönliche Beziehungen von Dr. Salz zwar nicht zu mir, aber zu 
Prof. Alfred Weber wieder. Der Informator nannte sich nicht. Gleich- 
zeitig mit der Veröffentlichung jener Scheltworie erhielt ich den Privat- 
brief eines Mitglicdes der Fakultät, der von der Hoffnung auf »Verstän- 
digunge sprach! Wenn die Herrn auf ihre in amtlicher Form niedergelegten 
Worte so wenig Gewicht legen, können sie von mir nicht verlangen, 
daß ich sie sehr ernst nehme, — Die Publikation selbst übersandte ich der 
hiesigen Fakultät zur Kenntnisnahme und drückte die Erwartung aus, daB mir 
die Austragung dieses Streites allein überlassen bleibe (was natürlich auch 
geschehen ist). 
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gesichts ihres Verhaltens zu den Materialien nicht wünschenswert 
erschienen, zu vermeiden, und 

zweitens gleichzeitig, um die von der Gesellschaft bezüg- 
lich der Materialien gewünschte Rücksicht einzuhalten. 

\Wenn die Gesellschaft jetzt das Verlangen dieser Rücksicht- 
nahme einschränkend interpretiert ?), so ist zu sagen, daß Dr. Salz 


2; In Heft 10 des 13. Jahrgangs der Prager Monatsschrift »Deutsche Arbeite, 
woselbst es nach Darstellung des Streitfalles heißt: 

»Zur Frage, ob die Nichtangabe der Quelle durch Herrn Salz auf die Gesell- 
schaft zurückgeführt werden könne, sei zunächst bemerkt, daß in den Zuschrif- 
ten der Gesellschaft an Herrn Salz von einer Geheimhaltung des Materials 
nicht die Rede ist. Ebensowenig sind nach dieser Richtung oder wegen Monopo- 
lisierung des Materials für cine deutsche Bearbeitung interne Beschlüsse in der 
Gesellschaft gefaßt oder Beratungen gepflogen worden. In Besprechungen, die 
im Laufe der Jahre, die Herr Salz ın Prag verbrachte, zwischen ihm und einem 
Mitglicde der mit dieser Angelegenheit beschäftigten Kommission der Gesell- 
schaft stattfanden, hat dieses hervorgehoben, daß die Fortsetzung der Salzschen 
Untersuchungen unterbrochen werden könnte, wenn bekannt würde, daß die 
Schebekschen Kollektaneen sich in der hiesigen Bibliothek befinden; denn die 
Bände müßten in dieser jedem zum Studium übergeben werden, der sich meldet, 
und es sei auch die Möglichkeit von Entlehnungen nicht auszuschließen. Es 
wurde im Anschluß hieran von demselben Mitgliede 
betont, daß es für die Gesellschaft nicht angenehm 
und nicht wünschenswert wäre, wenn dasin deutscher 
Sprache abgefaßte ‚von einem Deutschen (Schebek) 
gesammelte und von cinem anderen Deutschen gefun- 
dene Material, an dessen wissenschaftlicher Behand- 
lung die Gesellschaft materiellinteressiertist, nicht 
von deutscher Seite zuerst bearbeitet würde. (Von 
mir gesperrt. M. W.) Diese Bemerkungen bezogen sich auf das Salzsche 
Werk: es sollten alle Hemmnisse, Weiterungen und Schwierigkeiten hintan- 
gehalten werden, die mit konkurrierenden Bearbeitungen verbunden sein 
können. Ein Verhalten im Sinne dieser Auffassung entsprach dem Interesse 
der Salzschen Untersuchungen. Bin Ehrenwort wurde von ihm nicht ver- 
langt und nicht gegeben, aber er hat den erwähnten Standpunkt sofort ak- 
zeptiert. Daß die Quelle, der die Preise entstammen, im Salzschen Buche ge- 
nannt werden solle, hielt die Kommission, wie dies der Natur der Sache ent- 
spricht, für selbstverständlich. Es liegt aber auch ein Beweis vor: in einem der 
Vollversammlung der Gesellschaft im Jahre 1909 erstatteten Berichte, der die 
Salzsche Industriegeschichte betrifft, wurden u. a. über Inhalt und Gliederung 
dieses Buches Mitteilungen gemacht; demnach sollte in einem besonderen Ab- 
schnitte der Arbeit die Eigenart des vorliegenden Qucllenmaterials, darunter 
auch der Schebekschen Sammlung, dargestellt werden. Es war also der Diskre- 
tion von vornherein eine bestimmte zeitliche Grenze gezogen. 

Es wurde mit Herrn Salz von demselben Mitgliede der Komission gelegent- 
lich auch die Frage erörtert, ob eine zweite Kraft zur Mitwirkung herangezogen, 
d. h. ob mit einem fachlich geeigneten Herrn über diese Angelegenheit gesprochen 
werden sollte. Davon wurde jedoch auf Wunsch des Herrn Salz abgeschen und 
die Frage der Teilung der Arbeit war damit endgültig beseitigt. Die Monopoli- 
sierung des Materials für eine deutsche Bearbeitung überhaupt besaß anläßlich 
der Salzschen Untersuchungen keine Aktualität und ist, wie erwähnt, in der 
Gesellschaft niemals erörtert worden. Ebensowenig bildete die Frage einer über 
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diese einschränkende Interpretation bei dem bestimmt und mehr- 
fach geäußerten Verlangen der Geheimhaltung nicht ahnen konnte 
und daß für ihn ein Schritt, der eine Inanspruchnahme einer Gefällig- 
keit der Gesellschaft für die Publikation bedeutet hätte, bei Lage der 
Sache (nach der ihm zuteil gewordenen Abweisung) nicht mög- 
lich war. 

Es ıst demnach für Dr. Salz ein im Interesse der Gesellschaft 
stillschweigend übernommenes Opfer gewesen, die Schebekschen 
Materialien nicht zu nennen, wie es für mich ein Opfer war, ihm den 





die Salzschen hinausgehenden, oder einer im Falle der Ablehnung der Salzschen 
Arbeit vorzunchmenden deutschen Behandlung des Materials den Gegenstand von 
Beratungen in der Gesellschaft oder mit Herrn Salz. Tatsächlich hat die Ge- 
sellschaft auch nach Ablehnung der Salzschen Industriegeschichte keinen Schritt 
wegen einer deutschen Bearbeitung getan. Sie betrachtet ihr Eingreifen in dieser 
Angelegenheit als durch die Salzschen Untersuchungen abgeschlossen. 

Wenn Herr Salz die Nichtangabe der Quelle damit erklärt, daß er die Pläne 
der Gesellschaft, auch nach Erscheinen seines Buches eine deutsche Bearbeitung 
des Schebekschen Materials zu bewirken, nicht durchkreuzen wollte, so hat er 
die oben erwähnten Bemerkungen über die Behinderung, die seine Untersu- 
chungen durch die Mitteilung erfahren könnten, daß die Schebeksche Sammlung 
sich in der hicsigen Bibliothek befinde usw., in sehr weitem Sinne aufgefaßt. 
Zur Frage, ob dieser Glaube als begründet bezeichnet werden könne, sei nur ange- 
führt, daB bei Mitteilung der Ablehnung der Industriegeschichte an Herrn Salz 
mit keinem Worte davon die Rede war, daß die Gesellschaft das Material nun 
von einer anderen Kraft behandeln lassen werde«e. (S. u.! M. W.) »Herr Salz hat 
in der ursprünglichen Fassung der Vorrede, wie er nun bekannt gibt, die Quelle 
der Preiszusammenstellungen angegeben, aber diese Stelle auf Rat eines Gelehrten 
weggestrichen. Herr Salz würde, da er im Zweifel war, richtig gehandelt haben, 
wenn er an die Gesellschaft die Frage gerichtet hätte, ob sie gegen die Angabe 
der Quelle etwas einzuwenden habe. Diese Frage wäre natürlich verneinend 
beantwortet worden, Mit dieser Anfrage würde er sich auch persönlich nichts 
vergeben haben, da die Beziehungen nicht abgebrochen waren. Es kann als un- 
streitig hingestellt werden, daß Herr Salz, indem er diesen Schritt nicht machte, 
in dieser für ihn so wichtigen Angelegenheit die nächstliegende Sorgfalt anzu- 
wenden unterlassen hat.e — 

Soweit die Gesellschaft. Zu dem angemerkten Satz des letzten Absatzes ist 
ergänzend zu bemerken: daß Gründe der Ablehnung überhaupt nicht ange- 
geben wurden, auch ein Brief eines Heidcelbergers Professors an ein Mitglied der 
Prager Fakultät, welcher diese erbat, auffallenderweise gänzlich unbeantwortet 
blieb. (Nach Privatmitteilung sei er nicht an den Adressaten gelangt.) Da 
im übrigen die Benutzung des Materials durch Herrn Dr. Salz mit diesem 
Buche nicht crledist sein, sondern die Entwicklung der landwirtschaftlichen 
Verhältnisse umfassen sollte (die ent:prechenden Exzerpte lagern bei ihm), so 
bestand selbst nach ihren eigenen Darlegungen die Diskretionspflicht fort. 
Und wie Dr. Salz sie auffaßte, war ersichtlich: denn in einer früheren, den Herrn 
zugänglichen, Darlegung war für die Materialien das ungewöhnliche Mittel eines 
nur Kingeweihten verständlichen Deckzitates verwendet. (Wallenstein als Mer- 
kantilist, p. 25, Anm, I des Separat-Abdruckes. Erschien 1909 in den Mit- 
teilungen z. Gesch. der Deutschen Böhmens). Daß trotzdem gegen Herrn Dr. Salz 
ein Vorwurf mangelnder Sorgfalt zu erheben versucht wird, ist höchst 
bedauerlich. 
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Rat einer so weitgehenden Rücksicht auf die Wünsche der Gesell- 
schait zu erteilen. 
Heidelberg, den 8. Juli 1914. 


(gez.) Professor Dr. Alfred Weber.« 


IV. 


Zu der Publikation der Prager Fakultät ist, unter Zurückhaltung 
aller naheliegenden scharfen Bemerkungen, von meiner Seite zu 
sagen: 

Vorweg: wenn sie Anstoß daran nimmt, daß ich »offenbar« über die 
Person und Leistungen des Herrn Prof. Dr. Paul Sander nicht unter- 
richtet sei, so erwidere ich: ich kannte ihn als Schriftsteller 3), da- 
gegen war mir die Tatsache, daß er inzwischen Professor geworden 
sei, bei meiner Gleichgültigkeit gegen akademische Personalien in 
der Tat unbekannt geblieben, hätte aber zur Sache auch nichts aus- 
getragen, am wenigsten etwas zu seinen Gunsten. 

Allgemein bemerke ich: Jedermann kann sehen, daß ich *) meine 
Bemerkungen geschrieben habe in ganz persönlicher starker Entrüstung 


3) Meine Bemerkung: er werde vielleicht sin Zukunft« gute historische Arbei- 
ten machen, bezog sich selbstredend auf das hier in Frage stehende Gebiet der 
böhmischen Industriegeschichte, auf dem er, wie ich damals glauben mußte, 
arbeitete. Um auch das nicht zu verschweigen: trotz der durch v. Below her- 
vorgehobenen und anderer Mängel habe ich aus meiner Schätzung für sein Buch 
über »Feudalstaat und bürgerliche Gesellschafte keinen Hehl gemacht. Es ist 
ganz ebenso nützlich wie das Buch von Dr. Salz, obwohl es gerade von sol- 
chen Fehlern, die er selbst an diesem hart rügt, nicht etwa frei ist, wie ich 
öffentlich nachzuweisen erbötig wäre. Hier aber hat man es ebensowenig 
mit den Büchern des Herrn Prof. Sander wie mit denen des Herrn Dr. Salz 
zu tun, 

4) Da dort zulande vielleicht nicht die richtigen Vorstellungen davon herr- 
schen, wie man hier bei uns solche Dinge behandelt, so sei besonders bemerkt 
(was sich eigentlich von selbst versteht): ich habe von der Replik des Herrn 
Prof. Sander und von meiner Absicht, dieses Geleitwort zu schreiben, mit nie- 
manden (ich bitte ganz genau zu lesen: »mit niem an de me) auch nur ein Wort 
gesprochen und niemand hat davon, ehe es gedruckt war, erfahren, weil ich in 
solchen Dingen stets allein und auf alleinige Verantwortung ohne Deckung durch 
irgend jemand zu handeln pflege. — Als einige Herrn einen unbeteiligten 
hiesigen Fachkollegen auf die Rezension aufmerksam machten, fand dieser 
sie derart, daß man darauf überhaupt nicht nötig habe zu reagieren. Dr. Salz 
erhielt daher Kenntnis davon erst durch einen anderen Fachkollegen. Da in 
der D.L.Z. kein Raum war, bat er mich unter Darlegung der Vorgänge, ihm 
im sArchive Raum zu gewähren. Ich erklärte ihm, daß ich dies nach näherer 
Prüfung der Sachlage s»kurz« motivieren müsse und mußte trotz seiner dringen- 
den Bitte, dies wegen des möglichen falschen Scheins, als wolle ich ihn sin Schutz 
nehmen«, zu unterlassen, dabei bleiben, weil diese Rezension einen »Typuse 
vertrat. — Seine höchst bedenklich mißdeutbare »Replik« schickte Herr Prof. 
Sander vier Fakultätsmitglredern zu, wie ich jetzt gern annehme, ohne denun- 
ziatorische Absicht. Darüber aber, daß dieser Eindruck entstand, darf er sich 
bsi der Eigenart der Replik nicht wundern. Da Entgegnung und Replik 
auf den gleichen Seiten der D.L.Z. stehen, konnte niemand die erste ohne die 
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darüber, daß ein offenkundig, wie jetzt auch die hiesige Fakultät 
festgestellt hat, gegen die persönliche Ehre des Herrn Dr. Salz er- 
weckter sehr böser Schein, der ehrenrührigste, der einen Gelehrten 
treffen kann, auf Vorhalt nicht sofort entweder durch ausdrück- 
liche Erhebung des entsprechenden Vorwurfes der gerichtlichen Fest- 
stellung zugänglich gemacht oder ebenso offen aus der Welt ge- 
schafft wurde, wozu die Entgegnung des Herrn Dr. Salz unter 
allen Umständen Anlaß geben mußte. -— Die schwer verletzenden 
Aeußerungen des Herrn Prof. Sander waren dabei offensichtlich Pro- 
dukt ganz leidenschaftsloser Ueberlegung: eben dies veranlaßte meine 
Schärfe@). Was man nun gar davon halten soll, wenn ein Dutzend 
Kollegen als »Fakultät« die Köpfe zusammenstecken und dann, als 
Kollektivprodukt, ausgeklügelte Scheltworte gegen michan in die 
Welt gesetzt werden, weiß ich wirklich nicht. Der Eindruck stimmt 
Niemanden e:nst. Zu ihren Ausführungen aber bemerke ich der Fa- 
kultät das Folgende: 

Die Fakultät behauptet, meine Gegenäußerung hätte von der Frage 
auszugehen gehabt, ob das rezensierte Buch mit Recht ungünstig 
beurteilt worden sei. Denn nur im Fall der Verneinung dieser Frage 
wären weitere Vorwürfe überhaupt berechtigt gewesen. Ich muB 
sehr entschieden bitten: das Streitobjekt nicht zu entstellen. 
Nachdrücklich wie nur irgend möglich habe ich festgestellt: daß dies 
Buch und seine Vorzüge oder Mängel mich bei dieser Gelegenheit gar 
nichts angehe, daß aber die rücksichtsloseste, auch nicht einen 
Stein auf dem andern lassende, rein sachliche Kritik nicht die geringste 
Berechtigung geben könnte für jenen Schein eines unfairen Ver- 
haltens, den der Rezensent auf den Autor geworfen hat. Vermutlich 
hätte ich die schwersten Bedenken getragen, Raum im »Archiv« für 
die Gegenäußerung des Herrn Dr. Salz zu beantragen, wenn es sich 
nur um eine Kontrovorse rein wissenschaftlichen Charakters über 
sein Buch gehandelt hätte. Jeder von uns weiß [oder sollte wissen: 
wenigstens ich gebe es zu]: daß. er gelegentlich angreifbare Arbeiten 
liefert. Wenn der Rezensent nur den Eindruck erweckt hätte, welchen 
jetzt die Fakultät ın ihrem Resümee der Rezension als von ihm allein 
hervorgerufen vortäuscht: daß Herr Dr. Salz, nach anderen aner- 
kannten Arbeiten, auch einmal ein mangelhaftes Buch geschrieben 
habe, ja selbst, wenn er behauptet hätte: daß das Buch grundschlecht 
oder daß es miserabel gearbeitet sei, dann hätte jedenfalls ich 
meinerseits auch bei noch so abweichender Ansicht keine Feder ange- 
setzt. Denn weit schwerere wissenschaftliche Vorwürfe sind, wie er- 
innerlich, wiederholt in den härtesten überhaupt möglichen Formen 
von Gelehrten ersten Ranges gegen andere Gelehrte gerichtet worden, 
die auf unseren allerersten Lehrstühlen sitzen, und niemand ist auf 





letzte lesen und bzstand also irgend ein Bedürfnis nach dieser auffälligen 
Zustellung objektiv überhaupt nicht. 

4s) Wenn ich ihm also zu Unrecht eine »leidenschaftlichee Absicht der 
Verletzung der Ehre des Herrn Dr. Salz vorwarf, so wäre der Gegensatz: 
»wohlüberlegt«, wohl noch gravierender gewesen, 
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die Idee verfallen, daß sie die persönliche Ehre des Angegriffenen 
berührten. Hier aber handelte es sich objektiv um Angriffe auf die 
Ehre, dem schuldhaft erweckten Anschein nach sogar nur um 
solche. Jedes Hinüberspielen der Erörterung auf die Bewertung des 
Buchs fälscht die Streitlage. 

Ich habe noch schärfer die Irreführung zurückzuweisen, welche ın 
der Behauptung °) liegt: ich sei für die Person des Herrn Dr. Salz 


$) Des Rezensenten in der D.L.Z. vom 6. Juni, wo er folgendes publizierte: 
»In eigener Angelegenheit. 

Im neuesten Heft des »Archivs für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik« 
(Bil. 35, 539 ff.), das mir iniolse der Ferien erst jetzt bekannt geworden 
ist, nimmt der Mitherausgeber dieser Zeitschrift, Herr Max Weber, Ver- 
anlassung, gegen meine Anzeige des Buches »A. Salz, Geschichte der böh- 
mischen Industrie der Nenzeit« (DLZ. 1913, Nr. 42) Verwahrung einzulegen. 
Die sachlichen Einwände, die er dabei geltend macht, werde ich mit aller wün- 
schenswerten Genauigkeit an einem anderen Ort widerlegen. Sie vermögen 
trotz der IEntschiedenkeit, mit der sie auttreten, meine Beurteilung des Salz- 
schen Buches nicht umzustoßen, aber sie erfordern cine ausführlichere Ausein- 
andersetzung mit dem Buche selbst und mit den z. T. überraschenden Vertei- 
dieungseründen, die von Herrn Salz und seinem Beschützer dafür ins Feld ge- 
führt werden. 

Leider läßt es Herr Max Weber aber bei einer sachlichen Antikritik nicht 
bewenden, sondern erlaubt sich, meiner Kritik unlautere Beweggründe zu unter- 
stellen. Ohne jeden Grund behauptet er, ich sei auf demselben Gebiete tätig 
wie Herr Salz und daher durch »zum mindesten höchst subalterne Motivc« 
IS, 549) zu meinem ungünstigen Urteil über das Buch veranlaßt worden (folgen 
weiter die Wendungen, durch welche Prof. Sander sich beleidigt fühlt und 
die jetzt — s. u. — wohl nichts mehr zur Sache tun). 

»Gesren diesen persönlichen Angriff, der alle bisherigen ähnlichen Leistungen 
des Herrn Max Weber tief in den Schatten stellt, ist, weil er sich unmittelbar 
gegen meine bürgerliche Ehre richtet, ein Kampf mit wissenschäftlichen 
Argumenten unmöglich. Ueber ihn wird daher das Gericht zu entscheiden haben, 
vorauszesctzt, daß nicht bessere Einsicht Herrn Max Weber veranlaßt, seine 
Belcidigungen alsbald an derselben Stelle, wo er sie ausgesprochen hat, in vollem 
Umfange zurückzunehmen. 

Prag. Paul Sander« 

So kurz die Erklärung war, so enthielt sie doch nicht weniger als drei irrive An- 
gaben, welche vermieden werden könnten und mußten. r. Ich hatte nirgends von 
»unlauterene, sondern von »subalternen«e Motiven gesprochen. — 2. Die völlige 
Korrektheit des »bürgerlichen« Verhaltens des lierrn Prof. Sander ist 
von mir nicht in Zweifel gezogen. Die Vorwürte bezogen sich auf sein lite- 
rarısches Verhalten in einem Fall, wo er selbst, wenn seine \Worteobjck- 
tiv interpretiert wurden, einen schwer chrenrührigen Vorwurf gegen das lite- 
rarısche Verhalten eines jungen Kollegen gerichtet hatte (der sich im Gegensatz 
zuibimnicht inAmt und Würden befindet). -——- 3. Vor allem aber war aus meiner 
Aeußerung mit absoluter Eindeutigkeit zu ersehen, daß ich nicht als »Beschützere 
des Herrn Dr. Salz auftrat. Ich weise diese Entstellung gebührend zurück und 
bemerke nur: das Referat über das Buch desselben, welches der Herr Referent 
leider wegen Arbeitsüberhäufung erst gegen Ende des Jahres liefern zu können 
erklärt, lag und liegt in den Händen cines Gelchrten, von dem mir genau bekannt 
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eingetreten. Das hatte sich, wie ıch festgestellt hatte, Herr Dr. Salz 
ausdrücklich bei mir verbeten, und jedermann kann sich ohne Wel- 
teres sagen: daß es für ıhn selbstverständlich nur unangenehm 
sein konnte, daß ein seine Person betreffender Vorfall den Anlaß zu 
meinem Protest gab. Denn dies: gegen eine, trotz aller Veränderung 
meines Urteils über Herrn Sanders persönliche Absichten, welche 
mir (s.u.) durch private Versicherungen ermöglicht ist, nach wie 
vorbedingungsloszuverurteilende Art des Rezen- 
sierens ein für allemal zu protestieren und zu zeigen, wohin sie 
führt, war der für Jeden offensichtliche und ausschließliche Zweck 
meines Geleitswortes. Das mußte jeder, den es anging, schen. Sollte 
jetzt noch die Ändeutung gewagt werden; daß etwas anderes, ins- 
besondere ein Vorgehen im Interesse der Person des Herrn Dr. Salz, 
beabsichtigt gewesen sei, so würde ich bedauern, den, der es täte, als 
»Verleumder« bezeichnen zu müssen. 

Schon an sich, vollends aber angesichts dieses offenkundigen 
Sachverhaltes, vermisse ich nun mit peinlicher Ueberraschung in dem 
von der Fakultät gegebenen Resümee der Streitlage jede Würdigung 
von Sätzen wie den folgenden: »In Wirklichkeit zeigt sich, daß er (der 
Autor) durchaus nicht abgeneigt ist, seine Selbständigkeit preiszu- 
geben, um (sic) den Anschein der Vollständigkeit 
zu erwecken.« »Wiedcerholt übernimmt er.... auch die Quellen 
seines Gewährsmanns, so daß der Schein entsteht, er selbst 
habe die Studien gemacht, die in Wahrheit 
das Werk jenes sind....« »Auch auf S. 331 wird Hallwich 
ausgeschrieben, während Hörnigk zitiert wird.« Und vor 
allem, auf den Vorhalt des Autors, daß ihm der Vorwurf des Plagiats 
gemacht werde, in der Replik: »Das Wort (sic) ‚Plagiat‘ 
habe ich selbst (sic) nicht gebraucht...« »Auch hier 
wird ein Druckfehler zum Verräter.« Kein Unbefangener konnte 
auf den Gedanken verfallen, daß darin etwas anderes als ein un faires 
Verhalten angedeutet werde. Namentlich der vorletzte hier (von mir) 
unterstriichene Satz ist ja objektiv gänzlich eindeutig. Es ist 
mir auch damals, bei Erscheinen jener Replik, schlechterdings 
niemand bekannt geworden, der ihn nicht ganz genau so gedeutet 
hätte, wie ich es tat. \Vie sich jetzt zeigt, hat auch die Heidelberger 
Fakultät sich der Feststellung, daß objektiv ein persönlicher 
Angriff auf die Ehre des Herrn Dr. Salz vorliegt, voll angeschlossen. 
Und dieser Eindruck mußte ja, wenn es noch nötig gewesen wäre, 
zur vollen Gewißheit werden durch die Art, wie in einem doch kaum 
jemals dagewesenen Umfang statt jeder eingehenden Auseinander- 








ist, daß er das Buch in den wichtigsten Punkten ablehnt. Niemals hat 
unsre Zeitschrift zu dem Glauben Anlaß gegeben, sie schütze irgend einen Auter 
gesen wissenschaftliche Angriffe noch so schwerer Art. (Mir hat die 
Aufnahme von scharfen Rezensionen gelegentlich persönliche Unannehmlich- 
keiten mit befreundeten Kollegen bereitet und Prof. Sombart ist im Archiv 
selbst auf das schärfste angegriffen worden). Ich darf daher solche B.mer- 
kungen mir verbitten. 
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setzung mit Meinungen des Autors wieder und wieder nur von an- 
geblichen Abhängigkeiten von anderen, von Parallelzitaten, von über- 
nommenen Druckfehlern u. dergl. die Rede war, — fast ausnahmslos 
unter Heranziehung eines 13!/, Seiten langen, unter Zitat nach- 
erzählten Abschnitts, — wie versichert wurde: der Verfasser unterstütze 
die Erwartung, daß bestimmte Archivalien benutzt seien, ohne daß dies 
den Tatsachen entspreche, er habe, wie dem Rezensenten »mitgeteilt« 
werde, umfangreiche Rechenarbeiten, die an sich eine höchst aner- 
kennenswerte Leistung darstellen würden, sich von anderen liefern lassen 
und dabei, dem erweckten Anschein zuwider, nur deren Resultat 
übernommen, er bekenne erst jetzt (in seiner Entgegnung), fremde 
Kollektaneen benutzt zu haben, so daß der Rezensent selbst in seiner 
Rezension die eigene Archivarbeit des Autors noch zu hoch veran- 
schlagt habe, endlich durch die Anzweifelung ausdrücklicher tatsäch- 
licher Angaben des Autors und den überaus höhnischen Ton, der an- 
geschlagen wurde. Danach konnte eine andere Deutung als die ange- 
gebene bei Unbefangenen ganz unmöglich auch nur aufkommen. Ohne 
die zitierte ausdrückliche Bemerkung aber: das Wort »Plagiat« nicht 
gebraucht zu haben (in einem Falle, wo zur Erörterung stand: ob der 
Sachverhalt eincs solchen behauptet werde), würde ich mich dennoch 
mit einer ganz allgemein gehaltenen Begründung der Aufnahme der 
Gegenerklärung des Autors begnügt haben, wie sie nach unseren Grund- 
sätzen erfolgen mußte. Aber jene Wendung in Verbindung mit dem 
vom Rezensenten tatsächlich gebrauchten Wort »ausschreiben« ließ 
nicht nur nicht den geringsten Zweifel, daß tatsächlich jener Vor- 
wurf beabsichtigt werde. Sondern ich mußte nunmehr vor allem den 
bestimmten Eindruck gewinnen, daß der Rezensent die Erfüllung der 
akademischen Pflicht vermissen lasse: einen solchen Vorwurf auf 
Vorhalt entweder ganz unzweideutig und ausdrücklich zu erheben 
und zu vertreten, oder aber ebenso deutlich und ausdrücklich fest- 
zustellen: daß er nicht erhoben werde. Mit völligem Still- 
schweigen gleitet die umfangreiche Erklärung der Fakultät 
über diesen offenbar allein für den ganzen Streit entscheidenden 
Punkt hinweg. Statt dessen erweckt sie den Anschein: als hätte 
ich meine durch jene schwer ehrenkränkenden Aeußerungen be- 
gründeten Vorwürfe auf sachliche Beanstandungen aufgebaut, durch 
deren »Widerlegung« irgend etwas geändert werden könnte. Allein: 
wären die Behauptungen des Rezensenten selbst alle richtig, so 
wäre die Erweckung jenes bösen Scheins dennoch schwer schuld- 
hait. Ganz gelegentlich und nebenher sucht denn auch die Fakul- 
tät wenigstens eine jener Wendungen als objektiv harmlos er- 
scheinen zu lassen. Aber was soll man eigentlich denken, wenn sie da 
versichert: »Ausschreiben« (eines Schriftstellers, während ein an- 
derer zitiert werde) und »Plagiieren« sei zweierlei? Es hieß einmal: 
in Oesterreich freue man sich des Verschwindens des »Defizit«, da 
fortan nur noch ein »Fehlbetrag« vorhanden sei. Allein ein amt- 
liches Schriftstück einer Fakultät sollte nicht den Spott her- 
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ausfordern 6). Stellte die Fakultät aber die Anforderung rückhalt- 
loser Offenheit an ihre Mitglieder nicht, so wäre das be- 
klagenswert. | 

Ich sage offen: daß ich jemandem, der einen ehrenrührigen 
Anschein versteckt und juristisch unangreifbar erweckt, schlechthin 
alles zutraue. Daß ich dem Rezensenten mit einer bestimmten — 
wie ich sagte: »subalternen« — Deutung seiner Motive Unrecht tat, 
habe ich selbstverständlich alsbald, nachdem er diese bestritt, rück- 
haltlos gut gemacht’), behielt aber damals natürlich das Gefühl: 
daß er sich eigentlich ernstlich kaum beschweren dürfe, wenn man 
seine Gesinnung so ungünstig (wenn auch irrig) gedeutet habe, nach- 
dem er selbst, unprovoziert und grundlos, weit Schlimmeres Herrn 
Dr. Salz versteckt untergeschoben habe. — 

Die Fakultät konnte natürlich erklären: sie habe sich — wie sie ja 
unbedingt tun mußte, wenn sie Heırn Prof. Sander in Schutz neh- 





t) Denn mit der »Begründung« der Anwendung dieses eigentümlichen Dia- 
lekts für diesen Fall steht es erst recht übel: Zitate, um die es sich ja hier allein 
handle, könne man ja überhaupt nur »ıusschreibene, meint die Fakultät, — 
um schon eine Seite später weitläufig den Beweis anzutreten, daß vom Rezen- 
senten ganz mit Recht an eben jener selben Stelle nicht eine 
bloße Tebernahme von Zitaten, sondern vielmehr eine »sachliche Abhängigkeit« 
behauptet werde! Ich kann dieses liintreten für zwei einander entgegengesetzte 
Behauptungen, je nachdem, welche von beiden es gerade zu rechtfertigen gilt, 
wirklich nicht für einer akademischen Körperschaft in einem amtlichen Schrift- 
stück angemessen erachten und es noch schwerer mit den Vorwürfen verem- 
baren, welche die Fakultät mir machen zu dürfen glaubt und die ich ihr hiermit 
zurückgebe. 

*) Die nachstehende Erklärung wurde sofort nach Kenntnisnahme von 
der oben wiedergegebenen Erklärung des Herrn Prof. Sander vom 6. Juni am 
Io. Juni der D.L.Z eingeschickt und erschien in Nr. 26, also vor der Publikation 
der Prager Fakultät: 

»/;u der Acußerung des Herrn Paul Sander von 6. Juni (Sp. 1460—61) 
möchte ich mit freundlicher Erlaubnis der Schriftleitung folgendes bemerken: 

I. Seine Erklärung: daß er nicht auf dem gleichen Gebiet wie Herr Salz 
tätig sei, ergibt, daß mit den an diese Annahme geknüpiten Folgerungen ihm 
zweifellos Unrecht geschehen ist, wie ich gern erkläre. Es tut mir leid, 
in diesem Punkt einem täuschenden Anschein getraut zu haben, andrerseits 
aber bin ich erfreut, ihn darin anders als geschehen beurteilen zu dürfen. 

2. Herr Paul Sander sieht, daß man einen ungerechten Vorwurf loyal aus 
der Welt schaffen kann. Es licgt ihm ob, dies Herrn Salz gegenüber mit jener 
unverklausulierten Rückhaltlosigkeit zu tun, welche der Sachlage entspricht. 
An seine »Einsicht« zu appellieren, habe ich nicht nötig, denn diese besitzt er. 
Ich wende mich an Eigenschaften der »Gesinnung«. 

3. Guten Geptlogenheiten gemäß wird die jetzige, ebenso wie eine etwaige 
weitere Erklärung des Herrn Paul Sander den Lesern des »Archive vollinhalt- 
lich zur Kenntnis gebracht und dazu bemerkt werden, was, je nachdem, der Sach- 
lage entspricht. An meine Loyalität hat noch niemand vergeblich appelliert. 
Ganz vergeblich aber an meine vermeintliche Sorge, ob vielleicht ein Gericht 
sachlich begründete Vorwürfe von mir formell zu schroff finden könnte, 
Wenn irgend etwas, so ist mir die Gewohnheit fremd, Vorwürfe zwischen den 
Zeilen lesen zu lassen und sich persönlich dabei zu salvieren.s 
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men wollte, — die Gewähr verschafft, daß der Rezensent ein un- 
faires Verhalten des Autors nicht behai pten wollte. Dann gewann 
der ganze Fall sofort ein anderes Gesicht, und dies wäre das Verdienst 
der Fakultät gewesen. Sie erklärt das nicht nur nıcht, sondern er- 
weckt leider direkt den Anschein, eine solche Ansicht des Rezen- 
senten auch ihrerseits zu unterstützen, wie ich noch feststellen werde 9). 
Ganz ebenso wäre der Fall sofort erledigt gewesen, wenn Herr Prof. 
Sander selbst alsbald, nachdem er bemerkte: zunächst, daß bei den 
Autor selbst, dann: daß auch bei anderen, Unbeteiligten, jener Anschein 
erweckt worden war, diesen rückhaltlos beseitigt hätte. Es war 
offenbar eine zwingende Pflicht der Ritterlichkeit, 
daß eine solche Erklärung abgegeben wurde und zwar ganz 
speziell von seiten der Fakultät, wenn sie sich überhaupt ın einer 
derart eingehenden Weise öffentlich äußern wollte. Unbekümmert 
um alle denkbaren Mißdeutungen habe ich auch noch, trotz der 
Art der Angriffe der Fakultät, alsbald in einer rückhaltlos entgegen- 
kommenden Art zu einer solchen Erklärung den Weg gcebnet). 
Diese Erklärung, zu der sich Herr Prof. Sander anscheinend sehr 
schwer das Herz faßt, erfolgte dennoch nicht. Ich muß dies unter 
allen Umständen schwer verurteilen. Dem Verhalten der Fakultät 
gegenüber aber muß ich feststellen: daß es offenbar im Punkte der 
Ritterlichkeitspflicht Dinge gibt, über welche ich mich mit den Prager 
Herren Fakultätskollegen niemals verstehen und ver- 
ständigen werde. \Wo diese Voraussetzungen mangeln, er- 
übrigt sich wohl eine Auseinandersetzung mit der Fakultät über 
»moralischen« und »anderen« Mut. Ich habe jedenfalls mit ihrer 
Sinnesart nichts gemein. — 

Inzwischen wurde nun p:ivatim von sehr hochgeschätzten 
Kollegen die nachdrückliche Versicherung hierher übermittelt: man 
wisse ganz genau und könne dafür einstehen, daß es absolut nicht 
in der Absicht des Herrn Prof. Sander gelesen habe, den Anschein 
eines unfairen Verhaltens des Autors zu erwecken und daß das Ent- 
stehen dieses Anscheins auch von ihm nicht vorauszesehen worden 
sei. Es sei auch ganz ausgeschlossen, daß Herr Prof. Sander einen 
von ihm beabsichtigten Vorwurf nicht offen erhebe. Es stehe auch 
fest, daß er, von dem Entstehen dieses Anscheins überzeugt, ihn 
rückhaltlos beseitigen würde. Diese Erklärungen wurden schriftlich 
und in einem Fall in mündlicher Rücksprache hier mit sehr schmeichel- 
haften, auf langjähriger Kenntnis beruhenden Schilderungen des 
Charakters des Herrn Prof. Sander verbunden: er sei eine anima 
candıda usw. Gut! Ich darf natürlich in solche Versicherungen 





8, Unten Nr. II. 

9%, Sofort nach Publikation der Broschüre der Fakultät in der Abend- 
nummer der Frankfurter Zeitung vom 2. Juli, wo ich erklärte, daß jede Spur 
von Vorwurf gegen die Gesinnung des Rezensenten sofort von mir aus der 
Welt geschafft würde, sobald er öffentlich erklären könne, daß ihm alle und 
jede Absicht, Herrn Dr. Salz ein unfaires Verhalten zu unterstellen, fern 
gelegen habe. Das geschah nicht. 
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angesichts der Seiten, von denen sie ausgingen und welche dafür 
die Verantwortung und Bürgschaft zu übernehmen verpflichtet sind, 
keinerlei Zweifel setzen und erleichtere, wie es scheint, Herrn Prof. 
Sander die Erfüllung seiner Pflicht, wenn ich dies — wie für mich 
selbstverständlich — möglichst nachdrücklich konstatiere. Aus 
jenen Versicherungen folgt, daß, dem entstandenen und unver- 
meidlichen Anschein zuwider, Herrn Prof. Sander der Vorwurf, er 
habe dem Autor »die Ehre abschneiden« wollen, fernerhin von mir 
jedenfalls nicht mehr gemacht werden darf, ebenso also nicht der 
Vorwurf der »Plagiatschnüffelei« und die gleichartigen sonstigen Vor- 
würfe; vor allem aber ist er damit auch von dem in meinen Augen weit- 
ausschwerwiegendsten Odium zu entlasten: seinerzeit nicht den richti- 
gen »moralischen Mut« zur offenen Vertretung eines beabsichtigten Vor- 
wurfes und also eine verächtliche Gesinnung an den Tag gelegt zu 
haben 1%). Die anderen von mir erhobenen Vorwürfe sind dementspre- 
chend durchweg insoweit zu korrigieren, als sie den Vorwurf einer 
absichtlichen Verunglimpfung des Autors enthalten oder 
sonst irgend einen Makel auf die sittlichen oder literarischen 
Absıchten des Rezensenten und dessen Charakter zu werfen 
geeignet sind. Dies hiermit feststellen zu dürfen freue ich mich. 
Meiner Natur würde es nun entsprechen, ganz unbeschadet des Um- 
standes, daß die Verantwortung für den entstandenen bösen Schein 
und damit für den ganzen Streit Herrn Prof. Sander trifft, diesem 
in kollegialer Gesinnung so entgegenzukommen, daß jeder Rest von 
Gegensatz verschwände, und auf den Streit selbst mit keinem Wort 
zurückzukominen. Allein das hätteeinganz anderes Verhalten 
von seiner Seite vorausgesetzt. Es stand objektiv absolut fest, daß 
bei den urteilsfähigsten Leuten durch seine Schuld auf Herrn Dr. Salz 
ein schlimmer Schein gefallen war. Er hat daraus nicht die- 
jenigen Konsequenzen gezogen, welche nicht nur ich daraus gezogen 
hätte, sondern jeder ziehen müßte. Er hat es nicht getan, als 
der Autor ihm vorhielt, was er getan habe, nicht, als ich es 
wiederholte und bisher auch nicht, nachdem die hiesige Fakultät 
das Gleiche festgestellt hat. So darf Niemand handeln. 
Tut er es doch, so darf er sich, einerlei ob die ihm wiederfahrene 
Beurteilung, wie hier, objektiv unrichtig war, persönlich 
darüber nicht beschweren. 

Die Einzelpunkte, welche Herr Prof. Sander vorgebracht hatte, und 
welchen ich entgegengetreten bin — nicht wie die Fakultät vorgibt, 
um durch diese »Mosaikarbeit« erst einen Vorwurf zu konstruieren, son- 
dern um in allen Einzelheiten die Unverantwortlichkeit des fest- 
stehendermäßen erweckten Anscheins darzutun —, sind Inzwischen 


sämtlich, auf Grund einer nochmaligen, unter Zuziehung ganz außen- 


10) Es ist mir einerlei, ob diese Vorwürfe ausdrücklich so in 
meiner Acußerung enthalten sind. Ich hatte die Wahrscheinlichkeit nur gro b- 
fahrlässigen Verhaltens festgestellt, aber jene anderen Vorwürfe nicht 
ausdrücklich ausschließen können. Also ziehe ich hier auch die Konsequenzen. 
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stehender Herren vorgenommenen, genauen Nachprüfung sowohl der 
Rezension wie der Entgegnungen des Herrn Dr. Salz, wie meiner 
eigenen Aeußerungen, weiter unten erörtert und es ist zu jedem ein- 
zelnen, gegenüber den Ausführungen der Fakultät, vermerkt: inwie- 
weit ich mich in der Lage zu befinden glaube, diese meine Einzel- 
beanstandungen zu korrigieren und inwieweit ich sie aufrecht zu 
erhalten ader durch weitere Beanstandungen zu ergänzen genötigt 
bin. Ich hoffe wenigstens keine nennenswerte Einzelheit über- 
gangen zu haben. 

Als Resultat aber ergibt sich: r. daß sowohl Herrn Prof. Sander, 
wie mir, we namentlich der Fakultät Einzelirrtümer passiert 
sind — dieser letzteren auch außer ihren prinzipiellen Mißgriffen — 
2. daß Herrn Dr. Salz das eine wirkliche Versehen passiert 
war, eine absolut eindeutige Deklaration: daß ein sehr kleiner (13!/, 
Seiten langer) und überall von eigenen Erörterungen e 
Abschnitt seines Buchs einem anderen, von ihm schon vorher zitierten 
Autor »nacherzählt« sei, dreieinhalb Seiten zu spät 
in sein Manuskript eingefügt zu haben und ferner 3.innerha lb dieses 
Abschnitts nicht jedes mitübernommene Zitat nochmals besonders 
als übernommen auch innerhalb seiner selbst gekennzeichnet zu 
haben. Den Grund, aus welchem jenes zu 2. bezeichnete alles andere 
entscheidende Versehen passiert ist, kennt die Fakultät, wie ihre 
eigene Argumentation ergibt (s. Nr. 4c), genau. War nun dies schon 
kein Anlaß, an den man ernstlich Vorwürfe knüpfen durfte, so ver- 
dienten die sonstigen Kleinigkeiten (s. u.) überhaupt keine Erwähnung. 
Für durchaus möglich muß ich es natürlich halten, daß von derartigem 
sich noch mehr beibringen läßt, wenn man sich danach auf 
die Suche begibt. Aber das würde ich eben »subaltern« 
nennen müssen. 

Ich bemerke dazu: Herr Dr. Salz war durch hier nicht zu er- 
örternde Erfahrungen genötigt, seine Arbeit in Prag in mehr als 
einer Hinsicht vorzeitig abzubrechen und hat sein Buch so sehr als 
bloße »V'orarbeit« — als welche es ja in der Vorrede sich ausdrücklich 
einführt, — aufgefaßt und aufgefaßt zu sehen erwartet, daß er in sehr 
vielen Fällen sich selbst im Licht steht durch die achtlose Nicht- 
kennzeichnung von Ausführungen, welche durch eigene Archivarbeit 
fundamentiert sind. Er wird auf der anderen Seite gewiß gelegentlich 
überall ebenso achtlos, nachdem er die Benutzung bestimmter 
Autoren für einen Abschnitt einmal festgestellt hatte, — und 
das hat er getan — nicht jede Einzelheit durch nochmaliges 
Zitat deklariert haben. Und Andıes Aechnliche. 

Auf sein Verhältnis zur Archivarbeit im ganzen habe ich keinen 
Anlaß einzugehen. Mir ist gut bekannt, daß seine methodologischen 
Ansıchten von den meinigen in manchem anch prinzipiell abweichen. 
Ob ıhm vom Standpunkt seiner eigenen Ansichten und, wenn man 
den Maßstab eines als Vorarbeit deklarierten Buches zugrunde legt, 
vom Standpunkt seiner Absichten aus erhebliche Fehler nachzuweisen 
sind, ist nicht untersucht und kann ich hier ebensowenig unter- 
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suchen wie die gegen die Art der Disposition erhobenen Bedenken. 
Es ist ganz gewiß ein Standpunkt möglich, der Bücher, welche nur 
»Vorarbeiten« sein wollen, ein für allemal ablehnt. Damit wären jeden- 
falls auch alle größeren Arbeiten von mir, die nie einen anderen 
Anspruch erheben konnten, ebenfalls erledigt!). Da ich z. B. 
meine »Römische Agrargeschichte« unter äußerst ungünstigen Be- 
dingungen auswärts zu korrigieren gezwungen war, so muß ich für 
höchst wahrscheinlich halten, daß außer den mir bekannten und 
von mir seinerzeit angegebenen Fällen mir auch sonst Versehen bei 
der Verifizierung der Verweisungen passiert und bis heute unbekannt 
geblieben sind. Daß mir eine damals gerade erschienene aus- 
gezeichnete Abhandlung von Fustel de Coulanges ganz entgangen 
war, war vielleicht entschuldbar. Aber mit Recht machte mich 
Th. Mommsen privatim darauf aufmerksam: daß ich an einer Stelle, 
wo ich mich dessen absolut nicht mehr entsonnen hatte, sicherlich 
von Rudorffs Ansichten beeinflußt und abhängig war, und es war 
mir daher nachträglich peinlich, diesen hochverdienten Forscher dort 
nicht ausführlich genannt zu haben. Ich habe es als Zeichen vor- 
nehmer Gesinnung angesehen, daß, wie andre, auch Mommsen und 
Paul Krüger, die sachlich in fast allen Punkten anderer Ansicht 
waren als ich, ohne irgend eine Schwäche des Buches zu übergehen, 
es ganz unter ihrem Niveau fanden, Derartiges in ihren ausführ- 
lichen Besprechungen zu erwähnen. Mit einem Hinweis in einer Fuß- 
note wäre dergleichen Dingen, wie sie hier Herrn Dr. Salz als »unklare 
Zitates« aufgemutzt wurden, doch schon zu viel Wichtigkeit beige- 
messen; für die Wissenschaft entbehren sie allen und jeden Interesses. 
Und mit größtem Nachdruck habe ich erneut hervorzuheben: fast nur 
eine als solche deklarierte Nache:zählung von 13!/, Seiten, von den 
e genen Darlegungen des Autors aber im ganzen 7—8 Seiten, dieses 
Buchs von über 600 Seiten sind überhaupt und zwar durchweg in der 
von mir geschilderten Art zum Gegenstand einer 7 Spalten langen 
Besprechung gemacht worden. Alles andere sınd ganz allgemeine 
Bemerkungen. Es erübrigt sich jedes Wort über den Eindruck, 
den das macht. Das ıst nicht die Gesinnung, aus 
der man rezensiert! | 

Da die Fakultät anscheinend einen anderen Standpunkt einnimmt, 
so ziehe ich, zimal angesichts des fatalen Eindrucks einiger ihrer Dar- 
leyungen (s. u.) den Schluß 12): daß alleweiterenausdiesem 
Kreise etwa noch in Aussicht stehenden An- 
griffe auf Herrn Dr. Salz mit absoluter Skepsis auizu- 
nehmen sein werden. Sein Buch mag gut oder mangeihäft sein, jeden- 
falls giebt dies keine »Kritik«. Ich erbiete mich, auf die gleiche Art 


11) Der Gesinnung der Herrn Kollegen stelle ich anheim zu schließen: 
»I)eshalb also«! 

12) Der auch durch andere Eigentümlichkeiten der Fakultätspublikation 
(unter Nr. 11) naheselegt wird. 
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jedes Buch, einschließlich insbesondere der eige- 
nen Bücher des Rezensenten, mit dieser Technik 
derart, und zwarohne jede Anwendung grober und plumper Mittel, 
»abzuschlachten«, daß die Lacher, was auch erwidert werden möge, 
auf meiner Seite bleiben und daß mithin der Autor, wie in diesem 
Falle Herr Dr. Salz (und ım gleichen Fall ich selbst und jeder, den 
es trifit), dagegen absolut wehrlos sein soll. Ich rede nicht 
ins blaue, sondern habe die Probe gemacht und bin bereit, sie nieder- 
zuschreiben und öffentlich vorzulegen. Aber ich würde es mir schwer- 
lich verzeihen, wenn ich im Ernst cinem Autor gegenüber so ver- 
fahren wäre. Ich hoffe auch nicht, daß dies sonst den Gepflogenheiten 
des Herrn Prof. Sander entspricht. In irgend einer Art muB in diesem 
Falle der Rezensent in seinem Urteil über die wissenschaäftliche Persön- 
lichkeit und die Absichten des Herrn Dr. Salz in eine Täuschung versetzt 
worden sein. Ich lege, wie gesagt. das Gewicht nicht darauf, daß, 
wie man weiter unten ersehen kann, so viele ganz offenkundire 
und wirklich sehr leicht vermeidbare Irrtümer sowohl des Rezensenten 
wie jetzt der Fakultät festgestellt bleil:en, welche einen gänzlich un- 
gerechtfertigten bösen Schein zuungunsten des Autors erwecken. 
Sondern vor allem steht fest: daß in der Tat die Ehre des Autors 
durch eine nicht zu verantwortende Unvorsichtigrkeit 
der Ausdrucksweise verletzt worden war. Herr Dr. Salz hitte, bei 
unfreundlichster Beurteilung, Unvorsichtirkeiten bei einer sach- 
lichen, niemand persönlich nahetretenden Arbeit begangen. Der 
Rezensent aber bei einem Angriff auf eine Per- 
sönlichkeit. Und das gleiche gilt von der Fakultät. 

Was diese im speziellen anbelangt, so muß ich schon hier vor- 
weg auf zweierlei aufmerksam machen: 

I. Das Schriftstück der Fakultät bezeichnet den Sachverhalt, 
betreffend die Schebekschen Materialien als »vorläufis nicht genügend 
klargestellt«, da Herr Dr. Salz darüber nur »Ändeutungen« mache. 
Nicht nur aber gibt Herr Dr. Salz im Archiv S. 536 den Sachverhalt 
keineswegs nur in Andeutungen, sondern in aller wünschenswerten 
Ausführlichkeit, jedenfalls ähnlich deutlich an, als es inzwischen ge- 
schehen ist, und zwar ganz mit dem gleichen Ergebnis wie dies 
jetzt durch Prof. Alfred Weber festgestellt worden ist. Warum die 
Fakultät dies unterdrückt, bleibt unerfindlich. Vor allem aber: ein 
der »Gesellschaft zur Förderung usw.« angchöriges Mitglied der Fa- 
kultät, welches den Sachverhalt persönlich genau kannte, also ihn 
auch innerhalb der Fakultät sofort aufklären konnte, versendet 
gleichzeitig privatim an mich und einige andere Herren den 
Sonderabdruck einer mit dem Fakultätsberichtt zugleich in 
der Zeitschrift »Deutsche Arbeit« in Prag publizierten Erklärung, 
welche eben jenen angeblich nicht klargestellten Sachverhalt aufzu- 
klären bestimmt ist. Es soll gar nicht beanstandet werden, daß 
dabei einige nachweisliche Erinnerungsfehler (oben Anm. 2) unter- 
laufen, wie dies leicht vorzukommen pflegt. Festgestellt ist darin 
jedenfalls: daß die Bitte um Diskretion bezüglich dieser Materialien ge- 
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stellt und daß sie auch so, wie von Dr. Salz angegeben (das von einem 
Deutschen — Schebek — gesammelte, von einem Deutschen — 
Salz — aufgefundene Material durch Deutsche bearbeiten zu lassen), 
motiviert worden ist. Gegenseitiges Mißverstehen scheint bezüglich der 
Tragweite jener Bitte allerdings stattgefunden zu haben (Anm. 2 oben). 
Es machtnunaber doch einenganzunglaublichen Eindruck, daß die 
Fakultät sich nicht für verpflichtet glaubte, jenen Sachverhalt 
durch ihr Mitglied 13) selbst aufzuklären, auch nicht: vonder Erklärung 
der Gesellschaft (so sehr auch diese noch — s. Anm. 2 — ungerecht- 
fertigte Vorwürfe gegen die »Vorsicht« des Herrn Dr. Salz erhebt) ın 
ihrer im Selbstverlag vertriebenen, nach auswärts hin verschick- 
ten Darstellung mindestens nachträglich in irgend einer Form Notiz zu 
nehmen! Denn im übrigen zeigt sie sich über den Sachverhalt, sogar 
mit Einschluß des Standortes des betreffenden Schrankes, glänzend 
orientiert! — wenn auch ein, und zwar gerade ein recht charakte- 
ristischer, Umstand fortgeblieben ist. Ebenso muß als bedauerlich be- 
zeichnet werden, wenn von der Fakultät das in dem Buche ver- 
wendete Zitat: »nach archivalischen Quellen« beanstandet wird, nur 
weil die von der Fakultät gezogenen Stichproben sich als »Operate« 
darstellten. Um so mehr, als die Fakultät selbst — zugunsten des R e- 
zensenten natürlich (s. Nr.11) — in der Zulassung des Aus- 
druckes »yarchivalisch« von erstaunlicher Weitherzig- 
keit ist. [Die Originale, nach denen seinerzeit div Materialien herge- 
stellt wurden, sind, wie Dr. Salz schon gesagt hat, die Fakultät aber ver- 
schweigt, zum Teil überhaupt nicht mehr in Archiven vorhanden, die 
Einsender der »Operate« zum erheblichen Teil anonym, Schebek selbst 
hat die Materialien nicht durch Archivarbeit, sondern durch Rund- 
schreiben der Prager Handelskammer gesammelt. ]— Gar kein Verständ- 
nis habe ich endlich dafür, daß die Fakultät meine Bemerkung: 
Herr Dr. Salz hätte trotz alledem sein, auf sehr anständigen 
Motiven beruhendes, Schweigen »nicht so weit treiben sollen« auf- 
greift, um zu behaupten: ich sagte »nur mit anderen Worten« das- 
selbe, wie der Rezensent, welcher nach der von Dr. Salz gegebenen 
Aufklärung die recht unangenehm hämisch wirkende, objektiv jeden- 
falls ein unanständiges Motiv suggerierende Bemerkung 
machte: Herr Dr. Salz habe nicht nötig gehabt, »aus nationalen Grün- 
den den Schein auf sich zu nehmen, als ob er »die darin enthaltene 
mühsame Sammelarbeit selbst geleistet habe«! Ich finde, eine aka- 
demische Körperschaft hätte diese Bemerkung nicht vertreten, am 
allerwenigsten aber diese Vertretung so motivieren dürfen. Daß ich 
Herrn Prof. Sander ausdrücklich, so schwer dies, wie ich 
sagte, an sich glaubhaft schien, unterstellte: er habe von dem Sach- 
verhalt nichts gewußt, unterdrückt die Fakultät und er- 
hebt auf Grund dieser Verschweigung Anklagen gegen mich! Ich 


3) Nicht diesen, mir nur als loyal bekannten Herrn, der gewiß zur Auf- 
klärung sofort bereit gewesen wäre, trifft der entscheidende Vorwurf. 
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gebe ihr aus allen diesen Gründen alle gegen mich erhobenen 
Vorwürfe verschärit zurück. 3 

II. Fast fataler als dies alles aber wirkt der folgende Tatbestand: 
Die Rezension sagte von gewissen sehr umfangreichen Umrechnungs- 
arbeiten über die Preisentwicklung von verschiedenen Waren (S. 517 ff., 
544—615 des Buches): »Freilich verdient die Arbeitsleistung, die 
ihnen zugrunde liegt, an und für sich schon hohe Anerkennung. 
Aber sie ist nicht (sic) das Verdienst des Verfassers.... Auch 
die Umrechnung (sic) der Originalpreise in Kronenwährung 
und ihre Zurückführung auf die Gewichtseinheit von I00 kg wird 
nur zum kleinsten Teil als Werk des Verfassers zu betrachten sein, 
denn, wie mir mitgeteilt wird (sic), ist diese Rechen- 
arbeit auí Kosten der Gesellschaft zur Förderung von Wissenschaft, 
Kunst und Literatur in Prag von technischen Hilfskräften durch- 
geführt worden.« (Sperrungen stets von mir.) 

Ich hatte scharí getadelt, daß ein Rezensent sich nach derartigen 
Interna einer Arbeit »erkundigee. Die Fakultät meint: ich hätte Grund 
gehabt, anzunehmen, was das Natürliche sei: daß Herr Prof. Sander 
jene Mitteilung ohne besondere Erkundigung erhalten habe. 
»Psychologisch« (!) sei ja ganz unmöglich für ihn gewesen, sich nach 
der Art der Rechenarbeit zu erkundigen, wenn er von dieser noch 
nichts gewußt habe. Ob es, außerhalb Prags, »naheliegend« wäre: 
daß dem Rezensenten Angaben, die den Autor des Buches einem 
schweren Odium aussetzen, »gesteckt« werden, ist mir fraglich. Um- 
somehr, als ich nun der Fakultät etwas vorzuhalten habe, was nach 
solchen Bemerkungen gewiß niemand vermutet: 

Die ausdrückliche Erklärung: daß Herr Dr. Salz 
jene Rechenbeihilfe gestellt wurde, findet sich nämlich an der 
sichtbarsten Stelle seines Buches: am Schlusse 
der Vorrede! Welchen Anschein die Nichterwähnung dieser Tatsache 
durch den Rezensenten und ganz ebenso jetzt durch die Fakultät 
auf Herrn Dr. Salz wirft, ist offensichtlich. Die Renzension nun 
fährt überdies fort: »Dem Verfasser fiel in diesem Fall also nur 
(sic) die Herausgabe des Ganzen zu.« Allein es sind die von Herrn 
Dr. Salz ganz persönlich und zwar, wie ihr Umfang ergibt, ın monate- 
langer angestrengtester Arbeit, hergestellten Rechnungen zur Er- 
mittlung der Umrechnungsschlüssel für Währung und Masse 14) noch 
vorhanden und beweisen 'die absolute Haltlosigkeit jenes 
srundlosen sehr schweren Vorwurfs. Daß dem aber so sei, mußten 
— das tritt schließlich zu allem andern auch noch hinzu — minde- 
sten ein, eigentlich aber zwei Mitglieder der Fakultät wissen, denn 
mit ihnen hat er nach der Fertigstellung der Rechnungen Aus- 
sprachen darüber gehabt. Nimmt man nun auch an, daß dies den 
Herren gänzlich aus dem Gedächtnis entschwunden war, daß sie 
deshalb den Rezensenten nach Erscheinen der Rezension dar- 
auf nicht, wie sie mußten, aufmerksam gemacht und deshalb 


14, Außer natürlich für die neuste Zeit, wo sie bekannt sind. 
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auch die Fakultät selbst es in ihrem Berichte nicht, wie sie mußte, 
erwähnt hat, so bleibt doch unter allen Umständen bestehen: die 
Fakultät, welche den Anschein gründlicher Prüfung des Sachver- 
haltes erweckt, hat de ausdrückliche Erwähnung jener 
Beihilfe im Vorwort des Herrn Dr. Salz ganz einfach verschwie- 
gen und erweckt dadurch ganz direkt einen sehr bösen Schein gegen 
Dr. Salz. Ich muß der Fakultät also auch hier die mir gemachten 
Vorwürfe und auch in diesem Fall mit Rücksicht auf die Sachlage 
sehr verschärft zurückgeben. 

Die Publikation der Fakultät, welche sich schmeichelt, daß sich 
ihre Untersuchung zu einer »Anklage gegen den Angreifer« (mich) 
gestaltet habe, enthält, wie die weiteren Ausführungen unten er- 
geben, nicht nur so viele Irrtümer, sondern erweckt vor allem, und 
zwar sachlich ganz unnötigerweise (unten Nr. II) einen 
bösen Anschein, geeignet, Herrn Dr. Salz zu diskredititieren, daß 
man fragen muß: ob die Fakultät so außerordentlich urteilslos war, 
dies nicht zu bemerken und ob sie keinen Referenten finden konnte, 
der ihr das Peinliche dieses Eindruckes und übrigens auch manchen 
ihrer Irrtümer erspart hätte. In welche Gesellschaft aber sie 
selbst und Herr Professor Sander — dies selbstverständlich ohne 
alle und jede Absicht — durch die weder sachlich richtige noch sonst 
(durch die Buchhandels- und Pressepublizität) den akademischen 
(repllogenheiten entsprechende Wahl der von ihr angewendeten 
Mittel geraten sind, dies würde im Falle eines Gerichtsverfahrens 
auch der Oellfentlichkeit verständlich machen, warum hier ein 
sehr scharfes Vorgehen meinerseits angebracht war: ohne zwingenden 
Grund habe ich “mich noch niemals derartig exponiert. Hier 
bemerke ich nur zur Vermeidung von Mißv erständnissen: daß diese 
Dinge mit Herrn Professor Sander gar nichts zu tun haben und diesen 
absolut nicht belasten. 


Bei den Einzelheiten halte ich mich an die Reihenfolge meiner Bemerkungen 
und stelle nur die Anmerkung auf S. 540 hier an den Schluß. Zu bemerken ist: 
Die unrichtigen Zitate der Fakultät beginnen bereits bei der Behauptung: ich 
hätte zuerst das Versprechen gemacht: »Satz für Satz« der Rezension vorzuneh- 
men, dann aber dies Versprechen seingeschränkts!’). Ich habe gesagt: der 
Leser müsse zur Nachprüfung durch cine Vergleichung »Satz für Satze 
cine größere Geduld als üblich anwenden, und später bemerkt, daB ich nur 
greifbare Tatsachen, nicht allgemeine Redensarten in dieser Art nachprüfe. 
Sind diese letzteren der »IKern« der »Kritike, wie die Fakultät behauptet, — 
umso schlimmer. Ich gehe nun die Nummern meiner Aecußerung durch. 

I. Nach dem Rezensenten ist der Erforscher böhmischer Industriegeschichte 
auf archivalische Quellen angewiesen, sin erster Linie auf die reichen Bestände 
der Wiener und Prager Archive. In diese (sic) erwartet der Leser eingeführt 
zu werden und der Verfasser unterstützt diese (sic) Erwartunge 
(die Erwartung der Einführung in die Wiener und Prager Archive!), »indem er 


15) DaB die »probatio diabolica« nicht ein »Indizienbeweise ist, sollte, 
beiläufig bemerkt, in einer juristischen Fakultät auch heute noch bekannt 
sein, 
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in cer Vorrede sich gegen den Eindruck wehrt, alsob er in der Benutzung des 
amtlichen Materiales unvollständig geblieben sei«. Indem sie diesen Satz un- 
vollständig zitiert, namlich unter \Veglassung gerade des gesperrten 
Passus, obwohl er durch »sice hervorgehoben war, — bemerkt dazu die 
Fakultät: »den Vorwurf, daß Salz die Wiener und Prager Archive zu verwerten 
versprochen, dieses Versprechen aber nicht gehalten habe, hat Sander weder 
erhoben noch auch nur zwischen den Zeilen erkennen lassen.« (!) 

Ich verlange von der Prager Fakultät nicht die Fähigkeit, »zwischen den 
Zeilene zu lesen, wohl aber die andere: wenigstens im entscheidenden Punkt 
gewissenhaft zu zitieren, zumal dann, wenn sie sich erlaubt, mir Vorwürfe zu 
machen. 

Daß unter dem »samtlichen Material« in der Salzschen Vorrede die Schebek- 
schen Materialien, deren Erwähnung dann gestrichen wurde, verstanden waren, 
hatte nun nachgerade nicht mehr ignoriert werden dürfen. Daß Salz in der 
Vorrede ausdrücklich die künftige Ausbeutung der Archive selbst 
als Arbeit von »Generationen«e bezeichnete, also für sich nicht in Anspruch 
nahm, sucht die Fakultät unglaublicherweise als gleichgültig hinzustellen! Ich 
finde an meiner Beanstandung inhaltlich nichts zu ändern. 

2. a) Die Benutzung archivalischen Materials in dem Buche von Dr. Salz 
beschränkt sich nic ht auf das vom Rezensenten herangezogene Kapitel: »Das 
Leben der Bergstädte«e, wie die Fakultät offenbar voraussetzt, Archivalische 
Arbeit im engsten Sinne (also außerhalb der dem Buch hauptsächlich 
zugrunde liegenden ungedruckten Schebekschen Materialien) steckt nachweis- 
lich auch in zahlreichen anderen Partien, Ueberdies sind aber solche Kapitel 
welche sich z. B. mit der Stellung Agricolas usw. befassen, zwar gewiß nicht auf 
sArchivalien« aufgebaut, enthalten aber doch nicht etwa cine Verarbeitung »ge- 
druckter Vorarbeiten. Und wohin gehört eigentlich die wichtigste neue 
Quelle: die ungedruckten, von Salz wiedcrentdeckten Schebekschen Materia- 
len? Unter die »gedruckten Vorarbeitens« doch nicht. Als zweite Alternative 
aber gibt es für die Rezension selbst hier nur: »Archivaliene Ich kann also 
nur das zugeben, daß mein Ausdruck: »das ganze erste Buch« gewiß ungenau 
war, muß aber festhalten: daß der Rezensent durch seine Bemerkung völlig 
falsche Vorstellungen erweckt hat. Und darauf allcin kam es an. 

b) Dr, Salz hat in seinem Buche S. 419 Anm. 5r über seine Studien für 
Joachimstal folgendes gesagt: »Großen Dank schulde ich dem hochwürdigen 
Herrn Stadtdechant von Joachimstal, Monsignor Gregor Lindner, der mir 
seine reichhaltige Exzerptensammlung zur Geschichte Joa- 
chımstalsin liberalster Weise zur Verfügung stellte.« Trotzdem sagte 
der Rezensent in seiner Replik: »Jetzt«— also: erst in seiner Entgegnung — 
»sbekennt Herr Salz selbst, daß er nicht einmal diese Arbeits (die Studien über 
Joachimstal) »selbständig ausgeführt hat, Er hat dazu fremde Kollecktancen 
benützt. Iche (der Rezensent) »habe also (sic) seine archivalische Forschertätig- 
keit noch zu hoch eingeschätzt.e Diese Bemerkung ist durch schlechterdings 
gar nichts zu rechtfertigen und sie wirft überdies und vor allem auf 
Herrn Dr. Salz ein ganz unbegründetes Odium. Die Fakultät aber geht dar- 
über mit Schweigen Linweg. Die Bemerkung: »daß jene (nicht reproduzierte) 
Angabe nur einen Dank enthalte«, ist offensichtlich irreführend, wie die (von 
mir) gesperrten Worte ergeben. Ich gebe ihr ihre Vorwürfe zu- 
rück. — Der Rezensent nannte ferner, was die Fakultät ebenfalls über- 
geht, jene Anmerkung des Herrn Dr. Salz, auf die dieser sich mit Recht 
beruft, sschwer auffindbar« (was ebenfalls ein Odium auf Dr. Salz wirft), ob- 
wohl sie gewiß nicht schwerer auffindbar ist als jene zahlreichen anderen, die 
er so minutiös daraufhin geprüft hat, ob vielleicht gegen Dr. Salz aus ihnen 
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etwas abzuleiten sei. Ich halte meine Beanstandung dessen aufrecht. Wenn 
schließlich er und ebenso die Fakultät Herrn Dr. Salz vorwirft, daß dabei die 
Arbeitsteilung zwischen Lindner und ihm »sunklars geblieben sei, so konnte da- 
mit Herr Dr. Salz, da seine Vorrede ja die eigene Archivarbeit überhaupt nicht 
beansprucht, bei Nichtsachkennern einen Irrtum mindestens ebensoleicht zu 
seinen eigenen Ungunsten hervorrufen. Recht könnte ich der Fakultät 
höchstens in dem einen Punkt geben: daß die Anmerkung auch an anderen als 
an dieser Stelle allenfalls angebracht werden konnte. Allein eben dort speziali- 
siert sich die Darstellung auf Joachimsthal (S. 103—107). Das Gesagte 
bleibt inhaltlich bestchen. 

3. Ich habe festgestellt: daß die Behauptung: sin Fcrtsetzung dersel- 
ben Erörterungene würde Dr. Salz dem Vorsatz: smöglichst einfach ausdrücken 
zu wollen, was gemeint iste, zwei Seiten später wieder untreu, dem Leser ver- 
schweige: daß eben jene zwei Seiten diesen Vorsatz durchaus sachgemäß aus- 
führen (wie ich näher angab). Das scheint die Fakultät nicht zu bestreiten. 
Im Gegensatz zu ihr war ich aber der Ansicht: daß, wenn einmal über Der- 
artiges eine so abfällige Bemerkung gemacht wurde, wie es geschah, auch dies 
nicht hätte unterdrückt werden dürfen und bleibe natürlich dabei. 

4. Von dem Exzerpt aus Hallwich sagt der Rezensent: 

a) es gebe dessen Gedanken »Scite für Seite« wieder, und zwar 

b) ohne auch nur zu versuchen, diesen fremden Gedankengang mit den 
eigenen Erörterungen in Beziehung zu setzen. 

ad a) habe ich gesagt und bleib e natürlich dabei: daß die Wiedergabe durch- 
aus ihrem Zweck entsprechend gestaltet ist, — was die Fakultät anscheinend 
nicht bestreitet. Ich füge hinzu: daß, wenn cin vom Autor zitiertes Buch von 
120 Seiten auf 131, Seiten exzerpiert und dieses Exzerpt mit eigenen Erörte- 
rungen durchflochten wird, der Ausdruck »Seite für Seite wiedergeben«, schon 
an sich den Leser über den Sachverhalt durchaus irrezuführen und einen sehr 
bösen Schein zu Unrecht zu erwecken gecignet ist. 

ad b) Diese Behauptung muß ich auch jetzt als jeden Grundes entbehrend 
und einen ungerechten bösen Schein erweckend bezeichnen. Die Fakultät 
übergeht meine Beanstandung gänzlich, Ich erhalte sie aufrecht. 

c) Ich hatte darauf hingewiesen, daß die »Nacherzählung« nach Hallwich 
als solche deklariert ist. Gegenüber dem Monitum der Fakultät ist bereitwillig, 
aber auch ausschließlich zuzugeben: daß, nachdem unbestrittener- 
maßen Hallwich schon einmal voll zitiert war (und dann immer erneut angezogen 
wird), diese ausdrückliche Deklaration als »Nacherzählung« versehentlich 
31, Seiten zu spät erfolgt ist. Daß es sich aber um ein Versehen bei der Ein- 
fügung dieser Anmerkung in das Manuskript handelt, ist so sehr offensichtlich, 
daß die Fakultät selbst nicht umhin kann, den für dessen Entstehung zweifellos 
entscheidenden Umstand: daB hier im Text der Name »Leitenberger«, also der 
Titelname des Buches, steht, für die Entstehung meiner Auffassung: daß 
diese Stelle für jene Deklaration die richtige sei, verantwortlich zu machen! Es 
istabsolut nicht abzusehen, warum der gleiche Entstehungsgrund nicht von 
vornherein auch Herrn Dr. Salz zugebilligt wurde, erst recht aber nicht, warum 
eigentlich das Vorhandensein jener Deklaration in der Rezension überhaupt 
nicht erwähnt wurde. Denn daß ein nicht prinzipiell unfreundlicher Beur- 
teiler nun gerade auf die von der Fakultät allein als vernünftig bezeichnete 
Idee verfallen smüßtese: diese Bemerkung, gemacht in einer, wie die Fakultät 
selbst hervorhebt, kontinuierlich über das gleiche Objekt berichtenden »Nach- 
erzählunge, dürfe und müsse dennoch nur auf die eine einzige Seite bezogen 
werden, welche zufällig zwischen zwei übernommenen, ihr vorausgehenden 
und nachfolgenden Zitaten liege, — dies ist m, E. wirklich nicht ernstlich dis- 
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kutabe. Mit der obigen kleinen Einschränkung erhalte ich also 
meıne Beanstandung aufrecht. 

d) Bereitwillig ist ferner, da die Fakultät darauf überaus breit eingeht, 
zuzugestehen (wasichin meinem Geleitwort als cine mir zu subalterne Frage 
dahıngestellt scin ließ): daß die Anmerkung 39 (Verweisung auf Kopetz) 
offenbar zu den aus Hallwich übernommenen Verweisungen gehört und ebenso, 
daß dabei Salz einen weiteren Druckfehler dem schon vorhandenen hinzugefügt 
hat (dies zugleich zu Nr. 5). Meine Ansicht, daß solche Dinge, wissen- 
schaftlich gewcıtet, bloßer »Tratsche sind, wird dadurch aber nicht 
geändert. 

e) Bereitwillig zuzugestehen ist endlich: daß Dr. Salz unzweifelhaft 
vorsichtiger gehandelt hätte, wenn er trotz jener (versehentlich um 3!/, Sei- 
ten verschobenen) Deklaration als »Nacherzählungse auch noch speziellin jedem 
einzelnen Fall der Uebernahme einer Verweisung diese innerhalb ihrer selbst 
nochmals als solche festgestellt hätte. Er wäre dadurch auch gegen die übel- 
wollendste Beurteilung gesichert gewesen, da ja die Vebernahmen an sich auch 
darin durchaus sachgemäß erfolgt sind, daß im allgemeinen bei Zitaten aus 
wenig verbreiteten Schriftstellern auch der Wortlaut wiedergegeben, bei ver- 
breiteteteren dagegen (ich nehme die hiesige Bibliothek als Maßstab) nur die Ver- 
weisung auf den betreffenden, gegenüber der (seltenen) Hallwichschen Mono- 
graphie leichter zugänglichen, Schriftsteller reproduziert wurde. Die Art aber, 
wie dieser, bei ungünstigster Beurteilung, allenfalls als ein Verstoß gegen einen 
literarischen Brauch in einer Fußnote beiläufig zu monierende Mangel dem Autor 
in nrerträglicher Art stets erneut in beflissener Breite zum Vorwurf gemacht 
worden ist, kann durch gar nichts gerechtfertigt werden. 

f) Was nun gar den vermeintlich aus Hallwich übernommenen und seiner- 
zeit ın der Replik ganz besonders emphatisch betonten angeblichen Druckfehler 
(»ziegeln« statt »zichlene) betrifft, so hätte es der Fakultät wahrlich besser 
zu Gesicht gestanden, statt auch hier von einem sunaufgeklärten Sachverhalte 
zu reden und dadurch Herrn Dr. Salz zu belasten, offen einzugestehen, daß die 
Verhältnisse vielmehr ganz klar liegen. [Das Wort szichlen« ist zum mindesten 
in den gangbaren Lexika nicht bekannt !®), dagegen kannte Dr. Salz den Dialekt 
seiner Heimat. Und daß er jetzt, um nur ja alle vorhandenen Möglichkeiten 
zu konstatieren, das Kompositum saufzielen« ausgegraben hatte, ändert nichts 
daran, daß hier eine Korrektur des Textes, nicht aber ein übernommener 
Druckfehler vorliegt.] Ich bleibe selbstverständlich bei meiner Beanstandung. 

g) Die weiter folgenden Auseinandersetzungen der Fakultät dagegen darf 
ich, obwohl sie offenbar sehr stolz darauf ist, übergehen, wie sofort zu motivieren, 
Ich habe nicht die Zeit, mir hier unnütz das Buch von Hörnigk aus Wien zu 
beschaffen. Die Richtigkeit der über dessen Inhalt gegebenen Darstellung be- 
zweifle ich natürlich trotz der Unzuverlässigkeit anderer Zitate: — oben Nr. I — 
der Fakultät nicht !?), Aber alles, was die Fakultät da mit einem ebenso an- 
erkennenswerten wie zugleich sterilen Fleiß und Scharfsinn ausgegraben hat, 
ist absolut gleichgültig. Denn alle diese langwierigen Argumen- 
tationen zerfallen in nichts gegenüber den vorhandenen alten Ex- 
zerpten des Herrn Dr. Salz aus Hörnigk, welche die von ihm reproduzierten 
Zitate (insbesondere das strittige) und zwar mit der von ihm verwendeten Schreib- 





16%) Mir wird nachträglich mitgeteilt, daß das Wort bei Hörnigk öfter 
vorkommt, also dort kein Druckfehler ist. 

17) Also auch nicht, daß ich mich in der Annahme, die betreffende Stelle 
aus Hörnigk sei die allein in Betracht kommende, ebenso geirrt habe, wie 
Hallwich selbst, 
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art und mit, dem übernommenen Text vorhergehenden und folgenden, bei Hall- 
wich gar nicht vorhandenen, Stellen umfassen. Es ist also ganz klar, daß dieser 
Schriftsteller selbst seiner Darstellung zugrunde liegt, mag auch dicse späterhin, 
was ich, weil es jedem Autor leicht passiert, ganz gern als möglich zugeben will, 
woraus ich aber bei der Häufigkeit dieses Vorgangs keinen erheblichen Vorwurf 
konstruieren kann, nachträglich noch durch die Darstellung Hallwichs und die 
Art, wie dieser Hörnigk benutzt, beeinflußt worden sein. 

Der befremdliche kontradiktorische Widerspruch in den Argumentationen 
der Fakultät: einerseits, daß auf S. 331 nur WUebernahme von Zitaten be- 
hauptet werde, also das Wort »ausschreibene unverfänglich sei, andererseits: 
daß auf S. 331 keineswegs nur Zitate übernommen, sondern eine sach- 
liche Abhängigkeit zu konstatieren sei, ist schon erwähnt worden. 

5.—10, Diese, so viel ich sehe, in nahezu allen wesentlichen Punkten 
schon soeben bei Nr. 4 erörterten Ucbernahmen liegen, außer der soeben 
besprochenen Einzelheit, gänzlich innerhalb des vom Rezensenten seinem 
diesbezüglichen Angriff ja überhaupt fast ausschließlich zugrunde gelegten, als 
»Nacherzählung« (versehentlich, wie bemerkt, 3!/, Seiten zu spät) deklarierten 
Abschnittes S. 350—364. Es durfte schon deshalb aus diesem Anlaß keinerlei 
Bemerkung gemacht werden, welche über ein rein formales Monitum hinaus 
irgend cinen bösen Schein auf Herrn Dr. Salz zu werfen geeignet war. — Ich bin 
zu 5.) ganz selbstverständlich der Ansicht, daß eine Deklaration: »Nach- 
erzählte die Tebernahme einer winzigen Zahl von Zitaten deckt, daß jedenfalls 
garnichtsesrechtfertigt, wenn man anderer Ansicht ist, den Schein entstehen 
zu lassen, als handle es sich um bedenkliche Verschleierungen des Autors, vollends 
in der Form: der Anschein entstehe, als habe er »Studiens Andercr (für das Zitieren 
einiger Stellen aus Schriftstellern!) selbst gemacht. Bei Nr. 6 meint die Fakultät 
in dem Fall eines feststehendermaßen übernommenen Zitates noch untersuchen 
zu müssen: wo die indirckte Rede in die direkte übergeht, die Anführungszeichen 
stehen usw. Mcine Beanstandungen bleiben davon unberührt. Zu Nr. 7 ist 
bereitwillig zuzugeben, daß Salz und Hallwich beide, und Salz vielleicht unter 
dem nachträglichen Einfluß von H., Hörnigk nicht richtig verstanden haben 
mögen. Jedoch ist die eine einzige in Betracht kommende Salzsche Be- 
merkung derart landläufig, daß jener LinflußB ganz unnötig und gar 
die Redensart von einer »sachlichen Abhängigkeit des Salzschen Ge- 
dankengangess grotesk ist und irreführend wirkt. Nr. 8 bleibt bis 
auf den einen, von mir scinerzeit dahingestellt gelassenen Punkt (oben Nr. 4. d) 
voll bestehen, ebenso die folgenden Nummern. (Was ich nach den mir von 
angeschenen Kollegen gegebenen Bürgschaften nicht aufrecht erhalte, bier 
wie anderwärts, sind die gegen die Absichten des Rezensenten gerichteten 
Bemerkungen. Unter sunwahre verstand ich: schuldhafterweise un- 
richtige. Kine absichtliche Unwahrheit pflege ich stets als solche zu 
kennzeichnen.) 

Ich beanstande ferner nach wie vor die sehr schwer tadelnswerte und 
noch bis heut nicht offen gut gemachte grobe Unvorsichtigkeit seiner 
Ausdrücke. Schon solche Dinge wie: daß der Rezensent in der Replik nur von 
einem von ihm nicht bezweifelten »Kennenlernen« der früheren Darstellungen 
durch den Autor redet, wo dieser seine Vorgänger, wie ihre anderweitige Be- 
nutzung zeigt, gründlich durchgearbeitet hat, — während er dagegen von »Stu- 
diene spricht, wenn es sich um Arbeiten dieser anderen Darsteller selbst handelt, 
wo diese ebenfalls nichts anderes als Exzerpte und Verweisungen gebracht haben 
und zwar, wie die Fakultät für Hallwich selbst mühsam nachweist: teilweise 
ebenfalls irrige. Ferner beanstande ich selbstverständlich auf das allerschärfste 
Wendungen wie »ausschreibene, »Verräter« (von einem Druckfehler) und vor 
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allem die Erklärung: das Wort »Plagiat« nicht gebraucht zu haben, wo es 
sich um die Sache handelt. Ferner: daB durchweg dem Leser nicht mitgeteilt 
wird: daß die überhaupt übernommenen Zitate und Verweisungen in jenen 
Abschnitt sich hinten ın den Anmerkungen befinden und eine Minderzahl unter 
anderen bilden, daß endlich die Bemerkungen des Autors in dessen Entgegnung 
in der Replik einfach ignoriert oder angezweifelt wurden, Das alles sind 
unzweideutige Ausdrücke einer Gesinnung gezen den Autor, aus der heraus 
man nicht rezensieren soll. 

11. Es ist schwer verständlich, wie die Fakultät glauben machen kann, 
ich hätte irgendwie in Abrede stellen wollen, daß Herr Dr. Salz bei einer a u s- 
drücklich im Text (welcher beginnt: »Freie Gewerbe, so belehrt 
uns Kopetz usw.) und überdies in einem besonderen Verweiskenntlich 
gemachten Uebernahme aus Kopetz die Jahreszahl gewisser Patente und 
Dekrete, die dieser in den Noten angibt, seinerseits, ebenfalls in Noten, mit- 
übernommen hat. (Nicht die Kopetzschen Anmerkungen selbst, sondern ledig- 
lich die Jahresdaten der zitierten Erlasse sind dabei übernommen). Was ich 
an den Behauptungen der Rezension scharf beanstandete und natürlich auch 
jetzt ganz ebenso beanstande, war ganz ausdrücklich durch ein »sic« kenntlich 
gemacht und für Jeden absolut unzweideutig erkennbar: daß der Rezen- 
sent behauptete, es werde hier aufsarchivalısche Quellen« verwiesen 
und damit den Anschein erweckte, als nehme Herr Dr. Salz durch die Wieder- 
gabe jener Jahrceszahlen fälschlich archivalische Forschungen für sich in 
Anspruch. Für diese Behauptung existiert natürlich auch nicht der allerent- 
fernteste Schatten eines Grundes. Die Fakultät aber sagt: diese (für das, 
was ich sage, ganz allein in Betracht kommende) Frage könne, als seine Fach- 
frage, die überdies nebensächlich ist«, füglich beiseite bleiben. Ich finde dies ein 
etwas starkes Stück. Denn die Fakultät wird schließlich kaum behaupten können, 
es sei eine »Fachfrage«, ob die Angabe der Jahreszahl ctwa eines in der 
Literatur bekannten Gesetzcs des alten Deutschen Reichs eine Verweisung 
auf sarchivalische Quellen« vortäusche! Und ich muß denn doch hin- 
zufügen: wer wie der Rezensent und sogar noch jetzt die Fakultät mit dem 
Autor ins Gericht gehen will, weil er die Schebekschen Materialien, aus fest- 
stehendermaßen unanfechtbaren Motiven, durch den Ausdruck »archivalische 
Quellene gedeckt hat, der sollte seinerseits am allerletzten 
mit der Verwendung genau des gleichen Ausdrucks so für jeden 
Leser irreführend umgehen und dadurch einen bösen Schein auf den Autor wer- 
fen. Nicht nuralso habe ich das von mir Gesagte aufrecht zuerhalten. 
Sondern ich habe nun weiter noch die Fakultät auf den sehr peinlichen 
Eindruck einer gewissen gehässigen Beflissenheit aufmerksam zu machen, der 
dadurch notwendig entstehen muß, daß sie bei einer derart offenkundig liegen- 
den Gelegenheit, wo überdies Herr Dr. Salz den Sachverhalt schon erschöpfend 
aufgeklärt hatte, sich dennoch das »Vergnügens nicht versagen zu sollen 
glaubt: nun die, wie sie selbst ausdrücklich zugesteht, im Buche selbst als 
übernommen deklarıerte Stelle mit dem Original nebeneinander 
zudrucken und dadurch bei ununterrichteten Lesern den Eindruck 
hervorruft,alshabesie denAutor auf einer von die- 
sem verhohlenen VUebernahme »sertappte Auch nicht der 
allergeringste Schein eines sachlichen Interesses für dies Verfahren ist 
zu entdecken Auch hier tritt die »Gesinnung«e, mit welcher der Autor in Prag 
zu rechnen hat, greifbar hervor. Ich kann nicht umhin, darauf aufmerk- 
sam zu machen, daß ein amtliches Schriftstück und eine akademische Instanz 
einen solchen Eindruck, wie er hier und auch sonst entsteht, niemals auf sich 
laden darf. Ich nehme ja an, daß es sich um den unerquicklichen Ueber- 
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eifer des für seine Aufgabe besonders wenig qualifizierten, vor allem ganz 
und gar nicht sachlich über den Dingen stehenden Referenten handelt. Die Vor- 
würfe, welche die Fakultät gegen mich erhebt, muß ich ihr aber wesent- 
lich verschärft zurückgeben. 


12—15 enthalten bestrittene Tatsachen nicht. — Die Schebekschen 
Materialien endlich sind schon erörtert. — 


Von meinen Bemerkungen über die als »sachliche« Kritik auftretenden Be- 
anstandungen des Rezensenten (Archiv S. 540 Anmerkung, Nr. 1—4), greift, 
wie jetzt nachzuholen ist, die Fakultät nur zwei (I und 3) heraus, Zwei andere 
(2 und 4) meint sie übergehen zu können. Ich bedaure, auch auf diese 
letzteren nachdrückliches Gewicht legen zu müssen, beschränke mich aber 
hier natürlich ebenfalls auf Nr. ı und 3. 


Nr. ı. Standort des Tuchgewerbes. Es ist ganz richtig, daß auf S. 292 
der Autor die städtische Kaufkraft für »ausschlaggebend« erklärt. Aus- 
drücklich aber ist S. 298 von bestehenden »Nachteilen« dieses Standortes die 
Rede, welche aber nach Dr. Salz voffenbar überwogen« wurden durch die 
Vorteile, die der städtische Standort sauch vom betriebstechnischen Stand- 
punkt« aus nun einmal bot. (Von den Institutionen, welche diese betriebstech- 
nischen Vorzüge laut S. 298 bedingten, sind, als die ältesten, die Tuchwalken 
schon S. 292 kurz erwähnt). Danach war es durch gar nichts zu rechtfertigen, 
daß der Rezensent den Anschein erweckte, als kenne der Autor die Theorie 
von der maßgeblichen Bedeutung der betriebstechnischen Vorzüge nur vom 
Hörensagen, und ich habe diese Beanstandung auf das bestimmteste aufrecht 
zu erhalten. Wenn die Fakultät darauf Gewicht legt, daß ich auf Grund jenes 
Sachverhalts von einem »\Ncbeneinander« beider Kausalreihen bei Salz spreche, 
während, wie bemerkt, auf S. 292 das Wort »ausschlaggebend« für eine der 
beiden gebraucht ist, auf S. 298 aber wieder die andere als unter bestimmten 
Umständen süberwiegenu« bezeichnet ist, so bin ich nicht rechthaberisch genug, 
darüber mit den Herren zu streiten, stelle aber fest: die Fakultät findet kei- 
nerlei Wort dafür, daß der Rezensent scinerseits den wirklichen Inhalt der 
Darstellung durchaus verschwiegen hat. 


Nun weiter, Das srelatives Massenbedürfnis nach Kleidung bei einer 
suniformen« Schicht (dem Bürgertum) ist nach Salz das für den Standort 
Entscheidende. Hier findet die Fakultät erstaunlicherweise, daß die Fort- 
lassung der beiden unterstrichenen Bestandteile der These für die Wiedergabe 
des Sinnes derselben sunerheblich«e sei, obwohl offenbar gerade diese Worte 
für die ökonomische Bedeutung die allein entscheidenden sind. Nur durch 
ihre Fortlassung brachte es der Rezensent zuwege, die These des Autors in ein 
»Massenbedürfnis nach Kleidungse überhaupt zu verwandeln, welches angeb- 
lich nach dem Autor nur in der Stadt herrsche und nun zu fragen: ob nicht auch 
die Bauern sich kleiden müßten. (Aber doch, wie jeder Student, also auch eine 
Fakultät, wissen sollte, nicht notwendig durch gekaufte Kleider und nicht 
notwendig durch Kauf beim Tuch macher!) Nur der Rezensent also hat 
dem Gedanken des Autors, den er diesen auffordert, »zu Ende zu denken«, seine 
jetzige, in der Tat schon a priori törichte, Gestalt gegeben. Daß infolgedessen 
jede sachliche Kritik der wirklichen These des Autors fehlt, darf auch die Fa- 
kultät, die hier von einem »sachlichen Einwand« redet, nicht leugnen. Legt 
sie statt dessen auch hier mit dem ihr durchweg eigenen, die wirklichen Sach- 
verhalte gern umgehenden, Formalismus Gewicht auf meinen ganz gewiß etwas 
zu knappen und daher für sehr unintelligente Leser vielleicht mißverständlichen 
Ausdruck: der Rezensent »mache« aus dem Gegensatz: feudal-bürgerlich den 
anderen: bäuerlich-bürgerlich, so liegt mir die Kechthaberei fern, darüber mit 
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ihr streiten zu wollen. An dem Sachverhalt selbst ändert dies natür- 
lich kein Haar. 

Endlich hatte ıch beanstandet, daß der Autor, der den technisch- 
ökonomischen Konservatısmus und seine Wirkungen auf die Persönlichkeits- 
entfaltung bei den Tuchmachern hervorhebt, von dem Rezensenten durch den 
Hinweis auf den bei ihnen häufigen so zial-revolutionären Geist kritisiert 
werde. (Es ist ja wohl für keinen Sachkenner der Hinweis nötig: daß gerade 
jene technisch-ökonomische Art von Konservatismus sehr oft, wie noch heute 
bei den russischen Bauern, der Träger sozial-revolutionär wirkender Be- 
wegungen gewesen ist.) Für diese Unterscheidung findet nun freilich die Fakul- 
tät mit der ıhr eigenen Sicherheit bei falschen Behauptungen bei Salz »keinen 
Anhaltspunkte: Jener technische Konservatismus sei bei ihm nur Beispiel für 
die allgemeine konservative Gebundenheit, mithin der Rezensent im Recht. 
Allein ganz ausdrücklich konstatiert Salz auf S. 205, daß die Tuchmacher zu 
den Hauptträgern des Kampfes und Sieges der »lHandwerkerdemokratie«e ge- 
hörten. Und überdies ist, wie ich hervorgehoben hatte, der Sinn des Gemeinten 
auch noch ganz eindeutig an dem Gegensatze gegen die Kattundrucker bei Salz 
S. 293 und ganz so, wie ich angab, erläutert. Die Fakultät verschweigt 
das. Das von mir Gesaste bleibt vollinhaltlich bestehen. 

Nr. 3. Ich habe in den höhnischen Bemerkungen des Rezensenten über einige 
b:ldliche und abstrakte Sätze des Autors eine sachliche Kritik des von ihm Ge- 
sagten vermißt und meinerscits bemerkt: daß sie den gröblich irreführenden 
Anschein erwecken: als ob die dort wiedergegebenen Sätze das enthielten, was 
der Autor über die auswärtigen Handelskolonien zu sagen wisse, unter Hinweis 
auf die darüber in extenso handelnden Partien des Buches. Die Fakultät ist 
der Meinung, daß der Ausruf des Rezensenten: swir halten inne!« hinlänglich 
zeige, daB nicht erschöpfend referiert werde, sondern daß nur die Darstellungs- 
mittel gekennzeichnet werden sollen. Eine Seite vorher aber hatte sie im Wider- 
spruch damit das gute Recht des Rezensenten, eine solche Stilkritik zu üben, 
gerade daraus hergeleitet: daß der Stil auf das engste mit dem Gedanken zu- 
sammenhänge un] gesagt: sjcder Blick« zeige, daß nicht nur der Stil be- 
maängelt werde. Auch hier kann von zwei einander entzegengesetzten Bemer- 
kungen auch im Munde einer akademischen Körperschaft nur eine richtig sein. 
Eben die letzte von beiden zeigt aber auf das deutlichste: in welcher Art der 
Leser durch ein solches Verfahren eines Rezensenten tatsächlich zuungunsten 
des Autors irregeleitet wird. Denn im vorliegenden Fall ist, wie ich erneut fest- 
stelle, die sachliche Darlegung des Autors in schlechthin gar keiner Art 
von der verspotteten Darstellungsform berührt. Ich mache dem Rezensenten 
natürlich, um dies ausdrücklich hervorzuheben, nirgends den Vorwurf einer 
absichtlichen Täuschung des Lesers. Allein der Effekt ist ganz der gleiche, 
hier, wie bei anderen ähnlichen Beanstandungen, zumal die gesamte Tonart 
seiner Rezension auf jeden Unbefangenen in dieser Richtung wirken muß. Voll 
aufrecht zu erhalten habe ich, daß es in einer sachlichen Kritik durchaus un- 
zulässig ist, so wie er es tut, angebliche »Geistesblüten« aus der »Fülle des Ge- 
botenen«e herauszugreifen und dabei zu versichern: »jedermann« könne sich 
leicht einen Strauß davon zusammenstellen. Ich wiederhole auch hier: daß ich 
mich anheischig mache, die überwältigende Mehrzahl aller Bücher in ähn- 
licher Art einem oft weit berechtigteren Spott preiszugeben. Insbesondere 
diejenigen des Rezensenten. 


Ich bin damit am Ende. Was Herrn Prof. Dr. Sander an- 
langt, so muß ich annehmen, daß ihm die Prager Atmosphäre 
eine Beurteilung des Herrn Dr. Salz beigebracht hatte, welche auf die 
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Art seiner Rezension, deren Eigenart denn doch in der Literatur heute 
selten ist, nachteilig eingewirkt hat. »Zufall« ist es doch nicht, daß 
ihm, wie der Fall mit den Rechenarbeiten zeigte, nur (unwahre) 
Dinge zugetragen worden sind, welche die Entstehung eines unfreund- 
lichen Urteils bedingten, dagegen alle andern, dort ebenfalls be- 
kannten, Umstände unbekannt blieben. In einem Punkt ist ihm, 
wiederhole ich, von mir Unrecht geschehen, im übrigen ist seine 
Gesinnung von mir, zwar subjektiv ohne mein Verschulden — wie ich 
feststellen muß, — aber objektiv, wie ich jetzt glauben darf, unge- 
recht beurteilt worden. Die Art dieses Rezensierens ist aber nicht 
nur unerfreulich, sondern auch wissenschaftlich wertlos. Seine 
monatelanse Zögerung, einen von ihm verschuldeten börsen Schein 
zu beseitigen, ist durch nichts zu rechtfertigen. 

Was die Fakultät!8) anlangt, so hat sie, jenseits aller Einzel- 
irrtümer, die ihr passiert sind, durch die Art, wie feststehende Tatsachen 
ignoriert, wie Sachverhalte, welche Mitgliedern bekannt und also 
feststellbar waren, »unaufgeklärt« gelassen, und wie die allein ent- 
scheidende Frage: durfte gegen Herrn Dr. Salz ein böser Schein 
erweckt werden?, umgangen wurde, dann aber durch die Art 
ihrer Darlegung (oben Nr. Ir und öfter) und durch die Art von 
deren Vertrieb gegen Herrn Dr. Salz nicht nur eine schwere Schuld 
auf sich geladen, die sie, nach dem Satz: »semper aliquid haeret«, 
durch nichts wieder gut machen kann. Sondern sie hat gegen 
ihn einen Akt der Unritterlichkeit begangen, der ihr bei 
den mit den Tatsachen Vertrauten nicht zur Ehre gereichen kann. 
Was ıhr Verhalten gegen mich anlangt, so handelt es sich da um 
eine »minder haltbare Tagesleistung« ihres Referenten, die sie im 
Interesse ihrer Würde nicht hätte amtlich decken sollen. Ent- 
scheidend für meine Beurteilung der Fakultät ist aber ihr eben 
gekennzeichnetes Verhalten gegenüber Herrn Dr. Salz. Darnach habe 
ich mit der Gesinnung dieser akademischen Körperschaft nichts 
gemein und ihre Stellungnahme zu mir ist für mich von keinem 
Gewicht. 


Heidelberg. Max Weber. 


15) Für Gegenäußerungen steht der Raum des sArchivsse zur Verfügung. 
Bei Abschluß des Drucks teilte mir Herr Prof. Jaffe mit, daß die Fakultät 
vollständigen oder auszugsweisen Abdruck ilırer Aeußerung im »Archive erbeten 
habe. Hätte sic diese nur in wissenschaftlichen Zeitschriften erscheinen lassen, 
so wäre das unbedingt geschehen. Indem sie aber diese Angelegenheit in 
gehässiger Art in den Buchhandel brachte und in die Presse gelangen ließ, 
begab sie sich dieses Rechts. Buchhändlerische Verlazsobjekte abzudrucken 
Ichnen wir ab. Im übrigen s. Anm. r. Für den Charakter, den dieser Streit 
jetzt angenommen hat und weiter annimmt, trifft die Verantwortung die 
Fakultät. Ich erfahre, daß nachträglich die Prager Fakultät ihre Aeußerung 
auch der hiesigen Fakultät zugesandt hatte (zu Anm, 1). 
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2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


I. Schmidt, Herbert: Friedrich Julius Stahl und 
die deutsche Nationalstaatsidce. Breslau (M. und 
H. Marcus) IQgI4. 106 S. 

2. Michniewicz, B.: Stahl und Bismarck. Berlin 
(E. Ebering) 1913. 204 S. 


Nachdem ein halbes Jahrhundert lang — von einer juristischen 
Doktordissertation abgesehen — keine selbständige Schrift über 


Stahl erschienen war, sind nun fast gleichzeitig zwei monographische 
Untersuchungen publiziert worden, die vielleicht dazu beitragen, 
neues Interesse für den so lange von der Wissenschaft vernachlässigten 
konservativen Theoretiker zu wecken. Abschließendes bieten freilich 
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die beiden Arbeiten weder in biographischer noch in theoretischer 
Hinsicht. 

Die bei weiten schwächere ist die Studie von Herbert Schmidt. 
Sie versucht, die Ausführungen Meineckes in seinem »Welt- 
bürgertum und Nationalstaat« zu ergänzen und zu erweitern. Leider 
besteht diese Erweiterung zum großen Teil in ziemlich ungeschickten 
Inhaltsangaben Stahlscher Schriften und Verwässerung schon früher 
ausgesprochener Gedanken. Immerhin ist aber anzuerkennen. daß 
Schmidt schärfer, als es von Meinecke geschehen war, hervorgehoben 
hat, daß bei der ganzen philosophischen Grundansicht Stahls die 
Nationalstaatsidee nur eine sekundäre Rolle spielen konnte. 
Denn das Beherrschende seines ganzen philosophischen Denkens und 
politischen Agitierens ist das Problem des Kampfes des Christentums 
und der legitimen Staatsauffassung gegen den Geist des Rationalismus 
und der Revolution. 

Aber keineswegs darf man in Stahls Antithese zwischen dem 
christlichen Ideal und den Postulaten der rationalen Denkweise, wie 
Herbert Schmidt meint (S. 76), einen Einfluß der von Stahl so lebhaft 
bekänpften Hegelschen Philosophie erkennen, von deren »Drachen- 
saat« der Verfechter des »christlichen Staates« nie anders als ver- 
ächtlich spricht und die seiner Ansicht nach »alle Wahrheit rein ver- 
tilgt« hat. Vielmehr ist der Grundgedanke der Stahlschen Geschichts- 
philosophie die alte christliche Lehre vom Widerstreit des Christ 
und Antichrist, und Stahl selbst hebt hervor (Reden und Vorträge 
1862 S. 240), daß auf das Wesen des Rationalismus und der Revolu- 
tion vollständig das paßt, was in der Bibel vorhergesagt ist von »dem 
Menschen der Sünde, der sich im Tempel Gottes niedersetzt und 
anbeten läßt«e. — Ueberhaupt tritt die Abhängigkeit der politischen 
Ideen Stahls von seinen theologischen und metaphysischen Grund- 
auffassungen in der Schmidtschen Studie nur unscharf vor Augen. 
Es ist sehr bedauerlich, daß der Autor Erich Kaufmanns treff- 
liche »Studien zur Staatslehre des monarchischen Prinzips« (Leipzig 
1906) unberücksichtigt gelassen hat; er hätte aus ihnen vicles lernen 
können. 

Ungleich höher als die Schmidtsche Studie, schon rein formal 
durch den genießbareren Stil, steht die Arbeit von Michniewicz, 
hinter der man einen gedankenreichen Kopf und einen souveränen 
Beherrscher des Stoffes” fühlt. Was seinem zuverlässigen und erireu- 
lich präziscem Buche einen eigentümlichen Reiz ver leilit, ist der Ver- 
such einer ständigen Par allele zwischen der Entw icklung Stahls und 
Bismarcks. Der Kontrast in der äußeren Erscheinung dieser beiden 
Männer (der kleine schwarzäugige, nervöse Jude und der reckenhafte 
Germane mit den blitzenden blauen Augen!) wird von der Gegen- 
sätzlichkeit ihrer geistigen Struktur ja noch fast überboten: auf “der 
einen Seite der Mann, der alles »was in der Zeit sich geltend machte, 
sofort zu Sy stematisieren trachtetes, auf der anderen der g ganz un- 
theoretische Instinkt- und Willensmensch, der von keinen staats- 
philosophischen Doktrinen eingeengt, mit sicherer Witterung und 
realpolitischem Blick die günstige Gelegenheit zur Ausnutzung der 
konkreten Machttaktoren zu eriassen vermochte. Und fesselnd ist 
es vor allem, die beiden großen Redner der Konservativen während 
der Zeit ihres gemeinsamen parlamentarischen Wirkens sich ın der 
polaren Verschiedenheit ihrer oratorischen Eigenart zu vergegen- 
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wärtigen: die geschmeidige Dialektik, die Gründlichkeit und Klar- 
heit in den nie unsachlich, nie provozierend wirkenden Reden des 
bescheidenen Gelehrten neben der ungezüzgelten Leidenschattlichkeit, 
der persönlichen Attacke, dem schneidenden Sarkasmus und der 
unerbittlichen Ironie einer selbstherrlichen Persönlichkeit. 

Was das schon von Marcks, Meinecke, Salzer und Lenz aufgewor- 
fene Problem einer gedanklichen Beeinflussung Bismarcks durch Stahl 
betrifft, so gibt die Michniewiczsche Untersuchung darauf eine recht 
negative Antwort. Sie zeigt uns, daß Bismarck nach Neigung und 
Schulung durchaus nicht der Mann war, sich in die verschlungenen 
Gedankengänge der Stahlschen Staatsphilosoplie einzuarbeiten, daß 
er — wenn solche Anklänge nicht gar auf Zufall beruhen — Stahl 
höchstens ein paar Bilder und Schlagwörter entlehnt hat, daß Stalıl 
jedentalls durchaus »keine Station auf seinem Wege bedeutete« 
(Michniewicz S. 108). Bismarck sah in Stahl nur einen romantischen 
Doktrinär, welcher der Partei nützliche Dienste geleistet haben mochte, 
dem aber das lebendige Preußenblut und der Sinn für den gesunden 
staatlichen Egoismus fehlten. die er von seinen Kampfesgenossen 
glaubte verlangen zu müssen. Für das wundervolle Gedankengebäude, 
für das Arsenal theoretischer Waffen, das Stahl seiner Partei ge- 
schenkt hatte, fehlte dem Tatmenschen Bismarck jedes Verständnis; 
er konnte darin kaum mehr als talmudistische Spitziindigkeiten er- 
blicken. Stahl war ihm letzten Endes »doch nur ein Jude« (Bismarck- 
Portefeuille III, 67). (Max Fischer.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


4. Sozialismus. 


Guvol, Edouard: Le socialisme et Fevolution 
de l'Angleterre contemporaine (ISSo—Igıı). Paris 
1913. Librairie Felix Alcan. XVIII u. 543 S. 7 Fr. 

Wer ein historisches Werk zu finden erwartet, wird enttäuscht 
sein. Ein Sozialist diskutiert die sozialistischen Tendenzen im Wirt- 
schaftsleben. in der Politik und Literatur Englands während der 
letzten dreißig Jahre. Ein solches Verfahren ist wissenschaftlich un- 
fruchtbar. Es liefert weder einen brauchbaren Beitrag zur Gegen- 
wartsgeschichte, noch gibt es ein klares Bild der Kräfte, welche die 
Zukunit schaffen. Denn die geschilderten Erscheinungen werden bc- 
ziehungslos im luftleeren Raum stehend gezeigt und nicht in den 
historischen Rahmen eingeordnet. So fehlt jeder Anhalt für das Maß 
ihrer Bedeutung. Der Verfasser bemüht sich redlich, aber ohne Er- 
iolg, die Tatsachen selber reden zu lassen, »une sorte de carte écono- 
mique et sociale de l’Angleterre à la fin de la première décade du 
X Xe siecle« (p. 370) zu liefern. Die ganze Anlage des Buches macht 
das unmöglich, die Tendenz, das in seinen Bereich fallende Material 
auf »Sozialismus« hin zu analysieren. Das führt zu perspektivischen 
Verschiebungen und Mißverständnissen, die bei der detaillierten 
Sachkenntnis des Verf. doppelt auffallen. Nur ein Beispiel. Die 
Labour Party ist ihm, gerade wegen ihrer wenig radikalen Haltung, 
die sie für weitere Kreise als die Arbeiterklasse akzeptabel erscheinen 
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läßt, als Vertreterin des Sozialismus die Partei der Zukunft, und so 
läßt er sich zu der Behauptung verleiten: »Les partis liberal et con- 
servateur traversent, si lon ose dire, une période de mue; seul le 
parti ouvrier semble poursuivre un but certain avec une pensée définie 
Au dedans comme au dehors du Parlement, les esprits restent songeurs 
devant cette allure juvénile et resolue« (p. 197). Man kann sich kaum 
ein völligeres Verkennen der parlamentarischen Lage denken. Im 
I. Teil des Buchs wird in der angedeuteten Art »L’action des Pro- 
ducteurs« behandelt (Konzentrationstendenzen in der Industrie, Trade- 
Unionismus, Labour Party). Der 2. Teil, »L’Action des Consomma- 
teurs«, hat die Genossenschaftsbewegung zum Gegenstand, der 3., 

DL’ Action de la Collectivite«, den Staatssozialismus. Bei weitem 
am meisten befriedigt Teil 4, »L’Action des Idees«, der eine Dar- 
stellung des Sozialismus von William Morris, G. Bernard Shaw und 
H. G. Wells enthält. Hier stört der Mangel an historischem Sinn 
weniger, wenn auch Shaw nicht so völlig isoliert, sondern In seiner 
Beziehung zur Fabian Society geschen werden muß. Dann erst wird 
man ihm gerecht werden und ılın nicht als einen betrachten, der nur 
zu kritisieren weiß. (Picht.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Luxemburg, Rosa: Die Akkumulation des Ka- 
pitals. Ein Beitrag zur ökonomischen Erklärung des Im- 
perialismus. Berlin 1913. Buchhandlung Vorwärts. 446 S. 

Die Lektüre dieses Buches stellt bei seiner, mit Ausnahme 
der letzten historischen Kapitel über den modernen Imperialismus, 
durchaus abstrakten Darstellungsform ungewöhnliche Antorderungen 
an die Geduld und Ausdauer des Lesers, um so mehr, als die Be- 
ziehung des Ganzen zu zentralen Fragen der Mi irxschen Auffassung 
nicht gleich am Anfange klar herausgearbeitet ist. Gewisse, den 
\Warenumsatz in einer kapitalistisch produzierenden Gesellschaft 
llustrierende Ausführungen in Band II des »Kapital« werden mit er- 
müdend subtiler Kası GE diskutiert, ohne daß rman im voraus 
darüber orientiert wäre, was denn die eventuellen, sei es positiven 
oder negativen Resultate einer solchen Untersuchung für eine 
Bedeutung hinsichtlich der Grundauffassung des Marxschen Sy- 
stemes sollten haben können. 

Worum es sich im letzten Grunde für die Verfasserin, wenn sie 
es auch selber nicht in dieser Formulierung ausspricht, handelt, 
scheint mir die Frage nach dem Verhältnis zwischen der im Marx- 
IEngelsschen »KNommunistischen Manifesta von IS48 aufgestellten 
kapitalistischen Entwicklungsprognose und den Ergebnissen der 
ökonomischen Analyse des Marxschen »Kapital«e. Im Manifest, das 
eine Zeitlang für die Auflassung auch der Partei bestimmend war, 
wird die Notwendigkeit der Umbildung der kapitalistischen W irt- 
schaft in eine sozialistische, außer durch den Hinweis auf das Klassen- 
interesse der sich zu immer festeren sozialen und politischen Kampf- 
organisationen zusammenschließenden und so zur Macht gelangen- 
den Arbeiterschaft durch eine Theorie der Selbstzersetzung des 
Kapitalismus begründet. Diese Wirtschaftsordnung, die so ge- 
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waltire Produktivkräfte erschaffen habe, gleicht, heißt es da, dem 
Hexenmeister, dem die Herrschaft über die von ihm heraufbe- 
schworenen Gewalten verloren geht. Die kapitalistischen Produk- 
tions- und Eıgentumsverhältnisse, unter denen die Waren erzeugt 
und zum Verkauf auf den Markt geworfen werden, sind infolge der 
ständig zunehmenden Erzeugung zu eng geworden. Das kommt 
in den mit immer größerer Gewalt wieder kehrenden Handelskrisen 
zum Ausdrucke, in jener Epidemie der Ueberproduktion, die mit 
der fortschreitenden Entfaltung der Produktivkräfte immer be- 
drohlicher, auch für das bürgerliche Eigentum selbst immer be- 
drohlicher, anschwillt. Die steigende Arbeitslosigkeit und Ausdeh- 
nung des Pauperismus, durch welche die herrschende Klasse ge- 
zwungen werde, ihre Sklaven, von deren Arbeit sie leben will, selbst 
zu ernähren, die unabtrennbare Begleiterscheinung der Ueberpro- 
duktion, beweise es: »Die Gesellschaft kann nieht: mehr unter ıhr 
(der kapitalistischen Ordnung) leben, d. h. ihr Leben ist nicht mehr 
verträglich mit der Gesellschaft.« 

Die kolossale Entwicklung seit jener Periode, deren Kapitalis- 
mus uns heute beinahe zwerghaft anmutet — eine Entwicklung, die 
sich ohne entsprechende Krisenverschärfung und bei steigender 
Lebenshaltung großer Arbeiterschichten vollzog —, zeigt zunächst 
nur, daß die Marx-Engelssche Prognose sich für diesen, immerhin 
relativ kurzen Zeitabschnitt nicht bestätigt hat. Aber es wäre an 
und für sich noch nicht undenkbar, daß jene im »Kommunistischen 
Manifeste behaupteten Tendenzen durch eine systematisch ein- 
dringende Analyse des kapitalistischen Systems tıotzdem als in 
diesem notwendig angelegte, nur einstweilen durch be- 
sondere Umstände zurückgedrängte Momente nachgewiesen werden 
könnten, die schließlich doch zum Durchbruch kommen müssen. 
Wie Marx zu jener Frage in späteren Jahren stand, läßt sıch aus 
seinem »Kapital« mit ganz eindeutiger Gewißheit kaum entscheiden. 
Es gibt da Stellen, vor allem in dem Schlußkapitel von Band I, 
»Die geschichtliche Tendenz der Akkumulation«, die an dem Stand- 
punkt jener Katastrophenperspektive festzuhalten scheinen. Aber 
das Werk selbst, die systematische Darlegung der Theorien, durch 
welche Marx den kapitalistischen Gesamtprozeß in seiner gesetz- 
mäßigen Bewegung zu erfassen sucht, spricht dagegen. Denn, hätte 
er gefunden, daß sich durch zwingende Argumentation theoretisch 
beweisen lasse, daß der Kapitalismus Widersprüche in sich berge, 
durch die der Absatz kapitalistisch erzeugter Waren auf irgendeiner 
Stufe der kapitalistischen Entwicklung in progressivem Maß immer 
schwieriger, schließlich unmöglich werden müsse, so hätte er, bei der 
enormen Bedeutung eines solchen Nachweises für die theoretische 
Begründung des Sozialismus, gewiß die ganze Untersuchung auf 
einen solchen Nachweis angelegt, seine Analyse des Kapitalismus 
darin ausmünden lassen. Davon ist aber nicht die Rede. Auch seine 
Theorie der »industriellen Reservearmee« in Band I entwickelt, 

näher zugesehen, in Wahrheit nur die Gründe, die Hand in Hand mit 
der technischen Entwicklung fortlaufend zu partiellen Umschich- 
tungen der Arbeitsnachfrage in den verschiedenen Branchen, also 
auch zu partieller Freisetzung von Arbeitskräften führen, ohne 
einen ernsthaften Beweis dafür anzutreten, daß diese technische 
Entwicklung, die das industrielle Gesamtkapital schneller als das 
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variable (den Lohnfonds) vermehrt, darum auch notwendig zu 
einer progressiv fortschreitenden Steigerung der industriellen Re- 
servearmee, einer relativ wachsenden Erhöhung der unbeschäftigten 
gegenüber der beschäftigten Arbeitermasse führen muß. Wie zurzeit 
die Dinge liegen, hat vielmehr — darauf spitzt zum Beispiel Oppen- 
heimer seine Marxpolemik zu — unbeschadet aller Einführung 
maschineller, arbeitsparender Methoden, die Arbeitsnachfrage des 
industriellen Gesamtkapitals unbestreitbar in weit schnellerem 
Tempo als die Volksvermehrung zugenommen. 

Sonst aber fehlt in den hundert Seiten umfassenden, von dem 
»Akkumulationsprozeß« handelnden Abschnitte des Band I jede 
Hindeutung, warum denn die Tendenz der Kapitalisten, Teile ihres 
Kapitalgewinnes immer wieder zur Vergrößerung vorhandener und 
Gründung neuer Produktionsbetriebe anzuwenden, weiter und 
weiter fortgetrieben in irgendwelchem Zeitpunkt notwendig zu einem 
innerhalb des Kapitalismus unüberwindlichen Mißverhältnis von 
Produktion und Absatzmöglichkeit, also (wenn nicht der Sozialis- 
mus früher Rettung bringt) zum Bankerott, zu einem Ersticken 
des Kapitalismus in seinem eigenen Fette führen muß. Und ebenso- 
wenig wird der Versuch eines solchen Nachweises später in dem 
Schlußabschnitt von Band II »Die Reproduktion und Zirkulation 
des gesellschaftlichen Gesamtkapitals«, wo man ihn am ehesten 
erwarten würde, wieder aufgenommen. 

Der leitende Grundgedanke dieses Abschnitts, mit dem sich 
Rosa Luxemburgs Marxkritik ausschließlich beschäftigt, beschränkt 
sich darauf, zu zeigen, wie der Selbsterhaltungsmodus der Konsum- 
und Produktionsmittel für den Verkauf produzierenden kapitalisti- 
schen Volkswirtschaft, ebenso aber auch die durch Kapitalakkumu- 
lation sich vollziehende Produktionsausdehnung die Aufrechterhal- 
tung gewisser Proportionalitätsverhältnisse zwischen jenen beiden 
Hauptzweigen der Produktion einschließt. Wie Störungen dieser 
Proportionalität partielle Krisen hervorrufen müssen: Krisen, die 
dann auf einem Umweg wieder die Herstellung des richtigen Ver- 
hältnisses einleiten. Nur unter diesem Gesichtspunkt als durch Stö- 
rungen der Proportionalität veranlaßte und die Beseitigung solcher 
Störungen vermittelnden Momente kommen die Krisen für Marx hier 
in Betracht. Er sieht, um die wesentlichsten Zusammenhänge in mög- 
lichst übersichtlicher Fassung herauszuarbeiten, von der Vielheit der 
Klassen, unter die das jährlich erzeugte kapitalistische Gesamtpro- 
dukt zur Verteilung kommt, ab, unterstellt die Verteilung als eine 
zwischen den kapitalistischen Unternehmern der Produktionsbetriebe 
und der Arbeiterklasse ausschließend sich vollziehende, andererseits 
das Bestimmtsein der Warenpreise durch sein »\Wertgesetz«. 

Wie nun nach der Darstellung von Band I der Kapitalist ım 
Verkaufspreis seines jährlichen Kapitalprodukts den Wert der 
verbrauchten Produktionsmittel (konstantes Kapital: c) plus dem 
Wert der bei der Produktion verbrauchten Arbeitskraft der Lohn- 
arbeiter (Lohnsumme oder variables Kapital: v), vermehrt um 
den von diesen Arbeitern erzeugten Mehrwert (m), in Geldform 
zurückerhält, so setzt sich — das ist die Grundlage seiner Darstel- 
lung — auch die Gesamtgeldsumme, welche von den Produktions- 
mittel fabrizierenden Kapitalisten, und ebenso die Gesamtgeld- 
summe, die von den Konsummiittel fabrizierenden Kapitalisten beim 
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Verkauf ihres respektiven jährlichen Gesamtprodukts erzielt wird, 
aus diesen drei verschiedenen \Wertbestandteilen zusammen. Er 
wählt das Beispiel einer kapitalistischen Volkswirtschaft, in welcher 
der Wert der jahrlich erzeugten Produktionsmittel 6000. der der 
jährlich produzierten Konsummittel 3000 Millionen Geldeinheiten 
(Pfund Sterling oder Mark) betragen mar, in der die Größe des kon- 
stanten zum variablen Kapitale in beiden Produktionsabteilungen 
sich wie 4: I verhält, die Mehrwertrate (das Verhältnis des von 
den Arbeitern erzeugten Mehrwerts zu der an sie gezahlten Lohn- 
summe, dem variablen Kapital) gleich Ioo Prozent ist, und 
untersucht nun, wie bei Unterstellung eines solchen Größenverhält- 
nisses der Produktionsmittel- und der Konsummittelproduktion der 
Umsatz des Gesamtprodukts zwischen den beiden Kapıtalistenklassen 
und der von ihnen beschäftigten Arbeitermenge vor sich geht. Er 
untersucht, wie die Kapitalisten beider Abteilungen — die Pro- 
duktionsmittel produzierenden Kapitalisten, die ihr Produkt teils 
aneinander und teils an die Konsummittel produzierenden Kapitali- 
sten verkaufen, und die Konsummittel produzierenden Kapitalisten, 
die ihr Produkt teils untereinander, teils an die Produktionsmittel- 
fabrikanten, teils an die Lohnarbeiter beider Abteilungen verkaufen, 
durch diesen ihren Verkauf mit Gewinnzuschlag die Geldsumme 
zurückerhalten, deren sie zur Erneuerung ihres Produktionsprozesses 
auf gleicher Stufenleiter im nächsten Jahr bedürfen; und wie zu- 
gleich die zur Fortführung der Produktion von den Kapitalisten 
beider Abteilungen kaufkräftig nachgefragten Produktionsmittel, 
andererseits die von den Arbeitern mit ihrem Lohn und von den 
Kapitalisten mit ıhrem versilberten Melırwert kaufkräftig nach- 
gefragten Konsummittel ihnen in der verlangten Naturalgestalt 
als auf dem Markte angebotene Waren gegenübertreten. 

Von dieser ersten Darstellung, bei der vereinfachend vorausge- 
setzt war, daß die Kapitalisten beider Abteilungen den durch Ver- 
kauf erzielten Geldgewinn, ihren versilberten Mehrwert, restlos zum 
Kaufe von Konsummitteln für ihren persönlichen Bedarf veraus- 
gaben, daß also kein Teil ıhres erzielten Kapitalgewinnes akkumu- 
liert, zur Vergrößerung des in den alten Produktionsbetrieben an- 
gelegten Kapitals oder zur Gründung neuer verwandt wird — geht 
er nunmehr zu der komplizierteren Aufgabe über, den Umsatz des 
Gesamtproduktes in einer Kapital akkumulierenden, also den Um- 
fang ihrer Warenproduktion und damit die beschäftigte Arbeiter- 
menge erhöhenden kapitalistischen Volkswirtschaft in analoger 
Weise schematisch zu erläutern. Die Vorbedingung für eine glatte 
Abwicklung des Umsatzes bei so vermehrtem Produzieren, das eine 
bei den akkumulierenden Kapitalisten relativ verminderte Nach- 
trage nach Konsummitteln und eine bei ihnen relativ vermehrte 
Nachfrage nach Produktionsmitteln und Arbeitskräften impliziert, 
ist auch hier die Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes zwischen 
Warenangebot und kaufkräftiger Nachfrage, eines Proportionalitäts- 
verhältnisses beider: nun aber unter Umständen, unter denen An- 
gebot und Nachfrage in beiden Abteilungen wachsen und sich dabei 
in ihrer relativen Zusammensetzung ändern. 

Es sind diese Ausführungen, bei denen ganz unvermittelt die 
Luxemburgsche Kritik einsetzt. Eine Kritik, deren entscheidende 
Zuspitzung in merkwürdigstem Mißverhältnis zu dem intensiven 
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Eindringen in Marxsche Gedankengänge, der dialektischen Energie 
und Denkgewandtheit steht, die die Verfasserin in vielen anderen 
Partien ihrer Arbeit zeigt. Sie will herausgefunden haben, daß eine 
die Warenproduktion vermehrende Akkumulation von Kapitalen im 
Rahmen einer isoliert gedachten kapitalistischen Volkswirtschaft 
(d. h. einer solchen für die keine Möglichkeit des Warenverkaufs an 
außerkapitalistische Volksschichten und des \Warenexports nach au- 
Berkapitalistischen Ländern besteht) der Regel und Tendenz nach 
stets notwendig zu einer Ueberproduktion unabsetzbarer Waren füh- 
ren muß; und meint, diese These an jenem Marxschen Schema der 
Akkumulation, das sein Schöpfer selbst nur nicht richtig zu Ende 
gedacht habe, haarscharf beweisen zu können. Marx soll übersehen 
haben, daß in seinem Schema des Warenumsatzes bei er wel- 
terter Reproduktion für einen Teil des neuerzeugten Mehrprodukts 
ein kaufkräftiger Abnehmer überhaupt nicht aufzutreiben sei, daß 
mithin der Kapitalismus, auf den Verkauf an Agenten der kapita- 
listischen Produktionsweise beschränkt, mit jeder Produktionsver- 
mehrung tiefer in die Ueberproduktion hineingeraten müßte. 

In einer gründlich eingehenden, im Vorwärts vom 16. Februar 
1913 publizierten Kritik hat Dr. G. Eckstein durch Konfrontierung 
dieser Behauptung mit dem Marxschen Texte zur Evidenz gezeigt, 
daß Marx im Gegenteile mit deutlich klaren Worten den von der 
Verfasserin vermißten Nachweis, wie der Absatz der vermehrten 
\Warenmenge sich vollziehe, bringt, und daß die Quid pro quos 
und Zirkelschlüsse, die Rosa Luxemburg ihm vorwirft, auf Einbildung 
beruhen. Solange die Autorin diese schlüssige Erwiderung nicht 
widerlegt hat, wird der Grundgedanke ihrer eigenen Argumentation 
als widerlegt zu gelten haben. 

Das Ziel, auf welches sie hierbei hinauswill, ist eine Neu-Funda- 
mentierung jener im »Kommunistischen Manifest« vertretenen 
Doktrin, daß der Kapitalismus, wenn nicht der Sozialismus bereits 
früher siege, an seinen eigenen Widersprüchen unabwendbar zu- 
grunde gehen müsse. Er lebt, sagt sie, und kann nur leben durch 
seine Expansion (der zu dienen, Zweck des modernen Imperialismus 
ist). Dadurch also, daß er die mit Hilfe zunehmender Kapital- 
akkumulation erzeugten Warenüberschüsse in wirtschaftlich zurück- 
gcbliebene Länder ausführt und diese so allmählich selbst in den 
Strom kapitalistischer Entwicklung hineinreißt. Ist aber dieses 
Werk der Ausbreitung vollendet, der ganze Erdball gleichmäßig 
mit dem Gewebe kapitalistischer Produktionsverhältnisse über- 
sponnen, dann ist der Bankerott dieses Wirtschaftssystems, den 
schon das Manifest, nur felilgreifend in der Abschätzung des Zeit- 
raums, voraussagte, unausweichliche Notwendigkeit. Denn bei so 
universal gewordenem Kapitalismus müsse jede weitere Kapital- 
akkumulation, da sie mit Erhöhung der Warenproduktion keine 
entsprechende Vermehrung kauikräftiger Warennachfrage in dem 
Bereich der kapitalistisch organisierten Gesellschaft schaffen könne, 
immer schwerere, ausweglosere Absatzkrisen heraufbeschwören, 
die die Grundlagen kapitalistischer Gesellschaft unterhöhlen. 

Da der an jenem Marxschen Schema unternommene wunder- 
liche Versuch, die Absetzbarkeit des durch Kapitalakkumulation 
erzeugten Mehrprodukts in einer isolierten kapitalistischen Volks- 
wirtschaft als unmöglich aufzuzeigen, fehlschlug und fehlschlagen 
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mußte, schwebt auch diese weitere Luxemburgsche Prognose selber 
in der Luft. Gewiß die Expansion, das Hineinbeziehen neuer Länder 
in die kapitalistische Wirtschaftsweise, die Ausrüstung derselben mit 
Produktionsmitteln zu kapitalistischem Betrieb erweitert für die 
ın den altkapitalistischen Ländern heut alljährlich akkumulierten 
Geldsummen den Umkreis rentabler Anlagegelegenheiten außer- 
ordentlich. Unterstellt man eine isolierte kapitalistische Volkswirt- 
schaft oder, was auf dasselbe hınausläuft, eine durchgängig kapitali- 
stisch organisierte Weltwirtschaft, kurz einen Zustand, der Expan- 
sion nach außen ausschließt, so bedeutet das natürlich eine ent- 
sprechende Verringerung sonst möglicher Kapitalanlagen, Ver- 
engerung des Anlageteldes. Aber dies "auch zugegeben, ist nicht ein- 
zusehen, warum die kapitalistische Volkswirtschaft, die ja schließ- 
lich überall Tendenzen zeigt, mit der Nachfrage das Angebot in ein 
ungefähres Gleichgewicht zu setzen, ihre Anpassungsfühigkeit gerade 
unter diesen Umständen sollte verlieren müssen. Was Marx hin- 
sichtlich des sog. Arbeitsfonds in der kapitalistischen Gesellschaft 
gegenüber manchesterlich dogmatisierenden \ulgärökonomen nach- 
gewiesen, daß er eine durchaus elastisch variable, von den mannig- 
tachsten Umständen mitbedingte Größe, gilt doch genau so vom 
Umiange der kapitalistischen Akkumulation. Ist sie weitaus zu 
groß, wird durch industrielle Neuanlagen ein die kaufkräftige Nach- 
frage übersteigendes Warenangebot geschaffen, das zu rentablen 
Preisen keinen Absatz findet, warum sollte ein solches Mißverhältnis 
nicht ebenso wie etwa ein partikuläres MiBverhältnis zwischen Waren- 
produktion und Nachfrage in einzelnen Branchen, durch den Mecha- 
nismus wirtschaftlicher Triebkräfte immer wieder kurrigierbar sein ? 
Sehr starke Kapitalverluste beim Warenabsatz zu Preisen, die die 
Kosten nicht mehr decken, müßte der Tendenz nach, sollte man 
meinen, zugleich mit dem Sinken des Gesamtprofits auch eine ent- 
sprechend verringerte Akkumulation zur Folge haben. Und warum 
sollte sich da nicht auf Basis einer gegen früher beträchtlich herab- 
gesetzten Profit- und Zinsrate, die für kleinkapitalistische Schichten 
Möglichkeit und Antrieb zu Ersparnissen und damit zur Akkumu- 
lation aufs äußerste herabsetzt, wiederum ein Gleichsewichtsver- 
hältnis von Warenproduktion und Warennachfrage herausbilden, 

bei dem die Vermehrung jener (der \Warenproduktion) mit der Zu- 
wachsrate der im kapitalistischen System erwerbstätigen, durch die- 
sen Erwerb kaufkräftigen Bevölkerung gleichen Schritt hält? Wollte 
Rosa Luxemburg ihre These, daß ein Kapitalismus ohne Möglich- 
keit der Expansion in vorderhand noch unkapitalistische Länder 
notwendig Bankerott macht, theoretisch fundieren, so hätte sie den 
Nachweis führen müssen, daß und warum für das kapitalistische 
System derartige Anpassungen an ein (bei Fortfall der Expansion) 
entsprechend verlangsamtes Wachstumstempo der \Varennachfrage 
nicht möglich sind? Und solch ein Nachweis, den sie nicht erbracht 
hat, wird sich überhaupt nicht in stringenter Weise führen lassen. 
Marx’ genialer Scharfsinn wäre, gäbe es solche Möglichkeit, daran 
wohl kaum vorbeigegangen. (Conrad Schmidt.) 
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Hansen, Johannes: Beiträge zur Geschichte des 
Getreidehandels und der Getreidepolitik Lü- 
becks. Veröffentlichungen zur Geschichte der Freien und Hanse- 
stadt Lübeck. Herausgegeben vom Staatsarchiv zu Lübeck. Bd. I. 
Heit xı. Lübeck, Max Schmidt, 1912. 

Die Schrift Hansens ergibt eigentlich ein negatives 
Resultat: de geringe Bedeutung des Lübecker 
Getreidehandels. Während andere norddeutsche Hanse- 
städte blühenden Getreidehandel treiben, bleibt Lübeck zurück. 
Schon im Mittelalter ist die Kornversorgung Europas weltwirtschaft- 
lich organisiert: die Kaufleute der Hansa versorgen mit dem Ge- 
treide der Ostsee nicht nur Rußland, Skandinavien und England, 
sondern führen es auch nach den Niederlanden, Spanien und Portu- 
gal. Wir sind über die Politik Hamburgs, Stettins und Danzigs durch 
die ausgezeichneten Untersuchungen Naud&s genau unterrichtet; 
Hansens Schrift will keine Ergänzung dieser Forschungen bieten, sie 
ist auf Archivforschungen aufgebaut, was man ihr nur allzusehr an- 
merkt, da es ihr an straffer Disponierung und der schärferen Heraus- 
arbeitung der großen Linien fehlt. 

Der Verfasser gibt uns zuerst eine knappe Geschichtedes 
lübischen Getreidehandels. Dieser war im Mittelalter 
nicht bedeutend, hatte Lübeck doch kein großes Hinterland; daher 
war der Gewinn am Getreidehandel recht gering, und die reichen 
Kaufleute hielten sich von ihm fern. Das 15. und 16. Jahrhundert 
ist erfüllt durch die Kämpfe mit den Holländern. Hansen meint, 
der Umstand, daß es Lübeck nicht gelang, den Getreidehandel in 
seine Hand zu bekommen, sei ein wichtiger wirtschaftlicher Grund 
für seinen Niedergang, eine Annahme, die mir nicht richtig erscheint, 
denn es war von vornherein nicht für diesen Handel prädestiniert. Die 
Holländer zeigen sich als die kapitalistischeren, sie 
versuchen die Stapelrechte in den Ostseehäfen zu umgehen, die Lü- 
becker ahmen das nach. Hansen hätte hier vielleicht näher unter- 
suchen können, weshalb sie trotzdem ihren Rivalen unterlagen. Auch 
übten sie eifrig die verpönte »Vorkäuferei«, wobei sie Adel und 
Bauern unterstützten. Eins der Hauptmittel lübischer Getreidepoli- 
tik waren die Zölle, die die Tendenz hatten, die Kornein- gegen 
die Kornausfuhr zu begünstigen. Ob bei der Einführung der ersten 
Zölle rein wirtschaftliche Gründe maßgebend waren, darüber be- 
lehrt uns Hansen nicht; ebensowenig, weshalb die Ausfuhrzölle 
mehr und mehr stiegen. Hier muß man wieder zwischen den Zeilen 
lesen. 

Das erklärt vielleicht die Lebensmittelpolitik, die in 
Lübeck nicht anders wie in anderen Städten war und sich vor allem 
durch ein beständiges Schwanken zwischen dem 
Konsumenten- und dm Exporteurinteresse kenn- 
zeichnete. So trieb man ı. städtische Vorratspolitik, 2. versuchte 
man eine Beeinflussung des Getreidehandels und 3. der kornverarbei- 
tenden Gewerbe auszuüben. Die Wut des Volkes über die Korn- 
wucherer mußte man auch hier durch zeitweilige Ausfuhr- 
verbote beschwichtigen, dazu kam die Versorgungspolitik: jeder 
Bürger sollte sich mit Korn versehen. Sehr treffend scheint mir der 
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Hinweis Hansens auf die Preisschwankungen: Teue- 
rungen im Westen veranlaßten im Osten Getreideaustuhr und Steigen 
der Preise. Das beweist, wie weltwirtschaftlich verilochten schon da- 
mals die einzelnen Volkswirtschaften waren, wie die Idee der Selbst- 
genügsamkeit gerade auf dem so wichtigen Gebiet der Lebensmittel- 
versorgung hatte überwunden werden müssen. ‘Und dann erscheint 
mir noch etwas bemerkenswert — was Hansen, auch Naudé 
m. W., übersieht — die Vorratspolitik war den Interes- 
sender wenigen Getreidekaufleute nicht zuwider. Denn 
woher sollten die Bürger ihr Getreide sonst beziehen als von ihnen, 
die bei dem geringen Hinterlande der Stadt auch Importeure waren ? 
Forderte doch, wie Hansen mitteilt, der Rat die Kaufleute bis- 
weilen auf, aus der Fremde Getreide zu holen. Er probierte bald dies, 
bald jenes Mittel und »drückte auch ein Auge zu bei Nichtbeachtung 
der Gesetze«. 


Der Kauf von Getreide zum Wiederverkauf 
war einSonderrecht der Kaufleute. Bis ins 17. Jahr- 
hundert gab es keine Kaufleute, die nur mit Getreide handelten, 
trotzdem der Großhandel nirgends soviel Freiheiten hatte wie in Lü- 
beck. Spricht das nicht deutlich dafür, wie unbedeutend der Korn- 
handel in Lübeck gewesen sein muß, was ich schon oben betonte? 
Lübeck muß, wenn auch widerwillig, dem kapitalistischen Geist, der 
vom Westen kommt, freie Balın gewähren, es kann sich gar nicht gegen 
die typisch kapitalistische Handelspolitik wehren, tut lieber dasselbe. 
»\on einer stetigen Politik .... war nicht die Rede« (S. 88). Wer 
saß denn im Rat? Die Antwort auf diese Frage vermisse ich 
sehr in Hansens Untersuchung. Scheinbar viele Großkautleute, 
weil die Politik der Stadt eher die Interessen der Großen 
als die der Bürger vertrat. 


Um seine Stellung zu wahren, erließ Lübeck scharfe Be- 
stimmungen gegen die Fremden, folste darın anderen 
Städten, aber keine Stadt war »ein so zäher Gegner der merchant 
adventurers« (S. 95) wie Lübeck, und doch mußte sie auch hier nach- 
geben, mußte die »Maschopei«, ebenso die Faktorei gestatten, die sich 
aber erst allmählich zum Kommissionshandel ausgestaltete. (Eine 
Identifizierung beider Begriffe, wie sie Hansen vornimmt, 


ıst deshalb nicht richtig.) 


Die Getreidehandelspolitik bildet kein Ruh- 
mesblatt in Lübecks Geschichte: das ist das Ergebnis der Lek- 
türe des Hansenschen Buches. Sein Ruhm lag auf anderen Gebieten. 
Wir sehen in Lübeck den Typus einer Stadtwirtschaft, in der die 
städtischen Interessen die einzig maßgebenden waren, so daß 
die Landwirtschaft dem Handel zu gehorchen hatte. 


Hansens Schrift hält sich streng an den Rahmen, in dem sie 
veröffentlicht wurde, wird daher vor allem in Lübeck allgemeinem 
Interesse begegnen. Ich glaube aber, eine solche Darstellung würde 
noch mehr gewinnen, wenn sie das Prinzipielle schärfer be- 
tonte; dann erhielte die Monographie Wert für einen größeren Kreis. 
Hansen gibt aber nur eine Schilderung, ohne die wirtschaft- 
lich bedeutenden Momente hervorzuheben oder den Hintergrund 
herauszuarbeiten. (Dr. Kurt Zielenziger.) 
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Philippovich, Nikolaus von: Das Leben und Wir- 
keneinesösterreichischenOffiziers. Wien (Gerold & 
Cie.) und Tübingen (J. C. B. Mohr) 1913. IX und 150 Seiten. 
Mit 15 farbigen Bildern und 17 Schwarzweißzeichnungen. M. 7.—. 

Unter den Biographien und Memoirenwerken der an der Entwick- 
lung des modernen Oesterreichs beteiligten Persönlichkeiten nimmt 
die eben in prächtiger Ausstattung erschienene Schilderung des 
Lebenslaufes des Feldmarschalleutnants von Philippovich eine wich- 
tige Stellung ein. Schon weil sie in bedeutsamer Weise unsere Kenntnis 
von der wenig glücklichen Metternichschen Balkanpolitik fördert, die 
ja eben jetzt wieder zu einer höchst aktuellen Bedeutung gelangt 
ist. Dreimal: 1828, 1837 und 1843 war Philippavich in schwierigen 
Missionen nach Serbiens Hauptstadt gesendet worden. Das erstemal 
galt es eine neue Postverbindung von Konstantinopel nach Wien 
über Belgrad einzurichten, das zweitemal die Beziehungen zwischen 
Oesterreich und Serbien, die infolge eines Zwistes des Fürsten Milosch 
mit dem österreichischen Konsul abgebrochen waren, wieder an- 
zuknüpfen. Das drittemal endlich hatte Philippovich nach der von 
aufständischen serbischen Oligarchen erzwungenen Abdankung des 
Fürsten Michael die österreichischen Interessen in Serbien zu ver- 
treten. 

Das war aber nicht eben leicht. Denn der Einfluß, den Ruß- 
land damals als Schutzmacht in Serbien ausübte, war so stark wie 
kaum je zuvor und wurde in einer für Oesterreich höchst ungünstigen 
Weise geltend gemacht. Trotzdem mußte Philippovich nach den ihm 
von Metternich zuteil gewordenen Instruktionen stets im Einverneh- 
men mit dem russischen Konsul vorgehen, weil Metternich jedem 
Konflikte mit Rußland ängstlich auswich, da ihm dessen Hilfe zur 
Durchsetzung des Legitimitätsprinzips und zur Niederwerfung der 
revolutionären Bewegungen in Westeuropa unentbehrlich erschien. 

Unter solchen Verhältnissen war es Philippovich naturgemäß 
nicht möglich, die Sympathien voll auszunützen, die Oesterreich dank 
seiner geographischen Lage, der innigen wirtschaftlichen Beziehungen 
und der »Rechtlichkeit« seiner Politik in Serbien immer noch hatte. 
Hörte man in Belgrad doch Aeußerungen, daß Serbien über kurz 
oder lang ein Teil des österreichischen Kaiserstaates würde werden 
müssen, da es für sich allein doch nicht bestehen könne und daß man 
sich daher lieber an den starken verläßlichen Nachbar halten solle, 
als an die entfernte, immer lästiger werdende russische »Schutz- 
macht«. Philippovich wies in seinen klaren, von tiefem Verständnis 
für die gegebene Lage, wie von kluger Voraussicht für die Zukunft 
zeugenden Berichten daher wiederholt auf all die Möglichkeiten hin, 
die sich aus einem energischen selbständigen Auftreten Oesterreichs 
in Belgrad boten. Allein Metternich opferte Oesterreichs Balkan- 
interessen seiner Legitimitätspolitik und so konnte Philippovich 
nur die verhältnismäßig kleinen, wenngleich an sich noch immer 
beträchtlichen Erfolge erringen, dieeben im Rahmen der ihm erteilten 
Instruktionen zu erzielen waren. 

Daß er zu Größerem berufen gewesen wäre, daß er auch die 
von ihm empfohlene aktive österreichische Balkanpolitik, die später 
Andrassy einleitete, in Belgrad wirksam hätte vertreten können, be- 
weist die Art und Weise, in der er allen diplomatischen und tech- 
nischen Widerständen zum Trotz an die Beseitigung der Schiffahrts- 
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hindernisse an der unteren Donau ging. Bald waren die heikel- 
sten Fragen gelöst und Oesterreichs Volkswirtschaft ein neuer, 
wichtiger Weg in den Orient eröffnet. Mit gleichem Geschick wahrte 
Philippovich später die Interessen Oesterreichs, als er 1848 mit der 
schwierigen Aufgabe betraut wurde, mit nur einer Division Infanterie 
Ruhe und Ordnung in der aufständischen Provinz Udine aufrecht zu 
erhalten. 

Dagegen war es ihm vom Schicksal leider auch bestimmt, an dem 
MißBgeschick beteiligt zu sein, das 1849 ohne seine Schuld, dank der 
zweideutigen unaufrichtigen Haltung der Wiener Regierung und der 
Nachlässigkeit des Banus Jellachich, das Rothsche-Korps im Kampfe 
mit den aufständischen Ungarn traf und zur Gefangennahme des 
ganzen Korps führte. Vergeblich waren die Warnungen gewesen, 
die Philippovich oft und vernehmlich genug hatte laut werden lassen. 
Sie waren mißachtet worden und schließlich wurde Roth und ihm 
durch nn der Untersuchung noch die Möglichkeit ge- 
nommen, sich zu rechtfertigen und die Oeffentlichkeit über den wahren 
Sachverhalt aufzuklären. 

So liefert die Schilderung des Lebenslaufes des Feldmarschall- 
leutnants von Philippovich wertvolle Beiträge zur Kenntnis des 
vormärzlichen Oesterreichs. Man sieht die Schwächen der Regie- 
rungspolitik, doch auch die Kräfte, die sich damals in Oesterreich rühr- 
ten, bereit, mit Tatkraft und Hingebung für das Vaterland zu wir- 
ken. Aus diesem Gesichtspunkte ist die Schrift eine patriotische 
im besten Sinne des Wortes. Hofrat von Philippovich, der sie in seiner 
ruhigen vornehmen Art mit feinem Gefühl für das Wesentliche schrieb, 
hat sich mit ihrer Veröffentlichung den Dank aller verdient, die 
auch in bösen Stunden den Glauben an Oesterreich nicht verloren 
haben. (J. B.) 


7. Bevölkerungswesen. 


Weber, Paul: Die Polen in Oberschlesien. Eine 
statistische Untersuchung. Mit einem Vorwort »Die Fehlerquellen 
in der Statistik der Nationalitäten« von Ludwig Bernhard. Berlin 
1914, J. Springer. XXIV und 72 S., 12 Tafeln. 

Webers Buch ist keine vollständige statistische Untersuchung 
über die Polen in Oberschlesien: sie beschränkt sich im wesentlichen 
ihre geographische Verteilung nach der Sprachenstatistik zu unter- 
suchen. Aber diese Untersuchung ist sorgfältig und nach mancherlei 
wichtigen Gesichtspunkten durchgeführt. Weber prüft namentlich 
die Verteilung der polnischen Bevölkerung im Zusammenhang fmit 
der Bodenart und der Verteilung des Grundbesitzes, auf die įGe- 
meindegrößenklassen und auf die Städte, Landgemeinden und Guts- 
bezirke. Das so gewonnene Bild ist lehrreich, besonders um den 
Bestand des oberschlesischen Polentums kennen zu lernen. Unsicher 
ist dagegen das Bild der Entwicklung, das Weber aus den Zählungen 
seit 1890 zu geben versucht. Weber selbst weist auf die Schwierig- 
keiten des Vergleichs hin, die darin liegen, daß die Zählungen nicht 
gleichartig erhoben sind. Aber er zieht doch aus seinen Zahlen- 
reihen Schlüsse auf die polnische »Abwanderung« aus Oberschlesien, 
die nicht zulässig sind — wie schon Bernhard im Vorwort kurz be- 
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merkt. Es ist eine landläufige, aus den Volkszählungen hergeleitete 
Vorstellung, daß das deutsche Element in Oberschlesien stark vor- 
dringe, das polnische trotz seines bekanntlich sehr hohen Geburten- 
überschusses nahezu still stehe. Es wurden im Regierungsbezirk 
Oppeln gezählt: | 


Deutsche Polen 
1905 757 200 I 158 805 
IQIO 884 045 I I6g 340 


Weber erklärt die geringe Zunahme der Polen als »Abwande- 
rung«, hauptsächlich nach dem rheinisch-westfälischen Bezirk. Daß 
dies unrichtig ist, lehrt ein Blick auf die Bewegung in dem räumlich 
sehr kleinen oberschlesischen Industriebezirk, in dem gezählt wurden: 


Deutsche Polen 
1905 281130 ` 489 093 
1910 379645 473 787 


Die Zusammensetzung der Bevölkerung dieses Bezirks hat sich 
in dem Jahrfünft 1905—ıgIo nicht wesentlich geändert. Es sind 
offenbar nur große Massen, die im Jahre 1905 als Polen gezählt 
sind oder gezählt sein würden, IgIo als Deutsche eingereiht. Und 
diese Zunahme der Deutschen im engeren Industriebezirk macht 
den weitaus größten Teil ihrer überhaupt 1905—IgIO festgestellten 
Zunahme aus. Ist eine solche wirklich vorhanden und vollends 
ein Vordringen auf Kosten des Polentums? Die \Webersche Unter- 
suchung gibt hierauf keine sichere Antwort. Man kann nur den 
Schluß ziehen, daß große Massen der oberschlesischen Polen ein 
festes Nationalgefühl noch nicht entwickelt haben und daß sie 
ihre Nationalität wechseln können, wenn sie sich aus den festen 
Verhältnissen ihres Heimatdorfes losgelöst haben. Die Nationalität 
der oberschlesischen Arbeiterbevölkerung ist zu einem großen Teil 
noch nicht endgültig bestimmt und es wird von der Organisation 
der Polen wie von der deutschen Organisation und der staat- 
lichen Politik abhängen, welcher Seite sie schließlich zufallen. 

Zu wünschen wäre es wohl gewesen, wenn Weber durch Einzel- 
untersuchung, durch einen Vergleich mit der Konfessionsstatistik 
usw. versucht hätte, die Bewegung genauer festzustellen. Auch 
hätte man gern Näheres über Zusammenhang der dichten Landbe- 
völkerung mit der Industrie gelesen, wohnt doch die Hauptmasse 
der Bevölkerung Oberschlesiens in den kleinen Gemeinden. Doch 
soll der Wert des tüchtigen Buchs mit diesen Bemerkungen nicht 
herabgesetzt sein. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient das Vorwort Bernhards 
über »die Fehlerquellen in der Statistik der Nationalitäten«, das 
diesen Fehlerquellen systematisch nachgeht. Bernhard berichtigt 
hierbei die Irrtümer über die Bewegung der Polen im Regierungs- 
bezirk Danzig, zu denen Mitscherlich in seinem Buch über die Aus- 
breitung der Polen in Preußen durch die wechselnde Kassubenzäh- 
lung gekommen ist. (Swart.) 
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8. Statistik. 


Forcher, Dr.jur. Hugo: Die statistische Methode 
als selbständige Wissenschaft. Eine Einführung 
in deren Fundamente und Grundzüge. Mit 60 Figuren. S. IV 
und 365. Leipzig IgI3. Verlag von Veit u. Co. M. 10.—, geb. 
M. 11.—. 

Während die statistische Methode in Anwendung auf die Natur- 
wissenschaften, besonders die Biologie, in den letzten zwei Jahr- 
zehnten zu einer vorher nicht geahnten Entwicklung gelangt ist, 
herrscht in der Gesellschaftsstatistik, sofern man von den grund- 
legenden, aber doch auch ganz isoliert dastehenden Untersuchungen 
von Lexis und einiger seiner Schüler absieht, ein geradezu trostloser 
Zustand. An Stelle der Theorie der Statistik ist die statistische 
Verfahrenstechnik getreten, die Materialsammlung ist in den 
Vordergrund des Interesses gerückt, ohne daß feste Prinzipien für 
die Durchforschung des schier unübersehbar werdenden Stoffes 
vorhanden wären. Die Ursache dieses Verfalls der theoretischen 
Statistik ist nicht schwer einzusehen, wenn man einen kurzen Blick 
auf die Entwicklung der biologischen Statistik wirft. Als nämlich 
die Biologie sich genötigt sah, die statistische Methode anzuwenden, 
konnte sıe als naturwissenschaftliche Disziplin sich mit den groben, 
empirischen Verfahren natürlich nicht begnügen und griff zum 
erprobten Mittel der exakten Naturwissenschaften — zur mathe- 
matischen Begründung und Vertiefung der Methode, und eröffnete 
dadurch der Forschung ganz neue Perspektiven. Es konnte auch 
gar nicht anders sein. Wie man die Statistik auch definieren wollte, 
muß man doch zugeben, daß sie es mit der Erforschung quantitativer 
Beziehungen zu tun hat und insofern hat sie sich der Mathematik als 
der Lehre von den Größenbeziehungen zu bedienen. Der Anwendung 
der Mathematik stehen aber die deutschen Statistiker im allgemeinen 
ganz ablehnend gegenüber, nur allmählich vollzieht sich auch 
hierin eine sehr bemerkenswerte Wandlung: es wird immer dringen- 
der das Bedürfnis empfunden, sich bei statistischen Untersuchungen 
auf die Mathematik, genauer auf die Wahrscheinlichkeitsrechnung 
zu stützen. Als ein erfreuliches Zeichen für die Erstarkung dieser 
Richtung erscheint das vorliegende Werk von Forcher. Das zeigt 
schon gleich der äußere Aufbau desselben. Es zerfällt in vier Ab- 
schnitte, von denen die beiden ersten gewissermaßen die Einlei- 
tung zu den zwei letzteren bilden, die der Statistik als solcher ge- 
widmet sind. Sie behandeln die Grundelemente der Differential- 
und Integralrechnung und die Hauptsätze der Wahrscheinlichkeits- 
theorierechnung. Nachdem der Verfasser auf diese Weise eine feste 
Basis für seine weiteren Darlegungen gewonnen hat, geht er ım dritten 
Abschnitt zu den — seiner Meinung nach — wichtigsten Problemen 
der Statistik, und zwar zur Darstellung der Methoden der theoretischen 
Bevölkerungs statistik über. Daß Forcher seiner eigentlichen 
Untersuchung eine mathematische Einleitung, die übrigens fast die 
Hälfte des Buches ausmacht, vorangeschickt hat, ist nur zu be- 
grüßen. Es wäre aber entschieden zweckmäßiger, die mathe- 
matischen Ausführungen, zumal der deutsche Nationalökonom in 
der Regel mathematisch doch nur sehr mangelhaft vorgebildet ist, 
auf ein Minimum zu beschränken. Wie das vortrefiliche Buch von 
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Yule: »Introduction to the Theory of statistics« zeigt, reichen 
auch ganz elementare Kenntnisse der Mathematik aus, um in die 
neuesten Ergebnisse der theoretischen Statistik eingeweiht zu wer- 
den, oder um ein deutsch geschriebenes Buch anzuführen, mit welch 
elementaren Mitteln versteht es der dänische Botaniker Johann- 
sen in seinen klassischen »Elementen der exakten Erblichkeits- 
lehre« den Leser mit dem wichtigsten Rüstzeug der modernen bio- 
logischen Statistik vertraut zu machen! Forchers mathematischer 
Apparat ist für den Nationalökonomen zu schwerfällig, 
was vom didaktischen Standpunkte umso bedenklicher erscheint, 
als der Verfasser den logischen Sinn mancher Sätze der Wahr- 
scheinlichkeitstheorie nicht mit genügender Schärfe aufdeckt, wie 
dies besonders bei der Darstellung des Bernoullischen Theorems 
auffällt. In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf die allzu 
dürftige Behandlung der Poissonschen Verallgemeinerung hinweisen, 
die doch die Grundlage der modernen Statistik bildet. Was nun 
den eigentlichen statistischen Teil des Buches betrifft, so befremdet 
es den Statistiker, daß Forcher nur die Bevölkerungsstatistik be- 
handelt, selbst zugegeben, daß die hier gewonnene Einsicht (vor 
allem die Lehre von den Gesamtheiten) für die Statistik überhaupt 
von großer Bedeutung ist. Die hervorragendsten Errungenschaften 
der theoretischen Statistik der neuesten Zeit, welche wir den Unter- 
suchungen Pearsons, Edgeworths’, Yule’s u. a. verdanken, werden 
ganz flüchtig berührt (S. 307, 308), ohne daß auch nur der Ver- 
such gemacht worden wäre, die Tragweite derselben darzutun. 
Die Korrelationstheorie, die doch auch für die Erforschung wirt- 
schaftlicher Erscheinungen von grundlegender Bedeutung ist, er- 
wähnt der Verfasser nur ganz kurz (S. 351), ohne auf deren Dar- 
stellung näher einzugehen. | 

Dieses Ignorieren der Fortschritte der biologischen Statistik 
hat sich schwer gerächt, indem sie dem Verfasser die Möglichkeit 
nahm, zu einer eindeutigen Charakteristik der statistischen Methode 
zu gelangen. Er kennzeichnet diese zunächst im Anschluß an 
Tschuprow — und zwar mit Recht — als Ergänzung der In- 
duktionsmethode. Er macht sich aber zugleich auch den Standpunkt 
von Lexis zu eigen, wonach »der InduktionsschlußB von den 
beobachteten Erscheinungen auf die nichtbeobachteten, der auf 
naturwissenschaftlichem Gebiet eine empirische Ge- 
wißheit erlangt«, »n dem unerschöpflichen Reichtum des 
menschlichen Lebens nur zu einem größeren oder geringeren 
Grad von Wahrscheinlichkeit« führt !) (S. 318, 319). 

Zwischen der Auffassung Tschuprows und der von Lexis liegt 
aber eine recht weite Kluft, wie es ja auch Tschuprow selbst mehr- 
mals hervorgehoben hat. Die Anwendung der statistischen Me- 
thode wird nicht durch das Objekt (die menschliche Gemein- 
schaft), sondern durch die Betrachtungsweise bedingt, 
sonst gäbe es keine statistische Mechanik«. 

Freilich befürwortet Forcher selbst die Anwendung der stati- 
stischen Methode in den Naturwissenschaften. Es schwebt ıhm 
aber doch stets nur die Statistik als sozialwissenschaftliche Hilfs- 
disziplin vor, sonst wäre seine Auffassung, die statistische Methode 
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hätte »nur auf dem Gebiete der Sterblichkeitsmessung eine spon- 
tane Entwicklung erfahren«, ganz unverständlich (S. 178, 329). 
Trotz dieser Anlehnung an die Gesellschaftsstatistik spricht der 
Verfasser — und darin stimmen wir ihm vollständig bei — der 
Statistik den Charakter einer selbständigen Wissenschaft ab (S. 357). 
Es ist aber durchaus irreführend, wenn er nichts destoweniger die 
statistische Methode »an und für sich« als eine selbständige 
Wissenschaft bezeichnet. Eine Methode kann doch stets 
nur ein Erkenntnismittel sein und ist der Wissenschaft, die 
den Erkenntnis zweck verkörpert, untergeordnet. Nicht minder 
miBverständlich scheint uns die Charakterisierung der statisti- 
schen Methode (ihrem Inhalte nach) als »Lehre von den sta- 
tistischen Maßzahlen«, doch würde es uns zu weit führen, 
wollten wir auch darauf näher eingehen. 

Indem wir aber auf eine Reihe von Lücken und Mängeln des 
Forcherschen Buches aufmerksam machen, möchten wir doch auch 
die Vorzüge desselben nicht unerwähnt lassen. Schon die sichere 
Beherrschung der mathematischen Hilfsmittel stellt eine Lei- 
stung und der systematisch durchgeführte Versuch, die Unent- 
behrlichkeit einer mathematischen Begründung der statistischen 
Methode nachzuweisen, ein großes Verdienst dar. 

(E. Altschul). 


9. Soziale Zustandsschilderungen. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Eliaschewiisch, Alexander: Die Bewegung zu- 
gunsten der kleinenlandwirtischaftlichen Gü- 
ter in England. München und Leipzig 1914 (Duncker und 
Humblot). IV u. 366 S. 

Bei aller Sympathie, welche ich dem Problem der inneren Kolo- 
nisation in England und dem Fleiße, welcher die Arbeit des Ver- 
fassers auszeichnet, entgegenbringe, kann ich nicht sagen, daß die- 
selbe in irgendwelcher Weise etwas Neues bietet. Sie ist eine sorg- 
same Zusammenstellung dessen, was eine überaus große Zahl wissen- 
schaftlicher Bearbeiter desselben Problems schon vor dem Verfasser 
gesagt haben. Der ganze historische Verlauf, der den Untergang des 
Kleinbetriebs im 18. Jahrhundert, die Wirkung der Einhegungen, 
der hohen Getreidepreise usw. umfaßt, die Entstehung der sozial- 
politischen Argumentation für den Kleinbetrieb und vieles andere 
dieses Teils mehr, ist schon von Hasbach und später von mir selbst 
sowie auch von Johnson eingehend geschildert worden; auf die 
Gegensätze der Auffassungen, z. B. zwischen mir und Hasbach in 
der Frage des Untergangs der Yeomanry, ist der Verfasser aber 
leider nicht eingegangen. Ebenso bietet der Abschnitt der Neuzeit, 
die Behandlung des Gesetzes von 1907 nach keiner Richtung etwas 
Neues: dennesist bekannt, daß die Entwicklungssphäre des Klein- 
betriebs aus vielen ökonomischen und gesellschaftlichen Ursachen 
beschränkt ist, daß sich der Kampf um »Kleinbetrieb« oder 
»kKleinbesitz« dreht, daß die ausführenden Behörden reorganı- 


270 Literatur-Anzeiger. 


siert werden müssen, wenn man die Gesetze durchführen 
will, daß die Ausbreitung des Genossenschaftswesens essentiell 
ist usw., während sehr bedauerlicherweise der Abschluß des erst jetzt 
erschienenen Buches (Juni 1914) schon in das Jahr 1913 fällt, also 
das große neue Programm Lloyd Georges, welches ich ın dieser Zeit- 
schrift zu behandeln versucht habe, überhaupt unberücksichtigt 
bleibt. Der Verfasser hat es sich nicht leicht gemacht; man merkt, 
daß er nicht andere zitiert, sondern alle in Frage kommenden Schrif- 
ten, Pamphlets, Berichte nochmals selbst durchgearbeitet hat; 
aber er hätte sich doch sagen müssen, daß diese Arbeit für den- 
jenigen, der etwas Neues sagen sollte, erst Vorarbeit ist. Ueber die 
allgemeinen Probleme der Betriebsentwicklung sind wir heute orien- 
tiert; wir haben gerade an der englischen Entwicklung gelernt, die 
einseitigen Anschauungen der alten Agrarschriftsteller und später 
der sozialistischen Schriftsteller mit ihrer Theorie vom ausschließ- 
lichen Großbetrieb zu überwinden. Auch die rein wirtschaftsge- 
schichtlichen Phänomene sind bekannt. Neue Einsatzpunkte liegen 
heute — vor zehn Jahren noch war das anders! — auf andern Blät- 
tern: einmal ın der Herausarbeitung einzelner, bisher vernach- 
lässigter Phänomene oder in der Sammlung neuen Materials für 
bereits allgemein bekannte Tatsachen (wie gerade den Untergang 
der Yeomanry, vgl. die neuen Quellen Johnsons) oder aber in der 
Hingabe zu einem mehr soziologischen Gesichtspunkt, d. h. in Unter- 
suchungen über die Bedeutung des kleinen Gutes entsprechend der 
verschiedenen, klassenmäßigen Eigenart des heutigen Kleinlandwirts. 
So übernimmt wohl der Verfasser auf S. 311—312 die von mir 
gemachten Anregungen, bei der Kolonisation der ökonomisch-sozio- 
logischen Psychologie des Kolonisten (ländliche oder urbane, bäuer- 
liche oder kommerzielle, proletarische oder bürgerliche Elemente!) 
Rechnung zu tragen, aber auch hier unterläßt er es, eigene, ins Detail 
gehende Untersuchungen, wie man sie freilich nur an Ort und Stelle 
vornehmen kann, anzustellen. 

Die Arbeit mag auf denjenigen, der in der Fachliteratur die- 
ses Gebiets nicht eingehend orientiert ist, einen bedeutsamen Ein- 
druck machen; derjenige, welcher diese Literatur kennt, wird, ohne 
an dem Fleiß und an den guten Vorsätzen des Verfassers zu zweifeln, 
nur ın der Hoffnung, daß er seine Kenntnisse zur Erlangung neuer 
Resultate weiterverwenden möge, einen Ersatz für die aufgewendete 
Mühe des Lesens mitnehmen. (Hermann Levy.) 


Wieth-Knudsen, Dr. sc. pol. H. A., Sektionschef im In- 
ternationalen Landwirtschaftsinstitut in Rom: Bauernfrage 
und Agrarreform in Rußland. Unter besonderer 
Berücksichtigung der nach dem Ukas vom g. November 1900 
und dem Gesetz vom 29. Mai IgıI eingeleiteten Auflösung des 
»Mirs« und Auseinandersetzung der bäuerlichen Landanteile. 
Leipzig 1913. Duncker u. Humblot VI und 260 S. 8 M. 

Seit einiger Zeit bekundet man in Westeuropa für Rußland 
überhaupt und für den gegenwärtigen Stand seiner Agrarfrage ım 
besonderen ein regeres Interesse. Auf dem letztgenannten Gebiete 
vollzieht sich seit 1905 eine völlige Umwälzung, welche durch den 
unmittelbaren Einfluß zweier Faktoren bedingt wird: einerseits 
durch die elementaren Bestrebungen der landbearbeitenden Klassen 
zum Ucbergang von den veralteten Wirtschaftsformen zu den voll- 
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ständigeren der intensiveren Agrikultur, andererseits durch die 
Agrarpolitik der Regierung, die die traditionellen Besitz- und Land- 
bearbeitungsverhältnisse zu brechen bestrebt ist. Eine objektive 
Untersuchung aller Einzelheiten und Eigentümlichkeiten dieser Um- 
wälzung, der Ursachen ihrer Entstehung und Entwicklung und der 
Rolle, welche die Regierung dabei spielt, steht eben noch in ihrem 
Anfangsstadium. Die Ermüdung und allgemeine Apathie, welche 
die russische Gesellschaft nach dem Zusammenbruch der Revolution 
ergriff, hat auch ihr Interesse für die Agrarfrage abgestumpft, und 
erst in allerletzter Zeit sind im Zusammenhang mit dem allgemeinen 
gesellschaftlichen Erwachen die ersten, verhältnismäßig kurzen Auf- 
sätze und Forschungen erschienen, welche die Lage der Dinge zu 
beleuchten versuchen. Der Regierung ist es jedoch gelungen, einige 
wissenschaftliche Kräfte in ihren Dienst zu werben, und nie hat sie 
eine so intensive literarische Tätigkeit, besonders auf dem Gebiete 
der Landregulierung und Auswanderung entfaltet, als in der Zeit 
nach der Revolution. 

Diese Werke werden auch hauptsächlich von den westeurc- 
päischen Autoren benutzt, und das obengenannte Werk Dr. Wieth- 
Knudsens bildet in dieser Hinsicht keine Ausnahme. Obwohl der 
Autor am Ende des Buches ein ziemlich ausführliches Verzeichnis 
der einschlägigen Literatur gibt, hat er dennoch zu seinem Text 
fast ausschließlich aus offiziellen Quellen geschöpft, nur in dem 
letzten — VII. — Kapitel bezieht er sich auf einige Aufsätze A. 
J- Tschuprows und teilweise Fürst Obolenski, jedoch nur als Veran- 
lassung zur Polemik mit den Gegnern der von der Regierung einge- 
leiteten Reformen !). Wir müssen allerdings bekennen, daß der 
Autor die offiziellen Quellen eingehend durchforscht hat, aber 
diese einseitige Beschränkung auf die offizielle Literatur hat seine 
Arbeit vom Anfang bis zu Ende in eine Apologie der »zweiten großen 
Reform« der russischen Regierung verwandelt. 

Am gründlichsten hat der Autor die Arbeiten des besten offi- 
ziellen Forschers, Herrn Koffod, und die Berichte der Landregu- 
lierungskommission studiert. Eines der wichtigsten — das IV. — 
Kapitel »Die neuen Agrarreformen« bildet stellenweise eine fast 
wörtliche Wiedergabe dieser Quellen. 

Dem Beispiele Herrn Koffods folgend, sieht Dr. Wieth-Knudsen 
ganz richtig den Schwerpunkt der Regierungstätigkeit nicht in der 
Zerstörung der Gemeinden, sondern in der Landregulierung, d. h. 
in »Auseinandersetzung und Verkoppelung des Nadiellandes«. »Die 
Einführung von Sondereigentum«, sagt er S. 89, »ohne sehr radikale 
Aenderungen im jetzigen Bodenverteilungssystem wäre sogar ein 
schicksalschwerer agrartechnisch-politischer Fehler, weil eine solche 
Maßnahme, wie die Agrargeschichte vieler anderer Länder uns lehrt, 
in hohem Grade einer vernünftigen Neuverteilung und Zusammen- 
legung der Parzellen hinderlich sein würde.« 

Wir persönlich sind auch der Ansicht, daß die Gemeinde gewisse 
Funktionen in der Landregulierung ausübte — ob gut oder schlecht, 
ist eine andere Frage — und die Regierung übernahm mit der Ver- 


1) Wir müssen bemerken, daß Prof. A. J. Tschuprow verschied, als die 
Agrarreformen sich noch im Anfangsstadium befarden und man ıhren Gang 
und ihre Resultate nur erraten konnte. 


272 Literatur-Änzeiger. 


nichtung der Gemeinde die Pflicht, anstatt der vernichteten neue 
vollständigere Formen der Landregulierung zu schaffen, welche 
imstande wären, eine feste Grundlage der landwirtschaftlichen Ent- 
wicklung RußBlands zu bilden. Daher hätte eine sorgfältige Analyse 
der tatsächlichen Gestaltung der Landregulierungsfrage 
und ihrer Resultate, soweit diese in der Gegenwart festgestellt sind, 
das Hauptobjekt der Forschung Dr. Wieth-Knudsens sein sollen. 
Aber für eine solche Aufgabe ist das offizielle Material ungenügend, 
da die Regierung in dieser Sache interessiert ist. Außerdem haben 
die offiziellen Ouellen bis jetzt keine genaue Beschreibung der Land- 
regulierungsreformen geboten, welche sie verbreitet, und wir — russi- 
schen Forscher stützen uns in diesem Fall nur auf einzelne statistische 
Untersuchungen der Semstwos, welche, wie bekannt sein dürfte, 
in methodologischer Hinsicht fast als die besten in ganz Europa 
gelten. Außer den Forschungen in den Gouvernements Nowgorod 
und Pleskau, wo die Form der Einzel- (Chutor-) Wirtschaften dank 
den günstigen natürlichen Bedingungen die beste Entwicklung 
erreicht hat, besitzen wir eine Reihe Monographien über die Re- 
gulierungsarbeiten in den Gouvernements Jekaterinoslaw, Ssamara 
Tambow, Moskau, Kasan, Kiew, Ssimbirsk (aus dem letzteren nur 
über die Mobilisation der bäuerlichen Landarbeiter). 

Diese Werke, sowie auch die im Verzeichnis angeführten, aber 
vom Autor augenscheinlich nicht benutzten Journal-Aufsätze, 
hätten ihn nicht nur über die positiven, sondern auch über die 
negativen Seiten des tatsächlichen Standes der Landregulierung 
aufgeklärt. Die Quellen der Regierung aber reden öfters davon, 
was sein sollte, in Wirklichkeit aber nicht vorhanden ist, 
und die ausländischen Autoren nehmen an, daß das Notwendige in 
Wirklichkeit existiert, was sich unter anderem deutlich in dem 
VI. Kapitel des Werkes von Dr. Wieth-Knudsen »Praktische Erfolge 
der durchgeführten Reformarbeiten« widerspiegelt. Es genügt 
darauf hinzuweisen, daß unsere »radikalste« Landregulierung im 
ganzen ungefähr 4 Rubel pro Desjatine kostet, während die Kosten 
der bescheidenen preußischen 24 Rubel betragen (Berechnungen 
des Herrn Koffod), um begreiflich zu machen, daß eine so billige 
Reform kaum technisch vollkommen sein kann. 

Unsere Landregulierung geht überhaupt durchaus nicht den 
regelrechten Gang. Der hauptsächlichste Mangel der Einteilung 
unserer Bauerhöfe besteht in der weiten Entfernung der einzelnen 
Ländereien — so liegt in großen Dörfern das entfernteste Ende 
des Feldes oft 5—10, manchmal sogar 20 Kilometer weit vom Hofe. 
Eine intensive Landbearbeitung, eine rationelle Düngung ist bei 
solchen Entfernungen unmöglich. Das einzige Mittel, diesem Uebel 
zu steuern, wäre eine Ansiedelung der Bauern in umliegen- 
den Gegenden. Aber alle Bauern in Einzelwirtschaften anzusiedeln 
erscheint auch unmöglich, weil es, wie der Autor selbst weiß, in dem 
südlichen landwirtschaftlichen Rußland wenig Gewässer gibt. Daher 
müßte die Landregulierung ihr Augenmerk vor allen Dingen darauf 
richten, die Bewohner der großen Dörfer in kleinen Dörfchen zu 
einigen zehn Höfen anzusiedeln. Die Ansiedelung müßte auf Grund- 
lage im voraus organisierter hydrotechnischer und Wegebauanlagen 
vor sich gehen. Die Regulierung hat aber ihre Aufmerksamkeit 
nicht auf die weite Entfernung der Landstücke, sondern auf die 
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Streuländereien konzentriert, die nur in einigen äußeren Fällen 
schädlich sind. Wo Einzelwirtschaften undurchführbar sind, ver- 
einigt die Regierung einzelne Landanteile einfach in eine oder mehrere 
ÖOtrubwirtschaften und läßt die Gesinde auf den früheren Plätzen, 
womit folglich dem Landmangel nicht abgeholtfen wird. Wie die 
Forschungen der Semstwos ergeben, werden in den meisten Gegen- 
den mehr als 90% landregulierte Anteile in Otrubwirtschaften 
vereinigt; durch Vererbung und Kauf werden im Laufe von Io bis 
20 Jahren die Otrubwirtschaften wieder zerstückelt und man ge- 
langt zu noch schlimmeren Streuländereien, d. h. die ganze Aus- 
gleichungsarbeit ist verloren. 

Im letzten Kapitel gibt der Autor zu, daß die Landregulierung 
sich nicht nur als hilflos erweist, sondern sogar den landarmen 
Bauern schadet, da sie sie der allgemeinen Weideplätze beraubt 
und sie mit vom Dorfe weit entfernt liegenden Ländereien versieht. 
In Rußland ist der größte Teil der Bauern landarm. Der Autor 
bezieht sich auf Stolypin, dessen Zweck es war, »einen unabhängigen, 
kräftigen Bauernstand als Stütze des ganzen Staatswesens zu schaf- 
fen« (S. 190). Das ist ein bemerkenswerter »Einsatz auf die Star- 
ken«. Wohin soll man aber den größeren, schwachen Teil des russi- 
schen Bauernstandes tun? Dr. Wieth-Knudsen spricht von der 
Uebersiedelung nach Sibirien: man kann jedoch nur bei Unkenntnis 
der Sachlage große Hoffnungen auf diese Uebersiedelungen setzen. 

Es ist notwendig zu bemerken, daß als Käufer der Eınzelwirt- 
schaften bei der Bauern-Agrarbank (wo es ihrer bedeutend mehr 
gibt als auf den Landanteilen) hauptsächlich die landarmen Bauern, 
welche infolge der Landregulierung vom Lande vertrieben werden, 
figurieren;; aber im verflossenen Jahre hat man ihrer zu vielen Tau- 
senden auch aus den Einzelwirtschaften vertrieben, da sie ihren 
Verpflichtungen nicht nachgekommen waren. 

Wir wollen der unbedeutenden Unrichtigkeiten und Fehler 
nicht erwähnen, deren es — der Wahrheit die Ehre — weniger gibt 
als man erwarten konnte. Man muß aber bemerken, daß das II. 
und zum Teil das III. Kapitel, welche der Geschichte der Bauern- 
frage bis zum Jahre r905 gewidmet sind, die Befreiungsreformen 
des Jahres 1860 und ihre Folge — die Verarmung des Bauernstandes 
am Ende des 19. Jahrhunderts — vollkommen unrichtig beleuchten. 
Der Autor ignoriert den Einfluß der »Abmessungen« von den Land- 
anteilen der Bauern und das System der »Gradation« der Loskaufs- 
zahlungen, dank welchen die den kleinsten Anteil Besitzenden die 
Maximal-Loskaufung zu zahlen hatten. Die unrichtige Schätzung 
der Reform ist augenscheinlich dem zuzuschreiben, daß der Autor 
mit den klassischen Werken Jansons, dem Material der Kommission 
Graf Walujews, Loszkys, der neuesten 6 bändigen Ausgabe »Große 
Reformen« nicht bekannt ist. 

Zum Schluß erlaube ich mir mein lebhaftestes Bedauern auszu- 
sprechen, daß Herr Dr. Wieth-Knudsen und auch andere, zweifellos 
gewissenhafte und maßgebende Forscher der russischen Agrarfrage 
in letzter Zeit in eine für uns Russen zu augenscheinliche Abhängig- 
keit von der offiziellen Literatur geraten sind und die ewige Regel 
»audiatur et altera pars« vergessen haben. 

(N. Oganowsky.) 
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11. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


Haeder, Dr.H: Die Preisbildung in der Maschi- 
nenindustrie. Wiesbaden, 1912. Otto Haeder. 84 S. 

Die Schrift gehört im wesentlichen unter die Reihe der »Kunst- 
lehren«.. Der Verfasser beschreibt bestehende Verhältnisse und gibt 
Anweisungen zur Selbstkostenberechnung. Der Kaufmann und kal- 
kulierende Ingenieur mögen die Schrift mit Interesse lesen, die wis- 
senschaftliche Ausbeute daraus ist jedoch sehr gering, und es ist be- 
dauerlich, daß der Verfasser seine Sachkenntnis nicht zu einer mehr 
vertieften Darstellung seines praktisch und theoretisch gleich wich- 
tigen Problems benutzt hat. 

Der Verfasser geht aus von den großen Preisunterschieden bei 
Maschinen und Maschinenteilen gleicher Gattung und Größe, wie sie 
überhaupt auf dem Markte, insbesondere aber bei Submissionen in 
Erscheinung treten. Er findet die Ursachen der Preisunterschiede 
vor allem in den verschiedenen Arten der Selbstkostenberechnung, 
durch die der Fabrikant unter Umstanden ein unzutreffendes Bild 
seiner eigenen Gestehungskosten erhält und somit zu einer falschen 
Offerte bestimmt wird. An einem Beispiel werden die Selbstkosten 
nach verschiedenen Methoden berechnet und an den dabei erhaltenen 
verschiedenen Resultaten der Einfluß der Kalkulationsart gezeigt. 
Im folgenden gibt dann der Verfasser Anweisungen zur »richtigen« 
Selbstkostenberechnung. Leider vertieft er das Problem nicht in 
volkswirtschaftlicher Hinsicht und verzichtet auch bei seinen Soll- 
bestimmungen auf allgemeine Gesichtspunkte oder eingehende Be- 
gründungen, so daß auch für die Privatwirtschaftslehre Rezepte, 
aber keine eigentlich wissenschaftlichen Ergebnisse herauskommen. 
Beispielsweise begnügt sich der Verfasser, eine Kalkulationsmethode 
einfach als falsch oder als üblich zu bezeichnen, ohne sie näher in ihrer 
Wirksamkeit zu beleuchten. Dies ist um so verwunderlicher, als er 
selbst die sehr berechtigte Forderung aufstellt, daß bei der Selbst- 
kostenberechnung die Teilunkosten für jede einzelne Produktions- 
phase, für jede einzelne Werkbank usw. genau festgestellt werden 
sollen an Stelle ungefährer Abschätzung der Gesamtkosten. Der 
Verfasser erwähnt ferner die sehr wichtigen Kosten für die technische 
Bearbeitung später nicht ausgeführter Projekte (abgelehnte Offerten), 
ohne die Höhe und Häufigkeit derartiger nutzloser Bearbeitungen zu 
untersuchen oder etwa die Häufigkeit der Wiederbenutzung von be- 
reits verwendeten Konstruktionszeichnungen zu erforschen. Er be- 
gnügt sich an anderer Stelle wieder mit der Konstatierung der schwie- 
rigen Lage der deutschen Maschinenindustrie, ohne das Wie und Wa- 
rum näher zu untersuchen. So bleibt beispielsweise das Problem 
der unwirtschaftlich gesteigerten Erfindungstätigkeit, der überhaste- 
ten Neukonstruktionen — um sich im Konkurrenzkampfe möglichst 
up to date zu zeigen — unerörtert. Auch die Gründertätigkeit der 
Maschinenindustrie, die sich Abnehmer schaffen will (von denen sie 
sich ohne Rücksicht auf deren weiteres Wohlergehen dann bald wie- 
der zurückzieht), wird nicht behandelt, obwohl auch hier wichtige 
Gesichtspunkte für die Preisgestaltung vorliegen; die Finanzierungs- 
tätigkeit der großen Unternehmungen der Elektroindustrie wird 
eben nur erwähnt. An sich sehr interessante Beispiele dafür, um 
wieviel billiger Spezialbetriebe oft arbeiten als normale, gemischte 
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Betriebe werden nicht weiter begründet und untersucht, obwohl sie 
durchaus nicht ohne weiteres verallgemeinert werden können. Auch 
das Submissionswesen, dem eine große Reihe von Beispielen gewid- 
met ist, wird nur ganz oberflächlich behandelt; ebenso das Kapitel 
über Händler, Vertreter, Zweigbureaus usw. — überall findet sich 
nur eine knappe, oft nicht einmal ganz ausreichende Beschreibung an 
sich bekannter Verhältnisse, und mehr oder minder empirische Soll- 
bestimmungen, jedoch keine eigentliche wissenschaftliche Verarbei- 
tung des reichhaltigen, angeführten Materials. Daneben enthält die 
Schrift eine große Anzahl interessanter Preisangaben, Tabellen und 
Beispiele zur Kasuistik des Submissionswesens. Diese Beispiele und 
Daten dürften insbesondere für den Neuling auf dem behandelten 
Gebiete von informatorischem Werte sein. 
(W. Kochmann.) 


Windorf, Dr. Hermann: Die Thüringische Por- 
zellanindustrie in Vergangenheit und Gegen- 
wart; eine historische, volkswirtschaftliche, statistische Studie. 
Leipzig 1912. Wilhelm Schunke. 107 S. Brosch. 3 Mk. 


Wie fast allen derartigen historischen Untersuchungen kommt 
auch der vorliegenden eine über die engere Aufgabe hinausgehende 
Bedeutung für die ökonomischen Wissenschaften nicht zu. Inner- 
halb des gesteckten Rahmens gewährt sie jedoch eine gute, durch 
reiches statistisches Material unterstützte Orientierung über die 
Verhältnisse und Lage der Thüringer Porzellanindustrie. — In dem 
allgemeinen Teil seiner Untersuchung behandelt der Verfasser die 
Entstehungsgeschichte der Industrie und den Einfluß der Stand- 
ortsfaktoren. Aus diesen beiden Momenten sucht er die Grund- 
lagen und Richtlinien der neueren Entwicklung abzuleiten. Als 
Ergänzung hierzu wird noch der Ausbau und die Bedeutung des 
thüringischen Eisenbahnnetzes erörtert. Der Verfasser bleibt bei 
der Behandlung dieser Fragen manchmal etwas an der Oberfläche; 
insbesondere ist seine Darstellung der älteren Rohstofflager unzu- 
reichend. Die weiteren Kapitel des allgemeinen Teiles schildern 
die wirtschaftliche Entwicklung und volkswirtschaftliche Bedeutung 
der thüringischen Porzellanindustrie im 18. und 1ọ. Jahrhundert 
und nach den Ergebnissen der jüngsten Statistiken. 


Das wertvollste der ganzen Studie ist der spezielle Teil, in dem 
der Verfasser zunächst die Betriebsorganisation der Fabriken am 
Beispiel einer Fabrik der Luxusbranche schildert. Daran schließt 
sich eine Untersuchung der Absatzverhältnisse nach Organisation, 
Absatzhöhe und Absatzländern und eine Skizzierung des Einflusses 
der Ausfuhr- und Zolltarife. Auch die Kartelle in der Porzellan- 
industrie werden kurz betrachtet. Ausführlicher und mit reichem 
statistischem Material versehen, werden die Aktiengesellschaften und 
die Arbeiterverhältnisse geschildert. Bei Erwähnung der letzteren 
sei insbesondere auf das Vordringen der Frauenarbeit sowie auf die 
ungünstige Morbidität und Mortalität hingewiesen. 


Einzelne für das Gesamtbild nicht unwichtige Fragen läßt der 
Verfasser unerörtert, wie z. B. die Verwertung des Bruches und 
Ausschusses. Auch die zur Erklärung der Preisunterschiede bei 
gleichartigen Fabriken äußerst wichtigen Arten der Selbstkosten- 


berechnung werden nicht ausreichend untersucht. 
18* 
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Ein nützlicher Anhang der Schrift ist eine umfassende Statistik 
der einschlägigen Aktiengesellschaften. (W. Kochmann.) 


ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 





ı3. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


14. Arbeiterschutz. 


Hansabund für Gewerbe, Handelund Industrie. 
Die freiwilligen sozialen Fürsorge-undWohl- 
fahrtseinrichtungen in Gewerbe, Handel und 
Industrie im Deutschen Reiche. Anläßlich des 
25 jährigen Regierungsjubiläums Seiner Majestät Wilhelms II., 
15. VI. 1913, herausgegeben vom Hansabund. Halle a. S. 1913. 
C. Marhold. X und 441 S. 

Zu der vielumstrittenen Frage der Wohlfahrtseinrichtungen, ins- 
besondere ihrer Einwirkungen auf die Stellung der Arbeiter ihrem 
Unternehmer gegenüber, bringt die umfangreiche Festschrift des 
Hansabundes keine neuen Gesichtspunkte, sondern nur (schwer ver- 
wertbares) Material. Das Geleitswort (eine offizielle Aeußerung des 
Hansabundes) bezeichnet als Zweck der Publikation zu zeigen, »daß 
die durch kaiserliche Initiative geschaffene gesetzliche Sozialpolitik, 
die den Zwang zum sozialen Schaffen dem Arbeitgeber von Gesetzes 
wegen auferlegt, ihn nicht, wie so oft in industrie- und gewerbefeindli- 
chen Darstellungen gesagt wird, mit Haß und Abneigung gegen diese 
sozialen Gedanken erfüllt hat, sondern im Gegenteil sein soziales Em- 
pfinden noch weiter angeregt hat, so daß neben der gesetzlichen Für- 
sorge auch die freiwillige inhohem Maße gewährt und gefördert wurde«. 
— Die Darstellung selbst rührt von dem Bibliothekar des Königlich 
Sächsischen Landesamtes, Peter Schmidt, in Dresden her, der 
seit langen Jahren die deutsche »Ehrentafel« herausgibt, die alle 
Stiftungen, Schenkungen und Einrichtungen privater Fürsorge ver- 
zeichnet. In diese Erhebungen sind jedoch nicht bloß die Stiftungen 
von Arbeitgebern, sondern auch anderer Personen und nicht nur 
für Arbeiter, sondern auch allgemeine Wohlfahrtsstiftungen einbe- 
zogen. Immerhin dürften die Wohlfahrtseinrichtungen den er- 
heblichsten Anteil hieran haben. — Die Vorbemerkungen, welche 
den Tabellen und Einzeldarstellungen vorangehen, zeigen u. a., daß 
viele Firmen die \Vohlfahrtseinrichtungen bedeutend nüchterner 
betrachten als der Autor, so, wenn eine Firma sagt, daß die Auf- 
wendungen für Wohlfahrtszwecke ein »Anlagekapital seien, das 
sich gut verzinse«, oder wenn der Verfasser beiläufig bemerkt, er 
habe nicht von allen Aktiengesellschaften die Beträge für Wohlfahrts- 
einrichtungen ermitteln können, weil sie vielfach unter »Geschäfts- 
unkosten« verbucht werden; oder wenn er sagt, daß die Segnungen 
der Wohlfahrtseinrichtungen nur als »Treuelohn« erworben werden 
können. — Das Werk enthält außer statistischen Tabellen, die je- 
doch auf Vollständigkeit keinen Anspruch erheben und außerdem 
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nicht lediglich Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen enthalten, Materia- 
lien über Wohlfahrtseinrichtungen einzelner Firmen, welche von den 
Betrieben selbst zur Verfügung gestellt wurden. Diese Darstellung 
der einzelnen Wohlfahrtseinrichtungen ist mehr als kursorisch, 
sie beschränkt sich meist auf die Aufzählung der Einrichtungen, 
ohne daß die Rechtsstellung der Arbeiterschaft in diesen erörtert 
wird; so kann die sozialpolitisch wichtigste Frage, welche Ein- 
wirkungen die Wohlfahrtseinrichtungen auf die Position der Arbeiter- 
schaft haben, aus diesen Darstellungen nicht erschlossen werden. 
Aber auch die materielle Bedeutung, die Höhe der 
Aufwendungen, ist unzureichend dargestellt. Müßte doch, um sie 
in ihrer Tragweite beurteilen zu können, mindestens immer auch 
die Lohnsumme und das Anlagekapital der Gesellschaften bekannt 
sein; die absoluten Ziffern geben hier — wie auch in der Sozial- 
versicherung — keinerlei Anhaltspunkte, insbesondere wenn 
man durch Addition von Ziffern aus mehreren Jahren oder Jahr- 
zehnten zu gigantischen Milliarden gelangt. Darum wäre auch, 
um die hier liegenden Probleme klarzustellen, die vom Bearbeiter 
und dem Hansabund angeregte amtliche Erhebung über 
den Umfang der Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen außerordentlich 
erwünscht; nur dürfte sie sich dann nicht lediglich auf die Fest- 
stellung von Ziffern in der Art, wie sie hier (übrigens in sehr dankens- 
werter Weise, weil ja detaillierte Nachweisungen an sich auch schon 
erwünscht sind) geboten werden, beschränken, sondern müßte zu- . 
gleich veranschaulichen, was die Wohlfahrtseinrichtungen im Kom- 
lex des Betriebs materiell für den Unternehmer bedeuten (welche 
elastung sie darstellen), was sie gegenüber den übrigen Produk- 
tionskosten bedeuten und welche Position der Arbeiter durch sie 
erhält. Aeußerungen sozialpolitisch gesinnter Unternehmer (auch 
die hier zitierte von Abbe, daß hohe Löhne und eine gute Rechts- 
lage die besten Wohlfahrtseinrichtungen seien) und mancher Ge- 
werbeinspektoren (z. B. Wörishöffer) deuten darauf hin, daß die 
Ergebnisse einer solchen amtlichen Erhebung sich nicht weit von 
den Resultaten entfernen würden, zu welchen das Buch von Günther 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik) gelangt ist; daran kann die 
wachsende Höhe der Aufwendungen nichts ändern, welche sich 
eben aus dem wachsenden Wirtschaftsleben und den Versuchen, 
die gelbe Bewegung in Deutschland einzubürgern, erklären. 


(—P-) 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Die Arbeiislosenunterstützung in Reich, Staat 
und Gemeinde. Denkschrift der Generalkommission der 
Gewerkschaften Deutschlands für die gesetzgebenden Körper- 
schaften des Reiches und der Bundesstaaten und für die Gemeinde- 
vertretungen. 2. Auflage. Berlin 1914. 

IgII brachten die Freien Gewerkschaften erstmals eine Denk- 
schrift über die Arbeitslosenversicherung heraus, die zur Unter- 
richtung der ihnen nahestehenden Politiker bestimmt war, aber 
auch in weiteren Kreisen viele Beachtung fand, da sie eine Menge 
von interessanten und beachtenswerten Angaben besonders eben 
über die gewerkschaftlichen Versicherungseinrichtungen enthielt. 
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Gerade in letzter Zeit nun ist unsere Kenntnis über Arbeitslosigkeit 
und Arbeitslosenversicherung in Deutschland wesentlich erweitert 
worden durch verschiedene Veröffentlichungen, von denen wohl 
zwei als die wichtigsten bezeichnet werden dürfen, nämlich erstens 
die Denkschrift zur Vorbereitung der Reichstagsverhandlungen vom 
Ende des Jahres 1913: »Statistisches Material zur Frage der Ar- 
beitslosigkeit, zusammengestellt im Reichsamt des Innern«, und zwei- 
tens das neue Heft der Schriften der Deutschen Gesellschaft zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit: »Der gegenwärtige Stand der Ar- 
beitslosenfürsorge und Arbeitslosenversicherung in Deutschland« 
(K. Heymann). Daneben enthält die zweite Auflage der Denkschrift 
der Generalkommission, die jetzt vorliegt, nicht viel Neues. Man 
hat sich in der Hauptsache darauf beschränkt, die Angaben von IgII 
zu wiederholen und in einigen Punkten durch jüngeres Material zu 
ergänzen. So ist der erste Abschnitt, der die »Denkschrift« selbst 
umfaßt, vollkommen unverändert geblieben; es wird da eine kurze 
Darstellung des auf dem Gebiet der Arbeitslosenversicherung — bis 
IQII — Erreichten und noch zu Erstrebenden gegeben, die für ganz 
nunterrichtete von einigem Wert sein mag. Manches bleibt da 
nach wie vor zu wünschen übrig, so wäre es namentlich verdienst- 
lich gewesen, wenn auch über die organisatorische Durchführung 
der Versicherung bei den Gewerkschaften, über die Kontrolle der 
unterstützten arbeitslosen Mitglieder usw. Einiges dargelegt worden 
wäre. Es läge auch im Interesse der Gewerkschaften selbst, über die 
inneren Einrichtungen etwas Licht zu verbreiten und manche Be- 
denken zu beseitigen. An die Denkschrift schließen sich umfang- 
reiche »Tabellen« an, die sehr dankenswert und in manchen Beziehungen 
lehrreich sind. Auch nur ihre Hauptergebnisse hier zusammenzu- 
stellen, ist nicht möglich. Jedenfalls aber beweisen die Ziffern auch 
für die letzten Jahre — seit 1909 — eine recht günstige Entwick- 
lung der freilich ja auch mit allem Nachdruck geförderten gewerk- 
schaftlichen Versicherungen; von 1903 bis IgI2 — so erfahren wir 
z. B. — wurden von den freien Gewerkschaften für die Arbeitslosen- 
unterstützung im weitesten Sinne (also auch für die Reise) rund 
58 Millionen M. aufgewandt, die Zahl der versicherten Mitglieder 
war 1903: 794 827 und die Ausgabe pro Kopf 1.60 M., dagegen waren 
IQI2: 2 530 390 Angehörige der Gewerkschaften versichert, die Aus- 
gabe pro Kopf war 3.53 M. Wenn man aber die Leistungen, nach 
der Höhe und der Dauer der Unterstützungen, genauer betrachtet, 
wird man behaupten müssen, daß die Hilfe trotz allen Eifers und 
trotz großer Opfer — von einigen besonders finanzkräftigen Verbän- 
den abgesehen — bisher kaum das Nötigste für die Sicherung der 
Existenz der angeschlossenen Arbeiter zu leisten vermag; die Ren- 
ten bedeuten nicht mehr als der Tropfen auf dem heißen Stein, so daß 
die heftige, unermüdliche Agitation für die Unterstützung der ge- 
werkschaftlichen Versicherung durch die öffentlichen Körperschaften 
wohl begreiflich erscheint. Endlich wird in einem dritten Teil »Anlagen« 
eine Zusammenstellung wichtiger Gesetze und städtischer Satzungen, 
die auf die Arbeitslosenversicherung Bezug haben, gewissermaßen 
als Anschauungsmaterial, geboten, ohne daß jedoch irgendwie Voll- 
ständigkeit beansprucht würde. 
Das Ziel, dem die Gewerkschaften entgegenarbeiten, ist also 
noch immer dasselbe: da die kapitalistische \Wirtschaftsordnung die 
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Konjunkturenschwankungen und damit die Arbeitslosigkeit mit sich 
bringe, so habe sie zum mindesten auch die Versorgung der Arbeits- 
losen zu übernehmen, und da sich bis jetzt von allen versuchten 
Versicherungseinrichtungen nur die der Gewerkschaften praktisch 
bewährt hätten, so sei es am zweckmäßigsten, eine Versicherung 
nach dem Genter System reichsgesetzlich zu schaffen, d. h. möglichst 
große Summen aus den Mitteln des Reichs, der Einzelstaaten und 
der Gemeinden »der freien Selbstversicherung« der Gewerkschaften 
zu überweisen. In der Denkschrift kommt aber jetzt doch schon, im 
Anschluß an die Resolution des Dresdener Gewerkschaftskongresses 
von IgII, der Gedanke zu einem gewissen Ausdruck, daß die ver- 
hältnismäßig beste Lösung des ganzen Problems nicht das Genter 
System, sondern der Anschluß der Versicherung an die »öffentlichen, 
gemeinnützigen und gebührenfreien Arbeitsnachweise unter pari- 
tätischer Leitung« bringen würde. Das Genter System wird — im 
Gegensatz zur Stuttgarter Resolution von Igo2 — Immer mehr zu 
einer bloß vorläufigen Auskunft, damit die ganze Sache nicht auf 
St. Nimmerlein vertagt wird. In der Tat sind die teils berechtigten, 
teils unberechtigten Einwände gegen das Genter System (s. auch 
Kumpmann, Die Reichsarbeitslosenversicherung, Tübingen 1913, $ 6) 
doch derart stark, daß sein überraschender Siegeszug schon jetzt ein 
wenig ins Stocken gekommen ist und daß eine Einführung vor allem 
durch die Einzelstaaten oder durch das Reich in Deutschland so gut 
wie ausgeschlossen scheint. Zum mindesten müßte man eine wirk- 
same Unterstützung der nicht organisierten Arbeiter zur Ergänzung 
der Zuschüsse an die Gewerkschaften sicherstellen, was bekanntlich 
bisher nicht gelungen ist. Die Gewerkschaften werden gut tun, wenn 
sie ihre Energie und ihre Mittel im Bunde mit den gemäßigten bürger- 
lichen Sozialreformern vor allem auf die Vertretung des Gedankens 
einer selbständigen Reichsarbeitslosenversicherung (in Verbindung 
mit den Arbeitsnachweisen) verwenden. (Karl Kumpmann.) 
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Report of the Board of Arbitration. In the matter 
of the controversy between the Eastern Railroads and the Brother- 
hood of Locomotive Engineers. 123 S. 

Im Jahre 1912 kam es zu gewichtigen Auseinandersetzungen 
zwischen den 52 Eisenbahnlinien im östlichen Amerika und ihrem 
Lokomotivenpersonal. Eine strikte Ablehnung aller Forderungen, 
die Lohn und sonstige Arbeitsbedingungen betrafen, hatte das 
grundsätzliche Bekenntnis zum Streik seitens 93,3%, des Personals 
zur Folge. Doch kam es dank den Bemühungen von Martin A. 
Knapp, Präsident des amerikanischen Handelsgerichts, und Charles 
P. Neill, Präsident des Arbeitsamts, zu erneuten Verhandlungen, 
über die der vorliegende Bericht handelt. Er stellt sich als eine 
eingehende Erhebung über die Lage des amerikanischen Loko- 
motivenpersonals dar und hat als solche bleibende Bedeutung. 

Bekanntlich sieht der sog. »Erdman-Act« Normen für die 
Beilegung gewerblicher Streitigkeiten im Gebiete der amerikanischen 
Eisenbahnen vor. Im Gegensatz zur Gesetzgebung des benach- 
barten Kanada hat er nur eine beschränkte Geltung erlangt; eine 
kürzlich im Bulletin des amerikanischen Arbeitsamts hierüber ver- 
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öffentlichte Statistik macht dies deutlich. Nun ist es besonders 
bezeichnend, daß im vorliegenden Falle, nachdem eine Einigung 
auch unter dem Vorsitz der genannten Männer nicht zustande ge- 
kommen war und man an Stelle der Vermittlung (mediation) zum 
Schiedsspruch (arbitration) schreiten mußte, dieser letztere zwar 
gutgeheißen wurde, aber unabhängig von den Vorschriften des 
Erdman-Acts vor sich gehen sollte und vor sich ging: »Ihe par- 
ties . . would not accept arbitration under the provisions of the 
Erdman-Act!« In höherem Maße noch als die geringe Anwendung 
in früheren Fällen zeigt dieser Umstand das Versagen der Gesetz- 
gebung, die tatsächlich — eben im Gegensatz zu Kanada — auf 
halbem Wege stehen geblieben und auch formell wenig entwickelt 
war. Für einschlägige Bemühungen, an denen es bekanntlich auch 
in Deutschland nicht fehlt, ist dies durchaus beachtenswert. 
(Adolf Günther.) 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Müffelmann, Dr. Leo: Die moderne Mittel- 
standsbewegung. (Aus Natur und Geisteswelt, 417. Bänd- 
chen.) Leipzig 1913. B. G. Teubner. 106 S. M. 1.25 geb. 

Der Verfasser versucht, in diesem Bändchen der Sammlung 
»Aus Natur und Geisteswelt« einen knappen Abriß der modernen 
Mittelstandsbewegung zu geben. Nacheinander erörtert er das 
Wesen der Mittelstandsbewegung, die Entwicklung und Bedeutung 
des Mittelstandes, sodann im einzelnen das Handwerk und den Klein- 
handel — hier jeweils die geschichtliche Entwicklung, die heutige 
Stellung (nebst den Forderungen an die Gesetzgebung) und die 
Organisationen —, den landwirtschaftlichen sowie den »neuen 
Mittelstand« und schließt seine Untersuchung mit einigen Ausfüh- 
rungen über die politische Mittelstandsbewegung (im Wesen: das 
Verhältnis der politischen Parteien zur Mittelstandsfrage) und die 
Zukunft der Mittelstandsbewegung ab. Die wesentlichen Tendenzen 
der Mittelstandsbewegung sind in den Ausführungen des Verf. ge- 
troffen, doch wird mancher Leser die Einstellung der Mittelstands- 
bewegung in die entscheidenden Züge der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung und in die soziale, nach Klassen gegliederte Struktur der 
Gesellschaft vermissen. Gerade in einer für weiteste Kreise bestimm- 
ten Darstellung wäre es wohl wichtig, sich nicht streng auf die isolierte 
Behandlung des Problems zu beschränken, sondern seine Bedeutung 
durch die Einstellung in die realen Zusammenhänge klarzustellen. 
Nur so könnte auch die Wandlung herausgearbeitet werden, welche 
der Sinn der Mittelstandsbewegung im Rahmen der staatlichen 
Sozialpolitik erfahren hat. (—p.) 


Verhandlungen des ständigen Arbeitsbeirates 
über den Entwurf eines Geselzes, betreffend 
die Regelung der Arbeitsverhältnisse in der 
Heimarbeit. Wien 1913. 4I6 S. 

Die vorliegende Publikation umfaßt die Verhandlungen des 

Arbeitsbeirates über den vom Handelsministerium im Jahre III 

ausgearbeiteten und den Fachbeiräten zur Begutachtung zugewiesenen 
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Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Regelung der Arbeitsverhält- 
nisse in der Heimarbeit der Kleider-, Schuh- und Wäschewarener- 
zeugung. Auf Grund umfangreicher Vorarbeiten kam der Arbeits- 
beirat zu einer Reihe von Beschlüssen, die in Form eines Gesetz- 
entwurfes und in mehreren Resolutionen niedergelegt sind. Da so- 
wohl in den Verhandlungen des Arbeitsbeirates als auch in den von 
demselben veranstalteten Enqueten ein wertvolles Material zutage 
gefördert wurde, sind die Berichte der Oeffentlichkeit übergeben. 

Der den ersten Beratungen zugrunde liegende Gesetzentwurf 
bedeutet in vieler Hinsicht bereits einen wesentlichen Fortschritt 
gegenüber den früheren aus den Jahren 1905/06, wenn er auch immer 
noch ein Kompromiß zwischen heimarbeitsfeindlichen Tendenzen 
und Schutzbestrebungen darstellt. Die Entwicklung läßt indeß die 
letzteren mehr und mehr in den Vordergrund treten. 

Der österreichische Gesetzentwurf enthält eine Reihe von Be- 
stimmungen sanitärer Art, die in mancher Hinsicht das deutsche 
Hausarbeitgesetz übertreffen. Kinder unter dem vollendeten 12. Le- 
bensjahre dürfen auch zu gelegentlichen Arbeiten nicht herangezogen 
werden. Es wird behördliche Listenführung angeordnet, ferner der 
Aushang von Lohnlisten und die Verabfolgung von Lohnbüchern. 

Die allgemeinenArbeiterschutzvorschriften 
erweckten auch bei den Unternehmern keinen starken Widerspruch. 
Dagegen wurde die Lohnfrage, die auch im Gesetz den breite- 
sten Raum einnimmt, langen scharfen Erörterungen unterzogen. Der 
erste Entwurf sieht paritätische Heimarbeitkommissionen vor, die 
durch Verordnung der politischen Landesbehörde verfügt werden 
und denen rechtsverbindliche Festsetzung von Arbeitsbedingungen, 
gewisse einigungsamtliche Befugnisse sowie gutachtliche Obliegen- 
heiten zufallen. Den etwa bestehenden Kollektivverträgen soll eine 
verstärkte Gültigkeit zukommen, indem ihre Bestimmungen vorbe- 
haltlich entgegenstehender Abmachungen der Parteien als Bestand- 
teil eines jeden individuellen Arbeitsvertrages zu gelten haben. Regeln 
die Parteien diese Verhältnisse in einer von den Bestimmungen des 
Tarifvertrages abweichenden Weise, so treten die Festsetzungen der 
Heimarbeitskommission in Kraft. 

Der Entwurf wurde in den die Lohnfrage betreffenden Teilen 
stark abgeändert. Ueber die Distrikts-Heimarbeitskommissionen soll 
eine Zentral-Heimarbeitkommission gesetzt werden, die die Be- 
schlüsse der ersteren zu prüfen hat und sich aus Vertretern der Di- 
strikts-Heimarbeitkommissionen zusammensetzt. Der Vorsitzende der 
Zentral-Heimarbeitkommission ist berechtigt, den Sitzungen der 
Distriktskommissionen mit beratender Stimme beizuwohnen. Die 
Zentralkommission hat die Beschlüsse der Distriktskommissionen zu 
prüfen, ihnen die Bestätigung zu erteilen und kann alle oder einzelne 
derselben abändern. Kommen überhaupt keine Beschlüsse zustande, 
so hat sie dieselben selbst aufzustellen. 

Erweitert wurden die Bestimmungen über die Kollektivverträge. 
Wenn diese als verbindliche Satzungen erklärt werden, so kann die 
Genehmigung seitens des Handelsministeriums nur dann versagt 
werden, wenn sie in gesetzwidriger Weise zustandegekommen sind 
oder gegen bestehende Gesetze verstoßen. 

Aeußerst interessant ist die Stellungnahme der verschiedenen 
Körperschaften und Einzelpersonen zur Lohnfrage. Sie von der Re- 
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gelung überhaupt auszuschließen, erschien der sozialpolitischen Sek- 
tion unannehmbar. Gewichtige Stimmen, beispielsweise die Wiener 
und Reichenberger Handelskammer und das Gremium der Wiener 
Kaufmannschaft lehnen die Idee einer Heimarbeitlohnkommission 
und einer verbindlichen Mindestlohnsatzung nicht von vornherein 
ab, fordern nur gewisse Einschränkungen. 

Die Vertreter des Kleingewerbes wiesen auf den Zusammen- 
hang zwischen Hungerlöhnen und Schleuderpreisen in der Kleider- 
erzeugung hin und betonten, daß das Kleingewerbe ein lebhaftes In- 
teresse an der Beseitigung der Hungerlöhne hat, welche die Voraus- 
setzung für die Schleuderpreise bilden. Ein anderer Vertreter der 
Industrie erklärte sich zwar als prinzipiellen Gegner des Minimal- 
lohnes, doch gestand er seine Berechtigung da zu, wo nachgewiesene 
Hungerlöhne bestehen, nur solle man nicht den Maximal- als Minimal- 
lohn festsetzen. 

Auch der Vertreter der Regierung stellte sich auf den Boden der 
staatlichen Lohnregelung, was ja natürlich ist, da es die Regierung 
selbst war, die, als erste auf dem europäischen Kontinent, den Ge- 
danken der staatlichen Lohnregelung für gewisse Heimarbeitszweige 
aufgegriffen hat. 

Die schärfsten Einwendungen gegen die Lohnfestsetzungen wur- 
den im Interesse der Exportindustrien gemacht. Doch wurde sowohl 
von Vertretern der Regierung wie der Arbeiter und der Industrie 
darauf hingewiesen, daß der Export nicht von den Löhnen abhänge, 
sondern in erster Linie von der Qualität der Erzeugnisse. Der Export 
von Konfektionswaren nach dem Orient, der in früheren Jahren 
über 20 Millionen Kronen ausgemacht habe, sei hauptsächlich infolge 
der schlechteren Qualität der Stoffe und der minder sorgfältigen 
Anfertigung verloren gegangen. Der Geschäftsleiter einer Wiener 
Produktivgenossenschaft, in der sich 120 Kürschnermeister in Wien 
vereinigt haben, betonte, daß die maßlose Ausbeutung und schlechte 
Entlohnung der Arbeiter durchaus keine unerläßliche Voraussetzung 
des Exportes sei. Daß durch eine Lohnerhöhung der Export leiden 
würde, erklärt er für absolut unrichtig; selbst Preissteigerungen von 
30—100% beim Pelzwerk hätten keinen Rückgang der Ausfuhr im 
Gefolge gehabt; im letzten Jahre seien sogar viel umfangreichere 
Bestellungen als je zuvor erfolgt. Der Arbeitersekretär Smitka 
fordert eine Unterscheidung zwischen den bloß für den Inlandsbedarf 
arbeitenden Industrien und den Exportindustrien. Die Arbeiter- 
schaft habe übrigens bei den mit den Konfektionären geführten Ver- 
handlungen bewiesen, daß sie die Exportfähigkeit der Industrie 
durchaus nicht aus den Augen verliere. 

Längere Erörterungen fanden über die Frage statt, wie die ein- 
zelnen Distriktskommissionen zu einheitlichem Vorgehen veranlaßt 
werden könnten. Das Ergebnis war die Einsetzung einer Zentral- 
kommission, welche eine Ausgleichung der Löhne für das ganze Reich 
herbeiführen sollte, entsprechend dem gesetzlichen Maximalarbeitstag 
für das ganze Reich, der doch in verschiedenen Industrien und Orten 
innerhalb des gesetzlichen Ausmaßes Verschiedenheiten zuläßt. Man 
war sich vollständig klar darüber, daß man zu wirklichen Ergebnissen 
nur durch eine Erfassung aller in Frage kommenden Gebiete gelangen 
könnte, da sonst die Heimarbeit leicht von einem Bezirk in den anderen 
überwandert. 
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Bei Besprechung der Kollektivverträge wies der Regierungsver- 
treter darauf hin, daß die Anpassung an die Verhältnisse der Industrie 
gewiß am besten durch den Tarifvertrag zu erzielen sei und trat auch 
aus rechtlichen Gründen für die auf die Kollektivverträge bezüglichen 
Bestimmungen ein. Die Erfahrungen, die man beim Handlungsge- 
hilfengesetz mit der Festsetzung der Tarifverträge gemacht habe, 
seien nicht nachteilig. Die Unternehmer wendeten sich ziemlich scharf 
gegen die Rechtsverbindlichkeit der Tarifverträge. Es sei nicht denk- 
bar, daß ein Kollektivvertrag, der an irgendeinem Orte von einer 
bestimmten Gruppe abgeschlossen wurde, für sämtliche Unternehmer 
des betreffenden Inden verbindlich wirken könne. 

Die Verhandlungen des Arbeitsbeirats, die in einem maßvollen, 
sachlichen Tone gehalten sind, haben viel zur Klärung der vorliegenden 
Fragen beigetragen und sind ein wertvolles und für sorgfältiges Stu- 
dium zu empfehlendes Material. (Käthe Gaebel.) 


ı8. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


Bellom, Maurice: La Prévoyance legale en 
faveur des employés. Paris 1913. 108 S. 

Die sozialpolitischen Probleme der Angestellten beginnen in 
Frankreich allmählich Interesse zu finden. Auch dieses Büchlein 
ist ein Symptom dafür. Es erörtert die Versicherungsgesetzgebung 
in Deutschland und Oesterreich und knüpft nach einem Vergleich 
beider Gesetze hieran einige Schlußfolgerungen. Der Verf. steht 
dem Gedanken der Versicherung sehr freundlich gegenüber und be- 
handelt das ganze Problem aus dem Gesichtspunkt der Mittel- 
standspolitik, die in den Privatangestellten ein neues Objekt erhalten 
habe. Namentlich pointiert er scharf den Unterschied gegenüber 
der Arbeiterversicherung und deren Zwecken. (—p.) 


ıg. Handel und Verkehr. 


Weissenbach, Placid, gew. Präsident der Generaldirektion 
der Schweiz. Bundesbahnen: Das Eisenbahnwesen der 
Schweiz. Erster Teil: Die Geschichte des Eisenbahnwesens. 
Orell Füssli, Zürich 1913. 

Die Entwicklung des schweizerischen Eisenbahnwesens bietet 
angesichts der durchaus eigenartigen staatlichen und verkehrspoli- 
tischen Verhältnisse des kleinen Landes auch für den Ausländer viel 
Interessantes. Leider fehlte es aber bisher an einem nicht zu sehr 
in die Einzelheiten gehenden und doch zuverlässigen Führer. Erst 
letzten Sommer ist diese Lücke — wenigstens für den historischen 
Teil — glücklich ausgefüllt worden, und zwar durch ein Werk aus 
berufenster Feder. Verf. ist der erste, langjährige Generaldirektor 
der schweizerischen Staatsbahnen. In markanten, scharfen Zügen 
charakterisiert er die wichtigsten Perioden der Entwicklung. Ohne 
das gemeinverständliche Werk mit allzu reichem Ziffernmaterial zu 
überladen, beleuchtet er in wenigen synthetischen Tabellen die finan- 
ziellen Ergebnisse des Bahnnetzes auf den wichtigsten Stufen seiner 
kämpfereichen Entwicklung. Auch auf die Vor- und Nachteile des 


284 Literatur-Anzeiger. 


Staatsbetriebes, auf die Verkehrspolitik der Eidgenossenschaft nach 
außen, auf den verkehrspolitischen Einfluß der Demokratie und des 
kantonalen Partikularismus wirft das Buch vielfach willkommenes 
Licht. 

Was dem Buch in wirtschaftlicher Hinsicht ganz besonderes 
Interesse verleiht, das sind — außer der seltenen Kompetenz des Verf. 
— die ganz einzigartigen politischen Verhältnisse, unter denen das 
schweizerische Eisenbahnnetz entstanden ist. Wenn es uns schon 
für Deutschland schwer fällt, uns von den ungeheuren politischen 
Schwierigkeiten des ersten Eisenbahnbaus heute ein klares Bild zu 
machen, so gilt das noch viel mehr für die in 22 Miniaturstaaten zer- 
stückelte Schweiz. Ohne die Bundesverfassung von 1848, die den 
bisherigen losen Staatenbund in einen immer noch hinlänglich dezentra- 
lisierten Bundesstaat verwandelte, wäre die Verallgemeinerung des 
neuen Verkehrsmittels sozusagen unmöglich gewesen. Und auch 
noch in den ersten 5 Jahren nach der politischen Reorganisation 
stieB es in der Rivalität der Kantone auf ein Hindernis, wie es sich 
kein Chinese hätte besser wünschen können. 

Bis 1855, als England schon I2 000 und die Ver. Staaten 20 000 
Kilometer Eisenbahn zählten, besaß die Schweiz nur die 28 Kilometer 
lange Strecke Zürich-Baden — das erste Teilstück einer verunglück- 
ten Linie Zürich-Basel, über deren Trace sich die drei interessierten 
Kantone nicht hatten einigen können. Von allen Schweizer Städten 
war erst Basel an das europäische Netz angeschlossen — und es hü- 
tete sich wohl, seine Verbündeten unüberlegt desselben Vorteils teil- 
haftig werden zu lassen. Schon als sich ganz Europa mit Schienen- 
wegen überzog, wollte Basel keinen anderen innerschweizerischen 
Anschluß, als den durch den Hauenstein dulden, so daß seiner Rivalın 
Zürich nichts anderes übrig blieb, als in Waldshut Anschluß an das 
badische Eisenbahnnetz zu suchen. 

Jedoch die ersten Versuche genügen, um die sonst so misoneistische 
Demokratie mit einem wahren Eisenbahntaumel zu erfüllen. Und in 
fünf Jahren, von 1855—60 arbeitet sich das kleine Land vom letzten 
zum ersten Rang unter den europäischen Verkehrsstaaten empor. 
Als Deutschland noch kaum II 000, Europa 51 900 Kilometer zählt, 
besitzt ihrer die Schweiz gegen tausend. Zürich und Bern wer- 
den dank ihrem verhältnismäßig abgerundeten Territorium zu den 
Hauptverkehrszentren und arbeiten sich von besseren Land- zu 
Mittelstädten empor. Schon 1865 besitzt die Schweiz ein in sich ab- 
geschlossenes, alle nennenswerten Zentren unter sich und mit dem 
Auslande verbindendes Netz von Talbahnen, dem nur noch der heiß 
ersehnte Anschluß an Italien fehlt. Die 1300 Kilometer bestehender 
Schienenwege werfen ihren Schöpfern eine nachher nicht wieder er- 
reichte Rendite ab. Die zwei größten Gesellschaften, »Nordostbahn« 
und »Centralbahn« arbeiten mit Betriebskoeffizienten von 40, die 
»Ver. Schweizerbahn« und die künftige » Jura-Simplon« mit solchen 
von 50%. 

Was Wunder, wenn überall das bisher nicht wieder verschwundene 
»Eisenbahnfieber« ausbricht? Zunächst nimmt zwar der Riesenbau 
der Gotthardbalın alle Kräfte des Landes in Anspruch. Die Voran- 
schlagssumme von 187 Millionen wird in kurzer Zeit als um 102 Mil- 
lionen zu niedrig erkannt. Allgemeine Entmutigung greift Platz. 
Niemand will für das fehlende Geld aufkommen. Das souveräne 
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Zürcher Volk lehnt 1878 eine Nachsubvention von 800 000 Franken 
ab. Bern geht seinen eigenen Projekten nach. Dem Bund fehlen die 
Mittel; Ost- und Westschweiz protestieren und gestatten schließlich 
eine Nachsubvention von 4 1, Millionen nur unter der Bedingung, daß 
sogleich eine solche auch für einen west- und ostschweizerischen Alpen- 
durchstich festgelegt werde. Schließlich gelingt es hauptsächlich 
dank dem Opfermut Italiens, wenigstens die Hauptstrecke Immensee- 
Pino sicherzustellen. Auf die Zufahrten von Zürich, Luzern und Lu- 
gano muß verzichtet werden. 

Kaum ist das Gotthardunternehmen sichergestellt, so beginnt 
überall die wildeste Eisenbahnspekulation. Oppositionelle Dema- 
gogen gründen das extravagante Projekt der sog. »Nationalbahn«, 
einer allen größeren Städten ausweichenden Längstransversale vom 
Bodensee zum Genfersee. Ueberall entspinnt sich die wildeste Kon- 
kurrenz. Die bestehenden Gesellschaften suchen ihren Rivalen 
zuvorzukommen und verpflichten sich zum Ausbau eines noch heute 
kaum gerechtfertigten dichtmaschigen Lokalbahnnetzes. Da bricht 
1876 die Krise aus. Die beiden führenden Gesellschaften müssen 
ihre 8- und 9°;igen Dividenden suspendieren. Die »Nationalbahn«, 
die 1875 die Konkurrenzlinie Konstanz-Winterthur-Baden-Zofingen 
eröffnet hatte, gerät in Konkurs und wird in der Versteigerung der 
Nordostbahn zuerteilt. Der weitere Ausbau des Netzes wird unter- 
brochen. 

Unterdessen beginnt die Agitation fürdie Verstaatlichung, 
die, wie man weiß, in der Schweiz besonders den Zweck verfolgte, die 
wichtigsten Talwege in eine Hand zusammenzufassen und der Ab- 
hängigkeit von fremden Aktionären ein Ende zu machen. Die anfäng- 
lich von einheimischen Interessenten gezeichneten Aktien waren größ- 
tenteils nach Paris ausgewandert, ihren Besitzern lag mehr an mög- 
lichst hoher Dividende als an Vorsorge für die Zukunft. Der Bund 
übernahm übrigens beim Rückkauf eine Reihe von schwerwiegenden 
Verpflichtungen, die ihn von allen anderen Staatsbahnverwaltungen 
der Erde unterscheiden. Die Staatsbahnen sollen keinem fiskalen 
Interesse dienen, alle Einnahmeüberschüsse im Interesse des Per- 
sonals und des Verkehrs selbst verwenden. Gegenüber privaten und 
kantonalen Konkurrenzprojekten soll das weıtherzigste Entgegen- 
kommen geübt werden. Diese Bestimmungen sind es, die zugleich 
den steigenden Betriebskoeffizienten der Staatsbahn und die beispiel- 
lose Teberproduktion an Privatbahnen seit Igoo erklären. Viele der 
neueren Linien leben fast ausschließlich auf Kosten des früheren Net- 
zes. So die Bodensee-Toggenburg-, die Weißenstein-, die Burgdorf- 
Thun- und Bern-Neuenburg-Bahn. Erst ihre vorwiegend ruinösen 
Resultate haben den Bund neuerdings zu einer etwas strengeren Kon- 
zessionspolitik veranlaßt. Der »Berner Älpenbahn«, die nach dem 
Urteil der Staatsbahnverwaltung selbst nur auf Kosten des alten 
Netzes soll leben können, begünstigte er durch eine vorteilhafte Ver- 
kehrsteilung ab Basel, durch einen neuen Juradurchstich und durch 
eine Subvention von 6 Millionen für einen zweigleisigen Haupttunnel. 

Was Wunder, wenn der Betriebskoeffizient des staatlichen Net- 
zes konstant über 70% bleibt? Wenn trotz der unverhofit günstigen 
Resultate der letzten zehn Jahre die Ausgaben im selben Maße stei- 
gen wie die Einnahmen? Wenn immer lauter der Ruf nach einer 
Erhöhung der Personentarife ertönt? Allein seit Igoo sind auf neue 
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Gebirgsbahnen annähernd 800 Millionen verwendet worden — ohne 
nennenswerte Verbesserungen im inneren Verkehr. 150 Millionen 
gingen von Igo3 bis IgII für die Konsolidierung des bestehenden 
Staatsbahnnetzes drauf, 76 Millionen für Bereicherung des Lokomo- 
tiven- und Waggonschatzes. Und noch heute sind drei 8 Kilometer 
lange Juratunnels, eine alpine Längstransversale und zahlreiche 
kleinere Linien im Bau, die das Gesamtnetz bald auf 5000 Kilometer 
bringen werden. Das Baukapital, das 1865 442 Millionen betragen 
hatte, nähert sich der zweiten Milliarde, und schon spricht man von 
weiteren 200 Millionen für einen Durchstich der Graubündner Alpen. 
(W. Eggenschwyler.) 


20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Steiner, FritzG.: Die Entwicklung des Mobil- 
bankwesens in Oesterreich. Von den Anfängen 
bis zur Krise von 1873. (Studien zur Sozialwirtschafts- 
und Verwaltungsgeschichte, herausgeg. von Dr. Karl Grünberg. 
VIII. Heft.) Wien 1913. 271 S. M. 6.50. 

Es ist nur ein kleiner Ausschnitt aus dem Wirtschaftsleben 
Oesterreichs und im Rahmen dieses Ausschnittes nur eine vergleichs- 
weise kurze Zeitspanne, der die vorliegende Schrift gewidmet ist; 
sie gehört nichtsdestoweniger zu den interessantesten neueren Stu- 
dien, welche die Literatur zur Wirtschaftsgeschichte Oesterreichs 
aufzuweisen hat. Die Entwicklung des Mobilbankenwesens reicht in 
keinem Staate weit über die Mitte des 19. Jahrhunderts zurück; in 
Oesterreich bildet der mit der politischen Revolution des Jahres 1848 
einsetzende wirtschaftliche Aufschwung ihren natürlichen Ausgangs- 
punkt. Eine scharfe Cäsur erhält diese Entwicklung durch die große 
Kreditrevolution des Jahres 1873, die eine sprunghafte stürmische, 
für uns heute kaum verständliche Anspannung allen Kredits zum 
jähen tragischen Abschlusse bringt. Mit der Darstellung dieser Krise 
schließt Steiner seine Schrift, die sich in ihren letzten Kapiteln zu 
einer Erörterung der mit dem »großen Krach« im Zusammenhange 
stehenden Ereignisse erweitert. Allein die Bedeutung der Arbeit 
liegt vielleicht weniger in der immerhin dankenswerten neuerlichen 
Erinnerung an diese schon wiederholt geschilderte Katastrophe als 
vielmehr in der sorgfältigen, auf mühsam zusammengetragenen Ma- 
terialien beruhenden Untersuchung der Anfänge des Mobilbankwesens 
und in dem Nachweise des innigen ideologischen Zusammenhangs, 
in welchem die ersten Gründungen, vor allem die Errichtung der 
Kreditanstalt für Handel und Gewerbe (1855) mit dem Pariser Credit 
mobilier, und insoferne auch mit den Lehren Saint-Simons und seiner 
Schüler stehen. Anderseits ist es von großem Interesse, an der Hand 
der Darstellung zu verfolgen, wie die wirtschaftliche Entwicklung 
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die Mobilbanken trotz ihrer immer erneuten Versuche, sich durch 
die Teilnahme an Spekulationsgeschäften einen beherrschenden Platz 
in der wirtschaftlichen Organisation zu sichern, immer von neuem 
von diesem Saint-Simonistischen Gedanken abdrängt und sie zur 
Beobachtung des Prinzips zwingt, »das reguläre Bankgeschäft in den 
Vordergrund ihres Bankbetriebs zu stellen«. Vielleicht mag man in 
der Schrift eines vermissen: eine breitere, plastischere Schilderung 
des allgemeinen Wirtschaftslebens jener Zeit, wodurch für die Be- 
schreibung der Tätigkeit der Banken erst der richtige Hintergrund 
gewonnen und ihr Einfluß auf die ökonomische Entwicklung erst 
seine richtige Charakterisierung erhalten würde. Allein es ıst schwer, 
dem jugendlichen Verfasser daraus einen Vorwurf zu machen; fehlt 
es doch allzusehr an Vorarbeiten, welche die Lösung dieser Aufgabe 
erleichtert hätten. (Karl Pribram.) 


23. Genossenschaftswesen. 


Vandervelde, Emile: Neutrale und sozialisti- 
sche Konsumgenossenschaftsbewegung. Autori- 
sierte Uebersetzung von Hanna Gernsheimer Hertz. 
Stuttgart 1914. 1. H. W. Dietz Nachf. 154 S. M. 1.—, geb. 
M. 1.50. 

Das Buch des bekannten Brüsseler Universitätsprofessors und 
Führers der belgischen Sozialdemokratie, dessen französische, bei 
Alcan, Paris IgI3, erschienene Originalausgabe Ref. bereits »Kon- 
sumgen.-Rundschau« 1913 S. 76 besprochen hat, enthält in der 
vorliegenden Uebersetzung als neue Zutat ein Vorwort von Vander- 
velde selbst. Er meint hier: Die Genossenschaft sei eine Waffe für 
das Proletariat; wenn auch die Stellung von Partei, Gewerkschaft 
und Genossenschaft in verschiedenen Ländern verschieden sein 
möge, der sozialistische Geist sei in ihr zu fördern. »Sozialistisch« 
ist ihm freilich für die Neuzeit sehr ausschließlich der in der sozial- 
demokratischen Partei vorwiegende Arbeiterproduzentengeist. 

Von diesem Gedankengange aus zeigt er im ersten Kapitel 
seines Buchs, daß die Genossenschaft zu Beginn bei Owen und den 
Webern von Rochdale sozialistisch gedacht sei, daß später die 
Produktivgenossenschaften in den Vordergrund getreten seien, daß 
dann die politische Partei allmählich beide Genossenschaftsarten 
abgewiesen habe, bis auf dem Kontinent wesentlich mittels der Grün- 
dung des »Vooruit« in Gent 1881 durch Anseele der Kontakt zwischen 
der genossenschaftlichen und der Arbeiterbewegung wiederherge- 
stellt wurde. 

Das zweite Kapitel zeigt sodann die Entwicklung der Genossen- 
schaften und die Beziehungen der Partei zu ihr in der Gegenwart 
in England, Frankreich und Deutschland bis zu dem sozialdemo- 
kratischen Kongreß von Kopenhagen und dem Hamburger Kongreß 
der Genossenschafter. Er schließt aus dieser Entwicklung, daß die 
Beziehungen zwischen der Genossenschaft und der Arbeiterbewegung 
immer enger würden, wie sogar der Neutralist Dr. Hans Müller 
anerkennen müsse. Aber er meint, daß dieser Neutralismus falsch 
sei, daß vielmehr die Genossenschaftsbewegung »klassenbewußt«, 
ein sdrittes Armeekorps im Klassenkampf« werden müsse. 
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Diesen Gedanken führt er im dritten Kapitel aus, welches die 
künftigen Beziehungen zwischen Genossenschaft und Sozialismus 
behandelt. Er sieht wohl ein, daß die Produktivgenossenschaften 
nur lebensfähig sind, wenn sie unter konsumgenossenschaftlicher 
Obhut stehen; aber er scheint nicht ganz zu begreifen, daß sie schon 
innerlich eine kapitalistische Willensrichtung enthalten müssen, 
wenn sie nicht durch die Verbraucher gestützt und gebändigt werden. 
Der wesentliche Grundgedanke ist ihm fremd, daß nur die allge- 
meinen Gebrauchergenossenschaften in sich sozialistisch sind und 
daß die Arbeiterinteressen der verschiedenen Kategorien immer 
und unter allen Umständen den Gebraucherinteressen untertan sein 
müssen, wenn nicht entweder Kapitalismus oder Anarchie einziehen 
soll. 

Betreffs der Konsumgenossenschaften steht Vandervelde frei- 
lich insofern auf dem Boden der Genossenschaftsbewegung, als er 
sozialdemokratische Antigenossenschafter wie Sorel und Cornelissen 
zurückweist. Aber er steht doch noch darin im Gegensatz zu den 
Vertretern der wirklich modernen Genossenschaft, daß er sie eben 
als ein bloßes Mittel zum Sozialismus und vor allem als ein »Mittel 
im Klassenkampf« speziell der Arbeiter ansieht. Die modernen 
Genossenschafter sehen dagegen in ihr erstlich kein bloßes Mittel 
zum Sozialismus, sondern den Sozialismus selbst. Wenn dieser 
auch dank der mangelhaften Reife der Bevölkerung, einschließlich 
der Arbeiter erst keimhaft entwickelt ist, er ist doch dem Wesen 
nach voll in ihr enthalten. Sie sehen zweitens, daß die Konsum- 
a unmöglich ein Mittel im Klassenkampfe sein kann. 

n ihr sind ja bereits heute keine Klassen im alten Sinne mehr 
vorhanden, weil alle Genossenschafter in ihr gleichberechtigt und 
alle Menschen berechtigt sind Mitglieder zu werden. Die wirklich 
sachkundigen sozialdemokratischen Genossenschafter denken deshalb 
auch gar nicht daran, die Genossenschaft dem Klassenkampfe dienst- 
bar zu machen. Sie wissen, daB sie ihnen persönlich selbst für 
diesen Klassenkampf gerade dann am nützlichsten sein kann, wenn 
sie nicht als Organisation in diesen Kampf hereingezerrt wird. Die 
Partei treibt Klassenkampf im heutigen System. Sie will wohl 
Sozialismus, aber sie ist kein Sozialismus, kann es nicht sein, 
höchstens Mittel dazu. In der Genossenschaft aber ist er verwirk- 
licht. Ein Ziel aber kann kein Mittel für dies Ziel sein, sondern nur 
vollkommener verwirklicht werden. 

Daß Vandervelde in dieser Hinsicht noch eine Anschauung 
haben kann, die über den Arbeiterproduzenteninteressen im 
heutigen System gerade die allgemeinen sozialistischen 
Interessen verkennt, das geht am deutlichsten aus einigen Sätzen 
S. 149 hervor. Er meint da u.a. »in den Konsumgenossenschaften 
seien doch« nicht die Produzenten mit den Konsumenten identisch 
und fragt, ob der von den Lohnarbeitern der Genossenschaft erzeugte 
und in Profit verwandelte Mehrwert nicht unrechtmäßigerweise von 
der Masse der Konsumenten »konfisziert« werde. 

Er scheint also in der Tat mit der vulgären, aber doch nur pseu- 
domarxistischen Anschauung behaftet zu sein, daß der Profit eines 
Unternehmens speziell durch dessen Arbeiter erzeugt sei und nicht 
durch die Gesamtarbeit derer, die innen wie außen dessen Güter 
produzieren helfen, und daß dieser Ertrag den Arbeitern indivi- 
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dualistisch zukommen müsse. Der Gewinn eines Geschäfts aber ist 
nach Kapital III A, S. 56 durchaus nicht »das Produkt der direkt in 
ihm beschäftigten Arbeiter«. Marx weiß sehr wohl, daß der Profit 
erst durch den Verkauf realisiert wird, wenn er auch die Konsequenz 
davon nicht gezogen hat. Diese Konsequenz ist, daß die Bevöl- 
kerung, in erster Linie die Arbeiterschaft durch gemeinschaftliche 
Realisierung in eigenem Kollektivladen mit leichter Mühe einen 
mächtigen Expropriationsfonds schaffen könnte, mit dem es eigene 
Betriebe, Boden, Wohnungen in Masse expropriieren und die Kapi- 
talmacht in Bälde lahm zu legen vermöchte. Diese Befreiung der 
Arbeiter als Konsumenten schlösse dann zunehmend auch die Be- 
freiung als Arbeiter als natürliches Ergebnis ein. Marx hat ja ein- 
mal selbst so etwas angedeutet, indem er II. S. 310 den trefflichen 
William Thompson als Gewährsmann heranzog. Aber er hat diesen 
Gedanken nicht mehr verfolgt. 

Daß diese Möglichkeit der »Expropriation des Kapitals« heute 
noch nicht vorhanden ist, daran ist freilich in erster Linie die Divi- 
dendensucht schuld, die Vandervelde mit Recht tadelt. Sie besteht 
indes ebenso bei den sozialdemokratischen Vereinen Belgiens wie 
bei den neutralen der anderen Länder. Aber wenn die Dividende 
nur deshalb verkürzt würde, um die vorläufig wenigen Genossen- 
schaftsarbeiter das expropriieren zu lassen, was die Gesamtheit 
der Konsumenten realisiert hat, so käme man aus dem Regen in 
die Traufe. Die Genossenschaftsbetriebe würden dann bald lahmen, 
ja zugrunde gehen, und die Arbeiter lägen auf dem Pflaster. Nur 
als Kunden, nicht als Arbeiter realisieren die Arbeiter hier die Werte 
und stellen sich als Arbeiter an. Die Arbeiter haben nur Anspruch 
auf einen guten Kapitalbetrieben entsprechenden Lohn. 

Aber die von der Arbeitereigenschaft ausgehende, die realen 
Zusammenhänge auf den Kopf stellende Anschauung von der Priori- 
tät der Arbeiterklasseninteressen beherrscht Vanderveldes Gedanken 
noch fast völlig. Deshalb kann er auch am Schluß die »Umwand- 
lung der Lohnarbeit in Genossenschaftsarbeit« als das grundlegende 
Ziel ansehen. Aber nicht die in Frankreich schlagwörtliche »abolition 
du salariat«, sondern die gemeinwirtschaftliche Güterbeschaffung 
als solche, die direkte oder indirekte Produktion für den organisier- 
ten Gebrauch, statt der Produktion für die sich bekämpfenden 
Kapitalmächte und für die Selbstverwertung des Kapitals, das ist 
der springende Punkt für die Befreiung der Arbeiter selbst. Wie 
der Handel im Mittelalter der Produktion für den Handel voraus- 
ging und zugrunde lag, so muß auch heute die gemeinschaftliche (d.h. 
sozialistische) Güterbeschaffung der Produktion hierfür grundlegend 
vorausgehen. Das noch allzu einseitige, vom Kapitalismus erzeugte 
Arbeiterklassenbewußtsein auch eines zweifellos so bedeutenden 
Mannes, wie Vandervelde ist, dürfte da seinem Sozialismus und 
seinem Marxismus, ja dem eigensten Arbeiterklasseninteresse doch 
noch etliche wissenschaftlich wie praktisch recht bedenkliche Streiche 
spielen. (F. Staudinger.) 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. ı. 19 
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25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Die Betätigung der deutschen Stadigemeinden 
auf dem Gebiete des Realkredits. (Mitteilungen des 
Statistischen Amtes der Stadt München. Band XXIV, Heft 3. 
München. J. Lindauersche Universitätsbuchhandlung.) 

Die städtische Wohnungsfrage ist in letzter Linie eine Frage 
des Kredits, denn eine Besserung der Wohnungsverhältnisse ist ohne 
Aufwendung von Kapitalien zum Häuserbau nicht möglich und es 
ist daher die Kapitalzufuhr auf dem Wege des Hypothekenkredits 
eine absolute Notwendigkeit. 

Eine Betätigung der deutschen Stadtgemeinden auf dem Ge- 
biete des Realkredits ist aus doppelter Motivierung heraus gerecht- 
fertigt, einmal weil die gegenwärtig im großen und ganzen noch wenig 
gemilderte Wohnungsnot eine Abhilfe durch gemeindliche Fürsorge 
dringend erheischt und sodann, weil hierzu, wie es im Jahre 1913 der 
Fall war, noch die Hypothekennot an sich tritt. Diese hat mit sozialen 
Problemen nichts zu tun, sondern resultiert lediglich aus der momen- 
tanen Lage des Kapitalmarktes und äußert sich in einem überaus 
starken Rückgange des Angebots an Hypothekenkapital. 

Eine große Anzahl deutscher Stadtgemeinden hat sich durch 
diese Verhältnisse veranlaßt gesehen, unterstützend einzugreifen. Es 
hat das jede Stadt natürlich unter Berücksichtigung ihrer eigenen 
lokalen Bedürfnisse getan, und so ist denn eine Mannigfaltigkeit der 
Formen entstanden, die einen generellen Ueberblick sehr erschwert. 
Man hat schon mehrmals versucht, auf statistischem Wege eine ge- 
wisse Einheitlichkeit in den Erscheinungen festzustellen, bis jetzt 
aber ohne Erfolg, weil jede Stadt nur die ihr eigenen Verhältnisse 
ins Auge fassen kann, und diese bei ihrer Verschiedenartigkeit in- 
dividuelle Berücksichtigung fordern. Man denke an die Unterschiede 
von Rentnerstädten, Militär- und Beamtenstädten, Industriestädten 
usw. 

Eine statistische Feststellung der Betätigung der deutschen 
Stadtgemeinden auf dem Gebiete des Realkredits kann also nur eine 
vergleichende Uebersicht gewähren und auch als solche muß sie manche 
Einschränkung gelten lassen, weil die einzelnen Stadtverwaltungen 
in verschiedenem Maße geneigt und bereit sind, die Anfragen mit 
der wünschenswerten Vollständigkeit zu beantworten. Ein noch so 
gut ausgefüllter Fragebogen nützt da oft nichts, wenn Arbeitsüber- 
häufung die maßgebenden Referenten an eigener Erledigung solcher 
Anfragen hindert und der mit der Beantwortung beauftragte Magi- 
stratssekretär mit mehr oder weniger schlechter Laune die Eın- 
tragungen in den Fragebogen vornimmt. Das Entscheidende in den 
betreffenden kommunalen Einrichtungen läßt sich meist gar nicht, 
seiner komplizierten Natur halber, in wenige Fragen und Tabellen 
zusammenpressen. 

Man sieht die recht großen Schwierigkeiten, die mit obigem 
angedeutet werden sollten, auch der umfassenden Erhebung an, die 
das Statistische Amt der Stadt München vor einigen Monaten unter 
dem Titel: »Die Wirksamkeit der deutschen Stadtgemeinden auf 
dem Gebiete des Realkredits« publiziert hat. Die Zusammenstellung 
dürfte die inhaltlich vollständigste sein, die bis jetzt über das Thema 
erschienen ist, sie ist ungemein reichhaltig in ihren Einzelangaben 
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und zeichnet sich, soweit es bei einem so komplizierten Thema mög- 
lich ist, durch große Uebersichtlichkeit aus. Eine Gruppierung der 
Einzeltatsachen, insbesondere der Formen, in denen die Betätigung 
sich vollzieht, ist, wie schon ausgeführt, recht schwierig. Es sind 
alle Typen in mannigfachsten Leebergangsstufen, vom Pfandbrief- 
institut bis zur Bereitstellung eines bescheidenen »Hvpothekentonds« 
— manchmal »ut aliquid fecisse vıdeatur« — vertreten. 

Die grundsätzlich wichtige Frage, inwieweit die Stadtgemeinden 
berufen sind, an der Frage des Realkreditproblems überhaupt mitzu- 
arbeiten, wird durch eine Enquete über den Umfang der bisherigen 
Betätigung natürlich nicht entschieden. Es sind bis vor kurzem 
Stimmen laut geworden, die den Kommunen überhaupt die Führung 
in der Organisation des Realkredits zuweisen wollten. Gegen diese 
Forderung bedeutet die tatsächliche Betätigung der Stadtgemeinden, 
wie sie in der Enquete zutage tritt, nur einen Tropfen auf einen heißen 
Stein. Das Extrem dieser Auffassung trat bei denen zutage, die un- 
nn Ausbreitung des Pfandbriefsvstems für den städtischen 

ealkredit forderten. Das System der Pfandbriefdarlehen’paßt für den 
nicht vermehrbaren, landwirtschaftlich benützten Grund und Boden, 
nicht für den beliebig vermehrbaren Häuserbau. Eine Ueberschwem- 
mung des Kapitalmarktes mit kommunalen Piandbriefen würde zer- 
störend auf den ganzen Realkredit wırken. Man würde mit solchen 
Anschauungen wieder in alte, längst begrabene volkswirtschaitliche 
Theorien hineinkommen, die im Kredit selbst Kapital sahen. Es 
kann nicht mehr Kredit gegeben werden, als freies Kapital in des 
Volkswirtschaft vorhanden ist. 

Unsere Organisation des Realkredits in genossenschaftlichen, 
Staatlichen und provinziellen sowie in privaten Banken mit Er- 
werbscharakter ist so differenziert, daß jede Nuance des Kapital- 
bedarfs eigentlich ihre Befriedigung finden müßte, sofern genügendes 
Kapital überhaupt vorhanden ist. Wenn die Kreditorganisation 
trotzdem versagt, dann liegt das zunächst daran, daß aus allgemei- 
nen, in der Volkswirtschaft liegenden Gründen nicht Kapital genug 
vorhanden ist, sodann aber, daß eben in der Jetztzeit durch die 
sozialen Probleme des Städtebaus und des Wohnungswesens dif- 
ferenzierte Bedürfnisse zutage getreten sind, zu denen die bisherige 
Organisation noch nicht hat Stellung nehmen können. Hier liegt 
der eigentliche Kern des Problems und eine große, bedeutsame 
Aufgabe der Stadtgemeinden für die Zukunft. Nicht durch Ver- 
mehrung der Kreditinstitute kann neues Kapital geschaffen werden, 
sondern die Schwierigkeiten müssen behoben werden durch eine 
Anpassung der Realkreditorganisation an die Bedürfnisse der Gegen- 
wart, durch eine Weiterbildung ihrer Formen auf Grund der bisher 
geschaffenen. 

Bezüglich der zweiten Hypothek ist zu bemerken, daß sie sich 
überhaupt nicht oder so gut wie gar nicht zur bankmäßigen Organi- 
sation eignet und daß alle Versuche, die mit einer Mobilisierung der 
zweiten Hypotheken gemacht werden, scheitern müssen, es sei denn, 
daß wir auf Jahrzehnte hinaus noch dieselben guten Jahre steigen- 
den Wohlstandes, ungetrübten Friedens und ständiger Zunahme der 
Bodenwerte haben. Jede Krisis nach dieser Richtung wird eine 
öffentliche Organisation auf das schwerste erschüttern, zumal wenn 
keine Verteilung des Risikos stattfindet, und gerade hier begegnet 
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die Mitwirkung der Stadtgemeinden den größten Bedenken. Die 
poar hunderttausend Mark, oder selbst wenn es eine oder zwei Mil- 
ionen sind, die eine Stadt für zweite Hypotheken zur Verfügung 
stellt, können auf die Dauer keine Abhilfe bringen, sie sind nur als 
augenblickliche Notstandsabhilfe anzusehen. Es handelt sich aber 
immer um Zugang an neuen Häusern, neuen Wohnungen, und 
hierfür wäre eine dauernde Kreditorganisation notwendig. Einige 
Städte haben denn auch Pfandbriefinstitute in das Leben gerufen. 
Es hat sich einstweilen gezeigt, daß sie eine Besserung nicht gebracht 
haben. Sie arbeiten selbstverständlich teurer und schwerfälliger und 
es ist auch nicht zu erwarten, daß die im bureaukratischen System 
liegenden Schwierigkeiten mit der Zeit behoben werden können. 
Die Aufgaben, die den Städten hier erwachsen, liegen auf anderem 
Gebiete, in einer verständigen Siedlungspolitik, vor allem in genügen- 
dem und rechtzeitigem, von großzügigen Gesichtspunkten aus er- 
folgenden und nicht durch engherzigen Fiskalismus eingeschränkten 
Ausbau der Verkehrsmittel und sonstigen kommunalpolitischen Maß- 
nahmen. Von ganz wesentlicher Bedeutung aber wird es sein, daß 
die vorhandenen Kreditorganisationen den Problemen größere Auf- 
merksamkeit zuwenden, daß sie sich zu festen Beschlüssen hinsicht- 
lich der Beleihung von Kleinhäusern und Kleinwohnungsbauten 
einigen und dieser Forderung von ihrer Seite aus möglichst zu ent- 
sprechen willens und geneigt sind. Eine verständnisvolle Förderung 
durch die Stadtgemeinden, wie durch Verhandlungen und bindende 
Abmachungen, liegt durchaus im Rahmen der Möglichkeit, es kommt 
nur auf den guten Willen an. Die Verwüstungen in ästhetischer, 
hygienischer und sittlicher Hinsicht, die durch das ungesunde Bau- 
spekulantentum in unseren Großstädten im kapitalistischen Ma- 
schinenzeitalter angerichtet worden sind, müssen durch zielbewußte 
energische Abschneidung der Kreditzufuhr an die »Interessenten« 
dieser Art bekämpft und ausgerottet werden, und hier liegt eine 
große, bedeutungsvolle Aufgabe für die deutschen Stadtgemeinden. 
Den Kreditanstalten erwächst die Aufgabe, ihre Kreditzuiuhr so zu 
regeln, daß die berechtigten sozialen Anforderungen ihr Genüge 
finden; wenn die Stadtgemeinden dieses Ziel durch die von ihnen 
geschaffene Konkurrenz der Kreditanstalten zu erreichen versuchen, 
dann entsteht die Gefahr, daß die letzteren sich ihrer sozialen Ver- 
pflichtungen ledig wähnen und ihre Beleihungstätigkeit nur von Rück- 
sichten des Erwerbs leiten lassen. Nicht gegen die Kreditinstitute, 
sondern mit ihnen sollen die Städte das große Werk der Verbesserung 
der Wolhnungsverhältnisse der breiten Massen zu erreichen bestrebt 
sein. 
| In der neuesten Zeit haben zwei große deutsche Stadtgemeinden 
den hier angedeuteten Weg beschritten, indem sie durch Verträge 
mit großen Hypothekenbanken eine gesicherte Kreditzufuhr bis 
zur Grenze der mündelsicheren ersten Hypotheken geschaffen haben. 
Die zweite Hypothek gibt alsdann die Stadt Düsseldorf selbst, während 
Frankfurt a. M. die Erlangung der zweiten Hypothek durch Bürg- 
schaftsübernahme sichert. 

Es ist nicht unwahrscheinlich, daß die Entwicklung nach dieser 
Richtung hin weiter geht. Es wäre zu wünschen, daß über die weiteren 
Fortschritte der Beteiligung der deutschen Stadtgemeinden auf dem 
Gebiete des Realkredits durch periodische Nachweisungen in der Art, 
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wie sie das Statistische Amt der Stadt München veröffentlicht hat, 
die zahlreichen Befürworter einer gesunden kommunalen Wohnungs- 
politik auf dem laufenden gehalten werden. (F. Schulte.) 


26. Wohnungsfrage. 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 


Nägeli, O.: Ueber den Einfluß von Rechtsan- 
sprüchen bei Neurosen. Leipzig 1913, Veit und Comp. 
27 S. M. 1.40. 

Der Titel der Arbeit spricht von dem Einflusse von Rechts- 
ansprüchen bei Neurosen. Die Arbeit selbst sagt mehr: In ihrer 
Tendenz wird sie von der festen Ueberzeugung des Verfassers be- 
stimmt, daß die Neurosen, mit welchen der Gutachter im Zusam- 
menhang mit der staatlichen Fürsorge gegen Unfall und Krankheit 
zu tun bekommt, durch den Anspruch auf Entschädigung nicht bloß 
irgendwie beeinflußt, sondern fast ausschließlich dadurch 
unmittelbar hervorgerufen sind: »diejenigen Nervenstö- 
rungen, welche durch eine zu weitgehende, die Energie lähmende, 
die Hypochondrie, Aengstlichkeit und Grübelei fördernde Gesetz- 
gebung in erster Linie entstanden sind, nennen wir traumatische 
Neurosen.« N. beschäftigt sich eingehender nur mit der traumati- 
schen Neurose. Sie ist ihm aber nur ein Beispiel für die nervösen 
Störungen, welche sich überhaupt überall da »in erschreckender 
Häufigkeit« einstellen, wo ein Entschädigungsanspruch besteht. 
Es sind also die auf Begehrungsvorstellungen beruhenden Neurosen, 
welche er im Auge hat. Diejenigen anderer Provenienz — er spricht 
gelegentlich von der Schreckneurose — kommen für ihn in diesem 
Zusammenhang der Zahl nach nicht in Betracht. Die Hauptschuld 
an der Entstehung der Neurose schiebt N. dem Patienten selbst 
zu: »ihm gebricht es vielfach am guten Willen gesund zu werden.« 
N. sieht auch, was danach zu erwarten ist, recht viele Simulanten: 
»ich stimme auf Grund einer sehr großen Beobachtung Schultze 
völlig zu, daß die Zahl der Schwindler und bewußten Uebertreiber 
sicherlich 50% aller Fälle ausmacht.« An anderer Stelle spricht er 
davon, daß unter den ihm als traumatische Neurosen zur Ober- 
begutachtung zugekommenen Fällen die Zahl »der reinen oder fast 
reinen Simulanten« 10% betrug. Wie nahe für N. Neurose und 
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Simulation zusammenstehen, das liest man noch besser als aus den 
mitgeteilten Zahlen zwischen den Zeilen. Wie schon erwähnt ist, 
spricht N. davon, daß überall da, wo die Versicherung eine Rolle 
spielt, die gleichen Klagen über nervöse Erschlaffung und Arbeits- 
unfähigkeit, wie bei den Neurosen nach Unfällen, sich zeigen, und 
er fährt fort, daß »in die gleiche Kategorie« die Erfahrung gehöre, 
daß Versicherte möglichst lange in ärztlicher Behandlung bleiben 
wollen und schwer zur Wiederaufnahme der Arbeit zu bewegen sind, 
daß ein Versicherter mit einem harmlosen Katarrh sich erst nach 
so Tagen den Genesungsschein holte, daß ein anderer mit einer 
geringfügigen Gürtelrose zwei Monate lang nichts arbeitete, daß 
z. B. in den Schreinereibetrieben trotz Ausschaltung der gefährlichen 
Arbeit und Abnahme der schweren Unfälle die Zahl der Unfalltage 
ständig zunehme. Das Nichtarbeiten ist also »die gleiche Kategorie«, 
wie die Neurose; ob einer wegen seiner körperlichen Schädigung 
nichts arbeitet, obwohl er das längst wieder könnte, oder ob er 
nichts arbeitet und dazu noch die neurotischen Beschwerden klagt, 
das ist nach diesen Ausführungen im Grunde das gleiche. Man 
versteht dann nur nicht recht, warum N. ohne Widerspruch die 
Zahlen von Schultze und Stursberg zitiert, wonach 
»die Zahl der Unfallneurosen auf die ganze Zahl der Unfälle berechnet 
recht gering ist, etwa I,3%«. Ein Widerspruch liegt auch darin, 
daß N. auf der einen Seite den Anteil der Simulation so genau ab- 
zuschätzen vermag, auf der anderen Seite aber gerade die Schwierig- 
keiten der Beurteilung bei den Neurosen sehr klar und sehr ein- 
leuchtend heraushebt. Die Ausführungen über die als Beispiel ge- 
wählte traumatische Neurose enthalten eine Menge von Einzel- 
heiten, die unterstrichen zu werden verdienen. So wenn von dem 
zu großen Mißtrauen der Aerzte und der »ungeschickten und herz- 
losen Unterbeamten« den Versicherten gegenüber die Rede ist, 
wenn es als ein »Grundfehler« bezeichnet wird, »daß vielfach rein 
chirurgisch tätige Aerzte sich in innerer Medizin und Neurologie 
ein Urteil zutrauen, zu dem sie nicht kompetent sind«, wenn die 
überragende Bedeutung des psychischen Zustandes für die 
Diagnose der Neurose betont wird u. a. m. 

Nach N. ist es gerade die staatliche Fürsorge gegen Unfall und 
Krankheit, die zahlreiche Leute nervenkrank macht. Die Neurosen 
sind »Artefakte der Gesetzgebung«, das Produkt des »antisozialen 
Einflusses der sozialen Gesetzgebung«e An der Hand seiner Be- 
obachtungen in der Schweiz, seinem früheren \WVirkungskreise, 
vermag N. zu zeigen, daß eine ganz besonders schädliche Wirkung 
der deutschen Rentenentschädigung zukommt, im Gegensatze zu 
der in der Schweiz und in einigen nordischen Staaten eingeführten 
Kapitalabfindung. Die Untersuchungen N.s haben ihm gezeigt, daß 
die Kapitalabfindung die Heilung der traumatischen Neurosen 
überraschend günstig beeinflußt. Diese günstige Wirkung der Ab- 
findung gegenüber der Rentenzahlung ist nicht zu bestreiten; was 
N. in der Schweiz fand, das konstatierten Wimmer und Bihlström 
in Schweden und Dänemark. Man darf dabei nur zweierlei nicht 
aus dem Auge lassen: Einmal haben N. und die andern bei ihren 
Nachuntersuchungen nicht den klinischen Befund als allein maß- 
gebend für die Annahme von Besserung und Heilung angesehen; 
sie haben — mit voller Absicht — weniger darauf gesehen, ob die 
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Symptome der Neurose verschwunden sind, als darauf, ob der 
Neurotiker wieder arbeitete und den alten Lohn verdiente. Aber nur 
das Verschwinden der Neurose selbst kann beweisen, daß der Ent- 
schädigungswunsch an der Neurose schuld war. Und das will ja 
auch N. mit durch seine Untersuchungen erweisen. Zweitens leitet 
N. aus den letzteren den Vorschlag ab, bei allen Neurosen eine ein- 
malige Abfindung stattfinden zu lassen »unter der Annahme einer 
vorübergehenden, 2 bis 3 Jahre nicht übersteigenden, teilweisen 
Erwerbseinbuße«. In diesem Vorschlage kann aber eine große 
Ungerechtigkeit liegen. Es gibt eben Neurosen auch anderer 
Entstehungsart, nicht bloß die Entschädigungswunschneurosen ; 
häufig genug vermag man bei der einzelnen Neurose das auslösende 
psychische Mann gar nicht zu erfassen, und wenn das nicht 
der Entschädigungswunsch ist, dann dürfen wir auch nicht, zumal 
nicht bei den schwereren Fällen, erwarten, daß der Vorschlag N.s 
der durch diese gesetzten Schädigung gerecht wird. N. selbst, den 
seine Erfahrung dazu kommen ließ, andere als Entschädigungs- 
wunschneurosen als sehr selten anzusehen, hält es für richtig, daß 
wir uns vorsder Humanität hüten, die vielleicht wegen eines kleinen 
Unrechtes gegenüber vereinzelten zu einer schweren Schädigung 
der Gesamtheit führt«. (Wetzel-Heidelberg.) 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Baumert, Dr. Justizrat: Leitfaden des preußischen 
Wasserrechts nebst Text des Wassergesetzes vom 7. April 
1913. Halle (Saale) 1914. Wilhelm Knapp. 276 S. 

Das neue preußische Wassergesetz gehört zu den nicht leicht 
verständlichen Gesetzen. Sein Wert liegt vor allem darin, daß es 
zahlreiche alte Gesetze aufgehoben und, von einzelnen Ausnahmen 
abgesehen, eine Vereinheitlichung des Wasserrechts gebracht hat. 
An Kommentaren zum Gesetz fehlt es nicht, die mehr oder weniger 
umfangreich seine Einführung erleichtern sollen. Baumerts Leit- 
faden ist eine gute Einführung in das neue Recht, kurz, auf 150 
Seiten werden die Grundzüge angegeben und auf die Aenderungen 

egenüber dem alten Recht hingewiesen. Neben einer treffenden 
ritik der Mängel des Gesetzes werden zahlreiche beachtenswerte 

Winke für seine Handhabung gegeben. (Dochow.) 


Fischbach, Dr. Oskar: Das öffentliche Recht 
des Reichslandes Elsaß-Lothringen. Tübingen 
1914. Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 448 S. M. 12.60, 
geb. M. 14.60. 

Die seit dem Jahre IgIı wesentlich veränderten staatsrechtlichen 
Verhältnisse des Reichslandes ließen eine neue Darstellung seines 
öffentlichen Rechts dringend notwendig erscheinen. Fischbach, der 
bereits durch andere öffentlich-rechtliche Arbeiten bekannt ist, hat 
sich dieser Arbeit mit großem Geschick unterworfen, sein Buch 
gehört zu den besten Bearbeitungen des von Huber, Jellinek, Laband 
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und Piloty herausgegebenen öffentlichen Rechts der Gegenwart. 
Rechtsprechung, Verwaltungspraxis und Literatur des französischen, 
elsaß-lothringischen und des übrigen deutschen Staats- und Ver- 
waltungsrechts sind mit ausgezeichneter Gründlichkeit verwertet, so 
daß das Werk nicht nur praktischen Zwecken, für die es der Ver- 
fasser in erster Linie bestimmt hat, dienen wird. Die Einteilung 
des Stoffes entspricht im wesentlichen derjenigen der übrigen 
Bände. Die Ausführungen über die Rechtsentwicklung sind zweck- 
entsprechend kurz gefaßt und setzen erst mit der Okkupation ein. 
Das Landesverwaltungsrecht ist nach der sog. staatswissenschaft- 
lichen Methode bearbeitet und gibt ein übersichtliches Bild von der 
Organisation der Verwaltungsbehörden und ihrer Tätigkeit auf den 
einzelnen Verwaltungsgebieten. (Dochow.) 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


34. Politik. 


297 


SOZIALPOLITISCHE CHRONIK” 


Die Unternehmerorganisationen., 


Im Berichtsjahr hatten die Organisationen der Arbeitnehmer 
mit erheblichen Schwierigkeiten zu kämpien!). Zum ersten Male 
seit langer Zeit waren in den wichtigsten Gewerkschaftsgruppen 
Rückgänge an Mitgliedern zu verzeichnen gewesen. In einem solchen 
Jahre zeigt sich die relative Ueberlegenheit der Arbeitgeberorganisa- 
tionen, welche naturgemäß über einen viel stabileren Stock von Mit- 
gliedern verfügen. Die Schwankungen der Konjunktur bedeuten für 
die Arbeitgeberverbände an sich noch keine Veränderung der Mit- 
gliederziffer. So sehen wir seit Jahren in Deutschland, sobald einmal 
der Gedanke der Arbeitgeberorganisationen Wurzel gefaßt hatte, 
ein ziemlich gleichmäßiges Wachstum der Verbände und der von ihnen 
kontrollierten Arbeiterschichten. Je allgemeiner das Prinzip der 
Arbeitgeberorganisationen wird, je mehr das allgemeine Bewußtsein 
der breitesten Unternehmerschichten den Zusammenschluß auf 
sozialpolitischem Gebiete für notwendig empfindet, um so stabiler 
werden die Verbände, und um so mehr verlieren die dismembrierenden 
Tendenzen (aus der Konkurrenz, der Verschiedenartigkeit der In- 
teressen zwischen schwerer und Fertigfabrikate-Industrie in handels- 
politischen Beziehungen usw.) an Kraft und desto mehr kann sich 
die Organisation der Unternehmer nach Arbeitgebergesichtspunkten 
vollziehen. Trotzdem wir, wie in früheren Jahren ?), auf die äußerst 
spärlichen Angaben der amtlichen Statistik angewiesen sind, können 
wir deren Ziffern doch die allmähliche Verbreiterung der organisierten 
Arbeitgeberschicht entnehmen 3). 

Die Arbeitgeberverbände hatten sich folgendermaßen ent- 
wickelt: (Tab. s. n. S.) 

Auch im Jahre 1913, wofür noch keine Ziffern vorliegen, hat 
sicherlich die Ausdehnung der Arbeitgeberverbände angehalten. Wenn- 


+) Abgeschlossen am 8. Juli 1914. 

1) Archiv Bd. 38, S. 007 ff. 

2) Archiv Bd. 36, Bd. 984 ff. 

3) 8. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt (Die Verbände der Arbeitgeber, 
Angestellten und Arbeiter 1912) und Archiv Bd. 36, S. 985. 


af 
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Zahl der davon Reichs- Landes- oder Orts- 
Verbände verbände Bezirksverbände verbände 
Anfang ıgı1ı 2928 93 474 2361 
b 1912 3085 103 461 2521 
b I9I3 343I III 5II 2809 


Anfang ıgıı Anfang 1912 Anfang 1913 
Davon machten Angaben über 


Mitglieder 1929 2019 2303 
Diese Verbände hatten 

Mitglieder 127 424 132 485 145 207 
Es machten Angaben über 

Arbeiter 1351 1547 1822 
Diese Verbände kontrollierten 

Arbeiter 4 027 440 4 378 275 4 641 361 


gleich ein Teil des Wachstums in den Ziffern der kontrollier- 
ten Arbeiter auf eine bessere statistische Erfassung zurückgehen 
mag, so wäre doch auch bereits die lebhaftere Beteiligung an der Sta- 
tistik ein Symptom für die größere Aktivität, dafür, daß der Arbeit- 
gebergedanke wirklich tiefer Wurzel gefaßt hat und daß die Intensität 
und der innere Zusammenhang der Organisationen wächst. 

Wenn man die Ziffern im einzelnen betrachtet, so ist zu konsta- 
tieren, daß einer Steigerung in der Anzahl der Unternehmer um 
18 000 eine Vermehrung der kontrollierten Arbeiter um 600 000 ent- 
spricht. Die Relation zwischen Unternehmern und Arbeitern — die 
Größe der angeschlossenen Betriebe bleibt also ziemlich gleich; denn 
auf einen angeschlossenen Unternehmer kamen Anfang IgII: 
32 Arbeiter und Anfang IgI3 ebensoviele. (Allerdings handelt es sich 
nicht durchwegs um die gleichen Arbeitgeber und Arbeitergruppen, 
aber die Relatio n dürfte doch zutreffen.) 

Ebenso wie in den früheren Jahren ?) sei noch eine Gegenüber- 
stellung der gewerkschaftlich organisierten und durch Arbeitgeber- 
verbände kontrollierten Arbeiter nach Branchen angeführt 5): 


Gewerkschaftl. Durch Arbeit- Daten d. 
organ. geberverbände Berufszählung 
Arbeiter kontroll. Arb. 1907 
Bergbau 195 185 496 69I 903 156 
Industrie der Steine u. Erden 73 269 210 360 644 604 
Metall- und Maschinenindustrie 657 433 838 683 1694 III 
Textilindustrie 188 390 494 329 856 522 
Lederindustrie 46 599 21 094 158 413 
Holzindustrie 232 40I 86 202 571 549 
Industrie der Nahrungs- und 
Genußmittel 139 691 194 076 789 615 
Bekleidungsgewerbe 126 207 192 784 707 143 
Baugewerbe 530 907 500 848 1571154 
Polygraphisches Gewerbe 105 815 74 004 103 322 





1) Vgl. Archiv Bd. 33, S. 252 und Bd. 36, S. 985/6. 


5) Ebenda. 
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Es ist also zu konstatieren, daß die Arbeitgeberorganisationen 
fast in allen Berufsgruppen ruhige Fortschritte gemacht haben; 
am stärksten ist das Wachstum, wie sich durch Vergleich mit der 
analogen Tabelle in der Chronik des Vorjahres ergibt (Archiv Bd. 36 
S. 986), im Baugewerbe und in der Metallindustrie, und zwar gleich- 
mäßig stark in den Organisationen der Arbeiter und Arbeitgeber. Hin- 
gegen hat sich das Kräfteverhältnis zuungunsten der Arbeiterorgani- 
sationen (nach diesen Zahlen) wesentlich verschoben im Berg- 
bau und außerdem im Bekleidungsgewerbe, wo einem geringen 
Wachstum oder einer Abnahme der Mitgliederanzahl in den gewerk- 
schaftlichen Organisationen eine recht starke Zunahme der kontrol- 
lierten Arbeiter entspricht. Die Ueberlegenheit der Gewerkschaften 
ist — wenngleich numerisch nicht mehr in demselben Maße — 
noch gegeben in der Lederindustrie, Holzindustrie und den poly- 
graphischen Grewerben, während die Kräfte der Organisationen einander 
ziemlich gleich sein dürften in der Industrie der Nahrungs- und 
Genußmittel und im Baugewerbe. 

Die allgemeine Stärke der Arbeitgeberorganisationen an- 
ders als in diesen Generalziffern und überdies ziemlich verspätet zu 
erfassen, ist leider unmöglich. Die Geschäftsberichte aller Organi- 
sationen sind durchaus farblos, enthalten lediglich meist bloß die 
personalen Veränderungen und Betonung des prinzipiellen Stand- 
punkts. Manche Berichte vermerken ausdrücklich, daß sie aus tak- 
tischen Gründen Angabe der Mitgliederanzahl und Kassengebarung 
unterlassen £). Dieses Verfahren bedeutet für die Arbeitgeberorgani- 
sationen einen großen Vorteil gegenüber den Gewerkschaften, bei 
welchen der leiseste Rückgang der Mitgliederziffer sofort in Erschei- 
nung tritt und moralische Wirkungen auf die Mitgliederbe- 
wegung hat. Eine nur genügend ausgenützte und diskutierte Ab- 
nahme der Mitglieder hat zweifelsohne eine weitergehende Schwächung 
zur Folge und stärkt gegnerische Richtungen. Außerdem können die 
Arbeitgeberorganisationen naturgemäß mit einem weit geringeren 
Vermögen und geringeren Einnahmen arbeiten, da die Hauptausgabe, 
die Streikentschädigung, meist nicht den Organisationen selbst ob- 
liegt und die übrige Verwaltung so gut wie keine Kosten verursacht 
(im Verhältnis zu den notwendigerweise hohen Verwaltungs- und 
Propagandakosten der Gewerkschaften). Gelegentlich publizierte 
Geschäftsberichte kleinerer, aber darum doch sehr wichtiger Arbeit- 
geberverbände zeigen deutlich die weitaus günstigeren Bedingungen, 
unter welchen die Arbeitgeberverbände arbeiten 7). Uebrigens würde 


6) Vgl. z. B. »Deutsches Steindruckgewerbe«, 15. VI. 1914. Hier wird im 
Geschäftsbericht des Schutzverbandes deutscher Steindruckereibesitzer lediglich 
gesagt, daß der Kassen- und Vermögensbericht günstig sei, daß sich das Ver- 
mögen des Schutzverbandes außerordentlich erhöht habe, daß die finanzielle 
Rüstung ansehnlich sei, daß aber genauere Daten wie in früheren Jahren aus 
taktischen Gründen nicht veröffentlicht werden könnten. 

7) Der Arbeitgeber, 15. IV. 1914. Hier ein Bericht des Verbandes von 
Arbeitgebern der chemischen Industrie in Mannheim-Ludwigshafen. Der 
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auch eine Offenlegung der gesamten Bilanz dieser Verbände keine 
Vorstellung von ihrer finanziellen Kraft geben, weil ja dem Ver- 
mögen der Gewerkschaften und insbesondere dem Streikfonds der 
Betrag der Deckungswechsel entspricht, dessen Höhe auch 
aus einer detaillierten Bilanz nicht hervorginge 8). 

Ueber die wesentlichste organisatorische Veränderung 
der Arbeitgeberverbände konnte bereits im Vorjahr berichtet werden, 
nämlich über den Zusammenschluß der »Hauptstelle«und des »Vereins« 
deutscher Arbeitgeberverbände zur »Vereinigung der deutschen Ar- 
beitgeberverbände«®). Diese Vereinigung hat in erster Linie eine 
größere Vereinheitlichung in der Taktik der Arbeitgeberverbände 
zur Folge. Die nächsten Konsequenzen sind: intensivere Ausgestal- 
tung der Streikentschädigungsgesellschaften und eindringlichere Be- 
einflussung der sozialpolitischen Gesetzgebung. Als eine der wichtig- 
sten Institutionen dieser Vereinigung dürften die Geschäftsführer- 
konferenzen zu betrachten sein, über welche allerdings kaum Berichte 
vorliegen. Man erfährt lediglich, daß bei der ersten Geschäftsführer- 
konferenz (Ende Mai 1914 in Koblenz) u. a. über folgende Punkte 
verhandelt wurde 1%): Organisationsfragen, Fragen der inneren Ver- 
waltung, publizistische Tätigkeit der Vereinigung, über das Verhältnis 
der fachlichen und örtlichen Arbeitgeberverbände, über die Stellung 
der Arbeitgeber zur gemeinnützigen Volksversicherung, über die Zu- 
lässigkeit und Zweckmäßigkeit von Kautionswechseln für Mitglieder 
der Arbeitgeberverbände. Das deutet auf intensivere Absichten 
der Vereinigung hin, zu einem Ineinander- und Miteinanderarbeiten 
der einzelnen Organisationen zu gelangen. Namentlich die Bildung 


lokaler Arbeitgeberverbände — entsprechend der Stellung der 
lokalen Gewerkschaftskartelle — würde einen wichtigen Fort- 


schritt in der Organisation der Arbeitgeber bedeuten. Denn die Mög- 
lichkeit syndikalistischer Strömungen kann lokalen Aktionen der 
Gewerkschaften größere Bedeutung verleihen, denen dann als Korre- 


Verband umfaßt (im 8. Geschäftsjahr) 20 Mitglieder mit 13 211 Arbeitern und 
einer Lohnsumme von nahezu 20 Millionen M. Das Vermögen des Verbandes 
ist gering, es hat sich von 4400 Ende 1912 auf 8700 M. Ende 1913 gesteigert. 
Die Beiträge dieses Verbandes sind gleichfalls mäßig, sie betragen ı M. auf 
1000 M. l.ohnsumme. Das ergibt also ein Budget von ca. 20000 M 

8) Solche Deckungswechsel sind sicherlich in den meisten Arbeitgeber- 
verbänden vorhanden, da die Verbände auf dieses wichtige Zwangsmittel ihren 
Mitgliedern gegenüber nicht verzichten wollen. Als Symptom hierfür z. B. 
der (schr summarische) Geschäftsbericht des »l’abrikantenvereins von Iserlohn 
und Umgegend, e. V.«, in welchem es heißt: »Die Hinterlegung der von Vereins- 
mitglicdern für die Erfüllung der satzungsgemäßen Verpflichtungen beizu- 
bringenden, notariell zu beurkundenden Schuldurkunden erfolgte zu Anfang 
des Berichtsjahres.« (Es handelt sich um eine kleinere Organisation, mit 65 Mit- 
gliedern, die noch so schwach ist, daß in einem konkreten Fall die Bewilligung 
von Arbeiterforderungen durch 2 Unternehmungen die Aktion des Verbandes 
unmöglich machte.) 

») Archiv Bd. 36, S. 987/8. 

10) Der Arbeitgeber, 15. VI. 1914. 
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latlokale Arbeitgeberorganisationen entsprechen würden 11). — Ob 
nun die Tendenz nach Gründung solcher lokaler Verbände (als Or- 
gan der zentralen Organisationen) eine allgemeine ist oder 
werden kann, läßt sich nach den spärlichen Berichten nicht erkennen. 
Zunächst scheint die Tätigkeit der »Vereinirung« sich in erster Linie 
den bisherigen Aktionen der Arbeitzreberverbände zu widmen. Von 
diesen wird weiter unten die Rede sein. 

Schon ım Vorjahr wurde als wahrscheinliche Konsequenz der 
Vereinigung der beiden zentralen Arbeitgeberv erbände bezeichnet ??): 
Stärkung der positiven Aktion im Wirtschaftsleben (Arbeitsnach- 
weise, Streikentschädigungsgesellschaiten, gelbe \Werkvereine), eine 
einheitlichere Position gegenüber den een größere Ein- 
heitlichkeit in sozialpolitischen Fragen. Tatsächlich hat die Gründung 
der Vereinigung den Zusammenschluß des Unternehmertums auf 
allen Linien beschleunigt und gefestigt. 

Die Aktionen der Arbeitgcberverbände haben sich stets auf 
einige bestimmte Fragen konzentriert, deren Weiterentwicklung nun- 
mehr erörtert sei: 

Die Entwicklung der Streikentschädigungs- 
gesellschaften war im Jahre IgI3 wie in den früheren Jahren 
eine ruhige. Das wichtigste Ereignis ist die Zusammenlegung der 
zwei Rückversicherungsgesellschaften, welche den 
beiden zentralen Arbeitgeberorganisationen korrespondierten: der 
»Schutzverband gegen Streikschäden« (Organ der Hauptstelle deut- 
scher Arbeitgeberverbände) und die »Gesellschaft deutscher Arbeit- 
geberverbände zur Entschädigung bei Arbeitseinstellungen« Damit 
ist, wie bei den Arbeitgeberverbänden, eine völlige Zentralisation 
der Sekeni ehad eae resellschaften eingetreten oder wenigstens 
(für die noch nicht angeschlossenen Gesellschaften) vorbereitet. Es 
wurde die »Zentrale für Streikversicherung« gebildet. Diese umfaßte 
bei ihrer Gründung (Dezember 1913) Verbände ıesp. Streikentschä- 
digungsgesellschaften mit einer angemeldeten Lohnsumme von 
703 Millionen Mk. und 672 000 Arbeitern. Damit bleibt sie zunächst 
etwas hinter den Ziffern der beiden Rückversicherungsgesellschaften 
zusammengenommen zurück. Das dürite aber bald ausgeglichen 
werden. 

Der grundsätzliche Standpunkt in der Frage der Streikentschä- 
digung ist bei der Vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände stets 
der 13), daß die Streikversicherung lediglich einen Ausschnitt aus dem 
groBen Komplex von Abwehrmaßnahmen bilden kann. Sie kann 
nicht bloß auf versicherungstechnischer und rein finanzieller Grund- 
lage aufgebaut sein, sondern muß von dem großen Solidaritätsge- 
danken getragen sein, der in den Arbeitgeberverbänden lebt. Nach 


11) Der Arbeitgeber, ı. V. 1914. (Hier wird von der Gründung einer »Ver- 
einigung Erfurter Arbeitgeberverbände« berichtet.) 

12) Archiv Bd. 36, S. 988/9. 

13) Berichte der Vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände, Nr. I Ge- 
schäftsbericht über das Geschäftsjahr vom 5. IV. bis 31. XII, 1913, S. 40 ff. 
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der Auffassung der Vereinigung ist es notwendig, die Prüfung und 
Entscheidung über das Eintreten der Streikversicherung nicht in 
die Hände einer außerhalb des Kreises der Berufsgenossen stehenden, 
etwa geschäftlich interessierten Instanz zu legen, sondern die Er- 
füllung der satzungsmäßigen Leistungen ist in das pflichtgemäße Er- 
messen der Verbandsorgane zu stellen. Auch soll nach wie vor ein 
rechtlicher, klagbarer Anspruch nicht gegeben werden, um die Kon- 
trolle des Aufsichtsamtes für Privatversicherung zu vermeiden. — 
Doch hat sich die Zentrale für Streikversicherung von vornherein 
genötigt gesehen, den verschiedenartigen wirtschaftlichen Interessen 
der einzelnen Industriegruppen bei Streiks durch Anordnung meh- 
rerer Klassen Rechnung zu tragen. Die Versicherten können der 
Satzung nach sich einer von drei verschiedenen Gruppen anschließen. 
Jede Gruppe hat besondere Bedingungen, welche sich auf die Bei- 
tragshöhe und auf die Karenzzeit für das Eintreten der Rückversiche- 
rung je nach der Dauer des Streiks beziehen: die Rückversicherung 
geht bis zu 10% der durch die Arbeiterbewegung ausgefallenen Lohn- 
summe. Die Beitragssätze stufen sich demgemäß gleichfalls ab (von 
0,75—0,30 Mk. auf je 1000 Mk. Lohnsumme). Dabei ist angenommen, 
daß die gemischten Arbeitgeberverbände mit ihren zahlreicheren 
aber kürzeren Arbeiterbewegungen Wert auf Gewährung der 
Unterstützung sofort nach Ausbruch der Bewegung legen, während 
die fachlichen Organisationen meist mit längeren Arbeitskämpfen 
zu rechnen haben und (wohl infolge der intensiveren Organisation) für 
die ersten Tage nach Ausbruch des Streiks Unterstützungen noch nicht 
zu bezahlen brauchen, sondern auch ohne Unterstützungen die Mit- 
glieder noch zusammenzuhalten vermögen, während sich erst später 
die Notwendigkeit der Unterstützung ergibt. Diese Ditferenzen in den 
Interessen der verschiedenartigen Unternehmergruppen, die zum Teil 
parallel gehen mit schwerer und Fertigfabrikateindustrie, geschlos- 
sener Industrie und spezialisierter Industrie, haben dann zum Teil 
wohl auch zu dem — unten zu behandelnden — Konflikt innerhalb 
der Streikentschädigungsgesellschaften geführt. Ueber die Vermögens- 
verhältnisse der Rückversicherung ist zunächst nichts bekannt, eben- 
sowenig über ihre Beiträge. Es wird lediglich berichtet, daß die 
beiden bestehenden Rückversicherungsgesellschaften zunächst je 
80 000 Mk. als Anteil eingebracht hätten. 

Die in der Zentrale gegenwärtig vereinigten Streikentschä- 
digungsgesellschaften resp. die von ihnen repräsentierte Arbeiter- 
anzahl und Lohnsumme geben jedoch kein Bild von der Ausdehnung 
der Streikentschädigungsgesellschaften überhaupt. In Fortführung 
von Daten, welche bereits im Vorjahr erwähnt wurden, sei vermerkt, 
daB die beiden zentralen Rückversicherungsgesellschaflen erst unge- 
fähr die Hälfte aller Arbeiter repräsentieren, die von Streikentschä- 
digungsgesellschaften erfaßt werden: wenn man nämlich auch die 
rückversicherten Gesellschaften einbezieht, so erhält man folgendes 
Bild aller Streikentschädigungsgesellschaften: 
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Reichs- Landes- oder Orts- Zahl d. an- Zahl d. bei d. 


ver- Bezirksver- ver- geschlossenen Mitgl. beschäf- 

bände 13) bände bände 15) Mitglieder tigten Arbeiter 
1910 II 17 84 33 088 I II7 172 
I9II 22 35 120 30 132 I 295 605 
1912 30 45 129 32 082 I 394 900 


Die Zahl der angeschlossenen Unternehmer hat sich nur durch 
das Wachstum des Industrieschutzverbandes wieder etwas gehoben, 
während die Steigerung in der Zahl der kontrollierten Arbeiter nur 
zum Teil aut die Ausdehnung des Industrieschutzverbandes zurück- 
geht. 

Mit diesen Ziffern ist der Umfang der Streikentschädigungs- 
institutionen nicht erschöpft. Denn sehr große Arbeitgeberverbände 
gewähren ihren Mitgliedern direkt eine Entschädigung im Falle der 
Arbeitseinstellung (z. B. der Zechenverband), ohne daß er eine be- 
sondere Streikentschädigungsgesellschaft hierfür gebildet hätte. Da- 
her reichen die Streikentschädigungsinstitutionen überhaupt viel 
weiter als die besonderen, versicherungstechnisch organisierten Streik- 
entschädigungsgesellschaften. Diese Ziffern aber sind es allein, welche 
denen der Gewerkschaften gegenübergestellt werden können. Dar- 
nach hatten überhaupt (in irgendeiner Form) Vorsorge gegen Schaden 
aus Arbeitseinstellungen getroffen: 


Reichs- Landes- und Orts- Zahl der Zahlder kontrol- 
ver- Bezirks- ver- Mit- lierten Arb. (mit 
bände verbände bände glieder möglichst. Vermeid. 

v. Doppelzählungen) 
I910 33 58 107 47 328 2 315 159 
1912 40 77 153 49 781 2 037 637 
1913 48 75 138 OI 973 2 873 409 


Die stärkste Ausbildung der Streikentschädigungsinstitutionen 
findet sich im Bergbau, der Metall- und Maschinenindustrie, der 
Textilindustrie und erst in weitem Abstand davon im Baugewerbe. — 
Der Prozentsatz der an Streikversicherungsgesellschaften betei- 
ligten Arbeitgeber stieg (1910/12) von 37,1% der organisierten Arbeit- 
geber auf 42,7% — der Anteil der kontrollierten Arbeiter von 57,5 
auf 61,9%. Jedenfalls ist klar ersichtlich, daß die Gewerkschaften 
aller Gruppen zusammengenommen bereits numerisch die 


14) Die Steigerung in den Ziffern der Reichs- und Ortsverbände geht im 
Wesen auf den deutschen Industrieschutzverband zurück, dem sich zahlreiche 
Organisationen als Mitglieder angeschlossen haben. (Die Zahl der ihm ange- 
schlossenen Reichsverbände stieg von 3 auf 20 in den Jahren 1910/12, die der 
Landesverbände von 7 auf 32 im gleichen Zeitraum.) 

18) Die Differenzen gegenüber den analogen Ziffern des Vorjahres erklären 
sich aus der Weglassung der Anzahl der Ortsverbände in der zentralen Streik- 
entschädigungskasse für das Schneidergewerbe, Deshalb wurden auch für 
die früheren Jahre die Ortsgruppen dieser Organisation weggelassen, 
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Masse von Arbeitern nur wenig überragen, welche durch Streikent- 
schädigungseinrichtungen irgendwelcher Art kontrolliert werden 16). 

Von den neu ins Leben getretenen Streikentschädigungsgesell- 
schaften !?) sei genannt 1$) u. a. die »Allgemeine Streikentschädigungs- 
gesellschaft für das Baugewerbe«, Straßburg 1. Elsaß. Für das Bau- 
gewerbe hatten schon bis dahin 3 Entschädigungseinrichtungen be- 
standen (in erster Linie der »Wehrschutz« des deutschen Arbeitgeber- 
bundes für das Baugewerbe 1°), die jedoch nur provinziellen Charakter 
trugen. Die neue Geseilschaft gewährt nur recht mäßige Entschä- 
digungssätze ?2°%) und rechnet von vornherein mit der Möglichkeit 
eines Fehlbetrages. Jedenfalls hat der Gedanke deı Streikentschä- 
digung bisher im Baugewerbe noch nicht tief Wurzel gefaßt; und es 
ist ein Beweis für die Ueberlegenheit der Unternehmerorganisationen 
an sich, daß hier im Baugewerbe, bei einer kolossalen Zersplitterung 
der Betriebe, bei unzureichenden Institutionen, trotz alledem genü- 
gende Kräfte entwickelt werden können, um den Organisationen der 
Arbeiterschaft die Wage zu halten. 

Eine gemischt berufliche »Entschädigungsgesellschaft südwest- 
deutscher Arbeitgeber« wurde im März 1913 in Mannheim gegründet ?!), 
welche sich auf Baden, Hessen, die badische Rheinpfalz und Elsaß- 
Lothringen erstreckt, in ihrem Gebict also mit der »Entschädigungs- 
gesellschaft süddeutscher Arbeitgeber« 2?) konkurriert. Auch ihre 
Satzungen sind im übrigen dieser nachgebildet (namentlich Höhe 
der Beiträge und Entschädigungssätze). 

Bcreits im Vorjahr konnte darauf hingewiesen werden, daß der 
deutsche Industrieschutzverband mit dem Sitz ın 
Dresden eine der größten Streikentschädigungsgesellschaften, nicht 
eine Einrichtung eines Arbeitgeberverbandes, sondern eine Versiche- 
rungsgesellschaft, namentlich von den großindustriellen Arbeitgeber- 
verbänden heftig befehdet wird. Die Arbeitgeberverbände befürch- 
ten — zum Teil mit Recht —, daß die von den Arbeitgeberverbänden 
eingeschlagene Taktik durch solche privatwirtschaftliche Entschä- 
digungsgesellschaften nicht unterstützt werden könne. Diese müßten, 


— 


16) Betrug doch die Zahl der freigewerkschaftlich organisierten Arbeiter 


im Durchschnitt des Jahres 1912: 2 553 162 
Christliche Gewerkschaften 344 687 
Hirsch-Duncker’sche Gewerkschaften 109 225 

3 007 074. 


17) Vgl. hierzu auch Archiv Bd. 34, S. 980 ff. und Bd. 36, S. 990 ff. 

18) 8, Sonderheft des Reichsarbeitsblattes, S. 19* ff. 

19) Vgl. hierzu Archiv Bd. 34, S. 982. 

20) Das Eintrittsgeld beträgt 0,50 M., der Mitgliederbeitrag schwankt und 
beträgt bis zu 1,50 auf Iooo M. Jahresloehnsumme. Die Entschädigung be- 
trägt im Maximum 1214% der Lohnsumme (bei höchstens Io Arbeitern) und 
sinkt bis auf 714%, bei mehr als 30 Arbeitern. Diese Entschädigungsgesell- 
schaft deckt also nur einen relativ geringen Teil des Schadens. 

21) 8. Sonderheft des Reichsarbeitsblattes, S. 20*. 

23) Archiv Bd. 36. S. 990. 
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wird argumentiert, aus Rentabilitätsgesichtspunkten auf eheste Be- 
endigung des Streiks, eventuell auch gegen die Interessen der Unter- 
nehmer, hinwirken. Gerade bei Streiks sei es aber oft eine Kurz- 
sichtigkeit, um eines momentanen Vorteils willen einen Mangel an 
Festigkeit zu zeigen. Auch dürfe, wird weiter argumentiert, die Ver- 
tretung der Unternelimerinteressen nicht lediglich als wirt- 
schaftliches Problem angefaßt werden. Es handle sich hierbei 
um mehr, um die Behauptung der Arbeitgeberposition, um prinzipielle 
Fragen, deren Austragung man nicht einem privaten wirtschaftlichen 
Unternehmen überantworten könne °°). Nicht nur diese Erwägung 
jedoch scheint die Gegnerschaft der Arbeitgeberverbände und ihrer 
Streikentschädigungsgesellschaften gegen den Industrieschutzverband 
zu begründen, sondern der alte Gegensatz zwischen schwerer Indu- 
strie und Fertigfabrikateerzeugung scheint hier ein neues Organ 
gefunden zu haben. Denn der Industrieschutzverband steht dem 

und der Industriellen nahe und hat seine Hauptgegner in den Arbeit- 
geberverbänden der schweren Industrie *®). 


23) Der Arbeitgeber, 1. II. 1914. Die Arbeitgeberorganisationen nehmen 
also hier für sich in Anspruch, im Namen höherer, als bloßer wirtschaft- 
licher Interessen zu sprechen. Hingegen bildet es eines der wichtigsten Argu- 
mente gegen die Gewerkschaften, daß diese gar nicht wirtschaftliche 
Interessen vertreten, sondern bloB Machtinteressen. Auch bei den 
Unternehmern wird man — wenn man über die wirtschaftlichen Interessen 
hinauszeht — zunächst auf Machtinteressen stoßen. 

24) Der Industrieschutzverband hat namentlich den oben erwähnten Zu- 
sammenschlußB der beiden Rückversicherungsgesellschaften zum Anlaß ge- 
nommen, um in einem Rundschreiben an die deutschen Arbeitgeber zur Ver- 
sicherung im Industrieschutzverband aufzufordern. Er wies auf die enge Ver- 
bindung der neuen Zentrale mit der schweren Industrie hin, auf die einseitige 
Betonung der speziellen Brancheninteressen der Metall- und Textilindustrie, 
und behauptete, die versicherungstechnische Grundlage sei äußerst mangelhaft, 
da jeder der rückversicherten Verbände die Rückversicherung als Ein ko m- 
mensquelle betrachte und so der Rückversicherungsverband notwen- 
digerweise stets passiv sein müsse. Die Vereinigung deutscher Arbeitgeber- 
verbände sucht diese Vorwürfe zu entkräften. Sie weist darauf hin, daß der 
Industrieschutzverband um jeden Preis Kontlikte auszugleichen trachte, zum 
Abschluß von Tarifverträgen dränge — überhaupt schon satzungsgemäß nur 
ganz geringe Entschädigungen bezahle, und im übrigen gar nicht die Macht habe, 
seine Mitglieder wirksam durch andere Maßnahmen z. B. Sperren, usw, zu unter- 
stützen. Tatsächlich ist zweifelsohne eine Streikentschädigungsorganisation 
nur im Zusammenhang mit den Arbeitgeberverbänden systematisch auszu- 
bauen, und es ist nur ein Symptom für die tiefgehenden Gegensätze in der 
Industrie und die sehr verschielene Höhe des Risikos in den einzelnen 
Industriesphären, daß auch für die Streikentschädigung nicht durchwegs 
gleich zusammenarbeitende Einrichtungen getroffen werden konnten, (Vgl. 
über diese Affäre die eingehende Darstellung der Vereinigung deutscher Ar- 
beitgeberverbände, Beilase zum: Arbeitgeber, r. II. 1914.) Vom Bund der 
Industriellen werden die Mitglieder darauf hingewiesen, sich im Schutz- 
verband gegen Streikschäden zu versichern — auch ein Symptom dafür, daß 
sich die Gegensätzlichkeiten in wirtschaftspolitischer Hinsicht noch immer 
auch auf die Arbeitseberverbinde erstrecken. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. ı. 20 
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; Trotz dieser Gegnerschaft ist der Industrieschutzverband Fin 
lebhaften Wachstum begriffen Das zeigen deutlich folgende Daten: 


Zahl der angeschlossenen G, u Son & I v 
Arbeitgeberverbände 8.98 23 20 Sog RO e2 

boo Bau bo A282 8.23 vE, #3° ea 

Eu ao >Y 95% 7552 oE= Yun <sz 

Sos TEE ZG gosa ze2: 333 85% PR: 

z>: S R>’ E: a ao 5 x: Sc 
I9I0 3 7 15 2044 170 000 229 540 332 909 
IgII 12 19 2I 2776 253435 201 312 393 038 
IgI2 20 32 58 3825 280 597 29I 141493 187 347 


Darnach rekrutiert sich gegenwärtig % •) der Zuwachs meist aus 
mittleren Betrieben. (Durchschnittsarbeiterzahl per Betrieb IgII: QI; 
Durchschnittsarbeiterzahl der im Jahre 1912 neu einbezogenen Be- 
triebe: 22.) Die Höhe der Entschädigung für die verlorenen Arbeits- 
tage richtet sich nach dem Umfang des Streiks. (Die durchschnittliche 
Entschädigung betrug IgIı per Arbeitstag: 66 Pfg.; hingegen 1912: 
76 Pig.). Die Entschädigungssätze sind gegenwärtig noch relativ 
niedrig und dürften in vielen Fällen kaum die Generalunkosten 
decken. 

Für die übrigen großen Gesellschaften (namentlich die Rück- 
versicherungsgesellschaft des Vereins deutscher Arbeitgeberverbände 
und die Entschädigungsgesellschaft des Gesamtverbandes deutscher 
Metallindustrieller) liegen noch nicht einmal für IgI2 irgend welche 
nähere Daten vor (für die früheren Jahre vgl. Archiv Bd. 36, S. 992). 
Es wäre bedauerlich, wenn nicht nach wie vor wenigstens von diesen 
größten Verbänden die Hauptdaten ihrer Kassengebarung publiziert 
werden würden, da ja aus der Zahl der Mitglieder und kontrollierten 
Arbeiter allein irgendein Anhaltspunkt auf ihre Wirksamkeit noch 
nicht gewonnen werden kann. 


Die Frage des Arbeitsnachweises. 


So wie im Vorjahr haben auch im Berichtsjahr die Arbeitsnach- 
weise der Arbeitgeber eine weitere, ruhige Entwicklung genommen. 
In der Vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände wurden IgI3 
bloß 3 neue Nachweise gegründet ®) (Anhalt, Braunschweigische und 
Aachener Metallindustrie). 19I4 wurden dann noch 2 neue Nach- 
weise gegründet, und zwar für die württembergische Metallindustrie. 
So umfaßt derzeit die Vereinigung 90 Arbeitsnachweise. Um den 
Gedanken des Nachweises zu verbreiten, wurde im November 1913 
eine Nachweiskonferenz in Hannover abgehalten ?8). Die intensivere 


2a) Nach neueren Angaben zählte der Industrieschutzverband Ende 1913: 
ca. 5000 Mitgl., mit einer Lohnsumme von 400 Mill. M. Im J. 1913 kamen 
210 Streiks zum Ausbruch, 230 konnten verhindert werden. Bei 172000 Ar- 
beitstagen betrug die Entschädigung 130000 M. (Deutsche Tageszeitung 
24. VI. 1914, Abendausgabe.) 

35) Vercinigung der deutschen Arbeitgeberverbände, Berichte, Nr. I, S. 6. 

26) Der Arbeitgeber, 15. Xl. 1913. 
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Behandlung des Problems erklärt sich auch daraus, daß die Arbeit- 
geberverbände nunmehr die Regelung des Arbeitsnachweises in den 
Vordergrund stellen, um die Durchsetzung einer Arbeitslosenver- 
sicherung zu verhindern. Aus diesem Gesichtspunkte wurde auf der 
Nachweiskonferenz Vervollkommnung und Ausbau der Arbeitsnach- 
weise verlangt. Ueber die innere Struktur und die Geschäfts- 
führung der Nachweise erfähıt man nach wie vor wenig, und auch 
von dem Inhalt der Verhandlungen dieser Arbeitsnachweiskonferenz 
ist, soweit zu sehen, bisher nahezu nichts in die Oeffentlichkeit ge- 
drungen ?”). Es erwähnt lediglich der Geschäftsbericht der Ver- 
einigung, daß über die Erfahrungen, welche man mit den gewerbs- 
mäßigen Vermittlern von Arbeitern bei Streiks gemacht habe, ge- 
sprochen wurde, und daß der Vorsitzende der Vereinigung in ein- 
gehendem Vortrage dargelegt habe, »wie der Arbeitgebernachweis 
die Interessen und Rechte der Arbeitgeber schützen und geltend 
machen kanne. Darnach könnte es den Anschein haben, als ob die 
Arbeitgeberverbände den Nachweis wiederum stärker betonen wollen 
als früher. So könnte auch der Zusammenschluß der Arbeitgeber- 
nachweise in der Vereinigung zu einer besonderen Organisation (der 
»Zentralstelle der deutschen Arbeitgebernachweise«) aufgefaßt wer- 
den. Es wird die Aufgabe dieser Zentralstelle sein, die Fühlung- 
nahme der Arbeitsnachweise untereinander dauernd aufrecht zu er- 
halten, Auskunft zu erteilen, den Arbeitsmarkt nach Möglichkeit zu 
beobachten, den Verkehr mit dem statistischen Amt zu vermitteln 
bzw. selbst Statistik zu machen, zu gesetzgeberischen Fragen Stellung 
zu nehmen, die Neugründung von Nachweisen anzubahnen und zu 
fördern. 

Für die Bedeutung der Arbeitsnachweise innerhalb der Ver- 
einigung (es berichteten von den 88 Nachweisen 80) seien folgende 
Ziffern angeführt: 


Zahl der Arbeits- Zahl der Arbeit- Zahl der offenen Zahl der besetzten 
nachweise suchenden Stellen Stellen 


80 1 402 859 734 550 876 214 


Aus der größeren Zahl der besetzten Stellen (gegenüber den ange- 
meldeten) geht hervor, daß viele Nachweise auch direkte Arbeiter- 
annahme durch die Betriebe zulassen. Das besagt aber, daß die 
Nachweise in diesen Fällen nicht die Arbeit wirklich vermitteln, 
sondern lediglich registrieren und kontrollieren. Gerade in 
der Metallindustrie, in welcher der Arbeitsnachweis Anlaß zu den 
heftigsten Kämpfen gab, ist die Zahl der besetzten Stellen nahezu 
doppelt sogroß, als die der offenen Stellen (227 000 gegenüber 
138 000) 28). 


#7) Ebenda und Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände, Berichte, 
Nr. 1, S. 7. 
t$) Eine Sonderstellung unter den Arbeitgebernachweisen nimmt der 
des Zechenverbandesein, weil es sich hier wirklich um eine den Arbeits- 
20 * 
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Welchen Anteil die Arbeitgebernachweise gegenüber den an- 
deren Nachweisarten an den Vermittlungsergebnissen haben, geht 
aus folgender Zusammenstellung hervor ®9: 


Arbeitgebernachweis 906 288 
Innungsnachweis 140 134 
Arbeitnehmernachweis 313 819 
Paritätische Facharbeitsnachweise 57 763 
Gemeinnützige und kommunale Nachweise 1 894 879 


Gegenüber den früheren Jahren ist eine starke Steigerung der 
Vermittlungstätigkeit der gemeinnützigen Nachweise zu konstatieren. 
Eine Vergleichbarkeit ist dadurch erschwert, daß die Arbeitgeber- 
nachweise vielfach nur Kontrollinstanz sind. So erscheinen die 
Vermittlungsziffern für die Arbeitgebernachweise relativ zu hoch. 
Erst eine grundlegende Veränderung in der Statistik der Arbeitgeber- 
nachweise könnte hier eine Beurteilung ermöglichen. Diese müßte 
auch kenntlich machen, ob sich die Arbeitsvermittlung nicht aus- 
schließlich auf die Gelegenheitsarbeiter erstreckt, wie es beim Ham- 
burger Hafenbetriebsverein der Fall ist, auf den nahezu die Hälfte 
aller durch die Arbeitgebernachweise durchgeführten Vermittlungen 
entfällt. 

Aus den erwähnten Gründen ist es auch unwahrscheinlich, daß 
die Arbeitgebernachweise die von ihnen gewünschte Fahrpreisermäßi- 
gung für die durch sie vermittelten Arbeiter erhalten. Eine solche 
müßte zunächst auch den Arbeitnehmernachweisen und den pari- 
tätischen Fachabeitsnachweisen gewährt werden. Außerdem wäre 
keine Gewähr dafür gegeben, daß bloß die durch den Nachweis 
wirklich vermittelten Arbeiter der Fahrpreisermäßigung_ teil- 
haftig würden. Es wäre schwer, hiervon die durch den Nachweis 
lediglich kontrollierten Vermittlungen auszuschalten. Auch macht 
die Neutralitätsfrage Schwierigkeiten, die sich durch die Vorschläge 
der Arbeitgebernachweise in dieser Richtung nicht beheben läßt. 
Die Arbeitgebernachweise schlagen nämlich vor, daß die Fahrpreis- 
ermäßigung streikenden Arbeitern, welche vom Streikort weg ver- 


markt lokal nahezu beherrschende Institution handelt: die Zahl der wirk- 
samen Vermittlungen betrug 284 000 (gegenüber 228 ooo im Jahre 1912 und 
200 000 im Jahre 1911); die Zahl der Kontraktbrüche betrug: 23 844 gegen- 
über 16 579 im Jahre 1912 und 15 0o00 im Jahre Igıı. Der Zweck, das »Zechen- 
laufene und namentlich die Kontraktbrüche einzuschränken, wurde daher auch 
in diesem Jahre nicht erreicht — der Arbeitswechsel steigt ständig und rascher 
als die Belegschaft. (Diese betrug im Oberbergamtsbezirk Dortmund: 1911: 
341 716, Iy12: 350 359, 1913: 382 951. Die Ziffern weichen von denen des 
Vorjahres infolge einer Aenderung in den Erhebungen etwas ab. Sie hatten 
sich also in den 2 Jahren vermehrt um 12%, hingegen der Arbeitswechsel um 
4290, die Kontraktbrüche um 599%.) (Die Ziffern sind zusammengestellt aus 
dem Jahresbericht des Vereins für bergbauliche Interessen im Oberbergamts- 
bezirk Dortmund für 1913, ı. Teil und dem Jahresbericht des Zechenverbandes 
für 1913.) 
2%) Zusammengestellt nach dem Reichsarbeitsblatt, Januar 1914. 
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mittelt werden, nicht gewährt werden solle — dann würden sie ihrer- 
seits darauf verzichten, eine Fahrpreisermäßigung für die Arbeits- 
willigen anzusprechen. Otfenkundig wäre der Nachteil, den die Ge- 
werkschaften von einer solchen Regelung erleiden würden, bei weitem 
größer als der Vorteil für die Arbeitgeber, wenn für sie Arbeitswillize 
zu ermäßigtem Fahrpreise befördert werden würden. Das ganze 
Begehren ist letztlich gegründet auf die Bedeutung der Arbeitgeber- 
nachweise für den Arbeitsmarkt. Diese aber ist E nicht fest- 
zustellen, als nicht genauere Berichte über die Tätigkeit und die 
wirklich vermittelten Stellen und die Natur dieser Stellen 
vorliegen. 

In der Frage der Nachweise ist in der Politik der Arbeitgeber- 
verbände demnach keine Veränderung eingetreten. Trotzdem sie — 
zur Abwehr der Arbeitslosenversicherung — möglichste Ausdehnung 
der Arbeitgebernachweise propagieren, und also zum öffentlichen 
Nachweis nicht mehr eine so ablehnende Stellung einnehmen, so 
wollen sie doch auf ihre Arbeitgebernachweise nicht verzichten und 
trachten im Gegenteil, dieselben mehr auszudehnen. So hat ein 
Unternehmerblatt erst kürzlich wieder davor gewarnt °P), die Ar- 
beitgebernachweise aus der Hand zu geben, die sich die Arbeitgeber- 
verbände — es dürfe offen zugestanden werden — mit großen Schwie- 
rigkeiten in wiederholten Kämpfen aus Anlaß der Lohnbewegungen 
geschmiedet haben. »Sie ist keine Angrifis-, wohl aber eine wirksame 
Verteidigungswaffe. Das Dıängen der Arbeiter zum paritätischen 
Arbeitsnachweis ist ein Zurüsten und es ist nicht zu verstehen, 
daß man von den Arbeitgebern angesichts dieser Tatsache verlangt, 
daß sie abrüsten sollen.« In den früheren Chronikabschnitten 
konnte nachgewiesen werden, daß die Arbeitgebernachweise auch als 
Angriffswaffe der Arbeitgeberverbände dienen können, ja ihrer Natur 
nach bis in die letzte Konsequenz ausgebaut, eine Arbeitgeberorgani- 
sation ersetzen könnten. Das Drängen der Arbeiter zum pari- 
tätischen Nachweis ist nur ein Symptom dafür, daß sie zu schwach 
sind, den Arbeitsmarkt zu beherrschen und daß sie ihn daher ne u- 
tralisieren wollen. Die Beherrschung des Arbeitsmarktes durch 
Arbeitgebernachweise wird aber nie eine Neutralisierung, 
sondern stets eine reale Beherrschung des Arbeitsmarktes bedeuten. 
Von dieser sind wir allerdings noch weit entfernt. Die Erstarkung der 
Arbeitgeberverbände aber dürfte das Bestreben, mit Nachweisen 
den Markt zu beherrschen, späterhin wieder steigern, besonders wenn 
die Konzentration der Bestrebungen auf andere Aktionen (gelbe 
Gewerkschaften und Arbeitswilligenschutz) nicht den gewünschten 
Erfolg haben sollte. 


Die gelben Gewerkschaften. 


Auch in diesem Jahre sollen nur diegelben Gewerkschaf- 
ten im prägnantesten Sinn des \Vortes erörtert werden; die Gruppe 
der sunabhängigen« Vereine wird hierbei nicht einbezogen werden. 


30) Zentralblatt für das deutsche Baugewerbe, 17. X. 1913. 
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Dahin gehören Organisationen, sehr verschiedenartigen Charakters 
(Ende 1912: 33 Organisationen mit 814 000 Mitgliedern; gegenüber 


34 Verbänden mit 748 000 Mitgliedern Ende ıgıı) ?!); 


ebensowenig 


sollen die konfessionellen Arbeiter- und Arbeiterinnenvereine (Ende 
1gı2: 39 Verbände mit 765 000 Mitgliedern; Ende IQII: 724 000 


Mitglieder) zur Darstellung gelangen. 


Es handelt sich vielmehr im 


Zusammenhang mit den Unternehmerverbänden ausschließlich um 
die nationalen und die \Werkvereine, die ja auch organisatorisch eine 


Einheit bilden. 


Diese beiden Organisationen bilden nach wie vor 2 Gruppen, 
für welche genauere Ziffern bisher lediglich für das Jahr IgI2 vor- 
liegen (neuere Daten, namentlich Mitgliederziffern, siehe weiter 


unten im Text) 3?): 








v ç S 
v w no un n.©9 2 
Sj Ss | zs | | Bu Pe DEE u 
2 Z3 | ša | | > 
O rl f 
Q 
I. Dem Hauptausschuß natio- | | 
naler Arbeiter- u. Berufsver- 
bände angeschlossen 660| 133 841| 163 99711 456 299 | 562 867|1 107 048|1 162 295 
Davon: 
Bund deutscher Werkvereine |145| 80 391| 104 875'1 284 667 | 521 603| 948 957 |I 077 232 
Bund vaterländischer Arbei- 
tervereine Berlin 135| 30 604| 32 841| 135 545 31 985| 125 770| 54956 
Bund der Bäcker -(Konditor) 
gesellen Deutschlands 225| 12070 14256 3 312 I 622 2 660 1955 
II. Selbständige Verbände und | 
Vereine 235| 36 zot 67 a 741 614%); 313 687| "458 459|1 243 753 


Zusammen I. und II. 


1895| 170 192| 231 048|2 197 913 |876 554|1 565 507|2 406 058 


Unter der Rubrik II, selbständige Verbände und Vereine, haben 
den Löwenanteil die \Verkvereine mit 54 000 Mitgliedern, einem 


31) 8, Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt, S. 40. 

32) Für die Ziffern des Jahres 1910 vgl. Archiv Bd. 36, S. 995/8. 

3) Hier stellen sich manche Ziffern etwas höher, als nach den Angaben, 
welche in der letzten analogen Chronik für den gleichen Zeitpunkt gemacht, 
wurden; das erklärt sich aus nachträglichen Berichtigungen. 

3) Die Ziffern des Jahres 1910 und ıgıı im Archiv Bd. 36, S. 996/7. 

3) Unter dieser Rubrik stecken auch die Unternehmer beiträge. 
Sie bilden von den hier ausgewiesenen Beiträgen sicherlich den allergrößten Teil. 

3) Hierin sind inbegriffen: Mk. 77 634 als Einnahmen des »Förderungsaus- 
schusses für die vaterländische Arbeiterbewegung«. Um diesen Betrag müßte, 
da er ja nicht aus Beiträgen der Arbeiter stammt, die Summe unter der 
Rubrik saus anderen Quellen« vermehrt werden. Ebenso sind in den übrigen 
finanziellen Angaben dieser Zeile auch die Beträge für den »Förderungsaus- 
schuß« mit enthalten (und zwar ca. 71 000 Mk. Ausgaben und 49000 Mk. Ver- 


mögen). 
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Vermögen von ca. I Million M. und Einnahmen von 554 000 M., 
Ausgaben von 313 000 M. 

Die Werkvereine und nationalen Arbeitervereine zeigen also ein 
rasches Wachstumstempo, über dessen Gründe noch weiter unten 
Einzelheiten folgen. Hier sei zunächst noch versucht, das Budget der 
Werkvereine, das erstmals für das Jahr r912 etwas spezifizierter 
vorliegt, zu analysieren; zu diesem Zweck werden aus der vorstehenden 
Uebersicht die Werkvereine gesondert betrachtet, und zwar I. der Bund 
deutscher Werkvereine, welcher dem »Hauptausschuß« angeschlossen 
ist, und 2. die Gruppe der Werkvereine in der Abteilung »Selbständige 
Verbände und Vereine«, die sich also bisher dem Hauptausschuß noch 
nicht angeschlossen haben. Von den übrigen Verbänden sei abge- 
sehen, weil sie finanziell von relativ geringerer Bedeutung sind. 


Werkvereine im Bund Selbständige 
deutscher Werkvereine Werkvereine 

Anzahl der Vereine 135 184 
Mitgliederzahl Ende 1912 92 702 54 038 
Beiträge der ordentlichen Mit- 

glieder 645 409 262 892 
Einnahmen aus anderen Quellen 508 414 291 661 
Zusammen 1153 823 554 553 
Ausgaben IgI2 861 331 313 2II 
Vermögen einschließlich Kassen- 

bestand Ende 1912 931 958 999 607 
Arbeitslosenunterstützungen 354 — 
Notfallunterstützungen 16 595 13 270 
Krankengeld und andere Unter- 

stützungen ?°) 332 130 III 227 
Darlehen 43 747 26 559 
Sonstige Unterstützungen 131 079 17 565 
Verwaltungskosten, und zwar 

persönliche 30 986 9153 

sachliche 33 804 8 080 

diverse ?®) 14 122 15 823 
Verbandsorgane und Agitation 74 679 Io 317 
Konferenzen, Generalversamm- 

lungen 5 813 I 441 
Beiträge an Kartelle usw. 16 324 308 
Sonstige Ausgaben 160 718 3?) 99 468 


37) Hier sind zusammengezählt Unterstützungen an Krankengeld, Wöch- 
nerinnen-, Alters- und Invaliditätsunterstützung, Sterbegeld, Hinterbliebenen- 
und Militärdienstunterstützung. 

2) Hierunter habe ich zusammengefaßt die Ausgaben für Rechtsschutz, 
Stellenvermittlung, Bildungszwecke., 

3%, Davon entfallen ca, 80 ooo Mk. auf Altersprämien, Ausgaben für Fest- 
lichkeiten, Weihnachtsprämien usw.; ca. 10 000 Mk, Zuschüsse an andere Ver- 
eine, erheblich mehr als 6000 Mk. sind rechnerisch zum Ausgleich der Bilanz 
eingestellt, ohne daß ihre Verwendung nachgewiesen werden kann. 
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Man kann das Budget der gelben Werkvereine nicht ohne weiteres 
mit dem der freien Gewerkschaften oder einer anderen Gewerkschafts- 
richtung vergleichen; denn es fehlen hier ja die hauptsächlichen 
speziell gewerkschaftlichen Unterstützungszweige, und dazu kommt, 
daß ein sehr erheblicher Teil der Ausgaben, 20—30%, nicht 
näher spezifiziert ist. Immerhin sei erwähnt, daß ım Bund deutscher 
Werkvereine nahezu die Hälfte, in den sunabhängigen Werkvereinen« 
mehr als die Hälfte der Einnahmen aus »anderen Quellen«, also 
nicht aus Beiträgen der Mitglieder stammt, so daß die Werkvereine 
aus den regulären Beiträgen ihrer Mitglieder nur zur Not die Unter- 
stützungen an ihre Mitglieder bezahlen könnten, während die Ver- 
waltungskosten und alle anderen Ausgaben ungefähr den Beiträgen 
aus »anderen Quellen« entsprächen. Die Höhe der Ausgaben für 
Unterstützungen wird nämlich im allgemeinen überschätzt: von den 
Ausgaben im Bund deutscher Werkvereine entfallen auf Unter- 
stützungen aller Art nach obiger Tabelle 4°): 480158 M. = 55% 
der Ausgaben überhaupt. Bei den »selbständigen« Werkvereinen 
142 062 M. = 45%. — Bei den freien Gewerkschaften beanspruchten 
die analogen Unterstützungen @!)im Jahre 1912: 23 002 609 M. = 38%. 
Es ist darum nicht richtig, daß die freien Gewerkschaften (ähnlich 
ist es bei den übrigen Gewerkschaftszweigen) die Geldmittel, welche 
sie von ihren Mitgliedern erhalten, fast ausschließlich für Verwaltungs- 
kosten und Streiks vergeuden, im Gegenteil könnte man sagen, daß 
die gelben Werkvereine, deren Hauptzweck doch die Unter- 
stützung der Mitglieder ist, überraschend wenig von ihren Einnahmen 
für Unterstützungen verwenden. Die Verteilung auf die einzelnen 
Unterstützungszweige in den einzelnen Gewerkschaftsrichtungen 
nochmals nachzuprüfen, würde zu weit führen. Nur sei erwähnt, 
daß die Arbeitslosenunterstützung (naturgemäß) bei 
den gelben Werkvereinen eine geringe Rolle spielt. Die freien Gewerk- 
schaften müssen eben mit dem Vordringen der gelben Verbände einen 
steigenden Teil des Gesamtrisikos der Arbeitslosigkeit tragen, weil 
in erster Linie ihre Mitglieder entlassen werden (bei abflauender 
Konjunktur), während die Mitglieder der gelben Verbände von ihren 
Arbeitgebern gehalten werden %#). 


40) Hierbei wird die Position der »sonstigen Ausgaben« nicht auf Unterstüt- 
zungen verrechnet. Denn der Löwenanteil entfällt auf die Festlichkeiten, ferner 
Altersprämien usw., die ja nicht als Unterstützungen bezeichnet werden können. 
Auch die Darlehen sind nicht als Unterstützungen angenommen. 

4) Und zwar: Arbeitslosenunterstützung, Reiseunterstützung, Umzugs- 
unterstützung, Notfall-, Kranken- und Invalidenunterstützung, Beihilfen in 
Sterbefällen. 

4) Die Arbeitslosenunterstützung kann nicht als Unterstützungszweig 
betrachtet werden, der den gelben Verbänden ihrem Wesen nach nicht 
obliegt. Denn wenn man sich vorstellt, daB sämtliche Arbeiter in gelben Ver- 
bänden organisiert sind, so wäre damit die Arbeitslosigkeit an sich noch nicht 
vermindert und es müßten die gelben Organisationen die Unterstützung der 
Arbeitslosen in größerem Umfang pflegen. 
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Es sei noch erwähnt, daß an solchen Unterstützungen bei den 
\Werkvereinen, die dem Hauptausschuß angeschlossen sind, per Kopf 
entfallen: 5,1 M.; bei den »unabhängigen« Werkvereinen 2,6 M.; bei 
den freien Gewerkschaften 9,09 M.; den höheren Beiträgen der fıeien 
Gewerkschaften entsprechen daher auch weitaus höhere Unterstützungs- 
sätze, und man kann das Budget der beiden Gewerkschaftsrichtungen 
also dahin charakterisieren, daß ungefähr die gleichen Prozent- 
sätze der Ausgaben auf Unterstützungen entfallen, während der Rest 
da und dort inverschiedener Art verwendet wird. Keines- 
wegs aber kann man sagen, daß die gelben Gewerkschaften 
relativ in viel höherem Maße die in ihre Kassen fließenden Beträge 
für Unterstzützungszwecke verwenden als früher die freien Gewerk- 
schaften. 

In der Verteilung auf die Industrien sind die gelben Gewerk- 
schaften das Widerspiel der Unternehmerverbände Von den ca. 
150 000 Mitgliedern, welche nach der Statistik für Ende des Jahres 
1912 erfaßt werden, entfallen 77 500 Mitglieder auf die Metallindustrie 
und 34 000 auf den Bergbau, alle anderen Industrien sind mit relativ 
geringen Zahlen beteiligt %3). 

Die Entwicklung der Werkvereine ist wegen der Mannigfaltigkeit 
der Richtungen schwer klar darzustellen. Dazu kommt, daß die Steige- 
rung in den Mitgliederziffern nicht ohne weiteres als Wachstum der 
angeschlossenen Vereine, zum Teil nur als genauere statistische Er- 
fassung zu deuten ist. Immerhin muß man mit einem raschen Wachs- 
tum der wirtschaftsfriedlichen Verbände aller Art in den letzten Jahren 
rechnen. Ende 1912 entfielen von den 231 000 Mitgliedern der wirt- 
schaftsfriedlichen Vereine ca. 159 000, also mehr als 24, auf die Werk- 
vereine. Der 3. Bundestag der deutschen \Verkvereine am 28. und 
29. VI. 1913 in Augsburg verzeichnete 207 Vereine mit III 000 Mit- 
gliedern 4). Damals waren die Werkvereine noch einheitlich 
organisiert; bald darnach haben sich jedoch von dieser zentralen 
Organisation der Werkvereine der Verband Berliner Werkvereine 
und noch einige andere Organisationen, die ihren Sitz in großen Städ- 
ten haben, losgelöst. Die Ursache bildete eine, auf der Augsburger 
Tagung durchgeführte Debatte über wesentliche Programmpunkte 
der Werkvereine. Ein Berliner Werkverein (der Unterstützungsverein 
der Siemenswerke) hatte beantragt, daß »keinem Werkvereinsmit- 
glied aus seiner Betätigung bei politischen Wahlen ein Nachteilin bezug 
auf seine Vereinsrechte erwachsen dürfe«. Dieser Antrag wurde (mit 
24 gegen 50 Stimmen) abgelehnt, hingegen beschlossen, daß bei poli- 
tischen Wahlen die etwaige Stellungnahme zugunsten des einen 
oder anderen (bürgerlichen) Kandidaten den Vereinen überlassen bleibe, 
daß aber die Stellungnahme zugunsten der Sozialdemokraten ausge- 
schlossen bleibe. Außerdem wird vom Vorstand (wie den übrigen 
Organen der Werkvereine) eine entschiedene Betonung des nationalen 


43) 8. Sonderheft des Reichsarbeitsblattes, S. 48 (Uebersicht 18). 
41) Der Arbeitgeber, 15. VII. und Arbeitgeberzeitung, 13. VII. 1913. 
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Gedankens verlangt. (Damit ist auch das Eintreten für die nach 
konservativer, nationaler Ideologie nationsfeindlichen, 
radikalen, bürgerlichen Parteien untersagt.) Bedeutungsvoller 
noch war die Ablehnung eines weiteren Antrags desselben Unter- 
stützungsvereins der Siemenswerke, wonach »Vereine, welche in 
irgend einer Weise auf das Streikrecht verzichten, nicht in den Bund 
deutscher Werkvereine aufgenommen werden können« Hingegen 
hatte der nationale Arbeiterverein, Werk Krupp, beantragt, es sollten 
gcrade solche Vereine nicht aufgenommen werden, welche Streikgelder 
ansammeln. Der Berliner Antrag wurde abgelehnt, daraufhin der 
des Kruppschen Vereins zurückgezogen. Ebenso wurde ein Berliner 
Antrag abgelehnt, des Inhalts, daß »diejenigen Personen nicht wählbar 
sind, welche als Werkbeamte Pflichten eines Vorgesetzten zu erfüllen 
haben oder in irgend einem Werke eine Beamtenstellung einnehmen«. 
Ganz deutlich zeigt sich hier, daß die Werkvereine in den größeren 
Städten, welche mit den radikalen Gewerkschaften zu konkurrieren 
haben, hinsichtlich des Programms sich nicht der Theorie der Werk- 
vereine fügen können, wenngleich sie in der Taktik praktisch gleich- 
falls auf den Streik verzichten. 

Tatsächlich haben bald nach der erwähnten Augsburger Tagung 
dieBerlinerWerkvereine, welchen sich noch andere Werk- 
vereine größerer Städte anschlossen, ihren Austritt aus der Gesamt- 
organisation erklärt ®#). Das Kartell Berliner Werkvereine wurde 
anfangs von Arbeitgeberseite auf 35 ooo Mitglieder geschätzt 48). Es 
sind aber gegenwärtig, nach den neuesten Ermittlungen mehr als 
50 000 zu dieser Gruppe zu rechnen 4%). Denn es gehören nicht nur 
die Berliner Werkvereine zu dieser Gruppe (mit einer einzigen Aus- 
nahme), sondern auch die von Chemnitz, Dresden, Hamburg haben 
sich dem Kartell angeschlossen. Von seiten der Arbeitgeber wird 
eingeräumt, daß die Berliner Organisationen auf einem besonders 


45) Die Spaltung der Werkvereine hat natürlich wieder eine große Anzahl;von 
Internas der Werkvereine an die Oeffentlichkeit gebracht; so, daß auf der 
Augsburger Tagung der Kruppsche Direktionsbeamte Halbach den geheimen 
Dirigenten in der Nähe des Vorstandstisches gespielt habe; auch der Kruppsche 
Sozialsekretär habe die Tagung beeinflußt; die westdeutsche (Essener) Richtung 
wird von der Berliner Richtung als »Industriesklaven« bezeichnet usw. Zentral- 
blatt der christlichen Gewerkschaften, 4. VIII, 1913; vgl. auch Archiv Bd. 36, 
S. 996, Anm. 29. Von anderen, ernsthaften, aber nicht prinzipiellen Konflik- 
ten in den Werkvereinen wird immer wieder von der Arbeiterpresse berichtet; 
so von Zwistigkeiten in Magdeburg, die den Bestand der Organisation gefähr- 
den, von Unregelmäßigkeiten in Hamburger Verbänden; hierbei wird auch 
berichtet, daß die Vorstände der gelben Organisationen direkt Streikbrecher- 
vermittler geworden seien (was ja die gelben prinzipiell ablehnen); u.a. 
Bergarbeiterzeitung, 21. II. 1914. 

16) Der Arbeitgeber, I. XI. 1913. 

47) Der Arbeitgeber, 15. IV. 1914. Trotzdem wird immer wieder vom Haupt- 
ausschußB nationaler Arbeitervereine die Stärke der Berliner Gruppe als 
wesentlich geringer angegeben; so in dem Bericht auf der Saarbrückener Tagung 
wiederum bloß mit 31 000. Der Arbeitgeber, 15. VI. 1914. 
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schwierigen Boden arbeiten, da sie in erster Linie in der Metallindustrie 
Fuß zu fassen trachten müssen, in der nahezu alle organisationsfähi- 
gen Arbeiter im Metallarbeiterverband die Mitgliedschaft erworben 
diesem Grunde mußten sich die Werkvereine in Berlin hätten. 
Aus von vornherein »gewerkschaftlicher« geben. Deshalb sei es 
auch notwendig, vorderhand die »idealen« Prinzipien in den 
Hintergrund zu rücken und die Utilitätsprinzipien stärker zu betonen. 
Aber es sind nicht nur diese Utilitätsprinzipen, welche stärker betont 
werden, sondern es ist auch charakteristisch die Zurückdrängung des 
;nationalen« Standpunkts (sogar mit besonderer Betonung gegenüber 
den westdeutschen Vereinen). Ganz deutlich geht dies, sowie ein 
halb gewerkschaftlicher Standpunkt aus dem Programm der Berliner 
Werkvereine hervor, das im wesentlichen fordert: 

Weiteren Ausbau der Arbeiterversicherungs- und Arbeiter- 
schutzgebung, gerechte Ausgestaltung des Arbeiterrechts, Maßnahmen 
aus öffentlichen Mitteln gegen die schlimmen Folgen der Wirtschafts- 
krisen und der Arbeitslosigkeit, Verbesserung des Arbeiterwohnungs- 
wesens, Schaffung geeigneter staatlicher Institutionen zum Zwecke der 
friedlichen Vermittlung bei Arbeitskämpfen, stärkere Heranziehung 
der Arbeiterschaft zur Rechtsprechung, Armenverwaltung und allen 
sonstigen staatlichen und kommunalen Ehrenämtern, Schaffung der 
Rechtsfähigkeit für die Berufsvereine. 

Es finden sich also hier einige wesentliche Forderungen der 
Gewerkschaften, und besonders die der staatlichen Einigungsämter, 
Arbeitslosenunterstützung usw. stehen geradezu im Mittelpunkt 
der gewerkschaftlichen Diskussion. Auch ist die Betonung der inten- 
siveren sozialpolitischen Gesetzgebung etwas Neues bei den Werk- 
vereinen, die bis dahin die Selbsthilfe ın den Vordergrund 
gestellt hatten. In welcher Weise sich diese Berliner Gruppe über ihr 
ursprüngliches Programm hinaus entwickelt hat, geht deutlich aus 
dem früheren Programm (vom Jahre 1908) hervor. In diesem war 
im Wesen die Interessengemeinschaft der Arbeiterschaft mit dem 
Kapital durch starke Betonung des Sparens, Beteiligung der Arbeiter- 
sparkapitalien an Industrieunternehmungen, Ausgabe von kleinen 
Aktien, tüchtige berufliche Ausbildung verlangt worden; zwar fanden 
sich daneben auch als Programmpunkte: Bestrebungen zur Erlangung 
besserer Lohn- und Arbeitsbedingungen, wirkliche Koalitionsfreiheit, 
Rechtsfähigkeit der Berufsvereine usw. Aber es ist doch das Prinzip 
der Selbsthilfe ganz entscheidend betont, die Interessengemein- 
schaft mit den Unternehmern früher so aufgefaßt worden, daß auch 
die Interessenvertretung der Arbeiterschaft diesen ohne weiteres 
anvertraut wurde, und namentlich in Hinsicht der sozialpolitischen 
Gesetzgebung hat früher der »Bund« sich durchaus auf den ablehnen- 
den Standpunkt der Unternehmerblätter gestellt. Das alles ist jetzt 
anders, und besonders auffällig ist die einschränkende Interpretation 
des Begriffes snational« (»die Werkvereine sind national in dem Sinn, 
daß sie die beste Förderung der Arbeiterinteressen in der Förderung 
der nationalen Industrie erblicken«) und der Mangel einer deutlichen, 
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schroff ablehnenden Stellung gegenüber der Sozialdemokratie. (Es 
fehlt in den Satzungen die Bestimmung, welche die übrigen Werk- 
vereine haben, daß eine Stimmabgabe für die Sozialdemokratie gänz- 
lich unstatthaft sei und infolgedessen auch den Verlust der Mitglied- 
schaft und aller Rechte aus dem Verein zur Folge habe.) Auch auf 
den Streik wollen die Berliner Werkvereine nicht verzichten; sie 
bezeichnen ihn nur als »das letzte Mittel, wenn alle anderen Mittel 
zur Erreichung oder Erhaltung angemessener Lohn- und Arbeitsver- 
hältnisse vergeblich beschritten worden sind«. Sodann wird noch 
die Anwendung des Streiks »zu politischen Zwecken, zur Durchsetzung 
einseitiger Machtansprüche, zur Bekämpfung gegnerischer Organisa- 
tionen sowie überhaupt zu allen Zwecken, die nicht der Notwehr 
gegen unberechtigte, ernstliche Schädigungen der Arbeiterschaft 
dienen«, verurteilt. Im Grunde ist das formuliert dieselbe Stellung, 
welche z. B. die Hirsch-Dunckerschen und christlichen Gewerkschaften 
zum Streik einnehmen, und es mag auch manche freien Gewerkschaf- 
ten geben, deren Taktik sich so umschreiben läßt, wie es hier im Pro- 
gramm der Werkvereine Berliner Richtung geschehen ist. Daher 
haben die gelben Werkvereine Berliner Richtung in ihrer Ideologie 
wenigstens den Werkvereinsgedanken nicht exakt ausge- 
prägt. 

Der Bund Berliner Werkvereine hat selbst (in einem Vortrag 
seines Geschäftsführers) festgestellt, in welchen Punkten sich die 
Berliner von der westdeutschen Gruppe unterscheidet und zwar 48): 
I. Die Berliner Richtung ist völlig unpolitisch, läßt auf politischem 
Gebiete jedem Mitglied volle Freiheit und sucht nur durch wirt- 
schaftliche und gewerkschaftliche Leistungen die Arbeiterschaft für 
die privatwirtschaftliche Gesellschaftsordnung zurückzugewinnen; 
während die Werkvereine westdeutscher Richtung durchwegs konsert- 
vativ oder rechtsnationalliberal seien; 2. die Berliner Richtung will 
auf das Streikrecht nicht verzichten, sondern nur einen vernünftigen 
Gebrauch davon machen, während die westdeutsche Richtung ver- 
zichte oder nur zum Schein einen direkten Verzicht ablehne; 3. die 
Berliner Richtung umfaßt nur reine Arbeitsorganisationen, die 
westdeutsche Richtung auch Werkbeamte, von welchen die Vereine 
offiziell oder inoffiziel geleitet werden. Der Punkt der Unterneh- 
merunterstützung wird hier überhaupt nicht erwähnt. In diesem 
Punkt unterscheidet sich also die Berliner Richtung nicht von den 
westdeutschen \Werkvereinen. 

Uebrigens hat die letzte Tagung der nationalen Arbeitervereine 
(in Saarbrücken) Gelegenheit genommen, ihr Programm nochmals 
zu präzisieren, namentlich die Aufgabe des Kampfes mit der Sozial- 
demokratie und de facto Ablehnung des Streiks in den Mittelpunkt zu 
stellen 49). Auf diesem Verbandstag wurde die Mitgliederziffer der 


48) Deutsche Industrie, 6. II. 1914. 

4%) Auf das Streikrecht wurde zwar nicht formell verzichtet, aber es wurde 
grundsätzlich abgelehnt, Streikfonds anzusammeln. Der Arbeitgeber, 15. VI. 
1914. Das tatsächliche Ziel der Werkvereine dieser Richtung, die Streiks un- 
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dem »Bund deutscher \Werkvereines angehörenden Vereine mit I4o 000 
angegeben (Ende 1912: 104 000). Wie groB die Gesamtsumme der 
wirtschaftsiriedlichen Arbeiterschaft gegenwärtig Ist, wird nicht 
berichtet; jedentalls scheint das Tempo des Wachstums ein ziemlich 
rasches zu sein und wenn man nicht annimmt, daB es sich lediglich 
um den Anschluß bisher abseits stehender Vereine handelt, ist tat- 
sachlich jetz die Werbekraft der gelben Gewerkschaften eine sehr 
erhebliche. Hierbei dürfte es sich zum Teil um die bisher nicht organi- 
sierte Arbeiterschaft handeln 5°), zum Teil aber dürften auch die 
größeren Schwierigkeiten der gewerkschaftlichen Aktion zu der raschen 
Entwicklung der Werkvereine beitragen. Die geringen Ergebnisse 
der gewerkschattlichen Politik haben bei dem einen Teil der Arbeiter- 
schaft die Hinneigung zum Syndikalismus, bei dem anderen Teil den 
Anschluß an die gelben Verbände zur Folge. Zum Teil mag auch der 
Druck der Werkleitungen auf Organisierung im gelben Verband mit- 
wirken 5!). 

Das interessanteste, bisher noch nicht genügend gewürdigste 
Symptom in der Entwicklung der gelben Gewerkschaften ist die 
Revision des Programms in der Berliner Gruppe. Gewiß, auch jetzt 
noch unterscheiden sich diese Werkvereine sehr erheblich und ın 
wesentlichen Punkten von den unabhängigen Gewerkschaften. Dafür 
sorgt schon die materielle Abhängigkeit von den Unternehmern. Nur 


mözlich zu machen, wird hie und da verraten. So sagt die »Deutsche Treuee, 
das Hauptorgan der wirtschaftsfriedlichen Arbeitervereine, daß die Gelben bis 
jetzt den Generalstreik unmöglich gemacht hätten und daß durch sie allmählich 
auch die Streiks nicht mehr möglich sein würden (Deutsche Treue, 4. I. 1914). 

50) So hat z. B. die Gewerbegerichtswahl zu Ludwigshafen zum ersten 
Male eine stärkere Beteiligung der Gelben gebracht; aber das hatte nicht eine 
Verminderung der Stimmen der freien Gewerkschaften zur Folge. Vielmehr 
wurden Arbeiterschichten herangezogen, welche sich bis dahin an den Wahlen 
nicht beteiligt hatten; das Ergebnis sei, als möglicherweise symptomatisch, 
vermerkt: 


Es erhielten Stimmen: IQII I9I14 
Freie Gewerkschaften 5887 7033 
Christliche Gewerkschaften 622 540 
Gelbe Werkvereine — 2401 


Es hatte sich also die Zahl der abgegebenen Stimmen von 6509 auf 10 620 
vermehrt, wovon mehr als die Hälfte auf gelbe Verbände entfiel. Da bei diesen 
Wahlen Proportionalwahlrecht herrscht, bedeutet das durchwegs eine Schwä- 
chung der bisherigen Gewerkschaftsrichtungen, wenngleich sie absolut über mehr 
Stimmen verfügen als früher. 

5) Daß ein solcher Druck tatsächlich vorhanden ist, geht auch daraus her- 
vor, daß in vielen Betrieben den Arbeitern die Beiträge für die \Verkvereine 
direkt vom Lohn abgezogen werden. Das wäre nicht notwendig, wenn die Arbeiter 
freiwillig den Werkvercinen beitreten würden und ist sicherlich für viele Arbeiter, 
die es sonst nicht täten, ein Motiv, sich dem Werkverein anzuschließen. Ueber 
Terrorismus bei der Anwerbung zu den gelben Verbänden wird fortgesetzt be- 
richtet. So z. B. wieder im Vorwärts, 13. I. 1914, abgedruckt in »Deutsche Treuce, 
1. II, 1914. 
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ist die Formulierung des Programms ein deutliches Zeichen dafür, 
daß die eigentlichen Prinzipien der gelben Werkvereine in weitesten 
Kreisen der Arbeiterschaft, vor allem der großindustriellen Arbeiter- 
schaft, auf erheblichen Widerstand stoßen. Und es legt die Berück- 
sichtigung einiger wesentlicher gewerkschaftlicher Programmpunkte 
im Programm der Berliner Werkvereine den Schluß nahe, daß viele 
Mitglieder in die Werkvereine nur gezwungen eingetreten sind, und 
nun in ihnen ihre unveränderten gewerkschaftlichen Ueberzeugungen 
zum Ausdruck zu bringen suchen. Nach der Meinung der Gründer der 
Werkvereine wäre die Ursache der Werkvereinsbewegung der Terroris- 
mus der freien Gewerkschaften gewesen, die Organisation im Werk- 
verein sei der Protest gegen diesen Terrorismus und die verfehlte 
Streikpolitik. Damit steht nun im Widerspruch, daß gegenwärtig 
die Arbeiter in den Werkvereinen nur zu halten sind, wenn diese 
wesentlich gewerkschaftliche Prinzipien akzeptieren. Die Werkvereine 
können sich nur halten, wenn sie die »verfehlte Politik« grundsätzlich 
mitmachen, derentwegen ihre Mitglieder den »Streikgewerkschaften« 
den Rücken gekehrt haben sollen. Das alles drängt zu dem Schluß: 
Die Werkvereinsbewegung geht von wenigen Zentralpunkten aus, 
ist nicht eine Massenbewegung der Arbeiterschaft selbst, und muß 
nun, um sich zu halten, wesentliche Programmpunkte preisgeben, 
dem gewerkschaftlichen Gedanken, als dessen Gegensatz sie 
entstand, wesentliche Konzessionen machen. Diese Schwenkung 
beweist eben nur wieder, daß die Werkvereine eine Schöpfung der 
Unternehmer sind, die nicht in der ursprünglich geplanten Form 
gehalten werden konnten und jetzt modifiziert werden. Auch der 
überaus hohe Beitrag der Unternehmer gerade in den Berliner Werk- 
vereinen vermochte diese Schwenkung nicht zu verhindern. Daraus 
folgt aber, daß sich eine wesentliche Sinnesänderung der 
Arbeiterschaft nicht vollzogen haben dürfte. Trotzdem ist die Schwä- 
chung der Gewerkschaften durch die Werkvereine nicht zu unter- 
schätzen; denn jedenfalls bedeuten sie eine weitere Zersplitterung 
der Arbeiterschaft und eine finanzielle Schwächung Nur 
darf man nicht meinen, daß die gelben Verbände wirklichen Massen- 
bewegungen gegenüber sich passiv verhalten würden. Das Programm 
und die Zusammensetzung der Berliner Vereine spricht eher dafür, 
daß die gelben Vereine in gewissen Situationen (namentlich Ver- 
schlechterung des Koalitionsrechts) von etwaigen Massenbewegungen 
der unabhängigen Gewerkschaften mitgerissen werden würden °?). 


52) Eine interessante Spielart einer gelben Organisation ist neuerdings in 
einem großen Stuttgarter Betrieb entstanden, dessen Leiter früher gute Be- 
ziehungen zum Metallarbeiterverband hatte und mit diesem in Konflikte ge- 
raten war (Firma Robert Bosch). Der Zweck dieser Betriebsorganisation, welche 
den Titel führt: »Verein der nicht organisierten Arbeiter«, ist Ansammlung von 
Ersparnissen und daneben Arbeitslosenunterstützung. Der gelbe Charakter der 
Organisation geht daraus hervor, daß die Beiträge vom Lohnbureau der Firma 
direkt abgezogen werden. Auch werden die Aufnahmescheine sofort in das Bureau 
der Firma gegeben. Die Beiträge sind wöchentlich ı Mk., für weibliche Arbeiter 
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Der Schutz der Arbeitswilligen. 


Die Frage des Schutzes der Arbeitswilligen 
wurde in den beiden letzten Abschnitten der Chronik bereits eingehend 
diskutiert ®). Dort wurde auch erwähnt, daß zuletzt im Januar 
1913 ein Antrag der Konservativen auf Verbot des Streikposten- 


so Pfg. (also analog denen der größeren Gewerkschaften); von diesen werden 
70, resp. 30 Pig. als Sparguthaben gutgeschrieben, während 30, resp. 
15 Pfg. in die getrennt zu führende Unterstützungskasse wandern; Spargut- 
haben über ıoo Mk. können jederzeit abgehoben werden. Nach einer ein- 
jährigen Karenzfrist wird ein Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung erworben 
und zwar für männliche Mitglieder Mk. 2.—, für weibliche Mk. 1.— täglich durch 
höchstens 30 Tage jährlich. Am interessantesten aber sind die Bestimmungen 
bezüglich der Streiks; wenn nämlich derartige Aenderungen im Betriebe ein- 
treten, daß 3, der Mitglieder nicht mehr weiter arbeiten wollen, so verhandelt 
der Arbeiterausschuß mit der Firma; ist dies vergeblich, so wird der Verein der 
Metallindustriellen und als letzte Instanz das Gewerbegericht angerufen, Wenn 
auch das Eingreifen dieser Behörde ergebnislos verläuft, so steht es den Mit- 
gliedern frei, in geheimer Abstimmung Stellung zu nehmen und mit 34 der Stim- 
men den Ausstand zu beschließen. In diesem Fall werden aus der Kasse die Er- 
werbslosenunterstützungen gewährt, und zwar insolange, als das Vermögen aus- 
reicht. Darnach können die Mitglieder das — sonst gesperrte — Spargut- 
haben abheben. Es ist hier also Streik und Streikunterstützung — wenngleich 
nicht in erheblichem Umfang — vorgesehen, der erste Fall einer im Wesen 
gelben Organisation, die auf die Basis der Betriebszugehörigkeit als Abwehr- 
maßnahme gegründet wird, und doch unter allerhand Kautelen die Möglichkeit 
des Streiks und selbst eines Streikfonds zuläßt. Die Statuten sind ein Kompro- 
miß zwischen einer absoluten Unterstützungsvereinigung und einer unabhängi- 
gen Gewerkschaft. Die Statuten enthalten sogar die Bestimmung, daß ein 
Mitglied sofort ausgeschlossen werden kann, wenn es einen Streik oder eine 
Sperre bricht. Diese Bestimmung steht natürlich nur auf dem Papier, aber sie 
ist ein deutliches Symptom dafür, daß man einen wesentlichen Fortschritt der 
Werkvereinsbewegung nur von der Annahme gewerkschaftlicher Allüren er- 
wartet. In der Realität wird diese Organisation ebensowenig wirklich eine un- 
abhängige Interessenvertretung der Arbeiterschaft ermöglichen können, als 
andere gelbe Verbände, weil schon der oben beschriebene Instanzenzug praktisch 
einen Streik ausschließt (wegen derlangen Hinausschiebung der Streikerklärung). 
Die Neutralisierung der Stoßkraft ist hier von entscheidender Bedeutung. 
Dazu kommt, daß alle Ansprüche an die Unterstützungskasse bei Verlassen des 
Betriebs verloren gehen. Damit ist die Freizügigkeit eine gehemmte und die 
Mechanik des Arbeitsmarktes mit ihrer automatischen Einwirkung auf die 
Lohngestaltung (bei guter Konjunktur) ausgeschaltet. Die Ausdehnung solcher 
Unterstützungsvereine mit verklausuliertem Streikrecht über die ganze Industrie 
würde zwar auf der einen Seite die Situation der Arbeiterschaft etwas bessern, 
aber andererseits durch Schwächung der unabhängigen Gewerkschaften den 
Einfluß der gelben Organisationen auf ihre Verwaltungen mindern. Die gelben 
Organisationen haben scheinbare Erfolge, solange die unabhängigen Gewerk- 
schaften bestehen und den Hauptteil der aktiven Arbeiterschaft repräsentieren. 
(Ueber diesen Stuttgarter Werkverein vgl. Metallarbeiterzeitung, 4. VII. 1914.) 

53) Archiv Bd. 34, S. 987 und Bd. 36, S. 1002 ff. Eine prinzipielle Unter- 
suchung der Frage des Arbeitswilligenschutzes bietet jetzt Alfred Weber in seinem 
Vortrag: »Arbeitswilligenschutz ?« (bei Reinhardt, München 1914). 
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stehens abgelehnt wurde. Auf dieses Verbot des Streikpostenstehens 
(das ja nicht die notwendige Form des Arbeitswilligenschutzes ist) 
konzentrierten sich nun im Berichtsjahr die Bemühungen aller Unter- 
nehmerorganisationen und der ihnen nahestehenden Verbände, ohne 
daß de Argumentationen hierfür bereichert oder anders 
formuliert worden wären. Es sei daher zunächst lediglich der weitere 
Verlauf dieser Angelegenheit — vielleicht die wichtigste Entwicklung 
in der amtlichen sozialen Politik — pragma tisch dargestellt 54). 

Zunächst hat die nationalliberale Partei auf ihrer Wiesbadener 
Tagung beschlossen, eine Kommission einzusetzen, welche sich mit 
dieser Frage befassen sollte; ohne die Beschlüsse der Kommission 
abzuwarten, haben mehrere Unterverbände (am Sitz der schweren 
Industrie, auch in Schleswig-Holstein, Lübeck, ebenso in Thüringen, 
Nassau, Westpreußen) sich einmütig für einen stärkeren Schutz 
der Arbeitswilligen ausgesprochen. — Diese Beschlüsse werden auf 
die Position der Gesamtpartei zu dieser Frage wahrscheinlich nicht 
ohne Einfluß bleiben. 

Noch wichtiger als diese Beschlüsse aber sind die des Industrie- 
rates im Hansabund. Dieser hat nach einem Referat des national- 
liberalen Abgeordneten Dr. Stresemann eine Resolution angenommen, 
dahingehend, daß er »unter voller Anerkennung des bestehenden 
Koalitionsrechtes, zur Sicherung der freien Entschließung der Ar- 
beiter in Fällen von Arbeitsstreitigkeiten für geboten erachtet: 1. 
gleichmäßige Verordnungen über die Form des Einschreitens der 
Polizeigewalt bei Streikexzessen, 2. beschleunigtes Strafverfahren, 
3. Beseitigung der Ausnahmestellung der Gewerkschaften und Berufs- 
vereine durch die Bestimmung, daß der $ 31 BGB. auch auf nicht 
eingetragene Gewerkschaften und Berufsvereine anwendbar sei 35); 
4. schärfere Fassung der Begriffe Bedrohung und Nötigung (§ 240/41 
StGB.). Das Direktorium des Hansabundes hat demgegenüber 
erklärt 56), daß das Koalitionsrecht erhalten bleiben müsse, 
daß von Ausnahmegesetzen nicht eine Verbesserung, sondern eine 
Verschlechterung des Zustandes zu erwarten wäre, daß 
aber, bei Festhaltung dieser Grundsätze, die Koalitionsfreiheit nicht 
als Recht auf Ausschreitungen angesehen werden 
könne; namentlich dürfe darunter nicht das Recht verstanden werden, 
einen förmlichen Belagerungszustand gegen eine 
Industrie bei Ausständen zu verhängen. Da es überdies nicht auf 
eine möglichst harte Bestrafung, sondern Verhinderung der Gewalt- 
tätigkeiten ankomme, und auch die bisherigen Gesetze ınanche Hand- 
haben hierfür bieten würden, so empfiehlt der Hansabund die über- 








54) Vgl. hierzu den ausführlichen Bericht in der deutschen Industriezei- 
tung, 22. XI. 1913. 

55) Hier wird direkt Ungleichheit des Rechts verlangt — nämlich 
Rechtlosigkeit in allen Fällen, in welchen Gewerkschaften (z. B. ihren Mitglie- 
dern gegenüber) ihre Rechte wahrnehmen wollen — hingegen volle Verpflich- 
tungsfähigkeit der Gewerkschaften nach außen hin. 

56) Hansabund, Dezember 1913. 
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sichtliche und klare, einwandfreie Feststellung des gegenwärtigen 
Rechtszustandes und der Praxis. Das Begehren des Industrierates 
um Erlassung neuer Verordnungen wird also vom Direktorium 
nicht akzeptiert, sondern stillschweigend übergangen. Es sei noch 
erwähnt, daß sich auch zu Punkt 3 und 4 das Direktorium des Hansa- 
bundes vorläufig ablehnend verhielt, die Fragen als nicht 
geklärt betrachtete 57). 

Schon nach diesem Beschluß des Hansabundes (der ja eigentlich 
ein schwankendes Kompromiß darstellt), glaubte die Unternehmer- 
presse hoffen zu dürfen, daß sich der Reichstag nicht mehr dem Be- 
gehren der Unternehmer verschließen werde, da man nunmehr bald 
auf die Zustimmung der Nationalliberalen rechnen könne 58) und 
auch das Zentrum zu gewinnen sein sollte. Nun zeigt sich auch schon 
die Wirkung der Enzyklika insofern, als die christlichen Gewerk- 
schaften von den Unternehmern darauf hingewiesen werden, daß 
»sie sich auch in allen weltlichen Fragen von ihren kirchlichen Oberen 
zu beraten lassen haben und bestrebt sein müssen, ihr Verhalten in 
allen irdischen Dingen mit den Grundsätzen der römisch-katholischen 
Kirche in Einklang zu bringen« 5°). 

Die nächste Behandlung des Arbeitswilligenschutzproblems im 
deutschen Reichstag 8°) stand bereits offensichtlich unter dem Ein- 
druck der verstärkten Agitation, welche auch auf die liberalen Par- 
teien und die Regierung nicht ohne Einfluß geblieben war; wie die 
»Soziale Praxis« hervorhob, zerfiel die Aeußerung des Reichskanzlers 
diesmal deutlich in zwei Teile; in dem ersten wiederholte er seinen, 
bereits früher mehrfach vertretenen Standpunkt: Wahrung der 
Koalitionsfreiheit, keine Ausnahmegesetze, Schutz der individuellen 


5) Hier spielen die Bedenken der Einwirkung solcher allgemeiner Vor- 
schriften auf die Kartelle die entscheidende Rolle (vgl. weiter unten). Hierüber 
Näheres im Hansabund, Dezember 1913. 

58) Die nationalliberale Partei hat zwar durch ihre Wortführer in den ent- 
sprechenden Debatten zu Ende des Jahres 1913 sich etwas zurückhaltend ge- 
äußert — aber zugleich hat sie einen Ausschuß zur Prüfung der Frage des Terro- 
rismus eingesetzt, der Material sammelt, »welches sich für die nachdrück- 
liche Vertretung eines Gesetzes zum Schutz von Arbeitswilligen eignet«. 
Eine sehr erschöpfende und unparteiliche Darstellung des Problems ist bei 
dieser Fragestellung bedauerlicherweise durch diesen Ausschuß nicht zu er- 
warten. 

59) Deutsche Industriezeitung, 22. XI. 1913. — Bisher hatten soweit zu 
sehen, die Unternehmer aus der Gewerkschafts-Enzyklika noch nicht gefolgert, 
daß die Gewerkschaften ihre Forderungen akzeptieren müßten. Hier wird dies 
zum erstenmal getan und dabei bezeichnenderweise vorausgesetzt, daß die 
kirchlichen sOberen« die Gewerkschaften in einem den Unternehmern passenden 
Sinn beeinflussen werden. Das ist ein nur zu deutliches Symptom dafür, daß die 
Gewerkschaftsenzyklika bei strikter Durchführung tatsächlich ganz eindeu- 
tig eine Schwächung der Arbeiterposition den Unternehmern gegenüber zur 
Folge hätte, weil ja ihre Prinzipien den Unternehmern gegenüber nicht 
zur Anwendung gebracht werden können. 

60) Soziale Praxis, 18. XII. 1913. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. ı. 21 
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Freiheit gegen Koalitionen auf dem Wege des allgemeinen 
Strafrechts, jedoch paritätisch; Ablehnung der Forderung, bereits 
jetzt die zivilrechtliche Haftung der Organisationen für unerlaubte 
Koalitionsangriffe, und damit notwendigerweise Rechtsfähigkeit aus- 
zusprechen; zugleich warnte der Reichskanzler vor Ueberschätzung 
der Wirkungsmöglichkeit solcher Strafbestimmungen, welche doch 
Unterlassungen und gesellschaftlichen Boykott nicht er- 
fassen könnten. Am Schluß der Rede hingegen erkannte der Reichs- 
kanzler die Verpflichtung der Regierung an, in dieser Frage eine 
führende Rolle zu spielen, und gab bekannt, daß bereits seit längerer 
Zeit im Reichsamt des Innern die Erfahrungen, welche in Deutsch- 
land und anderen Ländern beim ganzen Verlauf der Arbeitsstreitig- 
keiten gesammelt wurden, zusammengestellt werden. Diese Arbeit 
werde bald vorgelegt werden können und sowohl wertvolle Finger- 
zeige für die Handhabung der bestehenden Gesetze und die Grundlage 
für die weitere Behandlung bieten. Es hat sich also der Reichskanzler 
immerhin schon bereit erklärt, das Problem des Arbeitswilligenschutzes 
zum Gegenstand von Erwägungen zu machen (trotzdem er eben 
vorher noch Ausnahmegesetze ablehnte). 

Die Debatten führten im Februar 1914 zu Beschlüssen @), welche 
zeigen, daß die Haltung des Reichstags im Wesen sich noch nicht 
geändert hat, wenngleich die Nationalliberalen nicht mehr mit der- 
selben Festigkeit den Arbeitswilligenschutz ablehnen. Zwar wurde 
der Antrag der Konservativen auf Verbot des Streikpostenstehens 
mit der gleichen erdrückenden Mehrheit wie stets vorher abgelehnt; 
auch eine nationalliberale Resolution wurde abgelehnt, nach welcher 
die Vorlage einer Denkschrift gefordert wurde, die den 
ganzen Umfang des Problems behandeln sollte; hingegen wurde 
über Antrag des Zentrums beschlossen, den Reichskanzler zu er- 
suchen, die von ihm angekündigte Denkschrift auch »auszudehnen 
auf Koalitionszwang der Arbeitgeberverbände durch Beschränkung 
der gesetzlich gewährleisteten Koalitionsfreiheit, Arbeitsausschluß 
von Angehörigen bestimmter Vereinigungen und Verbände, Zwang 
zum Eintritt in Gewerkvereine, Führung schwarzer Listen, ge- 
heime Abmachungen über Annahme oder Nichtannahme von Arbeit- 
nehmern, Streikbrechervermittlungswesen usw.« 

Gleichzeitig mit dem Vorstoß im Reichstag oder bald darnach 
begannen die konservativen und nationalliberalen Parteien in den 
bundesstaatlichen Parlamenten die Frage neuerdings auf- 
zurollen. So zuerst im preußischen Landtag bereits im Januar IQI4. 
Hier licß die preußische Regierung durch den Minister des Innern 
v. Dallwitz erklären, daß auch auf Grund bestehender, 
durch Reichsgerichtsurteil gültig befundener Verordnungen die 
wesentlichsten Mißstände (soweit es sich um die allgemeine Sicher- 
heit, Sicherung der Ruhe und Ordnung auf der Straße und des Schutzes 
der Person handle), bekämpft werden könnten. Es sei den Ober- 


6) Soziale Praxis, 12. II. 1914 und Der Arbeitgeber, 15. II. 1914. 
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präsidenten Weisung erteilt worden, derartige \erordnungen in ihren 
Bezirken zu erlassen ®). 

Auch in der sächsischen Kammer wurden Anträge der Konser- 
vativen und die üblichen Gegenanträge von Sozialdemokraten mehr- 
fach verhandelt ®); den Anträgen gegenüber nahm die Regierung 
folgenden Standpunkt ein: sie hielt eine Aenderung des Strafgesetzes 
in dem vom Reichskanzler vertretenen Umfang für erforderlich. 
Darüber hinausgehend sei eine weitere gesetzliche Regelung 
weder durchführbar noch erwünscht. Namentlich dürfe nicht die 
Koalitionsfreiheit als solche angetastet werden und sei ein 
paritätisches Vorgehen gegen den Terrorismus der Arbeitgeber in 
derselben Weise wie gegen den der Unternehmer notwendig. Im 
Wege der Exekutive seien Gegenwirkungen möglich und bereits aus- 
geübt worden: so werde bei umfangreicheren Streiks ein größeres 
Polizeiaufgebot herangezogen, und es müsse auf die Auswahl 
der in die Streikgebiete zu kommandierenden Polizeibeamten ein 
besonderer Wert gelegt werden. Doch wird die Bildung einer beson- 
deren Landesstreikpolizei abgelehnt ®). Eine ein- 
gehende Instruktion zu erlassen weigerte sich der Minister, da es 
sich vielfach nur um Ermessensfragen handle, so daß auf Situation 
und Möglichkeit Rücksicht zu nehmen sei. Hingegen soll eine Ver- 
ordnung mit allgemeinen Richtlinien erlassen werden. 

Auch im badischen Landtag hat sich die Regierung (29. Januar, 
Beratung des Etats) über den Arbeitswilligenschutz ausgesprochen 
und erklärt, daß die badische Regierung der Einführung eines ver- 
stärkten Arbeitswilligenschutzes nicht ablehnend gegenüberstehe. 
Ausschreitungen bei den letzten Streiks in Rastatt und Pforzheim 
legen die Frage nahe, ob die gegenwärtige Gesetzgebung genüge. 

Die bayrische Regierung erklärte gelegentlich im Abgeordneten- 
hause, daß sie die gesetzlichen Vorschriften für ausreichend halte 
und das Koalitionsrecht schützen werde ®). 


62) Soziale Praxis, 22. I. 1914. 63) Soziale Praxis, 12. II. 1914. 

&) Der Verband sächsischer Industrieller hat u. a. von 
der Regierung gefordert: daß besondere Beamte zur Verwendung bei Streiks 
und Aussperrungen ausgebildet werden. Dabei wird in erster Linie auf die Ver- 
wendung von Landgendarmen hingewiesen. Die Industriellen wünschen also, 
daß die Regierung Pinkertons ausbilde, wie sie die amerikanischen Unternehmer 
auf eigene Kosten unterhalten. Diese sollten eine besondere Ausbildung 
erhalten, damit sie jeweils der Situation gewachsen sind und stets das Erforder- 
liche vorkehren könnten. Namentlich sollten sie die Streikposteninstruktionen 
der Gewerkschaften genau kennen und darüber instruiert sein, inwieweit sie 
berechtigt seien, einzuschreiten. Da vielfach das Einschreiten der Behörden 
Sache des freien Ermessens ist — auch die Unternehmer geben zu, daß »Sicher- 
heit, Ruhe und Bequemlichkeit des Verkehrs«, welche garantiert werden solle, 
verschiedenartig interpretiert werden könne —, so verlangen die Un- 
ternehmer eine Verwaltungspraxis, welche diese Begriffe bis ins äußerste in der 
Richtung ihrer Interessen interpretiert, verlangen also, daß grundsätz- 
lich in der Praxis und dem Erlassen von Verordnungen das Interesse der 
Unternehmer als das übergeordnete anerkannt wird. 

65) Soziale Praxis, 12. II. 1914. 

21* 
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Diesen Debatten folgten dann auch Aktionen der Regierungen. 
So hat man zunächst probeweise in Preußen für Westfalen und die 
Rheinprovinz eine Polizeiverordnung erlassen, die einen weitergehen- 
den Schutz der Sicherheit auf der Straße gewährleisten soll. Früher 
war nämlich bestimmt, daß den Anordnungen der Polizei zur Erhal- 
tung der Ruhe, Sicherheit, Ordnung und Bequemlichkeit auf öffent- 
lichen Straßen Folge zu leisten sei, während jetzt noch hinzugefügt 
ist, daß auch den Anordnungen zum Schutze der Person und des 
Eigentums Folge geleistet werden müsse. 

Von den Unternehmern wird die Wirkung dieser Verordnung — 
wohl mit Recht — nicht sehr hoch eingeschätzt, weil schon jetzt in 
denjenigen Fällen die Polizei einzugreifen pflegt, die nunmehr in der 
Verordnung ausdrücklich aufgeführt sind — und weil nicht einmal 
in ganz Preußen in gleichmäßiger Weise solche Verordnungen erlassen 
werden 8). Aber nicht einmal diese Verordnungen sind nach dem 
gegenwärtigen Rechtszustand als ohne weiteres gültig anzusehen; 
denn obzwar Entscheidungen des Kammergerichts und des Reichs- 
gerichts manche Verordnungen als rechtsgültig angenommen haben, 
hat das Kammergericht in einer neuerlichen Entscheidung vom 
18. V. 1914 eine Polizeiverordnung des Oberpräsidenten von West- 
falen für ungültig erklärt, nach welcher gewissen Weisungen von 
polizeilichen Aufsichtsbeamten bei Strafe Folge zu leisten sei. Damit 
ist die Rechtslage wieder vollkommen unklar und die Bemühungen, 
durch Verordnungen ein Verbot des Streikpostenstehens zu erwir- 
ken, sind in ihrem Erfolg problematisch geworden. 

In ähnlicher Weise wie die preußische Regierung sucht die säch- 
sische, und zwar einheitlich für das ganze Königreich, den Wün- 
schen der Unternehmer in der Frage vermehrten Arbeitswilligen- 
schutzes entgegenzukommen; der Verordnungsentwurf, der vor- 
zeitig bekannt geworden ist, enthält im wesentlichen folgende Be- 
stimmungen 9°): 

I. Die Polizeibehörden haben sich in die Streitigkeiten nicht 
einzumischen, sondern nur mit strengster Unparteilichkeit dafür zu 
sorgen, daß die Ordnung nicht gestört wird, insbesondere strafbare 
Handlungen verhindert werden, und die Freiheit und Sicherheit des 
öffentlichen Verkehrs, insbesondere nach und von der Arbeitsstelle, 
in jeder Hinsicht geschützt wird. 

2. Gegen Ausschreitungen, welche die öffentliche Ord- 
nung stören oder gefährden, mögen sie von Streikenden oder Unter- 
nehmern oder Arbeitswilligen ausgehen, ist mit Ruhe und Zurück- 
haltung vorzugehen, aber auch mit derjenigen EnergieundNach- 
drücklichkeit, die durch die Umstände geboten ist. 

3. Die Ausstellung von sog. Streikposten auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plätzen oder Wasserstraßen ist dann nicht zu beanstanden, 

66) Zu diesen Verordnungen vgl.: Der Arbeitgeber, 1. V. 1914; Vorwärts, 
20. VI. 1914; Deutsche Industrie, 20. VI. 1914. 

67) Die Verordnung ist nunmehr publiziert worden, Vgl. Soziale Praxis 
9. VII, 1914. 
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wenn sie den freien Verkehr nicht beeinträchtigen, insbesondere sich 
darauf beschränken, die Arbeitsverhältnisse zu beobachten, ohne 
hierbei Personen zu belästigen. 

4. Sofern Streikposten oder andere Personen in Betätigung 
eines Interesses am Ausgang einer gewerblichen Streitigkeit die 
öffentliche Ordnung oder Sicherheit, die Bequemlichkeit oder Ruhe auf 
den öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder \Vasserstraßen stö- 
ren, insbesondere Arbeitswillige oder andere Personen belästigen, 
oder in bedrohlicher Weise auftreten, sind sie von dieser Stelle des 
Verkehrsraumes einschließlich Einfahrten und Hauseingängen fort- 
zuweisen und nötigenfalls zu entfernen. Als Belästigung ist auch 
anzusehen, wenn solche Personen wider ihren ausgesprochenen oder 
erkennbaren Willen auf öffentlichen Straßen oder Plätzen ange- 
sprochen oder augenfällig begleitet werden. 

5. Müssen Streikposten wegen derartiger Belästigungen fort- 
gewiesen werden, oder ist durch Streikposten eine un mittelbare 
Störung der öffentlichen Ordnung zu erwar- 
ten, so kann die Polizeibehörde nach Lage des Falls die Ausstellung 
von Streikposten vorübergehend oder für die Dauer der betreffenden 
Streitigkeit ganz verbieten. 

Ein letzter Punkt behandelt den beschleunigten Bericht und 
Sammlung des Materials. 

Die Regierung geht hier so weit, als sie es wagen kann, ohne 
einen Einspruch der Gerichte zu befürchten. Die Erlassung der 
Verordnung ist natürlich, trotz des Hinweises auf möglichste U n- 
parteilichkeit, eine Stellungnahme gegen den Streik und 
eine Erschwerung seiner Durchführung, während sich bei Aussper- 
rungen oder Gewinnung von Arbeitswilligen die Unternehmer niemals 
in die Lage versetzt sehen können, mit der Polizei aus den 
in der Verordnung erwähnten Gründen in Konflikt zu geraten. Na- 
mentlich aber ist die Behandlung des Problems aus dem Gesichts- 
punkt der Straßenpolizei ganz grotesk. Zwar hat die Behörde das 
Recht und die Pflicht, bei Straftaten einzugreifen und sie zu ver- 
hindern. In der Frage der Verordnung aber handelt es sich nicht 
um Verhinderung von Straftaten, sondern an sich erlaubte, 
wenngleich nicht gebilligte Handlungen, um Handlungen, die 
neutral sind, und die das Gesetz nicht einmal mit Verbot belegt. Tat- 
sächlich sollen ja auch nicht diese Handlungen getroffen wer- 
den, sondern indirekt das Streikpostenstehen überhaupt und so 
die Möglichkeiten, wirksam einen Streik zu führen. Es ist nicht der 
freie Straßenverkehr und die Abhaltung von Belästigungen jeder 
Art, welche als Rechtsgut in diesen Verordnungen geschützt sind, 
gemeint ist doch damit die Koalition, der Streik, die Organisa- 
tion der Arbeiter, welche in ihrer Auswirkung auch dort schon unter- 
bunden werden soll, wo noch keine strafbaren Hand- 
lungen gesetzt werden. Denn der freie Straßenverkehr, die 
Hintanhaltung von Belästigungen ist nach dem gegenwärtigen Zu- 
stande nicht das oberste Rechtsgut. Als Beweis mag die- 
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nen, daß sich ja häufig die Polizei selbst zur Durchsetzung ande- 
rer, von der Rechtsordnung gestatteter Zwecke zur Verfügung 
stellt, auch wenn hierbei — unter Mitwirkung der Polizei — der 
freie Verkehr gehemmt, die Straßen in Anspruch genommen werden 
müssen und selbst Belästigungen nicht vermieden werden 
können. Vereinsveranstaltungen aller Art, Blumentage, Schulausflüge 
und sportliche Feste, Karnevalsumzüge, kurz alle Betätigungen kollek- 
tiver Verbände wären in der Oeffentlichkeit ohne Unter- 
bindung des Verkehrs, vielfach ohne Belästigung (zum Teil in den- 
selben Formen, welche die obige Verordnung ausschalten will: An- 
sprechen) nicht möglich und die Polizei stellt sich diesen Veranstal- 
tungen selbst als Organ zur Verfügung, um trotzdem die Ab- 
haltung dieser Veranstaltungen zu ermöglichen. Gewiß, auch der 
freie Verkehr ist ein Rechtsgut. Aber da derselbe offenkundig in 
der Rangordnung der Rechtsgüter nicht sehr hoch steht, kann bei 
kollidierenden Interessen nach der geltenden Rechtsordnung nicht 
ohne weiteres das Interesse des freien Verkehrs als das wertvollere, 
wichtigere angesehen werden, sondern es müßte jeweils abgewogen 
werden, mit welchen anderen, von der Rechtsordnung gleich- 
falls gestatteten oder geschützten Interessen es kollidiert. Diese 
damit kollidierenden Interessen müßten sodann gegen diejenigen 
Interessen abgewogen werden, für deren Durchsetzung eine Unter- 
bindung des Verkehrs, Belästigung usw. von den Polizeibehörden 
selbst ausdrücklich zugelassen oder bewirkt wird, und nur 
dann kann entschieden werden, ob diese Auslegung im Gesamt- 
komplex der Gerichts- und Verwaltungspraxis die Durchsetzung des 
Prinzipsgleichen Rechts oder Schaffung einer Ausnahme- 
position bedeutet. Wird die Frage so gestellt, so ergibt sich 
daß so weitgehende Rechte der Polizeibehörden, wie sie in der 
sächsischen Verordnung beansprucht werden (nicht der ganze In- 
halt der Verordnung, aber wesentliche Teile derselben, insbesondere 
die Gewährung des Rechtes, das Streikpostenstehen zu verbieten), 
eine Stellungnahme gegen Koalitionen, eine Verletzung des Prin- 
zips des gleichen Rechtes bedeuten. Daß die Unter- 
nehmer die notwendige Begleiterscheinung der 
Koalitionsausübung als selbständigen Tatbestand unter Strafe stellen 
oder verbieten wollen, ist weiter nicht unverständlich, da die 
Aufrollung der Frage des Koalitionszwanges in ihrem gesamten Um- 
fang für ihre Koalitionen (dazu gehören auch die Kartelle) unabseh- 
bare Folgen haben könnte. 

Allen diesen Versuchen der Regierung gegenüber, die Begleit- 
erscheinungen des Streikpostenstehens zu treffen, ohne je- 
doch das Streikpostenstehen selbst zu verbieten, bleiben die Unter- 
nehmer fest und verlangen in einer eigenen Novelle zur GO. das Ver- 
bot des Streikpostenstehens €). Hingegen lehnen sie die Lösung 
der Frage auf dem Boden des gemeinen Rechtes, d. h. gleich- 


6) Der Arbeitgeber, 15. III. 1914. 
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mäßige Behandlung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, strikt 
ab. Mit erfrischender Klarheit ist dieser Anspruchauf Rechts- 
ungleichheit zugunsten der Unternehmer in einem Artikel 
geltend gemacht worden, den der Vorsitzende des Vereins deutscher 
Seidenwebereien (Dr. Rüdenberg, Crefeld) in der »Deutschen In- 
dustrie« publiziert hat ®). Er weist auf den »fatalen Parallelismus« 
der Gegenüberstellungen: Gewerkschaft — nicht organisierte Ar- 
beiter, Industriekartell — Außenseiter hin und macht darauf auf- 
merksam, welche Konsequenzen die von den Unternehmern, z. B. 
dem Industrieausschuß des Hansabundes beantragten Aenderungen 
des gemeinen Rechtes für die Kartelle hätte. Die Gegner des Koa- 
litionsrechtes verlangen bekanntlich — und der Entwurf des StGB. 
hat diesem Verlangen Rechnung getragen — a) daß nach §§ 240 und 
241 StGB. die Tatbestände der Nötigung und Bedrohung schon dann 
gegeben sein sollen, wennan Stelleeiner Bedrohung mit einem Ver- 
brechen oder Vergehen die Bedrohung mit einer schädigenden Hand- 
lung eintritt, welche geeignet ist, die freie Willensentschließung der 
Bedrohten zu beeinflussen. Mit Recht weist Dr. Rüdenberg darauf 
hin, daß eine solche Bestimmung den Kartellen die Androhung von 
Lieferanten und Kundensperre, von Benachteiligung durch Preis- 
erhöhung, Kreditbeschränkung und Kreditentziehung, ferner den 
Abschluß von Verträgen mit Dritten zum Schutz gegen Außenseiter 
und kartellschädigende Abnehmer unmöglich machen. Damit aber 
wäre ihnen, wie Dr. Rüdenberg sagt, die Möglichkeit des Fortbe- 
stehens genommen. b) Verlangen die Gegner des Koalitionsrechtes 
(vgl. oben), daß alle Berufsvereine zwangsweise den Bestimmungen 
des BGB. über rechtsfähige Vereine unterstellt werden sollen (§ 39 
BGB.). Damit würde für die Kartelle die Bestimmung zwingende 
Kraft erhalten, daß die Kündigungsfrist höchstens 2 Jahre für die 
Mitglieder der Vereinigung betragen dürfe; so könnte auch die längste 
Vertragsdauer nur mit 2 Jahren bemessen werden. Würde überdies 
noch, was möglich sei, der Zwang zur Eintragung der Berufsvereine 
in das Vereinsregister gesetzlich bestimmt, so könnten die Satzungen 
offengelegt werden, ebenso alle Satzungsänderungen. Auch das 
wäre für viele Kartelle unerträglich. 

Daraus schließt Dr. Rüdenberg, es lasse sich heute überhaupt 
nicht absehen, welche Folgen die Bewegung gegen den Organisations- 
zwang auf dem Gebiete der Gesetzgebung haben werde. Jedenfalls 
sei es notwendig, solche Aenderungen des gemeinen Rechtes zu 
verhindern, welche die Fortentwicklung der Industriekartelle ge- 
fährden. 

Interessant an diesen Ausführungen ist zunächst das unum- 
wundene Zugeständnis, daß Kartelle ohne sehr weitgehenden Or- 
ganisationszwang (wovon ja hier nur Beispiele aufgeführt werden) 
keinen Tag bestehen könnten. Der Verfasser zieht daraus aber nicht 
den Schluß (und das ist für die Argumentation der Unternehmer- 


e9) A, a. O., 20. II. 1914. 
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kreise äußerst charakteristisch) sich mit dem ÖOrganisationszwang 
als einer notwendigen Nebenerscheinung abzufinden und eine all- 
gemeine, für die Betätigung aller Koalitionen gleichgel- 
tende Grenzlinie zu ziehen, sondern er verlangt Rechts- 
ungleichheit. Er verlangt unbedingten Schutz des Arbeits- 
willigen, weil die Behinderung für den Arbeitswilligen den Ruin 
bedeute. Hingegen sei die Lage des Außenseiters dem Kartell gegen- 
über eine andere; er besitze eine größere wirtschaftliche Kraft, finde 
in der herrschenden Rechtssprechung vollen Schutz, auch seien 
meistens die Druckmittel der Kartelle nicht ruinös und »schä- 
digen ihn in einer nach Art und Umfang nicht sittenwidrigen Weise, 
so daß sie als zulässig, weder das individuelle Recht des Außenseiters, 
noch das öffentliche Interesse ungebührlich verletzend, geduldet 
werden können«. Ein solcher wesentlicher Unterschied ist natürlich 
nicht nachzuweisen. In vielen Fällen bedeutet die Hinderung des 
Arbeitswilligen nicht dessen Ruin, und namentlich in Fällen der 
gewerbsmäßigen Streikbrecher kann das am wenigsten be- 
hauptet werden. Und umgekehrt ist die Niederkonkurrierung bis 
zum Konkurs sehr wohl ein Mittel, das Kartelle anzuwenden pflegen 79). 

Es würde viel zu weit führen, über die gegenwärtige Situation 
hinaus noch das ganze Problem des Arbeitswilligenschutzes aufzu- 
rollen, welches die Frage des Koalitionszwanges notwendigerweise 
in sich begreift, und welches nur zur Hälfte gelöst ist, wenn nicht die 
Frage der schwarzen Listen und aller Zwangsmaßnahmen der Arbeit- 
geberverbände gegen die Organisationen mit erfaßt werden. Hier 
trıfft das Kriterium der Vernichtung der Existenz ebenso zu. Auf 
die enge Verknüpfung mit dem Problem der Kartelle wurde von 
Unternehmerseite selbst nachdrücklichst hingewiesen. Bei dem engen 
Zusammenhang aller Fragen ist die gesetzgeberische Lösung eines 
Teilproblems unmöglich. Und daher das Bemühen der Regierung, 
womöglich durch Verwaltungspraxis oder durch Erweiterung des 


70) Zu welchen absurden Konsequenzen das Streben führt, die Kartelle 
vom Individuum her zu rechtfertigen, zeigt sich darin, daß dieser Aufsatz sagt: 
»daß das Recht der freien Willensbestimmung des Einzelnen nicht stärkeren 
gesetzlichen Schutz an sich verdient, als der in den Handlungen der Kartelle 
hervortretende Wille; denn dieser sei nichts anderes, als der freie Willensent- 
schluß einer organisierten Gesamtheit von Einzelnen.e So werden also die 
Willensäußerungen aller Organisationen als rechtlich zu schützende Interessen 
bezeichnet, denen gegenüber der Wille des Einzelnen nicht stärkeren 
Schutz verdiene, In denkbar schroffster Weise ist damit die freie Willensbestim- 
mung in eigenen Angelegenheiten als wertvolles Rechtsgut überhaupt 
ausgeschaltet; es steht Wille gegen Wille, der Inhalt des Willens, 
und ob es sich auf eigene oder fremde Angelegenheiten erstreckt, wird bedeu- 
tungslos, und jeder Willensinhalt — auch wenn er sich auf Willensbeugung 
anderer richtet — wird eben mit diesem Willen des anderen als gleichberechtigt 
bezeichnet. Die Argumentation ist eine Folge des Bemühens, Rechte und Gren- 
zen der Organisation ausschließlich aus einer Konstruktion der Wirtschaft als 
Ergebnis individueller Handlungen zu formulieren. 
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allgemeinen Strafgesetzbuches die Frage zu lösen, ohne das allge- 
meine Problem, wie die Koalitionen in die Rechtsordnung einzufügen 
wären, aufzurollen: und auf der anderen Seite wieder bemühen sich 
die Arbeitgeberverbände, daß Tatbestände sui generis als strafbar 
bezeichnet werden. Die Unternehmer suchen diese so zu konstruieren, 
daß sie in ihrer Bewegungsfreiheit nicht gehemmt werden. Eine 
ernsthafte Erörterung der Frage, worin sich denn der Organi- 
sationszwang der Unternehmer (welcher ja nicht bestritten werden 
kann) gegenüber den Arbeitern und der Organisationszwang der 
Kartelle von dem der Gewerkschaften unterscheide, und zwar 
wesentlich, nicht der Form nach, unterscheide, inwiefern da 
und dort prinzipiell verschiedenartige Erscheinungen ge- 
geben seien, sucht man in Unternehmerblättern vergebens. Man 
findet historische Erörterungen darüber, daß sich die Verhältnisse 
seit dem Erlasse der GO. geändert hätten oder ganz nichtssagende 
Redewendungen ”!), aber nirgends ein Eingehen auf das Wesent- 
liche der Frage ’?). 


71) Der Arbeitgeber, 15. II. 1914. Hier ein ausführlicher Artikel über den 
Schutz der Arbeitswilligen, der in seinem Schlußteil bedauert, daß die Frage 
des Koalitionszwanges in ihrem ganzen Umfange aufgerollt werde. Es handele 
sich ja bei dem Schutz der Arbeitswilligen »lediglich um die praktische Frage, 
wie den vielfachen Ausschreitungen und immerzu sich wiederholenden Aus- 
brüchen bei Streiks zu begegnen ist« Gewiß: Die Arbeitgeberverbände möch- 
ten die ganze Frage auf eine »praktische« reduzieren, d. h. wohl auf eine solche, 
in der es möglich ist, einfach aus der Sachlage nach allgemeinen Punkten eine 
allseits akzeptierbare Lösung zu finden. Die Frage der Arbeitswilligen aber ist 
nicht lediglich eine praktische, sondern eine prinzipielle 
Frage — die allerdings für die Unternehmer eine große praktische Bedeutung 
hat. Auch in dem weiter unten genannten Vortrag des Rechtsanwaltes Henrich 
findet sich die Auffassung: die Forderung, die Frage im Zusammenhang mit 
einer systematischen Revision der koalitionsrechtlichen Bestrebungen zu regeln, 
sei ssachlich durch nichts gerechtfertigt (!) und könne nur als Verschleppungs- 
versuch dieser brennenden Frage angesehen werden «. 

72) So Rechtsanwalt Henrich-Düsseldorf auf einem eingehenden Vortrage 
über den Schutz der Arbeitswilligen in der Mitgliederversammlung der Vereinig- 
ten deutschen Arbeitgeberverbände, 13. III. 1914 (Der Arbeitgeber, ı. V. 1914): 
Er bemüht sich nur nachzuweisen, daß die von ihm vorgeschlagenen Reformen 
seitens der Kartelle und Syndikate nicht gefürchtet werden müßten; denn diese 
Organisationen stellen ja keine Streikposten aus, und unterliegen nicht den Be- 
stimmungen der $$ 52/3 der GO. Nur Verbände mit sozialpolitischen Zwecken 
würden dadurch getroffen werden, Kartelle und Syndikate hätten aber rein 
wirtschaftliche Ziele. Hier wird mit größter Offenheit dargelegt: es handle 
sich eben darum, strafbare Tatbestände oder Verbote so zu formulieren, daß 
man damit Kartelle (und womöglich Arbeitgeberverbände) nicht störe; und das 
alles geht unter der Flagge der Parität, welche auch Rechtsanwalt Henrich 
nicht angetastet wissen will, und wird lediglich zu dem Zweck beantragt, um 
dort Abhilfe zu schaffen, »wo unter dem Vorwande der Koalitionsfreiheit der 
Boden des Rechts verlassen und in die Rechtssphäre anderer Personen einge- 
griffen wirde! — Der Standpunkt der sozialpolitischen Gewerkschaftskreise 
in dieser Frage ist zu bekannt, als daß er erörtert werden müßte. Er ist wiederum 
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Eine Lösung all dieser Fragen, welche mit der Forderung nach 
Schutz der Arbeitswilligen ins Rollen gekommen sind, ist nur ganz 
großzügig und nur dann möglich, wenn die Organisationen in der Aus- 
dehnung, wie sie einmal bestehen, als existent angenommen wer- 
den. Die Gesetzgebung betrachtet all diese Fragen noch immer aus 
cem Gesichtspunkt des Individuums. Sie erkennt weder die K la s- 
sen als Realität an, noch die Organisationen, welche nur die Aus- 
drucksform der Klassenschichtung sind; sie kennt daher bislang nur 
Rechtssphären der Individuen und nicht Rechtssphären der Klassen, 
resp. der Organisationen ®). Nun verläuft die Entwicklung tat- 
sächlich so, daß eine immer breitere Sphäre des einzelnen Menschen 
nicht mehr als individuelle, sondern nur mehr als soziale existiert, 
daß der Mensch, soweit er in bestimmter Form in die Wirtschaft 
eingestellt ist, in dieser nur als Angehöriger einer größeren 
Gruppe möglich ist; und man kann sagen: insoweit Menschen 
in der Wirtschaft nicht mehr als Einzelne, sondern nur als Klassen- 
angehörige existieren, tatsächlich vorkommen, insoweit fehlt auch 
schon die Basis für individuelle Rechte. Die Konsequenz wäre: 
daß nicht nur das Individuum die Möglichkeit einer Wirkung inner- 
halb seineı Rechtssphäre hat, sondern ebenso die Kollektivitäten 
innerhalb der noch zu bestimmenden Grenzen’#). Sind die Kollek- 
tivitäten ebenso Rechtssubjekte als die einzelnen Menschen, dann 
haben auch sie ihre Rechtssphären und die Möglichkeit einer Wir- 


zum Ausdruck gebracht in der Resolution des Münchner Gewerkschaftskongres- 
ses, Vorwärts, 20. VI. 1914, ı. Beilage, Vgl. auch die Debatten dieser Frage, 
Vorwärts vom 27. VI. 1914, mit neuen Terrorismusfällen der Unternehmer. 
Vgl. übrigens auch das Referat KeßBler auf der Tagung der Gesellschaft für 
soziale Reform, »Soziale Praxis«, 14. V. IgIg. Ein geradezu unerschöpfliches 
Material zu diesen Fragen nach der neuesten Rechtsprechung (bis 1912) ver- 
mittelt die im Auftrag der Generalkommission der freien Gewerkschaften heraus- 
gegebene Schrift »Das Koalitionsrecht in Deutschland« von S. Nestriepke (1914). 

73) Die Organisationen sind zwar nicht verboten, aber doch nur geduldet; 
sie sind verschleierte Begriffe (juristisch). Die Existenz der Organisationen ist 
eine schwebendec, sie sind noch nicht zur vollen Realität gelangt, und so macht- 
voll sie im Leben, in der Wirtschaft auftreten, sie verblassen in ihrer Existenz, 
sobald sie mit der Rechtsordnung in Berührung kommen, 

74) Das soll nicht soviel heißen, daß der Einzelne die gegenwärtige Rechts- 
stellung der Koalition, die Koalition die des Einzelnen bekommen soll, nur soll 
die Stellung der Koalition auf ihrem Gebict ebenso als eine berech- 
tigte prinzipielle anerkannt werden, als die des Einzelnen in seiner Rechts- 
sphäre. Die Ausübung eines Rechts ist nicht davon abhängig, ob sie nicht einen 
anderen schädigt und an der Ausübung seiner Rechte hindert, der 
Gläubiger kann den Schuldner all seiner Subsistenzmittel entblößen und ihm 
dadurch faktisch die Möglichkeit der Existenz nehmen. Würde — was hier 
nicht vertreten werden soll — als Rechtssphäre der Koalition (z. B. des Kartells) 
die Leitung und Regelung der Produktion angenommen, so würde daraus folgen, 
daß alle Handlungen zur Durchsetzung dieses Zweckes im Rahmen der allge- 
meinen Gesetze erlaubt und sogar bei Abschluß von Verträgen durch Zwang 
durchsetzbar sind — wenngleich dadurch das »Recht auf den selbständigen 
Gewerbebctrieb« illusorisch gemacht würde. 
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kung nach außen. Die Anerkennung dieser Kollektivitäten als 
Rechtssubjekte hat aber notwendig zur Folge, daß die Betätigung 
innerhalb der Rechtssphäre dieser Kollektivitäten auch dann hin- 
genommen wird, wenn sie in die Willenssphäre anderer eingreift. 
Gewiß würde dieser Standpunkt für die deutsche Gesetzgebung 
einen ganz neuen Rechtsboden bedeuten, aber im Grunde nur 
die Anerkennung von Realitäten, welche schon jetzt gegeben 
sind. Denn die Basis unserer Gesellschaft sind nicht mehr bloß 
die Individuen, sondern — qua Wirtschaft — auch Kollektivitäten. 
Die Anerkennung dieser Kollektivitäten als Realitäten wird mit 
zwingender Logik auf eine ganz andere Fragestellung hindrängen 
und wird es wieder ermöglichen, das Prinzip der Rechtsgleichheit 
in größerem Maße als bisher zur Geltung zu bringen. 

Es wird nämlich wahrscheinlich das Verhalten der Kollektivi- 
täten untereinander und gegenüber den außenstehenden Individuen 
prinzipiell anders gelöst und betrachtet werden müssen, als 
das Verhalten von Individuen unter einander. Es mag dann (es ist 
das eine Frage der sozialen Politik) die Rechtssphäre der Kollekti- 
vitäten so eng begrenzt werden als man will, und die Grenze der 
Rechtssphäre wird davon abhängen, welche ökonomische Struktur 
man wünscht. Man wird jedes Hinausschreiten darüber verbieten 
oder sogar für strafbar erklären können. Es wird dann notwendig 
sein, alle Probleme der Koalitionsbildung auch allgemein an- 
zupacken und als solche zu lösen. Erst damit würde für die Organisa- 
tionen aller Art Rechtsgleichheit ermöglicht. Jetzt kom- 
men die Organisationen als Subjekte von Rechten nicht vor; auch 
alles, wodurch sie existent werden, alle ihre Handlungen sind juri- 
stisch Handlungen von Individuen. Für die Betätigung dieser 
wird nun zwar ein allgemeines Prinzip zu formulieren gesucht. Aber 
selbst wenn das gelingt — so daß die Individuen als Exponenten 
der Koalitionen in allen Koalitionen gleichmäßig weit gehen dürfen —, 
so bedeutet das für de Koalitionen selbst nicht die Statuie- 
rung gleicher Rechtssphären, konkret gesagt: die Exponenten 
von Arbeiterkoalitionen müssen sich weiter in anderem, größerem 
Umfang betätigen, wenn sie dasselbe erreichen wollen, wie die Ex- 
ponenten von Unternehmerorganisationen — und müssen es ın 
anderer Weise tun. Und man geht an der Tatsache der 
Koalition überhaupt vorüber, wenn man ablehnt, deren Rechte und 
erlaubte Betätigungen zu formulieren und das Koalitionsrecht auf 
dem Umweg der individuellen Rechte und individuellen Straftat- 
bestände zu regeln. Es ist hier nicht der Ort, eine allgemeine Formel 
für die Rechtssphären von Organisationen anzugeben. Lösungen 
hierfür wurden schon vorgeschlagen; so Anerkennung des sach- 
lichen Zwangs, hingegen Verbot resp. Bestrafung des ideellen 
Zwangs 75). Diese Formel würde ausdrücken, daß die Menschen 
wirtschaftlich in der Realität in manchen Beziehungen nur als 


15) Weber, a. a. O. S. 27. 
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Teile einer Kallektivität vorkommen, daß diese Kollektivität, welche 
für sie arbeitet und in der sie allein gegeben sind, auf sie in der 
Wirtschaft nach Maßgabe ihrer Rechte einwirken kann; diese Rechte 
würden sich auf die sachliche, nicht die persönliche Sphäre 
erstrecken. Es würde dann die Organisation die Zwangmit- 
tel, ven welchen sie nach cem Gesetz Gebrauch machen kann, 
wiederrein sachlicher Art, auchanwenden können, um den Anschluß 
an die Organisation durchzusetzen. Aber wie immer man das lösen 
will, es wird nur eine solche Lösung befriedigen, die erstmals die 
Tatsache der Organisation als eine grundlegende ansieht, die Organisa- 
tionen zu Rechtssubjekten macht, nicht nur zu passiv verpflichteten, 
sondern zu aktiven, lebendigen, inhaltsvollen Rechtssubjekten. Ist diese 
Position einmal eingenommen, dann werden alle Fragen, welche die Wir- 
kungssphäre von Organisationen betreffen, aus dem Gesichtspunkt der 
prinzipiellen Gleichheit heraus gelöst werden können — während es 
jetzt möglich ist, den einseitigsten Klassenstandpunkt zu drapieren mit 
dem Hinweis auf den notwendigen Schutz der individuellen Freiheit 
und Persönlichkeit. Und inzwischen ist diese individuelle Freiheit 
und Persönlichkeit in der Realität nicht mehr vorhanden, ist der 
Arbeitswillige als Einzelner, welcher »seinen freien Willen« 
Arbeit zu nehmen betätigen möchte in einer Welt, die durch und 
durch organisiert ist, bereits ausgestorben, ist nur mehr im Begriffs- 
himmel der Arbeitgeberideologie zu finden. In der Realität ist er 
lediglich Exponent einer bestimmten ÖOrganisationsgruppe, nämlich 
der Arbeitgeberverbände, deren Interessen im Grunde durch die 
Wahrnehmung der Individualrechte des Arbeitswilligen geschützt 
werden. 

Die Bemühungen um Schaffung von gelben Werkvereinen und 
die Durchsetzung eines Verbotes, Streikposten auszustellen, stehen 
so im Vordergrund der Betätigung aller Arbeitgeberorganisationen, 
daß ihre übrige Politik daneben ganz bedeutungslos ist, im \Vesen 
auch lediglich eine Fortsetzung der bisherigen Bemühungen, den 
Fortschritt der sozialpolitischen Gesetzgebung zu verhindern. Wegen 
des Interesses für die Weiterentwicklung der Anschauungen und Be- 
strebungen in Arbeitgeberkreisen seien immerhin mehrere wichtigere 
Tatsachen, Beschlüsse, Argumentationen usw. erwähnt: 

I. Von den Fragen der Arbeiterversicherung stand 
in erster Linie die der Arbeitslosen versicherung im Mittel- 
punkt der durchwegs ablehnenden Diskussion. Von Arbeitgeberseite 
wird, bei dem wachsenden Drängen der Gewerkschaften nach Ein- 
führung der Arbeitslosenversicherung auf de Notwendigkeit 
der Ausgestaltung des Arbeitsnachweises hın- 
gewiesen; außerdem müsse man trachten, der Landflucht zu steuern, 
und die Zusammenballung der Arbeitermassen in den Städten zu 
verhüten. Auch die Bedeutung der \Wohnungsreform und der inneren 
Kolonisation für den Umfang der Arbeitslosigkeit wird betont 78). 


76) Vgl. die eingehende Abhandlung des Geschäftsführers im Zentralverband 
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Die Position der Arbeitgeber ist hier also ziemlich konform der der 
agrarischen Interessenten. Vom Arbeitgebergesichtspunkt ist die 
Anwesenheit der Arbeitslosen latent für die Lohnhöhe wichtig. Daher 
hat sich die Industrie früher auch stets gegen eine Einschränkung 
der Freizügigkeit gewendet, sobald sie von den Agrariern verlangt 
wurde. Diese Bedeutung der Arbeitslosenschicht würde aber natür- 
lich mit dem Moment verschwinden, als Arbeitslosenunterstützung 
gewährt würde, und so versteht es sich, daß die Unternehmer lieber 
eine Entlastung des großstädtischen Arbeitsmarktes wünschen, als 
eine Arbeitslosenversicherung, welche nicht nur diese Entlastung, 
sondern auch eine positive Beiastung der Unternehmer bedeuten 
würde. Daneben spielt in allen Argumentationen der Unternehmer 
das Bedenken einer Stärkung der Gewerkschaften eine 
wichtige Rolle. Die Arbeitslosenversicherung wird aufgefaßt als 
Verstärkung des Koalitionszwanges und als Werbemittel für die Ge- 
werkschaften. — Denselben Standpunkt wie die Arbeitgeberverbände 
nehmen die »nationalen Arbeitervereine« und Gewerkvereine ein. 
Sie weisen auf die großen, für die deutsche Industrie unerschwing- 
lichen Lasten hin und die Förderung, welche die Arbeitslosenunter- 
stützung für die »Kampfgewerkschaften« bedeuten würde 77). Die 
gelben Gewerkschaften Berliner Richtung stehen nicht ohne 
weiteres der Arbeitslosenversicherung ablehnend gegenüber (siehe 
oben); aber sie verlangen auch nicht direkt eine Arbeitslosen- 
unterstützung in bestimmter Form. 

Die Arbeitslosenversicherung selbst ist — von der Einführung 
in einigen Städten abgesehen — prinzipiell bisher nicht weitergekom- 
men. Der Versuch, sie in Bayern einzuführen, ist bekanntlich an 
dem Widerstand der Kammer der Reichsräte gescheitert. Bei der 
matten Gesamtstimmung in Fragen der sozialen Reform ist daher 
die Realisierung nicht in der nächsten Zeit zu erwarten °8). 

2. Arbeiterschutz. Im Berichtsjahr wurde Stellung genom- 
men gegen Verbesserung des Hüttenarbeiterschutzes 7°), da die Ver- 
hältnisse durchwegs befriedigend seien. Auch sei der Kraftver- 
brauch des Großeisenarbeiters, wie sich aus ihrem Altersaufbau er- 
gebe, nicht wesentlich größer als n anderen Industrien. 

Größeren Raum beanspruchen die Diskussionen über die Aus- 
dehnung des internationalen Arbeiterschutzes. Es 
ıst interessant, zu beobachten, daß die Unternehmer nunmehr auch 


der Industriellen, Dr. v. Stojentin, über die Arbeitslosenversicherung in der 
Deutschen Industriezeitung, 1. VIII. und 15. XI. 1913. Ferner die Resolution 
des Reichsbundes baugewerblicher Arbeitgeberverbände gegen die Arbeits- 
losenversicherung, welche sämtliche dagegen aufgeführten Argumente wieder- 
holt (Zentralblatt für das deutsche Baugewerbe, 5. XIIL 1913). 

17) Deutsche Treue, 4. I. 1914. 

733) Aus neueren wichtigeren Publikationen über Arbeitslosenversicherung 
sei an die neue Denkschrift der Generalkommission der Gewerkschaften er- 
innert. 

19) Deutsche Industriezeitung, Io, V. 1914. 
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gegen die Ausdehnung des internationalen Arbeiterschutzes 
sind, während sie bis dahin fast regelmäßig bei Erlassung von na- 
tionalen Gesetzen als Hauptmoment die Konkurrenzunfähigkeit auf 
dem Weltmarkt betonten. Nun heben sie hervor 8°), daß diejenigen 
Länder jeweils für die Verschärfung des Arbeiterschutzes stimmen, 
welche nicht an den betreffenden Einschränkungen interessiert seien 8!) 
(z. B. in der letzten Zeit Spanien für die Ausdehnung des Arbeiter- 
schutzes in Glashütten) ; ferner weisen sie darauf hin, daß die Arbeiter- 
schutzvorschriften zwar ın Deutschland sehr streng eingehalten 
werden, daß hingegen in anderen Staaten die Durchführung nicht 
mit derselben Peinlichkeit erfolge. Endlich komme hinzu, daß sich 
die Vereinigten Staaten und Japan von den internationalen Verein- 
barungen ausschließen. Aus diesen und noch anderen Gründen 
haben sich die Vertretungen der deutschen Industrie gegen das 
Verbot der Nachtarbeit der jugendlichen Ar- 
beiter bis zum vollendeten 18 Jahr und speziell 
gegen die gänzliche Beseitigung der Nachtarbeit der Jugendlichen in 
der Glasindustrie ausgesprochen ®). — Diese Materien stehen 
auf der Tagesordnung der internationalen Vereinbarung für gesetz- 
lichen Arbeiterschutz und sind zum Teil schon durch intensivere 
Beratung vorbereitet 83). 

3. So sehr eine jede Ausdehnung des Arbeiterschutzes be- 
kämpft wird, so entschieden wiederum treten die Organe der Unter- 
nehmerverbände für alle Möglichkeiten einer gesteigerten Ausnützung 
der Arbeitskraft ein; so jetzt für das Taylorsystem. Ueber dieses 
vgl. ausführlich die Chronikabschnitte über Gewerkschaften 84). Hier 
sei nur erwähnt, daß die Arbeitgeberblätter sich bedingungslos d a- 
für aussprechen und der Möglichkeit ungünstiger Wirkungen über- 
haupt kaum Beachtung schenken 8%). 

4. Für die Industrie gewinnt neben den direkten Maßnahmen der 
sozialen Politik Bedeutung, ob die Stadtgemeinden und öffent- 
lichen Körperschaften überhaupt als Besteller autonome Sozial- 


80) Der Arbeitgeber, 15. V. 1914. 

8) Das wäre kein Gegenargument gegen den internationalen Arbeiter- 
schutz, wenn nur die Durchführung überall dort, wo die betreffende Industrie 
existiert, gesichert wäre. Denn es handelt sich ja um die Konkurrenzfähigkeit 
dieser Industrien in den verschiedenen Ländern und es ist gleichgültig, ob die 
parallele Erhöhung der Produktionskosten mit den Stimmen der betroffenen 
Länder oder gegen sie durchgesetzt wird. 

82) Deutsche Industriezeitung, 18. VI. 1914. Vgl. jetzt auch die ausführ- 
liche Abhandlung ebenda, 23. VII. 1914. 

83) Ueber die Frage eines internationalen Arbeiterschutzes vgl. auch den 
ausführlichen Vortrag von Dr. Hermann, Geschäftsführer des Zentralverbandes 
der Industriellen Oesterreichs, der sich namentlich gegen die internationalen 
Arbeitszeitverkürzungen aussprach. (Verhandlungsmitteilungen und Berichte 
des Zentralverbandes der Industriellen, Heft 128, Oktober 1913). 

81) Archiv Bd. 38, S. 617 ff. 

85) Vgl. z. B. Deutsche Industriezeitung, 22. II. 1913; Der Arbeitgeber, 
15. VIII. 1913. 
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politik machen und wie sie ihren eigenen Arbeitern gegenüber sich 
verhalten. Die Unternehmer lehnen also in erster Linie die Auf- 
nahme von Bestimmungen in die Lieferungsausschreibungen ab, 
wonach tarıftreue Firmen oder solche, welche im Falle von Streitig- 
keiten einem Einigungsverfahren zuzustimmen geneigt sind, bevor- 
zugt werden sollen. Auch wurde neuerdings den Bestrebungen der 
Stadtgemeinden entgegengetreten, die Arbeiter »sozusagen in ein 
gesichertes Beamtenverhältnis zu bringen« 86). Selbstverständlich 
müßte eine wirkliche »Verbeamtung« der Arbeiterschaft (die »Sta- 
bilisierung« bei den Bahnen und die Einrichtung der »ständigen« 
Arbeiter in den staatlichen Bergwerken sind ja nur Scheinverbe- 
amtungen) der privaten Industrie die wertvollsten Kräfte entziehen. 
In der gleichen Richtung wirken dann die Arbeitsverhältnisse in den 
Konsumvereinsbetrieben, woraus sich gleichfalls die immer stär- 
kere Bekämpfung aller konsumgenossenschaftlichen Bestrebungen 
durch die Unternehmer erklärt. Je weiter der Geltungsbereich dieser 
autonomen Sozialpolitik wird, desto größer wird seine Bedeutung 
für die Ausgestaltung der Arbeitsverhältnisse auch in den privaten 
Betrieben werden 87). 

5. Nur nebenbei sei erwähnt, daß sich die Unternehmer auch 
gegen die bloße Vereinheitlichung des Arbeitsrechtes 
gewendet haben, trotzdem dieses ja größtenteils nicht unbedingt 
eine Besserung in der Rechtsstellung, sondern nur eine Gleich- 
stellung bedeuten würde 8). Die bessere Rechtsstellung man- 
cher Kategorien von Arbeitnehmern bedeutet eben eine Differen- 
zierung, eine Abhebung der Schichten von einander und das ver- 
hindert bisher die Bildung gemeinsamer Arbeitnehmerorganisationen 
und erschwert gemeinsame Aktionen aller Unternehmerschichten auf 
sozialem Gebiet. 

6. Zur Ergänzung der Stellungnahme in gesetzgeberischen Fragen 
seinoch erwähnt, daß die industriellen Kreise mit der Art der Deckung 
des letzten großen Heeresbedarfs (Wehrbeitrag) sich durchaus nicht 
einverstanden erklärten und mit dem größten Nachdruck darauf 
beharrten, daß der Finanzbedarf des Reiches auch diesesmal sehr 
wohl aus indirekten Steuern hätte bestritten werden können 8°). 


56, Der Arbeitgeber, 15. VIII. 1913. 

87) Die Zwistigkeiten in den Konsumvereinsbetrieben werden in diesem Zu- 
sammenhang zur Beruhigung der Unternehmer immer wieder betont. Es wird 
konstatiert, es könne »für das kapitalistische Unternehmen zur Beruhigung 
dienen, daß, solange dieser Geist (gemeint ist das Gefühl des Egoismus und des 
Mißtrauens) noch in großen Kreisen der Arbeiterschaft lebendig ist, auch die 
glänzendsten Löhne und Arbeitsverhältnisse ein friedliches Zusammenarbeiten 
mit der Arbeiterschaft nicht erhoffen lassen, daß sie aber einen Betrieb unmög- 
lich machen, in dem dieselbe Arbeiterschaft Besitzerin des Betriebes ist und nach 
Belieben Einfluß auf die Maßnahmen der Betriebsleitung geltend machen kann. 
Gerade an dieser Klippe, dem Verhältnis zur Arbeiterschaft, werde der ge- 
nossenschaftliche Betrieb scheitern müssen.« (Der Arbeitgeber, 1. VI. 1914.) 

86) Der Arbeitgeber, 1. X. 1913. 

89) Deutsche Industriezeitung, 14. VI. 1914. 
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7. Das durchaus streng radikale Festhalten an der Vertretung 
der Interessen zeigt sich aber nicht nur in der Stellungnahme zu jeder 
Maßregel der Gesetzgebung, sondern auch in der Klassenpolitik, 
welche die Unternehmerverbände führen. So sehr sie nämlich auf 
der einen Seite die Rallierung mit dem Mittelstand wünschen und 
anstreben müssen und im reichsdeutschen Mittelstandsverband hier- 
für auch ein Organ mit zu schaffen suchten °°), so sehr immer das ge- 
meinsame Interesse von Handwerk und Industrie an der bestehenden 
Staats- und Wirtschaftsordnung betont wird ®!), so sind sie doch nicht 
geneigt, dem Mittelstand wesentliche materielle Konzessionen, die 
er zu erlangen hoffte, zu gewähren. So in den Fragen der Abgren- 
zung von Fabrik und Handwerk, Besteuerung der Industrie zu den 
Kosten der Lehrlingsausbildung usw. Namentlich wendet sich die 
Industrie sehr entschieden gegen den Begriff des Großhandwerks, 
für welches sich eine befriedigende und wirtschaftlich zweckvolle 
Abgrenzung nicht finden lasse. Ebenso verhält sich die Industrie 
gegen die Kommissionsbeschlüsse des Reichstags zur Regelung des 
Submissionswesens ablchnend, da diese auf Kosten der Industrie das 
Handwerk bevorzugen ®). Aus solchen Positionen ergibt sich dann 
vielfach eine Kollision zwischen Industrie und Handwerk, die noch 
durch Vorkommnisse in der speziellen Arbeitgebersphäre manchmal 
verstärkt werden 9). Trotzdem kann für politische Zwecke, nament- 
lich für die Ausgestaltung der Arbeitgeberposition in der Gesetzgebung, 
Verstärkung des Arbeitswilligenschutzes, auf ein intensives Zu- 
sammengehen von Industrie und Handwerk gerechnet werden. 

8. Die Stellung zu den Gewerkschaften bedarf keiner besonderen 
Erörterung ?*); dieselbe Position nehmen die Arbeitgeberverbände 
auch gegen die Genossenschaften und deren Einrichtungen ein, so 
z.B. die Volksfürsorge, deren Bewilligung sie lebhaft bedauert 
haben ®). Auch hier also waren die Arbeitgeber für die ungünstigere 
Behandlung von Unternehmungen der Arbeiterschaft %). Der Volks- 
fürsorge gegenüber wird betont, daß ihre Leistungen garnicht oder nur 


90) Hierüber vgl. Archiv, Bd. 34 S. 352 ff. Bd. 35, S. 928 ff. u. Bd. 37, S. 1018 ff. 

91) Deutsche Industriezeitung, 24. V. und 30. VIII. 1913. 

22) Deutsche Industriezeitung, 4. VI. 1914. 

»3) Zentralblatt für das deutsche Baugewerbe, 21. X. 1913. Hier wird 
darauf verwiesen, daß die Industrie während der Tarifbewegungen und Streiks 
im Baugewerbe sich dıe Situation zunutze machte und mit streikenden Arbeitern 
in eigener Regie ihre Arbeiten ausführen ließ, 

») Aus der \Werftarbeiterbewegung und der wachsenden Unruhe in den 
Gewerkschaften wird gefolgert: daß die Gewerkschaften entweder diesen Radi- 
kalısmus mitmachen werden oder daB immer größere Abspaltungen von den 
Gewerkschaften erfolgen werden; jedenfalls sei nicht zu erwarten, daß die Ge- 
werkschaftsbewegung ein Mittel zur Erzielung cines befriedigenden Verhältnisses 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitern werden könne. 

»5) Deutsche Arbeitgeberzeitung, ı. VII. 1913. 

#8) I:benda: »Die Staatsregierung hat durch Genehmigung der Volks- 
fürsorge einen schweren und großen Fehler begangen und der Ausstreuung 
der sozialdemokratischen Schriften Tür und Tor geöffnet.« 
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unwesentlich besser seien als die der privaten und gemeinnützigen 
Volksversicherungen. 

Die Ideologien der Unternehmer, um das nech in Kürze 
zu erwähnen, finden in den Erörterungen der mannigfachen Fragen 
ihrer Politik einen unverblümten, oft überraschend deutlichen Aus- 
druck. Die Beurteilung aller Probleme erfolgt so deutlich aus dem 
Gesichtspunkt des materiellen Unternehmerinteresses als dem 
höchsten Interesse überhaupt, daß darüber oft die von den Unter- 
nehmern vertretenen ideologischen Gesichtspunkte ganz zu- 
rücktreten müssen. 

Auf das Widerspruchsvolle der Unternehmerideologie in der 
Frage des Schutzes der Arbeitswilligen wurde schon oben hinge- 
wiesen. Daß durchwegs mit zweierlei Maß gemessen wird, zeigt sich 
in allen einzelnen Fragen. So wird gelegentlich von dem Organ des 
Zentralverbandes der Industriellen °”) ausgeführt, daß er es als seine 
Aufgabe betrachte, den Mißbrauch der Macht der Kartelle zu bekäm- 
pfen, und daß er heute noch auf diesem Standpunkt stehe, daß aber 
die Bekämpfung des gewerkschaftlichen Terrorismus die weitaus 
dringlichere Aufgabe sei. So beansprucht also die Industrie für sich 
das Vertrauen der Allgemeinheit, sie werde in ihren Reihen den zu 
weit gehenden Koalitionszwang selbst bekämpfen, ruft aber energisch 
nach staatlicher Gesetzgebung gegen den Koalitienszwang der 
Arbeiterschaft, und würde ein Begehren der Gewerkschaften, man solle 
ihnen die Bekämpfung des Terrorismus überlassen, entschieden 
zurückweisen. 

Allen sozialpolitischen Forderungen und Postulaten der Arbeiter- 
schaft gegenüber wird mit den allgemeinen Ziffern ®) des »Volks- 
reichtums«, der Kohlenförderung, der wachsenden Spareinlagen usw. 
argumentiert; alle Steigerungen in den Produktionsziffern aber be- 
deuten zugleich Steigerungen der Gewinne, wenigstens der absoluten 
Höhe nach. Der (gegenwärtig gar nicht zu führende) Nachweis, daß die 
Arbeiterschaft keine Verschlechterung ihrer Situation erfahren habe, 
wird als ausreichend erachtet, doch wird nie eine Konsequenz aus 
einer offenkundig wachsenden Rentabilität der Industrie für die 
Verteilung des Produktionsertrages gezogen. 

Die Anerkennung, Verteilung und Ausspielung der »Autorität« 
geht nur soweit, als sie mit den Interessen der Unternehmer nicht 
kollidiert; daher die höhnische Behandlung der »Wissenschaft«, die 
rührende Besorgnis dafür, sie könnte ihre »Grenzen« überschreiten. 
Trotzdem in allen Zeiten die Wissenschaft eine der gewaltigsten und 
wirksamsten Autoritäten war, tragen die Arbeitgeber trotz ihres im 
allgemeinen konservativen Standpunkts, keine Bedenken, wissen- 
schaftliche Arbeit und Arbeiter zu verunglimpfen, wenn sie zu 
Resultaten gelangen, welche nicht in der Richtung der Arbeitgeber- 
interessen liegen. Schon Konstatierung von Entwick- 

») Deutsche Industriezeitung, 7. II. 1914. 

®) Der Arbeitgeber, 15. V. 1913. 
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lungstendenzen wird in diesem Falle als »unwissenschaftlich« 
stigmatisiert ®), wahrscheinlich aus eifrigster Anteilnahme daran, 
daß sich die Wissenschaft nicht in den Fragen des Tages verliere. So 
sehr man auf dem Standpunkt stehen mag, die Wissenschaft solle 
sich des Werturteils enthalten, so darf man nicht übersehen, daß es 
sich bei den Angriffen der Arbeitgeberverbände auf die Wissenschaft, 
und auch der übrigen Interessenorganisationen vielfach um wissen- 
schaftliche Arbeiten handelt, welche lediglich Tatsachen 
feststellen, oder Ansichten über Entwicklungstendenzen, 
noch keinerlei Parteinahme für eine bestimmte Tendenz enthalten. 

Wie weit die Arbeitgeberpresse in der Verspottung von Autori- 
täten gehen kann und damit in Widerspruch mit sich selbst gerät, 
zeigen die Erörterungen über die evangelisch-sozialen 
Kongresse; es ist gewiß sehr schwierig und problematisch, von 
einem religiösen Standpunkt aus, dessen Gesichtspunkte universal, 
transzendental sind, eine zeitliche soziale Ordnung zu kritisieren 
oder zu fordern. Immerhin werden die Träger des religiösen Lebens 
an den entscheidenden zeitlichen Fragen nicht vorübergehen können, 
sich genötigt fühlen, in den Nöten des Tages nicht ganz abseits zu 
stehen. Sie werden zwar nicht eine Lösung aus dem Religiösen 
heraus suchen können, — dessen Bereich und dessen Mittel sind zu 
entfernt, als daß ausihnen eine konkrete Lösung sich folgern 
ließe —, es wird höchstens möglich sein, von einem religiösen Stand- 
punkt aus die eine oder andere soziale Verfassung, die in ihr sich 
entwickelnden Zustände, von religiösen Gesichtspunkten aus als 
adäquat oderinadäquat zu bezeichnen, sie auf die Möglich- 
keiten des religiösen Lebens in ihnen zu prüfen. Aber diese Bedenken 
und Erwägungen sind es natürlich nicht, welche für die Arbeitgeber- 
presse maßgebend sind: sie nehmen die Autorität der Kirche an und 
weisen nachdrücklich auf sie hin, wenn das ihren Interessen entspricht 
(vgl. oben das Aviso an die christlichen Gewerkschaften, aus der 
Enzyklika des Papstes die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen) 
und sie lehnen jede Einmischung kirchlicher Instanzen ab, wenn das 
ihren Interessen widerspricht. Die deutsche Arbeitgeberzeitung kann 
sich nicht genug tun in Ironisierung des evangelisch-sozialen Kon- 
gresses, und gibt sogar den Pfarrern zu erwägen, »ob nicht die Betäti- 
gung in bürgerlichen Berufen schwerer sei, als die staatlich Konzes- 
sionierte pfarramtliche. Die mittleren Schichten sind bislang der 
festeste Prellbock beim Sturm gegen Thron und Altar gewesen. 
Wenn die leitenden Geister des Volkes nun zu Verrätern an diesen so 
schwer bedrohten Existenzen werden, dann darf man sich nicht wun- 
dern, wenn über kurz oder lang gerade in den mittleren Schichten 
eine Abneigung gegen die Vertreter der Kirche einsetzt. Hyper- 
soziale Professoren haben dem deutschen Wirtschaftsleben un be- 
rechenbare Nachteile zugefügt. Geht ein Teil der Geistlichkeit 


99) Vgl. Der Arbeitgeber, ı. X. 1913, den großen Artikel: »Brentano als 
Nationalökonom und Sozialpolitiker. « 
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nunmehr Hand in Hand mit diesen Ideologen, so kann die Kirche 
nicht mehr ihrer Aufgabe gerecht werden. Die Kirche steht dann 
den einzelnen Volksschichten nicht mehr objektiv, sondern direkt 
handelnd gegenüber und muß es sich dann gefallen lassen, daß von 
den durch sie Bedrängten die Antwort der Notwehr gegeben wird« 109). 
Hier ist also nicht mehr die Rede von der Autorität, welcher man sich 
beugen müsse, alle konservativen Ideologien einer organischen 
sozialen Ordnung sind vergessen, weil die Pfarrer in dem Wachsen des 
genossenschaftlichen Geistes, welcher die Profitinteressen einiger 
Händlerschichten, für die Folgezeit auch mancher Industrien bedroht, 
eine Wendung in der geistigen Verfassung zu erblicken glaubt, die 
wieder in größerem Umiange ein religiöses Leben möglich machen 
würde. Es steht bei den Unternehmern nicht zur Diskussion, ob hier 
untaugliche Mittel gewollt werden, sondern in der bedenklichsten 
Weise wird das mittelständische Interesse als das maßgebende be- 
trachtet, und dieses stellt die wahre, letzte, höchste Autorität dar, 
an der sich alles zu orientieren hat. 

Zusammengefaßt: Die Unternehmer verteidigen die bestehende 
Rechtsordnung und verlangen in einem Atem prinzipiellungleiche 
Behandlung der Arbeiter und Angestellten einerseits, der Arbeit- 
geber andererseits 1°!) und durchlöchern damit das oberste von der 
Gesetzgebung selbst ausgesprochene Prinzip der Rechtsgleich- 
heit. Sie kämpfen für die Erhaltung der bestehenden Gesellschafts- 
ordnung und gefährden durch die Agitation fürungleichmäßige 
Behandlung der einzelnen Klassen schon im Gesetz, die Span- 
nungen im sozialen Leben. Mit allen gesellschaftlichen und kulturellen 
Mächten vereint wollen die Unternehmer eine organische Ge- 
sellschaft aufbauen: und sie verbieten der Wissenschaft, Feststel- 
lungen zu machen, die unbequem sind, und Entwicklungstendenzen 
zusehen, welche sich als Konsequenz der gegenwärtigen Situation 
als wahrscheinlich oder möglich aufdrängen. Den Pfarrern wird 
zugemutet, ihre religiösen Ueberzeugungen zu verkaufen und es 
wird eine Versicherung auf Gegenseitigkeit zwischen Unternehmer- 
schicht und Kirche angeboten. So ist die Unternehmerideologie viel- 
leicht das krasseste Beispiel, bis zu welchen grotesken Widersprüchen 
eine Argumentation gelangt, die aus einem Interessenstandpunkt 
konstruiert wird, wie die Ideologie bis in Kategorien überspannt wird, 
die ihr gegenüber heterogen sind, und wie sich damit der innere 
Zusammenhang der Ideologie von selbst aufhebt. 








100) Es handelte sich um die konsumvereinsfreundlichen Referate und 
Debatten auf dem letzten evangelisch-sozialen Kongreß. Deutsche Arbeitgeber- 
zeitung, 25. V. 1913. 

101) Das wird nun auch ausdrücklich gefordert; zunächst zwar nur gegenüber 
der Sozialdemokratie, aber natürlich ebenso gegenüber den Gewerkschaften, 
die ja mit der Sozialdemokratie ganz gleich behandelt werden sollen. (Deutsche 
Arbeitgeberzeitung, 19. VII. 1914.) 

23;* 
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Oesterreich. 


Ueber die Ausdehnung und namentlich die Veränderungen in den 
Unternehmer- resp. Arbeitgeberorganisationen in Oesterreich sind 
wir ebensowenig unterrichtet als über die betreffenden Vorkommnisse 
in Deutschland. Auch die Organe der österreichischen Arbeitgeber- 
verbände, die auch in den Mitteilungen über die Aktionen der 
Verbände sehr sparsam sind, enthalten nur summarische Angaben 
über Mitgliederstand, Mitgliederbewegung, Vermögenslage usw. Nament- 
lich fehlen auch hier Angaben über die im Konfliktsfall zur Verfügung 
stehenden Mittel. Wir sind zur Beurteilung der Arbeitgeberorgani- 
sationen daher lediglich auf Symptome angewiesen. Aber auch 
diese sind selten. — Denn die Organe der österreichischen Arbeit- 
geberverbände publizieren fast ausschließlich Auseinandersetzungen 
mit der sozialdemokratischen Partei und den Gewerkschaften über 
Fragen des Tages (vielfach politischer Natur), und tragen allerhand 
Notizen über Schandtaten ausländischer Gewerkschaften und 
sozialdemokratischer Politiker zusammen. Hingegen wird selbst der 
eifrigste Leser nur selten in ihnen wertvollere Nachrichten über die 
Arbeitgeberorganisationen selbst und deren Politik finden. So 
findet sich, von Berichten über Unterverbände abgesehen, lediglich 
im Protokoll der Generalversammlung der Hauptstelle industrieller 
Arbeitgeberorganisationen die Angabe, daß zu Ende des Jahres 1913 
der Hauptstelle 4000 Betriebe mit ca. 800 000 Arbeitern angeschlossen 
waren!P?). Auch die Diskussion von Fragen, welche Arbeitgeberinteressen 
direkt berühren, schließt sich meist an die deutschen Arbeit- 
geberblätter an, deren Aeußerungen vielfach abgedruckt werden. 
Dies gilt besonders für das Organ der industriellen Arbeit- 
geberorganisationen, die Arbeitgeberzeitung, welches als Beilage zur 
»Industrie«, dem Organ des Zentralverbandes österreichischer Indu- 
strieller, erscheint. Das Organ der gewerblichen Arbeitgeberver- 
bände enthält immerhin schon eher Anhaltspunkte für Ausdehnung 
und Tätigkeit der Arbeitgeberverbände. Doch erstreckt sich die 
Tätıgkeit der gewerblichen Arbeitgeberorganisationen bisher noch 
immer zum großen Teil nur auf Wien und einige größere Provinzorte 
und kann noch nicht als Organisation der gewerblichen Arbeitgeber 
überhaupt bezeichnet werden. 

Die Tätigkeit der Arbeitgeberverbände war in der Berichts- 
periode durch die Krise im österreichischen Wirtschaftsleben ge- 
hemmt. Dazu kommt, daß die Arbeitgeberorganisationen in Oester- 
reich bisher überhaupt fast ganz in der Bekämpfung der Gewerk- 
schaften aufgegangen sind. Hingegen findet sich noch nicht wie in 
Deutschland die Konzentration auf bestimmte Probleme, deren 
Lösung im Sinne der Arbeitgeber zugleich ihre grundsätzliche und 
definitive Festigung der Machtposition bedeuten würde. 

Soweit man aus den Organen der Arbeitgeber schließen kann, 


102) Arbeitgeberzeitung, 28. II. 1914. 
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sind wesentliche Veränderungen und Erweiterungen der Wirkungs- 
sphäre in der Berichtsperiode nicht zu verzeichnen. Zwar findet 
sich gelegentlich die Bemerkung 19), die Arbeitgeberverbände müßten 
auch in Oesterreich ihr Augenmerk der Angestelltenfrage 
zuwenden, aber während in Deutschland tatsächlich die Politik 
gegen die Angestelltengewerkschaften im Rahmen der Arbeitgeber- 
verbände einen wichtigen Platz einnimmt, hört man ın Oesterreich 
bisher noch nichts Konkretes darüber. Sind doch die wichtigsten 
Fortschritte in der Angstelltensozialpolitik in einer Zeit erzielt worden, 
als die Interessentenorganisationen noch nicht gegensätzlich orien- 
tiert waren, und es handelt sich jetzt bei den Angestellten weniger 
um staatliche Sozialpolitik, als um das direkte Verhältnis zwischen 
Unternehmern und Angestellten und zu diesem haben bisher die 
Arbeitgeberverbände noch selten Stellung genommen. 

Als wichtigeres Ereignis sei betont, daß der »Bund österreichischer 
Industrieller« beschloß, einen »Schutzverband« zur Entschädigung 
bei Arbeitseinstellungen zu gründen 1°. Dieser Plan erregte unter 
den übrigen industriellen Verbänden großes Aufsehen, weil sie davon 
eine Emanzipation des »Bundes« von dem gemeinsamen Vorgehen 
der zentralen 3 Industriellenverbände (Zentralverband, Bund der 
Industriellen und Klub der Industriellen) fürchteten und darin eine 
Schmälerung des Tätigkeitsgebiets der »Hauptstelle industrieller 
Arbeitgeberorganisationen« sahen. Auch die Erklärungen des Bundes, 
welche dem entgegenzutreten suchten, hatten keinen Effekt, so daß 
der Bund den Austritt aus dem »ständigen Ausschuß« erklärte. Trotz- 
dem blieb die »Hauptstelle industrieller Arbeitgeberverbändes als 
zentrale Organisation bestehen. Ebenso wie in Deutschland also 
hat sich hier das gemeinsame Arbeitgeberinteresse aller Gruppen von 
Industriellen ein gemeinsames Organ geschaffen und hält auch daran 
fest, wenngleich aus erheblichen Gründen die wirtschäaftspolitischen 
Organisationen nicht mehr kooperieren wollen 1%). 

Ebenso wenig wie an der Organisation der industriellen 
Arbeitgeberverbände und ihren Aktionen (worüber übrigens die 
Organe nichts berichten), hat sich an ihrer Stellungnahme zu sozial- 
politischen Fragen geändert. Sie stimmt durchaus mit der der ge- 
werblichen Arbeitgeberorganisationen überein. In der Berichts- 
periode wurden erörtert u. a.: die Probleme der Sozialversicherung; 
die Strafgesetzreform }%), Strafbarkeit des Kontraktbruchs, Ab- 
schaffung des Arbeitsbuchs usf. Die Arbeitslosenversicherung wurde 
rundweg als überflüssig bezeichnet, selbst bei durchschnittlicher Ar- 
beitslosigkeit von 6,4%, in den Gewerkschaften. Dieser Satz sei als 
nicht abnormal hoch zu betrachten 1%). Hingegen spielte eine weitaus 





103) Arbeitgeberzeitung, 29. IX. und 29. XII. 1912. 

104) Mitteilungen des »Bundes österreichischer Industriellere, 2. und 13. 
III. 1913. 

105) Zu dieser Angelegenheit vgl. auch »Die Industriee, 9. III 1913. 

106) Arbeitgeberzeitung, 28. II. 1914. 

107) Die Industrie, 9. V. 1914. 
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geringere Rolle die Frage des Schutzes der Arbeitswilligen, alle Er- 
örterungen hierüber sind lediglich eine Resonanz der deutschen 
Arbeitgeberblätter 10%). — Aus der letzten Zeit seien nur erwähnt die 
abwehrenden Beschlüsse des Industrierats gegen etwa mögliche 
internationale Uebereinkommen betr. das Verbot der Nachtarbeit 
für jugendliche Arbeiter und die Festsetzung einer Höchstarbeitszeit 
für die in der Industrie beschäftigten Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeiter (der Beitritt Oesterreichs zur Konvention sei von dem Ruß- 
lands und den Balkanstaaten abhängig zu machen; wesentliche Er- 
leichterungen für Glashütten und andere Industriezweige; Zulässigkeit 
der Höchstarbeitszeit f. Jugendliche unter 16 Jahre periodisch bis 
zu einer Stunde täglich) 1%). — Bei dem heftigen Widerstand der 
österreichischen Industriellen gegen alle Zwangsvorschriften betreffend 
die Einrichtung des Betriebes (die in Deutschland durch die 
Unfallversicherungsberufsgenossenschaften erlassen und scharf kon- 
trolliert werden) ist es interessant, einmal aus dem Organ der Indu- 
striellen selbst zu erfahren, daB es in den Fabriken vielfach (wohl 
hauptsächlich in den zahlreichen älteren, über ihren früheren Umfang 
hinausgewachsenen Betrieben) an dem primitivsten Schutz, nämlich 
gegen Feuersgefahr, mangelt 1!°), da ist es auch wahrscheinlich, daß 
es vielfach, namentlich wieder in alten Betrieben, an den erforder- 
lichen Schutzmaßregeln fehlt. 

Die Tätigkeit der gewerblichen Arbeitgeberverbände war 
nicht umfangreicher, noch vielseitiger als die der industriellen, und 
beschränkt sich da wie dort fast ausschließlich auf die Durchführung 
der Verhandlungen bei Abschluß von Tarifverträgen oder Arbeits- 
streitigkeiten. Nicht einmal die gelbe Bewegung hat in Oesterreich 
bisher Fuß gefaßt — weil, wie ganz naiv gesagt wird, die Unternehmer 
kein Interesse dafür zeigten 1!!), — ein schlagender Beweis dafür, daß 
schon die Gründung dieser Art von Organisationen lediglich mit 
Zustimmung und Förderung der Unternehmer möglich ist. Erwähnt 
sei das Weiterbestehen des Arbeitsnachweises. Aus dem 
unglaublich hohen Prozentsatz der vermittelten Stellen gegenüber den 
nachgefragten geht hervor, daß es sich bei der Angabe der Vermitt- 
lungen auch jetzt noch vielfach um Registrierung von Ar- 
beiteraufnahmen handeln dürfte. Auch wird noch immer über 
zu geringe Benützung geklagt 2). Dieser Arbeitsnachweis des Haupt- 


108) Der Ruf nach einem Schutz der Arbeitswilligen (heißt es in der Ar- 
beitgeberzeitung, 28. III. 1914) dürfe nicht verstummen, »wenngleich (infolge 
der Krise) momentan keine allzu schreienden Ereignisse die Gemüter erschüt- 
tern.« 

109) Die Industrie, 20. VI. 1914. 

10) Vol. den interessanten Artikel: »Müssen alle Fabriken im Brandfalle 
durchaus vernichtet werden ?« in den »Mitteilungen d. Vereins österr. Indu- 
striellere, 15. X. 1913. Es wird hier die Anbringung vorbesprochener Feuer- 
schutzeinrichtungen empfohlen. 

111) Oesterreichische gewerbl. Arbeitgeberzeitung, 18. X. 1913 und Ar- 
beitgeberzeitung, 4. IV. 1914. 112) Ebenda, 27. Il. 1914. 
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verbandes wird gegenwärtig aus Mitteln des Landes Niederösterreich 
unterstützt 113) (genauer gesagt, der gewerbliche Arbeitgeberhaupt- 
verband erhält eine Subvention von 500 Kr. seitens des Landes 
Niederösterreich, mit der Motivierung, daß er auch einen Arbeitsnach- 
weis unterhalte), wohl ein ganz seltener Fall, der zugleich kein gutes 
Zeichen für die Finanzlage des Hauptverbandes ist. 

Nach den Geschäftsberichten hat der Arbeitsnachweis vermittelt 
im Jahre 1912: 3249 Stellen !?), gegenüber 3376 Vermittlungen im 
Jahre ıgıır und 3116 im Jahre ıgıo. Für das Jahr 1913 werden 
keine Ziffern angegeben und lediglich gesagt, daß die Krise am R ü c k- 
gang der Vermittlungstätigkeit schuld sei. Auch hätten die öster- 
reichischen Arbeitgeber noch nicht die Bedeutung des Nachweises 
begriffen 15). 

Schon oben wurde gesagt, daß die Organe der Arbeitgeberver- 
bände nur selten Anhaltspunkte für ihre Stärke, wie für ihre Finanz- 
lage, darbieten. Nur einige Symptome lassen darauf schließen, daß 
die Arbeitgeber im Gewerbe selbst ihre Verbände für stärker und 
widerstandsfähiger hielten, als sie es tatsächlich waren. 

So wie früher scheinen zunächst auch die Schwierigkeiten im 
Innern der Verbände fortzubestehen. Dieselben können ohne strenge 
Zwangsmittel gegenüber ihren Mitgliedern nicht auskommen 
und verteidigen daher heftig, auch gegen einige Gerichtsurteile, die 
Institution der Kautionsakzepte 116), welche von den industriel- 
len Arbeitgeberverbänden prinzipiell abgelehnt werden. Auch die 
ınnere Konstitution der Verbände, die geringen Beiträge der Mit- 
glieder, über welche stets wieder geklagt wird, und, soweit man an- 
nehmen muß, der völlige Mangel größerer Mittel für die Lohnbewe- 
gungen (sowohl in den einzelnen Verbänden als auch in der Zentrale) 
drängen zu dem Schluß, daß die gewerbliche Arbeitgeberorganisation 
bisher in einen Kampf mit den Gewerkschaften, besonders bei guter 
Konjunktur, noch der schwächere Teil ist #7). Auch fehlt es nicht 


an Konflikten zwischen den Arbeitgeberverbänden derselben 
Branche 18). 


113) Kbenda, 7. III. 1914. 

114) Ebenda, 18. I. 1913. 

115) Ebenda, 27. II. 1914. 

116) Ebenda, 15. und 22. II. 1913. Zuletzt ist von einer gewerblichen Ar- 
beitgeberorganisation in dieser Frage ein obsiegendes Urteil erzielt worden. 
(Oesterr. gewerbl. Arbeitgeberzeitung, 1. VIII. 1913), während wieder andere 
Urteile die Gültigkeit dieser Akzepte verneinen. Die Rechtsprechung ist noch 
nicht einheitlich und laboriert an der Schwierigkeit der Interpretationen »gegen 
die guten Sitten«, »Verschlechterung der Arbeitsbedingungene usw. 

117) In den Berichten der Unterverbände spielen die Fragen der Beitrags- 
zahlung eine große Rolle; Scharen von Mitgliedern scheinen die Beiträge jahrelang 
schuldig zu bleiben (Oesterr. gew. Arbeitgeberzeitung, 3. V. 1913, 20. IN. 1913). 
Auch der Abreitgeberhauptverband laboriert an der Unmöglichkeit, von den 
Mitgliedsverbänden erhebliche Beiträge zu erhalten. Er versucht nicht einmal. 
eine Erhöhung durchzusetzen (a. a. O. 31. V. 1913, und 22. XI. 1913), 

18) Oesterr. gewerbl. Arbeitgeberzeitung, 16. VIII. 1913. 
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Das haben auch die Vertragsabschlüsse im Gewerbe (über welche 
bereits in den Chronikabschnitten über Gewerkschaftsbewegung 
berichtet wurde) zur Evidenz erwiesen "19). Die Arbeitgeber selbst 
haben ja keinen Zweifel darüber gelassen, was sie von den Vertrags- 
abschlüssen erwarten. Das Organ des Arbeitgeberhauptverbandes 
schrieb vor den Tarifabschlüssen 12%): »Alle unsere Kraft haben wir 
für 1913 aufgespeichert, die wir nun ins Treffen führen, um den kom- 
menden Ereignissen gerüstet gegenüberzustehen. Dem Gewerbe 
gehe es ohnedies schlecht und es könnte daher von Verträgen nur die 
Rede sein, wenn überhaupt keine Zugeständnisse zu machen 
sind und »überdies viele die Unternehmerschaft drückende Vertrags- 
bestinnmungen ausgemerzt werden« Es bestand also der Plan, viele 
prinzipielle Bestimmungen zu Ungunsten der Arbeiter; zu 
ändern. | 

Anders aber klang es in selben Organ nach dem Abschluß mehrerer 
wichtiger Tarifverträge; da hieß es u. a 1): .. . »In einer Zeit des 
größten Ticfstandes der wirtschaftlichen Produktion gelingt es den 
vorzüglich organisierten Arbeitern, unverhältnismäßighohe 
Erfolge auf Kosten des hart bedrängten Gewerbestandes zu erringen. 
Diese Erfolge der Gewerkschaften, dieoft Raubzügen nicht 
unähnlich sind, übertreffen selbst in vielen Fällen die 
Erwartungen der Arbeiterorganisationen. Sie sind aber nur durch 
die unbegreifliche Zerfahrenheit und die dadurch bedingte 
Schwäche der Organisation der Gewerbetreibenden möglich ge- 
worden . . . Es ist für den Gewerbestand — so absurd es vielleicht 
klingen mag — noch als ein Glücksfall zu betrachten, daß durch 
unsere hochweise Großmachtpolitik cine wirtschaftliche Krise in diesem 
Jahr heraufbeschworen wurde, denn anderenfalls wäre der Ansturm 
auf das nicht genügend organisierte Gewerbe scitens der organisierten 
Gewerkschaften viel ärger ausgefallen. Nur diesem Umstand ist es 
vielfach zuzuschreiben, wenn einzelne gewerbliche Branchen bei den 
gegenwärtigen Tariferneuerungen mit einem blauen Auge davonge- 
kommen sind« Das Organ weist darauf auf die für die Unternehmer 
günstigeren Tarifabschlüsse im deutschen Reiche hin, welche aus- 
schließlich durch die mächtigen Unternehmerorganisationen ermög- 
licht würden. — Daß die Beurteilung des Hauptverbandes für den 
Einfluß der Arbeitgeberverbände zutrifft, beweist auch der Ausgang 
der Tarifbewegung im Stukkateurgewerbe, in welcher die Unterneh- 
mer die von ihnen vertretenen prinzipiellen Forderungen 
nicht durchsetzen konnten. Trotzdem erklärte sich der Arbeitgeber- 
Hauptverband mit dem Vertrag, der erhebliche Verbesserungen in 
den Arbeitsbedingungen (Lohnerhöhung und erhebliche Arbeitszeit- 
verkürzung) brachte, ganz zufrieden !°%). Auch die weiteren Tarif- 





19) Archiv Bd. 36 S. 732/3. 

120) Oesterreichische gewerbliche Arbeitgeberzcitung, 29, XII. 1912. 
121) Ebenda 22. III. 1913. 

122) Ebenda, 5. und 12. IV. 1913. 
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verträge des Jahres 1913 waren für die Unternehmer relativ ungünstig; 
so ein Vertrag der Juweliere, Gold- und Silberschmiede !2), in der 
Kürschnerbranche !2*), der Handschuhmacher !%), bei den Spedi- 
teuren 1%), im Holzdrechslergewerbe !2) usw. Ueberall also, wo 
Handwerksbetriebe in Betracht kommen, ist die Position 
der Unternehmer, wegen der Schwierigkeit der Organisation und 
der großen Zahl der Alleinmeister der Gewerkschaft gegenüber sehr 
schwierig 1%). Hingegen hat sich z. B. im Buchdruckgewerbe gezeigt, 
daß auch eine lose Organisation größerer Betriebe, einer starken 
Gewerkschaft gegenüber Erfolge zu erzielen vermag !#). Es wird 
sich also in der inneren Organisation und im Ausbau der gewerblichen 
Arbeitgeberorganisationen noch viel ändern müssen, bevor sie den 
Gewerkschaften gegenüber die Position der analogen Verbände im 
Deutschen Reich werden erlangen können. In der Ideologie, den 
positiven wie widerspruchsvollen Argumentationen sind die öster- 
reichischen Organisationen ein getreues Spiegelbild der Deutschen, 
doch ist ihre Presse weitaus schlechter, so daß alle Ausführungen 
hier stark vergröbert werden. 


123) Ebenda, 6. IX. 1913. 

124) Ebenda, II. X. 1913. 

1235) Fbenda, 15. X. 1913. 

126) Ebenda, 9. V. 1914. 

127) Ebenda, 20. IX. 1913. 

1286) Die Arbeitgeberverbände führen die ungünstigen Tarifabschlüsse auf 
die Intervention der Gewerbeinspektoren zurück. Sie sind aber natürlich der 
Ausdruck einer (vorläufig) schwächeren Position der Arbeitgeberorganisationen, 
(Oesterreichische gewerbliche Arbeitgeberzeitung, 6. XI. 1913.) 

129) Ueber den Buchdruckerstreik vgl. Archiv Bd. 38 S. 954 ff. 
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Holtzendorff-Stiftung. 


Die Holtzendorft-Stiftung stellt als neue Preisaufgabe folgendes 
Thema: 


»Die Arbeitsbelohnung an Strafgefangene in Zukunft und Gegenwart.« 


(Es wird eine Darstellung und kritische Würdigung der in den 
hauptsächlichen Kulturstaaten bestehenden Vorschriften über die 
Gewährung von Arbeitsbelohnungen an Strafgefangene verlangt, wobei 
auch die praktische Handhabung der Vorschriften und die Art der 
Verwendung der Arbeitsbelohnung zu berücksichtigen ist. Daran 
sollen sich Vorschläge de lege ferenda anknüpfen, insbesondere auch 
darüber, ob und inwieweit die Arbeitsbelohnung zur Entschädigung 
des durch die Straftat Verletzten verwendet werden kann.) 

Die Preisarbeiten, welche in deutscher, französischer, englischer 
oder italienischer Sprache abgefaßt werden können, aber mit latei- 
nischen Lettern geschrieben sein sollen, müssen bis spätestens I. Juli 
1915 an den Schriftführer der Stiftung, Herrn Justizrat Dr. Adolf 
Halle zu Berlin W. 8, Kronenstraße 56, eingeschickt werden. 

Sie sind mit einem Erkennungswort zu versehen; ein versiegelter 
Briefumschlag mit gleichem Erkennungswort ist beizufügen, in dem 
der Name und die Wohnung des Verfassers angegeben sind. 

Ueber die eingegangenen Arbeiten entscheidet das Preisgericht. 

Die Arbeit, welche von dem Preisgericht als die beste und zugleich 
des Preises würdigste anerkannt wird, erhält den ausgesetzten Preis 
von I200 Mark; doch steht es dem Preisgericht frei, den Preis unter 
zwei ihm gleichwertig scheinende Arbeiten zu verteilen. 

Die preisgekrönten Arbeiten werden mit der Auszahlung des 
Preises ausschließliches literarisches Eigentum der Holtzendorft- 
Stiftung, deren Vorstand auf Vorschlag des Geschäftsführenden Aus- 
schusses über die Veröffentlichung und Uebersetzung Bestimmungen 
trifft. 

Die nicht preisgekrönten Arbeiten werden den Verfassern zur 
freien Verfügung zurückgesandt. 

Die Entschließung des Preisgerichts wird in den Mitteilungen 
der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung und in der Zeit- 
schrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft veröffentlicht. 

Anfragen und Mitteilungen, welche dieses Preisausschreiben 
betreffen, sind an den Schriftführer zu richten. 


Berlin, Ende Mai 1914. 


Der geschäftsführende Auschuß. 
(gez) Aschrott. v. Liszt. Prins. 
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Zur Soziologie des Weltkriegs. 


Von 


EMIL LEDERER. 
Vorbemerkung. 


Der nachfolgende Versuch, das Problem des Krieges aus 
soziologischen Gesichtspunkten heraus zu behandeln, kann nur 
mit einem ausdrücklichen Vorbehalt bereits jetzt publiziert 
werden !). Im Laufe des Januar niedergeschrieben, sollten die 
nachstehenden Ausführungen in kühler Objektivität einige 
Fragen aufwerfen, die man bisher zu stellen versäumt hatte, 
offensichtlich weil das der Breite nach ungeheuerste 
Geschehen der Geschichte das Häuflein selbst der von Beruf 
»Unparteiischen« in allen Ländern Europas in ein Nichts zu- 
sammenschrumpfen ließ. Daher sei vorweg gesagt, daß sich 
nachstehende Arbeit absichtlich bemüht hat, mitten im 
Kriege schon einen Standpunkt außerhalb desselben ein- 
zunehmen. Daraus folgt schon das Bemühen peinlichster Ob- 
jektivität allen kriegführenden Staaten gegenüber. Auch ist 
ein Urteilen über subjektives Verschulden oder subjektive Schuld- 
losigkeit von den folgenden Ausführungen nicht zu erwarten, 
nach welchen ja die Ursachen des Krieges zu tief liegen, als daß 
bis dahin die »Schuld« irgendwelcher Beteiligten reichen könnte. 
Die Diskussion über den Anlaß des Krieges aber liegt außer- 
halb meiner Fragestellung und kann wohl im gegenwärtigen 
Zeitpunkt überhaupt noch nicht geführt werden. — Hier ist 
versucht, sich über die Kausalität, welche zum Kriege führte, 

1) Es mag zum Ueberfluß noch bemerkt sein, daß die Arbeit keinen re- 
daktionellen Charakter trägt; ein Irrtum, der ja bei den ganz deutlichen Aeu- 
Berungen einiger Herausgeber über den Krieg, sich schwerlich einschleichen 


könnte. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 23 
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klar zu werden, und manche von den Deutungen abzulehnen, 
mit welchen wir allzu freigebig in den letzten Monaten beschenkt 
wurden. Nur diese kausale Verknüpfung ist Gegenstand der Er- 
örterungen, wobei nicht ausgeschlossen werden soll, daß eben 
wegen der ungeheuren Breite des Geschehens Wirkungen 
der einschneidendsten Art möglich, ja wahrscheinlich sind. Gewiß 
ist historisches Geschehen als solches überhaupt nur aus 
seinen Wirkungen heraus zu werten und in seinem Rang zu 
bestimmen; weshalb hier ausdrücklich festgestellt sei, daß 
die nachfolgenden Betrachtungen eben nicht historisch, sondern 
zeitgeschichtlich gemeint sind — als Analyse des kausalen 
Nexus, in welchem die europäischen Staaten zum Kriege ge- 
drängt wurden (oder drängten). 

Es ist endlich Gebot der wissenschaftlichen Ehrlichkeit, 
im voraus festzustellen, daß diese Ausführungen nicht von jedem 
Werturteil absehen. Es ist vorausgesetzt (und daher in 
der Arbeit nicht weiter diskutiert), daß nur eine Ereignung, in 
welcher sich irgend ein sichtbarer Kulturgehalt oder aber ein 
ökonomischer Sinn auswirkt, »wesenhaft« ist. Vom Gesichts- 
punkte dieserWertung aus ist es zu verstehen, wenn eine 
in diesem Kriege erblickte andersartige Kausalität als solche 
(ganz abgesehn von ihren sonstigen möglichen speziellen 
Wirkungen) mit einem negativen Vorzeichen versehen wird. 

Eine solche Untersuchung ist trotz ihrer derart eingeschränk- 
ten Bedeutung deshalb vielleicht nicht unwesentlich, weil ja 
die meisten Wertungen des Krieges von seiner Kausalität aus- 
gehen. Der Nachweis, daß für Deutungen dieser Art, z. B. 
Auswirkung eines höhern Rassen- oder Kultur- oder ökonomisch- 
sozialen Prinzips, kein Raum gegeben ist, könnte daher wichtig 
sein und (in allen beteiligten Ländern) eine objektive Ein- 
stellung vorbereiten. Soweit jedoch Wertungen und Ausdeu- 
tungen des Krieges an die möglichen Konsequenzen ge- 
knüpft werden, sind sie in dem gegenwärtigen Zeitpunkt vor- 
weg abzulehnen. Denn es gibt keine Handhabe, um diese in 
irgend einer Richtung voraus zu bestimmen, und auch sind wir 
andrerseits wissenschaftlich nicht verpflichtet, jedes breit und 
vielfältig sich entfaltende Geschehen vornherein als — in diesem 
Verstande — »sinnvoll« anzuerkennen. 

Endlich noch eines: so manchem mag es gegen das Gefühl 
gchen (und auch der Verfasser weiß sich von derart widerstreben- 
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der Gefühlshemmung nicht ganz frei), daß hier, oder überhaupt, 
einem Stück Geschichte von irgendwelchem Blickpunkte aus 
ein wirklicher Sinn, also: tiefere Rechtfertigung, abgesprochen 
werde. Eine wie immer motivierte Ablehnung könnte wohl 
voreilig und respektlos anmuten, zumal ja doch menschliche 
Sinndeutung und irdische Voraussicht sich nicht vermessen 
können, jenen letzten, möglichen Sinn zu erschließen, 
der etwa jenseits aller menschlich erfaßbaren Sinnhaftigkeit 
irgend einer Phase des in Menschheitsgeschichte realisierten 
Weltprozesses zugrunde liegen mag. 

Demgegenüber in Kürze nur dies: alle Geschichtsbe- 
trachtung — ja, auch eine ausdeutende Geschichtsphilosophie, 
die viel tiefer angelegt ist, als diese in ihrer Absicht ganz eng 
umgrenzten und ihrem Gegenstande nach sehr realistischen 
Untersuchungen — muß auf diesen Vorbehalt gegründet sein. 
Unter diesem selbstverständlichen Vorbehalte allein ist es 
gestattet, die Dinge der gegenwärtigen Welt, und im besondern 
menschliche Dinge, aus den ihnen eigentümlichen Motiven und 
Zielrichtungen heraus zu prüfen und aus zeitlich bestimm- 
ten Wertungen dazu Stellung zu nehmen. Wohingegen jede 
andre Haltung, sofern sie auf endgültige Deutung in jenem 
letzten Sinne ausginge, allerdings unerlaubt und vermessen 
wäre — und dies (wie jeder Unbefangene einräumen muß) 
in völlig gleicher Weise, ob sie gegenüber dem in 
Frage stehenden Schicksal überzeugte Zustimmung und de- 
mutsvolle Bejahung oder aber verzweifelte Ablehnung zum 
Ausdruck brächte. 


Wenn wir die Umformung im Sozialen, welche der Krieg 
besonders in den ersten Wochen mit sich gebracht hat, präg- 
nant ausdrücken wollen, so können wir am besten an die Be- 
griffe anknüpfen, welche Toennies für die grundlegenden 
sozialen Formen geprägt hat. Wir können sagen, daß sich am 
Tage der Mobilisierung die Gesellschaft, die bis dahin 
bestand, in eine Gemeinschaft umformte. Dieser Um- 
wandlungsprozeß vollzog sich nicht bloß in Deutschland, son- 
dern genau in derselben Weise in Frankreich, Oesterreich-Ungarn 
und wie es scheint selbst in Rußland und auch in einigen neu- 


tralen Staaten, zuletzt (wenn auch nicht im entferntesten mit 
23* 
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der gleichen Intensität) in England. Er besteht im Wesen darin, 
daß alle gruppenbildenden Einflüsse suspendiert und alles 
Interesse, aller Wille und alle Tat auf ein Gemeinsames gerichtet 
wird. Für die Gesellschaft ist es charakteristisch, daß in ihr die 
Menschen zwar friedlich nebeneinander leben, aber nicht wesent- 
lich verbunden, sondern wesentlich getrennt sind. Die Men- 
schen in der Gemeinschaft bleiben verbunden trotz aller 
Trennungen, die Menschen in der Gesellschaft sind getrennt 
trotz aller Verbundenheit. In der Gesellschaft »findet keine 
Tätigkeit statt, welche aus einer a priori gegebenen Ein- 
heit abgeleitet werden könnte, welche also, auch wenn sie durch 
das Individuum geschehen, doch den Geist und Willen der 
Einheit ausdrücken, . . . . sondern jeder ist für sich allein 
und im Zustand der Spannung gegen alle übrigen« (Toennies). 

In der Gemeinschaft ist neben und vor dem Einzelnen die 
Gesamtheit als tragende und wirkende Einheit gegeben; in 
ihr kommen Rechtsverhältnise und streng normierte er- 
zwingbare Verhältnisse nicht vor, wie jede Gemeinschaft 
nicht in Kontrakten, sondern »wie die Familie in Verständ- 
nissen« begründet ist. 

Daß die Völker gegenwärtig im Kriege, mehr als jemals, 
sozial die Form der Gemeinschaft annehmen, liegt darin, daß 
das moderne Heer mit der allgemeinen Wehrpflicht, jen- 
seits aller gesellschaftlichen Bildungen, einen eigenartigen 
Komplex sozial ausgebildet hat, innerhalb welches alle soziale 
Besonderheit suspendiert ist. Wir sagen ausdrücklich suspen- 
diert, zeitweise (für die Hineingezogenen) aufgehoben, nicht 
gelöst, in einen anderen Zustand übergeführt. In diesem 
sozialen Komplex ist nun jedermann erst nach dem Ganzen 
und als Teil des Ganzen gegeben, existiert nicht vor ihm; 
allerdings ist diese Gegebenheit eine durchaus zwangs- 
weise, vom Willen des Einzelnen nicht nur unabhängig, 
sondern ihn, wo er entgegensteht, beugend. So schon in 
Friedenszeiten. Im Kriege dehnt und reckt sich das Heer- 
wesen zum Volke aus — alle vorübergehend jemals Erfaß- 
ten und ein großer Teil der in Hinkunft zu Erfassenden sind 
nunmehr sein Teil. Es erweist sich das Heerwesen als eine 
soziale Form neben der Gesellschaft, unabhängig von ihr, 
und zwar als eine universale soziale Form. Und es ähnelt mit 
der Mobilmachung der sozialen Form der Gemeinschaft, weil 
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sie unter der Bedrohung der Existenz aller, unter Wachrufung 
jeder gesellschaftlichen Kraft zur nationalen Verteidigung an- 
geordnet wird, und in diesem Fall also die Verbindung des nach 
sozialen Gruppen gegliederten Volkes in ein einheitliches Heer 
im Bewußtsein aller Einzelnen nicht als Zwang des Staates, 
überhaupt nicht als Konsequenz staatlicher Aktion, sondern 
als übermächtiges Schicksal erscheint. Nicht als Ausdruck so- 
zialer Solidarität, sondern gegenseitiger intensivster 
Abhängigkeit von einander, schlägt die Gesellschaft in 
die Gemeinschaft um, verblassen alle vorher bestehenden, als 
fundamental empfundenen sozialen Gruppen vor der unendlichen 
Einheit des Volkes, das in grandioser Erhebung aufsteht, den 
heimatlichen Boden zu verteidigen. Wir dürfen nicht so blind 
sein, dieses einmütige Zusammenstehen auch außerhalb Deutsch- 
lands anders zu sehen, als innerhalb der deutschen Gren- 
zen. Es drückt sich darin nur eine für alle identische 
Lage aus. Die Gemeinschaft, in welcher die Völker Europas 
gegeben sind, ist nicht die der Tat, sondern die des S chic k- 
sals. 

Eine vorurteilslose Analyse, wie sie im folgenden zunächst 
zu geben versucht wird, dürfte das erweisen ?). Eine solche ist 
um so mehr notwendig und nach einigen Monaten des Krieges 
Bedürfnis, als uns sonst die Interessen des Tages, die Schlachten- 
bulletins und Stimmungsberichte gefangen nehmen und uns der 
Krieg zum alltäglichen Milieu wird. Waren die ersten Tage 
des August erfüllt von historischer Spannung, dem Gefühl, am 
Wendepunkt historischer Epochen zu stehen, so ist man jetzt 
beinahe wieder unhistorisch geworden, lebt der Situation 
des Tages, oderüberhistorisch, und sieht nur ganz all- 
gemeine, höchstens geschichtsphilosophisch zu fassende Prin- 
zipien im Weltkrieg realisiert. Gerade die Publikationen dieser 
Art — ich sage nicht dieses Gewichts und Kalibers — aber 
geschichtsphilosophischer Art und Absicht sind Legion und 


2) Wie aus dem Folgenden hervorgeht, sind in erster Linie die kontinentalen 
Staaten der Betrachtung zugrunde gelegt, England ist in seinem Wesen deut- 
lich zu unterscheiden, wie schon der Mangel der allgemeinen Wehrpflicht zeigt. 
Dies der wesentliche Grund für die relative geistige Unabhängigkeit in England 
gegenüber dem Kriege und für das Weiterbestehen der sozialen Differenzen. 
Dieser Unterschied geht auf die insulare Lage Englands zurück und schwindet 
in dem Maße, als es diese insulare Lage zu verlieren beginnt. (Marine als In- 
strument des Staates läßt der Gesellschaft mehr Raum.) 
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darum mag der Versuch nicht unangebracht sein, das Phänomen 
des Krieges von einem Zipfel seiner Realität aus zu erfassen. 

Jede kriegsgeschichtlich bedeutsame Zeit hat ihre, sozial 
bedingten, wenngleich nicht sozial verursachten, 
Formen. Die Phalanx des Hoplitenheeres, die drei Treffen 
Friedrichs des Großen, die Schwarmlinie der französischen Revo- 
lution, der Schützengraben in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts sind die Signatur militärisch besonders charakterisier- 
ter Epochen; die der Gegenwart können wir noch nicht so deut- 
lich feststellen. Es wird Aufgabe der militärischen Wissenschaft 
sein. Nur im Umriß sehen wir sie und wollen sie zuerst betrach- 
ten, um späterhin ihre Bedingungen klarzulegen. 

Soviel ist klar, daß der Charakter des Krieges, selbst 
von den militärischen Fachleuten, nicht vorausgesehen wurde; 
die Bedeutung der Aufmarschschlachten wurde überschätzt, — 
hingegen wurde der Gefechtswert der Formationen zweiter und 
dritter Linie (namentlich Landwehr und Landsturm) unter- 
schätzt; die Entscheidungen der ersten großen Schlachten er- 
wiesen sich — im Gegensatz zu früheren Kriegen — nicht als 
richtunggebend für den Verlauf des Krieges; und selbst Frank- 
reich, dessen militärische Literatur (aus dem Charakter des 
Volkes heraus) den Aufmarschschlachten entscheidende Be- 
deutung beilegte (darum die Wiedereinführung der dreijährigen 
Dienstzeit), zeigt sich nach den schwersten Niederlagen eines 
weitern, monatelangen, zähen Widerstandes fähig. Die Bedeu- 
tung der Aufmarschschlachten liegt daher in erster Linie darin, 
daß sie üher die Lage des Kriegsschauplatzes entscheiden. Auch 
die Taktik der Schützengräben wurde weder von militärischer Seite 
gewünscht, noch als Form des künftigen Kampfes betrachtet. Die 
Vorschriften für Truppenführung zeigen deutlich das Hinarbei- 
ten auf Steigerung des Elans im Angriff, und gerade die deut- 
schen Theoretiker waren darin einig, daß die Schützengräben 
nicht die entscheidende Rolle spielen würden °). Das vernichtende 
Feuer der modernen Waffen aber mit seiner gesteigerten Streu- 
wirkung und Durchschlagskraft zwingt die Truppen, wie wir 
überall schen, in die Erde hinein; Angreifer und Verteidiger 
werden durch Angriffswaffen und Verteidigungsmittel einander 
gleich, der Verteidiger wird durch die Feuerwirkung seiner 


®) »Der Schützengraben kann nur zu leicht zum Grab des Angriffsgedankens 
werden.s 
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Waffen in der Verteidigung überlegen und zum Angreifer, der 
Angreifer ist zugleich stets in der Verteidigung; die Umfas- 
sung wird daher die beliebteste Form eines entscheidenden 
Schlages. Umfassungsmanöver sind es auch, die bisher fast 
durchwegs die Strategie dieses Krieges bestimmen und somit 
zur ständigen Verlängerung der Fronten zwingen — dies alles 
gegen den Willen der Beteiligten, welche hier das Objekt 
der Kriegstechnik geworden sind. 

Dazu kommt dann die Verwendung so ungeheurer Massen 
(die infolge der technischen Entwicklung wiederum wirklich 
bewegt und ins Gefecht gebracht werden können), daß damit 
die größten Räume faktisch gedeckt und zum Kampfplatz 
werden können. Das führt — bei immerhin begrenztem Raum — 
im Westen zu einem einander aufreibenden Stellungskrieg, im 
Osten zu einem Hin- und Herfluten, weil solche ungeheure 
Massen, wie sie dort seitens Rußlands in Verwendung gebracht 
werden, augenscheinlich in sich eine solche Stabilität und 
Regenerationsfähigkeit besitzen, daß die glänzendste strategische 
Leistung verpufft; es ist »als schlüge man in rinnenden Sand.« 
(Leuthner.) 

Man wird also wahrscheinlich die Reichweite, Streuwirkung 
und Durchschlagskraft der modernen Feuerwaffen in Verbin- 
dung mit der Masse der Kämpfer als die entscheidenden Ele- 
mente ansehen müssen, welche die militärische Eigenart 
dieses Krieges bedingen. Dazu kommt als drittes (späterhin 
noch zu erörterndes) Moment, die hohe Organisationsstufe, auf 
der die modernen Heere stehen. Die Organisation ist in ganz 
Europa gleichartig, wennauchnicht gleichwertig 
und sie ist durchaus Vorbedingung der Massenverwertung. 
Damit aber hat der Krieg einen andern Charakter als ehe- 
dem. Er entscheidet sich nicht schon, wenn die militärische 
Ueberlegenheit eines Teiles klar hervortritt, weil nirgends die 
Heeresmassen als psychische Einheit gegeben sind, welche 
sich wirklich geschlagen fühlen können. Sie sind in der Organi- 
sation eingegliedert und schon die technische Entwicklungsstufe 
des Heerwesens gestattet, die Massen bis zu ihrem letzten Teil 
einzusetzen und auszuwerten. Daher kann auch, im Gegensatz 
zu früheren Kriegen, nirgends ein so entscheidender Schlag ge- 
führt werden, daß eine Weiterführung des Krieges für einen 
Teil unmöglich erscheint. Der wirkliche Zwang, Frieden zu 
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schließen, kann erst gegeben sein, wenn das Menschenreservoir 
wirklich ausgeschöpft ist, die Menschenmassen verbraucht 
sind. Es hat daher der moderne Krieg wieder in die Form 
des Vernichtungs-, des Ausrottungskrieges zurückgeführt und 
trotz der vielhundertjährigen Entwicklung der Kriegskunst 
endigt diese (aus ihren eignen immanenten Notwendigkeiten 
heraus) im Volkskrieg, der nur mit völliger Erschöpfung 
eines Teiles sein Ende finden kann und dem gegenüber 
die Methoden diplomatischer Aktion schwer eine Möglich- 
keit des Eingreifens bieten. Die allgemeine Wehrpflicht hat eben 
die Kriege wieder zu Volkskriegen in des Wortes ursprünglichster 
und auch schreckhaftester Bedeutung gemacht. Dieser Volks- 
krieg unterscheidet sich nur darin von seinen Vorgängern, daß 
er die Massen als organisierte, wohl gegliederte, verwendet, daß 
die Massen Material in der höchst entwickelten Kriegsmaschinerie 
geworden sind. Gerade diese Maschinerie ist es ja — auf allen 
Seiten — welche die oben erwähnte Homogenisierung des Men- 
schen, seine Verwendung als Material, auch in einem ihm 
fremden Medium, möglich macht; die Kriegsmaschinerie ist da- 
mit die größte geschichtliche Homogenisierung von ursprünglich 
als soziale Schichten vorhandenen Massen, auf den Zweck des 
Krieges hin. 

Diese Steigerung der Kriegstechnik, Steigerung der ver- 
wendeten Massen und wachsende Homogenisierung der Massen 
bedingen sich gegenseitig und erwachsen aus der Natur des 
militärischen Apparates. Dieser hat den Zweck, 
im Krieg den Feind niederzuschlagen. Es gibt kein Heerwesen 
und es konnte nie eines geben, welches nicht diesen Zweck hatte; 
sobald aber ein konstanter und in seinem Wesen so einfacher 
Zweck gegeben ist, bekommt die Technik, welche diesem Zweck 
dient, eine immanente Notwendigkeit. Steigende Leistungsfähig- 
keit der Vernichtungsinstrumente und zahlenmäßige Ueber- 
legenheit sind daher dem Kriegswesen immanent. Es ist also 
das Heerwesen, schon aus diesem Zweck heraus, aus seiner 
eignen Immanenz, ein dynamisches Gebilde $). Für die Leistung 

4) Daß die Technik hier (zum Unterschied von der Technik im Rahmen 
der Wirtschaft) eine eigene Immanenz — aus dem Wesen des militärischen 
Apparates — bekommt, zeigt ein Vergleich zur Wirtschaft, wo das tech- 
nische Verfahren der Güterherstellung von der Zwecksetzung innerhalb der 


Wirtschaft (ob traditionalistische oder kapitalistische oder Gemeinwirtschaft) 
sehr wesentlich abhängt, ja den ganzen Charakter der Technik bestimmt (Hand- 
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des militärischen Apparates ist nie wesentlich, daß er absolut 
gut, sondern daß er relativ besser ist als der gegnerische, und hier 
entsteht daher — lange vor der kapitalistischen Wirtschaft — 
die Form der Konkurrenz ®). Jede Steigerung der militä- 
rischen Leistungsfähigkeit infolge technischen Fortschrittes 
bedingt größere Menschenmassen zur Bedienung des militärischen 
Apparates und erfordert andrerseits größere Massen zur Abwehr 
der gesteigerten Kraft. Militärische Technik und verwendete 
Massen stehen — bisher ®) — in einem Verhältnis der Wechsel- 
wirkung, weil ja auch wiederum gesteigerte Masse auf Vervoll- 
kommnung der Vernichtungstechnik wirkt. 

Rein vom Gesichtspunkt »militärischer Notwendigkeiten« 
ergibt sich daher eine fortgesetzte Steigerung in den Mitteln 
und verwendeten Massen. Hierbei wird die gesamte tech- 
nische Entwicklung teilweise als Unterlage des militärischen 
Apparates in seiner wachsenden Ausdehnung benützt — und 
namentlich ist es die seit altersher für den Krieg wichtige V er- 
kehrstechnik, welche in der Gegenwart eine entscheidende 
Bedeutung erlangt hat, weil ohne sie die Bewegung der Massen 
nicht möglich wäre. War doch in allen früheren größeren Krie- 
gen diese Bewegung der Massen, auch wenn sie schon vorhanden 
waren, die größte Schwierigkeit (napoleonische Kriege!). Der 
jetzige Krieg ist also ein Eisenbahnkrieg und das charakterisiert 
ihn ebenso als die früher angeführten Momente, der hochgesteiger- 
ten Vernichtungstechnik, der großen Massenentwicklung und 
der hohen Organisationsstufe, welche erst durch die Eisenbahn 
möglich geworden sind, respektive sich in ihr vollenden. (Eisen- 
werkstechnik gegenüber moderner Technik); der stechnische Fortschritte ist 
nur Instrument einer ökonomischen Entwicklung, und diese für ihn das Primäre, 
(Vgl. jetzt die ausgezeichnete Darstellung von Gottl im Grundriß der 
Sozialökonomik, II. Bd.) 

5 Die Dynamik des Heerwesens ist so ausgeprägt, es zeigt 
sich so deutlich in ihm eine technische Eigenart, welche auch der Kapitalismus 
für seine Zwecke in einem bestimmten Stadium entwickeln mußte, daß So m- 
bart im Krieg den Ursprung des Kapitalismus erblicken zu können glaubte. 

¢) Der Verlauf der Technik könnte ja so sein, daß gerade die Entwicklung 
der Maschinerie immer weniger Bedienung und menschliche Kraft benötigt; 
eine solche Entwicklung hat sich aber nicht realisiert und ist wohl auch auf 
absehbare Zeit nicht möglich, weil sie bei sämtlichen Waffengattungen gleich- 
zeitig erfolgen und die Abschaffung des Gewehrs als individueller Ver- 
nichtungsmaschine, deutlicher gesagt, Vernichtungs werkzeug, bedeuten 
würde. Der Krieg würde dann die Tendenz haben, mit abnehmenden Menschen- 


massen und wachsender Zerstörung an Material und ökonomischer Substanz 
zu operieren. 


356 Emil Lederer, 


bahn für: Munitionszufuhr, Verpflegung, Transport und Ver- 
wendung der Massen.) 

Das Heerwesen hat in allen Staaten denselben Cha- 
rakter angenommen. Das ist soziologisch außerordentlich be- 
deutsam: daß die Struktur nicht bloß und die Strategie, sondern 
auch die Leistungsfähigkeit der Heere einander immer ähn- 
licher geworden ist. Als die Scharen der französischen Re- 
publik mit den deutschen Heeren zusammenstießen, konnte 
man fühlen, hier kämpfen zwei Zeitalter miteinander; als 
die germanischen Stämme in das KRömerreich einbrachen, 
war es die gesammelte Kraft des Volkes in seiner ganzen Eigen- 
art, die sich auswirkte. Auch die Türkenkriege mögen so aufge- 
faßt werden können. Und wir sehen auch: es sind in diesen 
großen historischen Auseinandersetzungen nicht nur die 
militärischen Apparate aufeinandergestoßen, denn im Heerwesen 
war, wenn auch noch so abgeblaßt durch das Söldnerelement — 
in den Persönlichkeiten der Feldherren und Offiziere — der 
Geist ihrer Zeit und ihres Volkes lebendig und wirksam ?). Nicht 
als ob das jetzt nicht der Fall wäre. Aber wir wissen noch 
nicht, obes entscheidend ist. Sehen nur soviel, erstmals, 
daß sich über einem grundverschiedenen sozialen Ueberbau, 
bei der größten Verschiedenheit der kulturellen Eigenart, der 
beherrschenden Ideologien in allen Staaten dieselbe Heeres- 
maschinerie gebildet hat, welche auch imstande war, sich fast 
überall vergleichsweise ebenbürtige Fachleute als Offiziere und 
Heerführer und technische Truppen usw. auszubilden. Die 
Hinaufsteigerung der Technik also hat überall das Heer, will uns 
scheinen, von seinem Untergrund losgelöst, es ist nicht mehr 
in organischer Verbindung mit dem Volk, sondern ein 
Mechanismus geworden, welcher funktioniert. Das ist 


7) Die moderne Form der Staatsverfassung, Heer als Organisation 
setzt erst ein mit der Verwendung der Bauernmilizen. Ist vorher der Kampf 
eine Summe von Einzelkämpfen, so bedeuten namentlich die Schweizer 
Söldner ein neues Prinzip, nicht so sehr durch die Ausrüstung mit Feuer- 
waffen, als vielmehr durch den taktischen Zusammenhalt, der ihre Ueberlegen- 
heit gegenüber den ritterlichen Einzelkämpfern begründete. Hiebei mögen 
sozialpsychische Momente (genossenschaftlicher Zusammenhalt) stark mitge- 
spielt haben (Hintze, Staatsverfassung und Heeresverfassung, Zeit- u. Streit- 
fragen, Vorträge d. Gehestiftung, 1906, S. 24), sie wirken doch nur durch das 
Medium der Organisation. Sobald dann eine Organisation nicht nur durch 
moralische Einflüsse erzielt werden kann, können die moralischen Ele- 
mente durch andere ersetzt werden. l 
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nicht psychologisch gemeint: gewiß, niemals ist das Heer 
psychologisch so eng mit dem Volk verknüpft als gegenwärtig; 
und es ist das moderne Heer (von England abgesehn) am eng- 
sten und tiefsten verwurzelt in das eigene Volk; es hat die Ab- 
sonderung des Heeres vom Volke durchaus aufgehört; aber als 
Heer, als Kriegsinstrument, ist all das in gleich- 
artige (wenngleich, wie gesagt, nicht gleichwertige) 
Energie und Kraft umgeformt; die nationale Eigenart, 
der soziologische Unterbau, die ökonomische Basis ist 
gleichgültig geworden — ähnlich wie eine Baumwollspinnerei, 
gleichgültig ob in Amerika oder Rußland, dasselbe Garn auf 
denselben Maschinen leistet. Und wie die Industrie in sich eine 
Dynamik trägt, welche im »technischen Fortschritt« sich aus- 
wirkt, also »geschichtslos«, ist. weil der Gehalt dieser Entwick- 
lung selbst keine Entfaltung, nur eine mechanische Stei- 
gerung erfahren kann, — und es ja auch gleichgültig ist, in wel- 
chem Material, welcher Produktion usw. diese Steigerung er- 
folgt, sie nicht im Zusammenhang steht mit der kulturellen 
Entwicklung, welche weder Umfang noch Richtung der Produk- 
tion vorschreibt —, so trägt auch das Heerwesen diesen der 
kapitalistischen Industrie eigentümlichen Charakter in sich. 
Alle Leistung des Heeres ist zwar solche des Volkes, aber 
zugleich notwendigerweise jenseits jeder Volkseigenart, ist 
abstrakte Energie; undist weiterhin überall Ener- 
gie, weil die allgemeine Wehrpflicht als solche den Krieg zur 
Aktion des Volkes macht, alle an seinem Ausgang in gleicher 
Weise interessiert. (Ueber die ökonomischen Bedingungen dieser 
Entwicklung weiter unten.) Um jedes Mißverständnis auszu- 
schließen: der »Geist« der Truppen, die sie beherrschende Idee, 
ist weiterhin wirksam, woferne er als Energie in die Organisation 
des Heeres eingeht. Daß er aber nicht allein entscheidet, zeigt 
die unerwartete Tatsache der hohen Qualität des englischen 
Heeres, trotz seiner »Söldnerverfassung« und trotz des Mangels 
einer Verteidigungsideologie. Denn der Engländer fühlt sich in 
seinem Bewußtsein sicher noch nicht bedroht, besonders nicht 
zu Beginn des Krieges. Trotzdem — infolge hoher Organisations- 
stufe und glänzender Ausrüstung — wie allgemein zugegeben - 
wird, sehr hohe Qualität der militärischen Leistung. 

Die abstrakte Natur des Heerwesens, in welchem sich — 
nach außen hin — die Staatsgewalt letztlich verkörpert, drängt 
zu Erwägungen über die Natur des modernen Staates. Es ist 
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ein Gemeinplatz, auf die Omnipotenz des modernen Staates 
als charakteristisches Unterscheidungsmerkmal gegenüber dem 
feudalen Staat oder selbst dem des Absolutismus hinzuweisen. 
Und doch ist diese Allmacht des Staates recht eigentlich nicht 
erlebt worden, sie ist als solche in den letzten Jahrzehnten 
des Friedens im Bewußtsein etwas zurückgetreten. Was be- 
deutet schließlich das Recht des Staates, Steuern zu erheben, 
oder zu enteignen, fürden Einzelnen, was bekümmert ihn vollends 
der Besitz der Bahnanlagen und der Post? All das ist nichts 
Entscheidendes. Hat man doch die Staatsbürgerqualität 
— daß der Bürger Träger eignen, vom Staat zwar abge- 
leiteten aber auch diesem gegenüber unverletzlichen Rechtes ist — 
als so stark und durchschlagend wichtig empfunden, als so wesent- 
lich für den modernen Staat, daß das allgemeine Gefühl schwer- 
lich die Allmacht des Staates als sein wesentlichstes Attribut 
erleben konnte. In den bisherigen Auffassungen erscheint der 
Staat, sei es als Rechts- oder Kulturstaat, oder Nationalstaat, 
im Dienst eines übergeordneten Zweckes, der sich im und durch 
den Staat realisiert. Schon in der Formulierung dieser letzten 
Ziele kommt vielfach der Einzelne als Staatsbürger und als 
Zweck des Staats vor; grenzenlose Allmacht ist ihm nicht 
gegeben. Noch gebundener und bestimmter wird die Funktion 
des Staates in der Auffassung vorgestellt, welche den Staat 
nur als Ausdruck des gesellschaftlichen Klassenaufbaues, die 
Regierung als Ausschuß der herrschenden Klassen begreift; 
denn danach ist der Staat an die Gesellschaft, diese an die öko- 
nomische Entwicklung geknüpft — und daher dem Bewegungs- 
gesetz der ökonomischen Entwicklung unterworfen. Je mehr 
die Auffassung vom Staat sich nach dieser Richtung lenkte, 
desto mehr mußte man zu einer engen Auffassung des Staates 
kommen. In der Anschauung des Sozialismus vollends, in welcher 
die Entwicklung mit Notwendigkeit zu einem gewünschten 
Endziel verläuft, ist der Staat Träger des kapitalistischen In- 
teresses und bringt zugleich die Widersprüche der gegenwärtigen 
Ordnung voll zur Entfaltung und damit den Tag der endgültigen 
Auseinandersetzung näher. 

Alle diese Auffassungen sehen demnach den Staat als 
etwas Einheitliches. Der Krieg hat uns aber dies Wesen des 
Staates klarer vor Augen gerückt, indem er uns die Bedeu- 
tung staatlicher Institutionen erst in ihrer Wirksamkeit zeigte, 
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die wir bis dahin in ihrer Wichtigkeit nicht scharf genug gesehen 
haben. Schon oben sagten wir: das moderne Heer bedeutet eine 
universale soziale Organisation, dem Umfang nach fällt 
er mit der Gesellschaft zusammen. Das deutet darauf hin, daß der 
moderne Staat im Heer nicht nur ein Organ, sondern 
eine spezifische Erscheinungsform besitzt, und es sei daher 
zunächst die These ausgesprochen, daß der moderne Staat eine 
Doppelnatur besitzt. Nach innen abhängig vom Klassenaufbau 
und durchaus in seiner Aktion auch direkt kausal verknüpft mit 
der sozialen und ökonomischen Struktur —in seiner Eigenart auch 
von der Kulturstufe des Volkes abhängig —hier daher eine »histo- 
risch-politische Individualität«, von verschiedenstem Charakter in 
Ost und West. Nach außen aber Träger von Macht; nach 
außen über das ganze Volk und Land gebietend als souveränste 
Gewalt. Im Heer steht jedem modernen Staat alles, Volk und 
Land, schrankenlos zur Verfügung. Und es ist noch eine offene 
Frage und derzeit besonders fragwürdig, ob und wieweit der 
Staat als Träger von Macht nach außen hin in irgend einer 
Verbindung mit der konkreten sozialen und ökonomischen 
Struktur ist? Vielleicht ergibt sich einiges dazu aus den fol- 
genden Ueberlegungen: 

Die Allmacht des modernen Staats hat sich in einer para- 
doxen geschichtlichen Entwicklung stabilisiert: der absolute 
Staat war Allmacht seinem Begriffe, seiner Idee nach. Seine 
Macht aber war beschränkt, denn die Möglichkeiten 
seiner Zeit waren enge. Und wenn er auch alle Kraft der Feudal- 
herren gebrochen und sich dienstbar gemacht hat (die glänzendste 
Erscheinungsform wohl die des französischen absoluten Staats) 
so bedeutete doch diese Kraft, mit modernen Maßstäben ver- 
glichen, nicht eben allzuviel. Die Macht des Staats mit ihrem 
tiefen Eingreifen in das Wirtschaftsleben war der aufstrebenden 
bürgerlichen Klasse im Wege. Hatte der absolute Staat die 
Feudalität, als selbständige Gesellschaftsform besiegt, so erhob 
sich jetzt die bürgerliche Gesellschaft als neues, revolutionäres 
Prinzip gegen den absoluten Staat. 

Das Ziel des Bürgertums ist bekannt. Befreiung der wirt- 
schaftlichen Kräfte, d. h. Beseitigung der Staatsallmacht auf 
wirtschaftlichem Gebiete (freier Handel, Gewerbefreiheit). 
Das bedeutet — das wirtschaftliche Interesse als zentral und 
ideologiebildend angenommen — Verminderung der Staats- 
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macht, andere Stellung zum Staat. Bei dieser ökonomischen 
Position wird das inhaltliche Naturrecht zur Ideologie der Bour- 
geoisie. Ergänzt es doch die Forderung nach Gewerbefreiheit 
insofern, als das Recht des Einzelnen dem Staat gegenüber 
betont, der Einzelne als letztes Element vorgestellt, der Staat 
daher als Vertrag der Einzelnen gedacht wird. | 

Das Bürgertum sieht den Menschen anders, als er in der 
Auffassung des absoluten Staats gegeben ist: wenn wir seine 
Vorstellung vom Einzelnen auflösen, ist sie eine doppelte. Zunächst 
hat der Einzelne ökonomische Existenz (als Unternehmer, Arbeiter 
usw.). Neben seiner ökonomischen Lage, welche zugleich 
über die gesellschaftliche entscheidet, und als naturgegeben 
vorgestellt wird, und unabhängig von ihr ist die Staats- 
bürgerqualität. Es ist diese abstrakte Staatsbürger- 
qualität (weil Staatsbürger == Trager eignen Rechts) als re- 
volutionäre Ideologie empfunden worden und sie bedeutet ja 
auch eine Negation des absoluten Staats. Aber die abstrakte 
Staatsbürgerqualität, Ausfluß einer höheren Einschätzung des 
Individuums, Konsequenz eines ablehnenden Verhaltens zum 
absoluten Staat, wird doch Unterlage, eines wenngleich a n- 
dern Staats. Eines Staats, ‘der als Träger des freien 
Willens der Staatsbürger gedacht wird. Geschichtlich aber 
bedeutet diese revolutionäre Bewegung in ihren Konsequenzen 
nicht eine Reduktion des Staats auf negative Aufgaben, wie 
es im Sinne des wirtschaftlichen Liberalismus gelegen war. 
Dieser wünschte: Loslösung des Staats von seiner gesell- 
schaftlichen Unterlage, Herabdrückung seiner Funktion auf 
ein Minimum. Daneben freie Entfaltung der Gesellschaft in 
ihren wirtschaftlichen Kategorien. Dieser Gedankengang be- 
gleitete aber in Wahrheit eine Entwicklung, in welcher der 
Staat sein Wesen in der oben angedeuteten Weise, durch- 
greifend wandelt. Können wir den Staat früherer Epochen 
(cum grano salis) als ungebrochene Einheit auffassen, so bietet 
uns die letzte Entwicklung das Bild einer Differenzierung. 
Wir haben hier vorerst die Antinomie der Entwicklung fest- 
zustellen, daß der Staat im Innern immer mehr Ausdruck ge- 
sellschaftlicher und wirtschaftlicher Machtverhältnisse wird — 
so daß es eine spezifische, soziale Natur des Staats über- 
haupt nicht gibt, es nichts gibt jenseits der Gesellschaft, 
alle Auffassung des Staats als eigene soziale Form (Jellinek) 
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als Begriffsrealismus erscheint — nach außen hin aber immer 
mehr selbständige, von jeder konkreten Unterlage losgelöste 
Realität mit eigner Intensität und eigner Zielstrebigkeit 
. wird. Dieser Antinomie werden wir im folgenden noch begegnen, 
ebenso wie wir die Tatsache noch werden würdigen müssen, 
daß dieser moderne Staat auf einer breitern gesellschaftlichen 
Grundlage ruht, und gerade dadurch noch stärker und mächtiger 
werden kann. Schon hier zeigt sich der Zusammenhang mit 
der ökonomisch-sozialen Basis, der noch später auseinander- 
gelegt sein möge. | 

Der Staat in der Zeit des absoluten Fürstentums greift 
also noch nicht tief genug in das Reservoir seiner Bevölkerung; 
die französische Revolution erst bringt das Volksaufgebot. 
Aber wir wissen, welche Schwierigkeiten selbst damals noch die 
Konskriptionen hatten; daß die jungen Männer (nach dem rus- 
sischen Feldzug) in die Wälder flohen. Immerhin war zum 
ersten Mal de Ausschöpfung der Volkskraft 
in weitestgehendem Umfang möglich. Sie wird hinfort für die 
Zwecke des Staates nach außen hin in allen europäischen Staaten 
restlos in Anspruch genommen. Das Prinzip der allgemeinen 
Wehrpflicht (bezeichnenderweise in Preußen zuerst milizartig: 
die Landwehr die Masse des Heeres, das stehende Heer lediglich 
die Pflanzschule militärischer Qualitäten) dringt allmählich 
durch. Damit ist die grenzenlose Macht des Staates wirklich 
realisiert; jetzt erst verfügt er über seine Bevölkerung 
— ungleich mehr als der absolute Fürst, dem das Land 
seine Domäne, die Bürger Untertanen waren. — Die Ein- 
wohner sind Staatsbürger geworden, aber in diesem Wort 
liegt eben, wenn wir die Natur des modernen Staates 
betrachten, ein Selbstwiderspruch: Bürger, Träger eigenen 
Rechts, ist eine naturrechtliche Konstruktion, der Rea- 
lität bar, eine Forderung, der nichts entsprechen kann in 
einem Staat, welcher auf seinem Territorium, so wie er dasselbe 
repräsentiert, keine Grenze der Macht kennt. Das ist der moderne 
Staat: Macht über alle Grenzen hinaus, in seinem Wesen aber 
abstrakt, weil jenseits aller gesellschaftlichen und öko- 
nomischen Verschiedenheiten, die heute gegeben sind. Das de- 
mokratische Frankreich, das autokratische Rußland, die Mit- 
wirkung des Parlaments in Deutschland und Oesterreich-Ungarn 
— so verschieden die wirtschaftliche und die politische Struk- 
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tur im Innern, so gleich dass Wesen des Staates, wenn 
er als Ganzer, also nach außen hin, in Erscheinung tritt. 

Diese Differenzierung des Staats, die Entwicklung zur 
realen Omnipotenz als Träger von Macht nach außen, ist erst 
mit dem modernen Heerwesen möglich. Hier ist innigste Wech- 
selwirkung gegeben; das Heerwesen ist Instrument und Sub- 
stanz des Staats als Träger von Macht. Es ist jedoch ebenso 
wesentlich für das moderne Heerwesen, daß es durchaus nur 
mit dem Staat gedacht werden kann, als sein Instrument, 
sein Wesen, nicht unabhängig von ihm, und zwar deshalb, 
weil erst jetzt das Heerwesen ganz und gar Maschinerie ge- 
worden ist. Napoleon ist der große Wendepunkt; noch Napoleon 
ist Heerführer und deshalb Caesar, deshalb Repräsentant 
des Staats. Napoleon aber ist der letzte Caesar. Es scheint 
uns ganz absurd, zu denken, daß ein General jetzt in einem Staats- 
streich die Autorität an sich risse. Das Heerwesen hat eben nicht 
nur bürokratisiert in seinem Körper, sondern auch in seinem 
Kopf. Manche Eigenart dieses Krieges wird sich daraus viel- 
leicht erklären lassen, worüber man heute noch nicht gut sprechen 
kann. 

Wird der Staat in einer seiner Erscheinungsformen Träger 
von Macht, so kommt damit eine neue, verstärkende Kompo- 
nente in die Dynamik des Heerwesens, welche ihm ohnedies 
immanent ist. Wir können jetzt sagen: Staat und Heer stehen 
in Wechselwirkung; steigende Staatsmacht — wachsendes 
Heer; mit dem wachsenden Heer steigende Staatsmacht und 
so fort. Also eine Entwicklung, welche sich gegenseitig steigert 
und trägt, und sich von ihrem gesellschaftlichen Untergrund 
schon losgelöst hat. Erst das Substrat des modernen, wohl- 
organisierten Staats gibt dem Heerwesen Stetigkeit und 
innere Festigkeit (welche ihm früher mangelte). Und erst 
das moderne Heerwesen realisiert des Staats aufsteigende 
und allumfassende Macht, zieht das Volk als Material restlos 
in das Staatsorgan hinein und garantiert die gesteigertste Macht- 
aufbietung nach außen hin. 

Deutlich zeigt sich die oben erwähnte doppelte Natur des 
Staats, wenn wir ihn in seinen Organen betrachten. Der Staat 
nach innen gewendet ist Ausdruck des Klassenaufbaues und 
in seiner Entwicklung von diesem abhängig. Der preußische 
Staat wird Teilhaber des Kohlensyndikats und erfüllt mit Unter- 
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nehmergesinnung, als Eisenbahnunternehmer desgleichen: der 
französische Staat wieder umgekehrt (oder der italienische, 
englische) unterliegt der proletarischen Klassenbewegung in 
seiner Schule, in den Bahnen, Postanstalten usw. Die Klassen 
sind nicht suspendiert im Innern, sondern der Staat muß 
den sozialen Aufbau irgendwie mitausdrücken. Verschiedenheit 
des Klassenaufbaues ändert den Staat in diesem Aspekt. 
Nach außen hingegen verschwindet alles, ist gelöst in einer hi- 
storisch bisher niemals realisierten Allmacht, wofür der präg- 
nanteste Ausdruck, daß kein Parlament der Welt in äußerer 
Politik zur Geltung zu kommen vermag, daß alle Parlamente 
der Welt, wie wir gesehen, — zu Organen, Instrumenten 
des Staates nach außen werden, wenn der Fall des Krieges, also 
der direkten Aktion des Staats eintritt. 

Wir haben also eine Wechselwirkung von unvergleichlicher 
Geschlossenheit: zuerst im Heerwesen, seiner Natur nach, steigern 
sich gegenseitig technische Entwicklung und zahlenmäßige 
Vermehrung der Heere. Und diese ganze Dynamik steht wieder 
in Wechselwirkung mit der Machtsteigerung des Staates. Und 
gerade diese innere Dynamik des Heerwesens ist es, welche 
die Staatsmacht besonders zu steigern vermag; weil sie 
nicht nur mehr Macht, mehr Leistungsfähigkeit des Staats, 
sondern fortgesetzt steigende Hineinziehung aller Bürger in das 
Heerwesen, und damit in ein Staatsorgan, bedeutet. Das heißt 
aber, daß der Staat nach außen, der omnipotente Staat, auch 
als universale Organisation seiner gesamten Sub- 
stanz, seines ganzen Territoriums und seiner ganzen Bevölkerung 
aufzutreten vermag. Verfügt er doch im modernen Heer über 
eine universale soziale Form, die jede Möglichkeit eines Gegen- 
satzes zwischen Staat und Gesellschaft ausschließt. Es ist 
dann der Staat nach außen hin eben ein andrer geworden, 
hat ein zweites Wesen angenommen; wir haben es dann nicht 
mehr mit der Aktion des Staats, wie wir ihn im Innern kennen, 
zu tun; dieser ist suspendiert, reduziert und es realisiert sich 
der Staat in seiner andern Natur. Es gibt dann, im Falle 
des Krieges, nichts neben diesem Staat und außerhalb des 
Krieges. Das ist die Situation, in welcher sich Europa jetzt 
befindet. Sie hat mehrfache bedeutsame Konsequenzen. 


Bevor wir zu ihnen übergehen, noch ein Wort über die 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 24 


364 Emil Lederer, 


Bedingungen dieser Entwicklung: sie liegen, wiewohl 
nicht allein, doch vorwiegend auf ökonomischem und sozialem 
Gebiet. 

Die in der Natur des Heerwesens liegende Dynamik kann 
in der Zeit eines gebundenen Wirtschaftssystems und des Früh- 
kapitalismus nicht zur Entfaltung kommen. Die Produktivität 
der Wirtschaft und die Möglichkeiten der Staatsgewalt, zu 
Mitteln für Machtzwecke zu gelangen, sind sehr eng be- 
grenzt. In dem Notschrei der Staaten nach Geld drückte sich 
ebenso ihre Ohnmacht gegenüber der Gesellschaft (den Ständen) 
aus, wie die Armut der Zeit an materiellen Mitteln. Der Kolonial- 
kapitalismus mit Anhäufung gigantischer Vermögen bedeutet 
noch nicht für den Staat und seine Machtzwecke verwert- 
baren Reichtum. Erst das Industriesystem mit seiner Stei- 
gerung der Bevölkerungskapazität und der (technischen) Mög- 
lichkeit unbegrenzter Warenproduktion, soweit Rohstoffe zur 
Verfügung stehen, wird zum tragkräftigen Boden eines modernen 
Machtstaats. Erzeugt ihn nicht, ist also nicht seine Ur- 
sache, aber ermöglicht ihn. Was dem Kapitalismus, 
als besonderer Wirtschaftsgesinnung und Wirt- 


schaftsgeist, nicht notwendig, sondern peripherisch — die 
Umwandlung der Technik in die speziell dynamische, ka- 
pitalistische (Gott]l) — wird das entscheidende Moment 


in dem Zusammenhang Staat — Wirtschaft. Ein Kapitalis- 
mus, in welchem es nur Handelskapital gäbe, oder gewerb- 
liches Kapital im Verlagsystem, wäre nicht geeignete Unterlage 
für die höchste Ausgestaltung des Staates als Machtstaat. 
Dieser ist an das Industriesystem geknüpft, und 
zwar ist es die Möglichkeit fortgesetzt steigender, gleichmäßiger, 
technisch fortschreitender Gütererzeugung in ihm, welche den 
modernen Staat in seiner Eigenart ermöglicht. 

Bei der Verknüpfung von Industriesystem und Heerwesen, 
sowie diesem und Staat handelt es sich nicht um innerlich ver- 
bundene, sondern »zufällige« Zusammenhänge. Das zeigt sich 
darin besonders deutlich, daß das Industriesystem vom Staat 
erst in Formen gebracht werden mußte, in welchen es die G e- 
fahr für die Ausbildung des Machtstaats verlor. Der Arbeiter- 
schutz als Hemmung der Tendenzen zur Degeneration im Industrie- 
system ist daher nicht nur sozial, also für die Wesenswand- 
lung des Staats nach innen, sondern auch für die Entwicklung 
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des Staats nach außen hin bedeutsam geworden. So haben die 
wichtigsten Maßnahmen im Staat, wie dieser selbst, ein doppeltes 
Gesicht: sie sind Konsequenz sozialer Machtverhältnisse und 
steigern auch zugleich den Staat als abstrakte Organi- 
sation. Und nur solche Maßnahmen, können wir sagen, werden 
realisiert, welche zugleich höhere Machtentfaltung des 
Staats ermöglichen oder diese wenigstens nicht hemmen. Gerade 
im Industriesystem steht die ganze wirtschaftliche Gesetzgebung 
auch unter dern Gesichtspunkt militärischer Machtentwicklung. 
So ist auch die Mitwirkung des Kriegsministeriums und seine 
entscheidende Bedeutung bei allen militärisch auch nur ent- 
fernt wichtigen Angelegenheiten nicht als Wahrnehmung 
von Ressortgesichtspunkten zu betrachten. In ihm repräsen- 
tiert sich eben der ganze Staat in seiner zweiten Er- 
scheinungsform ®). Das drückt sich auch in der Existenz des 
Militärkabinetts neben dem Kriegsministerium aus. Das gesamte 
Militärwesen ist also dem »Staat« im Innern gegenübergestellt 
und unabhängig von ihm. Wo eine Kollision stattfindet, 
ist es der stärkere Teil. Durch die Zuordnung zur obersten 
Leitung des Staats (zum Monarchen oder Präsidenten) fällt 
es aus der Ressorteinteilung heraus. In allen Einzelheiten der 
staatlichen Verwaltung zeigt sich das deutlich ebenso wie in 


8) Diese eigenartige Stellung des Heeres fühlt schon Lorenz v. Stein: Die 
Lehre v. Heerwesen als Teil der Staatswissenschaft, 1872. Nach ihm steht das 
Heer unter der Verfassung und ihrem Gesetz. »Und dennoch liegt im Heerwesen 
etwas, was sich der Verfassung von jeher entzogen hat und sich derselben ewig 
entziehen wird. Die Verfassung . . kann nicht dem Heer befehlen.« »Das Heer- 
wesen steht unter dem Gesetz, die Armee unter dem Befehl«; er fährt dann 
fort: »Die Einheit beider aber ist das Staatsoberhaupt als Kriegsherr in allen 
Zeiten und in allen Staaten.« Diese Einheit bedeutet aber (u. E.) keine wir k- 
liche Einheit, d. h. Vereinigung von Gesetz (Verfassung) und Befehl, sondern 
in allen Kollisionsfällen eine Unterordnung der Verfassung unter das 
‚Staatsoberhaupt als Kriegsherrn«. Bezeichnend hiefür die völlige Ab- 
dikation der inneren Staatsorgane, der Verwaltung: 
im Kriege wird der Belagerungszustand verhängt — natürlich in 
der Form des Rechtes — er bedeutet aber völligen Uebergang des gesamten 
staatlichen Imperiums an die Militärbehörden, denen gegenüber die inner- 
staatlichen Behörden überhaupt nichts zu sagen haben. Sie haben lediglich 
die Möglichkeit der Intervention, d. h. der Bitte an die Militärbehörden, 
ihre Anschauungen zu berücksichtigen. (Vgl. die interessante Rede des Mi- 
nisters Delbrück im Reichstag, ıo. III. 1915.) Stärker kann sich die Tatsache, 
daß ein anderes Staatswesen zur vollen Entfaltung gelangt ist, doch nicht 
ausdrücken: der Reichskanzler ist für den militärischen Zensor eine Privatper- 
son, die lediglich als solche Vorstellungen machen kann. Die »Zivilbehörden« 
existieren gegenüber der Armee nicht. Das Heerwesen ist Staat. 

24* 
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der Gestaltung der Staatsfinanzen usw. Besonders prägnant 
aber im Kriege, wo alles (Menschen und Dinge) nur in ihrer 
militärischen Form existieren. 

Erst die Produktivität des Industriesystems und die daraus 
resultierende Struktur des Wirtschaftslebens eröffnet dem Staat 
Hilfsgellen und Möglichkeiten der Aktion, an welche vordem 
nie gedacht werden konnte. Zunächst die Vermehrung der 
Bevölkerung: der moderne Staat besitzt größere Bevöl- 
kerungskapazität nicht bloß durch Erzeugung von Waren 
in der Industrie, sondern auch durch Intensivierung der Land- 
wirtschaft. Er stellt damit ein größeres Bevölkerungsreservoir 
dar. Die Massenhaftigkeit als Element der Gütererzeugung, 
als charakteristisch für die Bevölkerungsgruppierung (in den 
Städten), gestattet, über alle geschichtlich bekannten Grenzen 
der staatlichen Aktion hinauszugehen. 

Noch zur Zeit Friedrichs des Großen gab es keine allgemeine 
Wehrpflicht; wollte man doch nicht die mühsam aufgezogenen 
Arbeiter und Werkmeister den Wechselfällen des Krieges preis- 
geben. Zu empfindlich war die neue industrielle Maschinerie, 
ganz abgesehen davon, daß die Hilfsquellen des Staats für eine 
wirkliche Realisierung der allgemeinen Wehrpflicht nicht aus- 
gereicht hätten. Bei der langen Dauer der Kriege wäre, wie ein 
späterer Historiker sich ausdrückte, die allgemeine Wehrpflicht 
nur »um den Preis der Barbarei« möglich gewesen. Und die 
Größe des Heeres, die Ausdehnung der Wehrpflicht ist kein . 
nebensächliches Moment. Denn in ihr übt der Staat wirklich 
die Herrschaft über seine Bürger, welche damit zu Unter- 
tanen werden. Hingegen ist das Söldnerheer Ausdruck realer 
staatsbürgerlicher Freiheit, zeigt an, daß auch 
in der Aktion des Staates nach außen die Gesellschaft nicht 
suspendiert ist; der Staat verfügt über seine Bürger wirklich 
nur kraft Vertrags. 

Die Industrialisierung ist aber nicht nur wegen der Be- 
völkerungsvermehrung Voraussetzung der allgemeinen Wehr- 
pflicht, sondern auch wegen der gesteigerten Produktivität. 
Die reichlichere Versorgung aller Schichten mit Produkten aller 
Art bedeutet, daß Arbeitskraft auf Herstellung entbehr- 
licher Produkte verwendet wird. Ein reiner Agrarstaat 
(deren gibt es jetzt nicht mehr; denn auch die Agrarstaaten 
sind, auf Basis der Industrie anderer Länder, produktiver ge- 
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worden — landwirtschaftliche Maschinen, künstlicher Dünger usw. 

— erzeugen Produktenüberschuß für den Export) brauchte 
die Arbeitskraft seiner Bewohner für die Ernährung. Krieg 
bedeutet für ihn Notstand. Der Agrar-Industriestaat aber (be- 
sonders der exportierende) enthält in sich ungeheure Massen 
von Arbeitskraft, die, vom Gesichtspunkt naturaler Lebens- 
notwendigkeiten, überflüssig. Der Krieg, als universaler Chok 
jeder Lebensführung, macht diese Arbeitskraft auch über- 
schüssig?). So paradox es scheint: der entwickeltste, der 
feinstorganisiertte Wirtschaftskörper der modernen Industrie- 
staaten kann die Wehrpflicht auf breitester Basis, d. h. die Hin- 
einziehung der gesamten wirtschaftenden Bevölkerung in den 
Krieg leichter ertragen, als der mittelalterliche Agrarstaat. Was 
übrig bleibt an kriegsuntauglichen, jungen und alten Leuten 
und Frauen, genügt, die »Lebensnotwendigkeiten« zu erzeugen. 
Und die Produktion aller Güter darüber hinaus würde ohnedies 
auf große Schwierigkeiten im Absatz stoßen. Denken wir uns 
einen modernen Industriestaat kommunistisch organisiert, so 
sehen wir es sofort ein: er kann die großen Massen der »Luxus- 
arbeiter« in das Heer einstellen. Eben diese gibt es auch im Kapi- 
talismus, in der unternehmungsweisen Produktion. Und darüber 
hinaus große Schichten solcher, welche im kommunistischen 
Zustand als »notwendig« angesehen würden — weil sie jetzt 
für den »Luxus« der Armen produzieren. 

Natürlich hat die allgemeine Wehrpflicht im Kriege für 
das Wirtschaftsleben entscheidende Konsequenzen; da sie nicht 
die Heranziehung der »Luxus«arbeiter, sondern gleichmäßige 
Heranziehung aus allen Arbeitssphären bedeutet, erfordert sie 
eine mühsame und mit (privatwirtschaftlichen) Verlusten ver- 
bundene Umorientierung der Arbeitsleistungen und der Unter- 
nehmungen, von welchen viele ganz zugrunde gehen. Daher 
die »Empfindlichkeit« des Wirtschaftslebens, von welcher man 
vor dem Kriege zu sprechen gewohnt war. Sie besteht aber nur 
relativ: auf den Zustand des Friedens bezogen.’ Sie bedeutet 
im Kriege eine Zurückschleuderung auf einen weit engern Kreis 
der Güterproduktion und -zirkulation. Von Reibungen abgesehn 

°?) Daher die Vielen unerklärliche Erscheinung einer starken Arbeitslosig- 
keit gleich nach Beginn des Krieges und das Bestreben gar Vieler (neben den 
Massen der Freiwilligen), um der Arbeitslosigkeit zu entgehen, in das Heer ein- 


zutreten. In früherer Zeit snahm« man wohl auch »Kriegsdienst«, es handelte 
sich aber um andere Elemente, mit meist ungeregelter wirtschaftlicher Tätigkeit. 
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ist dies aber leichter möglich, als die Anspannung der gesamten 
Volkskraft im Agrarstaat. Je entwickelter das Wirtschaftsleben, 
je »reicher« die Volkswirtschaft, desto leichter fallen die größten 
Anstrengungen des Krieges (Frankreich 1870/71 gegenüber 
Deutschland, hingegen Japan gegenüber Rußland!) ; sie bestehen 
in einem »Zurückwerfen« nicht in einem Vernichten, wo- 
bei natürlich die Bedeutung eines bloß »zurückwerfen- 
den« Krieges größer sein kann als die eines vernichtenden. 
(es kommt schließlich darauf an, wer und was das Objekt des 
Krieges ist). Die Entwicklung des Kapitalismus in seiner 
gegenwärtigen Phase ist besonders widerstandsfähig, weil 
zweifelsohne die organisierenden Tendenzen im Wirtschafts- 
leben wenngleich unter Leitung des Staats, eine Adjustierung 
der Volkswirtschaft auf die Daten des Krieges erst möglich ge- 
macht haben. (Von der Bedeutung der gesellschaftlichen Glie- 
derung für die Ausbildung der abstrakten Staatsmacht noch 
weiter unten.) 

Noch aus einem andern Gesichtspunkt ist der moderne Hoch- 
kapitalismus Voraussetzung für die allgemeine Wehrpflicht 
und die Führung eines Krieges: nur er ist produktiv genug, um 
erstmals die Ausrüstung der modernen Heere mit allen Bedarfs- 
artikeln zu ermöglichen und weiterhin das Kriegsmaterial während 
des Krieges in genügender Menge bereitzustellen. Die technische 
und organisatorische Höhe der modernen Industrie ist Voraus- 
setzung für einen mehrere Monate andauernden Krieg; wo die 
Industrie diesen Anforderungen nicht genügt, müssen die andern 
Staaten eingreifen: Frankreich wie Rußland führen gegenwärtig 
anscheinend bereits nur mehr Krieg auf Basis der amerikanischen 
industriellen Organisation. Ein entwickelter Industriekapitalıs- 
mus vermag sogar (woran man zu Beginn des Krieges garnicht 
gedacht hatte) in seiner größten Steigerung die Wirkungen einer 
Isolierung vom Ausland aufzuheben: die Produktivität vergange- 
ner Jahre bietet in den Gebrauchsgegenständen und Produktions- 
mitteln aller Art im Notfall »Altmaterial« und damit eine reich- 
liche Reserve 19), 


10) Kupfer, Baumwolle, Wolle kann aus vorhandenen Produkten wieder 
zurückgewonnen werden. In einem gewissen Umfang gilt das sogar für die 
Landwirtschaft. Diese ist in einem Industriestaat notwendigerweise intensivere 
Viehwirtschaft, welche im Viehstapel eine große Nahrungsreserve enthält und 
den Mangel an Cerealien zu ersetzen vermag. Immer natürlich unter großen Ein- 
bußen und Verzicht auf reichliche Versorgung in der Zukunft. Aber es ist m o- 
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Nicht nur der materielle Reichtum, sondern 
auch der gesellschaftliche Aufbau im Kapitalis- 
mus ist in diesem Zusammenhang hervorzuheben. Allgemein 
anerkanni ist die Aehnlichkeit zwischen industrieller und Heeres- 
organisation, die Leichtigkeit der Einordnung des Industrie- 
arbeiters in die Heeresorganisation. Noch augenfälliger der Be- 
darf des modernen Heeres an gelernten Industriearbeitern (na- 
mentlich Metallarbeitern) in den rapid anschwellenden tech- 
nischen Truppen. Ist das marschierende, hungernde und 
frierende Fußvolk und die Reiterei der früheren Heere am besten 
aus bäuerlicher Bevölkerung zu rekrutieren, so wird der psychische 
Habitus des modernen Industriearbeiters (des gelernten wie des 
angelernten) immer ähnlicher dem des Soldaten im modernen 
Heer). Das ist nicht eine prästabilierte Harmonie, aber es ist 
wichtig, daB die technische Dynamik, welche der Industrie- 
kapitalismus entwickelt, die Arbeitsmasse so umformt, wie sie 
die Dynamik des Heerwesens gleichfalls braucht. Geradezu sym- 
bolisch drückt sich dies in der Umwandlung der Aufklärungs- 
truppen aus: früher die Kavallerie als feinste Blüte einer Agrar- 
wirtschaft; jetzt der Aeroplan als höchste Spitze industrieller 
Entwicklung. Die technische Weiterbildung in der Industrie und 
im Heerwesen — die Umbildung des Menschen in der Industrie und 
im Heerwesen haben dieselbe Richtung und dasselbe Wesen; der 
Kapitalismus als allgemeinste Strömung der Zeit nimmt die Ent- 
wicklung des Heerwesens als eine seiner Phasen in sich auf !*). 


bilisierbarer Reichtum, auch ohne Anschluß an auswärtige Wirt- 
schaftsgebiete. Der Reichtum der Gegenwart ist eben eine sungeheure Waren- 
sammlung«e (Marx) und nicht Gold und Silber wie im Orient, welche einem ab- 
geschnittenen kriegführenden Industriestaat wenig helfen könnten. 

11) Noch Lorenz v. Stein (a. a. O. S. 15/16) sagt, daß die »nicht besitzende 
Klasse (in der Stadt) die größte Zahl, aber den geringsten 
Wert hergibte und zwar wegen der geringeren physischen 
Entwicklung und dm svorwiegend mißvergnügten Ele- 
mente sie füllen im Krieg die Spitäler«e Es müsse daher 
Regel sein »sie nie in größeren Massen zusammen zu lassen«. Als wahren Kern 
sieht er die mittlere Landbevölkerung an. 

12) Die Rolle der Rüstungsindustrie begreift sich in diesem Zusammen- 
hang. Als kapitalistische Industrie ist sie zweifelsohne von starkem Expansions- 
trieb erfüllt. Aber es ist nicht eigentlich und ursprünglich kapitalisti- 
sche Expansion, welche wir vor uns sehen, sondern die abstrakte Expansion 
des Heerwesens muß notwendigerweise, soweit sie an Warenerzeugung geknüpft 
ist, die Form und den Charakter kapitalistischer Unternehmungen annehmen, 
mit welchen sie sich — bei einem ganz andern »Geiste — schon in der tech- 
nischen Eigenart berührt. 
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An dieser Stelle löst sich dann auch die Antinomie auf, 
welche darin gegeben scheint, daß der Staat im Innern an eigener 
Macht einbüßt, immer mehr Ausdruck der konkreten Klassen- 
schichtung, also Ausschuß der herrschenden Klassen wird, nach 
außen lediglich als Träger von Macht gegeben ist. Es bedeutet 
nämlich die Hingabe des Staates an die eine oder andre Klasse 
jeweils eine höhere Organisationsform des Wirtschaftslebens: 
steigende Unternehmermacht bedeutet zweckmäßige Organi- 
sation der Wirtschaft auf den Profit hin und strenge Fabrik- 
disziplin. Steigende Macht der Arbeiterklasse: gehobene Lebens- 
haltung der breiten Massen und Zwang zur rationellsten Fa- 
brikorganisation. Die Vertretung des Interesses sowohl der 
Unternehmer als der Arbeiter bedeutet ein rascheres Tempo 
der wirtschaftlichen Entwicklung, daher Steigerung der 
Vorbedingungen für die volle Entfaltung des Macht- 
staats, jedenfalls kein Hemmnis hiefür. Sinkende Macht des 
Staats im Innern, Beherrschung der Staatsmaschinerie durch 
die Klassen, ist vereinbar mit wachsender Kraft des Staats 
nach außen als Machtstaat. Nur Stagnation der ökonomi- 
schen Entwicklung ist ihm gefährlich, aber bis zu einer ge- 
wissen Grenze gleichgiltig, ob sie zum Trust oder zur sozialen 
Demokratie treibt. Selbst diese könnte sich also in einem 
Staat realisieren, dessen Charakter nach außen hin ungeändert 
bliebe. Selbst in einem so weitgehenden Sinne kann also die 
Machtverteilung zwischen den Klassen gleichgiltig werden, wenn 
sie nicht eine Erschütterung des Machtstaats in seinen wesent- 
lichen Organen herbeiführt. 

Es ist aber nicht nur für den Machtstaat, immer unter der 
obigen Einschränkung, gleichgiltig, wie sich die Macht auf die 
konkreten Klassen verteilt, er kann nicht nur gerade infolge 
seiner sinkenden Macht im Innern nach außen hin wachsen; 
er erfährt eine weitere Steigerung noch durch den Aufbau 
der Gesellschaft. Das Wirtschaftssystem des Kapitalismus 
ist seinem Wesen nach antagonistisch, und diesem Wesen ent- 
spricht der Klassenaufbau der Bevölkerung. Die Gesellschaft 
der vorkapitalistischen Zeit (Stände) ist stets prinzipiell har- 
monisch. Die feudale Gesellschaft ist als organisch zu charakte- 
risieren, ebenso die mittelalterliche Zunftverfassung. Die Schich- 
tung der Bevölkerung ist in ihr etwas Definitives und etwas 
Stabiles. Interessengegensätze sind nicht prinzipieller Natur 
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und betreffen vor allem nicht das Wesen, die Struktur der Ge- 
sellschaft. Erst im Kapitalismus ist mit ihm schon der Anta- 
gonismus in Kapital und Arbeit gegeben, und 
so sehr sich der Klassenaufbau verzweigen mag, Elemente 
aus der früheren Gesellschaftsveriassung zu Klassen umgestem- 
pelt werden, der antagonistische Charakter von Kapital — 
Arbeit bleibt doch grundlegend charakteristisch. Demgegenüber 
entsteht im Bewußtsein allen Klassen ein Begriff von Staat 
über der Gesellschaft, und die weitere Steigerung des Staates 
als abstrakter Machtstaat liegt selbst in der Linie der gesell- 
schaftlichen Entwicklung. Das geht dann soweit — und damit 
kommen wir zu den bedeutsamsten Konsequenzen dieser Ent- 
wicklung des modernen Staats —, daß der Staat auch in seiner 
Erscheinungsform als abstrakter Machtstaat gleichbedeutend 
mit Gesellschaft gefaßt wird, daß sich die Gesellschaft 
auch dort, wo sie schon Objekt des Staates ist, noch immer 
als Gesellschaft, also als Subjekt, aktiv fühlt. Als 
Träger von Macht nach außen, am gesteigertsten in der Be- 
tätigung dieser Macht im Krieg, erscheint dass Organ 
des Staats, das Heer, als Volk. Das Volk erscheint sich 
in seinem Bewußtsein aktiv auch dann, wenn es plötzlich in 
die Erscheinungsform des Heeres hineingeschleudert wird. 
Eine Gesellschaft, welche gewohnt ist, den Staat in einer Unzahl 
von Aktionen als Partei bald der einen, bald der andern Klasse 
zu sehen oder wenigstens zu empfinden, bekommt damit das 
Bewußtsein einer aktiven Einheit in der Aktion des Staats. 
Dieses Bewußtsein einer aktiven Einheit ist dann, in unserer 
Auffassung, eine Ideologie. Sie kann auch, dem Wesen der kapi- 
talischen Gesellschaft nach, nur entstehen als Einheit einer 
Gefahr gegenüber, und darum hat im Kriege der moderne 
Staat durchweg die Einstellung, es handle sich um die Ver- 
teidigung der Gesamtheit. Alle Staaten wollen die An- 
gegriffenen sein, weil nur so eine — inhaltlich nicht weiter 
bestimmte — Einheit der Klassen zu einer »Gemeinschaft« erzielt 
wird. Dies daher auch die offizielle Haltung aller Staaten: den 
Krieg als Verteidigungskrieg aufzufassen. — Dann kann er ein 
solcher der Gesellschaft sein, können die gesellschaftlichen Kräfte 
für ihn mit Erfolg aufgerufen werden, die sich einem Krieg des 
Staats, und ebenso einem Krieg bestimmter Interessen 
versagen würden. Denn so wenig die Kräfte der gesellschaftlichen 
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Schichten heute auch gegen den Staat vermögen (frühere Zeiten 
hatten darin ein ausgeprägteres Gefühl und sahen deutlich die 
Distanz und Wesensverschiedenheit der gesellschaftlichen Schich- 
ten gegenüber dem Staat), es kann diesem das Verhalten der 
Gesellschaft nicht gleichgiltig sein, und er könnte im Moment 
der größten Anspannung doch ihrer bedürfen !3). 

Die gespenstische, abstrakte Natur des Staates und seiner 
Betätigung, das Schicksalhafte des gegenwärtigen Zusammen- 
stoßes analoger staatlicher Gewalten wird noch deutlicher durch 
die Tatsache, daß auch jenseits aller offiziellen Publizistik der 
Staat in seiner Aktion über alle geistigen Kräfte in seinen Grenzen 
verfügt und eine völlige Umbiegung und sozusagen Einexer- 
zierung der Argumentation auf den Krieg in allen Staaten 
stattgefunden hat. In diesem Sinne ist wirklich der mo- 
derne Machtstaat ein »Kulturstaat« geworden, —er benutzt 
auch die geistigen und kulturellen Strömungen aller Art als 
Motor. Der moderne Staat biegt in der ungeheuren Sug- 
gestivität seiner ganzen Machtentfaltung alles Kulturstreben 
in die Richtung seiner Aktion, und bedarf daher nicht mehr 
des Zwanges auf die Geister (vgl. die interessanten, weil durch- 
aus unbeabsichtigten, vor dem Kriege gemachten Aeusserungen 
bei Wolzendorff, Der Gedanke des Volksheeres im deut- 
schen Staatsrecht); er gestaltet den Inhalt des Rechts durch- 
aus nach seinen Bedürfnissen und wird so zum Rechtsstaat !9. 


13) Besonders bezeichnend ist für das eben Gesagte die Entwicklung in 
Italien: hier hat die Zwangswirkung des Krieges noch nicht begonnen und 
die Gesellschaft ist in der differenzierten Klassengestaltung noch lebendig. Es 
würde in einem Kriege wohl auch dort die Einheit des »Volkes« entstehen, trotz 
der langen Gegenagitationen; auch in Italien würde die Regierung mit Erfolg 
nicht bloß den »heiligen Egoismus«, sondern die Notwendigkeit der Verteidigung 
einem zukünftigen Krieg gegenüber betonen. 

14) Nur die Mittel der Unterwerfung unter den Staat sind feinere, die 
Unterwerfung selbst aber geht viel weiter als je und erfaßt auch die Gesin- 
nung. Frühere Zeiten verlangten Unterordnung durch Tat oder Leiden; das 
ist möglich. Man kann die Untertanen verkaufen, wie die hessischen »Lan- 
deskinder«e nach Amerika verschachert wurden. — Wie aber, wenn jetzt 
ein Landesteil abgetreten wird an einen anderen Staat? Da kann nicht bloß 
Erduldung gefordert werden. Die Einwohner dieses Landesteils müssen 
vielmehr im modernen Staat, dem sie ja mit ihrer ganzen freien Ueberzeugung 
anhängen, eben diese, und wieder innerlich frei, nichtim Gefühl des Zwanges, 
in ihr Gegenteil verkehren. Wenn ein Staat einen Gebietsteil abtritt, fordert er 
zunächst wirtschaftliche Opfer von den Einwohnern. Dies aber ist das Geringere. 
Darüber hinaus müssen mit dem Moment der Abtretung sich die Bewohner 
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Vergessen ist auch der leiseste Anklang an ein inhaltliches Natur- 
recht des Individuums, das die Verfassungsgesetze der modernen 
Staaten sichern wollen. Gegenüber dem modernen Machtstaat 
gibt es keine Verfassung; wird sie doch auch im Kriege suspendiert. 
In der jetzt so häufig zu Unrecht zitierten Schrift Fichtes »Vom 
wahrhaften Kriege« ist das Recht auf die persönliche Freiheit 
vor allem anderen Recht moralisch anerkannt und es wird dem 
»Vernünftigen« die Pflicht der Prüfung und Kritik nicht 
abgenommen. Die Orientierung auf die Idee der Freiheit 
wird ihm zur unverbrüchlichen Pflicht gemacht. Im modernen 
Staat aber gibt es nur Unterordnung unter die Zwecke des Staats, 
ist die selbständige, unantastbare Rechtssphäre des Einzelnen 
ausgetilgt — als Folge dieser Omnipotenz des Staats, welche 
sich nur in der Form des Rechtsstaates realisiert. 

Wie sehr dieser nur Form, zeigt der Widerspruch in 
der juristischen Situation: daß der Souverän kraft des Rechtes 
der Mobilisierung und Kriegserklärung wirklich über die Gesell- 
schaft verfügt, für sich einen »Staat« repräsentiert — und daß 
die Parlamente daneben doch um Anlehen ersucht werden, 
deren es für die Kriegsführung ja nicht bedürfte. Im Falle eines 
Konflikts würde sich sogleich zeigen, daß hier zwei universale 
»Staaten« aufeinanderstoßen. 

Wie weit diese suggestive Macht des Staates in seiner Aktion 
im Kriege geht, zeigt u. a. auch der Mangel an Standfestigkeit 
innerhalb der modernen Intellektualität (aller Länder) und die 
völlige Instinktlosigkeit dr Wirklichkeit gegenüber. Eine 
spätere Zeit wird es kaum begreifen können, mit welcher Willen- 
losigkeit, um nicht zu sagen welcher Unterwürfigkeit sich alle 
Strömungen in der Tatsache des Krieges selbst verloren haben 
und in ihr zu neuem Leben wiederfinden zu können glaubten. 
Es gibt keine geistige und keine kulturelle Strömung in 


innerlich entgegengesetzt verhalten; was vorher Hochverrat, wird nunmehr 
patriotische Pflicht, nicht dem neuen, sondern dem alten Vaterland gegen- 
über. Die moderne Staatslehre tut sich viel darauf zugute, daß sie die Formel 
anwendet: das als notwendig erkannte aus freiem Willen zu tun; 
diese Paradoxie erreicht aber hier den höchsten Gipfel. Auch die Ueber- 
zeugung wird abstrakt; der moderne Staat verlangt nur, daß der Bürger 
eine Ueberzeugung habe. Deren Inhalt aber bestimmt er. Wobei noch die 
Doktorfrage bleibt: ist dann die neue Staatsgesinnung, und von welchem 
Moment ist sie als originär zu betrachten, nicht mehr aus der früheren Staat- 
lichkeit abzuleiten ? Lauter Denkunmöglichkeiten, die nur erweisen, daß alle 
Ueberzeugung, die hier in Frage kommt, in Wahrheit Ideologie ist. 
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Deutschland und außerhalb desselben, welche nicht bereit 
gewesen wäre, dem Kriege als Ideologie zu dienen. Jede möchte 
den Krieg als Kraftquelle benutzen. Anschauungen, welche den 
Sinn aller Entwicklung in dem Erscheinen und Auswirken von 
Helden sahen, ebenso wie solche, die von einem Erwachen des 
»Volkes« träumen ?5); die Geschichtsphilosophie des nationalen 
Staats, wie die einer Ablösung in der »Weltharmonie« (hierbei 
geschichtsphilosophisch immer dem Standpunkt, ‘nicht dem 
Kaliber und Wert nach verstanden!), möchten den Krieg als 
Vehikel ihrer Anschauungen, ja als höchste Erfüllung, erleben. Ins 
Groteske wachsen diese Bemühungen, wenn sie von den kirch- 
lichen Strömungen (denn es sind nicht religiöse) unserer Zeit 
ausgehen; sie erblicken im Kriege »einen heiligen Kampf für Gott, 
für das Kommen und Herrschen seines Reiches auf Erden«. Dies 
eine katholische Stimme. Und was soll man dazu sagen, wenn eine 
Identifizierung des Christentums mit dem Gedanken des Weltfrie- 
dens abgelehnt wird, weil dieserhedonistisch, weil diese Verwerfung 
des Krieges biologisch und soziologisch verankert sei und lediglich 
den Zweck habe, dem Menschen das Leid zu ersparen, wäh- 
rend das Christentum die sittliche Bewährung des Menschen 
unter allerlei Anfechtung wolle. »Die Menschen brauchen den 
Krieg, damit sie eine Gelegenheit haben, buchstäblich und wahr- 
haftig für eine Sache ihr Leben zu lassen.« Diese Auffassung 
wirkt umso befremdender, als sie sich in einer Abhandlung findet, 
die im übrigen das religiöse Problem im Kriege sieht (Martin 
Rade, Dieser Krieg und das Christentum, in den »Politischen 
Flugschriften«, herausgegeben von Ernst Jäckh, S. 28/9), und 
doch in der religiösen Bedeutung des Krieges plötzlich davon 
absehen zu können glaubt, daß der Krieg doch auch gleichbe- 
deutend ist mit der Zufügung von ungeheurem Leid, nicht 
nur mit Opfern, sondern mit Gewalttaten unlöslich verknüpft ist 
und daß die Idee des Krieges ja schließlich auf die Vernichtung 
des Feindes, nicht auf die eigne Niederlage hinzielt! Solche 


15) Hiebei ist lehrreich, wie wandlungsfähig die Ideologien sind: noch Fichte 
zeichnet das Deutsche Reich ausgehend »von der persönlichen, individuellen 
Freiheit«. Diese Form sieht er als die höhere, und im Gegensatz zu Frank- 
reich, für das charakteristisch sei: sihr Bestreben zur Verschmelzung anderer 
in diese Einheit und in diesen Gehorsam gegen die allgemeine Meinung, die 
eigentliche Wahrheit, über welche hinaus es für ihre Erkenntnis nichts gibt.« 
Es lehnt also Fichte das Gemeinschaftsgefühl als absolut und primär gegeben 
ab. (Vom wahrhaften Kriege, S. 47 ff.) 
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Anschauungen stehen daher in einem seltsamen Gegensatz zu der 
Auffassung des Papstes, der (in seiner Ausdrucksweise mit m or a- 
lischer Wertung der ökonomischen Situation) auf den Krieg 
eigentlich das Schema der materialistischen Geschichtsauffassung 
anwenden möchte (wenn er sagt, daß der Krieg dem Neid der 
Menschen um irdische Güter entstamme). Ganz vereinzelt sind 
demgemäß die Stimmen, welche den Kriegals unchristlich 
bezeichnen. Umso nachdrücklichere Hervorhebung verdient daher 
eine Aeußerung Fr. W. Försters: »von manchen Wort- 
führern des Christentums sei in den letzten Monaten schon merk- 
würdig unchristlich geredet und die himmlische Wahrheit an 
zeitliche Interessen und Erregungen verraten worden ..... 
» Jeder Krieg ist ein Abfall von Christus, auch wenn wir nicht das 
Wenn, Wo und Wie der Mitschuld jedes Einzelnen genau anzu- 
geben vermögen.« Derselbe: Der Staat müsse sich in der 
inneren und äußeren Politik dem Sittengesetz unterordnen. 
Die hohe Politik war sozusagen nur eine Dependance, ein An- 
hängsel und Werkzeug des Militarismus. 

Auch die Verknüpfung des Staats mit der nationa- 
len Idee ist gegenwärtig nicht mehr derart lebendig, daß 
die Staaten als Träger der nationalen Einheit gegeben sind 
und aus dieser Funktion ihren Sinn und ihre Kraft schöpfen. 
Ist doch die Einheit der »Staatsnation« also gerade des 
national nicht einheitlichen Volks noch nie so deutlich in 
Erscheinung getreten, als gegenwärtig, wo allüberall Glieder ein- 
und derselben Nation gegeneinander kämpfen. Es bedurfte garnicht 
der Aufhellung des Zusammenhanges zwischen Nationalismus und 
Wirtschaftsinteressen, die wir den grundlegenden Schriften Otto 
Bauers verdanken, da jetzt mit Händen zu greifen ist, wie sehr 
Nation eine Ideologie, nicht nur eine kapitalistische, sondern jetzt 
eine staatliche Ideologie geworden ist. Selbst aus der Stellungnahme 
derer geht es hervor, die den heutigen Staat als Nationalstaat 
auffassen. So betont z. B.M ein ec k e auf das Nachdrücklichste 19), 
daß der Staatsverband über den Volksverband (gemeint ist: 
Nation) gehe; daß das Staatsleben von ganz Mitteleuropa in 
Zukunft eine Mäßigung der nationalistischen Leidenschaften 
erheische usw. Hier wird der Staatsbegriff als der übergeordnete 
gefaßt, was im Grunde zu einer Revision des Wesens dieses nicht 


16) Meinecke, Die deutsche Erhebung von 1914. »Staatsgedanke und Na- 
tionalismus.« 
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mehr in erster Linie nationalen Staats führen müßte Es 
ist eben auch der Gedanke des Nationalstaats eine 
Ideologie. Daß der neuzeitliche Nationalismus durchaus nicht 
mehr die Eigenart der einzelnen Nationen zum Ausdruck bringt, 
sondern zu einer politischen, überall identischen Strömung ent- 
artet ist, hat wiederum Meinecke (in seiner obengenannten vor 
Kriegsausbruch geschriebenen Abhandlung) sehr scharf herausge- 
arbeitet; so wenn er davon spricht, daß sich die »nationalen Ideen« 
in allen Staaten einander angleichen, daß sie sich überall derselben 
Mittel bedienen, daß sie lediglich expansiv werden. »Der Nationalis- 
mus kann keine freie, mannigfaltige, differenzierte, sondern nur eine 
schematisierte und konventionelle nationale Kultur gebrauchen... 
es bildet sich eine geistige Schwielenhaut, die gut sein mag zum 
augenblicklichen Dreinschlagen mit der Faust, aber unfähig 
macht für feinere Empfindungen und Tätigkeiten« . . So werden 
die Völker einander im Nationalismus immer mehr gleich — was 
sich von der hier vertretenen Anschauung aus dadurch eıklärt, 
daß die nationale Idee, soweit sie nicht Ideologie ökonomischen 
Charakters (also in der Verstärkung des Dranges nach Expansion), 
staatliche Ideologie geworden ist. Darum verwischen 
sich dann alle Unterschiede, sodaß nur »das eingeschmolzene 
Bronzegesicht des Jockey« übrig bleibt und daß der Chauvin 
(wie M. sagt), der über den charakterlosen Mischmasch der 
internationalen Kultur schilt, oft selbst ein solches Gesicht 
trägt. Die nationale Idee wird in allen Staaten zur Ideologie 
des Staats erhoben, ohne ihren eigentümlichen Gehalt bewahren 
zu können. Der unmögliche Begriff der »Staatsnation« ist das 
sicherste Zeichen dafür, daß die Nation — ursprünglich eine 
geistige Idee, dann die Ideologie des Kapitalismus (Otto Bauer) 
— nunmehr zur Ideologie des Machtstaats geworden ist. 
Auch die materialistische Geschichtsauffassung trifft nicht 
das Wesen dieses Krieges, weil sie den Staat nur als Funktionär 
der herrschenden Klasseninteressen begreift. Insofern er 
das nicht ist, ist auch die materialistische Geschichtsauffassung 
der Tatsache des Krieges gegenüber »Ideologie«; der Imperialismus 
Rechtfertigung des Krieges ex post, ist gleichfalls Ideologie 
gegenüber der Aktion des Staats als eines abstrakten Macht- 
staats. Wenngleich der Krieg ökonomische Konsequenzen 
haben mag, wenn er eine ökonomische Seite haben mag, 
so ist dies doch jenseits aller konkreten Klassenschichtung und 
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jenseits des ökonomischen Strebens. Es ist die Wirkung eines 
der Volkswirtschaft und ihrem Aufbau durchaus ‚heterogenen | 
Krieges auf die Wirtschaft. Es könnten die Kapitalistenschichten 
des einen oder andern Landes auch stärker aus dem Kriege 
hervorgehen (wie es wahrscheinlich nicht der Fall sein wird; 
denn lediglich die neutralen Staaten dürften ökonomisch ein Ueber- 
gewicht gewinnen): er würde dadurch seinen Charakter, Zusam- 
menstoß abstrakter Machtstaaten zu sein, nicht einbüßen. Auch 
der Fall liegt nicht vor, daß die Kapitalismen der einzelnen Staaten 
als aktive Potenzen hinter dem Kriege stünden und nurin ihren 
Erwartungen getäuscht würden — er ist ihnen etwas Fremdes, sie 
haben nichts mit ihm zu tun. Er wirkt nur auf sie und sie müs- 
sen ihm dienen. 

Das Verhältnis des Kapitalismus zur auswärtigen Politik 
hat sich in der geschichtlichen Entwicklung verändert: die Ko- 
lonialkriege sind ganz ausgesprochen kapitalistische Kriege; das 
Handelskapital mußte (und konnte) in der Zeit vor dem Industrie- 
kapitalismus sich die Wege durch die auswärtige Politik öffnen. 
Verlegt sich der Schwerpunkt in die Industrie und in das Fi- 
nanzkapital, so sind die Mittel der Expansion immer mehr 
»ökonomische« (»die billigen Preise sind die schweren Geschütze 
der modernen Industrie« Marx), die auswärtige Politik wird, je 
rascher und allgemeiner die kapitalistische Entwicklung, ein 
untaugliches Mittel ökonomischer Expansion 17). Soweit 
noch »Kolonialkriege« gegeben und möglich sind (in dem 
Sinne, daß eine Ausbeutung des zu gewinnenden Territoriums 
iür die einheimische Kapitalistenklasse erzielt wird), liegen 
sie doch nur in der Interessenrichtung schmaler kapitalistischer 
Schichten. Der Sozialismus nimmt die Ideologie des modernen 
Staates für bare Münze, wenn er als Kern des Krieges den »Auf- 
ruhr der Produktionskräfte, die den Kapitalismus erzeugten, 
gegen ihre nationalstaatliche Ausbeutungsform« bezeichnet. (N. 
Trotzky: »Der Krieg und die Internationale«, vgl. auch das 
Resumé in der Neuen Zeit, 12. II. 1915, S. 60. Diese Auffas- 
sung begründet bei Hilterding, »Das Finanzkapital«, insbes. 
S. 375 ft.) Denn die quantitativ wesentliche kapitalistische Ex- 
pansion erfolgt in freier Konkurrenz oder in nationaler Kar- 

17) Das geben selbst Autoren zu, welche meinen, der Krieg sei aus dem 


Imperialismus, dieser als wirtschaftliche Tendenz verstanden, zu er- 
klären (Max Adler im »Kampf«, März 1915, S. 128). 
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tellierung. Daß zumal in der sozialistischen Auffassung der 
Schwerpunkt der kapitalistischen Expansion in der Ausbeutung 
der europäisch-amerikanischen Industriearbeiterschaft und nicht 
in der Gewinnung von Kolonialland liegen müßte, versteht sich 
von selbst — umsomehr als die Durchkapitalisierung sämtlicher 
Produktionssphären immer mehr solche Rohstoffländer kapi- 
talistisch wichtig macht, die der auswärtigen Politik kein er- 
reichbares Ziel sind. (Vor allem Amerika als Kupfer- und Baum- 
wollland.) Vollends ist es ein Gemeinplatz, daß der ökonomische 
Verkehr zwischen den alten Industriestaaten volkswirtschaftlich 
wichtiger, als der Kolonialhandel oder die Finanzierung von 
»Einflußsphären« Die Machtstaaten bedienen sich des Finanz- 
kapitals als ihres Mittels für Ziele auswärtiger Politik. Für die 
Kapitalistenklasse im ganzen genommen ist beschleunigte Finanzie- 
rung ökonomisch tiefer stehender Staaten ein zweifelhaftes Glück. 
(Ob nicht die wirtschaftsliberale Schule in England einen richti- 
gen Instinkt mit ihrer Ablehnung von Kolonialpolitik hatte? — 
um nämlich lieber dauernd Waren zu verkauften, als Kapital- 
güter zu exportieren, deren Produkte Konkurrenz des Mutter- 
landes bedeuten?) Gewiß sind mit der politischen 
Expansion ökonomische Interessen verknüpft. 
Es ist aber m. E. verfehlt, die immer wichtiger werdende Basis 
aller europäischen Industriestaaten, den innern Markt, in seiner 
Bedeutung so gering zu sehen und alle Aktivität in der Wirt- 
schafi, alle Expansionstendenz nur in der imperialistischen 
Wirtschaftspolitik zu erblicken. Dabei wird überdies niemals die 
innigste internationale Verflechtung alles europäischen Kapi- 
tals auch in seinen »imperialistischen« Anlagesphären gebührend 
beachtet. (Vgl. Hilferding S. 411 ff.) Auch in der imperalisti- 
schen Sphäre entstehen dann reale wechselseitige soli- 
darische Interessen der national verschiedenen Kapitalismen. 
Wir können also sagen: Die gegenwärtige Phase des 
Kapitalismus ist für die auswärtige Politik nicht mehr und 
noch nicht reif: es ist eine Entwicklung möglich, in welcher 
infolge riesenhafter Standortsverschiebungen der Kapitalismus 
bevorzugter Länder eine Monopolstellung erlangt (Amerika, 
China nach der Erschöpfung wichtiger europäischer Kohlenlager 
und bei Reservierung der Baumwolle für die amerikanische In- 
dustrie) und die Gegensätze der kapitalistischen Schichten ganzer 
Weltteile in politische Konflikte hineinzwingen — wenn nicht 
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bis dahin die Entwicklung und Differenzierung der Indusirien 
eine reale Weltwirtschaft konstituiert, die dann Krieg eus- 
schließt. Die gegenwärtige Konstellation aber ist von dieser 
möglichen Zukunft sehr verschieden. Sie wird hie und da als 
Kampf um Rohstoff- oder Absatzgebiete aufgefaßt, und dabei 
übersehen, daß die möglichen Objekte dieses Krieges für die na- 
tionalen Kapitalistenschichten wenig bedeuten, und bei den 
Möglichkeiten, Kapital zu verwerten, nicht wesentlich sind 18), 
und daß ferner die großen Märkte der Zukunft, vor allem China, 
gar nicht Objekt dieses Krieges sind, der zum Ueberfluß die 
möglichen Konkurrenten in China: Rußland, Japan und Eng- 
land, als Verbündete zeigt. Die politische Entwicklung, welche 
zum Kriege führte, verläuft eben — wenngleich hie und da 
gekreuzt von Einflüssen aus der Sphäre der Volkswirtschaft — 
ihrem Wesen nach unabhängig von dieser. 

Schon oben wurde angedeutet, daß der Sozialismus als 
politische Partei den Imperialismus bekämpft. Hiebei befindet 
er sich dadurch in eirer etwas unklaren Position, daß er die Ent- 
faltung des Kapitalismus bis zu seiner höchsten Stufe wünschen 
müßte. Alle Momente, welche (im Imperialismus) als schädlich 
für die Arbeiterschaft aufgezeigt werden können (vgl. Renner, 
»Sozialistischer Imperialismus oder Internationaler Sozialismus ?« 
in der Zeitschrift der »Kampf«, März 1915) sind wirkungslos, so- 
bald man den Imperialismus als die entscheidende und 
reale Kraft im Krieg sieht. Die hier vertretene Auffassung 
gestattet eine konsequentere Stellungnahme. 

Auch die Frage der Kriegskredite löst sich in dieser Auf- 
fassung: sie unterliegen tatsächlich nicht der Beschluß- 
fassung durch ein Parlament. Die Bewilligung der Kredite ist ein 
hinkendes Recht, wenn das Parlament nicht auch das Recht der 
Kriegserklärung und des Friedensschlusses besitzt. Ablehnung von 
Heeresvorlagen ist zu begreifen als Kampf der Gesellschaft mit 
dem Staat; im Moment des Kfieges ist die Gesellschaft im Staat 
suspendiert. Das Heer, unter der Befehlsgewalt des Staatsober- 
haupts oder Heerführers, bedeutet, in seiner Aktivität im Kriege 
den Ausschluß jeder gesellschaftlichen Institution. Im Moment, wo 


18) Deutsche sehen das für England ganz klar. Vgl. auch den Aufsatz 
von Gustav. Eckstein in der Neuen Zeit v. 12. III. 1915 (Englands Siegespreis). 
Aehnlich Prof. Landesberger, Der Krieg und die Volkswirtschaft, bespr. in 
der Neuen Zeit, r9. III. 19135. 
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die »Gesellschaft« auf ein Minimum zusammenschrumpft, ist sie 
einer Aktion nicht fähig — weder einer positiven noch negativen. 
Abstimmungen über Kriegskredite sind daher dekorativ, ohne ent- 
scheidende Kraft, und es könnte aus diesem Gesichtspunkt die Ak- 
tion der »Gesellschaft«, repräsentiert durch die Parlamente, wäh- 
rend des Krieges in jeder Formabgelehntwerden. Dies nur nebenbei. 

Die weitere Konsequenz einer solchen Anschauung: daß der 
Krieg seinem Kausalzusammenhang nach außerhalb 
der gesellschaftlichen und überhaupt derinhalt- 
lich zu charakterisierenden geschichtlichen Entwicklung ver- 
läuft. Er steht außerhalb jedes Seins — und ist lediglich öko- 
nomisch bedingt nicht verursacht. Er ist mit der Natur 
des modernen Staates bereits potenziell gesetzt. Die mo- 
dernen Staaten als abstrakte Machtstaaten mit ihrem Instrument 
des Heerwesens bedeuten den Krieg. Sie bedeuten ihn ebenso 
abstrakt, als sie sind, also ohne konkreten Inhalt, ohne 
Ziel — haben nicht eine Ursache, nur einen Anlaß), 
entstehen aus »Spannungen«, welche »unerträglich« wer- 
den (wem?). Alles Konkrete des Krieges eıgibt sich aus 
der Entwicklungshöhe der militärischen Organisation, wie sie 
in der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Sub- 
stanz operiert. All das ist ihr gleichgültiges Material. Die 
abstrakte Staatsmacht kann nur charakterisiert werden als 
höchste Organisation. Tatsächlich mißt sich in diesem 
Kriege nur die Organisationsstufe der einzelnen Staaten. In 
diese abstrakte Organisation geht nichts mehr vondem Wesen 
eines Volkes, einer Kultur als Qualität ein. Alles wird in 
ihr quantitativ. Damit ist die abstrakte Organisation zum 
ersten Male zu welthistorischer Bedeutung gelangt. 

Nochmals sei auf das Nachdrücklichste betont, daß mit diesen 
nüchternen Feststellungen über das subjektive Erleben der 
Kämpfenden nichts ausgesagt sein soll noch kann. Gerade dieses 
entfaltet sich, wie oben angedeutet, in der größten Mannigfaltig- 
keit, weil ja die eigenartige Natur des modernen Staats es zuwege 
gebracht hat, alle geistigen Strömungen, von welchen auch 
die Kämpfenden erfüllt sind, in dem für ihn kritischesten 
Moment des Kriegsausbruchs zu Kriegsideologien zu machen, 
die subjektiv als Ideen erlebt werden. Ist es doch 


19) Alle Erörterungen über die »Schuld am Kriege« betreffen auch tatsäch- 
lich den Anlaß. 
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eben das Besondere der gegenwärtigen Situation, daß alles 
Leben im Kriege als Material :»verarbeitet« wird. Jeder dieser, 
lebendigen, mit Zielrichtungen ausgestatteten Materialteile wird 
notwendigerweise das Ziel in seiner Schwimmrichtung liegend 
empfinden, ja gar nicht anders die Situation sehen können. 
Notwendigerweise können nicht alle diese divergenten Ideolo- 
gien zutreffen; Ausdruck dieser Tatsache: der »Burgfriede« in po- 
liticis, der allzu hemmungslose Propaganda divergierender poli- 
tischer Ideale und dementsprechender Zielsetzungen als Ideo- 
logie des Krieges verhindern soll. Demgegenüber wird die 
vollständige Zerfahrenheit in der ideellen Beurteilung des 
Krieges, im Gegensatz zu politischen Divergenzen offenbar nicht 
für gefährlich und tolgenschwer genug erachtet, um dagegen 
staatspolitisch zu reagieren. 

All diese Ausführungen haben nur den Zweck, darzutun, 
daß m. E. die über das »Wesen des Krieges« verbreiteten Meinungen 
meistens Ideologien sind. Trotzdem bleibt die persönliche 
und die Leistung des ganzen Volkes natürlich die gleiche. Der 
Krieg hat zweifelsohne (und vermutlich nicht bloß in Deutsch- 
land) die gigantischeste Bewährung des Einzelmenschen sowohl 
als der menschlichen Solidarität und der Leistungsfähigkeit 
ganzer Völker gezeitigt und gezeigt. Keine Betrachtung kann 
so kühl sein, das zu übersehen, kann verkennen, daß die Leistung 
aller in der Front Stehenden als persönliche, oft erhabenste 
Leistung alle geschichtlichen Maßstäbe übertrifft, in ihrer Monu- 
mentalität und Würde von den Daheimgebliebenen auch nicht 
im Entferntesten begriffen und geschaut werden kann. Aber 
selbst die freudigste und bereitwilligste Anerkennung, ja Demut 
vor dieser Leistung, vermag nicht die Erkenntnis über 
das Wesen dieses Krieges zu verändern. Er wird nicht da- 
durch ein anderer — die Ursachen und seine Natur ändern sich 
nicht, wenngleich das Erlebnis der Kämpfer glühender, die Ent- 
faltung der Kräfte gewaltiger, die persönliche Bewährung höher, 
die Hingabe opfervoller als in irgendeinem Kriege der Welt- 
geschichte. 

Es könnte aber auch diese Phase der Geschichte ein Para- 
doxon in sich bergen: die Organisation »an sich« ist in allen 
Staaten entstanden und mißt sich gegenwärtig im Kriege. Es 
könnte möglich sein, daß sie, trotz fürchterlicher Verschwendung 


und Vernichtung an Menschen und Reichtum historisch, 
25* 


382 Emil Lederer, 


in seinen Konsequenzen: — vielleicht — nichts bedeutet. 
Der Krieg verarbeitet lebendige Kraft in einer Maschine und 
bedeutet in gigantischer Steigerung eine Abwandlung von Proble- 
men, dieman als Gefahr der Versachlichung, der Entpersönlichung, 
der Mechanisierung in den letzten Jahren viel diskutiert hat. Er 
ruft dann alle, welche an eine Gesellschaft glauben, auf 
zu einer neuerlichen Stellungnahme gegen die abstrakte Or- 
ganisation. Sehen wir das Wesen des Krieges so, dann ent- 
schleiern sich uns auch seine Ideologien als solche. 

Um zu dem Gedanken am Beginn dieser Erwägungen zurück- 
zukehren: wir sehen uns dann nicht in einer wirklichen Gemein- 
schaft, sondern in einer abstrakten, organisierten Menge, 
die nur unserem Bewußtsein und die sich in ihrem Bewußsein 
als eine Gemeinschaft erscheint. Nur jemand, der selb- 
ständig gewordenes Machtstreben anerkennt, oder glaubt, daß 
sich in dem Kampf der Machtstaaten die Weltvernunft realisiert, 
wird dann auch diese moderne Erscheinungsform des Staates, 
in der alle gesellschaftliche Substanz suspendiert ist, bejahen. 
(Im Wesen ist dies der Standpunkt Schelers in seinem 
Buch: »Der Genius des Krieges und der deutsche Krieg«). Wer 
diese Entwicklung verneint, wird die Zeit für gekommen erachten, 
den Kampf für die Rechte des Individuums und der Gesellschaft, 
gegenüber dem Staat wieder aufzunehmen oder fortzusetzen. 
Für ihn ist der Staat abstrakte Organisation ohne konkreten 
Inhalt — mit abstraktem Expansionstrieb, — und darum auch 
keine Realität sui generis. Gerade im Krieg erweist er 
sich lediglich als eine universelle Heeresorganisation. Als 
Realitäten aber würden dann immer deutlicher lediglich 
erscheinen. der Mensch u. zw. als Einzelner, wie in der 
Gesellschaft (als Klasse) und die Idee. Der Staat nach außen 
verkörpert nichts davon; er tut es weniger als jein der Geschichte; 
und gerät damit in Widerspruch mit seiner eignen nach innen 
gewendeten Natur. Der Staat nach außen ist ganz Maschine 
geworden (die Krieger im Felde substituieren daher eine vom 
Staate unabhängig gegebene Realität: ihre Angehörigen, ihre 
Heimat, das Volk, für welche sie kämpfen). Es könnten also 
alle zum Staat kritischen Stimmen nach dem Kriege wieder 
neu aufleben — stets aber nur auf internationaler Basis. Dabei 
dürfen wir uns nicht verhehlen, daß solche — zunächst ideelle 
— Strömungen auf die größten Schwierigkeiten stoßen müssen, 
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weil sich die gesellschaftlichen Klassen selbst immer straffer 
organisieren und charakteristische Merkmale und Gefahren 
abstrakter Organisation zeigen. Auch ist diese Organisation mit 
der Natur des gegenwärtigen Wirtschaftsystems untrennbar 
verbunden. | Ä 

Auf der gegenwärtigen Wirtschaftsgestaltung beruht der 
ganze kunstvolle Auf- und Ausbau des Staats. Aber es ist nicht 
nur deren konkreter Inhalt (daß sie kapitalistisch ist), sondern 
auch ihre Form (die hohe Organisationsstufe), welche die Ent- 
wicklung des Staats und seine Machtentfaltung möglich ge- 
macht hat. Daran würde sich nun vielleicht nicht allzuviel 
bei einer Wirtschaftsgestaltung aus dem Gemeininteresse, aber 
mit Beibehaltung der hohen Organisationsstufe, ändern. Immerhin 
müßte, was von einem folgerichtigen Sozialismus nach dem Krieg 
noch übrig bliebe, in diese Richtung weisen. Eine utopische 
Möglichkeit der Lösung aus diesem Dilemma würde dann 
nur in einer andern Wirtschaftsgesinnung gesehen werden 
können, welche in der Wirtschaft nicht unbedingt größern Reich- 
tum und reichlichere Versorgung (nur größere Gerechtigkeit) er- 
wartet. Denn es ist die Organisation, der Mechanismus der Wirt- 
schaft, der nun die ganze Hierarchie und letzten Endes auch 
den Machtstaat trägt, eine Organisation, die im Staatssozialismus 
weiter bestehen bleibt. Nur eine ganz veränderte Haltung zur 
Wirtschaft könnte die Lockerung der Organisation zur Folge 
haben, und würde auch einer der wichtigsten Ideologien des 
modernen Machtstaates (dem Imperalismus) den Boden ent- 
ziehen. 

Abseits hiervon zeigt sich nur noch ein — äußerlicher — Weg: 
die modernen Staaten in solche Gruppen eng zusammenzuschlie- 
Ben, daß ihnen kein Spielraum mehr zu einer dynamischen Tendenz 
bleibt. Die staatliche Organisation, über die Erde ausgespannt,oder 
unangreifbar durch ihre Stärke, aber auch außerstande anzu- 
greifen durch die Stärke des möglichen Gegners, wird kraftlos 
in ihrer Wirkung, — bleibt freilich als Organisation erhalten 
und bedingt durch die Organisation des Gegners, aber wird nie 
aktiv und muß daran vergehen. 

Der größte Krieg der Weltgeschichte wäre somit der un- 
wesenhafteste von allen. Und wäre die Geschichte ein Gericht, 
welches die Dinge der Welt ihrer innern Wesenhaftigkeit 
nach abschätzt, nicht aber nach der Breite der sie umkrei- 
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senden und überflutenden Wirkungen und Nebenwirkungen, so 
müßte (mit einer vielleicht etwas waghalsigen Hyperbel ge- 
sprochen) dieser Krieg von einer solchen utopischen Ge- 
schichtsschreibung in einer Anmerkung erledigt werden können, 
so wie sie den Ereignissen unhistorischen Charakters — dem 
Untergang der Titanic und dem Erdbeben von Messina etwa 
in phantastischer Vergrößerung — zukommen mag. 
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Die Ansprüche der Arbeiter. 
Von 


RICHARD SCHÜLLER. 
(Schluß) *). 


Das Angebot auf dem Arbeitsmarkte. 


I. Welche Ansprüche sind für das Angebot 
maßgebend? 


Die Ansprüche der Arbeitskräfte, die sich auf einem Markte 
anbieten, sind verschieden. Wenn die Löhne und die übrigen 
Bedingungen nur den Arbeitern genügen, welche die niedrig- 
sten Forderungen stellen, sind bloß diese Arbeiter zu haben. 
Eine zweite Schichte, deren Ansprüche höher sind, steht dem 
Unternehmer nur zu günstigeren Bedingungen zur Verfügung 
und so von Schichte zu Schichte. Ein Angebot von bestimm- 
tem Umfange setzt sich also aus Leistungen zusammen, die 
mit abgestuften, niedrigeren und höheren Ansprüchen verbun- 
den sind; seine Größe hängt davon ab, welche Arbeitsbeding- 
ungen und insbesondere welche Löhne den Arbeitern gewährt 
werden. Wir wollen im folgenden den Lohn als den wichtig- 
sten Teil für die Gesamtheit der Arbeitsbedingungen nehmen. 
Man kann immer nur von dem zu einem bestimmten Lohn vor- 
handenen Angebot, nicht aber von diesem als einer ohne Zu- 
sammenhang mit der Lohnhöhe gegebenen Größe sprechen; 
bei hinter den geringsten Ansprüchen zurückbleibenden Löhnen 
bekäme der Unternehmer überhaupt keinen Arbeiter; bei außer- 
ordentlich hohen, die die Arbeiter anderer Erwerbszweige, Ge- 
genden und Weltteile anziehen, wäre das Angebot praktisch 
unbegrenzt. 


*) Vgl. den ersten Teil dieser Abhandlung in diesem (39.) Bande des 
»Archive«, S. 33 ft. 
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Die Gruppierung der sich anbietenden Arbeiter vollzieht 
sich anders, je nachdem ob Zeitlöhne oder Stücklöhne gezahlt 
werden. Nehmen wir an, der niedrigste Zeitlohn, zu dem Ar- 
beitskräfte zu haben sind, sei 2 Mark. Zu diesem Lohn stehen 
nur Arbeiter mit 2 Mark nicht übersteigenden Ansprüchen 
zur Verfügung. Wenn der Lohn 2,50 Mark beträgt, bietet sich 
eine weitere Schichte von Arbeitern an, die mehr als 2 Mark, 
aber nicht über 2,50 Mark verlangen usw. Anders bei Stück- 
löhnen. Die Arbeiter werden nach der Größe der Leistung be- 
zahlt und erzielen bei gleichen Stücklöhnen verschiedene Ver- 
dienste. Die Unterschiede sind bekanntlich sehr groß; in dem 
nämlichen Akkord verdient der eine 2, ein anderer 21%, 3, 4 
Mark und mehr. Daher bekommt man für einen bestimmten 
Stücklohn Arbeitskräfte, deren Ansprüche beträchtlich ver- 
schieden sind, während beim Zeitlohn jede Schichte des An- 
gebotes aus Arbeitern mit ungefähr gleichen Ansprüchen be- 
steht. Größere Akkordforderungen bedeuten nicht einen für 
alle gleichen höheren Verdienst, sondern eine höhere Entloh- 
nung pro Stück. Bei jedem Lohnsystem aber stehen die Ar- 
beiter, welche höhere Löhne beanspruchen, dem Unternehmer 
nur dann zur Verfügung, wenn ihnen diese bewilligt werden. 

Nehmen wir nun an, ein Unternehmer beschäftige Ar- 
beiter einer Kategorie, deren Ansprüche sich in Taglöhnen von 
2, 3 und 4 Mark oder in Akkordlöhnen von 6, 8 und 10 Pfen- 
nigen pro Stück ausdrücken lassen. Er kann ihnen nicht je nach 
ihren Ansprüchen verschiedene Löhne zahlen, d. h. für die 
gleiche Leistung einigen 2, anderen 3 und den übrigen 4 Mark 
beziehungsweise 6, 8 und Io Pfennig; er muß ihnen vielmehr 
in der Regel gleiche Löhne gewähren und zwar 4 Mark oder 
I0 Pfennig. Denn diejenigen, welche diese Löhne beanspruchen, 
kann er nicht billiger bekommen, und deshalb muß er in der 
Regel auch den anderen die gleichen Löhne gewähren. Daß ihre 
Ansprüche geringer sind, bedeutet nämlich nicht, daß sie sich 
mit den diesen Ansprüchen genügenden Löhnen auch dann zufrie- 
den geben, wenn andere Arbeiter in dem nämlichen Betrieb oder 
auf demselben Arbeitsmarkte höhere Löhne erhalten 5°). Sie 

50) Schönhofa.a.0.S. 30: »The foreign labor entering mill life usually 
takes up the crude labor processes, an with growing efficiency makes clain to’ 
and quickly obtains the standard rate of wages ruling in the respective occu- 


pations.«e — S. 33: sIt is admitted on all sides that imported labor, like the 
month of February, comes in as a lamb and goes out as a roaring lion, At first 
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würden, was für die Lohnbildung von großer Wichtigkeit ist, 
niedrigere Löhne annehmen, wenn ihre Arbeitsgenossen keine 
höheren erhielten. Wie jedoch die Unternehmer nicht die 
Löhne zahlen, die sie äußerstenfalls geben könnten, sondern 
nur so viel, als sie nach der Marktlage zahlen müssen, so be- 
gnügen sich die Arbeiter nicht mit den Löhnen, die sie äußersten- 
falls annehmen würden, sondern verlangen die nach der Markt- 
lage erreichbaren. Die Unternehmer können sich deshalb die 
erforderlichen Leistungen meist nicht anders sichern, als in- 
dem sie den von ihnen beschäftigten Arbeitern gleicher Ka- 
tegorie annähernd oder vollständig gleiche Zeit- oder Stück- 
löhne bewilligen. So viel Abweichungen hiervon in der Praxis 
vorkommen, die Löhne tendieren doch in jedem Betrieb und 
auf jedem Arbeitsmarkte nach einem einheitlichen Niveau, und 
dieses wird durch die Forderungen der die größten Ansprüche 
stellenden Arbeiter bestimmt, die zu der betreffenden Leistung 
herangezogen werden. Würden die Löhne darunter bleiben, so 
wären diese Arbeitskräfte zur Uebernahme der Arbeit nicht bereit. 

Daraus, daß die Arbeiter einer Kategorie gleiche Löhne 
fordern und meist auch vollständig oder doch annähernd durch- 
setzen, kann jedoch nicht gefolgert werden, daß ihre Ansprüche 
gleich groß sind. Die Tatsache, daß ein Arbeiter einen be- 
stimmten Lohn erhält, beweist noch nicht, daß er zu einem 
niedrigern nicht arbeiten würde. Die Eigenschaften und Ver- 
hältnisse der Gleichentlohnten sind verschieden und ihre Er- 
werbsmöglichkeiten und Ansprüche daher voneinander entfernt. 
Dies zeigt sich schon darin, daß der Grundsatz »für gleiche 
Leistung der gleiche Lohn« vielfach durchbrochen wird. We- 
niger anspruchsvolle Arbeitskräfte z. B. Frauen, Jugendliche, 
Arbeiter einer anderen Rasse oder Nation werden oft im Ver- 
hältnis zu ihren Leistungen schlechter bezahlt als andere Ar- 
beiter desselben Betriebes; noch häufiger und größer sind die 
Differenzen in der Entlohnung, die zwischen den an einem 
Orte vorhandenen Betrieben bestehen. Die niedrigere Ent- 
lohnung eines Teiles der Arbeiter ist nur möglich, wenn ihre 
Ansprüche geringer sind. Die ungleichen Löhne bringen aber 
die zwischen den Ansprüchen der Arbeiter bestehenden Unter- 





ready to accept any conditions for obtaining work, no sooner does it fecl itself 
securely lodged and able by the acquisition of the necessary skill to maintain 
the position, than it demands full rate of pay.« 
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schiede nur teilweise zum Ausdruck; viel wichtiger sind die 
latenten Verschiedenheiten. Sie treten oft bei Lohnstreitig- 
keiten hervor, indem eine Gruppe von Arbeitern wegen Nicht- 
erfüllung der Forderungen streikt, während die anderen weiter 
arbeiten. Auch unter den Streikenden bestehen Differenzen 
der Ansprüche; sie stimmen nur in den konkreten Forde- 
rungen überein, die den Streikgegenstand bilden, aber nicht 
das ganze Arbeitsverhältnis umfassen, und selbst hinsichtlich 
dieser Forderungen bestehen Verschiedenheiten, die durch das 
Zusammenhalten während des Ausstandes verdeckt werden, 
sich aber bei den Beratungen und Abstimmungen über die 
Annahme teilweiser Zugeständnisse der Unternehmer geltend 
machen. Manche streiken aus Solidaritätsgefühl mit und in 
der Hoffnung, ihre Lage zu verbessern, halten aber an ihren 
Forderungen nicht fest. Im Falle des Mißlingens verläßt ein 
Teil häufig den Betrieb, während die anderen wieder ein- 
treten. Unter diesen sind manche, deren Ansprüche erst wäh- 
rend des Streiks durch Aufzehren ihrer Ersparnisse, Schulden 
und Not herabgedrückt wurden. Bei allen Verhandlungen 
zwischen Unternehmer und Arbeiter und bei jeder Gelegenheit, 
bei der die innere Struktur des Angebotes sichtbar wird, zeigen 
sich Differenzen in den Ansprüchen. 

Dem Unternehmer stellt sich die Schichtung des An- 
gebotes in der Praxis so dar, daß er nicht imstande ist, sich 
mit bestbilligsten Leistungen zu versorgen und daher auch 
weniger tüchtige oder teurere Arbeitskräfte verwenden muß. 
Seine Aufgabe ist es, die Arbeitsbedingungen so zu regulieren, 
daß er die erforderlichen Leistungen erhält. Oft würde er 
mehr Arbeiter brauchen, als er hat, verzichtet aber auf die 
Anwerbung, weil die noch einzustellende Schichte höhere 
Ansprüche stellt und im Falle ihrer Aufnahme nicht nur diesen 
sondern allen Arbeitern mehr gezahlt werden müßte. Den 
gleichen Vorgang sehen wir im großen Maßstab, wenn Amerika 
sich den Zufluß von Arbeitern durch höhere Löhne verschafft 
oder die Landwirte Lohnsteigerungen bewilligen, um Arbeiter 
festzuhalten, die sonst fortwandern würden; andererseits lassen 
sie die anspruchsvolleren Arbeitskräfte ziehen, ehe sie ihre For- 
derungen befriedigen, weil dies eine noch stärkere Hebung des 
Lohnniveaus in der Landwirtschaft zur Folge hätte. Die Ver- 
schiedenheit der Ansprüche ist die Grundlage der bei der Lohn- 
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bildung betätigten geschäftlichen Gebarung der Unternehmer 
und der Arbeiter. 

Auf dem Arbeitsmarkte sind so viel verschiedene Ange- 
bote vorhanden, als es Abstufungen in den Ansprüchen gibt. 
Es bieten sich z. B. zu 2 Mark tausend Arbeiter an, zu 3 Mark 
diese und noch tausend andere, zu 4 Mark weitere tausend. 
Ein Angebot von 3000 Arbeitern ist demnach bei 4 Mark Lohn, 
ein solches von 2000 bei 3 Mark, ein Angebot von Iooo Arbei- 
tern bei 2 Mark Lohn gegeben. Jedes dieser Angebote erfolgt 
zu dem Lohn, der den größten von der Nachfrage noch um- 
faßten Ansprüchen genügt. Der Umfang des zu bestimmten 
Bedingungen vorhandenen Angebotes ist selbstverständlich nur 
für einen bestimmten Zeitpunkt gegeben. Es wäre daher eine 
mißverständliche Einwendung, daß man z. B. gegenwärtig zu 
höheren Löhnen weniger Leistungen erhalte als früher. Dies 
würde nur beweisen, daß sich die Erwerbsmöglichkeiten der 
Arbeiter gebessert haben und sie daher höhere Ansprüche stellen; 
nicht aber widerlegen, daß das Angebot aus Schichten mit un- 
gleichen Ansprüchen zusammengesetzt ist und jeweils um so 
größer wird, je günstigere Arbeitsbedingungen bewilligt werden. 
Die Gliederung des Angebotes hat zur Folge, daß die Unter- 
nehmer, wenn sie über eine gewisse Menge von Arbeitskräften 
verfügen wollen, Bedingungen bieten müssen, die den höchst- 
fordernden unter den von ihnen beschäftigten Arbeitern ent- 
sprechen. 


* xk 
xk 


Dieser Grundsatz stimmt mit den geltenden wissenschaft- 
lichen Ansichten nicht überein. Nur für eine der Ursachen 
ungleicher Ansprüche — die Familienverhältnisse — ist er 
anerkannt worden, indem angenommen wurde, daß die An- 
sprüche des verheirateten Arbeiters, der Kinder zu erhalten 
hat, höher als die der Ledigen und für diese maßgebend seien. 
Die Voraussetzung, von der man hierbei ausging, ist nicht zu- 
treffend, weil Ledige wegen ihrer größeren Beweglichkeit und 
Unabhängigkeit und der dadurch erweiterten und verbesserten 
Chancen unter sonst gleichen Umständen höhere Ansprüche 
stellen können. In dem einzigen Fall also, in dem die Bedeutung 
des Vorhandenseins einer Schichte anspruchsvollerer Arbeiter 
erkannt wurde, ist ihr ein falscher Inhalt gegeben worden. 
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Im übrigen hat die ältere Theorie die Verschiedenheit der 
Ansprüche nicht beachtet oder nur gelegentlich gestreift; die 
Ansprüche erschienen als gleichförmige oder als durchschnitt- 
liche Größe und zwar, da man den notwendigen Lebensunter- 
halt für die Grundlage der Ansprüche hielt, als durch den üb- 
lichen durchschnittlichen, gesellschaftlich notwendigen Lebens- 
unterhalt bestimmt. Marx hat hierzu in folgender Weise 
Stellung genommen: »Eine Durchschnittsgröße existiert aber 
immer nur als Durchschnitt vieler verschiedener Größenindivi- 
duen derselben Art. In jedem Industriezweig weicht der indi- 
viduelle Arbeiter Peter oder Paul mehr oder minder vom Durch- 
schnittsarbeiter ab. Diese individuellen Abweichungen, die 
mathematisch »Fehler« heißen, kompensieren sich und verschwin- 
den, sobald man eine größere Anzahl Arbeiter zusammen- 
nimmt« 5!). So richtig die ersten Sätze sind, der letzte ist nur 
für bestimmte Betrachtungen z. B. solche über das Schicksal 
der Arbeiter als einer Klasse anwendbar; die Erkenntnis der 
Ansprüche und ihrer Bedeutung für die Lohnbildung kann aber 
nicht auf Durchschnitte basiert werden, die reine Rechengrößen 
ohne reale Wirkung sind. Zu einem den durchschnittlichen 
Ansprüchen angemessenen Lohne könnte man nur diejenigen 
Arbeiter bekommen, deren Forderungen auf oder unter dem 
Durchschnitt stehen; die Arbeiter jedoch, die infolge ihrer 
Eigenschaften und Verhältnisse höhere Forderungen stellen, 
wären dafür natürlich nicht zu haben 5). Gerade die Tat- 
sache, daß die Ansprüche ungleich sind, ist für die Erklärung 
der Lohnbildung und der Vorgänge auf den Arbeitsmärkten 
von entscheidender Bedeutung. 

In der neueren Theorie, insbesondere von Gelehrten, die sich 
. mit den Gewerkvereinen befassen, sind die differierenden An- 
sprüche der Arbeiter beobachtet worden 53), wenn auch ihre 
Ursachen nicht näher untersucht wurden. Aus der Verschie- 
denheit der Ansprüche haben sie aber die Folgerung gezogen, 
daß die geringsten Ansprüche für das ganze Angebot 
maßgebend seien. So nehmen die Webbs an, daß bei freier 








5&1) Das Kapital, I., 5 ed., Hamburg 1903, S. 286. 

52) Mit Recht sagt Bernstein (Zur Geschichte und Theorie des Sozia- 
lismus, Berlin 1901, S. 102) in diesem Zusammenhange, daß »der Begriff Durch- 
schnitt einer der verräterischsten Kunden ist, dem man nicht scharf genug auf 
die Finger sehen kann«. 

53) Siehe z. B. Webb a. a. O. II, S. 222 ff. 
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Konkurrenz die persönliche Bezahlung aller Mitglieder einer 
jeden Klasse von Produzenten auf das Niveau des letzten und 
zurzeit am wenigsten vorteilhaft situierten Mitgliedes dieser 
Klasse herabsinkt 5). Aehnlich Schönberg: »Wenn hier 
(in der Klasse der ungelernten Arbeiter) ein Ueberschuß von 
Arbeitskräften vorhanden ist, mehr Arbeiter da sind, als ver- 
wendet werden können, so werden die nicht beschäftigten Ar- 
beiter bereit sein, nur um leben zu können, ihre Arbeitskraft 
zu einem Preise zu verdingen, der ihnen wenigstens die not- 
dürftige Befriedigung der absoluten Existenzbedürfnisse er- 
möglicht;; sie bieten zu diesem Preise sich an und drücken durch 
ihre Konkurrenz den Lohn auf jenes Niveau« 55). 

Dieser Ansicht liegt die allgemeine Vorstellung, daß der 
billigere Konkurrent den teureren vom Markte verdränge, und 
die Tatsache zugrunde, daß die Löhne durch den Zufluß arbeits- 
loser oder sonst geringere Ansprüche stellender Arbeitskräfte 
gedrückt werden. Der Verlauf dieses Prozesses aber wurde 
bisher, wegen der mangelnden Einsicht in die Gliederung des 
Angebotes, nicht richtig beurteilt. Wenn die neu hinzukom- 
menden anspruchsloseren Arbeiter so zahlreich sind, daß die 
anspruchsvollste Schichte der bisher beschäftigten durch sie 
ersetzt werden kann, wird diese überflüssig und nicht weiter 
beschäftigt, so daß die größten Ansprüche und die Löhne herab- 
gedrückt werden. Es wurden z. B. bisher 3000 Arbeiter be- 
schäftigt, von denen Iooo nicht unter 4 Mark, Iooo nicht unter 
3 Mark und Iooo nicht unter 2 Mark Taglohn bleiben würden. 
Kämen nun noch Iooo ebenso leistungsfähige Arbeiter mit 
Ansprüchen von nur 2 Mark hinzu, so würden die Unternehmer 
unter sonst gleichen Umständen die Arbeiter, die 4 Mark ver- 


54) Ibd. S. 175, s. auch S. 223. 

85) Handwörterbuch der Staatswissenschaften, »Arbeitslohns I, S. 878. 
Schönberg fährt an dieser Stelle fort: »Innerhalb dieser Klasse konkurrieren 
aber miteinander Unverheiratete und Verheiratete, die letzteren haben teils 
vicle, teils wenige, teils gar keine Kinder. Und da in der Zahl der Arbeitsfähigen 
die Verheirateten überwiegen, die mit vielen Kindern aber gegenüber den Un- 
verheirateten und den Verheirateten mit wenig oder gar keinen Kindern der 
kleinere Teil sind, so bildet sich der Durchschnittsiohn in solcher Höhe, daß 
er einer Familie mit einigen Kindern die notdürftige Befriedigung der absoluten 
Existenzbedürfnisse ermöglicht.« Wir begegnen hier auch den schon besprochenen 
Irrtümern, daß die verheirateten Arbeiter, die Kinder haben, höhere Ansprüche 
stellen und daß die durchschnittlichen Ansprüche für die Löhne maßgebend 
Seien. 


392 Richard Schüller, 


langen, entlassen und durch die 1000 Arbeiter, die nur 2 Mark 
verlangen, ersetzen. Sie könnten aber dessenungeachtet den 
Lohn nicht auf 2 Mark herabsetzen, sondern müßten 3 Mark 
zahlen, weil sie die Arbeiter, welche 3 Mark verlangen, brau- 
chen; deren Ansprüche wären für das ganze Angebot maß- 
gebend. Es ist also auch in diesem Falle nicht die Schichte, 
deren Ansprüche am geringsten sind, sondern diejenige, die 
unter den von den Unternehmern beschäftigten Arbeitskräften 
die höchsten Ansprüche stellt, für das Lohnniveau entscheidend. 

Ein anderes Beispiel aus der alltäglichen Erfahrung. Auf 
dem Arbeitsmarkte sind z. B. 10%, Arbeitslose vorhanden, die 
zu niedrigeren als den geltenden Löhnen arbeiten würden. 
Auch wenn sie alle angestellt werden, müssen doch 90% der 
bisher beschäftigten Arbeitskräfte weiterverwendet und ihre 
Ansprüche, die auf ihren sonstigen Erwerbsmöglichkeiten in 
anderen Betrieben, Gegenden oder Beschäftigungen beruhen, 
befriedigt werden, da sie sonst die Arbeit verlassen. Wären 
die Ansprüche der Arbeitslosen maßgebend, so würden die 
Löhne nicht nur der ungelernten Arbeiten, sondern auch aller 
qualifizierten Beschäftigungen, in denen es Arbeitslose gibt, 
viel niedriger sein als sie tatsächlich sind. Die gleiche Rolle 
wie die Arbeitslosen würden alle Arbeitskräfte spielen, die sich 
zu geringeren als den geltenden Löhnen anbieten. In den meisten 
Geschäftszweigen wäre eine größere oder geringere Anzahl 
bereit, zu niedrigeren Löhnen zu arbeiten; wenn die Ansprüche 
dieser Leute für das ganze Angebot bestimmend wären, müßten 
die Löhne immer eine sinkende Tendenz haben und die Lage 
der Arbeiter wäre hoffnungslos. 

Unerklärlich wäre dann auch und wissenschaftlich un- 
erklärt ist es bisher, wie die Organisation eines Teiles einer 
Arbeiterkategorie wirksam werden kann. Nur wenige Gewerk- 
schaften umfassen alle in Betracht kommenden Arbeiter; in 
der Regel ist ein Teil, meist ein großer, unorganisiert. Würde 
das Angebot zu den Löhnen stattfinden, mit denen sich die in 
schwächerer Position befindlichen unorganisierten Arbeiter be- 
gnügen, so hätten die Ansprüche der Organisierten keinen Ein- 
fluß. In dem trefflichen Werke der Webbs finden wir diese 
Annahme, allerdings nur für unqualifizierte Arbeiter und damit 
begründet, daß das Angebot praktisch unbegrenzt sei: »Es 
gibt-für unspezialisierte Handarbeit in der Tat eine so gut wie 


Die Ansprüche der Arbeiter. 393 


unbegrenzte Reservearmee, die aus den zeitweilig arbeitslosen 
Mitgliedern aller anderen Klassen besteht. Da diese eine fort- 
während wechselnde Masse bilden und da der Beruf des Tag- 
löhners keine Lehrlingszeit erfordert, so kann keine Koalition, 
wenn dieselbe auch alle zu einer gegebenen Zeit beschäftigten 
Arbeiter umfaßt, den Unternehmern die Wahl abschneiden, 
einen vollständig neuen Trupp einzustellen. Derselbe Grund 
macht jeden Versuch, die Löhne der gewöhnlichen Arbeiterinnen 
durch die gegenseitige Versicherung oder durch kollektive 
Vertragschließung zu heben, für immer hoffnungslos« 5%). Dort 
wo die Voraussetzung zutrifft, daß alle in einem gegebenen 
Augenblick beschäftigten Arbeitskräfte durch andere, geringere 
Ansprüche stellende ersetzt werden können, ist die Folgerung 
unbestreitbar, daß letztere für das Angebot maßgebend sind. 
Dies ist aber ein seltener Ausnahmsfall und nicht etwa die Regel 
bei allen Arbeiten, die man als unqualifiziert zu bezeichnen 
pflegt. Es kommt nicht oft vor, daß die Grundbesitzer einer 
Gegend imstande wären, ihre Taglöhner aus den zur Verfügung 
stehenden Arbeitslosen vollständig zu ersetzen; ebensowenig ist 
dies in Industrien und Gewerben der Fall. Am ehesten kann 
es für gewisse Gruppen großstädtischer fluktuierender Arbeits- 
kräfte und für manche Zweige der weiblichen Heimarbeit zu- 
treffen, so für Dockarbeiter und Näherinnen, an die auch die 
Webbs bei ihrer Behauptung vorwiegend gedacht haben 57). 

Wir haben schon früher gesehen, daß der Begriff der un- 
qualifizierten Arbeit nur im beschränkten Maße anwendbar 
ist und seine übliche, viel zu weite Verwendung zu Mißverständ- 
nissen führt. Auch in einer Funktion, die Ungeübten über- 
tragen werden kann, bringt die Uebung große Vorteile. Es 
kommt ferner bei den keiner Lehre bedürfenden Beschäfti- 
gungen doch auf die äußere und innere Konstitution der Ar- 

56) A. a. O. II, S. 275 ff. 

#) Report on Condition of Woman and Child Wage-Earners, Washington 
1910, V. 5, S. 22. »What determines the wage level for wage-earning woman ? 
Is it the woman adrift in the world and dependent upon herself for support 
or is it the woman, who though forced to earn her bread, still has the security of a 
home and the assurance that, should she be compelled to withdraw from the 
ranks of the wage-earners for a while, others in the fəmily could protect her 
during her temporary unemployment? The attitude of many department- 
store employers in itself would indicate that the partially supported girl is the 


sole agent determining the wage level for herself as well as for her self-supporting 
sister. $ 
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beitskräfte an, so daß nicht alle Arbeitslosen für alle unquali- 
fizierten Arbeiten gleich brauchbar sind. Ueberdies ist es den 
Unternehmern nicht gleichgültig, ob sie den Betrieb mit mehr 
oder weniger angepaßten Arbeitern führen oder in kurzen Zwi- 
schenräumen alle ihre Arbeiter entlassen und dafür Arbeitslose 
einstellen. Endlich ist die Auffassung irrig, daß die Reserve- 
armee eine homogene, auf dem tiefsten Niveau der Ansprüche 
stehende Masse sei. Die Forderungen der Arbeitslosen sind 
gleichfalls je nach ihren Eigenschaften und Verhältnissen und 
den dadurch bedingten Chancen und deren Beurteilung ver- 
schieden. Durch die Arbeitslosigkeit werden die Ansprüche 
meist herabgesetzt, aber nicht ausgeglichen; der Arbeiter, der 
vor einigen Wochen nicht unter 4 Mark eingetreten wäre, würde 
sich mit 3 Mark begnügen; ein anderer, der früher mindestens 
3 verlangte, gäbe sich jetzt mit 2 Mark zufrieden usf. Selbst 
in den Ausnahmsfällen, in denen die ganze Arbeiterschaft ohne 
Schwierigkeit und mit einem Mal durch Arbeitslose ersetzt 
werden könnte, würden sich deren verschiedene Ansprüche 
geltend machen und die höchsten Ansprüche der zur Beschäfti- 
gung Herangezogenen für das ganze Angebot maßgebend sein. 
In der Regel aber kommt der vollständige Ersatz praktisch 
nicht in Betracht. Wir sehen vielmehr, daß selbst bei unquali- 
fizierten Arbeiten schon die Organisation eines Teiles der Ar- 
beitskräfte einen bedeutenden Einfluß auf die Ansprüche und 
die Lohnbildung übt, weil die Unternehmer nicht in der Lage 
sind, an Stelle der organisierten Arbeiter ohne wesentliche 
Verringerung des Betriebsgewinnes anspruchslosere aufzuneh- 
men. Oft spielen Gewerkschaften, die nur 20% oder einen 
noch geringeren Teil der Arbeiter umfassen, eine große Rolle. 
Dies wäre nicht möglich, wenn die wenigst anspruchsvollen 
Arbeiter maßgebend wären; stimmt aber vollständig damit 
überein, daß die Arbeiter, die unter den Beschäftigten die 
größten Ansprüche aufrechterhalten können, für das Angebot 
entscheidend sind. 

Hiermit haben wir zunächst nur ein formales Prinzip ge- 
wonnen, ähnlich wie es der Grenzwert der Leistungen für die 
Nachfrage der Unternehmer ist. Die reale Gestaltung der Lohn- 
verhältnisse hängt davon ab, welches die oberste Schichte von 
Arbeitskräften ist, die von den Unternehmern noch heran- 
gezogen wird, was einerseits durch die Gliederung der Nach- 
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frage, andererseits durch die des Angebotes bestimmt wird. 
Nehmen wir an, daß in den Geschäftszweigen A und B sich 
je Io 000 Arbeiter anbieten und die anspruchsvollsten sowohl 
unter den für A als unter den für B geeigneten Arbeitern 5 Mark 
Lohn verlangen. Sind deshalb schon die Angebote für beide 
Geschäftszweige gleich? Sie können sich z. B. so gestalten, daß 
von den Arbeitern A 5000 4 Mark, 3000 3%, 1500 3, 400 21% 
und Ioo 2 Mark beanspruchen, während von den Arbeitern B 
1oo 4 Mark, 400 3⁄2, 1500 3, 3000 24, und 5000 2 Mark äußer- 
stenfalls annehmen würden. Durch Herabsetzung der Löhne 
von 4 auf 3%, Mark würde der Geschäftszweig A 50%, B aber 
nur I1% seiner Arbeiter verlieren, und umgekehrt: durch Er- 
höhung von 3%, auf 4 Mark kann sich A 5000, B aber nur 100 
Arbeiter verschaffen. Die Position der Arbeiter ist in diesen 
beiden Fällen, obgleich ihre Zahl und die größten Ansprüche 
gleich sind, eine ganz ungleiche und die Gliederung des An- 
gebotes hat für die Gestaltung der Löhne eine sehr verschie- 
dene Bedeutung. 


II. Die Gliederung des Angebotes. 


Die Struktur des Angebotes auf dem Arbeitsmarkte ergibt 
sich daraus, wieviel Leistungen zu den ungünstigsten Bedingun- 
gen und niedrigsten Löhnen, wieviel zu den nächst höheren 
: Löhnen usw. zur Verfügung stehen. Es kommt darauf an, wie 
breit die einzelnen Schichten sind, die sich durch die Größe 
der Ansprüche voneinander unterscheiden. Die Gliederung 
ist typisch verschieden, je nachdem ob die Arbeiterschaft trotz 
aller individuellen Abweichungen im ganzen homogen ist oder 
aus wesentlich verschiedenen Gruppen besteht. Dies ist z. B. 
der Fall, wenn’ Weiße mit Farbigen, oft auch, wenn Männer 
und Frauen sich zu den gleichen Leistungen anbieten. Die 
Ansprüche stufen sich da nicht allmählich ab, sondern zeigen 
sprunghafte Differenzen. Wie breit die obere und die untere 
Schichte ist, hängt von dem Verhältnis ab, in dem die Arbeiter 
verschiedener Rasse oder ungleichen Geschlechts auf dem Ar- 
beitsmarkt vorhanden sind. Innerhalb jeder Gruppe, z. B. 
sowohl unter den männlichen als unter den weiblichen Arbeits- 


kräften bestehen wieder Unterschiede der Ansprüche, und die 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 26 
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an den höchsten Forderungen festhaltende Schichte der Männer, 
die von den Unternehmern beschäftigt wird, ist für das ganze 
Angebot männlicher Arbeitskräfte bestimmend. Wenn zwischen 
den Ansprüchen der beiden Geschlechter ein großer Abstand 
besteht, kann dies aber zur Folge haben, daß die Ansprüche der 
Männer nicht auch für die der Frauen maßgebend sind, das 
Angebot vielmehr in zwei getrennten Gruppen stattfindet und 
tatsächlich auch zweierlei ungleiche Löhne für die gleiche 
Arbeit auf demselben Arbeitsmarkte bezahlt werden. 

Solche abnorme Gestaltungen des Angebotes können unter 
Umständen lange andauern; meist aber rufen sie Verschiebungen 
der Arbeiterschaft und ihrer Ansprüche hervor. Wenn die un- 
tere Schichte nur schmal ist und ihre Erwerbschancen sich mit 
der Zeit bessern, kann sie sich der breiten oberen assimilieren, 
wie dies vielfach bei eingewanderten Arbeitern beobachtet wird, 
deren zunächst geringere Ansprüche sich, sobald sie einiger- 
maßen heimisch geworden sind, denen der ansässigen Arbeiter- 
schaft gleichstellen. In der Regel aber rufen große Unterschiede 
der Ansprüche bei den Unternehmern die Tendenz hervor, die 
Arbeiter, deren Forderungen höher sind, durch genügsamere zu 
verdrängen; die oberen Schichten werden immer schmaler, 
die unteren immer breiter. Dieser Prozeß kann sich so ab- 
spielen, daß die Arbeitskräfte der oberen Schichte, indem je- 
weils die anspruchsvollsten von ihnen ausgeschieden werden, 
ihre Forderungen ermäßigen und daß zugleich die Arbeiter der 
unteren Schichte in dem Maße, als ihnen mehr Stellen offen 
stehen, ihre Forderungen erhöhen; die beiden Gruppen nähern 
sich, bis ein sich allmählich abstufendes Angebot vorhanden 
ist. Oder aber die ganze obere Gruppe wird von der unte- 
ren verdrängt; die höhere Schichte stürzt infolge der im 
Angebot vorhandenen Sprünge ein, und es bleibt nur die untere 
Schichte mit den innerhalb derselben vorhandenen Abstufungen 
übrig, wie dies bei der Ausschaltung von Arbeitern einer an- 
spruchsvolleren Rasse oder Nation durch solche einer anspruchs- 
loseren oder der Männerarbeit durch die Frauenarbeit in ge- 
wissen Berufen auf vielen Arbeitsmärkten geschieht. Je größer 
der Abstand zwischen den Ansprüchen der beiden Gruppen ist, 
desto stärker die Tendenz zur Ausscheidung der größere Forde- 
rungen stellenden. Zuweilen wird versucht, dieser Entwicklung 
durch gesetzliche Maßnahmen, Einschränkung der Einwanderung 


Die Ansprüche der Arbeiter. 397 


farbiger Arbeiter, Ausschließung derselben oder der Frauen von 
bestimmten Berufen, Einhalt zu tun. 


* * 
* 


Der unorganische Aufbau des Angebotes ist, wenn auch 
nicht selten, doch ein Ausnahmsfall und meist nicht von Dauer. 
In der Regel besteht das Angebot aus allmählich ineinander 
übergehenden Schichten von Arbeitskräften. Seine Struktur 
ist auf jedem Markte, zu jeder Zeit und für jede Arbeiterkate- 
gorie eine andere, je nachdem die früher besprochenen Ur- 
sachen der Verschiedenheit der Ansprüche stärker oder schwä- 
cher und für mehr oder weniger Arbeiter wirksam sind. Die 
Untersuchung ist schwierig, weil die Abstufungen der Ansprüche 
zum großen Teil und oft lange Zeit latent bleiben; desungeach- 
tet kann die Gliederung des Angebotes durch die Beobachtung 
der Arbeiterschaft und ihrer Bewegungen in ihren großen Zügen 
mit genügender Sicherheit erkannt werden. 

Wir haben untersucht, von welchen generellen Bestimmungs- 
gründen das Niveau der Ansprüche abhängt; jetzt kommt es dar- 
auf an, festzustellen, wodurch innerhalb des gegebenen Rahmens 
der Ansprüche — abgesehen von ihrer absoluten allgemeinen Höhe 
oder Tiefe — die Breite der einzelnen Schichten und das Ver- 
hältnis zwischen den oberen und unteren Schichten bestimmt wird. 
Bei der Beantwortung dieser Frage müssen wir uns zunächst 
vor Augen halten, daß größere Ansprüche der Arbeiter teils auf 
ihrer Leistungsfähigkeit, teils auf Eigenschaften und Verhältnis- 
sen beruhen, die von ihrer Leistungsfähigkeit unabhängig sind 
und nur, wie man zu sagen pflegt, die taktische Stellung der 
Arbeiter den Unternehmern gegenüber verbessern. Obgleich 
diese individuellen Momente auch dort wirksam sind, wo keine 
Organisation der Arbeiter besteht, finden sie ihren bei weitem 
wichtigsten Ausdruck in der Organisation. Ein je größerer 
Teil der Arbeiter organisiert ist, desto breiter sind die anspruchs- 
volleren, widerstandsfähigeren Schichten des Angebotes. Auf 
seiner obersten Stufe finden wir die Arbeiter, die ohnedies am 
besten mit den Unternehmern zu verhandeln verstehen und 
den Markt übersehen, am beweglichsten sind, über einige Mittel 
verfügen oder aus anderen Gründen die günstigste Position 
haben. Auch ihre Ansprüche werden durch die Organisation 


erhöht, weil die Beamten der Gewerkschaften im Verhandeln 
26* 
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über die Arbeitsbedingungen Spezialisten werden, die Markt- 
verhältnisse sich klarer gestalten, die Streikunterstützungen 
und Reisegelder auch die Lage der relativ bestsituierten Ar- 
beiter verbessern und die Sicherheit, daß die anderen oder doch 
ein großer Teil an den gleichen Forderungen wenigstens eine 
Zeitlang festhalten, für sie von großer Wichtigkeit ist. In höhe- 
rem Maße aber kommt all das den Arbeitern der nicht so wider- 
standsfähigen und am meisten denen der untersten Schichten 
des Angebotes zugute. Sie sind in der Vertretung ihrer In- 
teressen am wenigsten geschickt, haben die geringste Aussicht 
ohne Unterstützung der Gewerkschaft eine andere Stelle zu 
finden, verfügen nicht über die Mittel zu einer Reise und zur 
Abwehr der ärgsten Not in Zeiten der Arbeitslosigkeit oder eines 
Streiks und ermangeln vereinzelt des Mutes und der Energie zum 
Zusammenhalten mit den Genossen. Je schwächer die Stellung 
einer Schichte von Arbeitern im Verhältnis zu der der übrigen 
ist, desto größere Bedeutung hat die Organisation für sie. Diese 
erhöht demnach nicht nur das ganze Niveau der Ansprüche, 
sondern bewirkt auch, obgleich sie die durch die ungleichen 
Eigenschaften und Verhältnisse der Arbeiter hervorgerufenen 
Unterschiede nicht beseitigt, daß die höheren Schichten des 
Angebotes breiter, die aus den im Lohnkampfe schwächsten 
Arbeitern bestehenden tieferen Schichten schmäler werden, 
und zwar bewirkt dies die Organisation um so mehr, je umfassender 
und stärker ausgebildet sie ist. 


x x 
* 


Die Gliederung hängt ferner davon ab, ob und in welchem 
Maße die tüchtigeren oder untüchtigeren Arbeiter überwiegen. Der 
intelligentere, energischere, mobilere Arbeiter ist seinem weniger 
begabten Genossen meist in seinen Leistungen und in seinen 
Ansprüchen voraus. Darauf daß viele Eigenschaften zugleich 
die Leistungen und die Ansprüche steigern, ist die so oft ge- 
machte Beobachtung zurückzuführen, daß die anspruchsvolleren 
Arbeiter im allgemeinen auch die tüchtigeren sind. Dessen- 
ungeachtet kann man nicht sagen, daß jeder Arbeiter, der mehr 
verlangt, ein besserer Arbeiter ist; wohl aber, daß der bessere 
Arbeiter unter sonst gleichen Umständen in der Regel mehr 
verlangt als der schlechtere, weil sich jenem mehr und günstigere 
Erwerbsmöglichkeiten bieten. 
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Die Ansprüche können mit den Leistungen in demselben 
Verhältnis, um mehr oder weniger wachsen. Warum ist meist 
letzteres der Fall? Nicht alle Eigenschaften bzw. nicht die 
Eigenschaften allein, die den Arbeiter wertvoller machen, sichern 
ihm größeren Erfolg in seinem Erwerb. Er kann für die Be- 
schäftigung begabt und geschult, deshalb aber bei der Wahrung 
seiner Interessen doch weniger geschickt sein als andere, so 
daß er seinen höheren Wert nicht voll in günstigeren Arbeits- 
bedingungen zur Geltung bringt. Dies geschieht ferner deshalb 
nicht, weil die aus besseren Arbeitsqualitäten entspringende 
Mehrleistung kein größeres, gewiß nicht ein verhältnismäßig 
größeres Opfer bedeutet, als die geringere Leistung für den 
weniger Tüchtigen. 

Bei der Bemessung der Löhne nach der Arbeitszeit ver- 
steht man ohne weiteres, daß die Mehrleistung des tüchtigeren 
Arbeiters größer als seine Mehrforderung sein kann. Nicht so 
einleuchtend ist dies auf den ersten Blick bei Akkordlöhnen. 
Diese laufen scheinbar mit den Leistungen parallel; die Lohn- 
summe des tüchtigen Arbeiters steigt in dem gleichen Ver- 
hältnis wie seine Leistungen. Hieraus würde folgen, daß die 
Arbeiter, die höhere Löhne beanspruchen, diese nicht durch 
ihre Leistungen ausgleichen können; wenn ein Arbeiter Io Pfennig 
per Stück, der andere 12 Pfennig verlangt, ist die Leistung des 
letzteren um 2 Pfennig teurer. Tatsächlich stehen Akkord- 
löhne in engerem als in dem bei Zeitlöhnen vorhandenen Ver- 
hältnisse zu den Leistungen, was ja ihr Zweck und Wesen ist; 
aber durchaus nicht in gleichem Verhältnis. Die Lohnsumme 
wächst zwar im Akkord mit der Größe der Leistung, das Er- 
gebnis der einzelnen Arbeitskräfte für den Unternehmer ist je- 
doch, wie dieser wohl weiß, durchaus nicht dasselbe. Wenn ein 
Arbeiter um 50% mehr leistet und um 50° mehr Lohn erhält 
als ein anderer, ist seine Leistung für den Unternehmer schon 
deshalb wertvoller, weil sie eine bessere Ausnützung des Arbeits- 
raumes, der Maschinen, Werkzeuge und Vorrichtungen, des 
fixen Kapitals überhaupt und eine Verringerung der Kosten 
der Ueberwachung der Arbeiter, der Beleuchtung und aller 
Regieauslagen bedeutet, was in manchen Fällen durch Zahlung 
von Prämien für Mehrleistungen teilweise berücksichtigt wird. 

Dazu kommt, daß im Akkord nur die Größe der Leistung, 
nicht oder, durch Strafabzüge für Fehler und andere Maß- 
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nahmen, nur sehr unvollständig die Qualität der Arbeit erfaßt 
wird, so daß die Leistungen qualitativ in verschiedenem Ver- 
hältnis zum Lohn stehen. Die Rentabilität des Arbeiters hängt 
ferner auch davon ab, wie er die Maschinen und Vorrichtungen 
behandelt, ob er sie schont und pflegt oder ruiniert und ver- 
nachlässigt; wie er mit dem Material umgeht; wie er den an- 
deren Arbeitern in die Hände arbeitet; welchen Einfluß er sonst 
auf sie hat, ob er verträglich, nüchtern ist, und auf alle anderen 
Eigenschaften, die den Arbeitscharakter beeinflussen. Es können 
daher auch die Arbeiter, die höhere Stücklöhne beanspruchen, 
im Verhältnis zu den Löhnen mehr und Besseres leisten als die- 
jenigen, die sich mit geringeren begnügen würden. 

Doch von allen diesen Momenten abgesehen und selbst dann, 
wenn die Ansprüche der besseren Arbeiter um ebensoviel oder 
um mehr größer sind als ihre Leistungen, sind sie für die Unter- 
nehmer doch billiger als die neben ihnen beschäftigten schlech- 
teren Arbeiter, weil letztere im allgemeinen die gleichen Zeit- 
oder Stücklöhne erhalten müssen wie die ersteren. In den ver- 
schiedenen Lohnsystemen werden die Löhne der Quantität 
und wenn auch in geringerem Grade der Qualität der Arbeit 
mehr oder weniger angepaßt; bei Stücklöhnen mehr als bei 
Taglöhnen und durch Prämien für Mehrleistungen oder gute 
Arbeit und durch Strafen für Fehler noch mehr als bei einfachen 
Stücklöhnen. Immer aber können nur gewisse objektive Mo- 
mente zur Grundlage der Lohnbemessung gemacht werden, 
und kein Lohnsystem vermag die wirklichen Abstufungen des 
Wertes der einzelnen Arbeitskräfte zu erfassen; daher bewirkt 
jeder im Lohn nicht zum Ausdruck kommende Vorzug des 
Arbeiters, daß dieser im Verhältnis zu seinem Lohn mehr leistet 
als der dieses Vorzuges ermangelnde. Weil bei allen Lohn- 
systemen ein großer Teil der Wirkungen höherer Tüchtigkeit 
nicht berücksichtigt wird, ist der tüchtigere Arbeiter immer 
der billigere. Noch weniger als die Löhne können die Be- 
schaffenheit der Arbeitsräume, die sanitären Verhältnisse und 
die übrigen Arbeitsbedingungen den Leistungen der einzelnen 
Arbeiter angepaßt werden. Die Tatsache, daß . das ganze 
Angebot sich nach den höchstfordernden Arbeitern richtet, 
die noch beschäftigt werden, gereicht den schwächeren Ar- 
beitern, die sonst nur geringere Ansprüche aufrecht erhal- 
ten könnten, zum Vorteil. Ueberall arbeitet der tüchtigere 
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Mensch für den weniger tüchtigeren mit; beim Arbeitsangebot 
kommt dies darin zum Ausdruck, daß man dem tüchtigeren 
Arbeiter nicht im Verhältnis mehr zahlt, dem weniger tüchti- 
gen nicht im Verhältnis weniger zahlen kann. Dies ist der Kern 
der so häufig in der Praxis beobachteten Tatsache, daß die 
besseren Arbeiter trotz größerer Ansprüche die billigeren sind 58). 

Dessenungeachtet bedeutet die Anstellung besserer Arbeiter 
für den Unternehmer nicht immer eine Verwohlfeilung der Deckung 
seines Bedarfes an Arbeitskräften. Denn er muß auch den 
schlechteren Arbeitern die gleichen Bedingungen gewähren; 
die guten sind an und für sich billiger, können aber dadurch 
teurer werden, daß alle anderen Arbeiter die gleichen For- 
derungen stellen. Daher kommt es, daß die Unternehmer bessere 
Arbeiter oft ziehen lassen und billigere, wenn auch schlechtere 
suchen. Diese Betrachtungen greifen über die Untersuchung 
des Angebotes hinaus und auf das Zusammenwirken von An- 
gebot und Nachfrage vor. Hier ist nur festzustellen, daß die 
oberen Schichten des Angebotes desto breiter werden, je mehr 
tüchtigere Arbeiter vorhanden sind, weil erstens desto mehr 
Arbeitskräfte und zweitens pro Kopf desto größere Leistungen 
in den oberen, ein höheres Niveau der Arbeitsbedingungen 
aufrechterhaltenden Schichten enthalten sind. Durch das Ueber- 
wiegen besserer Arbeiter wächst indes nicht nur die Breite, son- 
dern auch das die Lohnbildung gleichfalls beeinflussende Ge- 
wicht der oberen Angebotsschichten, weil die ihnen angehörigen 
Arb:'ter, trotz ihrer größeren Ansprüche, für den Unternehmer 
rentabler und die besten in der Regel zugleich die bestbilligsten 
sind. 


x xæ 
* 


Die Schichtung des Angebotes hängt endlich auch davon 
ab, ob und in welchem Maße von den Arbeitern, die zu un- 
günstigeren Bedingungen zu arbeiten bereit wären, bei günsti- 
geren Bedingungen größere oder bessere Leistungen zu erreichen 
sind. Diese Mehrleistungen hängen, ebenso wie die Verfügung 

8) Schönhofa.a O. S. 26: »There is, however, one very important 
point which will also be conceded by every one familiar with manufacturing: 
that the work done by those who earn the highest wages and do the work most 
rapidly is the work which, based upon its selling value, would command the 


highest prices, being done better, more regularly, and cleaner than that of those 
who earn the lower wages.s 
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über die anspruchsvolleren Arbeiter, von der Gewährung höhe- 
rer Löhne oder sonst besserer Arbeitsverhältnisse ab. Es könnte 
zunächst die Einwendung gemacht werden, daß durchaus nicht 
jede Lohnsteigerung von größeren Leistungen der Arbeiter 
begleitet ist und daß z. B. während krisenhafter Zeiten bei 
gedrückten Löhnen die Arbeiter sich mehr anstrengen, um nicht 
zu wenig zu verdienen und die Unternehmer zufrieden zu stellen. 
Dies ist richtig, beweist aber nur, daß infolge von Aen d e- 
rungen der Marktverhältnisse Lohnerhöhungen auch ohne 
Steigerung der Leistungen und letztere ohne erstere eintreten 
können. Hier aber handelt es sich darum, ob bei gegebenen 
Marktverhältnissen für höhere Löhne von den Arbeitern bessere 
Leistungen zu erzielen sind. Hiergegen scheinen folgende Er- 
wägungen zu sprechen: 

Der Zeitlohn wird nach der Zahl der Arbeitstage oder Stun- 
den bemessen, nicht nach der Größe der Leistung. Warum 
sollte sich der Arbeiter mehr anstrengen, wenn er statt 3 Mark, 
mit denen er sich äußerstenfalls begnügen würde, 4 Mark be- 
kommt. Beim Stücklohn hinwieder zeigen die Arbeiter in 
vielen Fällen nicht das Bestreben, mehr als ein bestimmtes Quan- 
tum fertig zu bringen, obgleich sie durch größere Leistung mehr 
verdienen könnten; hieraus ergibt sich die Frage, wie ein höherer 
Stücklohn die Arbeiter veranlassen kann, ihre Leistungen zu 
steigern. 

Was nun zunächst den Taglohn betrifft, ist es bekanntlich 
nicht richtig, daß er von der Größe der Leistungen unabhängig 
ist. Der Unternehmer verlangt eine bestimmte Mindestleistung, 
deren Erzielung die Voraussetzung für die Beschäftigung des Ar- 
beiters ist; Arbeiter, die weniger zustande bringen, werden 
entlassen. Deshalb ist die Frage, ob der Unternehmer für höhere 
Zeitlöhne größere Leistungen fordern und erzielen kann, nicht 
a limine zu verneinen. Die oft besprochene Zurückhaltung der 
im Akkord beschäftigten Arbeiter aber ist darauf zurückzu- 
führen, daß sie nicht dauernd desto mehr verdienen, je mehr 
sie arbeiten; dies trifft ebensowenig zu wie die Annahme, daß 
ihre Entlohnung im Taglohn von ihrer Leistung unabhängig 
sei. Wie dem Zeitlohn eine Berechnung der Arbeitskosten pro 
Stück zugrunde liegt, so dem Stücklohn eine Berechnung des 
Arbeitsverdienstes pro Tag 5°). Verdienen die Arbeiter mehr 


5) Schlossa. a. O. S. 24: Time wage and piece-wage are both virtually 
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als den vom Unternehmer für notwendig angesehenen Taglohn, 
so werden die Akkordsätze entsprechend herabgesetzt. Es ist 
dies die sogenannte Akkordgrenze, auf die noch alle eindringenden 
Beobachter der Lohnverhältnisse gestoßen sind. So berichtet 
Jeidels über die Akkordlöhne in der deutschen Maschinen- 
industrie, daß es häufig Grundsatz sei, den Arbeiter im Akkord 
das 14, fache des Taglohnes verdienen zu lassen 8°). Die Folge 
der Akkordgrenze ist, daß die Arbeiter, insbesondere wenn sie 
organisiert sind und bei der Verwertung ihrer Kräfte kaufmän- 
nisch vorgehen, im Stücklohn nicht zu viel fertig bringen wollen, 
weil sie mit Recht fürchten, daß ihnen dann die Löhne herab- 
gesetzt und sie für größere Leistungen nur die gleichen Löhne 
erhalten werden ®!). Die Tatsache, daß der Arbeiter nicht mehr 
machen will, wenn er dafür nicht mehr bekommt, kann nicht 
als Beweis dagegen angeführt werden, daß er für höheren Lohn 


mehr leisten würde. 
Es gibt Arbeiter, die eine Erhöhung des Lohnniveaus mit 


based upon a common standard of remuneration.« »But, whether such express 
reference to the timebasis be made or not, there exists in relation to all rates, 
alike of piece-wage and of time-wage, a certain definite ratio between the amount 
paid a given quantity of work and the time which a man working at a cerlain 
speed will take to do that worke. 

©) Jeidelsa.a.O. S. ı4ı: »Man läßt den Arbeiter so lange jeden Lohn 
verdienen, den er durch höhere Leistung erreichen kann, bis die Leistungs- 
steigerung an ihrer Grenze angelangt ist. . . . Wiederholt sich nach allmäh- 
licher Steigerung des Akkordverdienstes von 40 auf 100%, (über den Taglohn) 
der Satz von 100% ein- oder zweimal, dann ist der Zeitpunkt zur Akkordıeduk- 
tion da.e — Ibd. S. 248: »Die andauernde Kürzung der Akkorde auf Grund 
wachsender Anstrengung und Geschicklichkeit, nicht bloß bei technischen 
Veränderungen, rufen die größte Empörung und Erbitterung hervor; die meisten 
Korrespondenzen der Dortmunder Arbeiterzeitung (wie der Rheinischen Zei- 
tung) beschäftigen sich damit.«e — W e b b a. a. O. I. S. 261: Brief von Charles 
Walker u. S., einer Maschinenbaufirma, an die Times im Jahre 1852: »Wenn 
Arbeit, welche bisher im Taglohn verrichtet wurde, nunmehr als Stückarbeit 
ausgegeben wird, so setzen die Unternehmer den Stücklohnpreis ein wenig niedri- 
ger als den Zeitlohnpreis test, da sie wissen, daß die Produktion dabei wächst. 
Man findet aber, daß die Arbeiter der Quantität nach viel mehr leisten, als 
früher im Taglohn, und daß sie oft zehn Schilling pro Tag verdienen, während 
sie im Taglohn von fünf Schilling sechs Pence pro Tag viel weniger als die Hälfte 
der Arbeit fertiggestellt haben. Dieser Satz ist so allgemein anerkannt, daß 
Fabrikanten es sich zur privaten Regel gemacht haben, den bei Extraarbeiten 
beschäftigten Arbeitern den »Taglohn und ein Viertel« oder den »Taglohn und 
ein Drittel« zu verdienen zu geben, und die Preise entsprechend reduziert haben. « 

a) Jeidelsa. a. O. S. 141 ff.: »Der Kampf um die Lohnhöhe verwandelt 
sich in einen Kampf um die Leistung. . . .e Der Arbeiter »gibt nie mehr als 
ein bestimmtes Quantum Arbeitskraft her . . . läßt keinen Vorgesetzten merken, 
wieviel er leisten kann.« 
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einer Herabsetzung oder doch nicht mit einer Steigerung der 
Leistungen beantworten. So die Arbeiter auf niedriger Stufe 
der wirtschaftlichen Entwicklung stehender Völker, afrikanische 
Neger, Hindus, australische Eingeborene, die nicht mehr ar- 
beiten wollen, als zur Befriedigung ihrer geringen Bedürfnisse 
notwendig ist. In früheren geschichtlichen Perioden blieben 
auch europäische Völker und jetzt noch bleiben in primitiven 
Verhältnissen lebende Volksteile und zahlreiche einzelne Individuen 
wirtschaftlich höher entwickelter Nationen bei geringem Verdienst 
stehen und strengen sich nicht mehr an, um mehr zu verdienen. 

Die Masse der Arbeitskräfte aller Industriestaaten aber 
leistet für höhere Löhne mehr als für geringere. Aus der Stellung 
der Arbeit im Kreise der wirtschaftlichen Güter, daraus daß 
sie das persönliche Gut ist, ergibt sich, daß die zur Verfügung 
stehende Menge zum großen Teil von dem Willen des Arbeiters 
abhängt. Dieselben Arbeitskräfte können, je nachdem sie wollen, 
sehr Verschiedenes leisten. Eine wichtige Seite des intensiven 
Erwerbstrebens, das unser Wirtschaftsleben charakterisiert, 
besteht beim Arbeiter darin, daß er bereit ist, sich stärker an- 
zustrengen, um seinen Verdienst zu erhöhen. Die wachsenden 
Bedürfnisse und das lebhaftere Streben nach ihrer Befriedigung 
steigern die Bedeutung günstigerer Arbeitsbedingungen ®). Wie 
immer man diese Denkungsart und Handlungsweise vom Stand- 
punkte der menschlichen Entwicklung und ihre Bedeutung für 
das Glück, für die moralische, geistige und physische Verfassung 
der Bevölkerung beurteilt, sie ist eine Tatsache und die not- 
wendige Voraussetzung der kolossalen technischen Umwälzung, 
die unsere Zeit unverlierbar für die Menschheit vollbringt. Der 
Erwerbsinn der Volksmassen nimmt in die Tiefe und Breite 
immer zu; er verbreitet sich von Amerika und Westeuropa nach 
allen Richtungen. Während in früheren geschichtlichen Pe- 
rioden Aenderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse und Ge- 
danken auf geographisch begrenzte Gebiete beschränkt blieben, 
hat es jetzt den Anschein und alle Wahrscheinlichkeit für sich, 
daß wenn auch nicht gleichmäßig, doch allgemein auf der ganzen 
Erde die Bedürfnisse und die Anstrengungen, sie zu befriedigen, 
zunehmen werden. 

62) Webba. a. O. II. S. 222 sagt über die englischen Arbeiter: »Jedes 


Anwachsen ihres Einkommens stachelt sie zu neuen Anstrengungen an und 
erweckt in ihnen neue Bedürfnisse « 
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Bei dem modernen Arbeiter äußert sich dies am deutlich- 
sten, wenn, was häufig der Fall ist, Zeit- in Stücklöhne um- 
gewandelt werden. Es ist eine bekannte Tatsache, daß hierdurch 
die Leistungen fast immer außerordentlich wachsen. Nimmt 
man doch in vielen Produktionszweigen beim Uebergang vom 
Taglohn zum Akkord eine Erhöhung des Verdienstes der Ar- 
beiter um 25 bis 50% als normal an, während die Leistungen 
in noch höherem Verhältnis steigen und ihre Zunahme um 100% 
und mehr nicht als auffallend angenommen wird, worunter 
allerdings in manchen Fällen die Qualität der Arbeit leidet. 
Wie in diesem Fall die Leistungen um mehr als die Löhne steigen, 
was für den Unternehmer eben der Hauptgrund zur Einführung 
der Stücklöhne ist, so sind die Mehrleistungen überhaupt bis 
zu einer gewissen Grenze in der Regel billiger als die geringeren 
Leistungen, die bei ungünstigeren Arbeitsbedingungen zu haben 
sind. Das Opfer des Arbeiters setzt sich aus der Zeit, die er mit 
der Arbeit verbringt und aus seiner Anstrengung zusammen. 
Wenn er intensiver arbeitet, wird nur die Anstrengung größer, 
während die Arbeitszeit unverändert bleibt. Um dies schematisch 
in Zahlen darzustellen: das Zeitopfer sei Io, das Intensitäts- 
opfer auch Io, im ganzen also 20. Wenn die Intensität ver- 
doppelt wird, beträgt das Intensitätsopfer 20, das Zeitopfer 
wieder nur Io, zusammen demnach 30 d. i. um 50% mehr als 
früher, während die Leistung um 100% größer ist. Anders 
wenn die Arbeitszeit verlängert wird, weil jede weitere Stunde 
dem Arbeiter die Befriedigung immer wichtigerer Bedürfnisse, 
für die er seiner freien Zeit bedarf, unmöglich macht. Trotz- 
dem opfern viele noch einen Teil ihrer wenigen freien Zeit, um 
mehr zu verdienen. »So eifrig der Durchschnittsarbeiter darnach 
strebt, mehr freie Zeit für sich zu gewinnen, mit noch größerer 
Energie strebt er nach einer größeren Einnahme« ®). Immer 
aber gibt es eine Grenze, von der an ein weiteres Zeitopfer 
durch eine bestimmte Lohnerhöhung nicht aufgewogen wird. 
Auch die Intensität der Arbeit wird von dem vernünftigen 
Arbeiter als unverhältnismäßig zunehmendes Opfer empfunden, 
wenn sie über ein gewisses Maß hinausgeht. Nur zu oft auch 
bis zur Ueberanstrengung ist der Arbeiter bereit, seine Leistung 
für höheren Lohn mehr als verhältnismäßig zu vergrößern. 

Von großer Bedeutung ist ferner der Umstand, daß die 


8 Webb a a O. I. S. 294. 
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Grenze der Leistungsfähigkeit nicht unverrückbar und daß 
sie zum großen Teil gerade von den Arbeitsverhältnissen ab- 
hängig ist. Wir haben bisher nur davon gesprochen, daß der 
Arbeitswille durch die Höhe der Löhne beeinflußt wird; dies 
gilt aber auch von der Arbeitsfähigkeit. Aus dem Zusammen- 
wirken beider Momente entspringen dann die viel höheren Lei- 
stungen, die wir dort vollbringen sehen, wo die Arbeiterschaft 
hohe Löhne bezieht. Am greifbarsten ist der Einfluß günstiger 
Arbeitsbedingungen auf die physischen Kräfte der Arbeiter. 
Durch ungenügende, wie übrigens auch durch übermäßige 
Ernährung werden die Leistungen sehr beeinträchtigt. »Want 
of food... . is a chief cause of industrial insufficiency« ê). 
Schönhof hält für die wichtigste Ursache der Ueber- 
legenheit amerikanischer Arbeit, die europäische sei »underfed 
labor, as compared with higher productive American labor« ®). 
Höhere Löhne dienen oft nur teilweise zur besseren Ernährung, 
im übrigen zur Deckung anderer Bedürfnisse. Ihre Wirkung 
auf die Arbeitsfähigkeit muß deshalb nicht geringer sein, denn 
diese wird auch durch Wohnung, Heizung, Kleidung, usf. 
beeinflußt. In ungesunden, dunklen, kalten, überfüllten Wohn- 
räumen verlieren die MußBe und der Schlaf den besten Teil ihrer 
Regenerationskraft; unzweckmäßige mangelhafte Kleidung ist 
ein Arbeitshindernis. Marshall hat einen passenden Aus- 
druck für diese Seite der Löhne gefunden: »wages necessary for 
efficiency« 88). 

Auch ob die übrigen Arbeitsbedingungen günstiger oder 
ungünstiger sind, ist für die Leistungsfähigkeit wesentlich. 
Gute, zweckmäßige Arbeitsräume gehören deshalb zu den ren- 
tabelsten Investitionen. Vernünftige Behandlung der Arbeiter 
ist oft die wichtigste Erklärung für die Ueberlegenheit eines 
Betriebes. Viel bessere Arbeit wird schon dadurch erzielt, da8 
günstigere Arbeitsverhältnisse die Arbeiter stabiler machen 
und den Wechsel verringern. Von den Löhnen und den anderen 
Bedingungen wird nicht nur die physische, sondern auch die 
innere Arbeitskraft beeinflußt, der »Nerv« die Laune, die 
weniger faßbar, doch bedeutungsvoll sind. 

Dies sind die Gründe, aus denen durch bessere Arbeits- 


64) Marshalla. a O. 
65) A. a. O. S. 12. 
6) A. a. O. S. 137 ff. 
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bedingungen in der Regel höhere Leistungen erzielt werden, 
eine Tatsache, die von den wissenschaftlichen Beobachtern des 
modernen Wirtschaftslebens übereinstimmend festgestellt wird®”). 

Das Maß der Wirkungen günstiger Arbeitsbedingungen 
auf die Leistungen hängt einerseits von dem Charakter der 
Arbeiterschaft und des einzelnen, andererseits von der Art der 
Arbeit ab; je größeren Einfluß der Arbeiter auf das Produktions- 
ergebnis hat, desto bedeutsamer sind bessere Arbeitsverhält- 
nisse dafür. Immer gehören die Mehrleistungen, die für höhere 
Löhne erzielt werden, zu den durch diese bedingten Schichten 
des Angebots. In den häufigen Fällen, in denen die Leistungen 
mehr steigen als die Löhne, wird durch sie nicht nur die 
Breite sondern auch das Gewicht dieser Schichten vergrößert. 


* % 
* 


Fassen wir zusammen: Die höheren Schichten des An- 
gebots von Arbeitskräften sind um so breiter und gewichtiger, 
ein je größerer Teil der Arbeiter organisiert ist, je mehr tüch- 
tigere Arbeiter vorhanden sind und je mehr die Leistungen mit 
der Höhe der Löhne steigen. 


67) Unter den Schriftstellern des 17. und 18. Jahrhunderts zitiert B re n- 
ta no (Ueber das Verhältnis von Arbeitslohn und Arbeitszeit zur Arbeitsleistung 
1893, S. 2 ff.) als Vertreter der Auffassung, daß höherer Lohn geringere Arbeits- 
leistung bedeute, Houghton, Petty, Temple, Child und in früheren Schriften 
Josias Tucker und Arthur Young. Als Vertreter der gegenteiligen Ansicht 
Vanderlint, Postlewaith, Forster, Tucker und Smith. Zu jener Zeit war der 
moderne Arbeitscharakter noch wenig ausgeprägt, wurde aber doch von den 
zuletzt genannten Autoren insbesondere von Adam Smith erkannt und ist 
seither in dieser Hinsicht nicht strittig. — Smith a. a. O. S. 63: »The wages 
of labour are the encouragement of industry, which, like every other human 
quality, improves in proportion to the encouragement it receives. A plentiful 
subsistance increases the bodily strengh of the labourer, and the comfortable 
hope of bettering his condition, animates him to exert that strength to the 
utmost. Where wages are high, accordingly, we shall always find the workman 
more active, diligent, and expeditious than where they are low... Some 
workmen, indeed, when they can earn in four days the week, will be idle the 
other three. This, however, is by no means the case with the greater part.« — 
Schlossa.a O. S. 16: »The United States where the scale of remuneration 
is generally much more liberal than in this country, while it is agreed on all hands 
that in the American factories work is carried on with an intensity of exertion 
which can find no sort of parallel on this side of the Atlantic.« — Marshall 
a. a O. S. 217: »It is broadly true that the exertions which any set of workers 
will make, rise or fall with a rise or fall in the remuneration which is offered to 
them.e — S. 600: »On the whole then we may conclude that increased remune- 
ration causes an immediate increase in the supply of efficient work, as a rule; 
and that the exceptions to this rule, though significant, are seldom on a large 
scale. « 
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Sind die untersten Schichten des Angebotes breit, die 
oberen schmal, so bedeutet dies, daß der größte Teil der Lei- 
stungen zu den Bedingungen zu haben ist, mit denen sich erstere 
begnügen. Im umgekehrten Fall steht der Hauptteil der Lei- 
stungen nur zu den von den obersten Schichten geforderten 
Löhnen zur Verfügung; wenn die mittleren Schichten über- 
wiegen, zu den ihnen entsprechenden Bedingungen. Je nach 
der Struktur des Angebotes wächst dieses mit der Höhe der 
Löhne und den besseren übrigen Bedingungen: entweder lang- 
sam oder rasch und zwar desto rascher, je mehr Arbeitskräfte 
an den höheren Ansprüchen festhalten. Ebenso sinkt je nach 
der Gliederung des Angebots die Menge der zur Verfügung 
stehenden Leistungen mit dem Niveau der Arbeitsbedingungen 
desto langsamer, je schmäler die oberen Schichten sind, und 
desto rascher, je breiter sie sind. 

Wenn die an höheren Ansprüchen festhaltenden Schichten 
nur einen geringen Teil des Angebots bilden, bedeutet dies, daß 
die Unternehmer durch Zahlung höherer Löhne die Zahl der 
sich anbietenden Arbeitskräfte nur wenig vermehren würden. 
Anders wenn die Anspruchsvolleren einen großen Teil aller 
Arbeiter bilden. Dann müßten die Unternehmer, falls sie die 
höheren Löhne nicht zahlen wollten, auf einen großen Teil 
der Arbeitskräfte verzichten. Sind die oberen Schichten auch 
noch die tüchtigeren, so können ihre Leistungen trotz der grö- 
Beren Ansprüche billiger zu stehen kommen als die der weniger 
anspruchsvollen und die Unternehmer müßten, um höhere 
Löhne zu vermeiden, sich gerade die besten und billigsten 
Kräfte entgehen lassen. Dazu kommt die Erwägung, ob nicht 
auch die Arbeiter, die zu geringeren Löhnen zu arbeiten bereit 
wären, für höhere Löhne mehr leisten und ob sie ihre Leistungen 
um mehr steigern als ihre Löhne. Die Position der Arbeiter 
im Lohnkampfe ist um so stärker, je breiter und für die Unter- 
nehmer vorteilhafter die oberen Schichten des Angebotes sind. 

Die Gestaltung der Löhne kann nicht aus dem Angebot 
allein erklärt werden; sie ergibt sich aus dem Zusammenwirken 
der Gliederungen des Angebots und der Nachfrage. Maßgebend 
für das Angebot ist die an den größten Ansprüchen festhal- 
tende Schichte von Arbeitskräften, die beschäftigt 
wird. Welches diese Schichte ist, ob eine niedrigere oder 
höhere, hängt wie einerseits von der Struktur des Angebots so 
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andererseits von der der Nachfrage ab. Hier müssen wir bei 
den vorläufigen Ergebnissen unserer Betrachtungen stehen 
bleiben: 

Die Arbeiter stellen für bestimmte Lei- 
stungen bestimmte, auf der Erwägung der 
ihnen offen stehenden Erwerbsmöglichkei- 
ten beruhende Ansprüche Die Ansprüche 
hängen teils von allgemeinen Momenten, 
teils von den individuellen Eigenschaften 
und Verhältnissen der Arbeiter ab; sie 
sind ungleich und das Angebot zerfällt 
daher in Schichten mit verschiedenen An- 
sprüchen. Unter den von den Unterneh- 
mern beschäftigten Arbeitskräften sind 
diejenigen, welche die höchsten Forderun- 
gen aufrechterhalten können, für das Ni- 
veau derArbeitsbedingungenentscheidend. 
Bei einer gegebenen Nachfrage ist eine 
um so anspruchsvollere Schichte für das 
Angebot maßgebend, je breiter und für 
die Unternehmer rentabler die auf günsti- 
geren Arbeitsbedingungen beharrenden 
Schichten im Verhältnis zu den geringere 
Ansprüche stellenden sind. Dies istumso 
mehr der Fall, je mehr die tüchtigeren Ar- 
beiter im Angebot überwiegen, je mehr die 
Leistungen durch höhere Löhne oder sonst 
bessere Arbeitsverhältnisse gesteigert wer- 
den und je umfassender und besser die Or- 
ganisation der Arbeiter ıst. 
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Die amerikanische Seidenindustrie unter dem Ein- 
fluß des Schutzzolles!?). 


Von 


F. W. TAUSSIG. 


Die amerikanische Seidenindustrie ist in einem speziellen Sinn 
ein Kind des Schutzzolles. So gewagt es ist, vorherzusagen, was 
unter anderen Bedingungen geschehen wäre, in diesem Fall kann man 
mit Sicherheit sagen: wären im Bürgerkrieg 1861—1865 nicht die 
hohen Zölle eingeführt worden, es gäbe heute keine beträchtliche 
Seidenindustrie in den Vereinigten Staaten. Mit den übrigen Textil- 
industrien verhält es sich anders. Baumwollene und wollene Waren 
wurden unter dem geringen Zoll in den Jahren vor dem Krieg reich- 
lich angefertigt; das Hochzollsystem der letzten 50 Jahre hat nur 
dazu geführt, die Masse und den Umfang der schon vorhandenen 
Industrien anschwellen zu lassen. Aber die Seidenindustrie verdankt 
schon ihre Existenz allein dem Schutzzoll mit einigen kleinen Aus- 
nahmen allerdings. Einige Industriezweige entwickelten sich vor 
dem Krieg. Diese Ausnahmen sind, wie wii sehen werden, instruktiv. 
Aber diejenigen Teile der Industrie, welche sich zu den weitaus be- 
deutendsten entwickelt haben, verdanken ihre Existenz dem Tarif. 

Die Geschichte der Seidenindustrie ist auch aus andern Gründen 
als ihrer Entstehung unter dem Protektionismus bedeutsam. Die 
Industrie war nicht nur ganz neu in den Vereinigten Staaten, sondern 
schlug auch bald eigene Bahnen ein. Die Umwälzungen in einigen 
Zweigen dieser Industrie sind zum mindesten so groß gewesen, daß sie 
immerhin auf die erfolgreiche Anwendung des Protektionismus für 
junge Industrien zu deuten scheinen. Aber eine parallele Entwicke- 


1) Ich freue mich, diese Abhandlung in einer deutschen Zeitschrift zu publi- 
zieren; sie gehört zu einer Reihe von Studien über den Protektionismus in den 
Vereinigten Staaten, die ich vor kurzem in Buchform zu publizieren hoffte. Die 
Schlüsse, zu denen ich hier gelange, möchte ich bis zu einem bestimmten Grad 
als provisorisch angesehen wissen, insbesondere was den Vergleich der amerika- 
nischen mit der europäischen Entwicklung betrifft. Ich wäre dankbar für 
entsprechende Informationen und Korrekturen von Personen, welche mit kon- 
tinentalen und speziell deutschen Verhältnissen vertrauter sind, als es einem 
Fremden möglich ist. 
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lung in Europa zeigt an, daß Kräfte, die nicht Amerika allein eigen, 
sondern von internationaler Ausdehnung sind, am Werke waren. 
Es hat etwas wie eine verspätete industrielle Revolution in dieser 
Industrie eingesetzt, wodurch die Stellung der verschiedenen Pro- 
duktionsländer sich wesentlich verschoben hat. Weiter ist die Art 
und die Quellen des Rohstoffbezuges eigenartig. Endlich ist dieser 
Industrie weniger als anderen durch den Protektionismus geförderten, 
Beachtung geschenkt worden. Aus vielen Gründen regt sie daher 
zum Studium an. 

Während des Bürgerkrieges wurde der Zoll, der nach dem Gesetz 
von 1846 25%, und nach dem von 1857 19% gewesen war, erhöht 
und 1864 auf 60%, festgesetzt. Die Erhöhung geschah nur aus fi- 
nanziellen Gründen, nicht mit jener Beimischung von Protektionismus, 
die sich bei vielen der Kriegszölle feststellen läßt. 

Der Zoll von 60% blieb bis 1883 bestehen. Bei der allgemeinen 
Revision jenes Jahres wurden 50% an die Stelle gesetzt. Das ad 
valorem System wurde, obgleich es zu großen Schwierigkeiten durch 
die zu niedere Wertbemessung der Importe führte, bis 1897 fest- 
gehalten. Ohne Zweifel wurde in dieser Periode mehr oder weniger 
betrügerisch unterdeklariert, wodurch die eigentliche Zollhöhe und 
der Grad des Zollschutzes unter den im Gesetz angegebenen gedrückt 
wurde. Mit der Zunahme der heimischen Industrie protestierten 
die an ihr Interessierten gegen diesen Zustand und verlangten spezi- 
fizierte Zölle. Die außerordentliche Vielfältigkeit der Seidenwaren 
und die Schwierigkeit, sie nach äußeren Merkmalen oder physikali- 
schen Qualitäten zu klassifizieren, ließen für eine lange Zeit die Er- 
hebung spezifizierter Zölle als unmöglich erscheinen. Und doch 
wurden 1897 spezifizierte Zölle erdacht und angewandt, nachdem 
schon 18go derartige Zölle auf eine bestimmte Art von Seiden-, Samt- 
und Florgeweben ihnen vorausgegangen waren. Das vollständige 
System spezifizierter Zölle, das zwar hauptsächlich befürwortet 
wurde, um die betrügerischen Unterdeklarationen zu erschweren, 
diente tatsächlich zugleich einer Zollerhöhung auf viele Waren, ja 
sogar einer Prohibitierung der billigeren Produkte. Eine allgemeine 
Klausel wurde beibehalten, wonach auf jeden Fall jede Seide einen 
Zoll von mindestens 50% ihres Wertes zahlen sollte. Und die wert- 
volleren Seidenwaren, für welche die spezifizierten Zölle verhältnis- 
mäßig niedrig gewesen wären — die regelmäßige Tendenz bei spezi- 
fizierten Zöllen —, wurden nach dieser 50%,-Klausel verzollt. Bei 
der Revision von Igog wurden die Sätze von 1897 beibehalten, nur 
der Minimalsatz wurde von 50 auf 45 herabgesetzt. 

Die Revision von 1913 brachte für den Seidentarif weniger 
einschneidende Aenderungen als für das übrige protektionistische 
System. Allerdings wurde mit den spezifizierten Zöllen ganz aufge- 
räumt, es blieben nur Wertzölle, aber diese blieben verhältnismäßig 
hoch — 45%, auf die meisten Waren, 50% auf Samte und Plüsche. 
Es waren also beinahe dieselben Zölle, die vorher für die teureren 
Waren gegolten hatten. Die Zölle auf die billigeren Produkte waren, 
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wie noch gezeigt werden soll, so extrem gewesen, daß sie prohibitiv 
wirkten und der Uebergang zum Wertzoll, selbst wenn man mit 
eventuellen Unterdeklarationen rechnete, ließ die Zollsätze immer 
noch hoch genug, um den Export meist unmöglich zu machen. 

Wir können also zusammenfassend sagen, daß vom Bürgerkriege 
an die Seidenindustrie durch eine hohe Schranke gegen den Import 
geschützt war. Wie in anderen wurden auch in diesem Falle Zölle, 
die ursprünglich aus dringenden Finanzgründen eingeführt waren, 
in ihrer Wirkung protektionistisch und dann, als das protektionistische 
System betont und systematisiert wurde, erhöht und noch zweck- 
mäßiger gemacht. Selbst die als radikal geltende Revision von IgI3 
setzte sie kaum herab. 

Das Anwachsen der heimischen Industrie unter diesem langen 
protektionistischen Schutz ist erstaunlich. Folgende Tabelle gibt 
einen kurzen Ueberblick über ihre Geschichte: 


Seide (in Millionen Dollar) 
Wert der Produktion Der durch die Bearbei- 


Zählung N nach Abzug der zweimal tung hinzugekommene I 
von ; Sc 10n gezählten Zwischen- Wert (nach Abzug der WPO 
IM Sanzen produkte Materialkosten) 
1850 1,8 17,7 
1860 ?) 6,6 33,0 
1870 12,2 4,4 24,2 
1880 41,0 18,6 31,3 
1890 87,3 69,2 36,3 37,4 
1900 107,2 92,4 44,8 26,8 
1905 133,3 118,5 57,4 28,7 
I9IO 190,9 172,2 89,1 33,1 


Danach scheint, als sei der Wert der im Inland hergestellten 
Seidenwaren von einem unbedeutenden Betrag (der sich fast nur auf 
eine einzelne Spezialität bezieht), von I860—IgIo auf beinahe 200 
Millionen Dollar gestiegen. Allerdings bedürfen die großen Zahlen 
der ersten Spalte einer Korrektion. Wie in anderen Textilindustrien 
haben auch in der unseren die Methoden eine Veränderung nach der 
Seite der Spezialisierung erfahren. Verschiedene Untersuchungen 
betreiben nun nur noch einzelne Arbeitsprozesse (z. B. Spinnen), 
welche früher mit andern (z. B. Weben) in demselben Betrieb ver- 
einigt waren. Wenn in einer Fabrik Garn hergestellt wird und als ihr 
Produkt gezählt und dann in einer anderen Fabrik verarbeitet wird, 
welche diese gewebte Ware im ganzen alsihr Produkt berechnet, 
so wird dasselbe Produkt zweimal gezählt; und wenn zwischen den 
verschiedenen Zensusperioden die Spezialisierung andere Wege ein- 
schlägt, so wird offensichtlich bei der späteren Zählung die Totalsumme 
zu hoch und der täuschende Anschein eines sehr schnellen Anwachsens 
erzeugt. Diese Art von Uebertreibung wird in der zweiten Spalte 
berücksichtigt, wo die korrigierte Produktsumme angegeben ist, 


2) Hauptsächlich Nähseide. Fransen usw., siehe Bericht des Zensus von 
1860 über Fabriken S. 94—103. 
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da die Zensusbehörden in den letzten Perioden dies doppelt Ge- 
zählte in Abzug gebracht haben. Aber auch so zeigen die Zahlen 
ein Anwachsen von fast nichts auf 172 Millionen im Jahr IgIo. — 
Eine andere Qualifikation enthält die andere Spalte, wo das benutzte 
Rohmaterial berücksichtigt wird (meist importierte Rohseide). Der 
Wert des kostbaren Rohmaterials beträgt mehr als die Hälfte der 
fertiggestellten Seidenware; was als gesondertes Produkt der ameri- 
kanischen Arbeit und des Kapitals bezeichnet werden kann, findet 
sich eben in dieser dritten Spalte. 

In auffälligem Gegensatz zu dem raschen und zunehmenden 
Wachstum der heimischen Produktion steht die eigentlich unver- 
änderte Importsumme. Die Zahl des Imports für IgIo ist genau die- 
selbe (33 Millionen) wie für 1860, einem halben Jahrhundert früher. 
In den Zwischenjahren war der Import manchmal beträchtlich höher, 
manchmal beträchtlich kleiner. Er nahm in Aufschwungszeiten zu, 
ab bei Depressionen. Wie sogleich gezeigt werden soll, hat sich die Zu- 
sammensetzung des Imports wesentlich geändert, aber die Masse 
ist dieselbe geblieben. Daraus geht hervor, daß der Import einen 
ständig abnehmenden Prozentsatz des ganzen Seidenbedarfes deckt. 
Ein Vergleich des fremden und des heimischen Anteils ist nicht so 
einfach, als es scheint. Die in Betracht zu ziehenden Zahlen sind 
die in Spalte 2 und 4, da der Import und das heimische Produkt hier 
auf derselben Basis berechnet sind. Aber bis der Import den Käufer 
erreicht, ist er durch den Zoll belastet und will man den Anteil des 
Imports und der heimischen Produktion an dem Seidenwarenkonsum 
des Landes berechnen, so müssen zu dem angegebenen Import die 
Zölle dazukommen. Außerdem muß in Betracht gezogen werden, 
daß die Importe beim Zoll unterdeklariert werden; der angegebene 
Wert des Imports bildete die Basis für die Wertzölle, aber der Käufer 
hat oft auf einer anderen und höheren Basis zu verhandeln. Für 
einen Vergleich, wie er für den vorliegenden Zweck entspricht, wird 
es genügen, dem angegebenen Import 60% hinzuzufügen. Ist der 
Import so vergrößert, so wird es sich zeigen, daß er mehr als das 
Dreifache der heimischen Produktion im Jahr 1870 beträgt, das 
anderthalbfache im Jahr 1880 und tatsächlich zum ersten Mal darun- 
ter bleibt im Jahr 1890 und dann einen immer geringeren Anteil 
ausmacht, bis es IgIO nur noch 30% sind ?). Die heimische Industrie 
hat in den letzten 20 Jahren weitaus den größeren Teil des heimischen 
Seidenwarenbedarfs gedeckt. 

Soviel im allgemeinen. Wir können nun zu einer eingehenderen 
Betrachtung der verschiedenen Industriezweige und ihrer ökono- 
mischen Charakteristika übergehen. 

Rohseide ist immer zollfrei gewesen. In dieser Beziehung hat 
die Seidenindustrie unter wesentlich anderen Bedingungen als die 
Wollindustrie gearbeitet. Die Anwendung des Protektionismus 

3) Wer sich für diese wenig bekannte Episode interessiert, findet einen 
ausführlichen Bericht darüber in einem kleinen Band: »On Silk Culture 
in the United States« New York 1844. 
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auf die Wolle hat für sie Komplikationen gebracht, von welchen die 
Seidenindustrie frei war. Aber diese Freiheit ist nicht unangetastet 
geblieben. Von verschiedenen Seiten und zu verschiedenen Zeiten 
hat man Zölle auf Rohseide verlangt. Das Material und das End- 
produkt haben lange eine gewisse Faszinierung ausgeübt. Beides 
wurde von den Protektionisten als eine besondere Reichtumsquelle 
angesehen und das Heranziehen dieser Industrien daher als besonders 
erwünscht. Für die früheren Jahrhunderte vor der industriellen Revo- 
lution des 18. Jahrhunderts ist dies verständlich, da die Hochwertig- 
keit der Seidenwaren bei geringem Gewicht sie leicht in den inter- 
nationalen Verkehr brachte und es so möglich machte, die akzeptierte 
merkantile Politik auf sie anzuwenden. Aber in den früheren Zeiten 
und selbst in der späteren Epoche, welche mit der industriellen Revo- 
lution des 18. Jahrhunderts begann, ist die Vorliebe für die Seiden- 
industrie wahrscheinlich der vorausgesetzten Kostbarkeit des Pro- 
duktes zuzuschreiben: so wie volkstümlich eine Goldmine eher mit 
Reichtum gleichgesetzt wird als eine Kohlenmine. In unserer Ko- 
lonialepoche hat man verschiedentlich versucht, die Kultur des 
Maulbeerbaums, der Seidenraupe und die Rohseidenhaspelei zu 
fördern unter anderem auch deshalb, weil diese Art Industrie eine 
der damals beliebten Hausindustrien waren. Im ıg. Jahrhundert 
wiederholten sich die Versuche, die Maulbeerkultur und Seidenzucht 
einzuführen, ja in dem Jahrzehnt von 1830—40 verursachte der 
Glaube, man könne einen Baum, morus multicaulis, an Stelle des 
echten Maulbeerbaumes zur Seidenraupenaufzucht verwenden, einen 
wahren Furor, der eine Spekulationswut erzeugte, ähnlich der be- 
rüchtigten Tulpenmanie 4). 1890, als die Mc Kinley Tarifbill protek- 
tionistische Wagnisse in jeder Richtung anregte, gab es eine Agi- 
tatıon für Zölle auf Rohseide. Die Fabrikanten waren natürlich da- 
gegen und da ein Zoll absolut keine Aussichten hatte, wurde in der 
Mc Kinleybill, wie sie der Kongreß annahm, tatsächlich eine Prämie 
von $ I pro Pfund vorgesehen, aber vom Senat fallen gelassen. In 
den folgenden Jahren machte unser Ackerbauministerium, das 
unter der damals herrschenden Politik immer auf dem Ausguck nach 
Möglichkeiten war, neue Industrien einzuführen, Experimente mit 
Maulbeerbäumen und Rohseide. Eier und Maulbeerpflänzlinge 
wurden aus Italien bezogen und belehrende Schriften weit und breit 
verteilt. Eine Zeitlang ging das Ministerium so weit, die Kokons den 
Züchtern zu den üblichen europäischen Preisen abzukaufen und das 
Gespinst von seinen eigenen Angestellten winden zu lassen. Zuletzt 
hatte der Kongreß von den fruchtlosen Versuchen genug und lehnte 
1906 die weitere Zustimmung dazu ab und das Land beruhigte sich 


4) Die Bemühungen des Ministeriums für Ackerbau erstreckten sich durch 
zwei Perioden, 1884—1891 und — dies die bedeutungsvollere — 1902—1908. 
Sie wurden in bedeutendem Umfang durchgeführt; große Mengen von Kokons 
wurden gezüchtet und Tausende von jungen Maulbeerbäumen gepflanzt, S. 
Jahrbuch des Ministeriums für 1903 und weiter ein Artikel von Dr. L. C. Ho- 
ward über den Seidenwurm in Cyclopaedia of American Agriculture, Band III. 
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wieder dabei, daß jede Unze Rohseide, welche in den Fabriken ver- 
arbeitet wird, importiert ist. 

Die Erklärung für dieses absolute Mißlingen findet sich in dem 
klassischen Satz von den relativen Kosten und dem relativen Nutzen, 
der allen mit der Theorie des internationalen Handels Vertrauten be- 
kannt ist. Die übliche Erklärung der Protektionisten ist: die billigere 
Arbeit der Importländer. In diesem wie in anderen Fällen bedeutet 
die Behauptung, der höhere Preis der amerikanischen Arbeit sei 
ein unüberwindliches Hindernis, daß es sich um eine unvorteil- 
hafte Art handelt, unsere Arbeit zu verwenden. 

Die Produktion der Rohseide zerfällt in zwei Teile: die Aufzucht 
der Raupen und das Abhaspeln des Gespinstes. Klimatische Hinder- 
nisse für die Aufzucht der Maulbeerbäume und der Seidenraupen 
bieten die Vereinigten Staaten nicht. Aber die Pflege der Larven, 
Würmer und Kokons verlangt große Aufmerksamkeit und mühselige 
Arbeit. Arbeitssparende Geräte oder gar Maschinen sind ausgeschlos- 
sen. Die Seidenzucht wird hauptsächlich in China, Japan und Italien 
betrieben, in ländlichen Distrikten als Nebenbeschäftigung neben 
anderer landwirtschaftlicher Arbeit 5). 

Bei anderen landwirtschaftlichen Arbeiten verwenden die ameri- 
kanischen Farmer Maschinen und verschiedene, der extensiven Kultur 
angebrachte arbeitssparende Methoden. Die Untunlichkeit, bei der 
Seidenzucht ebenso zu verfahren, bedeutet in diesem Fall in der Tat 
nicht einen absoluten Nachteil, sondern das vollständige Fehlen 
irgendeines besonderen Vorteils. 

Noch mehr ist dies der Fall beim Haspeln. Die rohe Seide unter- 
scheidet sich von allen andern Textilfasern durch die Länge der Faser- 
einheit. Vom Kokon wird ein langes zartes Gespinst abgewunden; 
eine Anzahl solcher Gespinste werden zu den immer noch feinen Faden 
vereinigt, der die Rohseide des Handels bildet. Sie kommt in einer 
Form auf den Markt, die äußerlich den Gebinden lose gesponnener 
Wolle gleicht, welche die Frauen zum Stricken brauchen. Das Ab- 
winden und Vereinigen der Gespinste geschieht in Haspeleien mit 
Hilfe eines Haspels, auf welchen der Rohseidenfaden aufgewunden 
wird. Diese Haspeleien sind gewöhnlich sehr kleine Heimbetriebe, 
bäuerlichen Wirtschaften angeschlossen, sie können auch größere Be- 
triebe sein mit Motorkraft, um die Haspel zu bewegen. Aber ob groß 
oder klein, sie hängen von geschickter Handarbeit und peinlicher 
Sorgfalt ab. Auf das Gespinst muß immer geachtet werden, der 
Haspel darf nur langsam gehen. Die wesentlichen Arbeitsprozesse 
und Methoden sind dieselben wie vor tausend Jahren, als China allein 
Seide produzierte. »In der Behandlung der Kokons, der Bildung des 


5) In der Lombardei sind »sdie Bauernfrauen damit so beschäftigt, wie die 
Frau des amerikanischen Farmers mit ihrer Hausarbeit. In Japan »handelt 
es sich um eine Nebenbeschäftigung der Bauerns; in China skommt die Masse 
der Seide aus chinesischen Heimstätten, wo die ganze Familie an der Arbeit 
teilnimmt« Ich zitiere aus: Sericulture in Italy, Japan and 
China published by the Silk Association of America (1905) pp. 5. II. 18, 
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Fadens, kurz des Spinnens ê) und der Behandlung der Seide selbst hat 
es keine bemerkenswerte Veränderung gegeben, trotz aller Bemühun- 
gen... Das Abwinden des einzelnen Fadens vom Kokon verlangt 
soviel Sorgfalt, daß bis jetzt nur die Geschicklichkeit und Intelligenz 
der Hasplerinnen damit fertig werden konnte. Alle mechani- 
schen Prozesse zum Ersatz der Handarbeit 
sind mißlungen’).« 

Es ist charakteristisch, daß Seidenhaspel durch amerikanische 
Erfindungskraft wesentlich verbessert worden sind, aber noch gar 
nicht von Amerikanern benutzt werden. Ein Haspeltypus, den ein 
Vorarbeiter in einer amerikanischen Seidenspinnerei erfand, hat 
seinen Weg über die ganze Welt gemacht 8). Aber in den Vereinigten 
Staaten wird nicht gehaspelt. Die Seidenhaspelei bleibt wesentlich 
eine mühselige Handarbeit, gerade in der Art, welche aufzunehmen 
die amerikanische Arbeit nicht der Mühe wert findet. 

Zu bemerken ist hier, daß die Situation eine ganz andere ist 
für eine andere Art von Seide: gesponnene oder Schappseide. Rich- 
tige Rohseide ist jene eben beschriebene: der fortlaufende, vom Ko- 
kon abgewickelte Faden; aber die äußere Hülle des Kokons hat kurze 
Fäden; auch gibt es durchgebissene und unvollkommene Kokons, 
deren Gespinst zerrissen ist. Dieser »Abfall« wird zu gesponnener 
Seide verarbeitet. »Wird ‚gesponnene‘ Seide verarbeitet, so fällt 
die Mühe, den fortlaufenden Faden, wie ihn der Seidenwurm im Ko- 
kon gesponnen hat, zu benutzen, fort; der Kokon wird als Faser- 
bündel behandelt und in derselben Weise gesponnen wie Wolle und 
Baumwolle, von besonderen Textilmaschinen, die der Eigenart dieser 
Faser angepaßt sind.» Gesponnene Seide kann leichter mit schnell- 
arbeitenden Maschinen behandelt werden als die abgehaspelte und 
dieser Umstand hat, wie sich zeigen wird, wichtige Folgen für die 
Entwicklung und geographische Verteilung der Schappe-Seidenindu- 
strie. 

Die eigentliche Rohseide dagegen unterscheidet sich wesentlich 
von den andern Textilfasern. Das Gespinst des Kokons ist, obgleich 
fortlaufend, doch nicht ebenmäßig. Die Natur ist immer unregel- 
mäßig und der Faden des Seidenwurms hat nicht die mechanische 
Gleichmäßigkeit menschlicher Erzeugnisse. Aus diesem Grund er- 
hielten sich die alten Arten der Seidenherstellung noch ein Jahr- 
hundert, nachdem die anderen Textilindustrien umgebildet worden 
waren. Rohseide war dem maschinellen Prozeß nicht so leicht anzu- 
passen. Allein die Tatsache, daß Wolle und Baumwolle kurze Fasern 


6) »Spinnen« scheint hier ein falsches Wort. iMan benutzt es im allgemei- 
nen nicht für den Prozeß des Abwindens vom Kokon, ja nicht einmal (s. weiter 
unten) für die darauffolgende Vorbereitung der Rohseide zum Weben. 

7) Allen, Sericulture, p. 9. 

®) Der Grant-Haspel, der in den bekannten Cheney-Mills entstand; siehe 
Mason, Silk Industry p. 12. Diese Haspel werden nicht in Amerika 
gemacht. Das Modell ist einfach und die Haspel werden auf der ganzen 
Welt, wo sie gebraucht werden, hergestellt. 
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haben, daß diese Fasern durch das Kardieren auseinandergerissen 
und geglättet, dann durch Vorspinnen und Spinnen methodisch zu- 
sammengedreht werden müssen, macht sie zu einer guten Beute für 
die Maschine. Die zarte und verhältnismäßig ungleichmäßige Seiden- 
faser widerstand lang. Die Hauptprozesse in der Behandlung der 
rohen Seide — das dem Spinnen korrespondierende Zwirnen und das 
Weben blieben noch lange mit der Hand betriebene Hausindustrien, 
nachdem die Maschinen Baumwolle und Wolle erobert hatten. 

So hatte die Industrie keine günstigen Aussichten, als sie unter 
dem Stimulans der Kriegszölle in die Vereinigten Staaten verpflanzt 
wurde. Die besonderen Qualitäten des Rohmaterials schienen es 
für die herrschenden Industriemethoden wenig geeignet zu machen. 
Anscheinend sollte die Seidenindustrie für eine wer weiß wie lange 
Zeit in den Vereinigten Staaten sich in einem relativen Nachteil be- 
finden und deshalb endlos vom Protektionismus abhängig bleiben. 
In ihren Anfangszeiten lenkte ein sehr kompetenter Beobachter, 
W. C. Wyckoff, der erste Sekretär der American Silk Asso- 
ciation die Aufmerksamkeit verschiedentlich auf die speziellen Schwie- 
rigkeiten dieser Industrie. Das Rohmaterial, führte er aus, ist ungleich- 
mäßig und uneben. Beim Weben, überhaupt bei jedem Verarbeitungs- 
prozeß bricht es leicht. Ein Webstuhl muß plötzlich angehalten 
werden, immer dieselben Geschichten: Fadenbruch, Unterbrechung, 
Verlust von Zeit (Arbeit) und Material. Der Zeitverlust wird eine 
bedenkliche Sache, wenn schnell laufende Maschinen angehalten 
werden müssen, einfach deshalb, weil während des Stillstandes nicht 
produziert wird. Ein Industrieller sagte: »In diesem Land kostet es 
fünfmal so viel Zeit, einen Knoten zu knüpfen als in Frankreich.« 
Und wieder: »Die Fäden der Kette und des Einschlags müssen so 
vollkommen wie möglich sein, damit der Maschinenwebstuhl nicht 
stillgestellt werden muß. In Europa ist der Seidenfabrikant ein 
reiner Vermittler. Er kauft Tram- und Organzinseide, d. h. Ketten- 
und Webfaden, die in verschiedenen Fabriken hergestellt worden 
sind. Er schickt sein Material in einen anderen Betrieb, eine Färberei. 
Dann gibt er es zum Schluß an Weber, die zu Hause arbeiten« 8). 
Das ist das bekannte Hausindustriesystem. Den amerikanischen 
Unternehmer dagegen zwangen die ihn umgebenden sozialen und 
industriellen Bedingungen, es durch die Fabrik zu ersetzen mit ma- 
schineller Kraft und Lohnarbeit. Aber die Natur des Rohstoffes setzte 
einer vorteilhaften Abänderung des alten Systems Schwierigkeiten 
entgegen. 

Ich habe 1889 zu dieser Situation bemerkt — und der Gang der 
Ereignisse hat mir nicht widersprochen: — 

»Es scheint in der Seidenindustrie ein Kampf vor sich zu gehen 
zwischen den großen Fabriken und Maschinen einerseits und der 
Hausindustrie und Handarbeit andererseits .... In der Natur der 
Seidenfaser liegt ein Hindernis für jene ausgedehnte Anwendung 
arbeitssparender Maschinen, die ein Charakteristikum der amerikani- 
schen Industrie ist. Hier ist kein viel versprechendes Feld für die 
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erfinderischen Einfälle, welche der amerikanischen Fabrikation ihre 
besonderen Vorteile sichern .... Es mag allerdings geschehen, daß 
es dem Erfindungsgeist des Yankee gelingen wird, die Bedingungen 
dieser Industrie zu revolutionieren. Die Versuche der amerikanischen 
Fabrikanten, ein gleichmäßigeres Rohmaterial zu erhalten und Ma- 
schinen zu seiner Verarbeitung zu verwenden, können Erfolg haben, 
wenn nicht für die ganze Industrie so doch zum Teil... . Sollte 
der Prozeß, der unzweifelhaft in den letzten Jahren (1880—88) in 
der amerikanischen Seidenindustrie eingesetzt hat, weiter gehen, 
kann es geschehen, daß zuletzt die meisten Seidensorten bei uns so 
billig wie draußen gemacht werden und daß die Abschaffung der pro- 
tektionistischen Zölle der Seidenindustrie so wenig schaden würde 
wie dem Gros der Baumwollindustrie.. Wenn dies der Fall wäre, 
so hätten wir ein treffendes Beispiel für die erfolgreiche Anwendung 
des Protektionismus auf junge Industrien« °). 

Diese Auszüge nehmen zum Teil das Kommende vorweg, aber 
sie sollten zeigen, was die besonderen Probleme der amerikanischen 
Seidenindustrie sind. Sie werden noch deutlicher werden, wenn 
wir Schritt für Schritt die verschiedenen Produktionsstufen durch- 
gehen. 

Nach dem Haspeln kommt das Zwirnen. Die langen Rohseiden- 
fasern — ein einzelner Faden von Anfang bis zu Ende des Gewindes — 
werden doppelt und dreifach genommen und so für das Weben ver- 
stärkt. Gezwirnte Seide, das Material für den Webstuhl, wird manch- 
mal Garn genannt, da sie wollenem oder baumwollenem Garn ent- 
spricht, besonders neuerdings in Amerika, weil es der Maschine ge- 
lungen ist, das Seidenzwirnen an sich zu reißen. Allgemeiner wird 
die gesponnene (Schappe-)Seide so genannt, die wirklich aus den 
kurzen Fasern des Kokons gesponnen wird. Gezwirnte Seide 
gibt einen ganz anderen Faden und hat gewöhnlich ihre eigenen 
Namen. Der relativ weichere und schwächere Einschlagfaden heißt 
»Iramseide«, der stärkere Kettenfaden »Organzinseide«. 

Seidenzwirnen war bis in die letzte Hälfte des vorigen Jahrhun- 
derts eine Handarbeit, so wie Hecheln und Spinnen es bis in die ent- 
sprechende Zeit des 18. Jahrhunderts geblieben waren. Es geschah 
beim Zwirner zu Hause oft als Nebenberuf neben landwirtschaftlicher 
oder anderer Arbeit. Vor zwei Generationen war der Seidenzwirner 
in seiner Industrie eine ebenso bekannte und charakteristische Figur 
wie vor einem Jahrhundert der Weber in den anderen Textilindu- 
strien, und wie jenen hat ihn die Maschine ersetzt. Allerdings nicht 
ganz; denn in einigen Teilen Eurcpas und beinahe im ganzen Orient 
spielen der Seidenzwirner, wie der Seidenhandweber, noch eine be- 
trächtliche Rolle. Aber in den Ländern mit fortgeschrittener Indu- 
strie ist er ganz verschwunden, besonders in den Vereinigten Staaten 
und England. 

Für unsere Untersuchung ist das Bedeutsame nicht nur, daß die 





®, Siehe die Stellen .aus W yc ko ff, die ich im Quarterly Jour- 
nalof Economics, Vol, III p. 271—273 (1889) zitiert habe, 
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Maschine das Zwirnen mit der Hand ersetzt hat, sondern daß die 
amerikanische Industrie vorangegangen, nicht etwa anderen Ländern 
gefolgt ist. Neue Zwirnmaschinen kamen in den Vereinigten Staaten 
auf den Markt in den Jahren 188090 — alle auf Beschleunigung 
und automatische Arbeit hin konstruiert. Schon 1890 arbeiteten 
Zwirnspindeln so schnell wie Baumwollspindeln: Io 000 Umdreh- 
ungen per Minute; zehn Jahre später, um Igoo, war die Anzahl 
der Umdrehungen auf II—I2 000 gestiegen. Eine natürliche Folge 
dieser Vervollkommnung der Maschinen war der Wechsel in dem Per- 
sonal, das sie bediente. Die Seidenzwirner waren Männer gewesen. 
Die neuen Zwirnmaschinen wurden hauptsächlich von Frauen und 
Kindern bedient. Der Wechsel hatte dieselben Folgen wie andere 
historische Uebergänge im Textilgewerbe — vom Hand- zum Maschinen- 
weben, vom durch Kraft angetriebenen zum automatischen Webstuhl, 
von der alten Spinnmaschine zur Ringspindel. In sozialer Beziehung 
verursachte e: ernste Probleme und mußte durch die Gesetzgebung 
gelenkt und reguliert werden. Aber sein Einfluß auf die Verbilligung 
war groß und schnell. Die Kosten, Rohseide in Tramseide und Organ- 
zine zu verwandeln, wurden in einer Generation um ein Viertel und 
ein Fünftel verringert 19). 

Aehnlich war es mit der Weberei. Gewobene Seidenwaren werden 
in Industrie und Handel in zwei ganz getrennte Klassen geschieden: 
Kleiderseiden (breite Ware) und Bänder (schmale Ware). Von diesen 
ist die Bandfabrikation für Maschinenanwendung besonders günstig 
gewesen. Die ersten Bandwebstühle in Amerika waren deutsche 
und Schweizer Modelle. 1889 wurde in Amerika ein beschleunigter 
Bandwebstuhl erfunden, der eine ganze Reihe von Verbesserungen 
in der Bandweberei eröffnete !). Der Zweietagenstuhl folgte auf 
den einfachen. Der »Weber« wurde, wie es bei einem verbesserten 
Maschinenwebstuhl unweigerlich der Fall ist, in der Hauptsache nur 
noch zum Wächter der Maschine, dessen Aufgabe es vor allem ist, 
für den Bedarf an Spulen zu sorgen und die zeırissenen Fäden zu 
knüpfen. Die sozialen Folgen waren dieselben wie beim Zwirnen; 
immer mehr ‘griff man zur Frauenarbeit. 

Auch bei der Herstellung der breiten Ware ging es ähnlich. Auch 
hier wurden die ersten, aus Europa herübergebrachten Webstühle 
durch in Amerika hergestellte ersetzt. Und wie jeder Kenner de: 
Geschichte der amerikanischen Textilindustrie weiß, sind die Maschi- 
nen zum Weben von Anfang ein besonders anziehendes und pro- 
duktives Gebiet amerikanischer Erlindungsgabe gewesen und ge- 
blieben; und die Fortschritte in der Seidenindustrie sind offenbar 
nicht weniger bemerkenswert als auf den andern Gebieten. Allerdings 


10) Quarterly Journal of Economics Vol. III (1889) p. 
273—276. 

11) Im Zensus von 1900 (S. 218) wird angegeben, daß die Kosten, ein 
Pfundes Rohseide in Organzine zu verwandeln von $ 4.50 im Jahre 1870 auf 
6o—70 Cent im Jahre 1905 gesunken waren. Ueber die Frauen- und Kinder- 
arbeit ebenda S. 209. 
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hat es solche Triumphe wie die Einführung des automatischen Web- 
stuhles in der Baumwollindustrie nicht gegeben. Aber die Seiden- 
webstühle sind doch ständig leichter, einfacher, schneller und gleich- 
mäßiger in der Arbeit geworden. Vor kurzem ist das Stadium er- 
reicht worden, in welchem der Weber mehr als einen Stuhl bedienen 
kann, zwei zuerst, dann drei und vier — ein Wechsel, der wie jedes- 
mal eine Rebellion unter den Arbeitern hervorrief, die trotzdem zu- 
letzt sich in den unvermeidlichen technischen Fortschritt zu fügen 
hatten ?!?). Besonders schnell scheint Anfang des r9. Jahrhunderts 
dieser Fortschritt für die Webstühle für breite Ware gewesen zu sein. 
Damals führte eine Periode allgemeinen Aufschwungs und Wohl- 
standes zu einer stark steigenden Nachfrage nach Seide, die eine der 
Waren ist, nach welchen die Nachfrage je nach der allgemeinen Kon- 
junktur fluktuiert. Es kann auch sein, daß die vom Tarifgesetz 
von 1897 eingeführten hohen spezifischen Zölle die Ansprüche an die 
amerikanischen Seidenfabrikanten erhöhten, da sie den ausländischen 
Wettbewerb in den Sorten, die im Lande gemacht wurden, ausschlos- 
sen. Die Zunahmerate der Produktion war erstaunlich, zugleich 
wurden die Maschinen leistungsfähiger und das Produkt besser 13). 

Kein Wechsel in der Seidenindustrie der Vereinigten Staaten 
oder irgendeines anderen Landes, ja irgendeiner anderen Industrie, 
ist auffälliger gewesen als dies schnelle und vollständige Verschwinden 
der Handwebstühle. Während des ersten Jahrzehnts nach dem 
Kriege wurden Handwebstühle und Weber aus Europa importiert. 
Aber der mechanische Webstuhl erschien gleich als Rivale und der Hand- 
stuhl verschwand rasch 14). Der Gegensatz zu anderen Ländern ist in die 
Augen fallend: überall sonst blieb die Konkurrenz des Handstuhles 
bestehen. Der Unterschied ist dem in den anderen Industrien analog 
und die Erklärung ist dieselbe. In einem Lande, wo die Arbeit ausge- 
nutzt wird und die Löhne hoch gehalten werden durch eine weit- 


12) Allen Silk Industry of the World p. 29. 

13) Der viel besprochene Streik unter den Seidenarbeitern von Paterson 
New Jersey, dem führenden Seidenzentrum, an dem sich die Industrial Workers 
of the World (i.W.W.) so aktiv beteiligten, begann unter den Breitseiden-Webern 
in Opposition gegen die Einführung des Drei- und Vierstuhlsystems. 

14) Die Berichte der Silkassoziation zeigen, daß neue Webstühle wie 
folgt in den Vereinigten Staaten aufgestellt werden: 


Breite Ware Bänder 
IQOI 2328 356 
1902 5500 312 
1903 3797 450 
1906 12068 383 


Das erstmalige Anwachsen in den Jahren 1°90—1905 zeigen folgende 
Zahlen: 


Zahl der Betriebe Kapital 
1890 472 51 Millionen 
1900 483 5I ee 


1905 624 199 » 
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gehende Verwendung von arbeitssparenden Maschinen, unterliegen 
Handbetriebe im eigentlichen Sinn, weil sie unter einem relativen 
Nachteil stehen. Der mechanische Webstuhl bietet wenigstens die 
Möglichkeit eines verhältnismäßigen Ertrages auf demselben Niveau 
mit den übrigen Industrien des Landes. 

Eine natürliche, aber nicht willkommene Folge dieser technischen 
Fortschritte war der Uebergang zur Frauen- und Kinderarbeit und 
dies hat wieder die geographische Verteilung der Industrie beeinflußt, 
die dadurch die Tendenz bekam, sich in Gebiete hinzuziehen, wo 
Frauen- und Kinderarbeit leicht zu haben war und wo die Gesetze, 
die sie regeln, weitherzig sind oder weitherzig angewendet werden. 
Pennsylvania und New Jersey sind Staaten, welche die wenig be- 
neidenswerte Auszeichnung genießen, hauptsächlich, aus diesem 
Grunde die Zentren unserer Seidenindustrie geworden zu sein. In 
New Jersey sind gerade die Hälfte (49%) der Arbeiter Frauen, in 
Pennsylvania zwei Drittel (67,8%, und 23,2%, Kinder). In New 
Jersey war Patterson lange eine Seidenstadt und vor allem ein Mittel- 
punkt der Bandfabrikation. Hier wie überall schicken die neuangekom- 
menen Auswanderer in dem Wunsch, das Familieneinkommen zu 
vergrößern, ihre Frauen und Kinder in die Fabriken, wo sie die 
quasi automatischen Maschinen bedienen können. Merkwürdiger- 
weise waren in Pennsylvania die Anthrazitgebiete ein vorteilhaftes 
Feld für die Seidenindustrie. Die Bergleute sind meist Neueinge- 
wanderte; auch sie sind nur allzu bereit, Frauen und Kinder in die 
Fabriken zu schicken; die Schutzgesetze sind lau, ihre Durchführung 
beinahe eine Komödie. Es gibt keine bessere Illustration für die Not- 
wendigkeit, die industriellen Kräfte unserer Zeit zu lenken und zu 
regulieren. Die Maschine steigert den Arbeitsertrag ins Ungemessene;; 
aber Gesetzgebung und eine fest eingebürgerte Lebenshaltung bei 
den Arbeitern müssen zusammenwirken, damit durch diesen Fort- 
schritt nicht schlechte Arbeitsbedingungen erwachsen. Und doch hat, 
soweit es sich um den nackten Produktionsertrag handelt, die Frage 
nur eine Seite: eine vervollkommnete Maschinerie, die von einem Kind 
bedient werden kann, ist eine sehr wirksame Art der Arbeitsver- 
wendung und das Land, in welchem der höchste Grad mechanischer 
Vervollkommnung erreicht ist, het einen .verhältnismäßigen Vorteil 
in der speziellen Industrie, um die es sich handelt 15). 

Eine weitere Folge der technischen Erfindungen nach einer ganz 


15) Die folgenden Zahlen gelten für die Webstühle in den Vereinigten 
Staaten: 


Breite Ware Schmale Ware 
Kraft Hand Kraft Hand 
1875 I 428 1005 I 260 809 
1880 3 103 I 629 2 218 I 524 
1890 14 866 413 5 956 1 334 
1900 36 825 104 7 432 9 
1905 47 725 o 8 400 O 


Allen, Silk Industry of the World p. 3r (1875—1905). 
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anderen Seite hin war der Wechsel in den Bezugsquellen für Roh- 
seide. Japan hat China weitgehend verdrängt, vor allem unter dem 
Einfluß amerikanischer Nachfrage und Suggestion. 

Wie schon gesagt wurde, ist die Unregelmäßigkeit der Seiden- 
faser ein Hindernis für ihre Bearbeitung durch die Maschine, besonders 
durch eine schnell laufende. Spindeln und Webstühle können der Be- 
handlung der allerfeinsten Fäden und Fasern angepaßt werden, solange 
diese homogen sind. Natürlich ist feineres Material immer weniger 
leicht durch schnelle Maschinen zu verarbeiten als anderes, aber so- 
lange es gleichmäßig bleibt, sind die Möglichkeiten feinster Anpassung 
und Balanzierung erstaunlich. Unregelmäßigkeit dagegen bedeutet 
immer Fadenbruch, Zeitverlust, unvollständige Ausnutzung der An- 
lage — zugleich macht sie mehr Intelligenz und etwas wie handwerks- 
mäßige Geschicklichkeit beim einzelnen Arbeiter nötig. Deshalb 
haben die amerikanischen Industriellen gesucht, sich gleichmäßiges 
Rohmaterial zu sichern. Die Chinesen, die lange die Hauptprodu- 
zenten und Exporteure waren, erwiesen sich als unwillig oder unfähig, 
die Rohseide so zu liefern, wie es die Amerikaner wollten, zum Teil 
vielleicht aus eingewurzeltem Konservatismus, zum großen Teil, 
weil es unter den in China herrschenden politischen und sozialen 
Verhältnissen unmöglich ist, die nötigen Belehrungen zu verbreiten 
und einzuschärfen. Die Japaner waren der Situation gewachsen. 
Es gibt keine charakteristischere Illustration des intellektuellen und 
industriellen Aufschwungs dieser erstaunlichen Nation, — das Zu- 
sammenwirken einer führenden Oligarchie und einer empfänglichen 
Masse. Belehrungen über die geeignete Art, die Seide aufzuwinden, 
wurden von der Regierung und den leitenden Exportfirmen im ganzen 
Lande verbreitet. Modellhasplereien, wo das Aufwinden noch einmal 
geschah, wurden gegründet. Die Japanesen lieferten die Rohseide, 
wie die Amerikaner sie am besten brauchen konnten und verdrängten 
China als Hauptbezugsland 16). 


Der Uebergang vom Handwerk zum Maschinenbetrieb fand 
nicht nur in Amerika statt. Eine verspätete industrielle Revolution 
hat alle Seidenindustrieländer ergriffen, allerdings mit verschiedener 
Stärke und verschiedenen Resultaten für die einzelnen Zweige der 
Industrie. Es ist lehrreich, den Entwicklungsgang in den einzelnen 
Ländern zu vergleichen 17). 

Einen allgemeinen Ueberblick erhält man durch einen Vergleich 
von Hand- und mechanischen Webstühlen. Die folgenden Zahlen gıbt 
eine kompetente Autorität für I9oo an 18): 


16) Ueber die Arbeitsbedingungen siehe Mason, Silk Industry 
p. 50.; Federal Report on Women and Child Wage-Earners, 1912, Vol. IV. 

7) S. Mason, Silk Industry p. 15 u. p. 

18) Die folgende Beschreibung europäischer Zustände macht keinen An- 
spruch auf Vollständigkeit; sie stützt sich auf verschiedene Quellen; m. W. 
gibt es kein zugängliches Material für eingehende Untersuchungen. 


` 
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Kraftstühle Handstühle 
Frankreich 30 600 60,000 
Schweiz 13 300 I9 500 
Krefeld (Deutschland) 9 500 6 900 
Italien 8 500 IT 00C 


Wie es scheint, werden in auffälligem Gegensatz zu den Ver- 
einigten Staaten noch bis Igoo überall eine große Menge Handweb- 
stühle benutzt, am wenigsten verhältnismäßig im Krefelder Distrikt. 
Dort, in dem wichtigsten und hoch organisiertesten Seidenindustrie- 
zentrum Deutschlands, hat der Uebergang von der Hausindustrie 
zum Fabriksystem im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts eingesetzt. 
Der mechanische Webstuhl kam zwischen 1880— 1890 in Gebrauch und 
nahm nach 1890 zu. Er scheint zuerst für Samtbänder vervollkommnet 
zu sein. 1887 gab eine neue Erfindung der Samtbandindustrie des 
Distrikts einen starken Impetus und seit dem Anfang unseres Jahr- 
hunderts sind die Handstühle in dieser Branche fast ganz verschwunden. 
Auch für Seiden nahm die Verwendung des Kraftstuhles nach 1885 stark 
zu, doch wurden für schmale sowie breite Ware auch noch immer Hand- 
stühle benutzt. Einige Spezialitäten und Waren mit ungewöhnlichen 
Mustern, die nur in kleinen Mengen auf den Markt gebracht werden 
können, werden immer noch am vorteilhaftesten mit der Hand ge- 
macht, auch schwere Seiden, die lang getragen werden sollen. Aber 
die leichteren, weniger haltbaren Waren, die gewöhnlich mit einem Zu- 
satz von Baumwolle oder Kunstseide hergestellt werden, sind der Ma- 
schine anheimgefallen. Diese Unterschiede sind, wie gezeigt werden 
soll, von Bedeutung für die Probleme des internationalen Handels 
und die Rivalität zwischen dem Kontinent und den Vereinigten 
Staaten 19). 

Aehnlich ist es in der Schweiz. Der Teil von Süddeutschland, 
der an die Schweiz grenzt, gehört, was die Seidenindustrie anlangt, 
in Wirklichkeit zu letzterer, da die Industrie zum größten Teil unter der 
Direktive von Schweizer Industiiellen steht, die wegen des Zolles 
einen Teil ihres Betriebes über die Grenze verlegen. Zürich ist das 
Zentrum einer großen Seidenindustrie, besonders für breite Ware. 
Und hier scheint die Maschine gesiegt zu haben. Schweizer und 
Deutsche sind im allgemeinen die Maschinen verwendenden Völker 
des Kontinents und so ist der mechanische Webstuhl mit allseinem Zube- 
hör in diesen beiden Ländern am weitesten vorgedrungen, aber sowohl 
in der Schweiz als in Deutschland behält die Hausindustrie einen 
Platz. Basel ist ein Zentrum für Bänder. Die Industriellen sind haupt- 
sächlich Zwischenhändler, die den verstreuten Hauswebern Material 
liefern und von ihnen Bänder oder andere Gewebe kaufen. Die Schwei- 
zer Bauern und besonders die Frauen sitzen noch jetzt während des 
langen Winters am Webstuhl. Noch 1905 überstieg die Anzahl der 
Kraftstühle in der Schweiz die der Handstühle nur um ein weniges 29). 


19) Allen, Silk Industry of the World p. 41. Die Zahlen für Deutsch- 
land gelten nur für das Hauptseidenzentrum, Krefeld. 
20) S, H. Braun, Der Uebergang von der Handweberei 
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In Frankreich, das lang das führende Seidenland war, hängt die 
Industrie erst recht an der alten Art. Es gibt ungefähr doppelt so 
viel Hand- wie Kraftstühle; der Hausweber behauptet sich. Fran- 
zösische Seiden, besonders die für den Export angefertigten, sind 
Qualitätsware. Ihre Ueberlegenheit hängt von den guten Mustern 
und der vollendeten Ausführung ab. Die billigen, gewöhnlichen Sei- 
den, die in Massen in einem Muster auf den Markt gebracht werden, 
sind charakteristisch für die Maschinenindustrie der anderen Länder. 
Beschränkte Muster und prima Qualität, die an die Wohlhabenden 
appelliert, sind typisch für die Produkte der französischen Industrie; 
und gerade dies ist die traditionelle Art der Seidenindustrie, ehe 
die Maschine in ihr vordrang ??). 

Eine interessante Phase in der Hausindustrie aller Länder des 
Kontinents ist die Verwendung elektrischer Kraft für den Handstuhl 
oder vielmehr die Verwendung eines neuen elektrisch betriebenen 
Webstuhls für die Hausindustrie. Die Möglichkeit, den elektrischen 
Strom zu zerteilen und zu übertragen, macht es tunlich, wenigstens 
einigermaßen die Vorteile der mechanischen Kraft anzuwenden ohne 
Konzentration und Großbetrieb, wie sie die unmittelbaren Ergebnisse 
der direkten Verwendung von Wasser und Dampf sind. In ver- 
schiedenen Industriezweigen ist die elektrische Kraft an kleine Ver- 
braucher verteilt — in der Kleineisenwarenindustrie z. B. und ver- 
schiedenen Textilindustrien. Für die Seidenindustrie hat man sie 
so in der Schweiz, Deutschland und Frankreich fruktifiziert. Die 
Wasserkräfte der Schweiz und ihre vom Winter gefesselte aber fleißige 
Bauernschaft haben eine ausgedehnte Verwendung der Hausweb- 
stühle mit elektrischem Antrieb herbeigeführt; die Drähte leiten 
die vom Wasser erzeugte Kraft in die verstecktesten Gebirgstäler. 
Ueber die Möglichkeiten dieser neuen Einrichtung gibt es verschie- 
dene Ansichten. Einige schließen daraus auf eine Rettung der 
Hausindustrie und ihre Aufrechterhaltung auf unbestimmte Zeiten 
— ja sogar auf eine Reaktion gegen das Fabriksystem. Wieder 
andere sehen darin eine vorübergehende Phase, die die unvermeid- 
liche Verallgemeinerung der zentralisierten Massenproduktion nur 
für eine Weile hinausschiebt. Zweifellos wird die Fabrik ın den 
meisten Industrien siegen; aber in der Seidenindustrie schaffen die 
Natur des Rohmaterials und die Besonderheiten des Marktes der 
Hausindustrie ungewöhnliche Vorteile, wenn sie durch diese Ver- 
wertung der elektrischen Kraft in ihrer Position verbessert wird. 


zum Fabrikbetrieb in Schmollers Forschungen 1906, pP. 33—37, 44. 
Und Bötzkes, Seidenwarenproduktion und Seidenwa- 
renhandel (1909) p. 28. 
21) In Basel gab es 1908 

in der Hausindustrie 4057 Webstühle 

in Fabriken 1750 » 
S. Fürkauf, Die Basler Seidenindustrie p. IX 77, ı8ı. 
Bötzkesa.a. O. p. 25 gibt für die ganze Schweiz für 1905 folgende Zahlen: 

Mechanische Webstühle 14 915 
Handstühle 3 041. 
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In England hat sich eine besondere Situation entwickelt. Die 
alte Seidenindustrie ist verschwunden; aber eine neue ist dafür 
entstanden. 

Im 16. und 17. Jahrhundert wurde die Seidenindustrie in Eng- 
land durch flämische und hugenottische Réfugiés eingeführt. Die 
Schutzzolltarife des 18. und 19. Jahrhunderts haben sie dann be- 
sonders gefährdet. Selbst nachdem 1846 durch die Abschaffung der 
corn-law das protektionistische System den entscheidenden Schlag 
erhalten hatte, blieb der Seide noch ein beträchtlicher Zollschutz. 
Erst nach dem britisch-französischen Handelsvertrag von 1860 
wurde sie in England frei zugelassen; dies war der allerletzte Schritt 
zur vollständigen Freihandelspolitik. 

Die britische Seidenindustrie, wie sie 1860 lag, brach unter dem 
neuen System zusammen. Sie war so, wie sie zuerst aus Frankreich 
eingeführt worden, weiter betrieben ??). Sie war Handbetrieb und 
konnte die Konkurrenz der kontinentalen Produkte desselben indu- 
striellen Typus nicht aushalten. Eine geradezu romantische Do- 
mäne der Seidenindustrie war der Spitalsfield Distrikt in London, 
wo die Hugenotten sich zuerst angesiedelt hatten und wo sie und ihre 
Nachkommen lange damit ihr Brot verdient hatten. Die Spitals- 
fielder Industrie war schon vor IS60 ım Verfall; Londoner Nebel 
und Ruß hatten ihr Dasein erschwert und sie geschwächt, indem 
sie ihre Angehörigen anderen Industrien zugetrieben hatten. Nach 
jenem verhängnisvollen Jahr blieben nur ein paar Handweber zu- 
rück, die noch Spezialitäten für Westendgeschäfte machen — ein 
rechter Gegensatz zu den 50.000 Personen, die einstmals in dem 
Distrikt Seide webten ??). Auch an anderen Orten, Coventry, Maccles- 
field, Manchester bestand eine beträchtliche Seidenindustrie; überall 





22) Ein wohlunterrichteter Amerikaner schrieb folgendes über die franzö- 
sische Seidenindustrie 1913: »Bis 1875 gab es in Lyon nur Handstühle. Jetzt 
noch gibt es gegen 15 000 Jacquard-Handstühle in Lyon und den umliegen- 
den Orten, die Spezialitäten, besonders hochwertige Brokate machen. Neuer- 
dings, besonders in den letzten zwei Jahrzehnten, haben eine Anzahl von In- 
dustriellen große Fabriken gebaut, um größere Mengen Florgewebe herzustellen, 
aber die Mehrzahl der Industriellen gibt ihre Ordres noch »ä facon« aus dem 
Hause. 

Es ist schwer zu sagen, wie Jange Lyon noch sein Uebergewicht festhalten 
wird. Die Seidenindustrie wächst ın den Vereinigten Staaten, England uud 
Deutschland so enorm, daß die Franzosen vielleicht durch die billigere Arbeit 
und größere Produktion verdrängt werden. Die Nationalökonomen sagen, 
daß das Seidengeschäft in Lyon im letzten Jahrzehnt nicht zugenommen hat, 
aber sie erkennen an, daß man nur in Lyon die auserlesensten Qualitäten und 
die schönsten Muster finden kann. (Man braucht nur das Lyoner Gewerbe- 
museum zu besuchen, um davon überzeugt zu sein.) Fürsten und Höfe aller 
Nationen können nirgends sonst für ihre Feste Seide finden, die zu 100 frcs 
für den Meter verkauft wird und es wert iste (Duran Rew. Silk p. 75, 77). 

33) Ueber die Reste der Spitalsfielder Industrie siehe Booth _Lifeand 
Labour in London vol. IV ch. VIII (ed. v. 1897) und eine ausgezeich- 
nete Abhandlung eines Seidenfabrikanten F. Warner in Journal of 
the Society of arts, 1903—04, p. 124, 13I. 
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ist sie seit 1860 zusammengeschrumpft oder eingegangen. Seiden- 
zwirnen — einst ein bedeutsames Gewerbe — ist ganz aufgegeben 
worden. Von den tausenden von Handwebstühlen sind nur wenige 
geblieben. In Macclesfield, wo es einst 6000 bis 8000 gab, finden 
sich heute kaum 1000 ?$). In anderen alten Seidenorten erhält sich 
eine kleine Industrie für den Kleinverkauf des lokalen Bedarfs (z. B. 
die Stadt Leek). Aber dieser Rest ist bedeutungslos und nimmt ab. 

Dennoch gibt es noch eine oder vielmehr eine Mehrheit von 
Seidenindustrien in England. Einige sind Anpassungen oder Weiter- 
entwickelungen des Altvorhandenen. Einige Spezialitäten werden, 
mehr oder weniger nach den alten Methoden weiter angefertigt: 
reiche Brokate, schwere Damaste für Möbel und Dekorationszwecke. 
Große, von Männern bediente Handstühle werden noch immer für 
diese Ware benutzt. Auch irische (aus Wolle und Seide gemischt) 
Popeline sind handgewebt und halten ihren Platz. Aber viel wich- 
tiger ist eine ganz neue Industrie ?°): die Herstellung von gesponnenem 
Seidengarn und Gewebe. Während die Herstellung gezwirnter Seide 
aus England verschwunden ist, blüht die Fabrikation der gespon- 
nenen. Wie schon erklärt, wird sie aus »Abfall«sseide, den kurzen 
Fasern der Kokons, die zum Abwinden untauglich sind, gemacht. 
\Vie den Amerikanern das Weben am besten gelingt, so den Eng- 
ländern das Spinnen; ihre Ueberlegenheit dafür in allen Textilzweigen 
liegt zum Teil im Klima, aber zum größten Teil sind die Gründe dafür 
weniger leicht auffindbar. Der Erfolg der Engländer im Seiden- 
spinnen steht in auffälligem Gegensatz zu dem Aufgeben des 
Zwirnens. Man hat neue Maschinen erfunden; eine große In- 
dustrie ist erwachsen. Auch hält die Seidenspinnerei nicht nur ihren 
Platz in England, sondern es werden auch Seidengarne nach dem 
Kontinent und den Vereinigten Staaten exportiert. Es handelt 
sich hier um einen der scheinbar sonderbaren Fälle, wo ein Gut dem 
Anschein nach hin und her geht, indem es zugleich ein- und ausgeführt 
wird. Die einfache Erklärung ist, daß die Güter, welche von diesen 
Gegenströmen ergriffen werden, verschiedener Art und Qualität 
sind. Ausgeführt werden aus England die feinsten Nummern 
Seidengarn, ebenso wie die feinsten Baumwollgarne; eingeführt 
wird dagegen gezwirnte Seide. Einige Gewebe, besonders von ge- 
mischtem Material, werden auch ausgeführt; so daß, während der 
Import sehr zugenommen hat, der Export von Seidenwaren sich im 
ganzen gut behauptet hat. 

Vom protektionistischen Standpunkt aus ist der Verfall der 
älteren Seidenindustrien in England ein offenbares nationales Un- 
glück; eine Industrie ist verschwunden und damit so viel Arbeits- 
möglichkeit. In dem von der Chamberlain-Tarifkommission ge- 


24) S. Report of the Tariff Commission (die Chamberlain Com- 
mission, die nicht mit offiziellen Enqueten zu verwechseln ist) vol. II 
Part 61 Evidence on the Silk Industry $ 3260, 

35) S. Tariff Commission Report a. a. O. $ 3377, 3378, 3396, 3398; War- 
ners Abhdl. S. 128, 
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sammelten Material wurde dieser Verfall als schlagendes Beispiel 
für die üblen Folgen des Freihandels aufgeführt. In Wahrheit liegt 
die Frage aber so: ist etwas verloren gegangen, was festzuhalten der 
Mühe wert gewesen wäre? — und auf diese Frage antwortet uns das 
Prinzip von den relativen Kosten. Während des größten Teils des 
I9. Jahrhunderts war England im Vergleich zum Kontinent das 
Land der fortgeschrittenen Industrie und allgemeiner ökonomischer 
Arbeitsausnutzung, d. h. also auch der höheren Löhne. Diese Ueber- 
legenheit ist jetzt nicht mehr so ausgesprochen wie vor einem halben 
Jahrhundert, Deutschland vor allem scheint ihm gleichzukommen. 
Aber in der hier in Betracht kommenden Periode war es so. Seiden- 
zwirnen und Weben nach der alten Methode waren keine den Eng- 
ländern besonders liegenden Industrien; Arbeit und Kapital wandten 
sich anderen Gebieten zu, als sie nicht länger durch die gesetzlichen 
Maßregeln in diesem dem Genius des Landes weniger angepaßten 
festgehalten wurden. Schon vor 1860 nahmen die älteren Zweige 
der Seidenindustrie ab, unter der Herrschaft des Freihandels fielen 
sie einfach in sich zusammen. Die neu aufgekommene Industrie, 
besonders die in gesponnenen Seidenprodukten, beruht auf den 
traditionellen Vorzügen der Engländer: Spezialisierung, wirksame 
Ausnutzung guter Maschinen, tadellose Qualität des Produktes. 

Vergleichen wir die englische und amerikanische Seidenindustrie, 
so finden wir auffallende Aehnlichkeiten und ebensolche Gegen- 
sätze — ebenso ist es mit Deutschland, wo auch die Entwickelung 
zum Teil ähnlich ist und auch wieder ganz abweichend. 

Wie schon gesagt, suchten die Amerikaner in der Seidenindustrie, 
wie überall, jene Gebiete, in welchen mit Vorteil Maschinen ver- 
wendet werden können. Ein charakteristisches Beispiel bietet jener 
Industriezweig, in dem auch die Engländer hervorragen: die Her- 
stellung gesponnener Seide. Und zwar handelt es sich in diesem 
Fall in den Vereinigten Staaten um eine Ausnahme, insofern als hier 
nicht von Anfang an der Protektionismus schützend eintrat. Es 
wurde vor dem Bürgerkrieg in Amerika Seide gesponnen; die Ent- 
stehung dieser Industrie kann also nicht auf hohen Zollschutz zurück- 
geführt werden. Die Firma, die in dieser Branche am erfolgreich- 
sten war, fing 1857 damit an. Was nun den bald darauf eintreten- 
den Zollschutz anlangt, so kann man allerdings nicht positiv sagen, 
daß diese Industrie sich ohne ihn gehalten und entwickelt hätte. 
Aber sie bot jedenfalls in jenen Jahren mehr Aussichten als die ande- 
ren Branchen, die erst nach dem Kriege aufgenommen wurden. Diese 
Industrie hat immer ihre eigene Stellung gehabt und die Tatsache, 
daß Abfallseide gesponnen und nicht gezwirnt wird, macht sie für 
schnell laufende Maschinen geeignet. Das Produkt — Stoffe aus ge- 
sponnener Seide — haben im Seidenhandel ihre eigene Bewertung. 
Sie sind dünner und leichter als die älteren Seidenstoffe, haben 
weniger Griff und Glanz und lassen sich leichter bedrucken. Lange 
waren sie billiger und weniger Mode. Neuerdings hat sich die ge- 
zwirnte Seide verändert und wird der gesponnenen ähnlicher ; worüber 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 28 
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später noch einiges. Gesponnene Seiden sind ein amerikanisches 
Produkt par excellence geworden. Wenn sie auch vom Zollschutz 
nicht unabhängig, sind sie doch weniger abhängig und von ihm be- 
einflußt gewesen als andere Gewebe. Meines Erachtens ist die Er- 
klärung dieselbe wie für die Entwickelung der Seidenspinnerei in 
England: die bessere Angepaßtheit der Faser an den maschinellen 
Prozeß. Doch folgen die beiden Länder dabei ihrer nationalen Ver- 
anlagung. Die englischen Seiden sind Qualitätsware und die Garn- 
spinnerei ist zur Vollendung gediehen; die amerikanischen Produkte 
werden billiger und im großen hergestellt, sind Massenware. Aber 
in beiden Ländern wurde die alte handbetriebene Seidenzwirnerei 
beiseite gedrängt. 

Aehnlich — ja noch auffallender ist die Situation in einem ande- 
ren Zweig der Seidenindustrie — der Herstellung von Nähseide. 
Diese ist in den Vereinigten Staaten wirklich eine alte Industrie, die 
bis in die erste Hälfte des ıg. Jahrhunderts zurückgeht. Der Ueber- 
gang von der Hausindustrie zur Fabrik setzte schon 1829 ein, von 
Zeit zu Zeit wurden die Maschinen verbessert bis in der Mitte des 
Jahrhunderts die Erfindung der Nähmaschine und die damit ver- 
bundene Nachfrage nach »Maschinengarn«, d. h. Rollen, die für den 
Gebrauch auf der Nähmaschine geeignet waren, einen starken An- 
stoß gaben. Um 1850—1860 hatte die Industrie für die damaligen 
Verhältnisse einen großen Umfang. Sie wuchs seitdem stetig, im 
ganzen an denselben Orten ja in denselben Betrieben, wie vor dem 
Krieg 2%), weitergeführt. 

Die besondere Stellung der Nähseide bedarf kaum einer Erklä- 
rung. Hier ist ein maschinelles Produkt, das den amerikanischen 
Methoden und Bedürfnissen besonders angepaßt ist. Die Maschine, 
die es herstellt, ist automatisch; die menschliche Arbeit ist auf ein 
Minimum beschränkt; die mechanische Begabung trıumphiert. Hier 
kann der Amerikaner ohne Zollschutz vorwärts und aus denselben 
Gründen sind auch die Engländer vergleichsweise im Vorteil. Die 
Nähseidefabrikation ist unter dem Freihandel in England nicht 
verschwunden. 

Die Aehnlichkeit zwischen englischen und amerikanischen Zu- 
ständen hört aber bei der gezwirnten Seide — diesem wichtigsten 
aller Seidenprodukte — auf. Sie wird in Massen in den Vereinigten 
Staaten hergestellt, sehr wenig in England. Sie wurde in den Ver- 
einigten Staaten geschützt, in England nicht. In Amerika und auch 
in Deutschland haben Erfindungen und Maschinenarbeit ihren Er- 
oberungszug gemacht; in England war es nicht so. Der Einfluß 
der Zollpolitik hat hier die Entwickelung und die geographische Ver- 
teilung der Industrie anders gestaltet. 


26) S, für die Geschichte Wyckoff, Silk Manufacture in the 
United States 1883 p. 32u.p S. auch das Seite 4 erwähnte Buch Silk 
Culture in the United States, 1844, S. 9. Die ersten Maschinen wurden 1828 
erfunden. 1860 gibt der Census den Wert der hergestellten Nähseide mit 
$ 3600000 an; als Hauptsitz der Industrie wird Connecticut genannt, 
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Von allen Zweigen der Seidenindustrie scheint die Bandfabrika- 
tion sich am meisten geändert zu haben und die größten Kontraste 
aufzuweisen. Bänder üblicher Art, ob Seide oder Sammt, sind von 
Anfang bis zu Ende Maschinenprodukt. Sie werden in enormen 
Quantitäten in Crefeld und Patterson, den beiden großen Zentren in 
Deutschland und den Vereinigten Staaten fabriziertt. Sie sind ein 
Gebrauchsartikel, der für ein breites Publikum bestimmt, oft mit 
anderem Material (vor allem Baumwolle) versetzt wird, kein Luxus- 
artikel, es sei denn, daß jeder zum Schmuck verwendete Gegenstand 
als solcher gilt. In England läßt sich das Anwachsen der Band- 
fabrikation mit dem schnellen und bedeutenden Fortschritt in 
Deutschland und den Vereinigten Staaten nicht vergleichen. 

Auch beherrscht in den Vereinigten Staaten das heimische Pro- 
dukt den Markt fast ausschließlich. Nur einige teure Waren von 
spezieller Musterung werden importiert, zum Teil für die Bedürfnisse 
der Reichen und Wählerischen, zum Teil als Muster für die amerika- 
nischen Fabrikanten, die sich immer noch nach der französischen 
Mode richten. Der Hauswebstuhl (sei er hand- oder kraftgetrieben) 
oder ein langsam gehender Maschinenwebstuhl genügt für diese 
Ware, von der nur eine kleine Menge auf den Markt gebracht werden 
kann. Die große Masse der Bänder für den allgemeinen Gebrauch — 
die nicht notwendigerweise billiger, sondern eben nur Massenware 
ist — werden für den heimischen Gebrauch in Amerika gefertigt; 
während Hausindustrie bei uns keinen Boden findet und diejenigen 
ihrer speziellen Produkte, nach denen noch eine Nachfrage herrscht, 
importiert werden müssen. 

Deutschland und die Schweiz nehmen eine Mittelstellung zwi- 
schen Amerika und Frankreich ein — wir finden neben der entwickel- 
ten maschinellen Bandfabrikation in Crefeld, in der Umgegend von 
Crefeld und Elberfeld, und mehr noch in Süddeutschland eine aus- 
gedehnte Hausindustrie. Die große Baseler Bandproduktion beruht 
zum Teil auf Haus- zum Teil auf Fabrikindustrie. Doch liegt auch 
hier eine Tendenz zur Spezialisierung vor, da die schwierigeren 
Muster, die teurere Ware, die Spezialitäten der Hausindustrie ver- 
bleiben, während die Massenartikel eher der Fabrik anheimfallen. 

Aehnlich steht es mit Sammtbändern, doch scheinbar mit einer 
noch größeren Tendenz zur Fabrik. Die älteren Fabrikationsmetho- 
den wurden 1880—90 durch umwälzende Erfindungen rasch ver- 
drängt. Auch hier ist Crefeld wieder der Sitz einer entwickelten 
Industrie für Massenware, die viel mit Baumwolle versetzt wird. Es 
ist charakteristisch, daß in Deutschland und Amerika für diese Art 
Produkt viel gesponnene (Schapp) Seide verwendet wird. In Amerika 
fanden die Maschinen auch bald Eingang und wurden besonders 
nach 1890, als der hohe Zollschutz auf Sammt stimulierend wirkte, 
vielfach verbessert und verändert. In beiden Ländern hat die stetig 
fortschreitende Technik es ermö;licht, eine viel größere Manniegfaltig- 
keit von Waren herzustellen, als man zuerst hoffen konnte: gemusterte 
Ware, vielfältigere Muster. Aber immer sind es die normalen Ge- 
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brauchsartikel, die der Maschine im wesentlichen vorbehalten bleiben. 
Eingeführt werden in den Vereinigten Staaten von Sammt- wie von 
Seidenbändern nur Spezialitäten. 

Im wesentlichen gleich ist die Situation für breite Ware — die 
Seidenstoffe, allerdings mit einem größeren Uebergewicht der Hand- 
produktion. Die Seiden, die vor 50 Jahren von handgezwirntem 
Garn auf Handwebstühlen gemacht wurden, hatten einen eigentüm- 
lichen Charakter und Qualitäten, mit denen die Maschinenprodukte 
nicht ganz rivalisieren können. In verschiedenen Geweben — Wolle 
und Leinwand sowohl als Seide — scheinen Produkte von einer ge- 
wissen Solidität und Haltbarkeit von den schnell laufenden Ma- 
schinen nicht herstellbar. Den »hausgewebten« Stotfen mag der 
Glanz und die gleichmäßige Appretur der Fabrikware fehlen — in 
der Ungleichmäßigkeit selbst liegt ein gewisser Charme. Und sie 
sind unverwüstlich. So war auch die altmodische Seide, als eine 
Frau ihr schwarzes Seidenkleid ein Lebenlang trug. Ein Stück hand- 
gewebte französische Seide oder das Gewand eines chinesischen 
Mandarins ist ein besonderes Stück Arbeit. Wetter und Abnutzung 
schaden ihm nicht; es behält seinen ruhigen Glanz Jahr für Jahr, 
ja Jahrzehnte hindurch. Auch haben solche Stoffe eine Griffig- 
keit und Weiche, die Maschinenartikel niemals aufweisen. Am 
augenfälligsten ist dies bei gesponnener Seide; sie ist verhältnismäßig 
hart und brüchig; sie ist, wie man sagt, tot. Gesponnene Seiden 
sind nicht so solide wie gezwirnte und gleichermaßen ist gezwirnte 
maschinengewebte Seide nicht so haltbar wie gezwirnte handgewebte. 
Dagegen sind gesponnene Seiden besonders für den Druck geeignet 
und neuerdings hat man gefunden, daß es auch die neuen gezwirn- 
ten sind; und bedruckte Seide — ein ausgesprochen modernes Pro- 
dukt — sind ein gangbarer Artikel; sie passen sich den Launen der 
modernen Frau und den rasch wechselnden sozialen Umständen 
an. Sie sind billig aber kleidsam. Sie vertragen sich schnell, aber 
ebenso schnell wechselt die Mode. Sie werden in Massen verhältnis- 
mäßig billig hergestellt und sind für einen großen Käuferkreis be- 
stimmt. In allen fortgeschrittenen Ländern, besonders in den Ver- 
einigten Staaten, läßt die zunehmende Demokratisierung die Nach- 
frage nach Seidenstoffen und Bändern ständig wachsen — wodurch 
die Tendenz zum Sieg des Maschinenprodukts nur vermehrt wird. 

Importiert werden von Stoffen wie bei den Bändern nur noch 
Spezialitäten, hauptsächlich von Lvon. Der Umstand, daß in Kleider- 
stoffen mehr Individualität und Abwechslung entfaltet werden 
kann als in Bändern, gibt den fremden, besonders den französischen 
Fabrikanten, die Möglichkeit, trotz des hohen Zolles die luxuriösen 
Amerikanerinnen (deren es eine ganze Anzahl gibt) mit prunkvollen 
und auserwählten Geweben zu versorgen. Ueberhaupt scheinen 
Stoffe weniger geeignet für die maschinelle Behandlung als Bänder. 
Sie verlangen sorgfältiges Durchsehen und Fertigmachen, d. h. Hand- 
arbeit und peinliche Aufmerksamkeit, selbst wenn die eigentliche 
Herstellung der Maschine zufällt. Im allgemeinen beherrschen aber 
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die heimischen Artikel den Markt und importiert werden meist nur 
die hand- oder quasi handgearbeiteten Spezialitäten. 

So verhält es sich auch bei den anderen Seidenprodukten. Sei- 
dene Spitzen z. B. werden importiert, da sie wenig im Lande ange- 
fertigt werden ?”), trotzdem der Zoll lange ungewöhnlich hoch blieb, 
und sich noch auf 60% erhielt, als 1909 die ad valorem-Zölle auf die 
meisten Seiden auf 50% sanken. Seidene Spitzen, Stickereien usw. 
werden mit der Hand oder mit handbetriebenen Maschinen ge- 
macht und so hat der Zoll es nur erreicht, daß einige einfache Muster 
im Lande hergestellt werden. Der relative Nachteil ist zu groß. 
Und dasselbe gilt für seidene Posamenten, die, sofern es sich um Ar- 
tikel für Kleider und Mäntel handelt, nur in jeweils kleinen Quanti- 
täten auf den Markt gebracht werden können. Dagegen wird wieder 
die Tapezierposamenterie, die eine Art Stapelware von weniger 
wechselnden Mustern darstellt, im Lande gemacht. 

Fassen wir die Resultate der vorhergehenden Darstellung zu- 
sammen, so ist offensichtlich eine neue Industrie durch den Zoll- 
schutz entstanden. Der Import ganzer Warengebiete ist beinahe ganz 
durch die heimische Produktion ersetzt. Und nicht allein das; die 
heimische Industrie ist in der technischen Ausnutzung und der quan- 
titativen Leistung weiter fortgeschritten. Wir können nun weiter 
fragen: war der Fortschritt derart, daß er die protektionistische Po- 
litik rechtfertigte, nicht nur vom vulgären quasi merkantilistischen 
Standpunkt an, sondern damit, daß die junge Industrie erfolg- 
reich großgezogen wurde ? 

Zwei Punkte haben wir dabei zu beachten: einmal, daß der tech- 
nische Fortschritt vielleicht nicht nur die Vereinigten Staaten be- 
traf. Er hätte nur eine Phase eines allgemeinen, auch in anderen 
Ländern bemerkbaren Voranschreitens sein können und war es ohne 
Zweifel in gewissem Maß. Insofern als die amerikanischen Fabri- 
kanten nur den Wechsel mitmachten, der sich auch im Ausland 
vollzog, haben sie nichts anderes getan, als mit der Zeit Schritt hal- 
ten. Aber an der Spitze zu bleiben ist nach der protektionistischen 
Argumentation das eigentliche Ziel. Und weiter, selbst wenn in der 
amerikanischen Industrie ungewöhnliche und beispiellose Fort- 
schritte gemacht wurden, sollten wir untersuchen, ob sie so weit 
gehen, daß die Industrie eventuell auch ganz ohne Protektionismus 
auf eigenen Füßen stehen könnte. Bei der Eisenindustrie ist dies 
geschehen; aber ob als Folge des Zollschutzes oder aus allgemeineren 
Gründen ist schwer zu entscheiden 83). Wenn das Resultat über- 
haupt erreicht ist, so muß es der Schutzzollpolitik zugeschrieben 
werden. Aber ist es voll erreicht? Begreiflicherweise haben die 
technischen und industriellen Verbesserungen, obgleich sie diejeni- 


27) Z. B. heimische Produktion im Jahre 1905 für $ 745 000, Einfuhr für 
$ 5 000 000. 

28) Siehe darüber mein Aufsatz in Quarterly Journal of Economics, Febr. 
u. Aug. 1900. Ich hoffe, einen ausführlicheren bis auf die Gegenwart vervoll- 
ständigten Bericht in meinem Buch zu bringen. 
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gen in anderen Ländern übertreffen, die Industrie doch nur halb- 
wegs gebracht, so daß sie allerdings das Niveau der Leistungsfähig- 
keit in den Konkurrenzländern übertrifft, aber die allgemein vor- 
herrschende Höhe der Leistungsfähigkeit in den Vereinigten Staaten 
nicht erreicht. Sie mag ein Stadium erreicht haben, das sie mit ge- 
ringeren als den anfänglichen Zöllen beibehalten könnte, aber ohne 
jeden Zollschutz würde sie der fremden Konkurrenz unterliegen. 

Leider sind die Aussagen über diesen Punkt durchaus nicht 
endgültig und es ist schwer, was an Beweisen zu erhalten ist, richtig 
abzuschätzen. Man hat die entscheidende Probe einer freien Kon- 
kurrenz mit den fremden Rivalen noch nicht gemacht und daß dies 
in absehbarer Zukunft der Fall sein werde, liegt außerhalb der poli- 
tischen Möglichkeiten. Andererseits würden die Aussagen der ameri- 
kanischen Fabrikanten (die allerdings in der Regel ohne Bewußtsein 
ihrer ökonomischen Tragweite gemacht werden) bedeuten, daß 
keinerlei Fortschritt gemacht sei und das Ziel des Freihändlers nicht 
in Sicht ist. Nicht nur die Abschaffung des Zolles, selbst jede kleinste 
Herabsetzung wird mit aller Kraft bekämpft. Es sei nötig, den Zoll- 
schutz in seiner ursprünglichen Höhe aufrecht zu erhalten, heißt es. 
Jeder Versuch, ihn herabzusetzen, wird mit der Erklärung beant- 
wortet, daß dann die Arbeitslöhne beträchtlich reduziert oder die 
Industrie überhaupt aufgegeben werden müsse. 

Indessen liegt das Uebertriebene dieser Proteste auf der Hand. 
Die Sache der Protektionisten liegt nicht so schlecht, als ihre Wort- 
führer behaupten. Eine solche Opposition setzt immer ein, wenn 
eine Herabsetzung der Zölle vorgeschlagen wird. Wenn dieselben 
Fabrikanten ruhig befragt werden und ohne die Furcht vor dem 
schrecklichen Freihändler antworten, geben sie zu, daß sie gegen 
eine »wissenschaftlich begründete« Herabsetzung nichts haben; daß 
manche Zölle herabgesetzt werden könnten, ohne ihnen zu scha- 
den; daß sie einige Artikel wahrscheinlich ebenso billig wie die Frem- 
den herstellen können, wenigstens unter den derzeitigen technischen 
Bedingungen (sie machen gewöhnlich Reservationen für die Zukunft); 
und daß sie einfach nicht wissen, wie weit man ohne Störung mit dem 
Herabsetzen oder Aufheben der Zölle gehen könne. In Wirklich- 
keit werden sie, wenn sie auch nicht die Phraseologie des Volks- 
wirtes gebrauchen, sagen, daß man dennoch dem Ziel des Freihänd- 
lers um etwas näher gekommen ist. 

Da es mir sonst an Material fehlte, habe ich mich nach in tech- 
nischer Hinsicht bedeutsamen Tatsachen umgesehen und auch mei- 
nes Wissens wohlinformierte, aber nicht voreingenommene Personen 
über die allgemeinen Bedingungen einer Konkurrenz zwischen hei- 
mischen und ausländischen Produzenten befragt. Die so erlangten 
Resultate sind nicht ohne Unklarheit aber immerhin bedeutsam. 

Was den technischen Fortschritt anlangt, so ist bedeutsam die 
Bezugsquelle der Maschinen. Werden sie im Lande gemacht oder 
importiert? Eine Industrie, die ständig ihre Maschinen aus anderen 
Ländern importiert, bekennt damit ihre verhältnismäßige Leistungs- 
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unfähigkeit. Ihre Einrichtungen sind ipso facto nicht besser 
als die ihrer Konkurrenten, ja sie werden wahrscheinlich weniger gut 
ausgenutzt. Obgleich die Möglichkeit besteht, daß von auswärts 
eingeführte Maschinen ebenso geschickt behandelt werden, wie im 
Ursprungsland, ist die Wahrscheinlichkeit nach der anderen Seite 
hin größer. Derselbe Erfindungsgeist und die Aufmerksamkeit, die 
sie in einem Lande entstehen ließen, machen auch, daß sie dort. am 
besten bedient werden. Andererseits kann jede Industrie, die sich 
in dieser Beziehung von ausländischer Vormundschaft frei gemacht 
hat — für welche die Maschinerie im Inlande entworfen und gemacht 
wird — zum mindesten ihre Gleichberechtigung proklamieren. Und 
wenn die Maschinerie nicht nur im Lande gemacht, sondern auch 
anderswo verlangt und nach anderen Ländern exportiert und dort 
kopiert wird, so kann mehr als Gleichberechtigung behauptet wer- 
den — es sind Anzeichen für Ueberlegenheit da. Jeder National- 
ökonom weiß, daß England durch den größten Teil des ıg. Jahrhun- 
derts eine solche Ueberlegenheitsposition inne hatte. Damals bezogen die 
ausländischen, besonders die kontinentalen Fabrikanten ihre Ma- 
schinen aus England oder kopierten englische Modelle. Aber es 
dauerte immer lange, bis sie den vollen Ertrag aus den englischen 
Maschinen erhielten; und kaum waren sie so weit, so waren die Eng- 
länder wieder um eine Stufe voraus, erfanden und verbesserten immer 
mehr und hielten ihre Ueberlegenheit aufrecht. Eine solche Posi- 
tion sich wiederholender Ueberlegenheit nehmen nun die Ameri- 
kaner in Werkzeugmaschinen und den Holzbearbeitungsvorrich- 
tungen ein. Wie ist es mit den Maschinen für die Seidenfabrikation ? 

Die Situation gereicht, wie es scheint, der amerikanischen In- 
dustrie zur Ehre — sie deutet wirklichen und dauernden Fortschritt 
und zum mindesten einige Ueberlegenheit an. Die ersten Maschinen 
für Seidenbearbeitung wurden importiert. Die Industrie folgte dem 
ausgetretenen Pfade, aber bald ging sie eigene Wege und ließ die 
alten Exemplare hinter sich. Seit einem oder zwei Jahrzehnten 
werden wenig Seidenbearbeitungsmaschinen eingeführt; beinahe alles 
wird in den Vereinigten Staaten gemacht. Dies kann nicht allein 
auf den hohen Zollschutz für Maschinen geschoben werden. Aller- 
dings hat es auch hier Protektionismus gegeben, aber durchaus nicht 
mit dem Resultat, jede Art von Maschinen auszuschließen. Trotz 
des Zollschutzes werden in anderen Textilindustrien, besonders in 
der Wollkammerei und Spinnerei, noch viele Maschinen importiert. 
Daß es in der Seidenindustrie anders ist, daß die wesentliche Aus- 
rüstung der amerikanischen Fabriken von inländischer Konstruk- 
tion und Zeichnung ist, ist eine bedeutsame Tatsache. Noch be- 
deutsamer ist der Export der Ausrüstungen oder wenigstens, daß sie 
im Ausland kopiert werden. Die amerikanischen Zwirnmaschinen 
sind ins Ausland verschickt und in den technischen Schulen von 
England und Amerika eingeführt worden 2). Bandwebstühle, deren 


39) Die führende amerikanische Firma schreibt mir: Seit mehreren Jahren 
exportieren wir Zwirnmaschinen in die verschiedenen Seide produzierenden 


434 F. W. Taussig, 


Verbesserung durch die Amerikaner schon erwähnt wurde, sind zu 
einer hohen Vollendung automatischer Arbeit gebracht. Sie wer- 
den nach Europa exportiert oder dort nach amerikanischen Modellen 
angefertigt 3°). Und so ist es mit den Webstühlen für breite Ware. 
Wie die Bandwebstühle sind sie exportiert worden. Und was mehr 
bedeutet, sie haben mit voller Rentabilität im Lande gearbeitet. 
Das Beispiel der Woll- und Baumwollindustrie hat Schule gemacht: 
an den Weber (in Wirklichkeit den Beobachter und Besorger des 
Webstuhls) ist der Anspruch gemacht worden, mehrere Webstühle 
zu bedienen und meist ist ihm mehr als einem Weber in gleichartigen 
europäischen Fabriken zugeteilt worden. Sowohl in der Konstruk- 
tion als der Arbeitsleistung zeigt sich eine relative Ueberlegenheit 31). 

Und nun zu weiterem Material. Wiederholt habe ich Personen, 
die Seide kaufen und verkaufen, befragt, was geschähe, wenn es keine 
Zölle gäbe? Gibt es Waren, die in Amerika so billig hergestellt 
werden, daß sie auf keinen Fall importiert würden? Und wenn es 
solche gibt, wie groß ist jetzt die Preisdifferenz zwischen europäischen 
und amerikanischen Waren? Hier verschleiern unglücklicherweise 
unsere Prohibitivzölle die Situation so, daß es schwierig ist, eine 
genaue Antwort zu erhalten. Die Frage: ist Seidenware bei uns ebenso 
billig als draußen, wird gewöhnlich ohne Zögern beantwortet: Ja, 
die meisten heimischen Waren sind billiger als die importierten. 
Aber etwas weiteres Eindringen zeigt, daß die Antwort heißen soll, 
die heimischen Waren seien billiger als die zollbelasteten 
fremden. Und wenn nun noch einmal mit genauer Erklärung der 
Tragweite gefragt wird, wie es wäre, wenn die ausländische Ware 
zollfrei zugelassen würde, dann zögert der Geschäftsmann und ant- 
wortet nur noch bedingt. Diese Frage geht ihn bei seinen üblichen 


Länder Europas und Asiens. Es scheint ein dauerndes, wenn auch nicht großes 
Geschäft, das sich aber allmählich auf verschiedene Gebiete der Seidenfabri- 
kation ausdehnt. 

30), Ueber den schnell laufenden Bandwebstuhl, der 1899 in den Vereinig- 
ten Staaten erfunden wurde, s. Allen, Silk Industry p. 29 und Census Report 
on Manufacture 1900 S. 209. Eine große amerikanische Firma, die Band- 
webstühle macht, schreibt mir (1913) so: Mchrere Jahre hindurch exportierten 
wir unsere Bandwebstühle nach Europa — Schweiz, Frankreich und Deutsch- 
land — aber wir werden jetzt in Europa von einem großen Industriekonzern 
vertreten, der drüben unsere Maschinen nach unseren Modellen baut. 

31) Der Text bezieht sich auf die wichtigeren Maschinen, besonders Spinn-, 
Web- und Zwirnmaschinen. Einige Maschinen zum Fertigmachen werden weiter- 
hin importiert und zwar scheint dies mehr dem Einfluß der von Saison zu 
Saison rasch wechselnden Mode verschieden zu sein. Daher können sie nicht 
nach einem Nromaltypus in Massen im großen angefertigt werden und bieten 
so dem amerikanischen Ingenium kein geeignetes Feld. 

Auch werden Maschinen für Samte und Plüsche weitgehend eingeführt, 
In dieser Industrie ist die Situation einigermaßen besonders. Durch den Mc- 
Kinley-Tarif von 1890 war ihr ein ungewöhnlich hoher Schutz gewährt und 
bis 1913 aufrecht erhalten worden. In wie weit ähnliche Resultate wie in anderen 
Industriezweigen erreicht wurden, konnte ich nur schwer feststellen und muß 
daher mein abschließendes Urteil noch zurückhalten. 
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Transaktionen nichts an. Der Ankauf der meisten ausländischen 
Artikel kommt, wenn der Zoll dazu gerechnet wird, gar nicht inBetracht 
und er kümmert sich nicht um sie und ihre Preise. Gewisse Artikel 
und einige Spezialitäten sind allerdings draußen so viel billiger, daß 
sie importiert werden können und man verweist uns auf jene im- 
portierten Seiden, von welchen vorhin die Rede war. — »Aber um 
wieviel billiger sind jene Waren, die nie importiert werden? 
Sind sie überhaupt billiger ?« Ein Zeuge, der mir wohl unterrichtet 
und einsichtig vorkam, glaubte, daß Bänder und Stoffe in der Regel 
draußen etwas billiger seien, doch gab er zu, daß dies im wesent- 
lichen nur eine Mußmaßung sei. Einige Waren, sagte er, sind ge- 
wiß in den Vereinigten Staaten ebenso billig, z. B. gesponnene Seide 
und gewisse glatte Atlasse. Ein anderer Zeuge, der sein Lebenlang 
ım Geschäft war, sagte, daß es beinahe unmöglich sei, amerikanische 
Bänder mit anderen zu vergleichen. Die amerikanische Massen- 
ware ist von guter Qualität, besser als die europäische, aber nicht so 
vorzüglich wie die, welche dort für die Reichen gemacht und noch 
nach Amerika exportiert wird. Die besonderen Bedingungen des 
amerikanischen Marktes — eine große Anzahl gut situierter, wenn 
auch nicht reicher Käufer, welche einen guten Stapelartikel kaufen — 
hat die amerikanischen Fabrikanten veranlaßt, Massen von Bändern 
zu produzieren, die nicht teuer, aber auch nicht gemein billig sind. 
Sıe werden auf breiten Webstühlen — 20 bis 25 Fuß breit — ge- 
macht, wo eine ganze Anzahl Bänder in parallelen Streifen neben 
einander laufen und wo eine große Meterzahl mit geringen Kosten 
produziert wird. Alle Zeugen sind sich einig darüber, daß die ame- 
rikanischen Seidenwaren in den letzten zwanzig Jahren sehr viel 
besser geworden sind, in Qualität und Geschmack, in Mannigfaltig- 
keit und wachsender Billigkeit. 

Im ganzen scheint der Schluß berechtigt, daß zum mindesten 
eine Annäherung an eine erfolgreiche Anwendung des Protektionis- 
mus auf eine junge Industrie stattgefunden hat. Inwieweit man 
einem vollkommenen Erfolg schon nahe gekommen, welche Zu- 
kunftsaussicht dafür vorhanden ist, läßt sich schwer sagen. Ohne 
Frage hat die heimische Industrie große Fortschritte gemacht, man 
hat sich sowohl in der Technik als der Anpassung des Produktes 
an den heimischen Markt von ausländischer Bevormundung frei ge- 
macht. Die Besonderheiten des Rohmaterials und die lang einge- 
wurzelten Traditionen der Industrie bedeuteten zu Anfang Schwie- 
rigkeiten, welche beinahe sicher jedes Wagnis auf diesem neuen 
Gebiet abgeschreckt hätten, wäre nicht der Anreiz durch den Zoll- 
schutz gewesen. Der Wettbewerb unter den heimischen Produzenten 
trieb zu Erfindungen an, machte die Preise niederer, verdrängte die 
ausländische Ware in den bedeutenderen Branchen und machte die 
Last des Zolles (soweit überhaupt eine Last bestand) viel geringer 
als die Nominalraten angaben ??). 


32) Trotz der gelegentlichen Anregungen, die amerikanischen Seidenindu- 
stniellen sollten sich doch irgendwie zusammenschließen und der »sinnlosen« 
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Dieser allgemeine Schluß wird durch einen Vergleich mit der 
Entwickelung in anderen Ländern nicht entkräftet. Der Gegensatz 
zu England und zu Deutschland und der Schweiz ist lehrreich. Der 
ältere Typus der Seidenindustrie unterlag in England unter dem Frei- 
handel. Er war den englischen Industrieverhältnissen gar nicht 
angepaßt, er bot nicht dieselben Vorteile wie andere englische In- 
dustrien, sein Verschwinden kann nicht bedauert werden. Eine 
neue Seidenindustrie hat sich dafür entwickelt, die auf sich selbst 
steht und für die Besitzer wie das Land von Vorteil ist. Aber sie ist 
von bescheidenem Umfange, in der Ausdehnung beschränkt und 
kann mit dem jungen amerikanischen Riesen nicht verglichen wer- 
den. Wer kann sagen, ob eine ebenso große Industrie sich in Groß- 
britannien unter dem Protektionismus entwickelt hätte? Wäre der 
Geist der Erfindungen, Neuerungen, schneller Wechsel und Anpas- 
sungen groß genug gewesen, um selbst jenen Grad von Erfolg zu 
erreichen, den die Vereinigten Staaten durchgesetzt haben? Trägt 
man dem allgemeinen Charakter der britischen Industrie Rechnung — 
ihrer Solidität, ihrem zähen Festhalten an dem erprobten Guten, 
ihrer Richtung auf dauernd eingeführte Artikel, so darf man wohl 
fragen, ob Chancen für einen Sieg unter dem Protektionismus vor- 
handen gewesen wären. Wahrscheinlich sind die Engländer unter dem 
Freihandel am besten gefahren. Andererseits haben die Deutschen (und 
offenbar auch die Schweizer) in der Seidenindustrie wie auch sonst 
ein eigentümliches Nebeneinander des alten und neuen Industrie- 
systems herausgebildet. Die Maschine hat immer weitere Gebiete 
erobert und dennoch Hausindustrie und Handarbeit nicht ganz 
verdrängt. Das quantitative Anwachsen der deutschen Seiden- 
industrie kann dem der amerikanischen verglichen werden; auch der 
qualitative Fortschritt ist in die Augen fallend. Auch hier wäre es 
schwer zu sagen, wie weit die Protektionspolitik zu dem Fortschritt 
beigetragen hat und wie weit diese Politik dadurch zu recht- 
fertigen ist, daß sie die Industrie bis zur Unabhängigkeit er- 
zogen hat. Der Fall liegt für Deutschland weniger deutlich als 
für Amerika. Die deutsche Industrie hat alte Wurzeln; der Pro- 
tektionismus war nicht so stark und stimulierend; die Maschine hat 
nicht überall so triumphierend gesiegt. Dennoch ist das Problem 
ein Teil des größeren: wie der außerordentliche industrielle Auf- 
schwung zu erklären ist, der das deutsche Volk umbildet? Große 
historische und soziale Kräfte waren am Werk; und der unvoreinge- 
nommene Historiker, der einmal später aus der richtigen Perspek- 
tive diesen wunderbaren Umschwung betrachtet, wird wahrschein- 
lich zu dem Resultat kommen, daß die äußere Handelspolitik der 
Nation unter den antreibenden Kräften zu den geringsten gehört 


Konkurrenz ein Ende machen, hat es keinerlei derartige Erscheinung in der 
Industrie gegeben. Siehe 39. Report of the Silk Association p. 46. In Deutschland 
ist, wie in anderen Industrien auch in der Seidenindustrie das Kartell ein dauern- 
des Glied der industriellen Organisation, doch, wie es scheint, nur als ein Kondi- 
tions-Kartell. S. Beckera th, Kartelle der Seidenweberei-Industrie p. 187 u. p. 
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hat. Zu dem gleichen Resultat wird man wohl auch für die Vereinig- 
ten Staaten kommen, soweit es sich um den industriellen Fort- 
schritt im ganzen handelt. Es wird sich herausstellen, daß der An- 
teil des Protektionismus am allgemeinen Fortschritt des Landes 
viel weniger groß ist, als die Vehemenz der gegenwärtigen Tarif- 
kontroverse es glauben machen sollte. Aber in unserem Spezialfall, 
der amerikanischen Seidenindustrie, kann der dominierende Ein- 
fluß der protektiven Politik nicht geleugnet werden, auch nicht, 
daß dieser Einfluß mehr Möglichkeiten eventueller Vorteile aufge- 
zeigt hat, als die Freihändler gewöhnlich zugeben mögen. 

Aber der Freihändler ist ganz im Recht, wenn er verlangt, daß 
diese Seidenindustrie zeigen sollte, was sie kann. Sie sollte hinter 
dem Zollschutz heraus kommen, der selbst nach den Prinzipien des 
Protektionismus unnötig hoch geworden ist. Sie möge, wenn sie 
wirklich der Unabhängigkeit nahe gekommen, auf etwas von dem 
Schutz verzichten. Sie möge sich, wenn nicht ganz und gar, so doch 
in ausreichendem Maße der eigentlichen Probe unterziehen. Die 
hohen Zollsätze sollten herabgesetzt, die Ausländer zur Konkurrenz 
zugelassen werden und die Industrie zeigen, ob sie mit dem Maße 
allgemeiner amerikanischer Leistungsfähigkeit gemessen werden kann. 

Das Tarifgesetz von 1913 hat wenig in dieser Beziehung getan. 
Die Herabsetzung der Zollsätze für Seide war viel eingeschränkter 
und vorsichtiger als für die meisten anderen Textilwaren oder Waren 
überhaupt. Wie zu Anfang mitgeteilt, blieb der Zoll auf Seiden- 
waren auf der Höhe von 45%. Es ist nicht anzunehmen, daß der 
Import wesentlich zunehmen wird. Die heimische Industrie wird 
also in ihren Hauptzweigen noch immer durch Zölle unterstützt, die 
in Wirklichkeit Prohibitivzölle sind. 

So hat unser Ueberblick über diese Episode in der ökonomischen ° 
Entwickelung unter dem Ansporn durch den Tarif mehr Fragen auf- 
geworfen als beantwortet. Es ergibt sich, daß der Protektionismus 
eine große Industrie entstehen ließ und daß bemerkenswerte An- 
zeichen dafür da sind, daß der Fortschritt qualitativ sowohl als 
quantitativ war und daß er das Argument vom Zollschutz für junge 
Industrien wirksam unterstützt. Aber der Zollschutz war so hoch 
und hat so lange gedauert, daß er uns Tatsachen von wesentlicher 
Bedeutung verschleiert. Wir wissen nicht sicher, wie groß der wirk- 
liche Fortschritt der amerikanischen Seidenindustrie war. Die Zu- 
kunft muß ergeben, ob dieses interessante ökonomische Experiment 
bis zu seinem logischen Ende durchgeführt werden wird. Niemand 
kann sagen, wie die Tarifpolitik der Vereinigten Staaten in der kom- 
menden Generation gestaltet sein wird. Nur wenn weiter auf dem 
Weg der Herabsetzung und Abschaffung .der Schutzzölle fortge- 
schritten wird, wird der Volkswirt in der Lage sein, seine wissen- 
schaftliche Neugier zu befriedigen und festzustellen, ob in diesem 
Fall der Fortschritt der heimischen Industrie zur vollen Unabhängig- 
keit geführt hat — vollständige Reife und vollen Erfolg für die ent- 
stehende Industrie. 
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mischen Größen S. 466. Qualitative und quantitative Funktionen. »Summen«- 
und »Grenz«funktion. S. 409. Funktion von Funktion S. 480. Beziehungen 
zwischen mehr als zwei ökonomischen Größen S. 481. 


Die Stellung der mathematischen Methode. 
Der Kampf ums Dasein, den die Anhänger der mathematischen Me- 
thode auf dem Gebiet der Wirtschaftswissenschaft zu führen hatten, 
und der nicht selten damit endete, daß sie totgeschwiegen wurden 2), 
hat sich mehr und mehr gelegt. Eine rasche Verbreitung setzte be- 
sonders in den letzten Jahrzehnten ein. Schon haben sich ja rings 


1) Die Arbeit: »Graphische Methode in der theoretischen Oekonomie« ver- 
folgt zwei Ziele: erstens will sie diejenigen Ockonomen, denen die mathematische 
Methode unbekannt ist, einführen in diesen eigenartigen Weg reiner theoretischer 
Forschung. Und zwar will sie das durch die Anwendung der Graphik als 
einer durch ihre Anschanlichkeit ausgezeichneten Darstellungsweise. Gerade 
für die deutschen Wirtschaftswissenschaftler scheint dem Verfasser diese 
Kenntnis mathematischer Methode wichtig, um dem Vorwurf der Rückständig- 
keit, der deshalb im Ausland erhoben wird, entgegenzutreten. Die Arbeit legt 
aber auch dar, daß die Graphik nicht nur Darstellungsweise ist, sondern daß sich 
mitihrein methodischer Aufbau der Gebiete erzielen läßt, die überhaupt 
mathematisch faßbar sind. Dies geschieht durch Vergleich der graphischen 
mit der üblichen mathematischen Methode. Hier liegt die zweite Aufgabe der 
Arbeit, dem Wirtschaftler, der die übliche mathematische Methode kennt, einen 
interessanten Vergleich zu bringen. Nicht die technische Möglichkeit, irgendwel- 
che Lehren (etwa die Grenznutzenlehre) graphisch darzustellen, will die Arbeit 
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um Deutschland Schulen gebildet, die sich der mathematischen Me- 
thode besonders annehmen. Bei uns fand sie freilich so wenig An- 
klang, daß Schumpeter ?) behaupten kann: »Wir müssen allerdings 
sagen, daß es unseres Wissens in keiner andern Wissenschaft vorkommt, 
daß ein Teil der Fachgenossen der Entwicklung der letzten 40 Jahre 
fast fremd gegenübersteht«, und das mit schiefem Blick auf Deutsch- 
land. Mit den Zeiten des Friedens kam der innere Aufbau. Fragen 
der Gegner, die unwesentlich schienen und nicht förderten, wur- 
den zurückgestellt, Gegenangriffe gemäßigt. An Stelle des Bekäm- 
pfens $) trat und tritt das Verstehenwollen, Voreingenommenheiten 
schwinden. 


Zweck der Arbeit. Ganz im Sinne des Verstehenwollens 
ist nun die vorliegende Arbeit geschrieben. Für den, der das Wesen 


zeigen, vielmehr wird das außergewöhnliche der mathematisch-ökonomischen 
Forschungsweise erörtert und die Anforderungen, welche die Methode an die 
zugrundzulegenden Wirtschaftserscheinungen stellt usw. bis zum Aufbau eines 
ökonomischen Systems an Hand einer straffen Methode gezeigt — und was we- 
sentlich ist, deutlich für Nichtmathematiker (wenn auch nicht mühelos verständ- 
lich). Immer ist sich der Verfasser bewußt, daß Oekonomie der Zweck, Ma- 
thematik das Mittel ist, und er wendet sich dagegen, daß der Mathematiker 
ohne Wirtschaftstheoretiker zu sein, seine Theorien auf ökonomischem Gebiet 
tummelt. 

Die abstrakte Darstellung ist eng an Beispiele angeschlossen, die sich aus 
Raummangel und der Einheitlichkeit zuliebe nur auf dem Gebiet des Tausches 
und Preises bewegen; eingehend sind hier Maßstabfragen erörtert weiter die Di- 
mensionierung ökonomischer Größen, die Beziehung zwischen ihnen (Funk- 
tionen), der methodische Vorteil des Grenzbegriffs (Grenznutzen), usw. Gerade 
am Preisproblem wird dann ein systematisches Vorgehen durch die graphische 
Methode versucht und Schritt für Schritt wird untersucht: Gleichgewicht der 
Produktion des isolierten Wirts, dann in neuartiger Weise der in der mathema- 
tischen Literatur viel behandelte Fall des Tausches zweier Güter durch zwei 
»Wirte«, dann immer weiter gegen das Ziel auf soz.-ökon. Gebiet die Abhängig- 
keit zwischen Produktion, Konsumtion und Preis auf ein einheitliches Erklä- 
rungsprinzip zurückzuführen und Gleichgewichtspunkte oder Tendenzen dazu 
mit der graphischen Methode festzustellen. Derart sucht der Verfasser die 
Brauchbarkeit derselben klarzulegen; durch die Entwicklungen auf dem Gebiet 
des Preisproblems, welche die verbale Behandlung nicht so leicht bieten dürfte, 
sucht er das Selbständige der mathematischen Methode zu verdeutlichen. Frei- 
lich nicht das ganze ökonomische Gebiet wird der mathematischen Methode 
im allgemeinen und der graphischen im besonderen zugeschrieben, Ihre Gren- 
zen werden gesteckt. Nicht in der Annäherung an die Wirklichkeit, sondern 
im Aufbau eines einheitlichen Systems liegt ihre Stärke. 

23) Gossen starb unbekannt. Von Cournot, von dem Alfred Marshall, sagt: 
s»Cournots genius must give a new mental activity to every-one who passes 
through his handse, berichtet Cunynghame (some improv. S. 36): »he died a 
neglected and disappointed man« und Walras sagt Theorie S. 9: »Cournot, 
qu’aucun auteur français n’a jamais critique,.« 

3) Joseph Schumpeter, Das Wesen und der Hauptinhalt der theoretischen 
Nationalökonomie. Leipzig 1908. S. 10. 

t) Erörterungen von Streitfragen über math.-wirtsch. Methode bei Bouvier. 
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der mathematischen Methode °) in der Wirtschaftswissenschaft wenig 
kennt, soll sie eine Einführung durch Darstellung eines leicht 
faßlichen Zweiges des mathematischen Vorgehens bieten. Dem 
sreinen Oekonomen«, der die Mathematik als Werkzeug kennt, soll 
sie einen Vergleich der graphischen mit der ihm hauptsächlich 
geläufigen analytischen Methode geben. Freilich wird es einige Schwie- 
rigkeiten bereiten, das zu finden, was weder banal für den einen noch 
unverständlich für den andern ist. Auch wolle man nicht eine er- 
schöpfende Arbeit erwarten; dazu ist das Gebiet der graphischen 
Darstellung schon viel zu groß geworden; sogar in dem ganz engen 
Ausschnitt der graphischen Methode müssen wir uns auf typische 
Fälle beschränken; an möglichst einfachen Beispielen wollen wir das 
Vorgehen des Graphikers erläutern. Den Mittelpunkt bilde das 
Tauschproblem, das sich am besten für unsere Methode eignet ®) 
und wie es bei den reinen Oekonomen gefaßt ist ?), nicht zu eng be- 
grenzt ist. Hierbei beschränken wir uns auf die Schilderung des 
methodischen Aufbaus und lehnen uns dabei an die Literatur mög- 
lichst an; wo das aber nicht möglich war, wurde beachtet, daß Vor- 
sicht und Bescheidenheit, wenn irgendwo, dann hier geboten ist; 
die mathematische Methode hätte von jeher mehr erreicht, wenn 
sie ihre Grenzen enger gezogen hätte, mehr erreicht, wenn man we- 
niger von ihr erwartet hätte. 

In Begriff und Ausdruck übernehmen wir möglichst die Bezeich- 
nungen der »reinen Oekonomen«, die unserem Thema am nächsten 
stehen, insbesondere mußten wir uns, um nicht zu weit geführt zu 
werden, an Schumpeter anschließen, der in »Wesen und Hauptin- 
halt . . .« eine hierin zweckmäßige Stellung in der exakten Theorie 
einzunehmen schien ®). Von allgemeinen Fragen, welche die Bezie- 
hungen zwischen Mathematik und Wirtschaftswissenschaft zum Gegen- 


La methode mathématique en économie politique. Paris 1901. Schumpeter, 
Die mathematische Methode in der theoretischen Oekonomie. Z. f. Volksw., 
Sozialpol. u. Verw. Band XV, 1906, S. 30. Ottmar Spann, Die mechanisch- 
mathematische Analogie in der Volkswirtschaftslehre. Archiv f. Sozialwiss. u. 
Sozialpol. Band XXX, ıgı0, S. 786. 

5) Bela Weiß, Die mathematische Methode in der Nationalökonomie. Jahr- 
bücher f. Nationalök. und St. Band XXXI, 1878. S. 300 versteht darunter 
im engeren Sinn: »Diejenigen, die von der Anwendung der math. Meth. sprechen, 
verstehen darunter die Einführung der math. Symbole, des mathematischen Al- 
gorithmus des Schließens im Kleide mathematischer Formeln. « 

®) Leon Walras, Theorie mathématique de la richesse sociale. Lausanne 
1883. S. 15 

1) So meint Schumpeter, Wesen, S. 55, daß alles, was die Tauschrelation 
nicht umfaßt, exakter Behandlung nicht zugänglich ist. 

®) Auf Definitionen braucht in der Graphik überhaupt nicht das Gewicht 
gelegt zu werden, wie bei der verbalen Behandlung, weil die math. Meth. durch 
die Erfassung der Größenzusammenhänge seine Präzision mit sich 
bringt, welche alle aus vieldeutigen Wortdefinitionen entspringende Mißver- 
ständnisse ausschließt Auspitz-Lieben, Untersuchungen über die Theorie des 
Preises, Leipzig 1891. S. XII. 
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stand haben, wollen wir nur das zum Aufbau unumgänglich Nötige 
erörtern und das, was auf unsere graphische Methode einen besonderen 
Bezug hat. Ferner sei beachtet, daß auch aus der graphischen Lite- 
ratur das ausgewählt wurde, was zu einer methodischen Verwertung 
in der Wirtschaftswissenschaft brauchbar schien, daß aber nicht 
eingegangen werden konnte auf die lediglich beschreibende Verwen- 
dung der Graphik °); noch weniger sollen Fehler, die ja auch vor- 
kamen, kritisiert werden. Weiter sei betont: Lediglich methodische 
Gesichtspunkte sind bei Behandlung der Beispiele für uns maß- 
gebend, daß und wie ein Ergebnis erzielt wird und wie exakt es ist, 
ist für uns wesentlich, nicht aber etwa die volkswirtschaftliche Be- 
deutung desselben. 


Vorgehen des mathematischen Oekonomen. 


Das methodische Vorgehen des Wirtschaftswissenschaftlers, welcher 
Mathematik, also auch Graphik zur Forschung verwendet, läßt sich 
in folgende Züge trennen: 


Die einzelnen Schritte. I. Aus der Welt der Wirt- 
schaftserscheinungen nimmt er Elemente wie Gütermengen, 
deren Preis, deren Wertschätzung, Arbeitszeit usw. 


2. Zwischen solchen Elementen stellt er Beziehungen — F u n k- 
tionen — fest (z. B. mit wachsender Besitzgröße nimmt der Grenz- 
nutzen ab; oder: Preis ist abhängig von Angebot und Nachfrage). 


3. Die so festgelegten Beziehungen, welche die Elemente in ein 
wirtschaftliches System zusammenfassen, drückt er 
durch mathematische Form aus — er übersetzt — und bildet so 
mathematische Systeme, die sich wie die wirtschaft- 
lichen je nach Art (z. B. Arbeit, Gut, Nutzen, Zeit...) und Zahl 
(I, 2, 3,4... Güter . . .), deren Beziehungen (Nutzen ist abhängig 
von Gutmenge oder Zeit oder beiden), ferner nach der Art ihrer mathe- 
matischen Formulierung (Gleichungen oder Diagramme) unter- 
scheiden. 


4. Entsprechend dem Wirtschaftsproblem werden die einen 
Wirtschaftselemente verändert, und die Veränderung der andern — 
durch die festgesetzten Beziehungen an sie geknüpften — Wirtschafts- 
elemente gesucht. (Angebotsmenge steige, Nachfragemenge sei kon- 
stant, wie verhält sich der Preis?). 


5. Die hier geforderte Veränderung wird nun an den — jene 
wirtschaftlichen Elemente ausdrückenden — mathematischen Ele- 
menten vorgenommen und ein mathematisches Ergebnis erzielt. 


°®, Vielfach bei H. Cuninghame, Some improvements in simple geometrical 
methods of treating exchange value moncpoly and rent. Economic Journal 
Band 2. London 1892. Maffeo Pantaleoni, (Principii di economia pura. Firenze 
1894). Pure economics; translated by T. B. Bruce. London 1898. Irving 
Fisher, The nature of capital and income, New York-London 1906. Herb. 
St. (jr.) Jevons, Essays on Economics. Pleasures and Pains London, 1905. 


442 Walter G. Waffenschmidt, 


6. Das mathematische Ergebnis wird ins wirtschaftliche über- 
setzt. 


Verschiedene Wege. Die Uebersetzung in die Mathe- 
matik nach 3. kann nun durch verschiedenen mathematischen Aus- 
druck erfolgen 1°): durch Zahlen, durch Buchstaben, aber auch — 
und damit beschäftigen wir uns — durch mathematische Elemente, 
die dem Gebiet der reinen Geometrie entnommen sind. Wenn die 
oben erwähnte scharfe Trennung der aufgezählten Züge in der mathe- 
matisch-ökonomischen Literatur, besonders in der Graphik, nicht 
immer festzustellen ist, so kommt das daher, daß der Wirtschafts- 
wissenschaftler nach einiger Uebung mit der mathematischen Sprache 
so vertraut ist, daß ein Uebersetzen hinüber und herüber fortfallen 
kann. Und wenn auch ein schärferes Trennen erwünscht wäre, so 
zeigt doch der Umstand, daß es in der Graphik am wenigsten ge- 
schieht, auch wieder ihre Anpassungsfähigkeit an die ökonomischen 
Probleme. 


Vorgehen des Graphikers. Den oben geschilderten 
methodischen Aufbau wollen wir nun an einem Beispiel zeigen, das 
wir zur Einführung möglichst einfach gewählt haben, dessen metho- 
discher Aufbau aber deshalb nicht von den mathematisch faßbaren 
verwickelteren Problemen des Wirtschaftslebens abweicht. Wir 
wählen folgenden Vorgang aus dem Gebiet des Tausches: 


Ein Mensch verfüge über eine gegebene, in der Summe begrenzte 
Menge (Io kg) zweier Güter A und B so, daß er an Stelle je einer 
Einheit des einen Gutes eine solche des andern Gutes wählen kann. 
Wie wird er wählen ? 1). 


Zerlegung. 


Die einzelnen Schritte. ı. Aus der Welt der Wirt- 
schaftserscheinungen nehmen wir die Elemente: I. Mensch I (An- 
zahl I); 2. Güter A und B (Anzahl 2); 3. deren Wertschätzung. . 


2. Wir stellen als Voraussetzung folgende wirtschaft- 
liche Beziehung (Funktion) fest zwischen den Elementen 
A, B und I: Der Mensch schätzt die Menge (Tab. s. n. S.) 


3. Die mathematisch-graphische Erfassung 
der Elemente geschieht folgendermaßen: In einem Koordinaten- 
system trägt man die Mengen des Gutes A nach bestimmtem Maß- 
stab (z. B. Iı cm = 2 kg) auf der Abszisse (X-Achse) auf; die zu jeder 
Gutmenge von A: Xia, Xa, Xga . . . gehörige Wertschätzung trägt 
man senkrecht zur X-Achse als Ordinaten Y;a, Yoa - - . auf, ebenfalls 


10) Walras, Theorie math. S. 14. 

11) Sollte dem Leser die mathematische Behandlung des Beispiels noch zu 
schwierig erscheinen, so könnte er sich auf die vereinfachte Erläuterung S. 454 
unten f beschränken, 
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nach bestimmtem Maßstab (z. B. ı cm = 150 Wertschätzungsein- 
heiten). Ebenso verfährt man mit Gut B und erhält so zwei mathe- 
matische Einzelsysteme: Bild (a) und ($) auf Blatt 112). S. 445. 

4. Dass Wirtschaftsproblem ist folgendes: 

Voraussetzung: Der Mensch verfüge über die Güter A 
und B in einer Gesamtmenge von 10 kg. An Stelle einer Einheit 
des einen Gutes möge er nun eine des andern wählen können. Die 
Wahl treffe er so, daß die Wertschätzung der Summe (A + B = ıokg) 
ein Maximum wird (ökonomisches Prinzip). 

Frage: Wie verteilt sich dann die Summe auf die beiden 
Güter ? 

5. Das Problem heißt mathematisch ausgedrückt: 

Voraussetzung: Die Summe der Abszissen xa und xb 
sei konstant (= 5 cm = Io kg), die Zusammensetzung aus xa und xb 
aber gleichgültig; d. h. wenn die Abszissenlänge des einen Systems 
um eine Einheit zunimmt, so muß die des andern um eine Einheit 
abnehmen. 

Frage: Wie ist die Verteilung, bei der die Summe der Ordi- 
naten Ya + Y» das Maximum erreicht ? 

Lösung: Man variiert die Zusammensetzung der Abszissen- 
summe aus xa und xb (= 5cm = Iokg) so: An Stelle von xb = 0 


(kurz xgp) = ocm und xa = Io (kurz X,9a) = 5 cm mit den Ordi- 
naten Yọ = 0 (= Ocm) und Yıga = 300 (= 3 cm) wählt man die 
Abszissensumme: Ordinatensumme: 

Ka + Xib = Ysa + Yın = 3,87 +0,48 = 
4,5 +0,5 = 5cm 4,35 cm 


123) Die Diagramme mußten beim Druck um 14 verkleinert werden. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 29 
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Abszissensumme: ÖOrdinatensumme: 
Xga + Xb = Ysb + Yb = 3,08 +0,92 = 
4,0 + I,0 = 5 cm 4,60 cm 
usw. usw. 


so fährt man fort, immer weniger A und immer mehr B zu wählen 
und die zugehörigen Ordinaten zu addieren. In Wertbild (y) ist nun 
die bei der Wahl 10a, 9a, 8a .. . erzielte Ordinate ya + y» aufge- 
tragen. Wir erhalten eine neue Funktion: die Größe der Ordinaten- 
summe in Abhängigkeit von der Größe der Abszisse xa. So haben 
wir z. B. Xa = 7 (= 3,5 cm), Xb = 3 (= 1,5 cm), zusammen also wie 
bedingt Io Guteinheiten (= 5cm). Zu x,. und Xa gehört Y,a und 
Yab (= 3,43 + 1,32 = 4,75 cm). Werden beide Ordinaten addiert 
und im Punkte 7a des Bildes (y) aufgetragen und so fortgefahren, 
so bezeichnet die Verbindungslinie der Endpunkte von ya + y» die 
Größe der Ordinatensumme abhängig von der Größe der Abszissen. 
Sie hat ein Maximum bei x. bzw. X - 

Daraus ergibt sich de Lösung des Wirtschafts- 
problems: 

6. Die Wertschätzung erreicht ein Maximum, wenn 6 Gutmengen 
A und 4 Gutmengen B gewählt werden. 


Vereinfachte Darstellung des Vorgehens. 
Ohne mißverständlich zu werden, hätten wir von einer Trennung 
des wirtschaftlichen vom graphischen Aufbau absehen und folgender- 
maßen entwickeln können: Das Bild (a) stellt die Wertschätzung 
des Gutes A dar, das Bild ($) die des Gutes B. Die Zahl von ıo Ein- 
heiten soll in die Güter A oder B beliebig geteilt werden. Gesucht ist 
die Einteilung, bei der die Wertschätzung der Summe ein Maximum 
wird. Man beginnt mit I0a + ob und trägt die Wertschätzung in 
(y) Xa = Io (oder x» = o) auf; dann wählt man ga + I b und trägt 
sie in Xa = 9 (oder x» = I) auf. Sie ist größer als vorhin. Man fährt 
nun fort zu variieren, bis sich die Wertschätzungskurve für die Summe 
senkt, d. h. der Höhepunkt — das gesuchte Maximum — überschrit- 
ten wird. Das ist der Fall für 6a + 4b. 

Diese Knappheit der Erläuterung zur graphischen Darstellung 
entspricht etwa der allgemein üblichen 13). 


Andere mathematische Methoden. Nachdem wir 
nun den mathematischen Gedankengang an der graphischen Darstel- 
lung des Beispiels gezeigt haben, wollen wir weiter am selben Beispiel 
entwickeln, welche anderen Mittel die mathematische Methode an- 
wendet, wie besonders der Analytiker vorgeht. 

Die mathematische Erfassung erfolgt hier in 
anderer Weise als bei uns. Wir haben die Wertschätzung als 


13) Vgl. Palgrave, Dictionary of political economy. I. S. 574 den Artikel 


über Diagrams. 
29* 
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abhängige variable Größe (Funktion) von der Gutmenge (unab- 
hängige Variable) n Kurvenform aufgetragen. Er stellt sie 
in Form von Gleichungen dar, die inhaltlich dasselbe besagen 
können wie unsere Kurven, nur in der Form des Ausdrucks sich von 
ihnen unterscheiden. So lauten die Gleichungen für unsere beiden 
Güter: 

(A): ya = 70Xa — 3X: 

(B): Yb = 50%, — 2X», 


denn setzen wir z. B. die Größen x = I, 2, 3... in Gleichung (A) 
ein, so erhalten wir 


yı = 70 . I — 3 . I? = 07 
Yaa = 70 . 2 — 3 . 2? = 128 
Y3 = 70 . 3 — 3 . 3? = 183 


Formen mathematischer Erfassung. Nun ist 
es aber vielfach vorteilhaft, auch den Inhalt zu verallge- 
meiner n und dazu stehen dem Mathematiker Mittel der Ausdrucks- 
weise zur Verfügung. So kann er von bestimmter Angabe von Zahlen- 
werten absehen, sie durch Buchstaben ersetzen und somit zeigen, 
daß an deren Stelle beliebige Zahlenwerte gesetzt werden können; 
ja er kann sich begnügen zu bemerken, daß überhaupt eine Abhängig- 
keit besteht, wenn er nicht tiefer gehen, etwa nur Hinweise 1?) auf 
den Weg der Lösung geben will oder auch etwa unter Anwendung 
der Funktionentheorie untersuchen will, ob eine Lösung des Problems 
eindeutig möglich ist. 


Darstellung am Beispiel. Im folgenden stellen wir 
unser Beispiel in verschiedenen solchen Formen dar, wie sie der Mathe- 
matiker zur Entwicklung verwendet. Die Bestimmtheit der Elemente 
ist bestimmend für den Inhalt der mathematischen Formulierung 
und die Bestimmtheit des Ergebnisses — »aus dem mathematischen 
Tiegel kommt nichts heraus, was nicht hineingelegt wurde« 15) —. 
Innerhalb der Entwicklung aber kann der Mathematiker, wie es 
ihm liegt, von der einen zur andern Form überspringen; so kann er 
zunächst eine allgemeine Form wählen, um am Schluß der Entwick- 
lung strengere Zahlenwerte einzusetzen. In folgenden 5 Abteilungen 
ist nun unser Beispiel in 5 verschiedenen mathematischen Formen 
dargestellt: In I. die numerische Form, in II. die graphische, in III. 
die algebraische mit Zahlenwerten verbundene, in IV. die algebraische 
nur mit Buchstaben aufgestellte Form, in V. die analytische Form. 

14) Wie z. B. bei Vilf. Pareto, Anwendung der Mathematik auf National- 
ökonomie. Enzyklopädie der mathematischen Wissenschaften, Band I, Heft 5, 
S. 1094. Leipzig 1900. S. 1099: »Es ist wichtig zu wissen, wann das wirt- 
schaftliche Gleichgewicht bestimmt ist«, und dazu das Beispiel S. 1117. 

15) Wicksell, zitiert bei Schumpeter Math. Meth. S. 41. 
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Die letzten 3 Formen sind solche von Gleichungen, die sich voneinan- 
der dadurch unterscheiden, daß sie von III. nach V. von immer zu- 
nehmend allgemeiner und damit zunehmend abstrahierender Natur 
sind, wobei auch die folgende Form immer die vorigen umschließt. 
Wie weit aber die graphische Darstellung mit ihren Mitteln sie alle 
zu erfassen vermag, wollen wir später erörtern 16). Die Ausdrücke, 
die ın den verschiedenen mathematischen Formen sich entsprechen, 
sind zum besseren Vergleich nebeneinander gestellt !?). 


(Die Zusammenstellung siehe auf Seite 448—451.) 


Wir sehen als Lösung auf S. 451 in I.: die Wertsch. wird mit 
480 Einheiten ein Maximum für x, = 6 und x, = 4, in II.: die Ordi- 
natensumme ya und y, wird für x, = 6 und x, = 4 ein Maximum = 
480 Wse. In III., IV. und V. erhalten wir Gleichungen von zu- 
nehmender Allgemeinheit. 


Ein anderer Weg (die Grenzfunktion). Bis S. 451 
sind wir von unserem S. 442 geschilderten Vorgehen nicht abgewichen. 
Wir haben aber nur auf numerischem und graphischem Wege die 
Größe der maximalen Wertschätzung und die Zusammensetzung 
der Menge aus Gut A und B ermitteln können. Bei der algebraischen 
Darstellung dagegen konnten wir aus den vorliegenden Gleichungen x 
(ohne Umweg) nicht bestimmen ohne Kenntnis der Größe von N max. 
Um nun x auch ohne das zu bestimmen, wenden wir ein Hilfsmittel 
an, das dem Oekonomen unter dem Begriff der Grenze (Grenznutzen, 
Grenzkosten) nicht unbekannt ist. Nicht die Wertschätzung selbst 
sondern ihre Veränderung wird betrachtet: vergrößert sich die Wert- 
schätzung mit zunehmender Menge A nicht mehr, so ist die größte 
Wertschätzung erreicht. Mit andern Worten und allgemein: gleich- 
gültig, wie groß das Maximum (N max.) absolut ist, immer ist es 
erreicht, wenn die Grenze (der sog. Differenzialquotient) = o ist. 
Die Grenzwertschätzung wird also aus der gegebenen Funktion ge- 
bildet, = o gesetzt und die zugehörigen Gütermengen errechnet oder 
sonstwie bestimmt (auf S. 450. 45I unten). 


Erste Möglichkeit der Lösung. Dazu stehen uns 
zwei Möglichkeiten offen: 

I. Wir bilden die Differenz, d. h. die Grenze direkt aus der Wert- 
schätzungsfunktion, die sich für die Summe der Güter A + B = I0 
ergab. Wir werden sehen: die Veränderung in der zweiten Wahl: 
Xga + Xp gegen Xoga + Xp bringt einen Wertschätzungszuwachs 
von (Yoga + Yb) — (Yıoa + Yop), der eine andere Größe hat als der 
VON Xga + Xgp gegen Xga + Xp, und zwar ist die Größe dieser Ver- 


16) Siehe unten S. 469 ff. 

17) Sie beleuchten die Stellung der Graphik zur Oekonomie gegenüber der 
von andern mathematischen Formen; sie sind besonders von Interesse für den 
hierin Geübten. Wer dieser Frage weniger Aufmerksamkeit schenkt, mag die 
FormenIII—V auf S. 449—455 übergehen. Der Gang der Forschung erweist sich 
schon auf I—II verständlich für Nichtmathematiker. 
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Vergleich von fünf math. Formen der Behand- 
lung des Beispiels. 


I. II. 
Aufstellung der Funktionen aus den Elementen. 
Gut A, 


Menge Wertsch. Mörek- 

I 67 onk 
128 
183 
232 
275 
312 
343 
368 I 
387 | 
400 Wese. o 2 






O O on Au aw DB 


- 
u.r--—- - - - - -—- 


48 
92 PER 

132 

168 

200 

228 

252 

272 

288 

300 Wse, 


O os un aA ww BD M 


(=t 
O 





Problem. 


Die Gutmenge 10 soll sich aus Ein- Die Summe der Abszissen in Bild 
heiten des Gutes A und des Gutes B | (A) und (B) seci = 5 cm (= 10 Wse.). 
zusammensetzen, Gesucht: Verteilung. 

Gesucht: Verteilung. 


Prinzip. 
Die Wertschätzung soll ein Maximum Die Summe der zu den Abszissen ge- 
werden. hörigen Ordinaten soll ein Maximum 


werden. 
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III. IV, V. 
Gut A. 
ya = 70 xb — 3 xa? 1)| ya = q@ıX —Q,xXa? !’) ya = f (xa) 30) 
Gut B. 
yb = 50 xb — 2 xb? yb = ß,xb — B xb? yb = ọ (xb) 


Problem, 
xa+ xb = IO xa + xb = k xa + xb = k 
xa = ? xb= ? xa = ? xXb= ? Xa = ? xb = ? 
Prinzip. 


ya + yb = N = Maxi- 
mum, 


ya + yb = N = Maxi- ya + yb = N = Maxi- 
mum. | mum, 








18) Gleichungsform siehe bei Wilhelm Launhardt, Mathematische Begrün- 
dung der Volkswirtschaftslehre. Leipzig 1885. 

19) Gleichungsform siehe bei Herm. Heinr. Gossen, Entwicklung der Ge- 
setze des menschlichen Verkehrs und der daraus fließenden Regeln für das 
menschliche Handeln. Braunschweig 1854. Launhardt, Math. Begr. S. 20. 

20) Gleichungsform siehe bei Pareto. 
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L II. 
Frage. 
Wie setzt sich dann die Gütermenge Wie groß sind die Abszissen der 
10 aus A und B zusammen ? größten Ordinatensumme ? 


Lösung I (wie oben S. 443). 


Die Zusammensetzung der Gut- Die Zusammensetzung von xa + xb 
menge wird variiert und die Wertsch. | = 5 cm wird varliert und die zugehöri- 
addiert gen y (Längen) addiert, 












Menge Wertsch. l 
os + 10b o + 300 = 300 | 
Ia + 9b 67 + 288 = 355 i 
2a + 8b 128 + 272 = 400 | i 
3a + 7b 183 + 252 = 435 | | 
4a + 6b 232 + 228 = 460 he 
5a + 5b 275 + 200 = 475 Id | 
6a + 4b 312 + 168 = 486 es Ji 
m+ 3b 343 + 132 = 475 Bull Sl 
8a + 2b 368 + 92 = 460 | N | 
9a + Ib 387+ 48= 435 ges re 
108 + ob 400+ o= 400 HEFTE TEE 
je— Xa- bs —— AD- 4 — 
8 [4 4 sen 
Für xa = 6 und xb = 4 Einh. wird Für a=3 cm = 6 Guteinh. und 
also die Wertsch. ein Maximum = 480 | xb=2 cm=4 Guteinh. wird die 
Wse, Länge der Ordinatensumme ya + yb 


| ein Maximum = Yp + Ya 


änderung nicht beliebig, sondern sie nimmt selbst zu oder ab, und 
in dem Punkt, in dem die Veränderung null wird, ist das Maximum 
erreicht. Das wird das Beispiel weiter zeigen. 


I. II. 
Aufstellung der Grenzfunktionen. 
Es ist die Grenzwertsch. von Aus dem Bild 4 greift man die 


Differenz der Ordinaten y,— yo; 
( Ia-+9b)-(0oa+ I0b)= 355-300= +35 Ysa— yı; heraus und trägt sie auf. 
( 2a+8b)-(Ia+ 9b)=400-355= +45 
( 38+7b)-(2a+ 8b)=435-400= +35 
( 4a+6b)-(3a+ 7b)=400-435= +25 
( 5a+5b)—-(4a+ 6b)=475-400= +15 
( 6a+4b)-(5a+ 5b)=480-475=+ 5 
( 7a+3b)-(6&a+ 4b)=475-480=— 5 
( 8a-+2b)-(7a+ 3b)= 460-475=—-15 
( 9a+1b)-(8a+ 2b)=435-460=—25 
(108+0b)-(ga+ Ib)=400-435=—35 
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II. 


Wie groß ist xa und xb 
zahlenmäßig ? 


Es wird ya= 70xa 
— 3 xa? und yb = 50 xb 
— 2 xb? addiert u. durch 
die Beziehung xa = Io 
— xb wird xb in xa aus- 
gedrückt: 

N = ya + yb = (70xa 
— 3 xa?) + (50 xb — 2xb?) 
= (70 xa — 3 Xa?) + 50 
(10 — xa) — 2 (10 — Xa)? 
= 70 Xa — 3 Xa? + 500 
— 50 Xa — 200 + 40 Xa 
— 2 Xa?; 





xb = IO — Xa. 

Das heißt: xa und xb 
sind bei Kenntnis von 
Nmax. zahlenmäßig be- 
stimmbar. 


III. 


r 





d 
+ 40 — 4 Xa = 0 
xa = IES p A0. 
10 
LER 
10 


= + 70 — bxa — 50 | 


IV. 
Frage. 


Wie ist xa und xb be- 
stimmt aus den in den 
Grundgleichungen gege- 
benen Werten ? 


Lösung. 

Es wird ya = 0,%a 
— &;xs? und yb= ß,xb 
— ß,xb? addiert u. durch 
die Beziehung xb=c 
— Xa wird xa in xb aus- 
gedrückt: 

N = ya + yb = &,xa 
— @,xa? + B, (c — xa) 
> B: (c — xa)! = @xa 
— A,xat — c B, — Bıxa 
— Bc? + B: 2 cxs— B, 
xa? 

í — B, +2cß, + 

2 (%2 + Ba) a 
E = a 
Fee F 
2 (Œz + Ba) 
c B, — Bc? — N 
La + Be 

Das heißt: die x sind 
bestimmbar, wenn &,, @3, 
Bi B2 c und N bekannt 
sind und verändern sich 
mit jedem Faktor. 





(folgt Text auf S. 447 Abs. 


451 
V. 


Wie ist xa und xb für 
Nmax. zu bestimmen ? 


N = ya + yb = f(xa 
+ (xb) 


I.) 











IV. vV. 
Aufstellung der Grenzfunktion?)). 
| d N dN 
_—- Q, — 20,xı d N = —- dx 
d xa TA i d xa er 
— Bi + 2 cB, — Baxa] a dN dN dN 
ae O a da ad 
AT PIF pa dxa dxa dxb 
2 (&> d xb 
(x: + Ba) N Da xa=c—xb 
d xa 
Wio Ss — I und 
d xa 
d N aN `o’ 
dxb dxa 


31) Die Grenzfunktion ergibt sich nach den Regeln der Differentialrechnung 
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I. II. 
Mathematisches Ergebnis. 
Zwischen 6a und 7s springt die Grenz- Die Ordinate der Grenzkurve ist = o 
wertsch. von + in — über; hier ist | für eine Abszisse xa = 6 und xb = Io 
sie also = o, mithin ist am Ende der | — xa = 4. 


Wahl 6a + 4b das Max. erreicht. 


Uebersetzung ins wirtsch. Ergebnis. 


Das Maximum der Wertschätzung ist erreicht, wenn 6 Guteinheiten A 
und 4 Guteinheiten B gewählt: werden. 


Zweite Möglichkeit der Lösung. Aus dem Ergeb- 
nis der Spalte V ersehen wir eine weitere Möglichkeit der Lösung, 
die uns die Differentialrechnung weist und die wir auch darlegen 








I. II. 

Es ist für Gut A die Grenzwertsch. Wertschätzungsfunktion für A. 
1. Gutmenge = 67 Wertsch.-Einh. | 

2. 7 = 61 j 

3. „ = 55 „ 

4. „ = 49 „ 

5- „ =43 „ 

6. „ = 37 „ 

7. „ = 31 „ 

8. 2 = 25 „ 

9. » = 19 „ 
IO. „ = 13 ” 

Für Gut B der Wertschätzungsfunktion für B. 

I. Gutmenge = 48 Wertsch.-Einh. 

2. 39 =n 44 +9 

3. ?9) == 40 39 

4. „ = 30 „ 

5. „ = 32 „ 

6. „ = 28 „ 

7. „ = 24 „ 

8. „ = 20 „ 

9. > = I6 5. 
IO. „ = 12 j) 








durch Differenzieren der Gleichungen für N, z. B. in V: Die Gleichung N =... 

hat die Form z = f (xy) d. h. die Variable N ist abhängig von 2 Variabeln xa 

und xb. Es gilt die Regel: das totale Differential ist der Summe der partiellen 
dz 


dz e ä 
x Tg s 


Differentiale gleich: dz = 4 
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III. IV. V. 
Mathematisches Ergebnis. 
Die gesuchte Größe Aus &,, 2, B Ba c ist Die Veränderung von 


ist 6. x bestimmt (ohne Kennt- | N mit xa muß gleich groß 
nis von N). sein, wie die von N mit 
xb. 


Uebersetzung ins wirtsch, Ergebnis. 

Das Max. der Wertsch. Die Wahl ist bestimmt Die Wertsch. hat ihr 
ist erreicht, wenn 6 Einh. | und von versch. Faktoren | Max. erreicht, wenn die 
A gewählt werden, abhängig: Gesamtmenge, | Veränderung der Ge- 

Einzelwertsch. usw. samtwertsch. bei der 
Vergrößerung von xa so 
groß ist wie bei der von 
xb. 


wollen. Nicht von der Nutzengleichung der Summe beider Güter 
ausgehend, sondern auch auf Grund der Nutzengleichungen der 
einzelnen Güter kommen wir zum Ziel. 





III. IV. V. 
Grenzwertsch -Gleichung für A. 
d ya d ya d ya d f (xa) 
—— = 70 —6 xa —— = +0, — 20,%8 — = 
d xa 1 dxa wi À d xa d xa 


Grenzwertsch.-Gleichung für B. 


d yb d yb d yb do (xb) 
— = 50 — 4 Xb man — 2 b S — 0 
dxb 2 i d xb +Bı Prx dxb d xb 
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I. II. 


Bei einer Summe von A + B = 10 Umformung der Wertschätzungs- 
gehört 9 B zu 1 A (also die Wertsch. 16) | funktion von Bin eine Funktion von A. 


Zu Gutm. A (Ws.) geh. Gutm. B (Ws.) 








1 (67) 9 (16) 
2 (61) 8 (20) 
3 (55) 7 (24) 
4 (49) 6 (28) 
Das Maximum des Nutzens ist er- z ? 2 I + sæ 
reicht, wenn die Summe der Grenz- 
nutzen beider Güter gleich o ist. Das 9) 
ist der Fall bei 6xa und 4xb, denn 


wählt man statt 6xa +4xb:5xa 
+ 5 xb, so verliert man 37 — 32 = 5, 
wählt man aber 7xa + 3 xb, so ver- 
liert man 36— 3I = 5. Zwischen 
6 xa + 4xb und 7xa + 3xb springt 
der Grenznutzen von + in — über, 
d. h. hier ist der Nullpunkt des Grenz- 
nutzens und das Max. des Summen- +y 
nutzens. 










IAA UL: Ss 
ERRER 


| 
RER EIN 


vr. ei TER EEE DER BE % 5 En 















Ergebnis. In der Spalte I—III erhalten wir die bündige 
Antwort: das Wertschätzungsmaximum ist erreicht bei der Ver- 
teilung 6xa + 4xb, in IV. erhalten wir allgemein Aufschluß, wie sich 
die Verteilung verändert mit der Veränderung der einzelnen Fak- 
toren. der Grundgleichungen z. B. xa wächst mit a,, c, es wird kleiner 
mit wachsendem a,. Auch erfahren wir, daß es unendlich wird, wenn 
a = — f, ist, d. h. daB ein Maximum der Wertschätzung nicht ein- 
trıtt usw. In V. ıst die Antwort noch allgemeiner. Außer dem ein- 
zuschlagenden Weg der Lösung (wie wir schon sahen) wird z. B. 
gezeigt, daß xa auch bestimmbar ist durch Gleichsetzen der Dif- 


ferentialquotienten Sa. und dy (x») 21 für den Fall, daß = _ —ıI 
dxa dxb Xa 


ist wie in unserem Beispiel. Die Gleichung gilt aber e für ein 
anderes Tauschverhältnis und ist eigentlich schon eine allgemeine 
Gleichung des Tausches zu nennen. Die Darstellungsweise in V. ist 
als die zu bezeichnen, die sich am besten für methodische Fragen 
eignet, vom quantitativen Charakter am meisten abstrahiert und 
tatsächlich in der Wirtschaftslehre viel Anwendung findet. Freilich, 
sie stellt auch an mathematisches Können die größten Anforde- 
rungen. 
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III. IV. V. 


Umformung der Grenzwertsch -Gleichung für B 
aus der Abhängigkeit von xb in die von xa. 











d vb d yb d yb ??) d ọ (xb) dxb 
= (50 — 4 xb) (— I Fa —208,.x)|- - =- = —I—- . - 
d xa SoA ) d xa (HR p: ) d xb d xa d xa 
= (50 — 4 (r0 — xa)) | (— 1) = B, — 2 (c — xa) 
(— 1) = — 50 + 40 — | B) (— 1) = — B, + 2cß, | 
4 Xb — 2ß,xa 
| 
| 
dN 6 dN ia BE dN dit (xa) 
da EES dxa : f dxa dxa 
+40— 4X = 0 — 3, + 2 cB, — 2ßB,xa d ọ (xb). d xb m 
xa = — = 0; x=10— =0; un Arm + 2cRa dxb .d xa 
10 2 (x: + ßa) 
x = I0 — 6 = 4 Xb = C — Xa 


Das Gebiet der mathematischen Methode. 
An unserem Beispiel glauben wir gezeigt zu haben, daß die mathe- 
matische Methode im allgemeinen mithin auch die graphische nicht 
in eine Linie zu stellen ist mit Methoden der Logik, der Deduktion 
und Induktion, oder der Statistik; es ist ein anderer Weg der For- 
schung, dessen Wahrzeichen in der Umformung der gegebenen Größen 
in solche mathematischer Natur liegt. Die Bedeutung dieser Um- 
formung besteht nun darin, daß wir durch sie auf einen Boden kom- 
men, auf dem der weitere Weg (in den Grenzen unserer ökonomischen 
Probleme) meist schon vorgezeigt ist. Dieser Weg wird begangen; 
das Ergebnis sind mathematische Beziehungen, in welchen die von 
den mathematischen Größen repräsentierten wirtschaftlichen Größen 
eingesetzt werden. Je leichter die Uebersetzung, desto brauchbareı 
die mathematische Methode. Das ist auch der Gang der Anwendung 
von Mathematik bei allen anderen Wissenschaften. 








22) Nach der Regel: der Differentialquotient einer Funktion von einer 
Funktion ist dem Produkt der Differentialquotienten der Funktionen gleich. 
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Mathematische Methode, Mechanik und theo- 
retische Oekonomie. Nach den Fortschritten, welche diese 
anderen Wissenschaften durch Verwendung der Mathematik ge- 
macht hatten, sah man sich erklärlicherweise um, ob die Grundlagen 
in unserer Wissenschaft wesentlich andere seien als dort. Zum Ver- 
gleich kam vor allem die Mechanik in Betracht. Auffassungen vom 
mechanischen Charakter der Wirtschaftserscheinungen fanden sich 
früh ?3). 

Sehen wir uns einmal einige Grundlagen der Mechanik und ihre 
Stellungnahme zur Oekonomie an: ich zitiere A. Voß, Prinzipien 
der rationellen Mechanik, S. I0: »....so folgt, daß die metaphysische 
Erklärung der Naturvorgänge überhaupt keine Aufgabe der Natur- 
wissenschaften ist, sondern daß die Mechanik ebenso wie die Geometrie 
mit den idealen, durch Axiome der Anschauung definierten Raum- 
vorstellungen operiert, aber auf Grund bestimmter, in Axiomen 
und Postulaten formulierter Erfahrungstatsachen ein Bild der Wirk- 
lichkeit zu entwerfen sucht, dessen Brauchbarkeit durch die Erfahrung 
zu bestätigen bzw. zu erproben bleibt. Selbstverständlich kann sich 
die Aufgabe, ein solches Bild zu entwerfen, nur insoweit lösen lassen, als 
die betreffenden Vorgänge in ihren gegenseitigen quantitativen Be- 
ziehungen bereits als hinreichend bekannt vorausgesetzt werden 
dürfen. Ob dies in bezug auf die Erscheinungen des organischen Le- 
bens in weiterem Umfange schon zutrifft, kann hier nicht untersucht 
werden.« Zum mindesten ist hieraus die Mechanik im Wirtschafts- 
leben nicht abzulehnen *) und die Oekonomen ihrerseits sahen eben 
solche quantitativen Beziehungen zwischen den Gütern als mehr oder 
weniger vorhanden an. Danach erfolgte dann die Abgrenzung des 
Gebietes (analog der physikalischen Mechanik) der Oekonomie, dessen 
mechanische Komponente so vorherrschend sein sollte, daß das sich 
ergebende Bild mit der Wirklichkeit genügend genau übereinstimmte. 
Das gilt für Einzelgebiete, aber im Hintergrund schwebt das Ziel: das 
Wirtschaftsleben zu fassen als einen Strom (oder Kreislauf), mit vielen 
Verzweigungen, bei denen die Durchflußmenge eines jeden Zwei- 
ges sich ändert, wenn die eines Zweiges geändert wird ?°). Auf 
diesem Gebiet ist etwa das mechanische Problem: wir wollen einen 








23) S. K. Pribram, Die Idee des Gleichgewichts in der älteren nationalöko- 
nomischen Theorie. Z. f. Vw. Spl. u. V. B. XVII, 1908 und hier zitiert. R. 
Eucken, Die Grundbegriffe der Gegenwart (S. 177): »Es müßte wunderlich zu- 
gehen, wenn ein Begriff oder eine Forschungsweise, die auf einem Gebiet so 
glanzende Forschungsergebnisse gezeitigt hatte, nicht darüber hinauswirken und 
überall an Boden zu gewinnen suchen solltes. 

Die Schriften der reinen Oekonomen sind voller Hinweise auf Mechanik, 
Pareto, Anw. S. 1too. Will. Stanley Jevons, The Theory of political economy. 
London 1871/88. S. XVI. Walras, Theorie. S. 25. Schumpeter Math. S. 36. 
Marshall, Handbuch S. 77. 

24) Vgl. Léon Walras, Éléments d’economie politique pure. Paris 1874. 
8.-132, 

25) S. Schumpeter, Wesen S. 27. 
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Gleichgewichtszustand der Produktion und Konsumtion, den wir in 
der Wirklichkeit genügend stetig sehen, in unserem theoretischen 
System ermitteln. Auch an die ordnende Unterscheidung von statisti- 
schen und dynamischen Problemen sei erinnert, wie sie auch in der 
Oekonomie gemacht wird. Mit der Ueberbrückung der Kluft des 
Stoffunterschiedes ging die methodische Anlehnung Hand in Hand. 
»Die Art der reinen Oekonomen, an die Probleme heranzutreten, ent- 
spricht einer Richtung der modernen Erkenntnistheorie, welche an 
Problemen der exakten Naturwissenschaften herangewachsen ist« 28). 
Weiterhin ist es nicht erstaunlich, daß gerade die Methode, der die 
Mechanik so viel verdankt, versucht wurde. Zwar ließ sich hier wie 
dort die Entwicklung in Worten machen, ja man sträubte sich wohl 
gegen die Mathematik aus dem Gesichtspunkt, »nicht nur funda- 
mental wahr, sondern auch klar und überzeugend für Nichtmathe- 
matiker« zu bleiben ?2”), oder auch aus dem Zweifel heraus, ob die 
ökonomischen Elemente exakt genug und wieder einfach genug zu 
mathematischer Formulierung seien. Freilich zweckmäßig war bei 
exakter Entwicklung der Umweg über die Mathematik 28), ja es 
wurde sogar die Behauptung aufgestellt, er sei unvermeidlich 2%). 
Und demnach war es wiederum erklärlich, daß, wenn nicht notwendig, 
so doch tatsächlich die mathematische Methode ihrerseits auf die 
Auslese, welche die reinen Oekonomen aus dem Wirtschaftsgebiet 
vornahmen, einwirkte, insofern mathematische Erfaßbarkeit als 
Kennzeichen für exakte Erfaßbarkeit angesehen wurde. Immerhin 
ist aber die Auswahl von Elementen im System der reinen Oekonomie 








26) Schumpeter, Wesen S. XVI. 

37) Jevons, Polit. Econ. S. XII. G. Cassel, Grundriß einer elementaren 
Preislehre. Z. f. d. ges. Staatswissenschaft, Band 50. Tübingen 1899, S. 390 
meint, die theoretische Oekonomie habe Aufgaben, die vielfach mathematischer 
Natur sind, darüber herrsche erklärliche Verstimmung im Lager der Nicht- 
mathematiker. 

38) Jevons, Political Economy S. 4: »To me it seems that our science must 
be mathematical, simply because it deals with quantities. Wherever the 
things treated are capable of being greater or less, there the laws and relations 
must be mathematical in nature. .. . Whether the mathematical laws of econo- 
mics are stated in words, or in the usual symbols, x, y, z, p, q etc., is an accident, 
or a matter of mere convenience... . In his Systeme du Monde, Laplace attemp- 
ted to describe the truths of physical astronomy in common language«. 
Schumpeter, Math. Meth. i. d. theor. Oek. S. 37. verweist treffend auf den Grenz- 
nutzen: »Man könnte sagen, daß die Oekonomie den Differentialbegriff selb- 
ständig gefunden und für ihre Zwecke mühevoll herausgearbeitet hat, und umge- 
kehrt, daß die Mathematik jene fundamentalen Begriffe der Ökonomie bereits 
fertig enthält.« 

Aus der Verwandtschaft des ökonomischen Grenzbegriffes mit dem mathe- 
matischen Differentialbegriff ist es auch zu erklären, wenn J. Lehr im Vorwort 
seiner Grundbegriffe sagt: »Der Grundgedanke des Grenzwerts liegt schon den 
älteren Darlegungen über den Preis insbesondere auch denjenigen Bernoullis 
über den Wert eines Vermögenszuwachses zugrunde.+ 

2%) Schumpeter, Wesen S. XXII. w. 454. 
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aus dem Gesichtspunkt der Exaktheit zu betrachten und unabhängig 
von methodischen Rücksichten. So ist erfreulich, daß hier nicht 
unsere Methode die Gebietsgrenzen engert, sondern daß aus systema- 
tischen Gründen ausgeschieden wurde, was wir aus methodischen 
nicht brauchen können: was jenseits exakter Erfassung liegt, ist 
sehr interessant, aber für die reine Oekonomie nicht brauchbar, gleich- 
viel, ob sie es mit Worten oder sonstwie entwickelt. 

Soviel zum Zusammenhang der Anwendung mathematischer 
Methode in der reinen Oekonomie und in der exakten Naturwissen- 
schaft, insbesondere der Mechanik. Nun erübrigt sich, noch darauf 
hinzuweisen, daß in der Mechanik gerade die Graphik 3°) — beson- 
ders wo es sich um praktische Probleme handelt wie doch auch in 
der Oekonomie — 3!) außerordentlich verbreitet ist. 


Oekonomie kein »Objekt« für Mathematiker. 
Davor jedoch möge man sich hüten, in der Oekonomie einen Tummel- 
platz für die Behandlung mathematischer Probleme zu sehen. Das 
bringt die mathematische Methode mit Recht in Mißkredit bei den 
Wirtschaftswissenschaftlern 32). Denn es ist eben das schwierige 
und wesentliche nicht die Entwicklung der mathematischen 
Elemente, sondern die Uebersetzung®) der ökonomischen in 
mathematische Elemente; und wenn wir dort den Mathematikern 
folgen, so sehen wir hier, daß ihnen das Verständnis für die Trag- 
weite der ökonomischen Elemente abgeht und das rächt sich bei der 
Uebersetzung zurück von den entwickelten mathematischen Elementen 
in wirtschaftliche. Verfallen doch schon Oekonomen in den Fehler, 
durch mathematisch richtige Verallgemeinerungen zu ökonomisch 
unhaltbaren Ergebnissen zu kommen %). 


Mathematische Erfassung der Öökonomi- 
schen Größen. Aus den bisherigen Erörterungen sei hervor- 
gehoben, daß die mathematische Methode und innerhalb derselben 
die graphische ihr eigen Gebiet hat, das sich für sie besonders eignet, 
vor allem das Gebiet der Tauschrelation. Nicht das ganze Wirt- 
schaftsgebiet ist ihr erschlossen weder in Tiefe noch Ausdehnung der 


#0) Auspitz-Lieben S. XIII: »Wir haben uns... der graphischen Darstellung 
bedient, weil sich diese Behandlungsweise überall wo sie überhaupt anwendbar 
ist und namentlich in den naturwissenschaftlichen Fächern glänzend bewährt hat. « 

31) Cunynghame, Some Improvements .. . S. 36: »In political Ecoonmy 
which deals with marked fluktuations, it is generally better to use the geometric 
method, which exhibits instantly to the eye the most irregular variations than 
to deal in generalities about f (gemeint ist die allg. Funktionsgleichung) and its 
properties.« 

3) Vgl. Un nuovo trattato d’ economia matematica von P. Boninsegni 
Giorn. degli Econ. 1903 s. 327 und hier die Kritik des Buches von Laurient (Paris). 

3) Cunynghame, Some Impr. .... S. 36: sthe chief difficulty is not to solve 
the problem, but to state it in geometrical language. « 

31) Hierauf verweist Pareto, Anw. der Math. .. S. 1113. Auspitz-Lieben 
machen S. XXXVI Launhardt diesen Vorwurf. 
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Probleme. Eine Einschränkung nennt Schumpeter, Math. Meth. 
S. 33: »Eine mathematische Disziplin muß mit Begriffen arbeiten, 
die mathematisch ausdrückbare Größen sind, 
denen man Zahlengrößen zuordnen kann; das genügt aber auch, 
um die Operation mit diesen Begriffen zu mathematischen zu ma- 
chen.«e Daß die so geforderte mathematische Erfaßbarkeit nicht 
identisch ist mit zahlenmäßiger Bestimmtheit, haben wir schon am 
Beispiel gesehen. Die hiermit zugegebene Gebietseinschränkung 
wird andererseits nicht als beträchtlich angesehen; denn tatsächlich 
besteht ein genügend großer Teil des Wirtschaftsgebäudes aus Tat- 
sachen, denen Zahlengrößen zugeordnet werden können ®%). Solche 
sind: »Arbeit, Ware, Zeit, Preis, Zins« 38), des weiteren: Wertschätzung, 
Nutzen, Kosten, Mühe, Arbeitszeit usw., nicht aber Organisation, 
Kredit. 

Die Daten, die wir dem Wiırtschaftsleben entnehmen, erfassen 
wir in unserer graphischen Methode durch Koordinaten im üblichen 
rechtwinkligen Koordinatensystem 37). Wie gestaltet sich diese gra- 
phische Erfassung? Hier kommen wir gleich auf die Maßstab- 
frage. Güter und Zeitmengen, kurz alle Quantitäten, die physi- 
kalisch bestimmter Natur sind, machen uns keine Schwierigkeiten. 
I Millimeter der Koordinate stellt ı Stück, ı kg, ı Tonne, I Stunde, 
I Pferdestärke usw. dar. Hier, solange wir uns in dem Sachkosten- 
system befinden, brauchen wir nicht zu beweisen, daß Graphik an- 
wendbar ist. (Wir brauchen nur daran zu denken, daß wir die Zeit 
auch auf der Uhr durch Linienelemente messen, und verweisen auf 
Fisher, Capital and Income, der sich damit abgibt.) Anders ist es 
in dem subjektiven Wertsystem, mit der Wertschätzung. Hier kom- 
men wir in Schwierigkeiten. Hier, wie in einem System, das auf der 
gesellschaftlich notwendigen Arbeit« beruht, müssen wir zeigen, 
daß Graphik sich verwenden läßt. Betrachten wir, was für Einschrän- 
kungen die Schärfe unserer Methode verlangt, hüten wir uns aber, 


35) Augustin Cournot, Recherches sur les principes mathématiques de 
la théorie des richesses. Paris 1838. S. VII: »On sest figuré, que l'emploi 
des signes et des formules ne pouvant avoir d'autre but, que celui de conduire à 
des calculs numeriques . .. mais les personnes versées dans l'analyse mathéma- 
tique savent, qu’elle n’ a pas seulement pour objet de calculer des nombres, 
qu'elle est aussi employée á trouver des relations entre des grandeurs que Pon 
ne peut évaluer numériquement entre des fonktions, dont la loi n’ est pas 
susceptible de s’exprimer par des symbols algébriques«. 

Dupuit, M. de la mesure de’ utilité des traveaux publics. Annales des 
ponts et chaussées. Tome VIII. No. 116. 1844 S. 375 verlangt: squantitees 
susceptibles de plus ou de moins.« Aehnlich: Walras, Theorie S. 33, Je- 
vons, Theorie S. 3, Marshall, Handbuch S. 62. 

36) Schumpeter, Math. Meth. S. 33. 

3) Fisher, Cap. a. Inc. hat für periodische Erscheinungen auch Polarko- 
ordinaten verwendet. Besonderes Interesse bietet Cournot, der S. 21 seiner Re- 
cherches . . . auf ein logarithmisches Koordinatensystem verweist, zur Dar- 
stellung von absoluter und relativer zeitlicher Wertveränderung. Auch R. Ben- 
nini, I Diagrammi a scala logaritmica. S. 922. Giornale d. Ec. Bd. 30 1905. 
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ihr auch etwas zuzuschreiben, was nicht auf ihr Konto gebucht ge- 
hört, sondern von jeder exakten Methode verlangt wird. > 

Entsprechend der Tatsache, daß oben ımm der Abszisse 2 kg 
oder 2 Tonnen des Gutes A darstellt, müssen wir auch für die Ordi- 
nate, auf der die Wertschätzung aufgetragen ist, feststellen: a) die 
Art der Wertschätzungseinheit, b) wieviel solcher Wertschätzungs- 
einheiten ı mm darstellt. 


Art des MaßBes. Wenn hier auf Messungen der Psycho- 
logie hingewiesen wird 38), so ist doch weder eine Maßbezeichnung 
noch eine Maßeinheit, die wir für die Wertschätzung verwenden 
könnten, von dort übernommen worden ®). Für die Bezeichnung 
der Wertschätzung oder der im selben Sinn als Tauglichkeitsverhält- 
nis zwischen Gut und Bedürfnis gebrauchten Nützlichkeit ist ein 
Ausweg nicht schwer zu finden. Man könnte einen Maßausdruck 
neu schaffen, wie die Physiker es zu tun belieben oder wie Pareto (da 
ihm die Verkehrssprache zu vieldeutig war), den Ausdruck Ophelimität 
geprägt hat. Zweckmäßigkeit entscheidet hier; wir können durch 
unsere Methode zu solchen Wesensbegriffen wenig beibringen, erst 
bei den Funktionsbegriffen bringt sie Vorteile. 


Quantität des Maßes. Aber die quantitative Fest- 
stellung der Einheit, in unserem Fall der Wertschätzungseinheit, 
bringt Schwierigkeiten 40). Für uns ist nun die Frage die: Können 
wir nicht ohne feste Einheit auskommen, können wir nicht die Klippen 
umfahren ? Betrachten wir ein System, das möglichst auf dem Boden 
der Wirklichkeit bleiben will, so bietet sich hier folgender Ausweg: 
Man stellt eine Beziehung auf zwischen dieser Wertschätzung oder 
Nützlichkeit und der Gütermenge und nimmt als Nutzeneinheit 
die Nützlichkeit einer beliebigen, aber in der Größe bestimmten 
Gutmenge; so stelle ı cm die Nützlichkeit von 3 Tonnen des Gutes A 
für den Menschen I dar; und man erfährt nun, daß die Nützlichkeit 
von 4 Tonnen ?/, der von 3 Tonnen (also ?/, cm) ist; die von 2 Tonnen 
3/, der von 3 Tonnen (also ?/, cm) ist; immer für Mensch I gültig. 
Aber nicht nur zum selben Gut, auch im Vergleich mit anderen Gü- 
tern hat — sagt man — jedes Individuum ein präzises $!) exakt aus- 
drückbares Urteil. 


Subjektiver relativer Maßstab. So ist in diesem 
relativen 4) Maßstab, gültig für dasselbe Individuum und im System 


38) Schumpeter, Math. Meth. S. 34. 

39) Jevons Theory S. 14: »no common denominator of feeling seems to bee 
possible. « 

40) »L’economista e il psichologo non possegono un edonimetro, ossia un in- 
strumento adatto a misurara il piacere ed il dolore.«e U. Ricci, Curve crescenti 
di ofelimità elementare e di domanda, Band 29, 1904, S. 112. Giornale de Ec. 

4) Vgl. Schumpeter, Math. Meth. S. 35. 

4) Bekanntlich ist jedes Maß nur relativ. Auspitz-Lieben S. IX und Cour- 
not, Rech. S. 22: »il n’existe que des valeurs relatives.« 
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der Ruhe die Lösung: die Länge jeder Ordinate mißt den Nutzen 
der durch die Abszisse dargestellten Gütermenge in der Nützlichkeit 
einer beliebigen anderen Menge (= Abszisse) desselben Systems. 
Im Beispiel ist die Nützlichkeit der Menge 7a = y ņa = °#/,, mal 
der Nützlichkeit von Is oder auch °#/,,; mal 43), der Nützlichkeit 
von 3a oder #®?/,,, mal der von 9a oder °%/,., mal der von 6b. Welche 
Größe wir als Maßstab nehmen, ist gleichgültig, da es sich nur um 
Verhältnisse handelt. Hier brauchen wir auch gar keine Nützlich- 
keitseinheit anzugeben. Dieses Maßsystem wird als Realität sofort 
vernichtet, wenn nicht zugegeben wird, daß wir für die Wertschätzung 
desselben und anderer Güter ein exakt ausdrückbares Urteil haben, 
wenn wir verneinen 44), daß das Individuum schätzen kann: 4kg A 
schätze ich !*/, mal so hoch als Ikg A; wenn behauptet wird: nur 
so kann das Individuum schätzen: 5kg A schätze ich gleich hoch 
wie 23/, kg B oder wie 12 kg C. Für diesen Einwand gibt es einen 
Ausweg: Man begibt sich auf das Gebiet der Hypothese und nimmt 
als Träger des Maßstabs ein Gut an, bei dem man die Veränderung 
der Nützlichkeit mit der Menge als bekannt voraussetzt oder bei dem 
gar die Nützlichkeitszunahme mit der Menge als konstant angenom- 
men wird #). Zweckmäßigerweise wählt man dann unter allen Gü- 
tern das, bei dem diese Hypothese als am meisten zutreffend $6) er- 
scheint: das Geld. So ist die Nützlichkeit des Geldes das Maß, auf 
das alles bezogen ist. Doch gilt das alles noch für das Indivi- 
duum und das System der Ruhe). Trotz dieser Einschrän- 
kung bleibt ein genügend großes Arbeitsfeld; doch werden wir sehen, 
wie es erweitert wird; hierbei bemerken wir: je weiter wir unser Ge- 
biet ausdehnen, desto mehr müssen wir, um exakt zu bleiben, zu 
Hypothesen greifen, aus der Wirklichkeit heraustreten und uns mit 
der Betrachtung jenes Bildes begnügen. Betrachten wir nun die 
Maßstabfrage im System der Bewegung. 


Maßstabveränderung. a) Es treten große Vermögens- 
veränderungen ein, bei denen die Nutzenfunktion des Geldes nicht 


43) Hoffentlich nimmt man an diesen Zahlen keinen Anstoß. Wir haben 
ja schon darauf hingewiesen, daß für uns die Möglichkeit zahlenmäßiger 
Erfaßbarkeit wesentlich ist, nicht aber die Genauigkeit, mit der sie erfolgt. 

4) Jevons, Pol. Ec. S. 14. »We can seldom or never affirm that a pleasure 
is an exact multiple of an other«. 

45) Jevons, Pol. Ec. S. 158. 

46) Sie mag deduktiv abgeleitet werden aus der Eigenschaft, in unserem 
heutigen Wirtschaftssystem als Generaltauschgut Hauptwertrepräsentant für 
andere Güter zu sein und sich ergeben aus der Summe der Funktionen all der 
Güter, die durch Geld erlangbar sind. 

4) Für kleinere Gütertransaktionen — meint man — braucht die Verände- 
rung der Geldnutzenfunktion als Größe zweiter Ordnung nicht berücksichtigt 
zu werden. 

Aehnlich verweist schon Cournot, Recherches ... S. 23 darauf, daß für 
das System der Ruhe das Geld der gecignete Maßstab sei, für lange Zeiträume 
das Getreide. Vgl. auch Pantaleoni S. 8o. 

30 * 
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mehr als konstant angesehen werden kann. Dann muß eine Funk- 
tion aufgestellt werden: Die Nützlichkeit des Geldes ist abhängig 
von der Geldmenge %). Schon früh wurde sie als vorhanden ange- 
sehen und für den, der voraussetzt, das Individuum habe zu denselben 
und anderen Gütern ein exakt ausdrückbares Urteil des Nutzens, 
bringt sie nichts neues als daß aus der sich ergebenden stetigsten 
Form der Funktion oder Kurve diese etwa als geeignetster General- 
nenner erkannt wird. Wie verhält sich aber der andere, der die Voraus- 
setzung verneint? Er hat die Nützlichkeitsfunktion aller Güter auf 
die des Geldes bezogen und festgestellt: die Nützlichkeit von I, 2, 
3,4...kgA ist gleich der Nützlichkeit von 0.80; 1.50; 2.I0... Mk. 
und dasselbe für B,C... Er hat den Nutzen des Geldes aber gerade 
als konstant vorausgesetzt, was nur zutrifft für das System 
der Ruhe, insbesondere für gleiches Vermögen. Aendert sich dieses 
wesentlich, so sucht auch er eine Funktion des Geldnutzens mit seiner 
Menge und damit eine Maßstabtunktion zu finden 4): Ist durch den 
Wirtschaftsmenschen erkannt: jetzt, wo ich I0o000 Mk. Ver- 
mögen habe, sind mir 1000 Mk. gerade soviel wert wie früher, wo 
ich 5000 Mk. hatte, 90oo Mk. — oder ist nr angenommen, 
daß die Nützlichkeit des Geldes mit vermehrtem Vermögen immer 
weniger zunimmt, so läßt sich auch eine Maßbeziehung für die ver- 
schiedenen Systeme des verschiedenen Vermögens ermitteln: nimmt 
bei wachsendem Vermögen die Nützlichkeit des Geldes immer weniger 
zu (d. h. die Geldeinheit ist weniger nützlich), so wird die graphische 
Einheit (cm), auf die alle anderen Güter bezogen sind, mehr bedeuten 
als früher. Es muß eine Maßstabreduktion eintreten. Greifen wir, 
um die Maßstabfrage zu erledigen, etwas vor und zeigen wir, wie wir 
sie in unser System einführen. Wir nehmen eine Gut-Nutzenfunktion 
an bei gegebenen Vermögen (Nutzen von I, 2, 3... kg D = Nutzen 
von I.00; 1.80; 250... . Mk. bei 5000 Mk. Vermögen). Nun ver- 
dopple sich das Vermögen und wir finden irgendwie: der Nutzen von 
I Mk. ist jetzt nur noch 0,9 mal soviel wie der Nutzen der Mark von 
früher. Aus der Veränderung der Nützlichkeit des Geldes 5°) wird 
nun eine Maßkorrektur gebildet und als Funktion vom Vermögen 
aufgetragen. Die Korrektur des Maßstabes erfolgt so, daß jetzt I cm 
nicht mehr die Nützlichkeit von I Mk. darstellt, sondern die von 
%/\o Mk., d. h. die jetzige Einheit ist 0,9 mal so groß als die frühere. 
Ist die Gut-Nutzenfunktion für D dieselbe geblieben, so gilt sie im, 
reduzierten Maßstab gemessen auch für das neue System. 

Stellen wir eine derartige Maßstabveränderung als Funktion des 
Vermögens auf, so gelingt es uns, auch im System der Bewegung 
ein Maß der Wertschätzung oder Nützlichkeit zu finden dadurch, 
daß wir auf einen bestimmten Vermögensstand beziehen. (Fig. II). 

Bezogen ist in diesem Fall die Nützlichkeit einer bestimmten 


48) Marshall, Handbuch der Volkswirtschaftslehre Stuttgart 1905. S. 140, 
1) Vgl. Cournot, Rech. S. 12. 
60) Vgl. Cournot, Rech. S. 26 ff. 
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Menge eines bestimmten Ruhesystems (in Zeit und Vermögen) be- 
ziehbar aber jede beliebige Menge, und nichts hindert, sie als Einheit 
einzuführen und in metrischer Form festzulegen. Man kann aber 
auch folgenden Standpunkt gelten lassen: Wo wir ein relatives Maß 
haben, bei dem jede Größe des Systems die Einheit bilden kann, 
brauchen wir den Maßstab nicht anzugeben, auch nicht metrisch. 
Wir tun vielleicht sogar gut daran, davon abzusehen, um von vorn- 
herein zu bemerken, daß kein Normalmaß festzustellen möglich war. 





Als zweites Gebiet der Bewegung kommt die Ausdehnung der 
Probleme auf zeitliche Zwischenräume (ganz verwandt mit dem vori- 
gen) in Betracht. Auch hier suchen wir eine Funktion des Maßstabs, 
diesmal abhängig von der Zeit, mag es sich um später fällige Güter- 
mengen handeln, deren Nutzen schon jetzt in das System einbezogen 
werden soll, oder um wirkliche zeitliche Veränderung, die den Nutzen 
beeinflußt. Tritt eine zeitliche und Vermögensveränderung ein, 
so lassen sich die Maßstabkorrekturen addieren. 


Objektiver Maßstab. Bisher sind wir streng im System 
des Einzelmenschen, mithin auf subjektivem Wertmaß geblieben. 
Nun ist aber eine weitere Frage die: Kommen wir los vom Geltungs- 
bereich dieses Nützlichkeitsmaßstabs auf nur einen Menschen ? 

Auch hier sind wir auf Hypothesen angewiesen, etwa auf die: 
bei gleichem Vermögen ist bei allen Menschen die Wertschätzung 
des Geldes dieselbe, mindestens im Vergleich zu großen Wertschätzungs- 
unterschieden der verschiedenen Güter. 

Geben wir das zu, so haben wir einen objektiven Wertschätzungs- 
oder Nützlichkeitsmaßstab — objektiv freilich nicht in dem Sinn, 
daß er dem Gut inhärent ist, — der ferner relativ ist und dessen Träger 
jedes beliebige Gut jeder beliebigen Vermögensgröße werden kann, 
der aber die Nutzenverhältnisse festlegt. 

Wenn wir schon für das Wirtschaftsbild der Ruhe und noch 
mehr für das Gebiet der Bewegung bei der Feststellung des Maßes 
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in Schwierigkeiten kamen, wie viel mehr wird das der Fall sein, wenn 
wir zu den die Wirtschaftsbewegungen verursachenden Kräften 
übergehen wollen, etwa um Bedürfnisse usw. herauszudifferenzieren ? 
Aussichtslos erscheint es jedenfalls nicht, aber verfrüht, danach zu 
suchen, ob wir nicht auf ökonomischem Gebiet zu jenen Maßstäben 
der ökonomischen Kräfte kommen (Bedürfnis, Lust, Unlust . . .), 
welche uns die Psychologie nicht bietet. 

Zum Schluß wollen wir noch bemerken: Hat das Wirtschafts- 
element den Charakter einer Verhältniszahl, so wird eine beliebige 
Streckengröße als Einheit !/, angenommen und bildet das Maß. 
Dieser Maßstab tritt z. B. beim Tauschverhältnis, dem Preis der 
reinen Oekonomen ein. 

Man nehme unser Eingehen auf die Maßstabfrage nicht übel; 
ein Zuviel ist hier nicht so schlimm als ein Zuwenig, und der Maßstab 
ist doch der Angelpunkt der ganzen mathematischen Erfaßbarkeit. 
Eine Lösung wollten wir dabei nicht geben, aber einen Einblick in 
die Art, wie die Mathematik an sie herangeht und wie sie auch im 
Bereich unserer graphischen Methode möglich ist. 


Dimensionierung derökonomischen Größen. 
Bei unserer Maßstabfrage sind wir nun auf eine eigentümliche Er- 
scheinung gestoßen: wir haben eine Funktion aufgestellt zwischen der 
Mark als Ware (Gut, Menge) und der Mark als Nutzen (Ophelimität, 
Wert) und im verschiedenen Maß die scharfe Wesensverschiedenheit 
erkannt (denn nur wesensgleiche Größen können wir mit demselben 
Maß messen). Derartige Unterscheidungen wie Mark-Ware und 
Mark-Wert haben schon früh in der mathematischen Wirtschafts- 
lehre zu einem methodischen Hilfsmittel geführt: der Dimen- 
sionsbezeichnung der ökonomischen Elemente durch abge- 
kürzte Zeichen. Dem Physiker ist sie geläufig und bewahrt ihn davor, 
Werte miteinander zu vergleichen, die nicht vergleichbar sind, wie 
etwa roh ausgedrückt Meter mit Kubikmeter oder gar Kilogramm. 
Die Dimensionierung der Elemente bringt diese in einen engen Zu- 
sammenhang, der bei der Aufstellung eines Systems sehr zustatten 
kommt. Denn aus wenigen grundlegenden Wesensbegriffen können 
wir die Art der sich im Verlauf der Entwicklung ergebenden Funk- 
tionsbegriffe erkennen und ihren Zusammenhang festnageln. In 
ihr wurzelt ein großer Teil der »Klarheit der Begriffe, die die Mathematik 
bringt«!). In der Graphik wollen wir uns diese Vorteile nicht ent- 
gehen lassen, um so mehr als sie, die selbst im Rahmen räumlicher 
Dimension liegt, solche Dimensionszusammenhänge besonders leicht 
ermitteln kann. Durch die in ihr liegenden Raumdimensionen (Li- 
nie= m; Fläche = m?; Körper = m?) lassen sich nämlich die im 
System dargestellten Größenkombinationen ihrer wirtschaftlichen 
Dimension nach ermitteln. Um von vornherein diesen Weg zu’ebnen, 


651) Walras, Theorie S. 25: »en introduisant dans l’économie politique pure 
la précision de definition, la rigueur de deduktion de la mécanique pure ...¢ 
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sollte man an jede Koordinate die Dimension der auf ihr aufgetragenen 
Größe vermerken. Das wollen wir tun. Gutmengen bezeichnen wir 
mit m, die Nützlichkeit einer durch Lage und Menge im Koordi- 
nationssystem bestimmten Gütermenge mit u. Es sei noch darauf 
hingewiesen, daß die angewandten Naturwissenschaften vielfach 
noch weiter gehen und zur Bezeichnung der Wesensgattung 
die Dimensionsbezeichnung noch mit einem Akzent versehen. Dem- 
entsprechend bezeichnen wir die Gutmenge mit m, die Nützlichkeit 
mit û 52). Dann könnten wir auch die »Mark« als Einheit der Nütz- 


N 
lichkeit wählen, wenn wir wissen, daß sie in der Bezeichnung Mk 


ein von Mk-Ware grundverschiedener Begriff ist 53). Mögen dann die 
einzelnen Forscher die einzelnen Begriffe verschieden bezeichnen, 
so ist doch der dadurch hervorgerufene Schaden nicht so groß, so- 
lange wir durch die Dimensionierung wissen, was der eine unter dem 
Begriff versteht und mit welchem Begriff eines andern Forschers 
er sich deckt. Nur auf die besondere Stellung, welche die Begriffe der 
Dimension I einnehmen, soll kurz verwiesen werden. Zu ihnen gehört 
der Preis; er ist ein Verhältnis von Gutmenge gegen Gutmenge (auch 


De m 
gegen Geld Mk), also TSL Graphisch wird er als trigonometrische 


Tangente eines Winkels dargestellt. Bleibt der Preis derselbe, so 
ist unabhängig von der Menge die Tangente und der Winkel kon- 


stant. Die Dimension der Tangente ist ==, stimmt also. 


; A Xb 
Preis von = — 
B Xa 





Auf die Erörterung der Dimensionsfrage werden wir zurück- 
kommen bei Besprechung des Grenznutzens. 


Positiveund negative Größen. In unserem System 
treffen wir auf Elemente, die derselben Dimension sind und sich doch 
wesentlich unterscheiden, so Nutzen und Schaden oder die Funktions- 
begriffe Gewinn und Verlust, Angebot und Nachfrage. Es sind für 
den Mathematiker entgegengesetzte Größen, die eine das negative 


ss) Vgl. Jevons, Theory S. 61—69. 
58) Auch die anderen Einheiten der Elemente können wir mit Accent 
versehen wie kg, qm, ar . . Zeit: t*. 
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von der andern 54); die Graphik drückt dies in eigener Weise aus. 
Unser Koordinatensystem hat bekanntlich 4 Quadranten, von denen 
allerdings meist nur der rechte obere der positiven Ordinaten zur 
Darstellung verwendet wird, wie es sich bei uns ja meist um posi- 
tive Größen handelt. Treten aber im System jene negativen 
Elemente auf, so werden wir entsprechend der Kombination positiver 
und negativer Elemente bzw. Koordinaten in einen andern der 4 Qua- 
dranten geführt, z. B. in den zweiten, wenn bei einer großen Güter- 
menge der Grenznutzen negativ wird, so daß eine weitere Vermeh- 
rung Schaden verursacht 55). 





Aufstellung von Funktionen. Als erste Bedingung 
für mathematische Behandlung der Wiırtschaftsvorgänge haben wir 
die -Erfassung der Elemente an sich durch mathematische Formen 
behandelt. Eine zweite Bedingung ist folgende: Es müssen sich auch 
Beziehungen zwischen solchen Elementen, direkte 
oder indirekte Abhängigkeiten, mathematisch: Funktionen feststellen 
lassen, so im Beispiel zwischen Nützlichkeit und Gütermenge. Und 
wenn wir gezeigt haben, wie die ökonomischen Elemente mathe- 
matisch und im besondern graphisch faßbar sind, so müssen wir nun 
die Art der Feststellung ihrer Beziehungen beleuchten. Denn 
es mögen die einzelnen Elemente für sich quantitativ faßbar sein, 
so ist damit doch noch nicht gesagt, daß sie voneinander abhängen 
und wenn, wie wir diese Abhängigkeit mit unsern Mitteln feststellen. 


Funktionen in der Oekonomie. Wenn man nun 
vermuten wollte, daß das Untersuchungsgebiet durch diese zweite 
Bedingung wesentlich eingeschränkt werde, so wird man mit Worten 
O. Spanns 58) bemerken: ». . . erhebt sich die Frage, ob der Funktions- 


54) Jevons, Theory S. XIII slabour as negative utility ... pain the negative 
of pleasure, « 

55) Vgl. Auspitz-Lieben, Untersuchungen S. 222, Fig. 5I c. 

56), Othm. Spann, Math.-mech, Analogie S. 809. 

Diese, für Funktionen im logischen Sinn gemeinten Worte treffen auch 
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oder der Wesensbegriff der spezifisch sozialökonomische Begriff ist... ., 
so ergibt sich, daß die Sozialwissenschaft ein System von Funktions- 
begriffen darstellt und daß die Wesensbegriffe nur Hilfsbegriffe für 
das sozialökonomische Denken sind.« Dieses Ueberwiegen des Funk- 
tionsbegriffes tritt bei den reinen Oekonomen deutlich hervor 57). 
Nicht das »Ding an sich«, sondern die Funktion ist die Frage. Ein 
Gut ist ein Gut, erst dadurch, daß eine bestimmte Form, ein Zustand, 
im System typisch für es ist, wird es zum »freien« Gut, zum »Selten- 
heitsgut«. Eine Rente, ein Gewinn ist eine Differenzgröße, die als 
Größe an sich nicht auftritt, sondern im System gebunden ist dadurch, 
daß eine Größe darin = o wird, von der sie also abhängt 58). Wo 
wir Funktionen nicht feststellen können, ist eine mathematische 
Behandlung unmöglich. Und können wir es, so muß die Abhängig- 
keit, wenn auch noch so locker, quantitativ sein. Auch diese Ein- 
schränkung verengt die von früher her gezogenen Grenzen nicht: 
»Die Urteile unserer Disziplin haben den Charakter von Gleichungen 
(später funktionelle Relationen genannt. D. V.); denken wir an das 
Produktionskostengesetz: die Kosten tendieren unter gewissen Voraus- 
setzungen nach der Gleichung Preis = Produktionskosten, oder an 
die Quantitätstheorie . . . oder die Preise hängen ab von Angebot 
und Nachfrage, d. h. von der angebotenen und nachgefragten Waren- 
menge. Man stelle ihnen Urteile nicht quantitativen Charakters 
gegenüber, wie: Eigentum ist das Recht genereller Herrschaft einer 
Person über eine Sache« 5°). 


Wesen der Funktion. Betrachten wir den Funktions- 
begriff näher: Der mathematische Funktionsbegriff stellt eine Wechsel- 
beziehung zwischen den Elementen dar. Zu einer im System be- 
stimmten Gütermenge gehört eine bestimmte Nutzengröße ebenso 
wie zu einer bestimmten Nutzengröße eine Gütermenge gehört, die 
im System nach dem Verhältnis von Lage und Größe bestimmt ist. 
»Der Begriff der Funktion ersetzt vollkommener den der Ursache 
und Wirkung.« Er führt von cognoscere causam zum cognoscere 
nexus °). Die methodische Gleichwertigkeit der Elemente wird 
auch durch die Unterscheidung in abhängige und unabhängige Va- 
riable nicht beeinträchtigt. Bei der Aufstellung der Funktionen 
nennt man gewöhnlich das Element, von dem man ausgeht (die Güter- 
menge), die unabhängige Variable, die andere (den Nutzen), dessen 


— entgegen Spanns Ansicht — für die mathematische Funktion zu, entsprechend 
ihrer Verwandtschaft, und wir meinen, daß das gerade für die Anwendbarkeit 
der Mathematik spricht. Auch Schumpeter kommt Wesen... S. 47 zum Schluß, 
es seien Wechselbeziehungen, die in unserer Wirtschaft auftreten. 

57) Auffallend bei Cournot, Recherches S. 1 ff. 

58) Vgl. Cunynghame, Some impr. Marshall, Handbuch S. 442. Jevons, 
Theory S. 85 (Markt) usw. 

59) Schumpeter, Math. Meth., s. 35. 

60) Leseine L. — et Suret, L. Introduction mathématique à l'étude de 
l’économie politique. Paris 1911. S. 16, 


468 Walter G. Waffenschmidt, 


zugehörige Größe gesucht ist, die abhängige Variable. Welches von 
beiden Elementen wir aber als Unabhängige wählen, ist gleichgültig, 
in jedem Fall erhalten wir dieselbe Funktion. Ebenso wie wir sagen: 


zu I, 2, 3,4... kg des Gutes A gehört als Funktion die Nützlichkeit 
ZN 
0.28, 0.59, I.00, I.3I1 Mk, so können wir sagen: zu der Nutzengröße 
N 


0.5; 1.0, I.5; 2.0 Mk gehört ‚eine Gütermenge A von 1,6; 3,0; 4,4; 
5,2... kg. Aus beiden Arten des Aufbaus ergibt sich dieselbe Funk- 
tion, dieselbe Kurve. Betrachten wir die verschiedenen Grade mathe- 
matischer Bestimmtheit, in der sich eine solche Funktion darstellen 
läßt, mit besonderer Rücksicht auf unser S. 448 behandeltes Beispiel. 


Bedingung für die Aufstellung einer Funk- 
tian. Die Erkenntnis davon, daß überhaupt eine allgemeine 
Funktion zwischen ökonomischen Elementen besteht, reicht 
aus zur mathematischen Formulierung; aber es läßt sich damit nicht 
viel anfangen ©). Auf graphischem Gebiet finden wir solche Dar- 
stellungen z. B. bei Harms zur Beleuchtung der Funktionsveränderungen 
zwischen Elementen bei Uebergang einer Wirtschaftsform in eine 
andere. Der Erkenntniswert ist gering. Die Darstellung sagt nicht 
mehr, als sich durch Worte ausdrücken läßt. Es fehlt auch der Zweck, 
durch die graphische Darstellung die ökonomische Tatsache einem 
System einzugliedern, was die Uebertragung auch mit Worten 
erklärbarer ökonomischer Tatsachen rechtfertigen würde, als Glied 
in der Verbindungskette zu einem einheitlichen Erklärungsprinzip ®). 
Der Mathematiker erkennt das ja gleich, dem Nichtmathematiker 
aber erweckt wohl eine solche Darstellung den Eindruck quantitativer 
Bestimmtheit, wo sie nicht vorhanden ist. Deshalb beginnt unser 
Gebiet erst da, wo die Funktion (wenn auch in geringem Grade) 
quantitativ erkennbar ist, wenn wir nicht nur sagen können, daß 
zu einem bestimmten Element ein bestimmtes andere gehört, sondern 
wenn wir irgend etwas mehr über die Veränderung dieses Verhält- 
nisses und seiner Größe wissen. Wie die quantitative Erfassung der 
Elemente eine verschieden strenge war, so ist es auch die der 
Funktion. 


Zwei Ziele. Die Anforderungen hieran ändern sich natur- 
gemäß wieder damit, ob das betrachtete Wirtschaftssystem die Wir k- 
lichkeit darstellen soll, oder ob nur ein Bild konstruiert werden 
soll. Zwischen zwei Polen schwankt unsere Erkenntnis der ökono- 
mischen Vorgänge: auf der einen Seite steht die Wirklichkeit ver- 


61) Schumpeter, Math. Meth. S. 36: »Die bloße Aufstellung einer funktio- 
nellen Beziehung y = f (x) verlohnt sich nicht, wenn man weiter gar nichts von 
ihr zu sagen weiß.« Ebenso vgl. Pareto, Anwendung ... S. III3. 

63) Schumpeter, Math. Meth. S. 3 betont die Bedeutung der Formulierung 
von Selbstverständlichkeiten »so allein wird es möglich sein, einen streng logi- 
schen Bau auf der Grundlage, womöglich nur eines Prinzips zu errichten, was ja 
das Ideal wäre«, 
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bunden mit so großer Kompliziertheit der ökonomischen Zusammen- 
hänge, daß ein Verstehen über unsere Kräfte geht; auf der andern 
steht Abstraktion, damit Entfernung von der Empirie zur Hypo- 
these, zum Bild, dafür aber Vereinfachung und Verständlichkeit der 
Probleme. Diese beiden Richtungen prägen sich auch wieder in der 
Funktionsdarstellung aus. 


Erstes Ziel. Ein Teil der Forscher sucht nachzuweisen, 
daß zahlen mäßige Funktionen zu erhalten seien aus Geschäfts- 
büchern und öffentlichen Statistiken 6). Wäre es möglich, so könnte 
auch hier nicht genug betont werden, daß Genauigkeit der Grundlagen 
und des Ergebnisses parallel gehen müssen. Das tun sie nicht immer. 
Auch in den Naturwissenschaften kommt es vor, daß durch mathe- 
matische Operationen Ergebnisse erzielt werden, von einer auf 
Dezimalen gehenden Genauigkeit, wo nur rohe Grundlagen vor- 
handen sind. Dies ist bei der Graphik nicht zu befürchten, da ihre 
Mittel konkrete abgreifbare geometrische Elemente sind. Sind aber 
die Grundlagen schwankend, so erhalten wir auch schwankende 
Ergebnisse, aber es gelingt uns, die Grenzen der Schwankungen anzu- 
geben und so exakt zu bleiben. Solange die Abhängigkeiten zahlen- 
mäßig bestimmt sind, können wir sie theoretisch immer graphisch 
erfassen. Doch wollen wir uns weiter auf dieses Gebiet nicht einlassen ; 
es führt von der reinen Theorie zur Statistik und die Verwendung der 
Graphik hier würde genügend Stoff zu einer besonderen Arbeit bieten. 


Zweites Ziel. Der andere Teil der Forscher sieht das vor- 
läufige Ziel in squalitativen« Ergebnissen $), denen dann auch 
nur »qualitativ« bestimmte Funktionen zugrunde gelegt zu werden 
brauchen, da ja die Bestimmtheit der Grundlage und des Ergebnisses 
parallel läuft. Unter diesen »qualitativen« Funktionen verstehen sie 
solche, die nicht zahlenmäßig bestimmt sind, von denen man aber 
einige Eigenschaften, die wohl quantitativen Charakter haben, kennt, 
wie Steigen, Fallen der Kurve, Vorhandensein eines Maximums 
usw. 6), Auch bei Bekanntsein der Funktion kann man unter Um- 
ständen, je nach der Intensität der Untersuchung, mehr oder weniger 
von ihr aussagen wollen. Wie hierin der Analytiker Raum hat, haben 
wir schon am Beispiel S. 448 gezeigt. 


Graphische Erfaßbarkeit der Funktionen 
im Vergleich zu andern mathematischen For- 
men. Nun müssen wir noch eingehen auf die graphische Erfaßbar- 


6) Jevons, Marshall, Auspitz-Lieben. 

6) Cournot, Pareto. 

66) Cournot, Rech. S. 5I ... »d’etre indéfiniment croissantes ou décrois- 
santes, ou d’être périodiques, .. de semplables données, quelqu’ imparfaites 
qu’elles paraissent peuvent toutefois, à l'aide des signes propres à l'analyse, 
conduire à des relations également générales, qu’on aurait difficilement décou- 
vert sans ce secours, s 
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keit verschieden intensiv bestimmter Funktionen. Wir halten uns 
dabei zweckmäßigerweise auch an unser Beispiel und betrachten, 
wie sich die verschieden genau bestimmte Nützlichkeitsfunktion 
des Gutes A darstellen läßt. In der Abteilung II (S. 448) ist die aus 
algebraischen Elementen bestimmte Funktion als Kurve aufgetragen. 
Sind die graphischen Maßstäbe gewählt, so ist die Kurve eindeutig 
bestimmt und nur eine Kurve entspricht den gegebenen Zahlen- 
werten. Schon viel allgemeiner ist die Gleichung der Abteilung III: 
ya = 70Xs — 3Xa?. Sie sagt: der Nutzen wächst mit der Gütermenge 
in zahlenmäßig bestimmtem Verhältnis. Solange aber keine Einheit 
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bestimmt ist, gilt die Gleichung für jede beliebige Einheit. Es ent- 
sprechen ihr dann eine unendliche Anzahl von Kurven, die aber 
alle eine bestimmte Form haben, welche sagt: Eine doppelt so große 
Gutmenge hat einen zahlenmäßig bestimmt mal so großen Nutzen 
als die einfache. 

Einen weiteren Schritt in der Allgemeinheit der Funktion stellt 
die Gleichung ya = axa — axa? dar. Hier ist zwar immer noch die 
Form der Funktion bestimmt: die Kurve ist eine Parabel, aber über 
ihre Steilheit, ihren Höhepunkt ist nichts gesagt. Nur ist jede der 
Gleichung genügende Kurve nach unten konkav. In ihr liegen auch 
alle Kurven der Gleichung ya = 70Xa — 3xa? (Fig. 14). 

Abstrahieren wir auch noch von der Form der Parabel, und 
wollen wir nur sagen, daß die Kurve der Nützlichkeit mit der Menge 
immer weniger rasch steigt, also nach unten konkav ist, so erhalten 
wir die allgemeine Form der Gleichung: ya = a,Xa® — a,Xa” (Fig. 15). 

Die Gleichung y = f(x) sagt: Die Nützlichkeit hängt irgendwie 
von der Menge des Gutes ab. Unter sie fallen alle möglichen und 
unmöglichen Kurven (Fig. 16). 

Die zunehmende Allgemeinheit zeigt sich darin, daß immer die 
allgemeineren Funktionen die spezielleren umfassen. 

Die jeweils unter der Gleichung stehende Kurve ist deren gra- 
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phische Uebersetzung. Es gelingt uns leicht, alle Gleichungen durch 
Kurven auszudrücken. Die qualitative Erfassung steht uns also 
offen. Doch muß noch ein scheinbarer Vorteil der Gleichungsform 
erörtert werden. 


Vorteil der Allgemeinheit der Gleichung 
gegenüber der Spezialisierung der Kurve. In 
einer allgemeinen qualitativen Gleichung faßt der Analytiker alle 
unendlich vielen Kurven, welche der in jener Gleichung 
ausgedrückten allgemeinen Bedingung genügen, zusammen. Das 
bringt nun eine große Vereinfachung 88). Da aber jede Kurve, die 
die Gleichung erfüllt, zu denselben qualitativen Resultaten führt, 
so ist unser Zugrundlegen einer speziellen Kurve, sobald diese auch 
Träger jener allgemeinen Bedingungen ist, keine Einschränkung 
und nicht nachteilig. Es handelt sich doch darum: »Aus den bekannten 
Eigenschaften der Funktion, eines Gutes: daß sie vom Nullpunkt aus- 
geht und wieder zu Null wird, sodann negativ wird, daß sie ein und 
nur ein Maximum hat, daß sie reell ist und überall konkav verläuft, 
so unvollkommen diese Daten sein mögen, kann man vermittelst 
der Analyse zu neuen Resultaten kommen, von derselben Allgemein- 
heit wie die Daten, Relationen, die man vielleicht sonst nicht ge- 
wonnen hätte« 67). Diese neuen Resultate müssen wir also auch 
auf Grund jeder konkreten beliebigen Kurve erhalten, die wir gra- 
phisch darstellen, wenn sie nur jenen Bedingungen genügt. Und 
wie nochmals betont sei, können wir das: wir können die Funktion 
in jedem Stadium ihrer Allgemeinheit erfassen. Nicht aber gelingt 
es umgekehrt alle Funktionen, die noch graphisch faßbar sind, in 
Gleichungsform zu übertragen. Und der Weg, den der Analytiker 
dazu geht, führt ihn meist über die Graphik: Zuerst trägt er die 
empirische ökonomische Funktion graphisch auf, und dann sucht er 
aus der Kurve die Gleichung aufzustellen. Sobald nun aber eine 
reale ökonomische Funktion zugrund liegt, weicht die aus ihr gebildete 
Kurve von der einfache Gleichungen ergebenden Form natürlich 
ab; und um diese Abweichung zu berücksichtigen, wird der Analy- 
tiker zu solchen mathematischen Komplikationen geführt, daß die 
Schwierigkeit der Lösung in keinem Verhältnis zur ökonomischen 
Ausbeute steht €). Und da doch viele Forscher, die die Analyse ver- 
wenden, von der Realität ausgehen wollen, so glauben wir hier jenen 
gegenüber im Vorteil zu sein. 


88) Vgl. ferner G. Ruggiero, L'economia e la mecanica, Giornale de Ec. 
Band 42, 1911, S. 218. S. 223: »la quistione intorna all’ atomismo dei principii 
economici viene eliminata, perchè i concetti particolari non vengono construtti 
fuori della sfera di quelli generali, ma inclusi in essi .. .« 

67) Schumpeter, Math. Meth. S. 38. 

68) L. v. Bortkiewicz, Eine geometrische Fundierung vom Standort der 
Industrien. Archiv f. Sozialwiss. und Sozialpol. Band XXX, ıgıo. Tübingen. 
S. 780: »Es gibt nichts schwierigeres als für eine gegebene statistische Kurve 
eine passende algebraische Formel zu finden.« 
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Aufstellung der Funktion aus der Kenntnis 
von Teilen. Dabei ist noch auf folgendes aufmerksam zu machen: 
Der reine Oekonom sagt: Wir brauchen die Funktionen nicht einmal 
vollständig zu kennen, es genügt ein größer oder kleiner, konvex 
oder konkav, ein Stück der Kurve um eine Summe der 
Erkenntnisse aufzudecken 6°). Es scheint nun die Möglichkeit, Funk- 
tionen aufzustellen, aus einem ganz kleinen Stück der Kurve, das 
wir ja in der Wirtschaft viel eher feststellen können, als die ganze 
Kurve, von bedeutendem Vorteil zu sein. In der Naturwissenschaft 
sind auch die Erscheinungen tatsächlich so konsequente Funktionen, 
daß ein kleiner Teil genügt, um sie ganz zu bestimmen. Aber die 
Wirtschaftskräfte sind eben doch unsteter und wirter als die dor- 
tigen Kräfte. So mag denn wohl für einen kleinen Teil der Kurve 
die Form der Parabel richtig sein, ob sie aber für die ganze Funktion 
gilt, ob sie sich nicht in wesentlichen Punkten im weiteren Verlauf 
unterscheidet, bleibt bei der Aufstellung unbeachtet und ist doch 
durch die Gleichung fest bestimmt. So ist dann auch hier wieder 
der Hauptfehler begangen worden, daß man in der Grundlage mehr 
gesagt hat, als zu verantworten ist’). Bei der Entwicklung aber 
haben wir keine Gewähr dafür, daß sich nicht gerade die Ergebnisse 
dem Kurventeil zuschreiben, der nicht der Wirklichkeit entnommen 
ist, über den man sich vielleicht nicht einmal Rechenschaft gegeben 
hat. Wohl ist es möglich, daß man über den weiteren Verlauf der 
Kurve qualitative Kenntnisse besitzt — vielleicht aus der Psycho- 
logie —, daß die wirkenden Kräfte gleichmäßige sind, dann läßt sich 
daraus und aus einem kleinen quantitativ bestimmten Teil die ganze 
Funktion quantitativ bestimmen. Doch können wir dann auch 
graphisch die Konstruktion der Funktion vornehmen. Jedenfalls 
erscheint es uns vorteilhaft, daß wir in der Graphik nur soweit Er- 
gebnisse erhalten können, als wir uns Rechenschaft über den Verlauf 
der Kurve gegeben haben, wie sie gezeichnet vorliegt. 

Zu zwei weiteren Punkten, die in der mathematisch-wissenschaft- 
lichen Literatur Anstoß erregten ?!), wollen wir noch Stellung nehmen: 


Beliebige Teilbarkeit der Elemente. Der Ana- 
lytiker setzt eine beliebige Teilbarkeit aller Elemente, 
also auch der Güter in unendlich kleine Teile voraus. Hierzu bemerkt 
Schumpeter %): »Das geht einigermaßen bei Mehl, Flüssigkeiten usw., 
doch kann man von der Tendenz einen unendlich kleinen Teil zu 
erwerben sprechen oder man führt Hilfshypothesen ein: Teilung der 
Nutzung oder so große Mengen, daß ein Exemplar dagegen unendlich 
klein ist 72). « Solche Hypothesen braucht die Graphik nicht. Wir 
können unteilbare Gütermengen und deren Funktionen darstellen. 


0) Schumpeter, Pareto, Bouvier, Leseine et Suret. 

70) Was Auspitz-Lieben, S. XXVI, Launhardt vorwerfen. 

71) G. Cassel, Grundriß S. 415 und Pareto, Anwendung S. 1100. 
13) Schumpeter, Math. Meth. S. 38. 

73) Vgl. auch Jevons, Theory S. 89 und Walras, Éléments S. 6r. 
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Wäre nämlich in unserem Beispiel das Gut B nicht beliebig teilbar, 
das Gut A beliebig, so könnten wir den Ausgang der Wahl doch be- 
stimmen. Es wird das vierte Gut B eingetauscht, wenn noch ein 
Ertrag dadurch erzielt wird, d. h. wenn der Grenznutzen des vierten 
Gutes größer ist als der dafür ausgetauschten Gutmenge A, d. h. 
sobald die Fläche x,.acx,. größer ist als x,.bdx,. oder sobald ate 
größer ist als cde 7$). 





Sprunghafte Funktionen. Auf demselben Weg über- 
winden wir. eine zweite Schwierigkeit ähnlicher Natur: die Un- 
stetigkeit der Funktionen. Von der Stetigkeit der 
Funktionen ist der Analytiker so abhängig, daß, sobald er auf sprung- 
haft sich verändernde Funktionen kommt, er sie fallen lassen muß. 
Ob nun sprunghafte Funktionen in der Oekonomie vernachlässigt 
werden können, ist strittig 75). Schumpeter glaubt zwar, daß Mar- 
shall mit seinem Motto: natura non facit saltum auf die Stetigkeit 
unserer ökonomischen Funktionen habe hinweisen wollen, bemerkt 
aber, daß wohl die Kultur sich sprungweise verändere. (Auf solche 
unstetige Funktionen sind wir schon eben gekommen, sobald die 
beliebige Teilbarkeit der Güter aufhörte) 76). Auch in diesem Fall 
muß sich der Analytiker mit Hilfshypothesen behelfen 7”). Für den 
Graphiker dagegen bietet die sprungweise Veränderung in der Er- 
fassung der Funktion keine Schwierigkeiten. Interessiert ihn gerade 
diese Erscheinung oder glaubt er die Funktion typischer sprunghaft 
darzustellen, so kann er das ohne Mühe. 

Ist nun die reale Funktion, auf die der »reine Oekonom« stößt, 
besonders prägnant, so nennt er sie Gesetz’®), (so das Gesetz 





74) Vgl. Jevons, Theory S. 134. 

15) Cassel, Grundriß, s. 418. 

76) Unstetige Funktionen finden sich graphisch verwendet bei: Irv. Fisher, 
Capital. Auspitz-Lieben, Fig. 31, 39, 41. 

77) Vgl. Cournot, Rech. S. 53. 

18) Marshall, Handbuch S. 138: »Man kann folgendes Gesetz aufstellen: 
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des abnehmenden Grenznutzens mit der Gutmenge). Diese Präg- 
nanz der Funktion zeigt unsere Methode, wie überhaupt Anschaulich- 
keit ihre Stärke ist, in der Form der Kurve, mag sie quantitativer 
oder qualitativer Art sein °®). 

Durch Feststellung einer Gesetzmäßigkeit entgeht der reine 
Oekonom auch dem Vorwurf nur Individualökonomie zu treiben 8°). 
Hier zeigt die Graphik folgendes: Geht man von empirischen Indivi- 
dualfunktionen aus, die zahlenmäßig verschieden, aber prägnant in 
der Form sind (etwa nach unten konkav), so hat, unabhängig von 
der zahlenmäßigen Verschiedenheit der Einzelkurven, die aus ihnen 
gewonnene Summenkurve eine mehr oder weniger bestimmte Form 
(ebenfalls nach unten konkav), die auch in gewissen Eigenschaften 
unabhängig ist von der Zahl der Einzelkurven. Diese Funktion wird 
dann als sozialökonomische Tatsache angesehen ). 


Beispiele für Funktionsaufstellung. Betrach- 
ten wir die Funktionsaufstellung und -Ueberttagung in der Literatur, 
so scheidet ein großer Teil für uns deshalb aus, weil die dargestellten 
Kurven lediglich zur Anschauung dienen und keine methodische Ver- 
wendung fanden. Von den andern sind die beiden Gossenschen Ge- 
setze auf dem Gebiet des Tausches und Preises wohl am bekanntesten. 
Sie wollen wir als Typen behandeln. | 

82) „Bei näherer Betrachtung, wie das Genießen vor sich geht, 
findet man bei allem Genießen folgende gemeinschaftlichen Merk- 
male: I. Die Größe eines und desselben Genusses nimmt, wenn wir 
mit Bereitung des Genusses ununterbrochen fortfahren, fortwährend 
ab, bis zuletzt Sättigung eintritt. 2. Eine ähnliche Abnahme der 
Größe des Genusses tritt ein, wenn wir den früher bereiteten Genuß 
wiederholen, und nicht bloß, daß bei wiederholter Bereitung die ähn- 
liche Abnahme eintritt, auch die Größe des Genusses bei seinem Be- 
ginn ist eine geringere und die Dauer, während welcher etwas als 
Genuß empfunden wird, verkürzt sich bei der Wiederholung, es 
tritt früher Sättigung ein, und beides, anfängliche Sättigung sowohl 
wie Dauer vermindern sich um so mehr, je rascher die Wiederholung 
erfolgt. Für beide Merkmale liefert das tägliche Leben tausendfältige 
Tatsachen als Beweise .. .. Die unberechenbare Wichtigkeit des 
Gesetzes macht es wünschenswert, von demselben eine möglichst 








Der Grenznutzen eines Gutes nimmt mit jeder Vermehrung des bereits vorhan- 
denen Vorrats ab.« Aehnlich das »Gesetz« der Nachfrage, s. 144, Fig. 4. 

19) Bouvier, La Meth. math., s. 88: »Viele Gesetze haben geometrischen 
Charakter. « 

80) Vgl. auch Anm. 66. 

8) Vgl. die Additionen von Funktionen bei: Schumpeter, Math. Meth. 
S. 46. Lieben, Die mehrfachen Schnittpunkte zwischen Angebots- und Nach- 
fragekurve. Zeitschr. für Volksw., Sozialpol. und Verwaltung, Band XVII, 
1908. Fig. 16. Cunynghame, Some Impr., Fig. 10. Walras, Elements, Fig. I. 
Pantaleoni, S. 36, Fig. VIII. Auspitz-Lieben, S. 28 ff. usw. 

83) Gossen, S. 4. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 3I 
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klare Anschauung zu erhalten. Hierzu kann im vorliegenden Fall 
ein geometrisches Bild behilflich sein . . . .« 83). Gossen meint nun, 
daß die Gesetze das Sinken der Linie cr besagen, ob aber das Bild 
die Form 2, 3, 4 oder 5 hat, könnten wir nicht beobachten, vorläufig 
sei das unentschieden. Deshalb legt er die für ihn einfachste Kurve 
die Gerade -2- seinen Betrachtungen zugrunde. Wir bemerken, daß 
Gossen den Genuß auf die Zeitdauer des Genießens bezogen hat. 
Sein zweites Gesetz vermag nun Gossen nicht mit derselben Bestimmt- 
heitjzu’formulieren wie sein erstes. Er weist aber darauf hin, daß das 


® 





(u) 
3 
C 
4 a 6. 
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Genußbild bei Wiederholung kleiner wird, aber ähnlich bleibt,} bis 
es auf Null zusammenschrumpft (Fig. 5). Bei gleichbleibender Zeit- 
differenz bleibt es gleich, die Vergrößerung ist proportional der Zeit. 
Aehnlich wie bei der Maßstabkorrektur S. 463 können wir die Ver- 
kleinerung des Genußbildes als Funktion der Zeitdifferenz zwischen 
den Genußakten auffassen. 

Die Arbeit faßt Gossen auch typisch: »In der vorzunehmenden 
Bewegung ist der Grund der Beschwerde beim Schaffen von Werten 
zu suchen.« So kommt er auf folgendes Bild: »Gesetzt abc sei das 
Bild des Genusses, den eine ununterbrochene, mit gleich großer Kraft- 
entwicklung fortgesetzte Bewegung gewährt, so ist zunächst offen- 
bar, daß das Bild der Beschwerde auf die entgegengesetzte Seite 
von ab verzeichnet werden muß, wie das des Genusses, weil eben Ge- 
nuß und Beschwerde entgegengesetzte Größen sind. Außerdem wird 
sich die Begrenzungslinie der Beschwerdefläche, hier von b ange- 
fangen, immer weiter von ab entfernen müssen ..., weil die Beschwerde 
bei unausgesetzt fortgesetzter Bewegung immer größer wird.« Fig. 20. 








83) Gossen, S. 7. 
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Leider verbietet der Raum, auf die interessante Funktionen 
auch anderer Oekonomen einzugehen. Wir verweisen auf: Walras, 
El. S. 77; Marshall, Handb. Fig. ı, 4—7, 11—17; Pantaleoni, Fig. 


EØF) 





I—6, 14; Auspitz-Lieben, Fig. 1—4; S. go ff.; Cournot, Rech. S. 57 
usw. 


Beziehungen zwischen Funktionen. Sum- 
men- und Grenzfunktion. Bevor wir betrachten, wie aus 
den Funktionen ein System gebildet wird, wollen wir noch einige 
Zusammenhänge, die zwischen den Funktionen auftreten, erörtern. 
Hierbei nimmt die wichtigste Stelle dr Zusammenhang 
zwischen Summen- und Grenzfunktion ein. Schon 
an unserem Beispiel haben wir gezeigt, daß wir die Nützlichkeit der 
Gutmengen auf zweierlei Arten fassen konnten. Wir haben S. 448 


die Summennutzenfunktion aufgestellt: die Gütermengen 1, 2,3...kg 
AN 

haben die Nutzengrößen 67, 128, 183... Mk. Wir erhalten zunächst 

die stufenförmige Kurve bei der Uebertragung. Teilen wir aber die 


Mengeneinheit in !/,, 14 ... kg, so nähert sich die gebrochene Kurve 
immer mehr einer stetigen, die sie erreicht, sobald die Mengeneinheit 
unendlich klein ist. Fig. 2I. 


Aus den Differenzen der Nutzenmengen 67, 128, 183... Mk 
für I, 2, 3... kg haben wir die Grenznutzenfunktion gebildet: Es 
ist der Nutzen des 1., 2., 3... . kg (also jeweils der letzten Einheit) 
= 67 — 0 = 67, 128 — 67 = 61, 183 — 128 = 55 Nutzeneinheiten 
(Mk). Das bekommen wir auch graphisch durch Abgreifen der Strecken 
mit dem Zirkel. Wird nun die Mengeneinheit des Gutes geteilt und 
statt ıkg Y/, % - . . kg gewählt, so ändert sich auch die Größe des 


Nutzenzuwachses. Der Nutzen des ersten halben kg wird etwas 
317 
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größer sein als die Hälfte des s Nutzens des ersten kg, also nicht = Hi 
67 Mk, sondern etwa 34,2 Mk, der des zweiten halben kg etwas we- 


AN 

niger, etwa"32,8 Mk. Tragen wir 

diese Zahlen in unerm Grenz- GD 
nutzensystem auf, so stoßen wir 
auf Schwierigkeiten. Es wird 
die Funktion zwar stetiger, aber 
sie nähert sich immer mehr der 
Nulllinie, und wenn sie kon- 
tinuierlich ist, verschwindet sie 
auch. Wie kommen wir aus 
diesem Zwiespalt? Greifen wir 
zum Prüfstein der Dimensicnie- 
rung. 





q aim i m a um ay a am aa a 


Im Summennutzungssystem (a) Fig. 22 haben wir als Abszissen die 


Gutmengen I, 2, 3,4... kg (Dimension: m, Maßstab: ı mm = 0,2 kg) 
aufgetragen, als Ordinaten die durch die Gütermenge repräsentierte 


N . 
Nutzengröße (Dimension: ü, Maß ı mm = 10 Mk); im Grenznutzen- 
system (ß) ist als Abszisse ebenfalls die Gutmenge (Dimension: m, 


Maß ı mm = 0,2 kg) aufgetragen, als Ordinate dagegen der Nutzen 
pro Guteinheit (Dimension —). Im Grenznutzensystem ist der Nutzen 


also nicht gemessen in mm, sondern in qmm. Nun haben wir in unserer 









mn u nn mm m an an ama 


> WEL ERE AREE E NEE TIEREN. 


? 8 4 m. 


Zeichnung ERE N es entspreche Iı qmm des Bildes ($) der Größe 


Im m=ü=2 MR, also derselben orons, welche in (a) !/s mm der 


Ordinate darstellt, oder umgekehrt ı Mk wird in (a) durch !/,, mm, 
in (f) aber durch !/, qmm dargestellt. Wenn wir also (über x = 1/2 kg 
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IN 

= 5/ mm) die Nutzengröße 34,2 Mk auftragen wollen, so müssen 
wir 1/3 . 34,2 = 17,1 qmm über der !/s kg darstellenden Strecke 5/, mm 
auftragen. Dieser Fläche entspricht die Höhe 6,84 mm. So erhalten 
wir die Größe der Ordinaten, und wenn wir mit der Teilung fort- 
fahren, eine stetige Kurve (strichpunktiert), die eine Fläche gleicher 
Größe einschließt, wie die stufenförmige Grenznutzenkurve, von 
der wir ausgingen. 

Nochmals: Es muß die den Nutzen repräsentierende Fläche 
gleich groß bleiben (wenn beide Systeme im gleichen Maßverhältnis 
bleiben sollen). Wird aber die Abszisse in diesem Fall um die Hälfte 
verkleinert, so muß die Ordinate verdoppelt werden, wenn der Flächen- 
inhalt des Rechtecks — der Nutzen — derselbe bleiben soll. Wird 
die betrachtete Guteinheit !/s,, so muß die Ordinate verdreifacht 
werden. 


Die Ordinate im Grenznutzen- 
system (der Grenznutzen) stellt @) 
also die Nutzengröße pro Guteinheit 
dar, ein Verhältnis, einen Bruch, 
bei dem in der bisherigen Betrach- 
tung der Nenner durch die Einheit 
dargestellt war. Danach stellen die 
Ordinaten allgemeiner das Ver- 
hältnis von Nutzenzuwachs zu 
Gutzuwachs mit andern Worten 
den Nützlichkeitsgrad bei der ver- 
schiedenen Größe der Gutmenge 
dar. Dieser Zusammenhang ergibt sich auch aus folgendem: Die 
trigonometrische Tangente an die Summennutzenkurve stellt eben- 






jj 


i 
i 
' 
© 
| 
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falls den Grenznutzen dar. Ihre Dimension ist LA Das Verhältnis 


2 ergibt für m = 1 dieselben Werte wie die vorige Ableitung. Für 
m = l wird — = u mithin ist dann û der direkt abgreifbare 
Grenznutzen. 

Jetzt löst sich ein Widerspruch, den Schumpeter erhebt: »Es 
ist streng genommen nicht richtig, den Grenzwert als den Wert der 
letzten Einheit zu bezeichnen, denn auch innerhalb der Einheit steht 
der Wert nicht gleich hoch; es ist vielmehr ein unendlich kleiner Teil 
zu betrachten. Sodann ist aber bei diesem Teilchen wieder sein Wert 
und die Intensität desselben zu unterscheiden. Für den Nichtmathe- 
matiker ist das nicht so klar, mathematisch aber besteht für den 
Grenzwert, wenn y der Gesamtnutzen und x die Gesamtmenge ist, 
der Ausdruck = dx also eine zweidimensionale Größe, für dje Intensität 
desselben ein eindimensionaler Ausdruck I se); 


%) Schumpeter, Math. Meth. S. 42. 
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Weiter ist klar, daß man vom Grenznutzen ausgehend den Sum- 
mennutzen ermitteln kann durch Ausrechnen der Fläche, die durch 
die Grenznutzenkurve eingeschlossen ist, durch sog. Integra- 
tio n %). 


Bedeutung der Grenzfunktion. Welche metho- 
dische Bedeutung ist nun dieser Differentialfunktion 
beizumessen ? 8), Wir erhalten durch sie die Möglichkeit, von der 
absoluten Größe der Wertschätzung abzusehen, und nur die Differen- 
zen zu betrachten. Dies kommt besonders bei solchen Gütern in 
Betracht, die zum Existenzminimum nötig sind, bei denen die Nütz- 
lichkeit der »Anfangsmenge«s unendlich groß ist. Mit Differenzen 
haben wir es aber bei den uns interessierenden Wirtschaftsvorgängen 
— beim Abwägen von Gewinn und Verlust — zu tun, nicht mit der 
absoluten Größe. Daß die Difterentialkurve auch ein Ausdruck des 
Nützlichkeitsgrades ist, wird bei Gleichgewichtsproblemen sehr 
wichtig, da sie direkt angibt, bei welchen Mengen der Nützlichkeits- 
grad der Güter derselbe ist. Ein weiterer Vorteil bietet sich noch da- 
durch, daß die Differenzkurve oft eine einfachere Form hat als die 
Summenkurve. So verwendet Gossen gleich von vornherein die 
Grenznutzenkurve als Gerade, während die zugehörigen Summen- 
nutzungskurven Parabeln sind, wie sie auch Launhardt seinen Unter- 
suchungen zugrunde gelegt hat. 


Funktion von Funktion. Damit verlassen wir die 


Grenz- und Summennutzungsfunktion und wollen kurz auf einen 
weiteren Zusammenhang verweisen, der zwischen Wirtschaftsfunk- 


Genuß-Funktion der 
Zeit: (a) 


Gutmenge-Funktion 


also ist Genuß auch 
Funktion derMenge: (y) 











85) A. Mcssedaglia schlägt deshalb den Ausdruck »sIntegralnutzen« vor. 
(La moneta. Arch. di stat. S. 28. Rom 92.) 

86) Schumpeter, Math. Meth. S. 44: »Mit dem Begriff des ‚Gesamtnutzens‘ 
können wir ohne höhere Mathematik wenig anfangen; sie bietet uns einen prä- 
zisen Ausdruck dafür: das Integral. Wir können nicht dadurch zum Gesamt- 
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tionen dann auftritt, wenn eine Funktion selbst Funk- 
tıon einer andern Funktion ist. 


Beispiel. Ein Beispiel: Gossen stellt den Genuß abhängig 
von der Zeit dar. Mit der Zeit ist aber im Zusammenhang die (kon- 
sumierte bzw. produzierte) Gütermenge. Zur Vereinfachung sucht 
er nun einen direkten Zusammenhang zwischen dem Genuß und der 
Gutmenge zu erhalten: Fig. 24. 

Aus diesen Zusammenhängen heraus konstruiert sich die Gut- 
Genuß-Funktion folgendermaßen: Gegeben Funktion (a) und Funk- 
tion ($). Gesucht die Funktion (y). Zu Gut q in (ß) gehört Zeit t; 
zu Zeit t in (a) gehört g Genuß; in (y) wird deshalb zu Gut q der 
Genuß g aufgetragen. So erhält man eine Gut-Genußkurve unter 
Ausscheidung der Zeit 87). 


Funktion abhängig von mehreren andern 
Funktionen. Ein weiterer Zusammenhang zwischen Funktionen 
tritt dann auf, wenn eine Funktion abhängig ist von 
mehreren andern Funktionen. Das wird von Pareto 
angeführt, wenn er darauf verweist 8), daß der Genuß infolge des 
Konsums einer Gutmenge nicht nur von dieser abhängt, sondern auch 
zugleich von dem anderer Güter. Meist wird aber von deren Berück- 
sichtigung abstrahiert. Es muß zugegeben werden, daß die Graphik 
hier in Schwierigkeiten kommt. Die Abhängigkeit einer Größe von 
zwei andern läßt sich aber noch gut darstellen durch räumliche 
rechtwinklige Koordinationssysteme 3°). 


nutzen kommen, daß wir den Grenznutzen einfach mit der Menge des betreffen- 
den Gutes multiplizieren, weil der Grenznutzen ja nicht konstant, sondern für 
jedes Teilchen der Menge ein anderer ist. Diese Schwierigkeiten überwindet 
die Integration.« 

87) Auf Grund der Zusammenhänge von Funktionen (besonders bei direkter 
Proportionalität), sucht man auch ein Maß für nicht direkt meßbare ökonomische 
Größen zu erhalten: »It is from the quantitative effects of the feelings that we 
must estimate their comparative amounts.e Jevons, Theory S. 1r. 

88) Pareto, Anw. S. I10I. 

e®) Marshall, Handb. S. 441. 


(Schluß folgt.) 
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Die konfessionelle Struktur Osteuropas und des 
näheren Orients und ihre politisch-nationale 
Bedeutung }). 


Von 


OTTO NEURATH. 


Unser Zeitalter ist zwiespältig. Der aufs höchste gesteigerte 
Rationalismus ist am Werke, betroffen über seine eigene Wesenheit, 
sich einzuschränken oder gar zu vernichten. Die Reflexion will dem 
Instinkt seine Position sichern. Man forscht nach den Grenzen des 
Verstandes und erörtert lebhaft die Vorteile des Gefühls und des reli- 
giösen Empfindens für Welterkenntnis und praktisches Handeln. 
Engländer und Franzosen waren die ersten, welche den Rationalis- 
mus auf die Spitze trieben, sie sind auch die ersten, welche seinen 
Siegeszug aufzuhalten suchen. Gerade die subtilsten Rationalisten, 
wie Henri Poincaré und Duhem haben durch ihre geistvolle Kritik 
des wissenschaftlichen Denkens durch die Feststellung seiner Schran- 
ken wesentlich dazu beigetragen, die Argumente jener zu fördern, 
die aus der Unzulänglichkeit der Einsicht auf die Berechtigung reli- 
giöser und verwandter Vorstellungen schließen. Es führt ein Weg 
von Henri Poincaré über Le Roy zu den Mystikern. Und Duhems 
hohe Wertschätzung der scholastischen Physik trägt mit dazu bei, 
den Ruhm der Scholastik auch auf anderen Gebieten neu aufleben 
zu lassen. Die Lehre Bergsons, der den alten Glanz der Pariser Schule 
weiter vermehrt, führt vom Rationalismus weg und zu jener Ge- 
dan enwelt hin, die sonst Dichtern und Religionsstiftern vertrauter zu 
sein pflegt, als den Männern der Wissenschaft. Bergson ist aber heute 
für viele Deutsche, Engländer und Italiener die Philosophie Frank- 
reichs. 

Was sich so auf den Höhen des menschlichen Geistes abspielt, 
ist der WiderhallvonVeränderungen, die in den 
breiten Massen vor sich gehen. Die Ergebnisse der 


1) Zur Ergänzung verweise ich auf Otto Neurath, Die konfessionelle 
Struktur Oesterreich-Ungarns und die orientalische Frage. Weltwirtschaft- 
liches Archiv, Bd. 3, Heft 1. Januar 1914. S. 108f, | 
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Philosophie, der mathematischen und historischen Wissenschaften 
erhöhen die Stoßkraft dieser dumpfen Bewegungen, sie verbinden 
die rationalistischen Bevölkerungsschichten mit den traditionellen. 

Wo früher ursprüngliches Volkstum und ursprüngliche Frömmig- 
keiten herrschten, dort entwickelt sich heute Nationalität und Kon- 
fessionalität. Beides sind Formen der bewußt geförderten 
Tradition. Derartige Bewegungen sind in verschiedenen histo- 
rischen Perioden zutage getreten, diesmal sind sie besonders bedeut- 
sam, weil der Rationalismus der Tradition gegenüber einen breiteren 
Raum einnimmt, als ehedem. Am stärksten macht sich diese bewußte 
Pflege von Volkstum und Frömmigkeit, ihre Umwandlung in Natio- 
nalität und Konfession dort bemerkbar, wo Osten und Westen zu- 
sammenstoßen und einander zu durchdringen streben. Der Osten 
streckt seine Fühler in westliches Gebiet hinein, um dort kulturelle 
Säfte aufzuspüren, die er zu verarbeiten vermag, und hat bereits 
begonnen, sich ein Mahl zu bereiten. Der Westen wieder ver- 
sucht es zunächst mit einer Umwandlung des Ostens in westlichem 
Sinn, aber er nimmt — zuweilen unmerklich - östliche Elemente in 
sich auf. Große Wandlungen, die im Osten und Südosten vor sich 
gehen, insbesondere die Parzellierungstendenzen auf agrarischem Ge- 
biet, bleiben nicht ohne Rückwirkung auf die Gesellschaft des Westens. 
Dabei ist gerade zwischen dem äußersten Westen und dem Osten 
eine besondere Affinität zu bemerken. Wer Serbien und Bulgarien 
durchreist, dem begegnen auf Schritt und Tritt Institutionen, die 
auf französische Vorbilder zurückgehen. Es ist nicht richtig, in solchen 
Fällen nur von dem westeuropäischen Firnis zu sprechen, der im Osten 
die Barbarei bedecke, wenn auch dies zum Teil richtig sein mag. Der 
Grund der Affinität liegt tiefer. Der Osten besitzt eine Fülle primitiv- 
demokratischer Vorstellungen und Empfindungen dies gilt auch von 
Rußland, wo gerade in bäuerlichen Kreisen demokratischer Geist 
überaus mächtig ist. Diese demokratischen Ideen und Bestrebungen 
stehen der Demokratie des Westens nicht allzu ferne, welche als Produkt 
langwieriger Kämpfe, als Ueberwindung eines hochentwickelten Feu- 
dalismus entstanden ist. Die Frühdemokratie tritt mit der Spätdemo- 
kratie in Beziehung, der östliche Großvater und der westliche Enkel 
reichen einander verstehend die Hände. Die Osteuropäer fühlen sich 
im allgemeinen den Westeuropäern innerlich näher als den Mittel- 
europäern. Auf die innere Verwandtschaft des demokratischen Denkens 
beschränkt sich aber diese Beziehung nicht, wir bemerken zum Beispiel, 
wie der polnische Adel in alter Tradition an französischem Denken 
und Empfinden hängt. 

Der Zusammenstoß Osteuropas mit Mitteleuropa wird besonders 
deutlich in Oesterreich-Ungarn verspürt. Die Mischung mitteleuro- 
päischer und osteuropäischer Kulturelemente, welche man in diesem 
Staat antrifft, macht ihn zu einem so interessanten Studiengebiet für 
Reisende des Westens, für Franzosen und Engländer, welche in den 
letzten Jahren immer häufiger über den Aufbau und die Gliederung 
dieses vielgestaltigen Gebildes berichten. In Oesterreich-Ungarn 
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können wir die mannigfachsten Beziehungen zwischen Konfession und 
Nationalität beobachten, sie nehmen dann gegen Norden und Süden 
erheblich ab. Erst in Kleinasien stoßen wir auf eine zweite Sphäre 
konfessioneller und nationaler Mannigfaltigkeit, die jener Oesterreich- 
Ungarns ebenbürtig an die Seite zu stellen ist. In dem Grenzgebiet 
zwischen Ost- und Mitteleuropa, zwischen Orient und Okzident, 
welches sich östlich und westlich von dem Bogen Petersburg, War- 
schau, Budapest, Salonikiund Jerusalem erstreckt, 
werden heute Konfession und Nationalität mit neuer Kraft zu kul- 
turellen Sammelpunkten und Kampforganisationen ausgestaltet. 
Die Menschen neigen zur Gruppenbildung; um welche Banner sie 
sich scharen, bestimmt das Zeitalter, in dem sie leben, das Zeitalter 
des Weltablaufs und das Zeitalter ihres Volkes. In dem angedeuteten 
Gebiet wachsen Konfession und Nationalität aus derselben Wurzel 
hervor, der Priester fühlt sich als Vertreter des nationalen Gedankens, 
das kirchliche Oberhaupt fühlt sich als Führer der Nation. Man trägt 
nunmehr die überlieferte Tracht der Heimat, weil sie ein Unterschei- 
dungsmerkmal ist, welches die eigene Nation von anderen Nationen 
absondert. Es sind gerade Städter, welche sich mit besonderer Ener- 
gie für das Aufleben alter Nationaltrachten und die Schaffung neuer 
einsetzen, Man sucht die nationale Tracht auch in der Fremde popu- 
lär zu machen. Es gibt wohl wenige Pariser, die nicht wissen, wie 
tschechische Turner oder magyarische Magnaten gekleidet sind. Man 
bekennt einen bestimmten Glauben, weil er die eigene Nation charak- 
terisiert, und Städter sind heute die erfolgreichsten Führer kirchlicher 
Bewegungen. Im polnischen Gebiet ist die lateinische Messe, der un- 
verheiratete Priester der Hort der Nation, orthodox werden, heißt 
dort — Russe werden; und innerhalb der katholischen Kirche heißt 
dort vom lateinischen zum slavischen Ritus übertreten — Ruthene 
werden. 

Der Politiker kann in diesen Grenzgebieten, wo die Orthodoxie 
der Protestantismus, der Katholizismus des lateinischen Ritus und jener 
der unierten Riten einander begegnen, durch Berücksichtigung kon- 
fessioneller Momente vieles erreichen. Man darf aber nicht glauben, 
daß jede bewußte Benutzung der Konfession oder Nationalität kalter 
Macchiavellismus ist. Eine rein macchiavellistische Politik pflegt 
sich nicht zu halten. Damit Erfolg erzielt wird, muß es eine genügend 
große Zahl Führer geben, welche den religiösen Tendenzen mindestens 
freundlich gegenüberstehen. Die Mehrzahl der Menschen sind weder 
Macchiavellisten noch Märtyrer ihrer Ueberzeugung, sie gehören der 
mehr stabilen Masse an, welche je nach Umständen sich verschieden 
gruppiert. Welche Dimensionen und Richtungen diese Gruppierungen 
annehmen, das ist häufig zum Teil ein Produkt bewußten Wollens, 
das aber selbst von dem Milieu abhängt, in dem es geboren wird. 

Längs der Linie, die sich von Petersburg über Warschau, Buda- 
pest, Saloniki nach Jerusalem erstreckt, können wir heftige Kämpfe 
zwischen den orthodoxen Kirchen und der ka- 
tholischen Kirche, sowie zwischen den An- 
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hängern des lateinischenRitus und der unier- 
ten Riten innerhalb der katholischen Kirche 
beobachten. Diese Kämpfe nehmen an Bedeut- 
samkeit zu; wenn sie dennoch von den Politikern und Soziologen 
des Westens nicht immer ausreichend gewürdigt werden, so hängt das 
vor allem damit zusammen, daß man sie nicht ausreichend kennt. 
Die Einsicht in diese Vorgänge ist auch nicht leicht gemacht, weil nur 
wenige wissenschaftliche Veröffentlichungen über dieselben existieren, 
die überdies meist anderen, vor allem kirchengeschichtlichen Zwecken 
dienen. Die Ausbeute aus den Zeitschriften ist spärlich, und man ist 
daher vielfach auf die eigene Beobachtung angewiesen. Man kann 
ihrer auch als Kontrollmaßregel nicht entbehren. 

Aus der Fülle der Erscheinungen hebt sich in erster Reihe die 
politisch-nationale Expansion der russischen Orthodoxie heraus. Um 
sie kann man leicht alle anderen Vorgänge gruppieren. Dierussisch- 
ortdodoxe Kirche unterscheidet sich dadurch von den übrigen 
orthodoxen Kirchen, daß sie unter Aufwendung erheblicher Mittel eine 
rege Missionstätigkeit in der ganzen Welt entfaltet, in Japan ebenso 
wie in Amerika, in Kontinentalasien ebenso wie in Europa. In dem 
von uns untersuchten Gebiet begegnen wir allenthalben den vorge- 
rückten Positionen der russisch-orthodoxen Kirche, im Gebiet der 
Östseeprovinzen Rußlands, bei den Esten und Litauern, im Gebiete 
des früheren Königreichs Polen, insbesondere bei den Ruthenen, dann 
südlich im Bereich Ungarns, auf dem Balkan, so vor allem in der Athos- 
republik. Wir begegnen russisch-orthodoxen Vorwerken in Klein- 
asien, so in Jerusalem. Aber noch weiter südlich erstrecken sich die 
Bemühungen der russisch-orthodoxen Kirche auf das Kloster auf dem 
Berge Sinai und auf Abessinien. Die russisch-orthodoxe Kirche schiebt 
ihre Phalanx langsam aber stetig gegen Westen vor, magsie im Innern 
noch so sehr vom großen Raskol — dem Schisma in der russisch-ortho- 
doxen Kirche — vom Sektenwesen, vom Indifferentismus und der 
Antireligiosität bedrängt werden. Ich will im folgenden den Versuch 
machen, mit einigen groben Linien das farbenprächtige und mannig- 
faltige Bild wiederzugeben, das sich vor unseren Augen aufrollt, wenn 
wir die Expansionstendenzen der russisch-orthodoxen Kirche von 
Petersburg in Rußland bis Addis-Abeba in Abessinien verfolgen. 

Die russisch-orthodoxe Kirche ist nur eine von 15 
orthodoxen Kirchen, die alle denselben Glauben bekennen 
und ungefähr dieselben Riten befolgen, aber sehr verschieden orga- 
nisiert sind. Sie sind alle aus dem ökumenischen Patriarchat hervor- 
gegangen, welches nach der Trennung von Rom alle »Griechen« um- 
faßte. Die Patriarchen von Konstantinopel förderten nur Griechen und 
gräzisierte Mitglieder anderer Nationalitäten, sie errichteten nur 
griechische Schulen und ließen nur die griechische Kirchensprache zu. 
Sukzessive mußten aber die ökumenischen Patriarchen die Bildung 
nationaler Kirchen zugestehen, innerhalb deren aber auch die Unter- 
drückung von Nationalitäten vorkam. Es entstanden nicht nur auto- 
kephale orthodoxe Kirchen sondern es wurden auch innerhalb des öku- 
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menischen Patriarchats im Laufe der Zeiten manche Zugeständnisse 
z. B. den Serben Mazedoniens gemacht. Andere, so die Rumänen Ma- 
zedoniens, nahmen mit Hilfe der Türkei nationale Rechte in Anspruch, 
ohne die Zustimmung des Patriarchen zu erlangen. Heute gibt es 
neben dm ökumenischen Patriarchat .ız allgemein 
anerkannte orthodoxe Kirchen und zwei, die nicht allgemein anerkannt 
werden. Die anerkannten Kirchen sind: die russische, die 
serbische, die montenegrinische, die helleni- 
sche, die österreichische, die rumänische Un- 
garns und die serbische Ungarns, alle in Europa und 
dazu im Orient das Patriarchat von Antiochia, das von Alex- 
andria, das von Jerusalem und das autonome Erzbistum 
Zypern. Nicht allgemein anerkannt werden das bulgarische E x- 
archat unddie Kirche vom Berge Sinai. Die Kirche 
von Bosnien gehört bis jetzt nominell noch zum ökumenischen Pa- 
triarchat, ist aber so gut wie selbständig. 

Neben diesen unabhängigen Kirchen der anatolischen Orthodoxie 
gibt es in dem von uns besprochenen Bereich noch eine Reihe c hrist- 
licher Nationalkirchen des Orients, welche sich 
in Ritus und Dogma sowohl von der anatolischen Orthodoxie als auch 
untereinander wesentlich unterscheiden. Sowohl die anatolische 
Orthodoxie, als auch die orientalischen Nationalkirchen sind in Be- 
ziehung zur katholischen Kirche schismatisch. Die wichtigsten orien- 
talischen Nationalkirchen sind: die armenische, die nestorianische, 
die jakobitische, die koptische und die abessinische. Sie sind im allge- 
meinen sehr arm, der Klerus ist meist ungebildet, was beides fremde 
Einflüsse verhältnismäßig leicht eindringen läßt. 

Der anatolischen Orthodoxie sowie den orientalischen National- 
kirchen gegenüber bildet die katholische Kirche eine 
nach außen hin geschlossene Einheit. Sie besteht aus einem Kern, der 
den lateinischen Ritus und den Priesterzölibat vertritt. Um ihn 
gruppieren sich die sogenannten Unierten, denen oft weitgehende Kon- 
zessionen gemacht wurden. Man muß die nördlichen Unionen von 
den südlichen — orientalischen — trennen, da sie verschiedenen kirch- 
lichen Bestimmungen unterliegen. Es genügt für unsere Zwecke, 
wenn wir nur die wichtigsten Unionen nennen. In Europa sind dies 
die Unierten mit slavischem, rumänischem und griechisch-magyari- 
schem Ritus, im Orient die Unierten des rein griechischen Ritus, die des 
melchitischen Ritus, welcher den griechisch-katholischen Patriarchaten 
von Antiochia, Alexandria und Jerusalem zukommt, dann gibt es 
noch unierte Kopten, unierte Abessinier, Katholiken des syro-chal- 
däischen Ritus, das sind unierte Nestorianer, solche des rein syrischen 
Ritus, das sind unierte Jakobiten. Die Maroniten repräsentieren 
ein eigenes uniertes Patriachat, denen keine unabhängige Kirche 
entspricht, weil die Maroniten seinerzeit alle der Union beigetreten 
sind. Im Orient und Okzident finden sich die unierten Armenier, 
die einen Patriarchen in Konstaninopel und je einen exempten Erz- 
bischof in Oesterreich und Rußland besitzen. 
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Um das konfessionelle Bild zu vervollständigen, müssen wir 
noch die Organisation des Protestantismus ins Auge fassen, 
soweit er die an Rußland angrenzenden Gebiete betrifft. In Deutsch- 
land und Oesterreich-Ungarn finden wir Lutheraner und Reformierte. 
Ueberdies ist in Preußen und einigen anderen deutschen Bundes- 
staaten die protestantische Union sehr verbreitet, ja geradezu herr- 
schend, welche Lutheraner und Reformierte vereinigte. Die prote- 
stantischen Kirchen sind Landeskirchen und, auch wenn sie dog- 
matisch sich gar nicht voneinander unterscheiden, in ihrer Verfas- 
sung völlig unabhängig. Die Verfassung ist übrigens sehr verschieden. 

Neben dem Protestantismus, der mit der Orthodoxie in den 
Östseeprovinzen zusammengeprallt ist, haben wir nur noch die von- 
einander völlig unabhängigen Kirchen der Utrechter Union 
zu nennen, von denen eine, die der Mariaviten in Russisch- 
Polen, für unsere Betrachtungen eine gewisse Rolle spielt. Die 1889 
geschlossene .Utrechter Union umfaßt alle romfreien Kirchen mit 
einer der katholischen verwandten episkopalen Verfassung. Die 
wichtigsten sind: die aus dem 18. Jahrhundert herrührende Jan- 
senistenkirche der altbischöflichen Klerisei in Ut- 
recht, die altkatholische Kirche Deutschlands, 
die altkatholische Kirche OÖesterreichs, das 
christkatholische Nationalbistum der Schweiz 
die Mariavitenkirche und dienationalpolnische 
Kirche Amerikas. 

Beziehungen zu der anatolischen Orthodoxie und zu den Kirchen 
der Utrechter Union unterhält der Anglikanismus, der selbst 
wieder mehrere voneinander unabhängige Kirchen umfaßt. Durch 
die Lambethkonferenzen wollen manche ein pananglikanisches Kon- 
zil vorbereiten, zu dem der pananglikanische Kongreß von 1908 
eine Art Vorläufer wäre. 

Zu diesen großen kirchlichen Verbänden kommen in dem von 
uns untersuchten Gebiet noch einige kleinere, die man mit Absplit- 
terungen der größeren Gebilde als Sekten zusammenzufassen pflegt. 
Sie sind in Rußland ähnlich verbreitet, wie in den Vereinigten 
Staaten. Im ganzen neigt die Orthodoxie weit mehr zum Sekten- 
tum, als etwa der Katholizismus der Gegenwart. 

Nach dieser summarischen Uebersicht der wichtigsten in dem 
von uns behandelten Bereich in Frage kommenden Konfessionen 
können wir die Expansionstendenzen der russischen Orthodoxie in 
großen Zügen besprechen. Die russisch-orthodoxe Kirche 
überragt alle anderen orthodoxen Kirchen an politischer Bedeutung. 
Trotzdem ist die Zahl der orthodoxen Theologen der nichtrussischen 
slavischen Gebiete gering, die in Rußland studierten. Die meisten 
orthodoxen Theologen, die ich kennen lernte und die im Auslande 
studiert hatten, waren in Deutschland gewesen, auch von englischen - 
Studien hörte ich. Nach Rußland reisen zwar viele orthodoxe Theo- 
logen, aber die Absolvierung der Studien in Rußland scheint nicht 
eben sehr häufig zu sein. Zu Ende des Jahres r913 wurde daher 
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seitens eines Mitgliedes der Petersburger geistlichen Akademie ein 
Projekt ausgearbeitet, welches darauf abzielt, nichtrussische Slaven 
in größerer Zahl an russischen theologischen Lehranstalten auszu- 
bilden. Man plädierte dafür, alle Erschwerungen aufzuheben und 
den ausländischen Slaven das Studium ohne vorhergehende Aufnahme- 
prüfung zu gestatten, wenn die Vorbildung in der Heimat eine ent- 
sprechende wäre. Dagegen müßten diese Slaven nach Vollendung der 
Studien in ihre Heimat zurückkehren. Die russisch-orthodoxe Kirche 
ist die einzige, welche heute eine wirksame internationale Tätigkeit 
entfaltet und insbesondere auch eine systematische Missionspolitik 
kennt. Wir werden auf dieselbe mehrfach zurückkommen. Es sei 
nur ausdrücklich hervorgehoben, daß sich dieselbe nicht auf die 
Andersgläubigen innerhalb des russischen Reiches, sowie auf die 
Grenzgebiete im Westen und auf die Auswanderer beschränkt, die in 
den Vereinigten Staaten sind. Rußland hat auch mit Erfolg in Japan 
für die Orthodoxie Propaganda gemacht. Nur wenn man dies ins 
Auge faßt, wird einem die umfassende Tätigkeit dieser Kirche völlig 
klar. Was wir hier näher zu schildern haben, erscheint dann alsein Glied 
in einer großen Kette. In Japan reicht die russische Missionstätigkeit 
auf die sechziger Jahre zurück. Besonders erfolgreich war ein Priester 
der Gesandtschaft durch seine protestantisierende Auffassung der 
Orthodoxie. Es gelang ihm sogar, Mitglieder des niederen Adels der 
Orthodoxie zuzuführen. Es gibt heute über 30 000 russisch-orthodoxe 
Japaner, welche den Gottesdienst in japanischer Sprache feiern und 
einen eigenen Klerus besitzen. Die weit ältere katholische Mission, 
welche seit IgI3 eine von Jesuiten geleitete Hochschule besitzt, zählt 
nur ungefähr doppelt soviel Katholiken und bleibt damit hinter dem 
Protestantismus zurück, der gegen 80 000 Gläubige zählt. Freilich 
gegenüber den 50 Millionen Japanern spielen alle diese Uebertritte 
eine geringe Rolle, sie haben aber symptomatischen Charakter. Sie 
hängen in Japan zum Teil damit zusammen, daß man in leitenden 
Kreisen sich über die religiöse Stellungnahme noch nicht ganz klar 
ist und manche einen engeren Anschluß an den Westen nicht ab- 
weisen wollen. Wie ernst es die Russen mit der Mission auch unter 
Buddhisten und Mohammedanern meinen, kann man daraus ersehen, 
daß an der kirchlichen Akademie in Kasan eigene Missionskurse 
mit ethnographischen und linguistischen Vorlesungen eingerichtet 
wurden. 

Dierussisch-orthodoxe Kirche wird gegenwärtig syno- 
dal regiert, doch taucht von Zeit zu Zeit der Plan auf, ihr wieder 
einen Patriarchen zu geben. Die fortschrittlich gesinnten Kreise 
fürchten diese Bestrebungen, weil sie die Bedeutung des Laienele- 
mentes zu verringern geeignet sind. Ein Patriarch als Oberhaupt der 
Kirche würde dem Kaiser gegenüber selbständiger auftreten können 
als die Synode, er würde alle weltlichen Einflüsse zurückzudrängen 
suchen. Bis jetzt vermochte man aber in Rußland nicht einmal 
eine Reformsynode durchzusetzen, obgleich deren Reglement bereits 
1907 vom Zaren gebilligt worden war. Es hätten an ihr alle Bischöfe 
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und aus jeder Diözese ein Priester und ein Laie teilzunehmen. Wenn 
auch der Kaiser einen erheblichen Einfluß auf das Kirchenregiment 
teils offiziell, teils inoffiziell hat, so kann man doch wohl nicht von 
einem Cäsaropapismus im eigentlichen Sinne des Wortes sprechen. 


Das russische Konzil hätte auch die Aufgabe, das innerhalb der rus- 


sischen Kirche bestehende Schisma, den Raskol, zu beseitigen, das 
auf rituelle, nicht dogmatische Differenzen zurückgeht. Dieser 
Raskol zerfällt in verschiedene Gruppen, von denen die eine episkopal 
organisiert ist, es sollen auf ihn etwa 20 Bischöfe in Rußland, 5 Bischöfe 
in anderen Ländern entfallen. Oesterreich-Ungarn beherbergt epi- 
skopal organisierte Anhänger des Raskol, die sogenannten Lippo- 
waner, die sich in der Bukowina bereits zu einer Zeit angesiedelt 
haben, in der dieselbe noch nicht zur österreichisch-ungarischen 
Monarchie gehörte. Neben dem Raskol, der einige geschlossene 
Massen repräsentiert, gibt es in Rußland eine Unzahl von Sekten, 
von denen manche nur die Bewohner einer einzigen Ortschaft um- 
fassen. Das Sektenwesen ist für den russischen Bauer, aber auch 
für gewisse Kreise der russischen Städter charakteristisch. Diese 
Sekten sind teils autochthon, teils gehen sie auf westlichen oder 
orientalischen Einfluß zurück, es gibt z. B. Sekten, die offenbar 
unter dem Einfluß persischer Denkrichtung entstanden sind. Ero- 
tisch orientierte Sekten wie jene der Skopzen sind nichts Seltenes. 
Dazwischen tauchen auch rein protestantische Sekten auf, die mit 
dem Westen in dauernder Beziehung stehen, aber auch sie passen 
sich dem Russentum an. Zu ihnen gehören z. B. die Baptisten, deren 
strenge Ueberwachung erst wieder 1913 seitens des russischen Mini- 
steriums des Innern neuerlich eingeschärft wurde. Es ist schwer, 
sich von der Mannigfaltigkeit des religiösen Empfindungs- und Vor- 
stellungslebens in Rußland ein klares Bild zu machen, ist doch alles 
in steter Wandlung begriffen. Dieses Sektenwesen, welches in mancher 
Hinsicht an die Zustände in den Vereingten Staaten erinnert, ist 
zum Teil ein Beweis für das demokratische Fühlen breiter Massen, 
die über ihr Verhalten selbständig zu entscheiden versuchen. Jene 
straffe monarchische Organisation, welche die Macht der katholischen 
Kirche sichert, ist der Orthodoxie unbekannt. Auch bei den anderen 
Orthodoxen, den Serben, Bulgaren, Griechen, Montenegrinern sowie 
den übrigen Mitgliedern der Orthodoxie fehlt diese Abhängigkeit 
des einzelnen von einer herrschenden Kirche. Ja in Serbien und 
Bulgarien stoßen wir vielfach geradezu auf Unkirchlichkeit unter 
der bäuerlichen Bevölkerung. Das Kirchenwesen ist ihnen fremd ge- 
blieben, uralte nationale Ueberlieferung, Totenbräuche und andere 
Sitten sind ihnen im allgemeinen wichtiger als die kirchlichen An- 
ordnungen. Der Einfluß der Priester ist in diesen Ländern überaus 
gering. Belgrad besitzt nur zwei größere Kirchen, Kapellen und 
Kreuze sind in diesen Ländern eine Ausnahme. Es sind eben Ge- 
biete, in denen weder Byzanz noch Rom je voll zur Herrschaft ge- 
kommen sind. Altes Heidentum hat sich in die Gegenwart herüber- 
gerettet. 
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Ursprünglich ist die Religion mit Kirche und Staat aufs 
engste verknüpft, der Familienvater ist der natürliche Priester. Erst 
spät hebt sich die Religion vom gesamten gesellschaftlichen Leben 
deutlich ab. Dann beginnen Vereinigungen zu entstehen — Kirchen. 
Die Kirche hat bald die Neigung, dem Staat selbständig gegenüber- 
zutreten als Produkt einer beginnenden gesell- 
schaftlichen Dissoziation und wohl auch als 
Vorläuferumfassenderer Gesellschaftsformen. 
Die christlichen Religionen erwuchsen nicht aus einem staatlich 
organisierten Volkstum heraus, sondern entstanden neben dem Staat, 
um sich späterhin dem Volkstum zu assimilieren, ein Prozeß, der 
nirgends völlig gelungen ist, im Osten noch besser als im Westen. 
Der Gegensatz zwischen Kirche und Staat ist vorwiegend im Westen 
von Bedeutung, aber auch im Osten ist die Kontroverse »Kirche 
oder Staat«, die für die letzten zwei Jahrtausende der europäischen 
und mittelländischen Gesellschaftsentwicklung charakteristisch ist, 
nicht ausgeblieben, nachdem sie der Antike fast gänzlich fremd 
geblieben war. 

Die territoriale Erweiterung des russischen Reiches führte dazu, 
daß Besitzungen anderer orthodoxer Kirchen unter russische Herr- 
schaft kamen. Die größten Verluste haben die »Griechen« in Rumä- 
nien erlitten, wo kolossale Klostergüter in den sechziger Jahren 
konfisziert wurden. Aber auch in Rußland ist manche Einbuße zu 
verzeichnen. Nach dem Frieden von Bukarest im Jahre 1913 kam 
das Ufergebiet des schwarzen Meeres bis zum Pruth und der Kaukasus 
zu Rußland. In beiden Landesteilen befanden sich große Besitzungen 
der Griechen. Die MißBstände auf diesen Gütern und vor allem die 
unzulängliche Verwaltung derselben führte zu Beschwerden russischer 
Statthalter an den Kaiser, die schließlich Erfolg hatten, als die Grie- 
chen im Kampfe der Bulgaren um eine selbständige Kirche gegen sie 
Partei ergriffen. 1876 wurden die Güter des heiligen Grabes in Beß- 
arabien und im Kaukasus unter die Verwaltung des Staatsschatzes 
gestellt. Rußland verwaltet heute Güter des Patriarchats Jerusalem, 
des Patriarchats Antiochia, des ökumenischen Patriarchats, des 
Sinaiklosters und des Athos. Es verwendet einen Teil der Einnahmen 
für die Verwaltung, einen Teil für sich selbst, nur 2/,—#/, der Ein- 
nahmen werden den Eigentümern zur Verfügung gestellt. Doch haben 
sich die Griechen über diesen Stand der Dinge nie ganz beruhigt, 
wenn sie auch wenig Aussicht haben, die Situation zu ihren Gunsten 
zu verbessern. 

Im allgemeinen unterstützt die russisch-orthodoxe Kirche die 
Regierung in ihrem Bemühen, dem Russentum überall die Herrschaft 
zu verschaffen. Während im Auslande die russischen Missionare 
gerade durch sprachliche Konzessionen Erfolge erzielen, wird im 
Inneren im allgemeinen darauf gedrungen, daß das Russische und 
Altslavische in Verwaltung und Liturgie überwiegend herrsche. 
Diese Prinzipien werden insbesondere gegenüber den ruthenischen 
Gemeinden angewendet, aber auch zwei angegliederten Kirchen- 
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teilen, dem rumänischen und dem georgischen gegenüber. 
Die rumänischen Gemeinden gehören zu dem Erzbistum Kischenew. 
Die russische Sprache ist in Schule und Kirchenverwaltung allein 
herrschend, im Gottesdienst ist dem rumänischen eine untergeordnete 
Rolle zugewiesen worden. Seit 1905 sind Bestrebungen im Gange, 
die auf eine stärkere Berücksichtigung des Rumänischen abzielen. 
Zu Ende des 18. Jahrhunderts begab sich die früher autokephale 
Kirche von Georgien, die unter den Persern und Türken viel zu lei- 
den gehabt hatte, unter russischen Schutz. Sie wurde der russischen 
Kirche angegliedert und wird von einem Erzbischof — Exarch ge- 
nannt — verwaltet, welcher dem heiligen Synod als Mitglied angehört 
und seinen Sitz in Tiflis hat. Seit 1905 bemüht man sich, der Kirche 
die Autokephalie wieder zu verschaffen. Es gibt heute viele Russen, 
die der Meinung sind, daß man durch Gewährung von nationalen 
Konzessionen die »Fremdvölker« in Rußland ganz für sich gewinnen 
könne, während so eine Irridenta zu fürchten sei, die bei wachsender 
Bildung an Bedeutung gewinnen könne. Die polnische Selbständig- 
keitsbewegung werde ebenso wie die ukrainische Bewegung von 
Oesterreich-Ungarn aus gefördert; insbesondere die geplante 
Schaffung einer ruthenischen Universität in Lemberg ist vielen 
Russen ein Dorn im Auge. Die rumänische Bewegung finde Nahrung 
durch Agitatoren aus Rumänien und auch die übrigen Fremdvölker 
seien nicht völlig sicher. Das gleiche Verfahren wie innerhalb der 
Orthodoxie wird in Rußland auch gegenüber den anderen Kirchen 
angewendet. So wird in Polen aı einer Russifizierung des katho- 
lischen Gottesdienstes seitens der russischen Behörden gearbeitet. 
Ein katholischer Erzbischof kam so mit der Regierung in Konflikt, 
wurde von ihr abgesetzt und in ein Kloster verbannt, bis er schließ- 
lich in Oesterreich als Pfarrer eine Zuflucht fand. Nur um Prose- 
lyten zu machen, soll auch innerhalb Rußlands die orthodoxe Kir- 
che angeblich zu Konzessionen bereit sein und z. B. übertretenden 
Litauern die Liturgie in litauischer Sprache zugestanden haben. 
Die russische Orthodoxie grenzt im Norden an protestan- 
tisches Gebiet. Hier hat sie innerhalb der Grenzen des russischen 
Reiches, wo ihr die Regierungsgewalt zur Verfügung steht, bei den 
lutherischen Esten und Litauern manche Erfolge während des 
19. Jahrhunderts errungen, über die in Deutschland zeitweilig er- 
hebliche Erbitterung herrschte. Aber im großen und ganzen bestehen 
zwischen der russischen Orthodoxie sowie zwischen der Orthodoxie 
überhaupt und dem Protestantismus gute Beziehungen. Ein Teil 
der Theologen aller orthodoxen Kirchen hat an protestantischen 
theologischen Fakultäten Deutschlands studiert, und die Entwick- 
lung der orthodoxen Theologie und des Kirchentums steht deutlich 
unter protestantischem Einfluß. Daß orthodoxe Geistliche eine 
katholische theologische Fakultät besuchen, kommt so gıt wie gar 
nicht vor. Während früher Theologen der hellenischen Kirche öfter 
an katholische Fakultäten gingen, trifft man sie jetzt fast aus- 
schließlich an protestantischen Fakultäten an. Zwischen Protestanten 
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und Orthodoxen laufen manche Fäden hin und her, und man kann 
Schriftsteller beider Gruppen antreffen, die sich über das Bekenntnis 
der anderen Partei mit offensichtlichem Wohlwollen äußern, doch 
kommt auch gelegentlich gegenseitige Befehdung vor. Was aber 
soziologisch viel bedeutsamer ist: ich konnte mehrfach die Tatsache 
beobachten, daß in konfessionell gemischten Gebieten Orthodoxe 
und Protestanten einander näher zu stehen pflegen, als beide den 
Katholiken gegenüberstehen. Daß Protestanten und Orthodoxe 
z. B. in der Bukowina einander bei den geistlichen Funktionen aus- 
helfen, ist nichts Seltenes, während das gleiche zwischen Orthodoxen 
und Katholiken heute kaum mehr vorkommt. Es spielen dabei 
relativ primitive Beobachtungen mit. Dem Orthodoxen erscheint 
das Rasieren des Bartes als etwas Böses; der protestantische Pfarrer 
ist ihm näher, weil er einen Bart trägt. Die wenigen unierten ruthe- 
nischen Priester Oesterreichs, welche einen Bart tragen, machen 
dadurch auf Orthodoxe einen gewinnenden Eindruck. Der Ortho- 
doxe sieht, daß der protestantische Pfarrer fast immer verheiratet 
ist. Für die Protestanten spielt es auch eine gewisse Rolle, daß die 
Orthodoxen, sosehr ihr Ritus ihnen fremd ist, auf alte christliche 
Zeiten ihre Tradition zurückverfolgen können und dem alten Christen- 
tum näher stehen als die Katholiken. Die Bemühungen, zwischen 
Protestantismus und Orthodoxie eine Brücke zu schlagen, gehen be- 
reits auf Melanchthon zurück, sie waren ebenso ergebnislos, wie die 
Bemühungen der Gesandten Englands und Hollands, das ökume- 
nische Patriarchat mit dem Calvinismus zu verbinden. Heute ist 
von einer Unionsbewegung zugunsten einer Vereinigung von Prote- 
stantismus und Orthodoxie keine Rede. Man spricht nur von einer 
anglikanisch-orthodoxen Unicn. 

Anschließend an die Esten und Litauer wohnen die Polen, die 
als Katholiken des lateinischen Ritus der russischen Orthodoxie ge- 
ringe Angriffspunkte gewähren. Auf einem Umweg jedoch wurde 
ın diese Vorburg des Katholizismus eine Bresche geschlagen. 
Ein direkter Abfall von Polen zur Orthodoxie ist heute eine große 
Seltenheit, gruppenweise kommt er wohl überhaupt nicht vor, aber 
eine Abfallsbewegung von der katholischen Kirche, die kein Aufgeben 
der polnischen Nationalität involvierte, hat stattgefunden. In den 
neunziger Jahren des Ig. Jahrhunderts begann Maria Franziska 
Kozlowska in Russisch-Polen eine Organisation zu schaffen, dazu 
bestimmt, die Lehren des heiligen Franziskus im praktischen Leben 
zu realisieren. Sie suchte Priester und Laien zu gewinnen, um Miß- 
stände, die sie dem polnischen Klerus zur Last legte, zu beseitigen. 
Diese Reformen sollten innerhalb der katholischen Kirche erfolgen, 
deren Wesen ihre Anhänger damals ebenso wie heute anerkannten. 
Sie traten für eine besonders innige Verehrung des Altarssakramentes: 
ein, für häufiges Kommunizieren, Gebete zur Mutter Gottes von der 
immerwährenden Hilfe und andere katholische Gebräuche. Freilich. 
wurde die Tradition durch das übermäßige Betonen einzelner Momente, 
so der Anbetung des Altarssakramentes verletzt. Die Bewegung 
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war bald populär, weil die Priester mit großem Eifer daran gingen, 
das materielle und geistige Wohl der Massen durch Schulunter- 
richt und soziale Einrichtungen genossenschaftlicher Art zu heben. 
Dazu kam noch, daß die volkstümlichen Formen religiöser Erleuch- 
tung, Visionen, Ekstase und ähnliche Vorkommnisse eine erhebliche 
Rolle spielten. Diese neu entstandene religiöse Gemeinschaft der 
Mariaviten wurde bald vom polnischen Episkopat verfolgt, 
weshalb sie sich mehrfach an den Papst um Anerkennung ihrer Pläne 
wandte. Der römische Stuhl suchte anfänglich die Gegensätze aus- 
zugleichen und billigte grundsätzlich das ernste Streben der Re- 
former. Schließlich wurde aber 1906 eine Enzyklika gegen die Maria- 
viten erlassen. Die Mariaviten unterwarfen sich aber nicht und er- 
klärten ihren Austritt aus der katholischen Kirche. Und nun folgte 
ein bedeutsamer Schachzug der russischen Regierung. Bereits wenige 
Monate darauf wurde die Gemeinschaft der Mariaviten als neu- 
katholische Kirche anstandslos bestätigt und ihr nach einstim- 
migem Beschluß der Duma 1912 durch kaiserliche Sanktion das 
Recht einer anerkannten Konfession verlieben. Während man sonst 
in Rußland religiösen Neugründungen oft große Schwierigkeiten 
bereitet, sahen die russischen Staatsmänner in dieser ein Mittel, 
den Katholizismus ernstlich zu schädigen. Denn wenn auch die Maria- 
viten mit der Orthodoxie zunächst keine Verwandtschaft haben, 
ist beiden dennoch die Abneigung gegen das Papsttum gemeinsam. 
Zunächst breitete sich die neue Kirche mächtig aus, bald trat aber 
ein Stocken und Rückgang der Bewegung ein. Während anfangs 
in Lodz allein 50 ooo Mariaviten gezählt wurden, soll jetzt die Gesamt- 
zahl der Mariaviten 50 000 Mitglieder nicht wesentlich übersteigen. 
Dies erklärt sich zum Teil daraus, daß sich die neu geschaffenen Insti- 
tutionen der Mariaviten nicht so bewährten, wie ursprünglich gehofft 
worden war, und daß sich die Führer der Mariavitenbewegung durch ihre 
Beziehungen zur russischen Regierung national verdächtig machten. 
Zwar haben die Mariaviten den Gottesdienst in der Landessprache ein- 
geführt, aber man mißtraute in der Masse der polnischen Bevölkerung 
ihrer nationalen Zuverlässigkeit. Durch den Anschluß an die Ut- 
rechter Union sind sie übrigens auf einem Umweg auch mit der Ortho- 
doxie in Berührung gekommen. Dies gilt freilich auch von der p o l- 
nischen Nationalkirche Amerikas, insofern sie der Ut- 
rechter Union beitrat und an den Verhandlungen mit der Orthodoxie 
über die Union teilnahm. Die Leitung der polnischen Nationalkirche 
ist polnisch-national und antirussisch gesinnt. Sie umfaßt vor allem 
Polen, aber auch Ungarn und Litauer, die auf diese Weise nationale 
Verbände bilden können. Sie entwickelt sich allmählich zu einer 
Zentrale romfreier Nationalgemeinden. Ihre Anhängerzahl dürfte 
50 000 nicht erreichen. Durch den Eintritt der Mariaviten in die 
Utrechter Union sind extreme Richtungen unter einen Hut gebracht 
worden. Die altkatholische Bewegung trägt im allgemeinen mehr 
protestantisierenden Charakter, und ist zum Teil doktrinärer Natur, 


weshalb man sie gelegentlich geradezu als Gelehrtenhäresie bezeich- 
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nete. Sie wurzelt eigentlich wesentlich in der Ablehnung des Vatikani- 
schen Konzils; dazu kamen dann sukzessive noch andere Punkte. 
Anders die mariavitische Bewegung. Sie geht auf positive Forderungen 
zurück, auf eine Aufrüttelung der Gemüter in mystischer Richtung. 
Die Priester der Mariaviten sind mönchisch organisiert, wenn auch 
nicht klösterlich. Gemeinsam ist eigentlich nur der Kampf gegen das 
Papsttum. Es fiel denn auch schwer genug, die verschiedenen Kirchen 
der Utrechter Union beisammen zu halten. Die Mariaviten sind vor- 
läufig auf Russisch-Polen beschränkt, Versuche, auf österreichischen 
Boden überzugreifen, sind bisher nicht gelungen. In Oesterreich 
könnten sie sich möglicherweise als Altkatholiken konstituieren, da 
sich diese aller Rechte erfreuen. Doch ist dies dadurch prinzipiell 
erschwert, daß Mariaviten und österreichische Altkatholiken völlig 
verschieden organisiert sind. Die galizischen russophilen Zeitschriften 
sollen den Mariaviten freundlich gegenüberstehen. Da sie eine 
Schwächung des Polentums bedeuten, scheinen sie von deutscher 
Seite aus gefördert worden zu sein. Der Anschluß der Mariaviten 
an die Utrechter Union ermöglichte es ihnen, ihre Bischöfe von 
Bischöfen weihen zu lassen, die, wie die katholische Lehre dies 
fordert, ihre Weihen auf die Apostel zurückverfolgen können. Ihr 
erster Bischof Kowalski erhielt vom Erzbischof von Utrecht die 
Weihe. 

Die Utrechter Union ist aber nicht nur ein Zentrum der katho- 
lischen Abfallsbewegung, sondern auch ein Zentrum für die Bestre- 
bungen, welche sich für eine Union mit der Orthodoxie und 
dem Anglikanismus einsetzen. Der Kommission, welche die Ver- 
bindung der Orthodoxie mit der Utrechter Union erörtert, präsi- 
dieren der Erzbischof von Utrecht und der Metropolit von Petersburg. 
Wenn auch diese Verhandlungen im allgemeinen mehr akademischen 
Charakter tragen, so geben sie doch der russischen Orthodoxie die 
Möglichkeit, eine Plattform für ihre Ausführungen zu finden. Auf 
einem Altkatholikenkongreß hielt ein Vertreter der russischen Ortho- 
doxie eine lange Rede, auf einem anderen nahm ein russischer Priester 
an dem Gottesdienst teil. 

Noch enger sind die Beziehungen zwischen der Utrechter Union 
und dem Anglikanismus. Ein großer Teil der Anglikaner 
betrachtet die Altkatholiken als eine Art kontinentaler Anglıkaner. 
Die Altkatholiken haben demzufolge auch die Propaganda unter den 
Anglikanern aufgegeben, der altkatholische Pfarrer Londons, dem 
übrigens eine anglikanische Kirche zur Verfügung gestellt wurde, 
wie in Deutschland den Altkatholiken protestantische Kirchen zur 
Mitbenützung eingeräumt wurden, ist eigentlich nur für Altkatho- 
liken bestimmt, die keine Engländer sind. Ein früherer anglikanischer 
Pfarrer ist in Deutschland als altkatholischer Pfarrer ohne weiteres 
aufgenommen worden. Der Willibrodbund, an dessen Spitze alt- 
katholische und anglikanische Bischöfe stehen, dient den Bemühun- 
gen, eine noch intensivere Union herzustellen. Wir sehen aus all 
dem, wie die Utrechter Union mannigfache Beziehungen ermöglicht, 
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die vielleicht bei irgendeiner Gelegenheit von der russischen Ortho- 
doxie benützt werden können. 

Die Beziehungen zwischen Utrechter Union und Anglikanismus 
sind insbesondere auch deshalb wichtig, weil man auch den Angli- 
kanismus und die Orthodoxie miteinander verbinden will. 
Im 18. Jahrhundert versuchte es die anglikanische Kirche, die Re- 
formfreundlichkeit Peters auszunützen, um eine Union zu erreichen, 
die aber sowohl von der russischen Synode als auch von den orien- 
talischen Patriarchen abgelehnt wurde. Die Verwandtschaft zwischen 
Anglikanismus und Orthodoxie ist nicht unerheblich. In der angli- 
kanischen Kirche besteht die Tendenz, wirkliche Mönchsorden zu 
schaffen. Es gibt bereits eine erhebliche Anzahl religiöser Vereini- 
gungen, wie die Schwestern der Kirche, die Schwestern vom heiligen 
Petrus, die Missionspriester vom heiligen Johannes u. dgl. Seit der 
Gründung des anglokontinentalen Vereins in der zweiten Hälfte des 
I9. Jahrhunderts, der sich übrigens auch der Altkatholiken Oester- 
reichs tatkräftig angenommen hat, haben diese Bemühungen wieder 
konkretere Formen angenommen. Bereits 1869 erklärte der öku- 
menische Patriarch Gregor VI., orthodoxe Priester hätten, wenn 
sie darum ersucht würden, die Beerdigung von Anglikanern vorzu- 
nehmen. Es besteht über die Unionsbewegung eine ausgebreitete 
Literatur, eigene Zeitschriften dienen diesem Zweck. Wie ernst die 
Anglikaner Englands und Amerikas es mit der Union nehmen, kann 
man wohl daraus ersehen, daß sie unter den Orthodoxen grundsätz- 
lich keine Proselyten machen. Das ist für die russisch-orthodoxe 
Kirche, insbesondere im Orient, von nicht zu unterschätzender Be- 
deutung. Freilich, die Konkurrenz beider Kirchen auf neutralem 
Boden bleibt bestehen. Wenn man auch die Chancen dieser Unions- 
bewegung politisch nicht allzu hoch bewerten kann so trägt sie doch 
dazu bei, Beziehungen aller Art anzubahnen. Auch kann sie unter be- 
stimmten Konstellationen gewissen politischen Bestrebungen erhebliche 
Dienste leisten. Die Union wird angeblich von der hellenischen Kirche 
weit reger begünstigt als von der russischen, weil erstere materiell 
schlechter gestellt sei und von den Anglıkanern erheblich gefördert 
werden könnte. Jedenfalls ist unter den jüngeren Priestern aller ortho- 
doxen Kirchen eine Strömung zu bemerken, welche der Union nicht 
ungünstig ist. Ich konnte mehrfach beobachten, daß die Tendenz 
vorhanden ist, die Predigt in den Vordergrund zu schieben, das Mo- 
ralisch stärkere zu betonen und das Dogmatische mehr in die zweite 
Reihe zu schieben. Diese Priester legen auf die dogmatischen Un- 
terschiede, die zwischen Orthodoxie und Anglikanismus bestehen, 
geringes Gewicht und betonen dafür die Wichtigkeit, welche die gegen- 
seitige Anerkennung der Priesterweihe kulturell hätte. Die ortho- 
doxen Priester könnten dann noch leichter als bisher eine westliche 
Ausbildung erhalten. Die Beziehungen zwischen dem Osten und 
England, die immer rege waren — man denke nur an das Londoner 
Balkankomitee — würden dadurch nur intensiver sich gestalten. 
Durch derlei Wünsche wird die Beziehung zu England unter vielen 
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orthodoxen Priestern populär gemacht, und es ist charakteristisch, 
daß ein hervorragender serbischer Priester seiner Tochter, die nach 
England ging, ausdrücklich erklärte, er hätte nichts dagegen einzu- 
wenden, wenn sie in einer anglikanischen Kirche kommuniziere, 
während er die Kommunion in einer katholischen Kirche für einen 
Frevel hielt. Doch darf man nicht übersehen, daß andererseits manche 
orthodoxe Theologen die Beziehungen zum Protestantismus und zum 
Anglikanismus energisch ablehnen. Sie weisen darauf hin, daß der 
orthodoxe Priester aus dem Volke hervorgegangen, sich von ihm weder 
durch seine Lebensweise noch durch seine Tugenden, ja nicht einmal 
durch seine Mängel unterscheide, während die anglikanische Kirche den 
Standesunterschied betone und einen mehr aristokratischen Charakter 
habe. Sie weisen auf die verschiedene Art der Religiosität hin, der 
gegenüber die dogmatischen Unterschiede eine geringere Rolle spiel- 
ten. Aber selbst die Argumente dieser Gruppe, die vor allem in Ruß- 
land vertreten ist, lassen erkennen, wie ernst man diese Bewegung 
nimmt. Praktisch könnte diese Unionsbewegung zum Beispiel da- 
durch bedeutsam werden, daß die Priester beider Konfessionen von 
der Kanzel herab das Bündnis zwischen orthodoxen Staaten und Eng- 
land segnen. Eine solche Szene ist nicht so ferne liegend. Man halte 
sich die Vorkommnisse während des englischen Besuches in Peters- 
burg Anfang 1912 vor Augen. Der Petersburger Hauptgottesdienst 
fand in der anglikanischen Kirche statt, wohin vier orthodoxe und 
vier anglikanische Bischöfe in einer Prozession zogen. Ein angli- 
kanischer Bischof sprach von der Kanzel zu orthodoxen und angli- 
kanischen Amtsbrüdern begeistert von einer Vereinigung beider 
Kirchen. Als die Anglikaner das Sergiuskloster verließen, ertönten 
alle Glocken, auch wurde ihnen gestattet, an einer offiziellen Sitzung 
des heiligen Synod teilzunehmen. Ueberdies gründete man im Amts- 
gebäude des Oberprokurators unter dem Vorsitz eines orthodoxen 
Bischofs, der auch Präsident wurde, einen russischen Verein zur För- 
derung der kirchlichen Einigung zwischen Orthodoxen und Angli- 
kanern, dessen Statuten der heilige Synod genehmigte. 

Eine straffere Weltorganisation des Anglikanismus und eine 
ebensolche der Orthodoxie könnte einmal erhebliche politische Be- 
deutung bekommen. Insbesondere die Ordnung der orientalischen 
Angelegenheiten kann durch solche Maßnahmen gefördert werden. 
Religiöse Differenzen werden heute selten bedeutsame politische 
Allianzen hindern, religiöse Annäherungen können ihnen aber überaus 
vorteilhaft sein. 

Wir haben gesehen, wie sich ein weitverzweigtes, wenn auch 
vielleicht schwaches, konfessionelles Netz über Europa, ja über die 
ganze Welt spannt. Wir sahen, wie dieses Netz für die Mariaviten- 
bewegung von Bedeutung ist, ebenso für die Beziehungen zwischen 
Anglıkanismus und Orthodoxie. In der Mariavitenbewegung haben 
wir den einzigen Fall vor uns, in dem Rußland in den lateinischen 
Teil der katholischen Kirche unmittelbar Bresche zu schlagen wußte. 
Und auch in diesem Fall handelt es sich nicht um Uebertritte zur 
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Orthodoxie, wie wir sie ganz vereinzelt in Böhmen erlebt haben. 
In den südlich und südöstlich gelegenen Gebieten bemüht sich 
die Orthodoxie um Unierte. Vor allem sind es die unierten Ru- 
thenen Rußlands un. Oesterreich-Ungarns, welche die Orthodoxie 
sich einzugliedern gesucht hat oder noch sucht. Die unierten Ruthenen 
Rußlands wurden im Laufe der Jahrhunderte der Orthodoxie zuge- 
führt. 1839 wurde die 1596 geschlossene Union von Brest aufge- 
hoben und Millionen Unierte mußten orthodox werden, schließlich 
wurde in der 2. Hälfte des ıg9. Jhds. die unierte Hierarchie auf- 
gelöst. Als die Religionsfreiheit zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
verkündigt wurde, gestattete man den Ruthenen, die ihren alten 
Glauben annehmen wollten, dies nicht, so daß ihnen nichts anderes 
übrig blieb, wenn sie nicht orthodox bleiben wollten, als den latei- 
nischen Ritus anzunehmen, was denn auch viele Tausende getan 
haben. Manche russische Politiker haben es übrigens bereut, daß 
man die Schaffung einer unierten Hierarchie verhinderte, weil die 
Ruthenen, welche den lateinischen Ritus annahmen, damit den Polen 
näher kamen und dadurch zu ihrer Stärkung beitrugen. Die Ab- 
neigung der russischen Regierung gegen die unierte Hierarchie hängt 
vor allem damit zusammen, daß man in ihr ein Zentrum der ukrai- 
nischen Bewegung zu schaffen fürchtet, deren Entfaltung in 
Oesterreich-Ungarn Rußland mit Besorgnis beobachtet. Insbesondere 
die Schaffung einer eigenen ruthenischen Universität, welche den 
Ruthenen Galiziens zugesichert wurde, nachdem sie bereits mehrere 
ruthenische Lehrstühle in Lemberg besitzen, wird von manchen 
russischen Politikern geradezu als ein Kriegsfall bezeichnet. Und 
wenn während der polnisch-ruthenischen Ausgleichsverhandlungen 
in polnischen Kreisen gelegentlich davon gesprochen wurde, daß 
Rußland aus der endgültigen Errichtung einer ruthenischen Uni- 
versität einen Anlaß zum Kriege nehmen würde, so scheint dies unter 
anderem auch auf russische Ausstreuungen zurückzugehen. 

Es handelt sich da um den Kampf zwischen der großrussischen 
und der ukrainischen Bewegung. Die Anhänger der ersteren erklären, 
daß es nur eine Literatursprache für Großrussen und Kleinrussen 
— oder Ruthenen — gebe und das sei das literarische Russisch, wie 
es auch viele der hervorragenden ruthenischen Schriftsteller ver- 
wendet hätten. Es habe nur ein Nationalgefühl zu geben, das rus- 
sische. Das Ruthenische sei ein Dialekt, der nur für den täglichen 
Gebrauch Verwendung finden solle. Alle Ruthenen hätten sich als 
Russen zu fühlen und sich dementsprechend kulturell und national 
zu verhalten. Andere gehen sogar so weit, die Angliederung aller 
ruthenischen Gebiete an Rußland zu verlangen. Sie erklären, es 
werde erst dann Ruhe werden, bis die russische Reichsfahne von den 
Karpathen wehe. 

Die ukrainisch Gesinnten vertreten dagegen die Meinung, daß 
das Ruthenische als Literatursprache zu fungieren habe. Es gebe 
eine alte ruthenische Literatur. Die Ruthenen hätten überhaupt 
eine alte selbständige Tradition und seien nur durch die russische 
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Herrschaft zurückgedrängt worden. Wenn auch die Schaffung einer 
wissenschaftlichen ruthenischen Sprache einige Schwierigkeiten mache, 
so hätte doch das Beispiel der Tschechen gezeigt, wie man ein solcbes 
Problem lösen könne. Manche Ukrainer sind der Ansicht, daß alles 
ruthenische Gebiet, das vom San bis zum Kaspisee reiche, als nationale 
Einheit zu betrachten und womöglich auch staatlich zu organisieren 
sei. Letzterer Wunsch wird wohl vorwiegend von politisch weniger 
gereiften Männern vertreten, doch ist die Hoffnung, die man bei 
alledem auf Oesterreich-Ungarn setzt, unter vielen Ruthenen, auch 
zum Teil unter denen Rußlands, recht lebendig. Den Russophilen 
werfen die ukrainisch Gesinnten immer wieder vor, daß sie aus Ruß- 
land Geld bekommen, während diese wieder den Ukrainern ihre Be- 
ziehungen zu preußischen Vereinen und deutschen Konsulatsbeamten 
vorhalten. In Versammlungen, denen Ukrainer und Russophile bei- 
wohnten, konnte ich in den Momenten höchster Erregung hören wie 
die Rufe: russische Rubel! preußische Mark! ertönten. Daß sowohl 
die Russophilen erhebliche Förderung durch Russen als auch die 
Ukrainer durch Preußen erfahren haben, scheint wohl endgültig 
festgestellt zu sein. 

Während in Rußland die ukrainische Bewegung sich nur 
schwer zu entfalten vermag, hat sie sich in Oesterreich kräftig ausge- 
breitet, und zwar ebenso unter den unierten Ruthenen Galiziens, 
wie unter den orthodoxen Ruthenen der Bukowina. Die österreichische 
Regierung hat die Ukrainer früb gefördert, um so einen Wall gegen 
das Russentum errichten zu können. Freilich geht die Förderung 
der Ukrainer auf Kosten der Polen, die als Freunde der österreichi- 
schen Regierung nur ungern verletzt werden. 

Die Ukrainer Galiziens kämpfen nach zwei Fronten, einerseits 
gegen die Russophilen, von denen viele für die Orthodoxie und den 
kulturellen oder auch politischen Anschluß an Rußland eintreten, 
und gegen die Polen. Dieser Kampf ist sehr kompliziert, da die 
Haltung der Polen den Russophilen gegenüber eine schwankende ist. 
Die Regierung steht den Russophilen aller Schattierungen mit großem 
Mißtrauen gegenüber, obgleich es einige russophile Führer gibt, von 
deren Loyalität man überzeugt ist, wie man ja auch von der Loyalität 
der meisten Deutschnationalen heute überzeugt ist. Der polnische 
Adel fördert aber gelegentlich russophil gesinnte Priester, deren po- 
litische Gesinnung der Regierung sehr bedenklich erscheint. Die pol- 
nischen Adeligen ziehen oft als Kirchenpatrone, wenn eine Pfarre 
zur Besetzung kommt, den meist mehr konservativ gesinnten russo- 
philen Priester einem radikal-demokratischen ukrainisch gesinnten 
vor. Der russophile Priester ist ihnen sozial weniger gefährlich und 
auch politisch ist für den Adel seine Gefährlichkeit heute gering. 
Der ukrainische Priester dagegen wird als Agitator gefürchtet, da 
er durch entsprechende Beeinflussung der Bevölkerung in jedem 
Augenblick Erfolge gegenüber den Adeligen zu erzielen vermöchte. 
Dazu kommt noch, daß unter den Russophilen besseres Benehmen 
und konzilianteres Wesen verbreiteter sein soll als unter den Ukrai- 
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nern. Seit aber die russophile Bewegung immer mehr zugenommen 
hat, scheint die Regierung den Adel zu einer energischen Abwehr 
der Russophilen zu bestimmen. 

Die russischen Agitatoren suchen in Ostgalizien und auch unter 
den Ruthenen Westgaliziens, die in den Karpathen wohnen, für 
Rußland Stimmung zu machen, sei es durch Reden, kinematogra- 
phische Vorführungen, Verbreitung von Zeitschriften und Büchern, 
sowie durch Errichtung russischer Internate. Es handelt sich dabei 
sowohl um eine Propaganda zu religiösen, wie auch um eine zu poli- 
tischen Zwecken. Es werden dabei alle möglichen Argumente ver- 
wendet, insbesondere wird das Los des Bauern in Rußland in den 
günstigsten Farben geschildert ;es wird z. B. auf die niedrigeren Steuern 
hingewiesen. Dies rührt zum Teil daher, daß Rußland weniger Kultur- 
ausgaben hat, andererseits genießt der Bauer die Vorteile der Kultur- 
ausgaben am wenigsten, so daß er ihren Sinn nicht recht einsieht. 
Die Agitation knüpft auch an die ungünstige wirtschaftliche Lage 
der Ruthenen an, die zum Teil eine Folge des ausgebreiteten Groß- 
grundbesitzes ist. Selbst in gut österreichisch gesinnten ruthenischen 
Bauern ist der Haß gegen die Polen ein erheblicher. Es ist noch 
immer ein Nachhall von der alten Kosackentradition vorhanden, 
derzufolge von den siegenden Reiterscharen an jedem Baum aufge- 
knüpft wurden: ein Jude, ein Schlachzize und ein Hund. Und in der 
ruthenischen Bauernbevölkerung kann man ein dumpfes Grollen 
hören: »Wald und Wiese für den Bauern!« Wenn man die ge- 
drückte Lage der ruthenischen Bauern ins Auge faßt, begreift man, 
daß manche österreichische Politiker im Interesse der äußeren Politik 
für eine teilweise Parzellierung des Großgrundbesitzes in Galizien 
eintreten. Der Regent müßte nach Anschauung dieser Männer ein 
wahrer Bauernkaiser sein; so könnte man am erfolgreichsten das Vor- 
dringen der russischen Welle zurückdrängen. Die Russen wieder 
sehen gerade in der wirtschaftlich ungünstigen Lage der galizischen 
Ruthenen einen günstigen Angriffspunkt für ihre Agitation. Sie möch- 
ten gerne als Befreier in einem künftigen Kriege die Bevölkerung von 
Anfang an auf ihre Seite reißen. Was die Polen und Ruthenen an 
Oesterreich kettet, sind nicht wirtschaftliche, sondern nationale und 
politische Vorteile. Damit die Russen auch in nationaler Hinsicht 
Oesterreich-Ungarn ein Paroli bieten könnten, schlagen manche rus- 
sische Politiker eine Aenderung der Nationalitätenpolitik innerhalb 
Rußlands vor. Es kann so einmal dazu kommen, daß die Staaten 
im Interesse der äußeren Politik die ihnen angehörigen Volksstämme 
kulturell, national und wirtschaftlich möglichst zu fördern suchen 
und einander darin zu überbieten trachten. 

Die Propaganda in Galizien ist den Russen dadurch crleichtert, 
daß prinzipiell Religionsfreiheit in Oesterreich besteht. Als die mo- 
dernen Verfassungen die Religionsfreiheit einführten, dachte man 
damit in erster Linie ein individuelles Recht auf Ueberzeugung zu 
sichern. Niemand rechnete wohl damit, daß die Religion als Mittel 
politischer Assoziation Verwendung finden würde. In Oesterreich 
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sucht man gegenwärtig die Uebertrittsbewegung, welche erhebliche 
Massen ergriffen hat, möglichst zurückzudrängen, indem man den 
Uebertritt seitens der Behörden überhaupt nicht zur Kenntnis nimmt 
oder hinausschleppt. Man rechnet offenbar damit, daß diese Bewegung 
bald abflauen werde. Diese Unterdrückung trägt mehr politischen 
als religiösen Charakter, da von einem wesentlichen Unterschied 
zwischen dem religiösen Empfinden eines Unierten und eines Ortho- 
doxen kaum gesprochen werden kann. Der Ritus in den Kirchen 
beider Konfessionen ist fast der gleiche, die Kirchensprache ist die- 
selbe. Der sinnliche Eindruck differiert wenig. Die dogmatischen 
Unterschiede sind aber solche, daß sie das Gemütsleben so gut wie gar 
nicht berühren. Während die Orthodoxen glauben müssen, daß der hei- 
lige Geist vom Vater allein ausgeht, müssen die Unierten glauben, daß 
er vom Vater und vom Sohne gleichzeitig ausgeht. Es handelt sich 
also nicht um tief innerliche Unterschiede, wie zwischen Katholizis- 
mus und Protestantismus. Der Hauptunterschied ist für den ge- 
wöhnlichen Gläubigen wohl der, daß er als Unierter den Papst 
anerkennt, der fern von ihm in Rom sitzt, währena er als Orthodoxer 
zum großen heiligen Rußland gehört, das er aus Berichten und Bildern 
zu kennen glaubt. Die Russophilen weisen den Bauern immer wieder 
darauf hin, daß das Uniertsein eine Halbheit wäre, weder ganz ortho- 
dox noch ganz katholisch. Wer ein echter Russe sein wolle, müsse 
zur orthodoxen Kirche mit ihren zahllosen Kirchen und Wallfahrts- 
orten zurückkehren. 

Da Oesterreich auch eine eigene orthodoxe Kirche besitzt, könnte 
man die Frage aufwerfen, weshalb denn die Russophilen Galiziens 
nicht zu dieser übertreten, die doch in Oesterreich anerkannt sei, 
während die russisch-orthodoxe Kirche innerhalb der Grenzen Oester- 
reichs überhaupt nicht existiert. Die orthodoxe Kirche Oesterreichs 
ist auf die Bukowina und Dalmatien beschränkt. Der Metropolit 
von Czernowitz, das Oberhaupt dieser autokephalen Kirche, hat nur 
einen einzigen orthodoxen Priester nach Lemberg geschickt, der aber 
bloß für Angehörige der Diaspora Funktionen ausübt. Uebertritte 
anzunehmen oder unierte Kinder zu taufen, wurde ihm von dem 
regierungstreuen Czernowitzer Metropoliten, der übrigens ein Ru- 
mäne ist, untersagt. 

Diejenigen Unierten Galiziens, welche orthodox werden wollen, 
finden keine Priester, da die österreichischen orthodoxen Priester 
zu ihnen nicht kommen dürfen und die russischen, die hereinkamen, 
ausgewiesen oder bestraft wurden. Es wurde nun der Ausweg ge- 
wählt, daß Unierte aus Galizien nach Rußland gingen, sich dort zu 
orthodoxen Theologen ausbildeten und zu Priestern geweiht heim- 
kehrten. Als Inländer können sie nach österreichischem Recht nicht 
ausgewiesen werden. Man hinderte sie aber, wo es ging, ander Ausübung 
geistlicher Funktionen, zu denen sie in Oesterreich nicht berechtigt wa- 
ren und verfolgte viele von ihnen wegen Spionage und Hochverrat. Es 
kam aber auch vor, daß unierte Priester russophile Ideen unter der 
Bevölkerung verbreiteten. Solange sie nicht auf religiöses Gebiet 
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übergriffen, Konnte seitens ihrer Oberen schwer gegen sie vorgegangen 
werden. Wenn sie aber damit anfingen, die geringen Abweichungen, 
welche der unierte Ritus vom orthodoxen aufwies, zu beseitigen, dann 
wurde gegen sie eingeschritten, indem sie z. B. zur Niederlegung ihrer 
Stelle aufgefordert wurden. 

Die russisch-orthodoxe Kirche übt heute auf einen Teil der Ge- 
müter Ostgaliziens keinen geringen Einfluß aus. Der nahe an der 
Grenze in Rußland gelegene Wallfahrtsort Potschaiew, wo sich ein 
orthodoxes Kloster befindet, das früher einmal uniert war, wird 
immer wieder von Ruthenen aus Galizien besucht, obgleich die Be- 
hörden die Reise dorthin zu erschweren trachten. Auch kommen 
russophil gesinnte Gruppen von Bauern aus Galizien nach Ruß- 
land, um dort mit Klöstern und Priestern in Beziehung zu treten. 
Sie bringen von dort gelegentlich Geld und Broschüren in die Heimat. 
Mit Hilfe der russophilen Propaganda suchen viele Russen Ostgalizien, 
das militärisch sehr exponiert ist, zu einem für Oesterreich politisch 
unzuverlässigen Lande zu machen. Man darf sich freilich nicht vor- 
stellen, daß alle Kreise Rußlands im Hinblick auf die galizische Propa- 
ganda eine Einheit bilden. Wenige Länder sind im Innern so zer- 
klüftet, wie Rußland, aber es nehmen immerhin recht viele Personen 
an der Propaganda teil, darunter solche, die im öffentlichen Leben 
eine Rolle spielen. Ein eigener galizisch-russischer Verein sammelt 
Mittel für die Propaganda in Galizien; in öffentlichen Versamm- 
lungen wird das Los der Brüder in Galizien beklagt. Anfang 1913 
fand eine feierliche Versammlung statt, an der Erzbischöfe, der Duma- 
präsident und viele Offiziere teilnahmen. Der Patriarch von Antiochia 
— was übrigens auf seine engen Beziehungen zur russisch-orthodoxen 
Kirche hindeutet — segnete die Brüder, welche in galizischen Kerkern 
schmachten. Es wurde die galizisch-russische Hymne gesungen: 
»Auf, auf für die heilige Russenwelt«. Dazwischen ertönten Rufe: 
»Nieder mit Oesterreich«. Vom heiligen Synod verlangte man, daß 
er in allen russisch-orthodoxen Kirchen Rußlands und Amerikas 
für die galizischen Märtyrer beten lasse. Solche Gebete wurden 
mehrfach abgehalten, so auch im Februar 1914. Der von manchen 
geäußerte Wunsch, der heilige Synod möge mindestens zu Demon- 
strationszwecken die Oberhoheit über die Orthodoxen Galiziens über- 
nehmen, wurde von offizieller Seite nicht aufgenommen, ja geradezu 
desavouiert. 

Die russische Propaganda beschränkt sich aber nicht etwa auf die 
Ruthenen Oesterreichs-Ungarns. Sie sucht insbesondere auch im 
Bereich der Vereinigten Staaten den Hebel anzusetzen, 
wo die Verwaltung der Monarchie keine Gegenmaßregeln ergreifen 
kann. Ruthenen, welche Oesterreich-Ungarn als Katholiken ver- 
lassen, kehren nicht selten als Orthodoxe zurück. Und wenn sie auch 
vielfach über den Uebertritt zur Orthodoxie nichts verlauten lassen, 
so bringen sie doch orthodoxe Anschauungen mit, sprechen vom 
großen heiligen Rußland, von dem sie Hilfe in ihrer wirtschaftlichen 
Not erwarten. Gerade unter den Ruthenen Westgaliziens, die in den 
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Karpathen wohnen, hat die Auswanderung nach den Vereinigten 
Staaten in dieser Richtung große Veränderungen hervorgerufen. 
Die Auswanderung nach den Vereinigten Staaten wirkt auch sonst 
sozial ein, sie macht Polen und Ruthenen demokratischer und die 
demokratische Bewegung im modernen Polentum ist zum Teil ameri- 
kanischen Ursprungs. Im Jahre ıgrı konnten die Russen in Kanada 
und den Vereinigten Staaten zusammen 2I neue Pfarreien errichten. 
In New York gibt es sogar ein russisch-orthodoxes Priesterseminar. 
In Amerika errichteten die Russen bereits in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts ein Erzbistum für die Alëuten und Nordamerika 
und erweiterten dort ihre Hierarchie unaufhörlich. Es gibt heute 
wohl 40 000 Russisch-Orthodoxe in den Vereingten Staaten, denen 
sich viele nichtorthodoxe schismatische Orientalen angeschlossen 
haben. Doch sind die orientalischen und die anderen orthodoxen 
Kirchen zum Teil auch unmittelbar in den Vereinigten Staaten ver- 
treten. 

Die Propaganda unter den Ruthenen Oesterreichs und Ungarns 
ist den Russen in den Vereinigten Staaten dadurch sehr erleichtert, 
daß nur wenige unierte Kirchen vorhanden sind und der Ruthene 
im allgemeinen lieber in einer russisch-orthodoxen Kirche seine An- 
dacht verrichtet, die ihn durch den sinnlichen Eindruck anheimelt, 
als in einer lateinischen Kirche, die ibn völlig fremd anmutet und in 
ihm die Erinnerung an das ven ihm gehaßte Polentum wachruft. 
Der Mangel an unierten Kirchen rührt zum Teil daher, daß die iri- 
schen Bischöfe Nordamerikas, welche die Herrschaft über die Katho- 
liken in der Hand haben, das Eindringen unierter Priester nicht eben 
freundlich begrüßten. Insbesondere nahmen sie daran Anstoß, daß 
sie verheiratet waren. Man hat sich inzwischen in der Weise geholfen, 
daß nur unverheiratete unierte Priester in Amerika verwendet wer- 
den, zum Teil auch dadurch, daß Priester aus den Vereinigten Staa- 
ten, die dem lateinischen Ritus angehörten, zum unierten Ritus über- 
treten und nach Galizien gesendet werden, damit sie dort Ruthenisch 
erlernen. In dem ruthenischen Seminar in Kanada werden nur 
solche Seminaristen angenommen, welche sich zum Zölibat ver- 
pflichten. Gerade die Verwendung unverheirateter Priester gibt den 
Vertretern der russischen Orthodoxie willkommenen Anlaß über 
Latinisierung Klage zu führen. Um den Ruthenen in Kanada ohne 
Verletzung der lateinischen Hierarchie dennoch eine bestimmte Selb- 
ständigkeit geben zu können, wurde der unierte Bischof dem aposto- 
lischen Delegaten jurisdiktionell unterstellt. 

Manche Uebertritte von Ruthenen zur Orthodoxie sind eine 
Folge der Konflikte, welche innerhalb der Ruthenen eine nicht uner- 
hebliche Rolle spielen. Für die katholische Kirche bilden die Ruthenen 
in den Vereinigten Staaten eine kirchliche Einheit, während sie na- 
tional gespalten sind. Die ungarischen und die österreichischen Ru- 
thenen fühlen sich nämlich keineswegs immer als eine Einheit. Ja 
zuweilen kann man von ungarischen Ruthenen geradezu die Behaup- 
tung hören, sie hätten eine wesentlich andere Abstammung wie die 


Die konfessionelle Struktur Osteuropas und des näheren Orients usw, 503 


österreichischen Ruthenen. Wird nun ein ungarischer Ruthene 
Oberhaupt aller unierten Ruthenen Nordamerikas, so ist dies für 
österreichische Ruthenen ein Anlaß zur Unzufriedenheit. Die Be- 
strebungen, sowohl den ungarischen als auch den österreichischen 
Ruthenen ein gesondertes Oberhaupt zu geben, scheitert an dem 
kirchlichen Grundsatz, daß auf einem gegebenen Territorium jeder 
Ritus höchstens einen Bischof haben könne. Man plant den Ausweg, 
daß man Nordamerika in zwei unierte Bistümer einteilt, von denen 
eines einem ungarischen, eines einem österreichischen Ruthenen 
unterstellt würde. 

Während der Uebertritt zur Orthodoxie in Galizien von den Be- 
hörden sehr ungern gesehen wird, und dem, der Orthodox wird, 
mancherlei Schwierigkeiten bereitet werden, ist in der gleichfalls 
zu Oesterreich gehörigen Bukowina die Orthodoxie von staatswegen 
beschützt und gefördert. Wer traditionell orthodox ist, findet 
nicht den geringsten Widerstand. Die orthodoxe Kirche der Buko- 
wina ist historisch eine rumänische. Erst sukzessive haben die Ru- 
thenen immer mehr an Einfluß gewonnen und sich gerade in der 
letzten Zeit innerhalb der Kirchenorganisation eine Reihe wichtiger 
Zugeständnisse erkämpft. So wurde z. B. von der Regierung, ohne 
daß die Zustimmung des Metropoliten eingeholt worden wäre, zum 
erstenmal ein Ruthene zum Konsistcrialarchimandriten ernannt, 
wogegen die Rumänen energisch protestierten, weil sie darin die 
Tendenz der Regierung erblickten, die Rechte der Ruthenen auf die 
Leitung der Kirche anzuerkennen, wird doch von vielen Ruthenen 
die Forderung vertreten, es müsse abwechselnd ein Ruthene und ein 
Rumäne Metropolit werden. Viele Rumänen und Ruthenen fordern 
eine Teilung in eine rumänisch-orthodoxe und eine ruthenisch-orthodoxe 
Kirche. Doch wollen die Rumänen den Ruthenen den entsprechenden 
Teil des Kirchenvermögens nicht zugestehen. Die Rumänen weisen 
darauf hin, daß das Kirchenvermögen auf Schenkungen rumänischer 
Fürsten zurückgehe. Man sei bereit, die Ruthenen als Gäste daran 
partizipieren zu lassen, könne ihnen aber kein Recht auf das- 
selbe zugestehen. Die Kirche der Bukowina ist übrigens, wie 
schon oben nebenbei erwähnt wurde, seit dem Jahre 1873 mit 
der räumlich getrennten Dalmatiens vereinigt, doch ist die Ver- 
waltung der vereinigten Kirchenteile eine durchaus gesonderte ge- 
blieben. Während die Kirche Dalmatiens materiell wenig günstig 
gestellt ist, besitzt die Kirche der Bukowina einen erheblichen Teil 
des Landes als Eigentum. Aus dem Religionsfonds vermag sie allen 
ihren Priestern zum Beispiel Hochschulbildung zuteil werden zu 
lassen, so daß die orthodoxen Priester der Bukowina wohl von allen 
orthodoxen Priestern die beste Vorbildung genießen. 

Die hier nur flüchtig angedeuteten Verhältnisse in der Buko- 
wina sind einer russischen Intervention wenig günstig. Es fehlt die 
Möglichkeit zur religiösen Propaganda. Rein politisch-nationale Propa- 
ganda ist aber einerseits schwierig, andererseits nicht ungefährlich. Die 
religiöse Propaganda ist dadurch unmöglich gemacht, daß man einen 
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orthodoxen ruthenischen Bauer eben nicht orthodoxer machen 
kann, als er schon ist. Ein Uebertritt von der österreichischen Ortho- 
doxie zur russischen Orthodoxie widerspricht allen orthodoxen Grund- 
anschauungen und wird auch gar nicht in Erwägung gezogen. Die 
Zahl der Russophilen unter den Ruthenen der Bukowina ist gering. 
Die Abneigung gegen die ukrainisch Gesinnten veranlaßt manche 
Russophilen, sich an die Rumänen anzulehnen, indem sie z. B. ihre 
Kinder in rumänische Schulen schicken. Aber bei den Rumänen 
finden ihre Bestrebungen gar keinen Widerhall. Während in Sieben- 
bürgen unter den Rumänen eine erhebliche Unzufriedenheit mit der 
ungarischen Regierung herrscht und daher manche bereits daran 
denken, Rußlands Hilfe in Anspruch zu nehmen, wenn die Macht Ru- 
mäniens nicht ausreichen sollte, die nationale Position zu verbessern, 
ist von solchen irridentistischen Ideen in der Bukowina so gut wie 
gar nicht die Rede. Die Rumänen erfreuen sich innerhalb der Grenzen 
Oesterreichs einer günstigen materiellen Lage, insbesondere die 
politisch wichtigen Priester. Die gesellschaftliche Stellung ist eine 
gute. Die Regierung steht den Rumänen durchaus freundlich gegen- 
über. Der gewaltige Palast des Metropoliten ist ein in die Augen 
fallendes Merkzeichen der ‘orthodoxen Kirche, die bis vor kurzem 
rumänisch regiert wurde. 

Von einer orthodoxen Propaganda, welche die Kirche der Buko- 
wina unter den Ruthenen Galiziens treiben würde, kann gar keine 
Rede sein. Dennoch übt die Tatsache, daß die offiziell geförderte 
Orthodoxie der Bukowina knapp an die unierten Gebiete Galiziens 
angrenzt, wo der Uebertritt zur Orthodoxie erschwert ist, einen ge- 
wissen Einfluß aus. So wallfahrten z. B. viele Ruthenen Ostgaliziens 
nach Suzawa, das in der Bukowina gelegen ist. Die orthodoxe Kirche 
verehrt dort den heiligen Johannes Novi. Freilich hat die Wallfahrt 
der unierten Ruthenen Galiziens zu diesem Heiligen der Orthodoxen 
einen historischen Anlaß. Als nämlich König Sobieski sich vor den 
Türken über Suzawa zurückzog, nahm er die Gebeine des heiligen 
Johannes Novi mit sich, die der Metropolit begleitete. Die Reliquien 
wurden in Galizien unierten Basilianern zur Aufbewahrung übergeben, 
welche den heiligen Johannes Novi als unierten Heiligen in Anspruch 
nahmen. Er wurde nun in Ostgalizien durch lange Zeit verehrt, 
bis nach der Besitzergreifung der Bukowina durch die Oesterreicher 
der Leichnam der orthodoxen Kirche zurückerstattet wurde. Die 
Tradition ist geblieben, daß man als guter Christ zum heiligen Jo- 
hannes Novi wallfahrten könne und so ziehen noch immer Scharen 
von unierten Ruthenen trotz des Protestes der Bischöfe nach Suzawa, 
ohne aber deswegen vom unierten Glauben abfallen zu wollen. Dieses 
Faktum ist bemerkenswert, weil es einen gewissen Einblick in die 
Art der osteuropäischen Tradition gewährt. 

Aehnlich wie in Galizien gestaltet sich die Propaganda der rus- 
sischen Orthodoxie in Nordungarn, wo ebenfalls unierte Ruthenen 
wohnen. Auch hier geht die rein religiöse Propaganda in eine nationale 
und politische über; wie denn überhaupt für den einfachen Bauer 
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diese verschiedenen Empfindungskomplexe nicht so streng geschieden 
sind. Wenn er orthodox wird, so spricht er voll Verehrung vom 
Zaren. Auf meine Frage, was er.gegen die Unierten einzuwenden 
habe, antwortete mir z. B. ein russophiler Ruthene: »Sie sprechen 
abfällig über den Zaren.« Klarheit fehlt dem bäuerlichen Denken, 
um so bedeutsamer ist jede Propaganda der angedeuteten Art. Die 
Anhänger Rußlands suchten in Nordungarn in den Gemeinden für 
die Orthodoxie Stimmung zu machen. Sie weisen darauf hin, daß 
die orthodoxen Priester kein Geld für Taufen verlangen, daß über- 
haupt die Ausgaben für die Kirche geringer würden. Aehnlich wie 
in Galizien wurden auch hier junge Leute für russische Klöster ge- 
wonnen, die man als zukünftige Agitatoren zu verwenden dachte. 
Auch wurden Wallfahrten in russische Kirchen und Klöster organi- 
siert, was eine regelmäßige Begleiterscheinung russisch-orthodoxer 
Propaganda ist. Ungarn suchte diese Bewegung durch einen Hoch- 
verratsprozeß niederzuschlagen, in dem viele Beteiligte verurteilt 
wurden. 

Die Russen sollen auch bei anderen Vorgängen in Ungarn ihre 
Hand im Spiel gehabt haben. Bis vor kurzem gab es in Nordungarn 
Unierte des rumänischen und solche des ruthenischen Ritus. Da 
aber ein Teil dieser Unierten sich gewöhnlich der magyarischen Sprache 
bediente, bildete sich sukzessive eine Gruppe von Kirchen heraus, 
in denen ein Teil des Gottesdienstes in magyarischer Sprache ab- 
gehalten wurde. Es kam zu Reibungen aller Art. Schließlich half 
sich Rom in der Weise, daß ein eigenes Bistum Haidudorog gegründet 
wurde, das die unierten Magyaren zu umfassen hätte. Seine Kirchen- 
sprache wurde aus Altgriechisch und Magyarisch zusammengesetzt, 
das Altslavische und Rumänische wurde beseitigt. Gegen die Ab- 
grenzung dieser Diözese protestierten viele Ruthenen, insbesondere 
aber die unierten Rumänen. Sie wiesen mit Nachdruck darauf hin, 
daß rumänische und rutherische Gemeinden dem magyarisch-griechi- 
schen Ritus zugewiesen wurden und erblickten darin eine Form der 
magyarischen Propaganda. Es kam bekanntlich zu einem Attentat 
auf den Bischof von Haidudorog, das mehreren Unbeteiligten das 
Leben kostete. In manchen Kreisen ist die Ansicht verbreitet, rus- 
sische Emissäre hätten dies Attentat in Rumänien angezettelt, um 
die Kluft zwischen den Magyaren und Rumänen zu vergrößern, da 
ihnen eine Verständigung beider höchst unerwünscht wäre. 

Wir sehen, wie die Ruthenen, welche ein Angriffsobjekt der 
russischen Orthodoxie sind, in Galizien den Polen, in Ungarn den 
Magyaren gegenüberstehen. Während in Ungarn die Regierung 
die Assımilation der Ruthenen fördert, sucht sie die österreichische 
Regierung, wie schon erwähnt wurde, durch Pflege ihrer nationalen 
Eigenart zu gewinnen. 

Der Kampf zwischen Polen und Ruthenen spielt sich zum Teil 
auch auf religiösem Gebiet ab. Die unierten Ruthenen und die latei- 
nischen Polen bemühen sich, Proselyten zu machen, obgleich seit 
langem zwischen den Erzbischöfen beider Riten unter Zustimmung 
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des Papstes eine Abmachung dahingehend getroffen wurde, daß nur 
ganz ausnahmsweise Uebertritte von einem katholischen Ritus zu 
einem anderen stattfinden dürften. In den Städten Ostgaliziens, 
wo die Polen die Uebermacht haben, ist es nichts Seltenes, daß unierte 
Angestellte und Dienstboten zum lateinischen Ritus übertreten, 
das heißt zu Polen werden; denn im allgemeinen gilt in Ostgalizien 
jeder, der dem lateinischen Glauben angehört, als Pole. Auch die 
Volkszählung rechnet einen Ruthenen des lateinischen Ritus im 
allgemeinen zu den Polen um als lateinischer Ruthene eingetragen 
zu werden, muß man meist besonders intervenieren. Umgekehrt ist 
in manchen Landbezirken, wo die Ruthenen die Majorität haben, 
der Uebertritt von lateinischen Polen; zum unierten Ritus nichts 
Seltenes. Diese Uebertritte gehen oft ganz unbemerkt vor sich. Der 
lateinische Vater bringt sein Kind dem unierten Priester zur Taufe, 
weil er z. B. näher wohnt. Um das Polentum auf dem flachen Lande 
zu fördern, werden jetzt zahlreiche lateinische Kapellen errichtet. 
Aber auch von unierter Seite ist eine rege kirchliche Tätigkeit zu 
beobachten. In relativ kleinen Ortschaften kann man recht große 
neue Kirchen antreffen. Der nationale Kampf, der in bewußter 
Weise die traditionellen volkstümlichen Elemente zu verwerten 
trachtet, führt so zu einer bewußten kirchlichen Propaganda. Das 
nationale Element steht dabei offen im Vordergrund. Der unierte 
Erzbischof in Lemberg ist heute eine Art Vertreter seiner Nation, 
was im Kampf zwischen Polen und Ruthenen deutlich zum Ausdruck 
kam, als er im Interesse der unierten Ruthenen während der Aus- 
gleichsverhandlungen beim Kaiser in Audienz erschien und mit dazu 
beitrug, den Ausgleich zu vollenden. Auch der polnische Erzbischof, 
sowie der Erzbischof der unierten Armenier, der sich als Pole fühlt, 
traten als Vertreter ihrer Nation auf. | 

Im Süden Oesterreich-Ungarns haben die Russen weniger 
Interventionsmöglichkeiten. Zum Teil hängt dies mit dem großen räum- 
lichen Abstand zusammen, aber auch mit den lokalen Verhältnissen. 
Es kommt die serbisch-orthodoxe Kirche von Karlowitz in Betracht, 
welche die Serben Ungarns umfaßt, der serbische Teil der orthodoxen 
Kirche Oesterreichs in Dalmatien und die orthodoxe Kirche Bosniens, 
die formell noch ein Teil des ökonomischen Patriarchats ist. Auch hier 
fehlt ein Agitatonsobjekt, da man die orthodoxen Serbokroaten — die 
man kurzweg Serben nennt — nicht orthodox machen kann. Unter den 
katholischen Serbokroaten aber — die man kurzweg Kroaten nennt — 
hätte eine russische Agitation wenig Aussicht auf Erfolg. Es gibt 
zwar eine Strömung unter den Kroaten Dalmatiens und Kroatiens, 
das zu Ungarn gehört, welche für den Uebertritt zur Orthodoxie 
als der Religion der Südslaven eintritt. Aber dieser Uebertritt würde 
immer nur zur serbisch-orthodoxen Kirche Dalmatiens oder Kroatiens 
erfolgen. Im allgemeinen respektieren aber Kroaten und Serben 
ihre religiösen Standpunkte und machen keine Propaganda bei Anders 
gläubigen. Politisch stehen sie jetzt in Dalmatien und Kroatien 
einander sehr nahe. Auch das Attentat von Sarajewo hat die Al- 
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lianz wenig gestört. In Kroatien besteht die sogenannte serbisch- 
kroatische Koalition, welche ursprünglich gegen die ungarische Regie- 
rung geschlossen wurde, mit der sie jetzt sich zu vertragen bemüht 
ist. Eine Hauptgegnerin der Koalition ist die streng katholische 
Frankpartei, welche das Attentat in Sarajewo gegen die Koalition 
ausnützte. In Bosnien ist der Gegensatz zwischen Serben und 
Kroaten noch immer erheblich, da letztere im Bunde mit den mo- 
hammedanischen Serbokroaten die Möglichkeit haben, die Serben zu 
majorisieren. Nach dem Attentat auf den Erzherzog-Thronfolger 
kam der Haß der Kroaten und Mohammedaner gegen die Serben 
deutlich in Demonstrationen zum Ausdruck. 

Es sei übrigens darauf hingewiesen, daß unter den Kroaten Dal- 
matiens sich auf dem Gebiete des Gottesdienstes gewisse slavische 
Bestrebungen bemerkbar machen. In einigen Kirchen an der Ost- 
küste der Adria ist es nämlich seit alter Zeit üblich, daß die Meß- 
bücher in der Glagolica abgefaßt sind und auch die abendländische 
Messe in der Glagolica zelebriert wird, das heißt in altslavischer 
Sprache, die sich aber nicht der cyrillischen Schrift bedient, welche 
die Orthodoxen gebrauchen, sondern der glagolicischen Schrift, 
die älter als die cyrillische ist. Jede Einschränkung des Rechtes 
die Glagolica zu benützen, erregt unter den Kroaten heftigen Wider- 
stand, viele derselben treten sogar dafür ein, daß die Glagolica die 
Kirchenschrift aller Kroaten werden solle. Manche glauben, daß 
dadurch den Orthodoxen die Union mit Rom erleichtert würde. 
Bischof Stroßmayer, der weit über die Grenzen seiner Heimat hinaus 
bekannt ist, hatte immer für diese Union Propaganda gemacht. Er 
hat unter anderem auch in ihrem Interesse auf dem vatikanischen 
Konzil gegen die Verkündigung der Unfehlbarkeit protestiert, da 
sie die Kluft zwischen Orthodoxen und Katholiken vergrößere, werde 
doch auf diese Weise von den zur Union übertretenden Orthodoxen 
die Anerkennung eines weiteren ihnen fremden Dogmas verlangt. 
Die Glagolica wurde übrigens den katholischen Kirchen Montenegros 
im Konkordat zugestanden, auch während der Konkordatsverhand- 
lungen zwischen Serbien und dem römischen Stuhl spielte die Gla- 
golica eine erhebliche Rolle. Sie wurde unter bestimmten Bedingungen 
auch seitens Rom gewissen Katholiken Serbiens zugestanden. Um 
die Glagolica sind in den letzten Jahren in Dalmatien heftige Kämpfe 
entbrannt. Es wurde 1905 ein Konzil der Bischöfe einberufen, in 
deren Diözesen es zu energischeren Kundgebungen zugunsten der 
Glagolica gekommen war und es sollen seitens des Papstes jene 
gerügt worden sein, die sich zugunsten der Glagolica aussprachen, 
insbesondere soll den Franziskanern in Zara und Spalato, die seit 
jeher die Glagolica pflegen, eine Strafe auferlegt worden sein. Auch 
in jüngster Zeit sind wieder Berichte über Konflikte auf diesem Ge- 
biet durch die Zeitungen gegangen. 

Der russische Einfluß auf die serbokratischen Gebiete äußerte 
sich früher zum Teil darin, daß Zöglinge des Priesterseminars von 
Karlowitz in Rußland studierten; jetzt kommt dies kaum mehr vor, 
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weil man in serbisch-orthodoxen Kreisen nicht gerne das Mißtrauen 
der Regierung heraufbeschwören will, doch reisen immer von Zeit 
zu Zeit serbisch-orthodoxe Theologen nach Rußland, da sich die Theo- 
logie dieser Kirche einer besonderen Achtung erfreut. Die orthodoxen 
Theologen der Karlowitzer Kirche, welche Hochschulbildung an- 
streben, gehen an die Universität in Czernowitz, welche eine ortbo- 
doxe theologische Fakultät: besitzt; wie an der ganzen Universität 
ist die Vortragssprache im allgemeinen die deutsche, nur gewisse 
Vorlesungen werden rumänisch und ruthenisch gehalten, hingegen 
keine serbokratisch. Da die ungarische Regierung auf die Patriarchen- 
wahl einen entscheidenden Einfluß auszuüben pflegt, ist einem Einfluß 
der russischen Orthodoxie auf die leitenden Stellen sehr entgegen- 
gearbeitet. Auch der serbische Einfluß ist nicht sehr groß, was zum 
Teil daher rührt, daß die serbisch-orthodoxe Kirche arm ist und 
überhaupt keine große politische Macht im eigenen Lande besitzt. 
Doch ist die Sympathie für Serbien unter den Serben des engeren 
Ungarn und in Kroatien in der Bevölkerung und in der niederen Geist- 
lichkeit sehr verbreitet. Der sogenannte Nationalkongreß, der Kleriker 
und Laien umfaßt, und früher eine große nationale und politische Be- 
deutung besaß, wird jetzt von der ungarischen Regierung möglichst 
zurückgedrängt. Es kam infolge dessen zu verschiedenen Konflikten, 
die damit zusammenhingen, daß die ungarische Regierung und die 
engeren Anhänger des Patriarchen das Laienelement möglichst von 
der Kirchenleitung ausschließen wollen. Manche sprechen geradezu 
von einer Elimination der protestantisierenden Institutionen. 

Montenegro wird von Rußland aus nicht nur politisch be- 
einflußt, es bestehen auch gewisse kirchliche Beziehungen zwischen 
beiden Staaten. Die montenegrinische Kirche hatte seit dem 17. Jahr- 
hundert die Eigentümlichkeit, daß ihr Oberhaupt aus dem Hause 
Njegus allmählich zum Landesfürsten wurde. Die Wladiken erhielten 
sporadisch im 18. Jahrhundert, regelmäßig im ıg. Jahrhundert ihre 
Weihe in Petersburg. Von ihnen stammen auch die Petrovic ab, 
die 1852 weltliche Fürsten von Montenegro wurden. 

Die serbische Kirche, welche einen Metropoliten an ihrer 
Spitze hat und jetzt die orthodoxen Gemeinden in den der Türkei 
abgenommenen Gebieten aufsaugt, hat zu Rußland keine näheren 
Beziehungen. Sie steht mit ihr in einem freundlichen Kontakt. 

Dagegen hat sich Rußland sehr um die Entstehung der 
bulgarischen Kirche bemüht. Die Bulgaren suchten im 
Verlaufe ihrer Geschichte mehrfach, nationale Zugeständnisse vom 
ökumenischen Patriarchat zu erlangen. Als dieselben auf sich 
warten ließen, begann man der protestantischen Propaganda nach- 
zugeben, sowie die Unionsbestrebungen Roms näher ins Auge zu 
fassen. Dies veranlaßte das Patriarchat in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts zu einigen Konzessionen. Nun war es aber bereits 
zu spät, die Bulgaren verlangten die Schaffung einer autokephalen 
Kirche. Trotzdem das Patriarchat dies verweigerte, erlangten die 
Bulgaren 1870 mit Hilte Rußlands von der Türkei einen Ferman, 
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der sie als kirchlich organisierte Nationalität anerkannte. Der Sitz 
des Exarchen wurde Konstantinopel. Der ökumenische Patriarch 
berief sofort eine Landessynode ein, welche den Exarchen und seine 
Anhänger als Schismatiker erklärte. Sie verwarf das Prinzip, daß 
jeder Nationalität eine Kirche zukommen müsse, als unkanonisch, da 
die orthodoxe anatolische Kirche nur das Territorialprinzip kenne, 
das übrigens auch in der katholischen Kirche eine gewisse Rolle 
spielt. Es ist bemerkenswert, daß neben dem Erzbischof von Zypern 
der damalige Patriarch von Jerusalem dieser Synode nicht bei- 
wohnte, angeblich aus Rücksicht auf die Russen, die ihn in Palä- 
stina begünstigten. Dies Verhalten wurde von der Jerusalemer 
Synode mißbilligt und er wurde abgesetzt und 1872 ein neuer Pa- 
triarch gewählt. Im Interesse des Exarchats gingen die Russen in 
der Folgezeit gegen das Patriarchat von Jerusalem sehr energisch 
vor. Uebrigens wendeten sich die Russen auch gegen den Patriarchen 
von Antiochia, der auf der Synode gegen die Bulgaren gestimmt 
hatte und bekämpften ihn mit Hilfe der Araber. Die russisch-ortho- 
doxe Kirche verhielt sich den Bulgaren gegenüber freundlich und 
stellte ihnen das Myron — das Salböl — zur Verfügung, das die Pa- 
triarchen traditonellerweise aus Konstantinopel zu erhalten pflegen. 
Die Beseitigung des Schismas ist wohl recht unwahrscheinlich. Ins- 
besondere der Gegensatz zwischen Hellenen und Bulgaren, der durch 
den zweiten Balkankrieg vergrößert wurde, erschwert auch eine Ver- 
ständigung zwischen Patriarchat und Exarchat, da die Hellenen im 
allgemeinen mit dem Patriarchat gemeinsam vorgehen. Bis zum 
Jahre 1908 unterstand dem Exarchen nur eine Synode in Bulgarien, 
seit der Selbständigkeitserklärung hatte er auch eine in der Türkei. 
Nach dem zweiten Balkankrieg übersiedelte der Exarch nach Bul- 
garien, doch residiert sein Stellvertreter auch weiterhin in Kon- 
stantinopel. Rußland hat die bulgarische Kirchentrage oft zu Inter- 
ventionen verwendet. Auch bekümmerte es sich mit Hilfe seiner 
mazedonischen Konsuln sehr um die Kämpfe zwischen Exarchisten 
und Patriarchisten in den heute von Serben besetzten Gebieten. 
Die Bulgaren bemühten sich, möglichst viele Gemeinden dem Ex- 
archat anzuschließen, während die Serben darauf aus waren, pa- 
triarchistische Kirchen mit serbischer Kirchensprache zu gründen. 
Die Hellenen begünstigten ebenfalls unter Anwendung von Gewalt- 
mitteln die Gründungen solcher mit griechischer, während die Rumänen 
Mazedoniens rumänische schufen. Während die serbische Kirchen- 
sprache vom Patriarchen innerhalb des Patriarchats anerkannt wor- 
den war, erfolgte das Vorgehen der Rumänen, die sich aber nicht 
offiziell vom Patriarchat trennten, gegen dessen Willen, jedoch unter 
Zustimmung der türkischen Regierung. Auf mazedonischem Boden 
hat auch die katholische Kirche mehrfach Versuche gemacht, Bul- 
garen zu sich herüberzuziehen. Als im Kampfe gegen das Patriarchat 
in Bulgarien — wofür auch ungarische und polnische Flüchtlinge 
der Revolution von 1848/49 Stimmung gemacht haben sollen — 
eine Union in Angriff genommen wurde und I86I sogar vom Papst 
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ein unierter Erzbischof ernannt worden war, wurde diese Union von 
den meisten beteiligten Bulgaren unter russischem Einfluß wieder 
rückgängig gemacht, und der unierte bulgarische Erzbischof ging in 
ein russisches Kloster. Es sollen aber nach katholischen Angaben 
etwa 30 000 Unierte in Mazedonien erhalten geblieben sein. Es wurden 
sogar drei apostolische Vikare bestimmt, von denen aber der Bischof 
von Saloniki mit seinen Gläubigen wieder zur bulgarischen Kirche 
zurückkehrte, so daß kaum 8000 Unierte übrig blieben. Bis 1903 
soll ihre Zahl wieder auf etwa Io 000 gestiegen sein. Nach dem zwei- 
ten Balkankrieg wurde seitens Roms wieder eifrig für eine Union 
Propaganda gemacht, diesmal mit dem Hinweis darauf, daß die Bul- 
garen durch eine Union mit Rom ihre Nationalität in den von den 
Serben neu eroberten Gebieten bewahren könnten. Die Serben 
würden alle bulgarischen orthodoxen Kirchen in serbische verwan- 
deln, während sie es nicht wagen dürften, unierte bulgarische Kirchen 
anzutasten. Dieses bedeutsame nationale Argument blieb nicht ganz 
ohne Eindruck und man diskutierte eine Zeit lang die Unionsfrage 
in Bulgarien, zumal man auch gegen Rußland erbittert war. Aber 
auch diesmal erzielte Rom keinen wesentlichen Erfolg. 

Den mazedonischen Verhältnissen waren die Russen durch die 
A thos klöster nahe gerückt. Während des Mittelalters erfreuten 
sich die Mönche auf dem heiligen Berge Athos großer Fürsorge und 
es entwickelte sich hier eine Art internationales Territorium. Die 
Mönchsgemeinde genoß eine erhebliche Verwaltungsautonomie, auch 
als sie unter türkische Herrschaft kam. Serbische, bulgarische, ru- 
mänische und russische Fürsten stifteten hier Klöster und beschenkten 
sie reich, so daß die griechischen Klöster fast in den Schatten ge- 
‚stellt wurden. Heute sollen sich in der Mönchsrepublik gegen 8000 
Mönche befinden, von denen 4000 oder mehr russischer Nationalität 
sein dürften. Die Russen, welche im russischen Konsul in Saloniki 
ihren Protektor erblickten, beschränkten sich aber nicht auf die 
russischen Klöster, sondern sind auch in die griechischen als Mönche 
aufgenommen worden. Die Russen haben so sukzessive das Kloster 
der heiligen Panteleimon und drei Sketen dem Patriarchat weg- 
genommen. In den letzten Jahren kam es wegen dieser Dinge zu 
erheblichen Konflikten, was eine AusschlieBung russischer Mönche 
aus griechischen Klöstern zur Folge hatte. Dazu kamen theologische 
Konflikte über die Dreieinigkeit und die Heiligkeit des göttlichen 
Namens. Alles zusammen gab der russischen Regierung Veranlassung, 
während des Balkankrieges auf dem Athos Kosacken zu landen. 
Noch im Jahre 1914 waren die Verhandlungen über die Streitpunkte 
nicht erledigt, da der Patriarch von Konstantinopel russischen Mön- 
chen, welche von russischen Schiffen nach Rußland mitgenommen 
worden waren, die Rückkehr nach dem Athos nicht erlauben wollte. 
Die Behauptung, ein Teil der russischen Mönche seien verkleidete 
russische Soldaten, ist als Fabel zu bezeichnen, die daher ihren Ur- 
sprung herleiten dürfte, daß viele Mönche frühere Soldaten sind, 
welche sich von der \Velt zurückgezogen haben. Das Interesse Ruß- 
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lands an den Athosklöstern ist zum Teil auch dadurch bedingt, daß 
sie große Güter innerhalb Rußlands besitzen. Uebrigens hat Rußland 
eine eigene Post auf dem Athos. Die Bemühungen, ein Protektorat 
der orthodoxen Staaten über die Athosklöster zu schaffen, scheiterten; 
die autonome Klosterrepublik untersteht heute politisch den 
Griechen, religiös dem ökumenischen Patriarchen. Der Ruf der 
Athosrepublik ist in der ganzen orthodoxen Welt ein sehr großer. Bei 
Verkäufern russisch-orthodoxer Heiligenbilder trifft man immer wieder 
die eigenartig schematisierten Darstellungen des Athos und seiner 
Klöster. Der Athos wird im allgemeinen trotz der größeren Ent- 
fernung weit öfter von russischen als von griechischen Pilgerscharen 
besucht. 


Wir sehen die Russen überall als die Gegner der Griechen am 
Werke. Dies erklärt zur Genüge das Mißtrauen, dem die Russen in 
der hellenischen Kirche begegnen, welche in Mazedonien 
immer wieder den Kampf der Griechen gegen die Bulgaren gefördert 
hat und auch jetzt das Griechentum in den neueroberten Gebieten 
begünstigt. Die hellenische Kirche wacht eifersüchtig über ihre 
Autonomie, aber nicht nur Rußland, sondern auch dem ökumenischen 
Patriarchat gegenüber. Denn trotzdem die Autokephalie sich in 
den letzten Jahrzehnten immer mehr ausgebildet hat, konnte das 
ökumenische Patriarchat in manchen Kirchen bis in die letzte Zeit 
sich gewisse Eingriffe erlauben. Der antirussische Geist der helle- 
nischen Theologen kann daraus entnommen werden, daß z. B. eine 
bekannte hellenische Bibelübersetzung als »russisch« heftig be- 
kämpft wurde. 


Das ökumenische Patriarchat ist mit den Russen 
oft feindlich zusammengestoßen. Auf die Patriarchenwahl haben 
aber die Russen keine Ingerenz, da es keine nationalen Kämpfe bei 
denselben gibt, die den Russen die Möglichkeit zu einer Intervention 
geben würden, wie sie bei der Patriarchenwahl in Kleinasien an der 
Tagesordnung ist. 

Es handelt sich bei den Eingriffen der RusseninVorderasien 
und Nordafrika auf kirchlichem Gebiet wohl um ein systematisches 
Vorgehen im Rahmen eines umfassenden Planes. Rußland denkt 
offenbar daran, die Vormacht der antigriechischen Orthodoxie zu 
werden, da das Patriarchat heute nur noch geringe politische Be- 
deutung besitzt. Dafür muß Rußland insbesondere seit den Erfolgen 
des Balkankrieges mit dem Anwachsen der kirchlichen Macht von 
Hellas rechnen. Griechenland hat als orthodoxer Staat durch seine 
politische Macht die Möglichkeit, zugunsten der orientalischen Grie- 
chen einzutreten. Es wurde übrigens schon vor langer Zeit von 
Abessinien aufgefordert, der Frage einer Union mit der abessinischen 
Kirche näher zu treten, wies aber die Sache dem Alexandrinischen 
Patriarchen zu. Im allgemeinen vermeidet es die hellenische Kirche, 
das ökumenische Patriarchat zu schwächen. Als z. B. die Kirche 
von Cypern Igor die Intervention der hellenischen Kirche anstrebte, 
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wies diese die Bischöfe des autokephalen Erzbistums an das öku- 
menische Patriarchat als das »oberste Zentrum der orthodoxen 
anatolischen Kirche«. 

Die russische Kirche war seit jeher infolge ihrer Unabhängig- 
keit geeigneter als das Patriarchat, den einzelnen orthodoxen Kirchen 
zur Seite zu stehen, ihnen Lehrer und Bücher zur Verfügung zu stellen. 
Die russische Kirche sendet überall ihre Mönche hin. Nicht nur auf 
dem Athos sind die russischen Mönche in der Ueberzahl vorhanden, 
auch in einem serbischen Kloster im Kosovopolje befinden sich rus- 
sische Mönche, angeblich weil der serbische Nachwuchs unzureichend 
war. Die russisch-orthodoxe Kirche kann diese Expansion durch ihre 
reichen materiellen Mittel reichlich unterstützen. Obzwar der Krim- 
krieg dem Wunsche Rußlands nach dem offi- 
ziellen Protektorat über die Orthodoxen des 
Orients ein Ende bereitet hat, beginnt gleich nach 
seinem Abschluß die fruchtbarste Periode der russisch-orthodoxen Mis- 
sionstätigkeit; wurde es doch erst seit jenem Zeitpunkt Nicht- 
mohammedanern erlaubt, in Jerusalem Grundbesitz zu erwerben und 
gerade Jerusalem haben sich die Russen als das Zentrum ihrer vorder- 
asiatischen Propaganda ausersehen. Hier erstand eine Hochburg der 
russisch-orthodoxen Kirche, welche den in Jerusalem residierenden 
orthodoxen Patriarchen in den Schatten stellte. Die anderen Pa- 
triarchen, auch der lateinische, haben ohnehin keine sehr große poli- 
tische Bedeutung. 

Wer den Plan von Jerusalem zur Hand nimmt, sieht im Nord- 
westen, außerhalb der eigentlichen Stadt, ein von Mauern umschlos- 
senes Gebiet, das russische Neujerusalem. Auf der 
höchsten Kuppe des Oelbergs gelegen, beherrscht es die alte Stadt. 
Das russische Neujerusalem entwickelt sich seit der Mitte des Ig. Jahr- 
hunderts. 1848 wurde das russische Konsulat, 1859 ein russisches 
Aktionskomitee für Palästina errichtet. 1888 wurde die Magdalenen- 
kirche erbaut. Die Russen haben in Jerusalem einen eigenen Ver- 
weser, der sowohl dem heiligen Synod als dem Ministerium des Aeuße- 
ren verantwortlich ist. 1890 entstand der russische Palästinaverein, 
der seine Propaganda insbesondere auch gegen die Griechen richtet. 
Während des russisch-japanischen Krieges kam die Expanison der 
russischen Orthodoxie ins Stocken, um nach demselben mit erneuter 
Lebhaftigkeit einzusetzen. In der russischen Kolonie auf dem Oel- 
berge wird die Herrlichkeit und Macht der russischen Kirche allen 
deutlich zum Bewußtsein gebracht. Der hohe Russenturm ist ein 
Wahrzeichen Jerusalems geworden und macht auf die sinnlichen Ein- 
drücken so zugängliche orientalische Bevölkerung einen tiefen Ein- 
druck. Eine große Anzahl palastartiger Gebäude ist auf dem Oel- 
berge vereinigt. In der Mitte steht die gewaltige Kathedrale, links 
und rechts von den Männerhospizen flankiert. Gegenüber das riesige 
Frauenhospiz. Weitere russische Gebäude gruppieren sich um diesen 
von einer mächtigen Mauer umschlossenen Komplex. Auch auf 
einer Höhe bei Hebron haben die Russen einen gewaltigen Bau an 
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einer wichtigen Stelle errichtet. Zu Ostern ist hier alles mit russischen 
Pilgern angefüllt, welche die Pilger aller anderen Nationalitäten an 
Zahl übertreffen. Wenn man mit Bewohnern des russischen Flach- 
landes spricht, kann man immer wieder hören, daß irgend ein 
Familienmitglied, ein Vater, ein Bruder, ein Vetter schon in Jerusalem 
gewesen waren. Unter diesen Umständen versteht man leicht die 
großen Erfolge der orthodoxen Kirche, deren Ritus den Orientalen 
sehr entspricht. Es gelang der russisch-orthodoxen Kirche, einen 
Teil der Katholiken von Nazareth zum Uebertritt zu bewegen. Be- 
sonders viel Erfolge erzielte sie durch die Schaffung von Schulen, 
zu welchem Zweck sie nicht-russisch-orthodoxen Bischöfen des Orients 
Schulräume gegen nicht unerhebliche Jahrgelder abmieten. Seit 
mehr als einer Generation errichtet die russische Palästinagesellschaft 
Schulen in ganz Palästina und schickt die besten ihrer Schüler zur 
weiteren Ausbildung nach Rußland. Die so russifizierten Araber 
kehren nicht selten mit Russinnen verheiratet nach Kleinasien zurück 
und leisten hier dem Russentum nicht unerhebliche Dienste. In 
den russischen Schulen Kleinasiens, aber auch in Privathäusern findet 
man die Bilder des russischen Kaiserpaares. Zu Beginn des 20. Jahr- 
hunderts sollen die Russen in Syrien und Palästina gegen r00 Schu- 
len mit mehr als 10 000 Schülern gehabt haben. 

Die Stellung, welche die Russen in Jerusalem einnehmen, er- 
möglichte ihnen mehrfache Interventionen. Es gelang den Russen, 
in Jerusalem den Wunsch der arabischen Bischöfe und des 
arabischen Volkes nach einem arabischen Patriarchen zu realisieren. 
Man muß dabei aber nicht aus dem Auge verlieren, daß viele der so- 
genannten »Araber« griechischer Abkunft sind, wenn sie auch heute 
nur noch türkisch und arabisch sprechen. Während aber die Russen 
alles daran setzen, die griechischen Traditionen zu erschüttern und 
zu beseitigen, und wo es irgend angeht, von Arabern sprechen, sind 
umgekehrt die Führer der griechischen Partei darauf aus, möglichst 
viele Bewohner Kleinasiens zu den Griechen zu rechnen und womög- 
lich nur »arabisch sprechende« Griechen anzuerkennen. Es sind dies 
Verhältnisse, wie wir sie aus Mazedonien zur Genüge kennen. Neue 
Nationalgruppen konsolidieren sich und suchen sich Mitglieder zu 
verschaffen. Das Zugehörigkeitsbewußtsein ist da von entscheidender 
Bedeutung, nicht die effektive Abstammung. Nachdem die Sy- 
node in Jerusalem, wie wir erwähnten, den russenfreundlichen Pa- 
triarchen wegen seiner Stellungnahme für Bulgarien abgesetzt hatte, 
bedrängten die Russen den neuen Patriarchen, der trotz des Wider- 
standes der arabischen Partei gewählt worden war. Schließlich er- 
zwangen die Russen seine Abdankung. Aber auch der Nachfolger 
nahm wider Erwarten eine antibulgarische Stellung ein. Rußland 
antwortete damit, daß es, wie erwähnt, seine Hand auf die Besitzungen 
in Bessarabien und im Kaukasus legte und die Einkünfte des Pa- 
triarchats sperrte. Das Patriarchat von Jerusalem kam so in arge 
finanzielle Bedrängnis und mußte die theologische Lehranstalt schlie- 
Ben. Erst 1881 konnte sie wieder eröffnet werden, als der Konflikt 
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zwischen Rußland und dem Patriarchat von Jerusalem einigermaßen 
beigelegt worden war. 1883 setzte es Rußland durch, daß der frühere 
Exarch des heiligen Grabes in Moskau, der mit der russischen 
Regierung gute Beziehungen unterhielt, zum Patriarchen gewählt 
wurde. Er förderte Rußlands Bemühungen, Kirchen, Schulen und 
Hospize zu errichten, doch konnte er sich nur bis 1890 halten. 

Besonders groß ist Rußlands kirchlicher Einfluß in Syrien. 
Während früher das ökumenische Patriarchat den Patriarchenstuhl 
von Antiochia besetzte, erreichte es Rußland, unterstützt von dem 
russenfreundlichen Patriarchen in Jerusalem, daß 1887 der von den 
Russen protegierte Kandidat mit Hilfe der arabischen Partei ge- 
wählt wurde. Er kam bereits 1891 auf den Patriarchenstuhl in Jeru- 
salem und sein Nachfolger als Patriarch von Antiochia war wieder 
ein Russenfreund, der aber 1898 zur Abdankung gezwungen wurde. 
Dessen Nachfolger konnte nur infolge der russischen Intervention 
nach langer Zeit die Bestätigung der hohen Pforte, nicht aber 
die Anerkennung der anderen Patriarchen erlangen. Die grie- 
chische Minorität der Synode hatte nämlich gegen die Wahl prote- 
stiertt und sich von derselben ferngehalten. Die griechischen Mit- 
glieder der Synode verließen auch in der Folgezeit Syrien überhaupt 
und wanderten zum Teil nach Konstantinopel, zum Teil in ihre Hei- 
mat. Rußland, das bei der Wahl durch seinen Konsul vertreten ge- 
wesen war, mußte nun auch den Patriarchen weiterhin decken, unter 
anderem geschah das in der Weise, daß das Salböl, welches sonst der 
ökumenische Patriarch schickte, jetzt von der russisch-orthodoxen 
Kirche beigestellt wurde, welche es ja auch, wie oben erwähnt, den 
Bulgarien regelmäßig gibt. Dieser russenfreundliche Patriarch för- 
derte das Laienelement und die arabische Nationalität bei jeder Ge- 
legenheit und trug so zu einer weiteren Ausbreitung der russischen 
Macht bei. ıgoı kam es zu einem schweren Konflikt, als der Pa- 
triarch so weit ging, einen panslawistisch gesinnten Priester aus 
New-York zum Bischof von Beirut machen zu wollen. 

In Syrien sucht auch die katholische Kirche ihren Einfluß 
ständig zu erweitern. In Beirut befindet sich das Zentrum dieser 
Bestrebungen. Hier haben die Jesuiten bereits in den siebziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts eine Universität errichtet und sie zu einem 
Generalseminar für alle katholischen Riten Westasiens auszugestalten. 
Aber das Mißtrauen der Unierten ist so groß, daß dieses Institut 
nicht den gewünschten Erfolg erzielte. In Beirut selbst entstand ein 
eigenes melchitisches und ein eigenes maronitisches Seminar. Frank- 
reich hat diese Universität dadurch gefördert, daß es die medizinische 
Fakultät jährlich mit 100 000 Franks subventioniert und ihren Doktor- 
grad anerkennt. Doch haben die Jesuiten nicht nur mit den Unierten, 
sondern auch mit den Amerikanern zu kämpfen, die eine Akademie 
errichtet haben, welche eine stärkere Frequenz aufweist. Dies geht 
zum Teil darauf zurück, daß die Amerikaner von den Mohamedanern, 
Juden, Orthodoxen, die am Unterricht teilnehmen, nicht die An- 
wesenheit beim Gottesdienst, wie die Jesuiten verlangen. Dazu kommt 
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noch, daß die Erhöhung des englischen und das Sinken des französischen 
Prestiges den Orientalen die Erlernung der englischen Sprache als 
wichtig erscheinen läßt. 

Auch unter den Maroniten ist die katholische Kirche vor 
allem in französischem Sinne tätig. Neben dem Arabischen tritt das 
Französische auch in den niederen Schulen in den Vordergrund, 
während das Syrische, die Sprache der Liturgie, worüber von man- 
chen Seiten Klage geführt wird, ganz in den Hintergrund tritt. 
Auch an den theologischen Lehranstalten der Maroniten scheint 
der französische Einfluß vorzuwiegen. Die Armut des Klerus macht 
ihn vom Westen abhängig, von wo er Meßstipendien zu erlangen sucht. 

Die Erfolge der Russen erklären sich zum Teil daraus, daß die 
Griechen früher die Bedürfnisse der Bevölkerung oft mißachtet haben 
und Männer zu Patriarchen machten, die nicht Arabisch verstanden 
und sich mit ihren Gläubigen direkt überhaupt nicht verständigen 
konnten, während die Russen, entgegen ihren heimischen Maximen, 
für die Berücksichtigung der arabischen Sprache und Nationalität 
eintraten. Die katholische Kirche verfolgt die gleiche Politik im 
unierten Patriarchat von Antiochia seit längerer Zeit. Sie hat sich 
im Orient, aber auch sonst, nationalen Wünschen gegenüber meist 
recht nachgiebig gezeigt, wenn dadurch die Verbreitung des Katholi- 
zismus gewinnen konnte. Freilich die Melchiten innerhalb der katholi- 
schen Kirche sind ihrerseits nicht eben immer von großer Duldsam- 
samkeit gegenüber den anderen Nationalitäten. Wir sehen, daß die 
russisch-orthodoxe Kirche den exklusiven Nationalitätsstandpunkt 
aufgegeben hat, den die anderen orthodoxen Kirchen haben und der 
wohl mit dazu beigetragen hat, daß die hellenische Kirche sich wenig 
um die Unionsbestrebungen der Abessinier kümmerte, denen die 
Russen sehr entgegenkamen. Die russisch-orthodoxe Kirche be- 
kommt sukzessive einen weltumspannenden Charakter und wird so 
der katholischen Kirche verwandt. Sie unterscheidet sich von ihr 
aber wesentlich dadurch, daß sie sich mit einer Weltmacht in unlös- 
barem Zusammenhang befindet und daher ihre internationale Kir- 
chenpolitik der staatlichen Politik anpaßt. In gewissem Sinne steht 
der russisch-orthodoxen Kirche heute jene weltliche Machtfülle zur 
Verfügung, welche die katholische Kirche angestrebt hat. Freilich 
darf man nicht übersehen, daß die politische Stellung Rußlands zu 
Kompromissen nötigt. Andererseits kann die russisch-orthodoxe 
Kirche an vielen Stellen ihre Wirksamkeit frei entfalten, wo dies dem 
russischen Staat als solchem kaum möglich wäre. In Kleinasien be- 
schränken sich die Russen aber nicht darauf als Vertreter der Ortho- 
doxie zu erscheinen, sie nehmen auch die jüdischen Kolonisten aus 
Rußland gelegentlich in Schutz, denen sie in der Heimal so wenig 
freundlich zu begegnen pflegen. Die Zahl der russischen Juden in 
Palästina, welche sich der zienistischen Bewegung angeschlos- 
sen haben, ist erheblich, übrigens befinden sich unter ihnen auch russische 
Bauern, welche zum Judentum übergetreten sind und in Palästina den 
Boden bestellen. Kurzum, die Russen verstehen es sehr gut alle kon- 
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fessionellen und nationalen Verhältnisse im Auslande auszunützen. 
Sie fördern nicht selten jene Gruppen, die sie daheim verfolgen. 

Aber die Russen haben auch in Aegypten eingegriffen. Als 
im Jahre 1866 der Patriarch von Alexandria starb, der schon fast 
unabhängig vom Patriarchat war, wurde eingeborener Russe, 
der früher in Aegypten Diakon, dann in Moskau Abt eines Klosters 
gewesen war, zum Patriarchen gewählt. Der ökumenische Patriarch 
suchte die Bestätigung durch die türkische Regierung zu verhindern, 
aber Rußland bestand darauf, daß dieser geborene Russe Patriarch 
bleibe. Es kam weiterhin zu Interventionen des ökumenischen Pa- 
triarchats. Schließlich wurde das Prinzip durchgeführt, den Patriarchen 
durch Klerus und Volk zu wählen. Die Bedeutung des Laienele- 
mentes war hier, wie überall in der orthodoxen Kirche im Vordringen 
begriffen. Bei einer Wahl im Jahre 1899 kam es zu einer Intervention 
der hellenischen Regierung, die heute an mehr als einer Stelle den 
Einfluß des ökumenischen Patriarchats an sich gerissen hat. 

Die Russen suchen auch unter den Mitgliedern orientali- 
scher Nationalkirchen EinfluB zu gewinnen; unter 
den Armeniern sind russische Emissäre seit langem tätig. Bis 
vor kurzem zerfiel de Armenische Kirche in eine Reihe so gut 
wie unabhängiger Teilkirchen. Rußland gelang es die alte Einheit 
wieder herzustellen. Die Armenier leben in größeren Massen in der 
Türkei, in Persien und in Rußland; im übrigen sind sie, ähnlich wie 
die Juden, über die ganze Erde verteilt. Größere armenische Kolonien 
trifft man im östlichen Europa, in Indien und Nordamerika an. Es 
gibt 4 Metropolien in der Türkei, 6 in Rußland, 2 in Persien — eine 
von ihnen umfaßt auch die Armenier in Indien und China mit einem 
Bischof in Kalkutta — eine in Paris und eine zu Worcester in Amerika. 
Es wurden von katholischer und orthodoxer Seite mehrfache Unions- 
versuche gemacht. Bis jetzt hatten die Katholiken den größeren 
Erfolg. Seit 1828 befindet sich das Kloster Etschmiadzin, wo das 
Oberhaupt der Armenier, der Katholikos, wohnt unter russischer 
Herrschaft. Die Russen, in deren Reich mehr als 14, Millionen Arme- 
nier wohnen, bemühen sich eine Art Protektorat über alle Armenier 
auszuüben; insbesondere aber zeigen sie eine ständige Tendenz die 
Vorgänge in Türkisch-Armenien als Vorwand für eine bewaffnete Inter- 
vention zu benutzen, wie denn überhaupt die Drohung mit dem Ein- 
marsch in Armenien zum Handwerkszeug der russischen Diplomatie 
gehört. Im Jahre 1903 wurde die Kirchenautonomie der russischen 
Armenier angetastet und ihnen insbesondere die selbständige Verwal- 
tung des Kirchenvermögens entzogen, was aber 1905 wieder rück- 
gängig gemacht wurde. Während die Armenier in Persien — etwa 
50 000 an der Zahl — sich einer freundlichen Behandlung erfreuen, 
werden sie in der Türkei von Zeit zu Zeit massenweise ermordet, so 
1896, 1904 und 1909. Wie Rußland ein Interesse daran hat die Arme- 
nier für sich zu gewinnen, so ist auch Deutschland insbesondere im 
Gebiet der Bagdadbahn bestrebt sich ihnen zu nähern und es ist 
jedenfalls bemerkenswert, daß der Kreis der »Christlichen Welt« sich 
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sehr für die Reform der armenischen Kirche interessiert. Es gibt 
heute eine ganze Reihe deutscher Protestanten, welche nicht etwa 
einen Uebertritt der Armenier, sondern eine Reorganisation ihrer 
Kirche anstreben. Daneben wird aber auch versucht, Prose- 
lyten zu machen, was im armenischen Klerus vielfach Empörung ver- 
ursacht. 

Neben der armenischen Kirche ist die nestorianische 
von erheblicher Wichtigkeit, weil in ihrem Gebiet die russisch-ortho- 
doxe Kirche besonders intensive Missionsversuche unternimmt. Die 
Nestorianer gebrauchen die altsyrische Sprache in der Liturgie, 
im übrigen sprechen sie neuysrisch, arabisch, persisch und indisch, 
entsprechend dem Verbreitungsbezirk der Gläubigen. Während es 
bereits im 17. Jahrhundert mit Rom unierte chaldäische Nestorianer 
gab, die einen eigenen Patriarchen erhielten, dem heute etwa 30 000 
bis 40 000 Gläubige unterstehen, gelang es 1898 russischen Missionären, 
gegen 15 000 heterodoxe Nestorianer mit der russisch-orthodoxen 
Kirche zu vereinigen. Die russischen Missionäre stoßen in diesen Ge- 
bieten heftig mit nordamerikanischen Presbyterianern zusammen, 
da die protestantischen Missionäre von den anglikanischen unterstützt 
den Nestorianern zu helfen suchen. Das oben erwähnte Prinzip der 
Anglikaner in orthodoxem Gebiet nicht zu missionieren, wird da- 
durch nicht durchbrochen, weil Orthodoxe und Anglikaner hier 
einander auf neutralem Boden Konkurrenz machen. 

Damit hätten wir die wichtigsten, auf konfessioneller Basis be- 
ruhenden Positionen kurz skizziert, welche die russisch-orthodoxe 
Kirche und das Russentum in Vorderasien errungen haben. Auf die 
bedeutsamen nationalen Verschiebungen und die mannigfachen 
konfessionellen und politischen Beziehungen, die damit zusammen- 
hängen, kann hier nicht näher eingegangen werden. Es sei jetzt 
nur noch auf die zwei südlichsten Punkte hingewiesen, die von der 
russisch-orthodoxen Kirche und von der russischen Regierung dazu 
benützt werden, Einfluß zu erringen. 

Das Kloster auf dem Berge Sinai, das sich vollständiger Ver- 
waltungsautonomie erfreute, wird immer von einem Klostervorstand 
regiert, der die erzbischöfliche Würde innehat. Schon seit Jahrhun- 
derten wird ein Streit darüber geführt, unter wessen Jurisdiktion 
dieses Kloster und seine Filiale in Kairo stehe. In der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts war ein Erzbischof dieses Klosters eine Zeitlang 
ökumenischer Patriarch. In sein Kloster zurückgekehrt, besaß er 
seine Patriarchenvorrechte weiter. Darauf fußend forderte sein 
Nachfolger unter Hinweis auf die Entscheidung einer Synode in 
Konstantinopel, welche das Kloster im 16. Jahrhundert für auto- 
kephal erklärte, von Jerusalem, das in erster Reihe die Jurisdiktion 
über das Kloster beanspruchte, unabhängig zu sein. Diesen Anspruch 
unterstützte der ökumenische Patriarch und Rußland, das von da ab 
sich um dies Kloster mehrfach kümmerte. Der Patriarch von Alex- 
andrien, der in Kairo zu residieren pflegt, wo auch der Erzbischof 
von Sinai in seiner Filiale priesterliche Funktionen verrichtet, erhob 


518 Otto Neuratb, 


1907 dagegen Einspruch, so daß sich der Konflikt bis nach Aegypten 
erstreckt. Wenn diese Reibereien auch keine sonderliche politische 
Bedeutung besitzen, so ist es dennoch für den Historiker der Gegen- 
wart zweckmäßig, sie in Evidenz zu halten, weil sie zu wichtigeren 
Vorgängen Veranlassung geben können. 

Dieabessinische Kirche ist eine Staatskirche. Doch leben 
in Abessinien auch viele Mohammedaner und Juden. Der abessinischen 
Staatskirche sollen etwa 21, Millionen Gläubige angehören. Das 
Oberhaupt dieser Kirche ist ein vom koptischen Patriarchen gewählter 
Kopte, der aber in der Wahl seiner Priester völlig unabhängig ist. 
Die abessinischen Könige, welche erheblichen Einfluß auf die kirch- 
lichen Verhältnisse haben, so daß man von einer Art Zäsaropapismus 
sprechen kann, haben mehrfach daran gedacht, sich von den Kopten 
völlig loszutrennen und den Anschluß an die orthodoxe anatolische 
Kirche zu suchen. Schon 1888 kamen russische Priester nach Abes- 
sinien und entfalteten dort eine gewisse Wirksamkeit. Auch mit 
Hellas haben die Abessinier Beziehungen angeknüpft, die aber zu 
keinen Maßnahmen führten, da der König Georg von Griechenland, 
wie wir schon erwähnten, die Verhandlungen dem orthodoxen 
Patriarchen von Alexandrien überließ. 

Bei ihrer Expansion im Orient stößt die russisch-orthodoxe Kirche 
auf alte und neue Protektoratsrechte aller Art. Frank- 
reich nimmt noch immer auf konfessionellem Gebiet eine überragende 
Position ein, daneben spielt jetzt auch Deutschland eine wichtige 
Rolle, und auch Oesterreich-Ungarn, das ein Protektorat über die 
Kopten ın Aegypten und einige einzelnen Kirchen besitzt, muß in 
Betracht gezogen werden, zumal der Regent der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie eın persönliches Protektorat über den Malteser- 
orden in Jerusalem ausübt. Ebenso macht sich in letzter Zeit auch 
Italien bemerkbar. 

Der Orthodoxie kommt es dabei sehr zugute, daß die katho- 
lische Kirche zwar konfessionell nach außen hin eine Einheit dar- 
stellt, aber keineswegs politisch. Wenn wir die Grenzen der katholischen 
Kirche vom Norden nach Süden verfolgen, so fehlt jede politische Ein- 
heitlichkeit. Es gıbt Kirchengebiete, in denen der Dreibund auf die 
Haltung der Kirche nicht ohne Einfluß ist, es gibt Kirchen, in denen 
die Tripleentente auf die Kirchenpolitik einwirkt. Und in einigen 
Territorien treffen wir auf politische und nationale Gegensätze inner- 
halb der katholischen Kirche, wie sie innerhalb der russischen Ortho- 
doxie fehlen. Man müßte die Gesamtheit der orthodoxen Kirchen 
ins Auge fassen, um derartige Konflikte zu finden. Besonders deut- 
lich trıtt uns die politische Zerrissenheit innerhalb der katholischen 
Kirche im Orient entgegen, wo zwischen den Unierten und Lateinern, 
aber auch zwischen einzelnen Gruppen beider Riten große politische 
und kontessionelle Gegensätze bestehen. 

Die Ingerenz des Papstes auf die unierten 
Orientalen ist de lege und de facto eingeschränkt. Viele Ver- 
fügungen werden nicht respektiert, so jene des Papstes Pius X. über 
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die häufigere Kommunion. In manchen Orten wurde das Dekret 
zwar vorgelesen, ohne daß daran Konsequenzen geknüpft worden 
wären. Die Unierten weisen dabei darauf hin, es handle sich nur um 
Bestimmungen für die Lateiner, denen sie sich nach den die Riten be- 
treffenden Disziplinarvorschriften nicht zu unterwerfen hätten. Auch 
die Verfügung des Jahres 1893, derzufolge Lateiner bei Unierten und 
umgekehrt kommunizieren können, wenn keine Möglichkeit bestünde, 
die Kommunien nach eigenem Ritus zu empfangen, wurde seitens 
des unierten Klerus vielfach unwirksam gemacht, indem den Gläu- 
bigen nahegelegt wurde, lieber seltener als bei den Lateinern zu kom- 
munizieren. Es kam denn auch zwischen den Unierten und Lateinern 
häufig zu Reibungen, insbesondere deshalb, weil die lateinischen Mis- 
sionen eine eifrige Wirksamkeit entfalten, so sind z. B. die Jesuiten 
im Libanongebiete tätig, wo sie durch Errichtung von Schulen und 
durch die Herausgabe von Zeitungen dem Protestantismus, dem 
Russentum und dem Freimaurertum entgegenarbeiten wollen. In 
unierten Kreisen wird gegen Latinisierungsbestrebungen oft prote- 
stiert. So ist z. B. in der unierten armenischen Kirche ein heftiger 
Konflikt ausgebrochen, weil man den Patriarchen beschuldigt, sich 
dem römischen Einfluß allzusehr zu unterwerfen, auch soll seine Ge- 
schäftsgebahrung nicht tadellos sein. Es kam schließlich so weit, 
daß auf Grund gesetzlicher Bestimmungen die Laien des Verwaltungs- 
rates, der dem Patriarchen beigegeben ist, die Verwaltung der Kirchen- 
güter dem Patriarchen entzogen haben. Das Laienelement hat 
dadurch einen Einfluß erlangt, wie er sonst nur in orthodoxen Kirchen 
vorkommt. Da die Administration der unierten Kirchen des Orients 
manches zu wünschen übrig läßt, so werden sie von lateinischen 
Kreisen nicht immer mit Achtung behandelt, was insbesondere im 
Ton mancher Zeitschriften der Katholiken des lateinischen Ritus 
recht unverhohlen zum Ausdruck kommt. Insbebesondere versucht 
man gelegentlich von lateinischer Seite aus die orientalischen Meß- 
stipendien zu kontrollieren und einzuschränken. 

Im ganzen sind die Chancen für die katholische Kirche, die Zahl 
der Unierten zu vermehren, nicht sehr groß. Zum Teil hängt dies 
damit zusammen, daß die Gebiete, welche in Betracht kämen, nicht 
unter katholischen Regierungen stehen. Wo aber, wie in Oesterreich- 
Ungarn, der Katholizismus eine große Rolle spielt, sind die kon- 
fessionellen Verhältnisse derart konsolidiert, daß Proselyten unter den 
Orthodoxen kaum gemacht werden können. Die Versuche des bos- 
nischen Erzbischofes in dieser Richtung haben fast keinen Erfolg 
gehabt, sondern nur maßlose Empörung ausgelöst, die der öster- 
reichisch-ungarischen Regierung derart unerwünscht war, daß sie 
selbst vor einer energischen Verwarnung des Erzbischofs nicht zurück- 
schreckte. Die geringen Erfolge des Katholizismus in Bosnien zeigen 
die offiziellen statistischen Daten: Seit der Okkupation bis zum 
Jahre ıgro haben die Katholiken über rro Anhänger verloren und 
nur etwa über 80 gewonnen. Die serbisch-Orthodoxen haben über 
40 verloren und über 80 gewonnen. Die kleinen Ziffern zeigen zur 
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Genüge, daß es sich nur um gelegentliche Uebertritte, insbesondere 
im Falle von Verehelichungen handelt. Die Bemühungen auf dem 
Balkan haben, wie wir gesehen haben, ebenfalls keinen rechten Er- 
folg gehabt, nicht einmal die Unterdrückung der Bulgaren durch die 
Serben in Mazedonien reichte hin, um eine Union in größerem Umfang 
anzubahnen. 


Nicht viel anders steht es im Orient, obgleich die üble Lage der 
orthodoxen Kirchen und der christlichen Nationalkirchen einem Vor- 
dringen des Katholizismus günstig ist. Er muß dort mit dem Prote- 
stantismus und dem Russentum konkurrieren. Einige Resultate 
wurden unter den Kopten erzielt. Aber dieses Ergebnis, das zum Teil 
auf die Intervention Oesterreich-Ungarns zurückzuführen ist, hat 
geringe politische Bedeutung. In Palästina, wie überhaupt in Vorder- 
asien hat die katholische Kirche wenig Gelegenheit, eine mächtige 
politische Position einzunehmen, weil die einzelnen Mächte, die sich 
des Katholizismus von Fall zu Fall annehmen, unter sich nicht einig 
sind. Auch ist der Gegensatz zwischen den Unierten und den La- 
teinern nicht eben für die Gewinnung von Proselyten von Vorteil. 
Unterstützt nämlich Rom die lateinischen Missionen, so herrscht be- 
greiflicherweise unter den Melchiten Empörung, wird der Uebertritt 
der Schismatiker zur Union gefördert, so besteht die Gefahr, daß 
sie sich lieber den Protestanten oder den Russen zuwenden. Da die Be- 
völkerung sehr arm ist, geht die Bekehrung meist mit Geldunter- 
stützung Hand in Hand. Die Bevölkerung Kleinasiens fühlt sich 
nun meist sicherer und besserer aufgehoben bei den Lateinern als 
bei den Ünierten. 


In Kleinasien macht sich heute neben dem französischen vor 
allem der deutsche Einfluß auf kirchlichem Gebiet geltend, wie wir 
schon oben angedeutet haben. Als Deutschland sein Ziel, Bagdad 
mit Berlin zu verbinden, zu realisieren bemüht war, hat es seinen 
Wunsch, auf kirchlichem Gebiet zu intervenieren, deutlich betont, 
ohne freilich eine so rege Propaganda wie die Engländer zu entfalten, 
die in Kurdistan und Mesopotamien große Summen für Missionsschulen 
ausgegeben haben. Die Deutschen treten aber nicht nur für den 
Protestantismus z. B. im Gebiet der Armenier und in Palästina ein, 
sondern auch für den Katholizismus. Kaiser Wilhelm II. ließ im 
Jahre 1898, als er Jerusalem besuchte, auf einem Grundstück, das 
er deutschen Katholiken für Klosterzwecke geschenkt hatte, die 
deutsche Flagge hissen und ihr alle Ehrenbezeugungen leisten. Da- 
mals wurde seitens französischer Kreise dagegen protestiert, und auf 
die alten Protektoratsrechte hingewiesen. Dasselbe Frankreich, 
welches im Inneren den katholischen Priestern nicht immer freundlich 
gegenübersteht, läßt ihnen im Orient rege Förderung zuteil werden. 
Die Jesuiten und Lazaristen in Syrien, die Schulbrüder in Aegypten, 
Smyrna und Konstantinopel, die Kapuziner in Mesopotamien und 
Arabien, die Assumptionisten in der europäischen Türkei und in 
Jerusalem, sowie andere Orden erziehen dafür mehr als 100000 Kinder 
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und junge Leute in französischem Geiste und machen sie französischem 
Einflusse zugänglich. Erst in Verbindung mit den Orden vermochte 
die 1884 gegründete Alliance Francaise das Schulwesen im Orient 
erfolgreich zu fördern. Die Verhandlungen der französischen Kammer 
im März 1914 zeigten neuerlich, daß Frankreich mit allen ihm zur 
Verfügung stehenden Mitteln, insbesondere aber durch Errichtung 
eines repräsentativen Konsulatsgebäudes in Jerusalem und durch 
Pflege von Schulen seinen Einfluß im näheren Orient aufrecht zu 
erhalten suche. So wurde seitens des Ministerpräsidenten darauf hin- 
gewiesen, daß man den technischen Unterricht in Syrien gefördert 
habe, um die Auswanderung aus einem Gebiet zu hemmen, das seit 
langem sich besonderer Fürsorge Frankreichs erfreue. Der Vertreter 
Frankreichs besitzt noch immer kirchliche Ehrenvorrechte; auch 
kann der Abgesandte des Papstes nur durch Vermittlung der franzö- 
sischen Botschaft mit der türkischen Regierung verkehren, wie 
denn auch die türkische Regierung beim Papste nicht vertreten er- 
scheint. Das Protektorat Frankreichs wird von den anderen Mäch- 
ten nur bezüglich der Lateiner nicht bestritten, während insbe- 
sondere von Deutschland jeder Anspruch Frankreichs zugunsten 
der Unierten als Protektor intervenieren zu dürfen, zurückgewiesen 
wiid. Diese Trennung zwischen dem Protektorat über die Lateiner 
und die Unierten hängt mit der Struktur des türkischen Staates 
zusammen. 

Die lateinische Geistlichkeit blieb seit jeher am unabhängigsten. 
Die Türken hatten die Tendenz, die Nationen als kirchliche Organi- 
sation und demgemäß ihre kirchlichen Vorstände als Führer der 
Nation anzuerkennen. Auf diese Weise wurden die Orthodoxen 
ohne Schwierigkeiten eingegliedert und ihren Patriarchen gewisse 
Rechte eingeräumt. Die Lateiner hatten aber ihr Oberhaupt in Rom, 
es mußte also eine andere Lösung gefunden werden. Man half sich 
in der Weise, daß man den Lateinern ein eigenes ziviles Oberhaupt 
in Konstantinopel gab, den Vorstand der »Kanzlei der lateinischen 
Rajahs«, der aber mit dem Vertreter des Papstes in ständigem Kon- 
takt blieb. Die orthodoxe Geistlichkeit wurde überall der Zivilver- 
waltung eingeordnet, der lateinische Klerus wurde nur in Albanien 
und in Jerusalem, worauf wir hier nicht näher eingehen können, in 
ähnlicher Weise eingegliedert. In analoger Weise wie die orthodoxen 
Kirchen sind die meisten orientalischen Nationalkirchen durch ihre 
Kirchenvorstände vertreten. Als Oberhaupt der Armenier fungiert 
z. B. der Patriarch in Konstantinopel, der freilich in letzter Linie 
dem Katholikos in Etschmiadzin unterstellt ist, aber eine große 
Unabhängigkeit besitzt. Die Türken haben nun die Unierten ähnlich 
wie die Orthodoxen oder die Angehörigen der Nationalkirchen be- 
handelt und ihren Oberhäuptern ungefähr die gleiche Stellung wie den 
bisherigen Patriarchen eingeräumt. Die Türkei sieht die Union nur als 
eine sehr lockere Verbindung mit Rom an. Der Patriarch der unierten 
Armenier in Konstantinopel vertritt übrigens auch einen Teil der 
übrigen Unierten bei der hohen Pforte und wird wie ein orthodoxer 
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Patriarch behandelt. Durch ein besonderes Statut wurde jede Inter- 
vention einer fremden Macht zugunsten der nichtunierten Armenier 
ausgeschlossen. Freilich hat das die französische Regierung nicht 
abgehalten, gelegentlich auch zugunsten der Unierten zu intervenieren. 
Sie weist unter anderem darauf hin, daß die unierten Patriarchen zwar 
dem Papste direkt unterstehen, aber doch nur durch die lateinischen 
apostolischen Delegierten mit ihm verkehren können, d. h. durch 
ein Mitglied des bei der Pforte von Frankreich vertretenen Klerus. 
Bezüglich der Unierten gibt es übrigens einige andere ausdrückliche 
festgelegte Protektoratsrechte. So üben z. B. über die Maroniten die 
Mächte: Oesterreich-Ungarn, Rußland, Deutschland, Frankreich und 
England gemeinsam das Protektorat aus. Doch auch zugunsten der 
Maroniten, die, wie wir erwähnten, kulturell stark von Frankreich 
abhängen, suchte sich Frankreich mehrfach selbständig zu ver- 
wenden. Die Protektoratsrechte Frankreichs über die Lateiner sucht 
Deutschland möglichst eng zu interpretieren. Immer wieder betont 
die deutsche Regierung, die Protektoratsrechte könnten nie so auf- 
gefaßt werden, daß irgend einem Staat die Intervention zugunsten 
seiner eigenen Untertanen verwehrt werden könnte. Deutschland 
fand mehrfach Gelegenheit, diesen Standpunkt praktisch zu betätigen, 
angeblich deshalb, weil Frankreich mehrfach davor zurückscheute, 
rasch und energisch zu intervenieren, wenn die Gegenpartei der Ortho- 
doxie angehörte. Das Bündnis, welches zwischen Frankreich und 
Rußland besteht, soll häufig die Ursache davon sein, daß Frankreich 
bei Konflikten zwischen Katholiken und Orthodoxen eine Intervention 
vermeidet. Es war im Jahre 1902, als bei einer der in Jerusalem 
üblichen Schlägereien orthodoxe Kleriker und katholische Mönche 
aneinander gerieten. Es wurden sowohl deutsche als auch französische 
Mönche verwundet. Deutschland intervenierte sofort zugunsten 
seiner Staatsangehörigen, während Frankreich erst später nachfolgte. 
Die Bedeutung des französischen Protektorates ist heute im Rück- 
gang begriffen. Das würde an sich der russischen Orthodoxie günstig 
sein, aber dadurch, daß Deutschland vielfach eingreift, ist die Stellung 
der russischen Orthodoxie wieder erschwert. Auf eine Rücksichtnahme 
Deutschlands hat sie nicht zu rechnen. Da nun Deutschland sowohl 
katholische als auch protestantische Interessen vertritt und überdies 
Deutsche daran sind der armenischen Kirche bei ihrer Reorganisation 
behilflich zu sein, können der russischen Orthodoxie noch mancherlei 
Schwierigkeiten im näheren Orient erwachsen, mit denen sie bisher 
nicht gerechnet hatte. Uebrigens kümmert sich die deutsche Regierung 
auch um die jüdischen Kolonien, wodurch sie mit den Russen und 
Franzosen in Konkurrenz tritt. Auf die heftigen Konflikte, die sich 
auf jüdischem Boden abspielten, und schließlich in einem Kampf 
zwischen denen gipfelte, die für das Hebräische, jenen, die für das 
Deutsche und jenen, die für das Französische eintraten, können wir 
hier nicht näher eingehen. Sie endeten ja bekanntlich damit, daß 
die, welche für das Hebräische als Unterrichtssprache eingetreten 
waren, siegten. Der Rückgang der konfessionellen Einflußsphäre 
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Frankreichs hängt einerseits damit zusammen, daß die politische 
Machtentfaltung Frankreichs im Mittelmeer durch andere Mächte 
eingeschränkt wird, andererseits damit, daß seine Missionstätigkeit 
im Orient nicht auf der alten Höhe blieb. Indirekt ist dies eine Folge 
der antikirchlichen Gesetzgebung, welche die Katholiken zwingt, 
viel Geld innerhalb Frankreichs der katholischen Kirche zuzuwenden. 
Während zum Beispiel der Verein zur Verbreitung des Glaubens 
im Jahre 1895 aus Frankreich ungefähr 4 Millionen Franks erhalten 
hatte, ging dieser Betrag 1906 auf 3 Millionen zurück. Deutsche, 
Holländer, Belgier, Italiener treten im näheren Orient vielfach an 
die Stelle von Franzosen. Insbesondere die erweiterte Tätigkeit der 
Italiener macht den Franzosen bereits zu schaffen. So soll 1913 
seitens der französischen Regierung dagegen protestiert worden sein, 
daß die Franziskaner in der Erlöserkirche in Jerusalem dem italie- 
nischen Konsul diejenigen Ehren erwiesen, die nach französischer 
Ansicht allein dem französischen Konsul zukommen. 


Zusammenfassend läßt sich etwa folgendes sagen. Längs des 
Grenzgebietes zwischen Westen und Osten, ja über dasselbe hinaus 
von den Östseeprovinzen bis Abessinien tritt uns nur eine einzige 
Kirche von Bedeutung gegenüber, die nicht nur konfessionell 
eine Einheit bildet, sondern auch einigermaßen geschlossen po- 
litisch-national vorgeht. Es ist dies die russisch-orthodoxe 
Kirche. Während das Vordringen der russisch-orthodoxen Kirche 
ein systematisches ist, sind die Gegenstöße der Protestanten 
und der Katholiken zersplittert. Wenn man auch heute noch 
von keinen ausschlaggebenden politisch-nationalen Erfolgen der 
Russen auf konfessionellem Gebiet sprechen kann, so empfiehlt es 
sich doch, ihre Vorarbeiten historisch zu würdigen. Um diese Ex- 
pansion gruppieren sich zwanglos die übrigen konfessionellen Er- 
scheinungen, auf die ich kurz hingewiesen habe. Es ist sehr zu be- 
klagen, daß es bis jetzt kein Soziologe der Mühe wert gefunden hat, 
das hier geschilderte Gebiet, wo eine Fülle eigenartiger Kräfte ihr 
Spiel treiben, als Ganzes zu bearbeiten. Eine Analyse der dabei auf- 
.tauchenden Probleme, die, um vollständig zu sein, sich auch mit dem 
Islam beschäftigen müßten, würde manchen Aufschluß 
über internationales Leben überhaupt gewähren 
und insbesondere zeigen, welches die Triebkräfte 
des Ostens, welches jene des Westens sind und wie 
siezuweilen gleichzeitig wirksam zu sein vermögen. 
Es ist ein gewagtes Ding, historische Prophezeihungen zu versuchen, 
aber muß man deshalb auf die wissenschaftliche Erforschung der Gegen- 
wart verzichten? Allmählich bricht sich die Ueberzeugung Bahn, 
daß bei Anwendung aller gebotenen Vorsicht der Historiker und 
Soziologe auch der Gegenwart seine Aufmerksamkeit schenken kann. 
Er kann so Dinge registrieren, die keimhaft vorhanden sind und 
deren wissenschaftliche Analyse die Einsicht in die Entwicklung 
der Menschheit erhöht. Es ist sonst ein trauriges Los der Historiker, 
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sich nur mit dem zu befassen, was sie nicht aus eigener An- 
schauung kennen lernen können und jenes nicht behandeln zu 
dürfen, was sie als Zeitgenossen selbst zu beobachten vermögen. 
Was die Tageszeitungen in unvollkommener Weise leisten, das 
sollte die Wissenschaft in vollkommenerer Art auszuführen sich 


bemühen. 
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Ueber einige Beziehungen des Naturrechtes zur 
Sozialphilosophie. 


Von 
ARTHUR SALZ. 


Pri bram, Karl, Die Entstehung der individualistischen So- 
zialphilosophie. Leipzig, C. L. Hirschfeld. 1912. 102 S. M. 2.80. 


Diese Schrift ist als ein wertvoller, von einem zeitgemäßen Grund- 
gedanken genährter Beitrag zur Ideengeschichte der Nationalökono- 
mie anzusprechen. Die Erkenntnis ringt sich durch, daß die »Wirt- 
schaftssysteme«, die Ideenrichtungen und Anschauungsformen, unter 
denen jeweils das Gesamtleben der Gesellschaft (insonderheit die 
»Volkswirtschaft«) konzipiert wird, nicht willkürliche Hirngespinste 
und lose Einfälle sind, sondern daß auch in ihnen sich das Leben des 
Geistes manifestiert, und daß sie die geistige Struktur einer Epoche 
nicht weniger zu charakterisieren geeignet sind wie etwa die philoso- 
phischen und Weltanschauungssysteme. Das hier behandelte Spezial- 
problem: Kampf und Sieg des sozialen Individualismus geht ebenso- 
sehr den Historiker der Philosophie wie den Soziologen an und — 
versteht er es nur, den richtigen Anschluß herzustellen und das Pro- 
blem auf seinen weltanschauungsmäßigen Ausdruck zu bringen — so 
wird es gerade von dem Soziologen bedeutsame Förderung erfahren, 
was übrigens nur denjenigen verwundern kann, der in beschaulicher 
Ruhe das alte Vorurteil nährt, daß es sich in aller Nationalökonomie 
um Krämerangelegenheiten handelt und daß sie nur den Tugendspiegel 
für Krämerseelen zu bieten habe. Wenn es einmal den Anschein hatte, 
als ob die wissenschaftliche Nationalökonomie in dasseichte Geplätscher 
des Kommentierens von Gemeinplätzen auslaufen würde, so hat uns 
gerade der Beitrag deutschen Geistes vor dieser Eventualität bewahrt. 
Der historischen Schule, die, geistesgeschichtlich angesehen, der Protest 
des deutschen Geistes gegen die Verflachung der ökonomischen 
Wissenschaft und ihre Entartung zu einer bloßen Katallaktik und 
Chrematistik war, ist es zu danken, daß die Nationalökonomie sich 
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zum Range einer Kulturwissenschaft erheben durfte. Die vorliegende 
Arbeit hat überdies den Vorzug, daß hinter den Problemen, die sie als 
historische behandelt, sehr aktuelle Fragen der Methodenlehre, also 
Prinzipienfragen der theoretischen Nationalökonomie, gleichsam unter 
Rosen gebettet, sich verstecken, aber man hat seit dem Ende des sog. 
Methodenstreits auch diese Fragen mit Unbefangenheit, Freiheit und 
Vertiefung zu behandeln gelernt. 

Die nur dem Laien selbstverständliche Frage: was denn die Volks- 
wirtschaft als Gegenstand wissenschaftlicher Betrachtung sei, wie das 
Objekt der wissenschaftlichen Nationalökonomie bestimmt werden 
müsse, ist verschieden beantwortet worden, je nach den Gesamtkon- 
zeptionen von Wirtschaft und Gesellschaft, je nach den verschiedenen 
Bildern, unter denen sich das Leben der Gesellschaft in ihren Insti- 
tutionen dem Betrachter einheitlich darstellt. Einige Typen solcher 
einheitlicher (intuitiver) Erfassung von Wirtschaft und Gesellschaft, 
bzw. die aprioristischen Elemente dieser Gedankensysteme werden 
nun in der vorliegenden Schrift in ihrem Zusammenhang untereinander 
und mit dem allgemeinen Weltbild, in ihrem Kampf wie in ihrer wech- 
selseitigen Durchdringung und in ihrer Anwendung auf die verschie- 
denen Lebenssphären der Gesellschaft (Kulturgebiete) verfolgt und 
dargestellt. Im Vordergrunde steht die Frage: wie aus der mittelalter- 
lichen Bindung und Umschlingung das neuzeitliche, selbstherr- 
liche und selbstverantwortliche Individuum, der Repräsentant der 
neuen Wirtschaft, sich losringt. Dies ist der im realen konkreten 
Leben sich abspielende welthistorische Prozeß, dem im rein Gei- 
stigen ein Analoges entspricht: eine Wandlung des Subjekts der 
Betrachtung in den sozialen Wissenschaften vom Mittelalter in die 
Neuzeit hinein. Fraglos, daß dieses Problem (eines der größten und 
folgenreichsten der Universalgeschichte) wegen seines Umfangs 
nur in Teilstücken gesehen und gezeigt werden kann, sicher auch, 
daß es mannigfaltige Lösungen zuläßt, von denen jede einzelne 
etwas Willkürliches und nicht absolut Evidentes haben wird. Die 
Qualität der Leistung hängt hier davon ab, wie sehr es gelingt, den 
Wandel zum nacherlebenden Verständnis zu bringen und die Ursprünge 
der Ideen aufzudecken. 


Pribram faßt (Einleitung S. 1—18) den geistesgeschichtlichen Ge- 
gensatz, der hier in Frage steht, unter den Kategorien: kollektivistische 
und individualistische Weltanschauung. Die kollektivistische 
Auffassung der Gesellschaft (meist als »organische« bekannt, auch als 
sozialistische (Dietzel z. B.), wird als der auf das Gesellschaftsleben 
angewandte Universalismus angesehen. Die universalistische 
Ausdeutung der Welt auf die Gesellschaft bezogen heißt Kollek- 
tivismus. Charakteristisch für beide ist die »Heteronomie der Zwecke«, 
die Forderung der Unterordnung des Individuums unter die Zwecke 
der Gesamtheit nach dem Grundsatz: das Ganze früher als der Teil, 
wobei (nach Hume) der Gehorsam, die Unterwerfung, etwas so Natür- 
liches, Indiskutables ist wie für uns die Schwerkraft oder die universal- 
sten Naturgesetze. 
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Nominalismus und Individualismus sind das 
andere zusammengehörige Gregensatzpaar. Im Nominalismus und 
seiner gesellschaftbezogenen Form, im Individualismus, erfährt die 
soziale Bedeutung des Individuums eine entscheidende Umwertung. 
Das untergeordneten, willenlose und nur gegenüber der Gesamtheit 
verantwortliche Organ eines überragenden und herrschenden Ganzen 
wird zum Rang der Souveränität erhoben. 

Hiemit ist die Reduzierung des Problems auf seinen weltanschau- 
ungsmäßigen Ausdruck, auf die Formel die zugleich letzte Wertsetzung 
bedeutet, durchgeführt. Diese Rückleitung, die in der Staatslehre 
und in der Gesellschaftslehre (vgl. z. B. Gothein, E: »Gesellschaft 
und Gesellschaftswissenschaft im Handwörterbuch der Staaisw.) 
schon seit längerer Zeit üblich war, auf die ökonomischen Fragen 
angewendet, ist ein wissenschaftlicher Fortschritt. 


Lehrreich ist sodann, wie Pr. die Konsequenzen der beiden polaren 
Auffassungen in das Gesamtleben hinein weiter verfolgt (S. 10—15). 
Der konsequente Individualismus mündet im Utilitarismus (richtiger 
vielleicht ist, daß der konsequente Utilitarismus auf theoretischem 
Gebiete Individualismus heißt). Die Grenze zwischen den sich begeg- 
nenden Interessen der einzelnen Individuen wird durch Verträge ge- 
zogen. Verträge (also einsichtsvolle Akte der Selbstbeschränkung) 
stellen die Verbindung zwischen den rationalistischen, atomistischen 
Individuen her. Die Gesellschaft besteht gleichsam aus Individuen 
plus Verträgen !). »Der Vertragsgedanke wurzelt tief im Wesen der 
individualistischen Vorstellungswelt . . . . Der Inhalt der Verträge 
aber wird durch Erwägungen der individuellen Nützlichkeit bestimmt.« 
Ganz anders ist diesbezüglich gemäß ihrer objektivistischen Wertlehre 
die kollektivistische Weltauffassung orientiert. Hier hat die individuelle 
Nützlichkeit als Kriterium der Sittlichkeit keinen Platz, sondern es 
besteht eine objektive Norm, mag sie nun in der göttlichen Offen- 
barung oder in der Evidenz der menschlichen Vernunft oder in der 
schöpferischen Fähigkeit des Kollektivwesens gegründet sein. 

Mit Recht wird sodann hingewiesen auf den eigentlich revolutio- 
nären Charakter aller individualistischen Sozialphilosophie,, der 
schlechthin alles veränderlich und umsetzbar erscheint. Wenn alle 
gesellschaftliche Ordnung nur auf freier Konvention freier Menschen 
beruht, so ist sie durch übereinstimmenden Willen modifizierbar: 
die Idee des »Fortschritts« liegt auf dieser Gedankenbahn. 





1) Hier wäre freilich zu untersuchen, wie der Vertragsgedanke in die Sozial- 
philosophie hineinkommt. Ist das ein genuin sozialwissenschaftlicher Begriff 
und auf welchem Gebiete des gesellschaftlichen Lebens hat er zuerst seine ent- 
scheidende und folgenschwere Ausprägung erfahren ? Liegt dem Vertrag eine 
wirtschaftliche Urtatsache zugrunde ? (Leist z. B. behauptet, daß der reale 
Gütertausch [Realkauf] der Urtypus des friedlichen Vertrags sei). Oder hat 
der Vertragsgedanke sich auf einem anderen sozialen Gebiete, auf dem reli- 
giösen, in der Revolutionierung des alten Bundesverhältnisses zwischen dem 
Gott und seinen Gläubigen, zuerst durchgesetzt und wäre erst von da ins profane 
Leben eingedrungen ? 
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Die beiden gegensätzlichen Auffassungsweisen ringen nun, wie 


Pr. weiter anführt, stets nach neuen Formen der Ausgleichung, und 
er führt einige solche (in der Geschichte auffindbare) Vermählungen 
zwischen wahlverwandten Elementen aus individualistischen und 
kollektivistischen Gedankenkreisen an: der Individualismus nimmt den 

universalistischen Gedanken einer Weltvernunft auf und rechtfertigt 
damit seine Emanzipation von der Herrschaft des Verbands; diese 
Idee verleiht dem Individualismus seine praktische revolutionäre 
Kraft. Umgekehrt: Der Individualismus wird skeptisch dagegen, 
das gesellschaftliche Leben als ein mechanisches Spiel von Nützlich- 
keitserwägungen zu erklären, er erinnert sich des Kollektivums und 
überträgt ihm die Entscheidung zwischen den widerstreitenden Inter- 
essen. In der Lehre der klassischen Nationalökonomie sodann sieht 


Pribram den Versuch einer Synthese zwischen Individualismus und 
Kollektivismus. Unter Berufung auf den göttlichen Weltplan lehrt 
man die Harmonie beider Interessen. Das Individuum, scheinbar Selbst- 
zweck, dient, ohne es zu wissen und zu wollen den Zwecken der Gesamt- 
heit, die ein nicht minder eigenberechtigtes Dasein führt. 

Nach dieser Einleitung formuliert Pr. als Thema der folgenden 
Einzeluntersuchung das Problem des Individualismus folgendermaßen: 
Wie sucht der Individualismus den Gedanken eines Selbstzweckes der 
Individuen mit jener anderen, fast niemals verleugneten Auffassung 
zu vereinigen, die bloß einen höheren, über den Individuen stehenden 
Zweck des Kollektivums kennt ? 

In dem nun folgenden ersten Kapitel (S. 18—29) behandelt er 
den universellen Kollektivismus des Mittelalters. 

Das Mittelalter wird dargestellt als beherrscht von universalistisch- 
kollektivistischen Vorstellungen. Der mittelalterliche Staat ist kos- 
mopolitisch nach außen, ständisch nach innen. Die römische Welt- 
monarchie ist das große Vorbild (Anschauungsmaterial) für das 
kollektivistische Denken, in der Kirche lebt es wieder auf. Charak- 
teristisch für die universalistische Vorstellungsweise des Mittelalters 
ist die Wirtschaftstheorie der Scholastik: der (objektive) Wert eine 
den Gütern innewohnende konstante Eigenschaft (Gattungswert, 
gerechter Preis), das Geld nur \Wertmaßstab, daher selbst wertlos. 

Das 2. Kapitel (S. 29—42) führt den Titel: Der engere Kollekti- 
vismus der beginnenden Neuzeit. In der zweiten Hälfte des Mittel- 
alters setzt die nominalistische Bewegung ein. Sie hat eine über die 
erkenntniskritische hinausreichende allgemeine Bedeutung: sie ist die 
Form der mittelalterlichen Aufklärung in Wissenschaft und Leben. 
Der Nominalismus leitet zur Neuzeit über, als der neue Staat, die 
neue Gesellschaftslehre und sehr allmählich die neue Volkswirtschaft ent- 
stehen. Der moderne Staat ist zwar in seinen Lebensbedingungen der 
Feind des mittelalterlichen nach außen und innen. Aber das kollektivi- 
stisch-universalistische Prinzip wird nicht gleich über Bord geworfen, 
sondern jetzt gerade noch einmal in besonderer Weise angespannt. Das 
Individuum wird nicht frei, um frei zu sein, sondern um »Bürger« (»Ünter- 
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tane) zu werden. »Es ist nicht ein Kampf der Individuen gegen das Kol- 
lektivum der die Zeit erfüllt, es ist ein Kampf der Kollektiva unter- 
einander und diese Tatsache muß der ganzen Soziallehre der Zeit das 
entscheidende Gepräge verleihen. Die weltliche Macht (der neue 
weltliche Staat) ringt mit der geistlichen (mit der Kirche und den 


Ständen) um die Hegemonie.« — Es ist ein Verdienst Pribrams, 
daß er nebenbei auf das kirchliche Bußwesen hinweist, dessen soziologi- 


sche Bedeutung freilich in anderer Richtung zu suchen sein wird als Pr. 
annimmt. — Sehr gute Bemerkungen finden sich S. 38 ff. über den 
Sinn des lutherischen und calvinistischen Protestantismus und die 
Beziehungen beider zu dem mittelalterlichen Kollektivismus. Es 
wird gezeigt, wie wenig sich der Calvinismus von kollektivistisch- 
universalistischen Vorstellungsreihen emanzipieren kann, welch be- 
deutsame Rolle die Idee des status bei ihm hat, nur daß eben der 
kollektivistische Gedanke durch das erwachende Persönlichkeits- 
bewußtsein eine gewisse Umbiegung erfährt. Die »Vernunft« (eine 
Art Emanation des göttlichen Denkens in die menschliche Seele) 
wird entdeckt, es entwickelt sich das Postulat der »Autonomie des 
Denkens« (Dilthey). Staat, Recht, kurz alle sozialen Institutionen 
werden jetzt als bewußte Schöpfungen der Vernunft aufgefaßt; die 
Vernunft aber ist entwicklungslos, denn sie enthält ewige Wahrheiten. 
Die Verwirklichung der Vernunft auf Erden ist Aufgabe des Staates, 
d.h. des Fürsten. Die wichtigste praktische Konsequenz dieser Lehre 
ist die Emanzipation des Staates von der Kirche, denn wenn die Exi- 
stenz des Staates unmittelbar auf der von Gott stammenden Ver- 
nunft beruht, so ist er von jeder kirchlichen Autorität unabhängig 
(Macchiavelli, Morus). Ihre nähere Begründung erhält die natur- 
rechtlich-kollektivistische Staatsverfassung in der Theorie vom Un- 
terwerfungsvertrag. Die alte theokratischa Bundesidee er- 
scheint in naturrechtlicher Einkleidung. Für die kollektivistische 
Auffassung ist der Herrschafts vertrag der Urvertrag. — Diese 
Auffassung von Staat und Gesellschaft liegt im besonderen der 
Wirtschaftspolitik zugrunde, die wir Merkantilismus nennen. Im 
Zeitalter des Merkantilismus entsteht die erste moderne Konzeption 
einer Volkswirtschaft. Sie wäre zu bestimmen als die Gesamt- 
heit aller Arten von Wirtschaften (Einzel- und Korporationswirt- 
schaften), die einer und derselben Staatsgewalt unterworfen und 
durch die Politik des Staates maßgebend bestimmt sind. Die merkan- 
tilistische Auffassung erscheint als Ausläufer der Renaissance, für 
die der Staat überhaupt ein Kunstwerk war. Subjekt der merkan- 
tilistischen (präziser: kameralistischen, denn die Kameralistik ist die 
allgemeine Theorie, in der die Merkantilismus genannte Wirtschafts- 
politik ihre Begründung findet) Volkswirtschaftslehre sind nicht die 
Individuen, sondern Staaten (Kollektivitäten), repräsentiert durch 
den Fürsten. Die Individuen sind Mittel des Staatszweckes. Die 
Kollektivinteressen haben den Vorrang vor den Individualinteressen. 
Die Quantitätstheorie erscheint als die spezifisch kollektivistische 
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Werttheorie; alle die bekannten wirtschafts- und sozialpolitischen 
Postulate des Merkantilismus sind von dem Gesichtspunkt des Kollek- 
tivinteresses verständlich. Der Kollektivismus erhält eine liberalisti- 
sche Form (denn der neue Staat ist liberal aus verständigem Eigen- 
nutz1)?), die schließlich in den breiten Strom des Individualismus mün- 
det. Der Liberalismus, den der Staat in seinem Innern züchtet (weil 
er nur mit ihm seine Zwecke erreichen kann), wird diesem selbst 
gefährlich: das Individuum tritt dem Staate mit eigenen Ansprüchen 
gegenüber. Aus dem Kampfe zwischen Kollektivum und Kollektivum 
wurde der Kampf zwischen Individuum und Staat. 

Das 3. Kapitel (S. 43—65) stellt die Entstehung des naturrecht- 
lichen Individualismus im Vorstellungskreise des Rationalismus dar. In 


der Vernunftlehre, führt Pr. weiter aus, steckt, obwohl sie in univer- 
salistischen Anschauungen wurzelt, der Keim des Individualismus, 
der, auf die Kraft der Vernunft vertrauend, die Herrschaft über die 
Natur zu erlangen sucht. Der analytische Geist dringt aus 
den Naturwissenschaften auch in die Betrachtung des sozialen Lebens. 
Wie er in die Naturwissenschaften gekommen ist, wäre auch nach 
Diltheys Untersuchungen wenigstens anzudeuten gewesen. Das 
Baconische Postulat dissecare naturam hatte sich schon ehe es als 
methodisches Forschungsprinzip aufgestellt wurde, im praktischen 
Wirtschaftsleben fruchtbringend und rentabel erwiesen. — Die Ana- 
lyse der Kollektiverscheinungen führt jetzt zu den Individuen als den 
Elementen alles gesellschaftlichen Lebens und zu dem Trieb der Selbst- 
erhaltung als der letzten vorfindbaren elementaren seelischen Tat- 
sache. Hugo Grotius formuliert das Grundprinzip des (modernen, 
rationalistischen) Individualismus: der Teil ist älter als das Ganze 3). 
Nunmehr wird sofort das Verhältnis der Individuen zum Staat proble- 
matisch. Der Staat (d. h. die Herrschaft), früher die realste und 
unangreifbarste Gegebenheit, wird jetzt nach seinem Existenz- und 
Rechtsgrund befragt und erhält seine Bestimmung aus dem Willen’ 
und in dem Nutzen der Individuen, seine Ansprüche gründen in einem 
System von Verträgen 3). Die Gesellschaftslehre greift hinter die 
Existenz des Staates zurück und betrachtet die Individuen in einem 
vorstaatlichen »Natur«zustande, in dem sie als völlig gleich und frei 
gesetzt werden. Demgemäß ändert sich auch der Gegenstand der 
Wirtschaftslehre. Sie bestimmt jetzt ihren Gegenstand nicht mehr 
aus dem Gesichtspunkt der Staatsgewalt und der Staatsinteressen, 


2) Und doch ist Grotius der erste, der das principium socialitatis in die neuere 
Sozialphilosophie einführt, das dann von Pufendorf ganz im Sinne einer sorga- 
nischen«e Soziallehre ausgebaut worden ist. Grotius, der als Erasmianer auch in 
der Geschichte des Deismus seinen Platz hat, löst das Naturrecht von der kirch- 
lichen Lehre und läßt es in der natura rationalis ac sociabilis hominis be- 
gründet sein. 

3) Diese (übrigens juristisch, nicht historisch) gemeinte Konstruktion, die 
Lehre vom Gesellschaftsvertrag als Entstehungsgrund aller bürgerlichen Gewalt, 
gilt frühzeitig als protestantische Erfindung und läßt sich ebenfalls auf den Satz 
des Grotius zurückleiten: nullum imperium sine pacto. 
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sondern sieht ihn nunmehr in den Beziehungen der Individuen zu 
den Gütern. Sie bedarf eines neuen entscheidenden Maßstabes der 
Beurteilung, den sie der Morallehre entlehnt. Darum bildet die Grund- 
frage der Ethik: die Frage nach dem Ursprung des Sittlichen zu- 
gleich eine Hauptfrage dieser Sozial- und Wirtschaftsphilosophie. Die 
Ethik befaßt sich gerade mit dem Konflikt des Individuellen mit dem 
Sozialen oder: des Nützlichen mit dem Gerechten. — Hobbes tut einen 
entscheidenden Schritt mit der Frage: wie sich die Unterordnung 
der Menschen unter die Bedürfnisse der Gemeinschaft mit dem Selbst- 
interesse (dem menschlichen Urtrieb) in Einklang bringen lasse und 
löst die Frage durch eine (»rein nominalistische«) Identifizierung des 
Nützlichen mit dem Sittlichen im Sinne. der Utilitätsmoral. Aber 
seine Lehre mündet, wie allbekannt, doch wieder in einer Verherr- 
lichung des Staates. Erst Locke zieht die entscheidenden Konse- 
quenzen aus der individualistischen Vertragstheorie: der Staat, diese 
Schöpfung der Individuen, hat den Interessen der Individuen zu 
dienen, seine Gesetze haben den Nutzen der einzelnen zum Ziele. »Der 
Staat ist damit aus der Rolle eines primären, den Individuen über- 
geordneten Selbstszweckes in die Stellung eines Mittels zum Schutze 
von Eigentum und Sicherheit, eines bloßen Nützlichkeitsinstruments, 
herabgesunken.« Durch Locke tritt der Individualismus in eine 
dauernd enge Beziehung zum philosophischen Nominalismus. Hier 
wäre zu erwähnen: I. die Negierung eines angeborenen sozialen Triebes, _ 
2. die Begründung der Normen des Naturrechts auf Erfahrung, 3. Er- 
fassung des Privateigentums als eines natürlichen, aller Staatsbil- 
dung vorangehenden, unverletzlichen, durchaus individualistischen 
Rechtsinstituts. — Die Verknüpfung zwischen Individual- und Kollek- 
tivinteressen bleibt bei Locke ungelöst. 

Hier bleibt zu bemerken, daß in keiner Geschichte der indivi- 
dualistischen Sozialphilosophie der Einfluß des Jansenismus auf die 
französische und vielleicht gesamteuropäische Geisteskultur fehlen 
sollte, derjenigen religiös-kulturellen Bewegung, die einen humanisti- 
schen und religiösen Individualismus vor dem politischen verwirk- 
lichte und so gewissermaßen das, was bestenfalls Frucht der Revo- 
lution hätte sein können, antizipierte. Der Jansenismus, ein Element 
prinzipieller Opposition gegen das I7. Jahrhundert, wurde dadurch, 
daß er als religiöser Individualismus den Staat bagatellisierte, eine 
wichtige Vorstufe zum politischen Individualismus des 18. Jahrhunderts. 
Trotzdem er nicht naturrechtlich fundiert ist und trotz seines anti- 
demokratischen Grundcharakters gehört er in die Geschichte des 
Rationalismus und zwar des gegen sich selbst mißtrauischen Ratio- 
nalismus 9). 

4. Kapitel (S. 65—102): Der Sieg des Individualprinzips. Das 
ganze I8. Jahrhundert quält sich mit diesem Problem und wird nicht 
müde, den ständigen Kampf zwischen den beiden entgegengesetzten 


4) Vgl. jetzt hierzu: P. Honigsheim, Die Staats- und Soziallehren der fran- 
zösischen Jansenisten im 17. Jahrhundert (Heidelberger Inaugural-Dissertat. 


1914). 
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Prinzipien durch immer andere Kompromisse zum Ausgleich zu 
bringen. Schließlich gelangt man zu der Reduktion des Gerechten (d.h. 
des sozial Nützlichen) auf das individuell Nützliche. Man proklamiert 
die Harmonie der Interessen, die automatische Verknüpfung der 
Interessen aller einzelnen mit dem Wohle der Gesamtheit, das 
sich aus jenen zusammensetzt. Dabei ist interessant, wie diese so 
rationalistische Lehre der Religion doch wieder ein Hintertürchen 
offen lassen muß (ähnlich wie der moderne Pragmatismus bei James). 
Man muß auf einen geheimen göttlichen Weltplan, auf die List des 
Weltschöpfers rekurrieren, der den einzelnen zwingt, das Gute (sozial 
Nützliche) zu schaffen, indem er das Böse (das egoistisch Begehrte) 
will (Mandeville). So muß der liebe Gott die Kluft zwischen dem Wohl 
des Ganzen und dem individuellen Selbstinteresse schließen. — Wir 
sehen weiter, daß die Vernunft ihrer Stellung als eines normativen und 
schöpferischen Prinzips beraubt und in die eines erklärenden und 
beschreibenden gedrängt wird. Sie hat nur mehr die Fähigkeit, die 
Grundsätze des Rechts und der Sittlichkeit aus der »Natur« des 
Menschen und der Welt zu erklären. Diese Erkenntnis wird möglich, 
weil die Menschen als gleich seiend und gleich bleibend angenommen 
werden. Der Gedanke der Entwicklung wird negiert, der Weg zu 
einer psychologischen Statik eröffnet. Der Gedanke des sozialen 
Gesetzes wird konzipiert, das ein auf die Gesellschaft (als stati- 
sche Größe) angewandtes Naturgesetz ist. Der natürliche 
Mensch oder die Natur des Menschen ist der von seinem Beruf, aus 
seinem sozialen Milieu losgelöst gedachte Mensch des 18. Jahrhunderts: 
der vereinsamte Planetenbewohner. Das rationalistische Naturrecht 
und der Individualismus sind die Waffen im Kampfe gegen den 
politischen Absolutismus, die Elemente einer neuen systematischen 
Sozialphilosophie und Wirtschaftslehre. Welches Bild der Volks- 
wirtschaft entspricht dieser naturrechtlich-individualistischen Auf- 
fassung oder wie hat sich der Gegenstand der Volkswirtschaftslehre 
gewandelt? so muß man wieder fragen. Die Antwort wird lauten: 
die Volkswirtschaft ist für diese Auffassung die Summe der durch 
Arbeitsteilung und Tausch (die beide dem individuellen Interesse 
dienen) zu einem Ganzen verbundenen Sonderwirtschaften der Ein- 
zelnen. 


Pribram weist auf einen bemerkenswerten Unterschied zwischen 
der englischen und französischen Sozialphilosophie hin. Während 
in England die Frage nach dem Verhältnis zwischen Individuum 
und Kollektivum die Lösung erhält, daß das Kollektivinteresse auf- 
gelöst wird in die Summe individueller Glückseligkeit (Nützlichkeit), 
behält die französische Soziallehre die universalistischen Grund- 
anschauungen bei, selbst Montesquieus Teilung der Gewalten hat 
den Sinn, ein Gleichgewicht zwischen den kollektivistischen und 
individualistischen Kräften zu stabilisieren. Bei Rousseau wird — mag 
nun seine Lehre heuristisch oder auch historisch gemeint sein — 
dem Staate jedenfalls ein individualistischer Zweck gesetzt: die 
möglichste Annäherung an den Naturzustand, der ein Reich der Frei- 
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heit und Gleichheit ist, die restitutio in integrum. Der kollektivisti- 
sche Ueberrest bei Rousseau besteht darin, daß R. an Stelle der 
Souveränität des Staates die Souveränität des Volkes setzt, das sich 
die Interessen aller einzelnen unterordnet. Auch der physiokratische 
Individualismus benutzt die Trümmer der kollektivistischen An- 
schauung als Baumaterial. Den Ausgleich zwischen den Interessen- 
verschiedenheiten des Individuums und Kollektivismus vermittelt 
die Vernunft, die nur im Zustand der vollen Freiheit wirksam werden 
kann. Das (individualistische) Recht auf Freiheit wird mit dem 
Argument des (universalistischen) Rationalismus begründet. Wie bei 
den Merkantilisten finden wir also auch in der physiokratischen 
Lehre einen individualistischen und einen kollektivistischen Be- 
standteil. Der Individualismus liegt in der naturrechtlichen Begrün- 
dung der Freiheit und Gleichheit, der kollektivistische in dem Aus- 
gleich der Interessen zwischen Individuen und Kollektivum durch die 
Vernunft (Gegenüberstellung von ordre de la nature und ordre naturel). 
Welche Bedeutung diese Mischung hat, darüber wird weiter unten 
gesprochen werden. Die spezifische Leistung der Physiokraten für 
die Wirtschaftslehre erblickt Pr. in der konsequenten Anwendung 
des Grundgedankens des rationalistischen Naturrechts auf die Pro- 
bleme der Produktion und Verteilung der Güter: Damit wird das 
erste geschlossene System der wissenschaftlichen Nationalökonomie 
als eine Naturlehre der Wirtschaft oder als ökonomische Naturphiloso- 
phie geschaffen. Im Wirtschaftsleben hat das Individuum den Ausgangs- 
punkt für die Betrachtung zu bilden. In der Beziehung der Indivi- 
duen zu den Gütern wird jetzt der Gegenstand der Wirtschaftslehre 
erfaßt. Erst in der physiokratischen Lehre wird der Wirtschafts- 
prozeBß als einheitlich bedingter und kausal zu erklärender behan- 
delt. Hier wäre darauf hinzuweisen gewesen, wie die physiokratische 
Wirtschaftstheorie oder -philosophie trotz ihres prinzipiell vindividua- 


listischen« Charakters mit »kollektivistischen« (im Sinne Pribrams) 
Grundanschauungen ganz durchtränkt ist und zwar so:- In ihrem 
tableau &conomique, einem genialen Wurf, veranschaulichen die 
Physiokraten die wirtschaftliche Dynamik in der Gesellschaft, die 
ihnen als ein natürlicher Organismus erscheint (Quesnay ist 
Arzt!), mittels der beiden Kreisläufe, die wieder ganz bewußt an die 
Kreisläufe des Blutes im menschlichen Körper erinnern sollen. Im 
Sinne ihrer rustikalen Philosophie hatte dieser Kreislauf des gesell- 
schaftlichen Reichtums sein reales und logisches Zentrum in der 
zeugenden Kraft des Bodens. Der ganze gesellschaftliche Reichtum 
ist reduzierbar aut materielle Substanz, das was in der Wirtschaft 
geschieht, die wirtschaftlichen Vorgänge sind biologische Prozesse, sind 
ein Gesetz des Stoffes. Ihr geozentrisches Produktivitätsideal verkündet 
den aus der Erde quellenden Reichtum als den einzig wahren, als das 
Urkapital. Quesnay versucht aus dem Gesamtaspekt einer ökono- 
mischen Naturphilosophie eine Naturlehre der Zirkulation, Pro- 
duktion und Reproduktion des gesellschaftlichen Einkommens, die 
sich bewußtermaßen an naturwissenschaftliche Analogien anlehnt. 
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Bei der Darstellung des Kreislaufs verschlingt und vermengt sich 
der ökonomische ReproduktionsprozeB mit dem natür- 
lichen, es wird ein Parallelismus zwischen natürlichen (vegeta- 
tiven, organischen) Prozessen und ökonomischen Bedeutsamkeiten 
(W er t prozessen) konstruiert, die Bedingungen des Naturprozesses 
sind zugleich auch Bedingungen für den (kapitalistischen) Bewegungs- 
prozeß. Erst Karl Marx hat einen Schritt über diese physiokratische 
Leistung hinaus getan. Freilich: trotzdem die physiokratische Lehre 
überall die Forderungen des naturrechtlichen Individualismus mit de- 
nen des absolutistischen Kollektivismus zu vereinigen sucht, ist das 
System nicht als Waffe für, sondern gegen den Absolutismus 
von realhistorischer Bedeutung geworden. 

Bei den Engländern ist das Kernproblem des Individualismus, 
die Versöhnung der individuellen Interessen mit den Interessen der 
Gesamtheit, unbeantwortet liegen gelassen worden. Weder Locke 
noch Hume haben es befriedigend gelöst. Erst Adam Smith gelingt, 


wie Pr. anführt, eine Lösung auf individualistischer Grundlage, die 
für lange Zeit die quälende Frage aus der Diskussion ausschaltet. 
Aber diese Lösung gelingt nur — und darauf lege ich aus nachher 
zu erörternden Gründen den Nachdruck —, indem die Herstellung 
der Harmonie zwischen Individual- und Kollektivinteressen in das 
Bereich des Unbewußten, in den göttlichen Weltplan, verlegt wird. 
Indem der Mensch in der Bewertung seiner eigenen und fremden 
Handlungen sich leiten läßt von den Sympathiegefühlen, erfüllt er, 
ohne es zu wissen oder zu wollen, den Plan der göttlichen Vorsehung, 
die darauf gerichtet ist, die größtmögliche Summe von Glück in 
der Welt zu schaffen. Ohne den rational-theologischen Hintergrund 
ist in das Lebenswerk von Adam Smith keine Einheit zu bringen. 
Dies wollen wir einstweilen festhalten. Aber dieses automatische 
Wirken der individuellen Impulse im Interesse der Gesamtheit (einen 


genialen Gedanken nennt Pr. diese Lehre) isteinGlaubenssatz, 
der freilich einen inhärenten Bestandteil des Smithschen Systems 
bildet. »Das Sittliche fällt mit dem individuell Nützlichen zusammen, 
das letztere ergibt sich als Konsequenz des wahrhaft sittlichen Han- 
delns, der tiefe Gegensatz, den die kirchliche Lehre zwischen beiden 
Kategorien angenommen und dessen Üeberwindung die Vernunft- 
lehre vergeblich versucht hatte, ist damit beseitigt.« Ist einmal der 
Glaube an die soziale prästabilierte Harmonie fixiert, dann kann der 
prinzipielle Individualismus konsequent auf die Betrachtung des 
Wirtschaftslebens angewendet werden, ohne daß immerzu kollekti- 
vistische Skrupel entstehen. 

Mit Smith ist das kollektivistische Prinzip aus seiner beherr- 
schenden Stellung verdrängt, die es durch Jahrhunderte behauptet 
hatte. Das Individuum tritt jetzt gegen den Staat selbst auf. Jeder 
Zwang schädigt den göttlichen Weltplan, der das Wohl des Ganzen 
ohne jede dieses Zwecks bewußte Absicht der Menschen erzielen wird. 
Im Namen des Individualismus wird wirtschaftliche Freiheit postu- 
liert, der Individualismus wird die metaphysische Fundierung des 
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Liberalismus. Die alles dominierende Vernunft wird mit dem kollek- 
tivistischen Prinzip zugleich entthront, an ihre Stelle tritt das Spiel 
der menschlichen Triebe (nature is wisdom without reflexion): damit 
ist die Bahn frei für den Psychologismus in den Sozialwissenschaften 
und besonders in der Wirtschaftslehre. Das Fundament hat Smith 
gelegt, aber erst 100 Jahre später gedeiht der Bau zur Vollendung. 


Einige Anmerkungen zu der Darstellung Pribrams mögen hier 


Platz finden. Zunächst scheint es mir, daß Pr. keine ganz zutreffende 
oder doch keine zulänglich präzise Auffassung von der Bedeutung und 
Wirkung des Naturrechts in der Ideen- und in der Sozialgeschichte 
hat. Er geht von der These aus (Seite 8), daß alles Naturrecht in 
universalistischen Vorstellungen, nämlich in der Idee eines Rechts 
der Gattung auf Selbsterhaltung, gründet und daß es somit, da Uni- 
versalismus und Kollektivismus einander entsprechen oder vielmehr 
die Auswirkung des gleichen Geistes auf verschiedene Lebenssphären 
sind, ein Inventarstück des kollektivistischen Ideenkreises bilde. 
Zwar spricht er gelegentlich (S. 82) von einem »individualistischen« 
Naturrecht, aber gerade deshalb ist eine Klärung dieser Fragen von- 
nöten. Des Verfassers Meinung scheint, soweit ich den Zusammenhang 
richtig verstehe, die zu sein: bei der Verdrängung des Kollekti- 
vismus durch den Individualismus übernimmt dieser die einer ge- 
gensätzlichen Sozialphilosophie angehörige (universalistische) Idee 
des Naturrechts und schleppt diesen Fremdkörper mit sich weiter. 
Es entspringt daraus für den Individualismus die Notwendigkeit und 
Schwierigkeit, sich diesen kollektivistischen Fremdkörper zu assimi- 
lieren, diesen fremden Gedanken in das individualistische System 
einzubauen. Dagegen ist folgendes zu sagen: die ganze Gegenüber- 
stellung und die Zuteilung der naturrechtlichen Idee an den kollekti- 
vistisch-universalistischen Ideenkreis ist unzutreffend. Das Natur- 
recht: sowohl als Norm, als das natürliche Sittengesetz, als auch als 
historische Tatsache, als das Recht des Naturzustandes, steht jen- 
seits des Gegensatzes von Individualismus und Kollektivismus und 
eine seiner wesentlichen Leistungen ist gerade, diese Kluft zu über- 
brücken. Es ist also ebensowohl individualistischer als kollektivisti- 
scher Ausdeutung fähig und von Anfang an in amphibolem Sinne 
verwertet worden. Troeltsch 5) hat gezeigt, wie sowohl in der stoischen 
als auch in der christlichen Lehre, den beiden Quellen des modernen 
profanen rationalistischen Naturrechts, der Begriff des Naturrechts 
eine doppelte Deutung zuläßt im Sinne des prinzipiellen Individualis- 
mus und eines ebenso prinzipiellen Universalismus. Kann man diese 
Doppeldeutung auf religiösem Gebiete an dem antiken, so kann man 
sie für die weltliche Gesellschaft an dem modernen Naturrecht stu- 
dieren. 

Hier sei gleich ein Wort über Individualismus und Kollektivis- 


+) Vgl. Troeltsch, Soziallehren, ferner Verhandlungen des r. deutschen Sozio- 
logentages und den Artikel Naturrecht (Christliches) in Religion in Geschichte 
und Gegenwart, 


536 Arthur Salz, 


mus als soziologischen Betrachtungsweisen und zugleich als Lebens- 
fragen eingeschoben. Keiner dieser beiden Ideen kann es, und je 
komplizierter und differenzierter sich das gesellschaftliche Leben 
in Wirklichkeit entfaltet um so weniger, gelingen, sämtliche Erschei- 
nungen eines sozialen Zustandes unter sich zu begreifen und zu decken. 
Immer bleibt ein unauflösbarer Rest, zu dessen Erklärung oder Ein- 
‘ordnung man das entgegengesetzte Prinzip zu Hilfe rufen muß. Eine 
Vereinigung, eine Synthese der beiden Polaritäten ist möglich und ist 
wirklich gewesen auf religiöser Grundlage (z. B. im Zeitalter des 
christlichen Patriarchalismus), »weil nur hier das Zurückgehen von 
jeder individuellen Verschiedenheit auf den sie hervorbringenden 
und zum Organ seiner Einheitszwecke machenden göttlichen Willen 
möglich ist.« Ja unter einem gewissen Aspekt läßt sich wohl die 
Behauptung wagen, daß (in der Geschichte nachweisbar) Religionen 
geboren werden und religiöse Bewegungen einsetzen, wenn die Span- 
nung zwischen den entgegengesetzten gesellschaftaufhebenden und 
gesellschaftbejahenden Willen bis zu einem Höhepunkt gediehen ist. 
Dann schiebt sich die Religion wie eine Brücke zwischen einen rigo- 
rosen (prinzipiellen) Individualismus und einen ebensolchen Univer- 
salismus, die gerade dadurch, daß sie absolute Postulate von sich aus 
stellt, jenen Gegensatz im Weltlichen, oder soferne er das profane 
Gebiet berührt, relativiert, zu einer Frage zweiten Ranges macht. 
So hat man das autonome (immanente) Sozialideal der christlichen 
Lehre, die soziologische Idee des Christentums geradezu definiert 
als die Ineinssetzung eines absoluten religiösen Individualismus mit 
einem ebenso absoluten religiösen Sozialismus. Mit dieser Ideologie 
sucht das Christentum die profane Gesellschaft zu durchtränken 
und umzuformen. Es ist ein Sonderideal (wir würden heute 
sagen eine neue »Kulturidee«), das jede natürliche (ethnische, poli- 
tische) Gemeinschaft durchdringen möchte. Der religiöse Indivi- 
dualismus oder Separatismus ist der Ausgangspunkt. Das Christen- 
tum entsteht als Sekte. Insofern unterscheidet es sich von den sor- 
ganisch« gewachsenen Volksreligionen, bei denen (wie z. B. im alten 
Judentum oder bei den heidnischen Arabern) die Religion nur eine 
Seite des ganzen untrennbaren Volkslebens ist, bei denen Religion 
weit entfernt davon, Privatsache zu sein, vielmehr die Gemein- 
schaftssache katexochen und ein religiöser Partikularismus nur der 
Ausdruck für einen gesunden Nationalismus, der religiöse Individualıs- 
mus ein spätes Produkt (Zerfallsprodukt) der Gesellschaft ist. Ob 
freilich Troeltsch nicht doch zu weit geht mit der Behauptung, daß 
eine Lösung zwischen Individualismus und Universalismuss nur 
auf religiöser Grundlage möglich sei, weil aller Individualismus und 
Universalismus, der nicht religiös, nicht als absolut, sondern nur 
relativ gelten könne — dieses Bedenken kann ich nicht unterdrücken, 
wenn ich auch die Frage hier nicht zu entscheiden wage. Für seine 
These scheint die Geschichte zu sprechen, denn wie schon oben erwähnt 
und wie noch weiter auszuführens sein wird, muß auch der konsequente 
Individualismus auf rationalistischer Grundlage (Quesnay, Smith) 
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die natürliche Theologie (Religion) durch ein schmales Pförtchen 
einlassen. Aber dies ist überhaupt keine Angelegenheit der Wissen- 
schaft, sondern des Lebens. Genug, wir wissen, daß wo das Ventil 
der Religion sich nicht öffnet, um die Lösung einer metaphysischen 
Spannung zu erleichtern, Revolution oder Lethargie zu entstehen 
pflegt. So wie nun (Kultur) Religion sich als Brücke zwischen Indivi- 
dualismus und Universalismus (Kollektivismus) betrachten läßt, 
. so ist die kulturhistorische Funktion des (religiösen) Naturrechts 
im besonderen, als Mittel zu dienen, wodurch sich die »Kirche« (als 
Objektivierung der religiösen Idee) mit den Tatsachen des profanen 
Lebens in Beziehung setzt, sie sanktioniert, bzw. beherrschen lernt. 

Das christliche Naturrecht z. B. ist die Ideologie, mittels deren 
die Kirche sich mit dem Dasein und Leben der weltlichen Gesell- 
schaft auseinandersetzt. Es ist etwas wie das böse Gewissen der 
Kirche. Sowohl im heidnischen (man vergleiche Hesiod und Ari- 
stoteles etwa mit Sophokles und der Stoa) wie im christlichen Alter- 
tum wie im Mittelalter (das als die spezifisch »kollektivistische« 
Epoche gilt) dient das Naturrecht als ideologisches Argument für 
die entgegengesetztesten praktischen Zwecke: der Verherrlichung der 
Autorität, der Submission unter die bestehenden Gewalten wie an- 
dererseits der Libertinage und Umwälzung, und diese Willigkeit, den 
entgegengesetzten Postulaten und ÖOrganisationsabsichten gefällig 
zu sein, hat es sich auch als profanes, modernes Naturrecht bewahrt. 
Der Verteidigung welcher Zwecke es sich dienstbar darbietet 


hängt nicht (wie Pr. meint) davon ab, ob es in einer kollektivisti- 
schen oder individualistischen Epoche sich auswirkt, sondern davon, 
auf welchen Bestandteil seines Ideeninhalts der Ton jeweils gelegt 
wird, d. h. je nachdem ob mehr seine Relativität oder seine 
Vernünftigkeit betont wird; m. a. W. ob das Ethos, eine 
gegebene Gesellschaft (nach dem Naturrecht) zu reformieren oder ein 
neues Gesellschaftsideal zu verwirklichen stärker ist. Nicht also be- 
stimmt der universalistische oder individualistische Charakter des 
Naturrechts das Maß an sozialer Aktivität oder die Größe der prak- 
tischen Durchschlagskraft des Naturrechts, sondern je nach der 
Verteilung von konservativem oder reformatorischem Willen in einer 
Gesellschaft bestimmt sich, ob das Naturrecht in kollektivistischem 
oder individualistischem Sinne ausgedeutet werden wird. 

Sehen wir einen Augenblick näher zu. Seinen Einfluß in der 
Kirche, also die religiöse Seite ungeachtet, hat das Naturrecht drei- 
mal in der Geschichte einen bedeutenden und jedesmal verschie- 
denen praktischen Einfluß gehabt: im späten Römerreiche, im ent- 
stehenden Nationalstaat und bei der Geburt der modernen Gesell- 
schaft in der französischen Revolution. Für die römischen Juristen 
war das Naturrecht 8) ein System, welches allmählich das Zivilrecht 
verdrängen sollte, ohne daß es dieses, solange es nicht widerrufen 
ward, ersetzen konnte. Die eigentümliche Funktion dieser natur- 


6), Vgl Sir H. S. Maine: Ancient law, 
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rechtlichen Anschauung für die Römer bestand darin, daß das Na- 
turrecht die Vision eines vollkommenen Rechts war und die Hoff- 
nung auf Annäherung an dieses Ideal nährte und doch zu gleicher 
Zeit weder den Praktiker noch den einfachen Bürger in die Versu- 
chung brachte, etwa die verpflichtende Kraft der bestehenden Ge- 
setze, die der Theorie noch nicht angepaßt waren, zu leugnen. Wich- 
tig war auch, daB dieses ideale Rechtssystem (anders wie spätere 
Systeme) doch nicht bloße Phantasmagorie war und nicht völlig auf 
unbewiesenen Voraussetzungen gründete. Man dachte das ideale 
Naturrecht als dem bestehenden Recht zugrundeliegend und durch 
dieses hindurch erkennbar. Es wirkte also wie ein Heilmittel (refor- 
mierend), nicht umstürzend oder verwildernd, es lag in seiner Wirkung 
im römischen Recht (ähnlich wie in der Kirche) ein Stück konserva- 
tiver Macht, das ganz dem Wesen und Sinn der Römer entsprach. 
Und dies ist gerade der Punkt, wo, wie wir sehen werden, antikes 
Naturrecht und modernes auseinandergehen. Es ist hier nur noch zu 
sagen: wenn das Naturrecht ein Irrtum ist, so hat es kaum je einen 
fruchtbareren gegeben. Dadurch, daß ein einfaches und harmonisches 
Recht als ideales Muster vor Augen stand, wirkte es bei den Römern 
so, wie wenn ein allgemeingültiges Reformprogramm aufgestellt wor- ° 
den wäre. Maine vergleicht die Wirkung des Naturrechts für Rom 
mit dem Einfluß, den die Lehren Benthams für England hatten: es 
war die Formulierung eines universalen sozialen Reformprogramms. 
Dabei war es bei den Römern nicht irgendwie philanthrophische 
Sentimentalität, nicht humanistische Regungen waren das Motiv für 
ihre Naturrechtsverehrung, sondern die Freude am System und an 
der Harmonie (und welche Bedeutung gerade dieser urmenschlichen 
Freude im Gesellschaftsleben zukommt, hat niemand besser ausge- 
führt als Adam Smith in seiner Moralphilosophie). 

Ganz anders war die Wirkung der naturrechtlichen Ideologie 
bei den französischen Juristen des Mittelalters. Hier werden wir 
an das relative Naturrecht der Kirche erinnert. Für diese Juri- 
sten, die Verfechter der königlichen Souveränität gegenüber den 
Feudalmächten, war die Hypothese vom Naturrecht weniger eine 
die Praxis leitende und bestimmende Norm als vielmehr ein spekula- 
tiver Glaubensartikel. Ja diese Juristen hatten (praktisch gesehen) 
das größte Interesse daran, daß das Naturrecht sich nicht durchsetze, 
sondern die Rechtsverschiedenheiten, an denen Frankreich besonders 
reich war, aufrecht erhalten bleiben, ja sie widersetzten sich einer 
Verbesserung der zahlreichen Mißbräuche mit einer Hartnäckigkeit, 
die das Staunen und den Aerger vieler erleuchteter Geister erregten. 
Ihre philosophischen Meinungen und ihre intellektuellen Anschau- 
ungsformen standen mit ihrem materiellen Interesse und ihren Be- 
rufsgewohnheiten im scharfen Widerspruch. Aber je mehr dies der 
Fall war, um so leidenschaftlichere Verehrer des Naturrechts wurden 
sie in der Theorie. Sie enthusiasmierten sich für dieses Naturrecht, 
sie waren Schwärmer aus Interesse, das auf ihre philosophische Ueber- 
zeugung nicht ohne Einfluß geblieben zu sein scheint. 


Ueber einige Beziehungen des Naturrechtes zur Sozialphilosophie. 539 


Was nun das moderne Naturrecht im besonderen anlangt, das 
sich seit Althusius und Grotius von der religiösen Grundlage emanzi- 
piert, ohne sie ganz verleugnen zu können, so läßt sich zeigen, daß es 
seine große praktische Bedeutung als revolutionäre Ideologie im indi- 
vidualistischen Sinne entfaltet hat und schließlich auch als das Recht 
der vorstaatlichen Gesellschaft den idealen Anarchismus 
fundiert. Dieses neuzeitliche Naturrecht ist nun durchaus rationa- 
listisch und konstruktiv; man könnte es den Mythus, den einzigen 
Mythus der Bourgeoisie, das paradise lost des Bürgertums nennen. 
Der Mensch in dem imaginären Naturzustande, das Subjekt des 
Naturrechts, hat in der Tat eine fatale Aehnlichkeit mit dem Spieß- 
bürger und wir verstehen seine Gesinnung und Handlungsweise nur 
allzugut: er ist Fleisch von unserem Fleische und Blut von unserem 
Blute. Er hat so wenig Ueberraschendes zu bieten wie die Geister 
in den spiritistischen Sitzungen, die ja auch immer alte Bekannte sind. 
So besteht freilich eine Beziehung zwischen Naturrecht und Bürger- 
tum, aber eine ganz andere als die gelegentlich behauptete, wonach 
nämlich das Naturrecht bloß Exponent der städtischen Entwicklung 
sein soll. Dementsprechend ist ja auch der »natürliche« Wirtschafts- 
mensch, der Träger und Vollstrecker des wirtschaftlichen Prinzips 
keine vorbildliche Gestalt, sondern ein Mensch, den innerlich und 
äußerlich zu überwinden wir alle Ursache haben, denn sein Geist ist 
arm, seine Seele lahm und seine Gefühle spindeldürr. Zum Glück 
ist er nur eine Abstraktion. In jeder Geschichte des Rationalismus 
wird das Naturrecht einen Ehrenplatz einnehmen müssen. Die Ver-’ 
bindung zwischen dem älteren (christlichen) und dem neuen (pro- 
fanen) Naturrecht, zugleich zwischen der Scholastik und der Neuzeit 
wird hergestellt durch das Naturrecht der rationalistischen, »natür- 
lichen« Theologie, wie sie insbesondere der Jesuitismus und da ganz 
besonders Suarez vertritt. Es ist nicht im mindesten Zufall, daß 
besonders dieses Haupt der rationalen Theologie, der die Offenbarung 
als Erkenntnisquelle als quantité négligeable behandelt, zugleich 
einer der konsequentesten Vertreter des Naturrechts ist. 

Was nun dieses moderne von dem christlichen einschließlich 
dem rational-theologischen Naturrecht unterscheidet, ist nicht, wie 
man zunächst glauben würde, der Mangel an dem religiösen Bestand- 
teil überhaupt, sondern daß die Neueren die stillschweigende Voraus- 
setzung der Theologen, daß ein durch Gottes Gebot bekräftigtes 
und sanktioniertes natürliches Gesetz existiere, einer kritischen Nach- 
prüfung zu untersuchen wagten. Sie gehen nicht mehr von dem 
göttlichen Gesetzgeber als dem Fundament ihres Systems aus, aber 
sie landen bei ihm als dem Schlußstück ihrer Metaphysik. Die alte 
Streitfrage aber, ob sich das Naturrecht unabhängig von aller 
Religion begründen lasse, ist die Frage nach der Autonomie der mensch- 
lichen (sittlichen) Vernunft. Wenn das natürliche Gesetz als Ausdruck 
des göttlichen Willens aufgefaßt wird, dann hat das zur Folge, daß 
die ihm zuwiderlaufenden Handlungen nicht bloß schlimm und 


unangemessen, sondern als Versündigungen gegen Gott angesehen 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 35 
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werden müssen, anderseits kann aber bei dieser Begründung die von der 
profanen Philosophie aufgeworfene Frage gar nicht Platz greifen, 
unter welchem Titel Gott das Recht zukomme, den Menschen Gesetze 
aufzuerlegen. Noch Suarez (dieser immer als der Hauptrepräsentant 
einer »natürlichen« rationalistischen Theologie) nennt jus naturale 
»dasjenige Gesetz, welches ganz und gar den in Gott notwendig zu 
denkenden Eigenschaften und Vollkommenheiten sowie der Beschaffen- 
heit unserer Natur entsprechen muß und auch wirklich entsprichte« 
oder auch »jenes Gesetz, welches Gott dem Menschen geben mußte, 
damit der Mensch unter Anleitung desselben seinen freien Willen auf 
eine vernunftgemäße und der Natur des Menschen entsprechende 
Weise gebrauche und mittels dieses vernünftigen und naturgemäßen 
Gebrauchs seiner Willenskräfte das von Gott ihm gestellte Ziel erreiche 
und zum glückseligen Sein gelanges. Unbedenklich identifiziert diese 
rationalistische Theologie die summa ratio insita a natura und ähn- 
liche Ausdrücke Ciceros, Senecas und der Griechen mit der voluntas 
Dei ordinem naturalem conservari jubens, perturbari vetans (Augu- 
stinus) 7), während (der übrigens gläubige) Hugo Grotius — und 
darin liegt der Atem der Neuzeit — der Meinung Ausdruck gibt, daß 
auch wenn kein Gott wäre (quod sine scelere dici nequit, wie er sich 
hinzuzufügen beeilt), dennoch Recht Recht und Unrecht Unrecht 
bleiben müßte. Grotius (der nach seines berühmten Zeitgenossen 
Conring Zeugnis sehr stark unter dem Einfluß der spanischen Moralisten 
und Theologen stand) hat das Naturrecht vonderMoralgetrennt 
und ist damit auf einen vorchristlichen (antik-heidnischen) Ausgangs- 
punkt zurückgekehrt (vgl. das folgende). Unter Naturrecht (jus 
naturae) wurde seitdem nichts anderes verstanden als der »Inbegrift 
der natürlichen im Zusammensein der Menschen sich gegenseitig 
beschränkenden Befugnisse aller einzelnen Menschen. Mit 
diesem entscheidenden Schritt ergab sich zugleich die Notwendigkeit 
einer neuen oder anderen Begründung des Naturrechts, die abermals 
Hugo Grotius lieferte, indem er auf die Anthropologie (wir würden 
heute sagen: Psychologie) als Grundlage der neuen Wissenschaft 
hinwies. Auch hierin war ihm durch Suarez und die Unterscheidung 
des jus naturale dominativum vom jus praeceptivum vorgearbeitet 8). 

Die »formale« Scheidung von »Naturrecht« und »Moral« hat Schule 
gemacht und wird heute auch von katholischer Seite nicht weiter 
beanstandet, wohl aber die (protestantische) Emanzipation des jus 
naturale »von den gemeinsamen ethischen und religiösen Voraus- 
setzungen der philosophischen Rechtslehre und Moral«, also von der 
Christlichkeit überhaupt. 

Seinen Rationalismus erweist das Naturrecht am stärksten in 
dem Mißverstande mit dem es (die Idee oder Vernunft des Rechts) 
historisch interpretiert, das an sich Zeitlose in die Zeit hineingehängt 


73) Vgl. Werner, Suarez Il. S. 251. 
8) Die Nachfolger von Grotius, wie Pufendorf, Wolff, Thomasius, halten 
zum Teil diese Scheidung nicht aufrecht. 
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wurde. Dieser »historische« Ort des Naturrechts wird entweder in 
der fernen Vergangenheit gesucht: der Naturzustand ist der Urzu- 
stand, dann erscheint jede konkrete Wirklichkeit als Degenerations- 
produkt, die Geschichte der Menschheit als ein Abfall und die mög- 
lichste Annäherung an den angenommenen Zustand als Aufgabe 
der Gesellschaft. Oder aber die Realisierung des Naturrechts wird in 
die ferne Zukunft verlegt, dann erscheint alle soziale Wirklichkeit, 
die Entwicklung von einem paradiesischen Urzustand bis wieder 
zu einem paradiesischen Endzustand als ein langes Provisorium. So in- 
haltlos und irreal dieser Geschichtsrationalismus ist (die besten Köpfe: 
Rousseau und Kant z.B. sind davon frei), so deutet er doch darauf 
hin, daß das Naturrecht noch eine andere Fragestellung zuläßt. 
Ich glaube in der Tat, daß die moderne Forschung sich die Sache etwas 
allzuleicht gemacht hat, wenn sie, immer nur das rationalistische 
Naturrecht im Auge, sofort auf den irrealen, lediglich gedanklichen 
Ursprung aller Naturrechtsideen geschlossen hat. Aber diese immer 
wiederkehrende Idee des Naturrechts ist ein wahres Massengrab von 
konkreten Anschauungen, Tatsachen und Postulaten, und das Pro- 
blem des Naturrechts nicht bloß eine Frage der philosophischen 
Reflexion. Wie denn, wenn in der Naturrechtsidee uralte Erinne- 
rungen und Erfahrungen der Völker wie verschüttet weiterleben und 
wenn die philosophischen Systeme, z. B. der Stoizismus, selbst in 
seinen naturrechtlichen Bestandteilen eine Anamnese uralter An- 
schauungen wäre? Dies war, wie man weiß, die Meinung Bachofens, 
dessen Lehre ich hier anführe, nicht um mich damit zu identifizieren, 
sondern um anzudeuten, wie in der Tat das Naturrechtsproblem 
nicht allein ein philosophisches zu sein braucht, sondern auch ein 
ethnologisches oder kulturhistorisches sein kann ®). Denn unabhängig 
davon, wie wir uns nachhinein die Entstehung der sozialen Institutionen 
vorstellen, vollzieht sich das Leben dieser die Grundlage allen 
Völkerdaseins bildenden Institutionen selbst. Bachofen behauptet, 
daß die Annahme eines den Menschen und Tieren gemeinsamen 
Rechts — und als solches wird das jus naturale von den römischen 
Juristen in allbekannter Weise definiert 1%) — nicht eine philosophische 
Abstraktion späterer Zeit sei, sondern es ist »der Rest eines Urge- 
dankens der. Menschheit, welcher in der tatsächlich größeren Einheit 
aller Teile der Schöpfung, wie sie den Urzeiten innewohnt, ihren 
Grund hat«. Man habe zwar jenes jus naturale... als bloße Abstraktion 
und philosophische Theorie behandelt, ihm alle geschichtliche Wahr- 


°?) Im 18. Jahrhundert schon hat A. L. Schlözer das Naturrecht als anthro- 
pologisches Problem gefaßt. Er stellt den Begriff der Metapolitik fest, sein 
Abstrakt aus dem Natur Rechte: Untersuchung des Menschen vor dem Stat, 
und seines physischen und geistigen Wesens; Betrachtung über seine daraus 
entspringenden Rechte« — Naturrecht ist für ihn die zweite Hälfte der Anthro- 
pologie, seiner ebenfalls beinahe neuen Wissenschafte (Vgl. Schlözer, Allgem. 
Staats-Recht und Staatsverfassungs-Lere 1793.) 

10) jus naturale est quod natura omnia animalia docuit, Nam jus istud non 
humani generis proprium est, sed omnium animalium . . . . etc. 
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heit abgesprochen und so der Ehre der Menschheit zu Hilfe zukommen 
gesucht. »Aber daß dasjenige, was man als bloße Abstraktion be- 
handelt, wirkliche Zustände und Erlebnisse des Menschengeschlechts 
waren, darüber läßt die bestimmte und stets völlig übereinstimmende 
Tradition der Völker nicht den mindesten Zweifel. Regellose Ge- 
schlechtsverbindung, Abwesenheit jedes Eigentums, überhaupt jedes 
Sonderrechts irgend welcher Art, Gemeinschaft der Weiber oder 
Kinder, und als notwendige Folge davon auch aller Güter, daneben 
vollkommen, gestalt- und gliederungslose Freiheit aller Geschöpfe, 
und als einziges Bindeglied unter denselben die aphroditische Lust, 
alles das ist so sicher als der vorstaatliche Zustand und jenes 
Wanderleben, das erst mit dem Tode schließt und außer dem Grabe 
keinen festen Punkt, keine heimatliche Stätte kennt«. Das eigentliche 
jus naturale ist das Recht der Gynäkokratie (des vorstaatlichen 
Zustands) und als solches das Recht der stofflichen Schöpfung selbst. 
Naturrecht und Gynäkokratie (in ihren bekannten zwei Entwick- 
lungsstufen) gehören zusammen. »Die Natur hat das Recht auf ihren 
Schoß genommen.« Die Entwicklung des Rechts aber vom jus natu- 
rale zum jus civile (oder vom Tellurismus zur »solarischen Lichtwelt 
des Seins«), die Stufenfolge und der Inhalt der Geschichte des Völker- 
lebens ist zugleich Entwicklung der Religion. »Ja es ist klar, daß 
eben diese Entwicklung der Religion auch die des Rechts bedingt 
und trägt. Denn das religiöse Denken beherrscht notwendig alle 
Seiten des menschlichen Lebens, gestaltet alles nach seinem Inhalt, 
und kann nicht nur als der mächtigste, sondern geradezu als der 
einzige Faktor der Zivilisation bezeichnet werden. Welches das Ende 
der Entwicklung sein wird, kann niemand bestimmen, aber welcher 
Art ihr Beginn und Ausgangspunkt war das ist unzweifelhaft.« 

Es bleibt zu fragen: erstens ob wir uns nicht insgesamt viel- 
leicht allzu vorschnell auf einen zu engen, zu abstrakten, inhaltlosen 
Begriff des Naturrechts festgelegt haben anstatt in ihm einen »an- 
schaulichen«, etwa anthropologischen Begriff zu erkennen, ob wir 
bisher nicht versäumt haben, auch wenn wir anerkennen, daß es nur 
positives Recht gibt, die realen Anschauungen und Erfahrungen, die 
möglicherweise in diese Idee von einem Naturrecht eingegangen sind, 
(idealtypisch) herauszulösen. 

Man muß die Begriffe aus ihrer Erstarrung erlösen, dies ist etwa 
die Meinung Bachofens. So wie im Mythus, so leben auch in den Rechts- 
begriffen (z. B. Naturrecht) uralte Erfahrungen und Erinnerungen 
der Völker ein gleichsam versteinertes Leben weiter. Diese Begriffe 
sınd wie Anamnesen der Völker, dıe Völker spinnen den Faden der 
Erinnerung in diesen Begriffen weiter. Was Bachofen hier und ander- 
wärts nur andeutet, das wurde um die gleiche Zeit von dem Juristen 
B.W. Leist im Sinne einer evolutionistischen Soziologie theoretisch 
begründet und systematisch ausgeführt. Auch er ist der Ueberzeu- 
gung, daß die logisch-begriffsmäßige Konstruktion nie den Stoff 
schafft, nie selbst Stoff ist, sie ist formale Tätigkeit mit gegebenem 
materiellen Stoff. Es bleibt die Frage offen: was ist die hinter dem 
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legalen Element liegende Materie oder der Stoff des Rechts? 
Oder: Was liegt hinter und vor dem Recht, was ist die letzte (pri- 
märe) soziale Realität und als solche der Ausgangspunkt der wissen- 
schaftlichen Betrachtung? Wenn nun auch die Antwort des Natur- 
rechts auf diese Frage keine definitive und mehr ein gewaltsames 
Durchhauen als eine Bewältigung der Schwierigkeit war, so ist sie 
doch einsichtiger als die Anschauung der historischen Schule, die 
alle sozialen Institutionen nur durch und nicht auch vor dem 
Recht existieren läßt, so als ob die Gesellschaft (der »Verkehrsorga- 
nismus«) erst durch das Recht geschaffen würde und nicht vielmehr 
die Rechtsinstitute erst sich auf diesem Verkehrsorganismus auf- 
bauten. Im Gegensatz hierzu lehrt Leist, »daß es jenseits der positiven 
Rechtssatzung ein Etwas gibt, auf welches unsere wissenschaftliche 
Untersuchung zurückgehen muß«!!). Es handelt sich darum, wie dieses 
»Etwas« näher zu bestimmen ist. Leist führt aus: »Dieses jenseit der 
positiven Rechtssatzung liegende Etwas ist nicht etwa ein Complex 
naturrechtlicher Fictionen, er ist ein fester objektiv gegebener 
Boden.s Er nennt es im allgemeinen das Bereich der N atur- 
sätze. Das objektiv Gegebene (die letzte soziale Wirklichkeit) 
ist die »Physis der Lebensverhältnisse in ihrem Gegensatz und Zu- 
sammenhang mit positiven Rechtsinstituten«e Selbst wenn es 
richtig ist, daß es nur positives Recht gibt, daß der Anfang allen 
Rechts lediglich in der positiven Satzung zu finden ist (auch 
dies wird, wie wir sehen werden, bestritten), so sei es doch ein grober 
Irrtum, in der wissenschaftlichen Erkenntnis des Rechts auch mit 
der positiven Rechtssatzung zu beginnen und sie daran anzu- 
knüpfen. »Die Rechtswissenschaft hat das Rechtsleben zu erkennen 
und damit selbständig das Leben und Recht ins Auge zu 
fassen« (S. XXII). — »Die wichtigsten Anfangspunkte (Prinzipien) 
der Gestaltungen, die uns das Rechtsleben darbietet, liegen außerhalb 
des positiven Rechts, und ein wahres Verständnis des letzteren ist erst 
durch ein selbständiges Verständnis der ersteren möglich.« »Die Auf- 
gabe der historischen Schule ist volle Erkennung und ungetrübte 
Darstellung des objektiv Gegebenen. Dieses objektiv 
Gegebene aber ist im Gegensatz zu den abstrakt subjektivistischen 
Konstruktionen des Naturrechts nicht lediglich zu suchen in dem 
sittlichen und rechtlichen Gesamtbewußtsein der Volkskreise. Die 
Gesellschaft der Menschen ist abgesehen von diesem einenden Gesamt- 
bewußtsein keineswegs ein Komplex abstrakter Nummern . . . . Die 
Stellung der Individuen ist vielmehr das Resultat lebendig gegen- 
einanderwirkender aber auch gegeneinander sich feststellender Kräfte, 
und das Produkt der mit- und gegeneinander agierenden Individuen 
sind feste Organismen und Einrichtungen, die die menschliche Ge- 
sellschaft bewahrt und fortträgt, ohne daß erst ein Gesamtbewußt- 
sein einzelner Volkskreise sie geschaffen hätte. Diese Organismen 


11) B. W. Leist, Civilistische Studien auf dem Gebiete dogmatischer Ana- 
lyse III, S. XIII. 
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und Einrichtungen, die nicht unsittlich und unrechtlich, aber außer- 
sittlich und außerrechtlich sind, bilden für uns ein ebenso objektiv 
Gegebenes wie das in einem fixierten Gesamtbewußtsein der Volks- 
kreise uns Dargebotene.« Mit diesen Lehren greift Leist hinter die 
»historische Schule« auf ein, wie man sagen könnte, geläutertes Natur- 
recht zurück. Er kennzeichnet sein Verhältnis zu Historismus und 
Naturrecht so: er teile mit der historischen Schule die strikte Ableh- 
nung aller subjektiv-willkürlichen Konstruktionen, er verwerfe da- 
gegen die Lehre der historischen Schule, wornach man den Ausgangs- 
punkt für wissenschaftliche Erklärung des ganzen Rechtsgebietes 
nur da sehen dürfe, wo uns das Recht in seiner schon vollständig ent- 
wickelten Gestalt, als Gewohnheitsrecht oder Gesetz entgegentritt. 
Leist behauptet, »daß, wenn wir die wirklichen Prinzipien oder 
Anfänge (nähere Erklärung folgt sofort) bis auf die ersten Keime 
zurückverfolgen wollen, wir viel tiefer hinuntergreifen müssen, daß 
neben dem historischen Studium des gewordenen Rechts noch 
außerdem das »physiologische« Studium der Organismen des Privat- 
lebens, das Naturstudium oder die Erkenntnis der Physis der Lebens- 
verhältnisse nötig ist«. 

So wird dann an der Hand verschiedener kulturhistorischer 
Quellen (Sprache, Funde usw.) nachzuprüfen versucht, was an der 
römischen Theorie von einem Naturrecht welches älter ist als das 
jus civile zu Recht besteht, was man bezüglich der rechtlichen Urzu- 
stände unserer Völker, worüber die Römer in allbekannter Weise 
theoretisieren, in Wahrheit aussagen kann; Leist kommt dabei zu einem 
für die Römer als Soziologen recht ungünstigen Urteil insofern sie 
in die »physiologische« Seite ihrer Untersuchungen (die naturalis ratio) 
ein rein spekulatives Element eingemischt hatten und ein eigenes 
von der positiven menschlichen Rechtssatzung getrenntes Recht 
der Natur, ein jus naturale, aufstellten. Ein solches auf individuellem 
Denken beruhendes, konstruiertes, rationales Naturrecht gibt es 
freilich nicht; aber es gibt soziale Organismen oder — wie Leist sagt 
— die naturalen, aus dem menschlichen Verkehr hervorgehenden 
Organismen. Es gibt, wie wir sagen können, soziale Urverhältnisse 
(primäre soziale Lebensformen), die nicht erst durch das Recht ge- 
schaffen, sondern auf anderen faktischen Gründen ruhend, vom Recht 
nur gestaltet werden. Zu diesen primären Lebensverhältnissen gehört 
nach Leist das Eigentum. Das Eigentums verhältnis isteine soziale 
Urform und hat gegenüber dem positiven Eigentumsrechte eine selb- 
ständige Bedeutung und Stellung. Die faktische Natur des Eigentums- 
verhältnisses heißt die Physis des Eigentums, ihre Untersuchung eine 
»physiologische«. Es obliegt der Wissenschaft und sie muß imstande 
sein, den Begriff des Eigentums nicht bloß als einen logisch-möglichen, 
durch das Recht schaffbaren, sondern als einer reell in der Mensch- 
heit existierenden, vom bloß äußerlichen Besitz völlig verschiedenen 
Einrichtung zu erfassen. Die Anknüpfung der Untersuchung an das 
Vermögensrecht und dessen Grundbegriff, das Eigentum, ist für die 
Soziologie von besonderem Interesse, weil sie eine Anschauung über 
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die primitive soziale Organisation einschließen muß. Denn das was 
wir Gesellschaftsverfassung oder im besonderen Wirtschaftsorgani- 
sation nennen ist ja vornehmlich gekennzeichnet durch die (freilich 
nicht bloB wirtschaftliche oder gar willkürliche) Verteilung 
der Güter, also durch Eigentumsverhältnisse. Infolgedessen ist die 
»Naturlehre« vom Eigentum präjudizierend für die Anschauung vom 
Wesen und den Bedingungen der Gesellschaft überhaupt. Sodann 
weiß man oder ahnt es, daß mit dem Eintritt des Privateigentums 
in die Geschichte eine ungeheure Revolutionierung aller gesellschaft- 
lichen Lebensverhältnisse stattgefunden haben muß (vgl. z. B. die 
Bedeutung des Eigentumsverhältnisses für die Revolutionierung der 
Religion!). 

Die methodischen Grundsätze, nach denen Leist hierbei vorgeht, 
scheinen mir als solche so fruchtbar, daß ich hier bei dem Versuche, dem 
Naturrecht oder gewissen Bestandteilen der naturrechtlichen Theorie 
einen brauchbaren Sinn unterzulegen, mit einem Worte näher darauf 
eingehen möchte. | 

Um in betreff der Institutionen unseres Rechts (— und ein Ent- 
sprechendes wird man von allen anderen sozialen Institutionen aussagen 
dürfen) zu einem sicheren Verständnis zu gelangen, muß man, wie Leist 
(Altarisches jus civile S.7) ausführt, nicht bloß die einzelnen darin 
enthaltenen Satzungen, sondern auch die diesen zugrunde liegenden 
»leitenden Gedanken« ermitteln. »Möglicherweise haben sich solche 
erst allmählich im Laufe der Zeit gebildet. Alsdann hat die Institution 
schon früher bestanden, es hat sich daher ein leitender Gedanke als 
ein Neues der bereits länger bestehenden Institution unterschoben. 
Darnach muß dann die Institution uminterpretiert werden«. .. . Solche 
der Institution später sich unterschiebende Gedanken heißen »Summen«. 
In solcher Summe haben wir den Kern der praktischen Bedeutung, 
die dem betreffenden Institut in einer bestimmten Gegenwart des 
Rechts zusteht. Die Summen sind zu scheiden von den eigentlichen 
»Prinzipien«, einem Begriff, der promiscue auch für »Summen« ver- 
wendet wird. Unter Prinzipien sind lediglich die von Anfang an einer 
Institution zugrunde liegenden leitenden Gedanken zu verstehen. 
Aus dem Prinzip sei — so meint Leist — die Entwicklung eines In- 
stituts in kontinuierlicher Reihentolge hervorgegangen. Häufig er- 
halten sich die leitenden Gedanken einer Institution, die wahren »An- 
fänge« noch fort, wenn die Institution selbst schon umgestaltet ist. 
Das alte »Prinzip«. erscheint dann oft in seiner späteren Existenz 
als ein bloß sittliches Element. Desgleichen kann man sehr 
häufig Verwechslungen zwischen »Summe« und »Prinzip« konstatieren, 
wenn z. B. der Begriff des Eigentums lediglich nach dem Status kon- 
struiert wird, auf dem es sich gegenwärtig bei uns befindet, und wenn 
man dann diesen gegenwärtigen Status als einen selbstverständlichen 
aus der »Natur der Sache« sich ergebenden, auch in die Anfangszu- 
stände unserer Völker zurückträgt. 

Nach der Leistschen Terminologie gibt es, wenn wir uns an ein 
einzelnes Rechtsinstitut, z. B. das Eigentum, halten, sehr verschiedene 


546 Arthur Salz, 


»Summen« des Eigentums. Die Summe des heutigen Eigentums 
wird nach tausend Jahren gewiß nicht mehr dieselbe sein wie sie heut- 
zutage ist, und rückblickend in die schon vergangenen Jahrtausende 
finden wir eine von unserer heutigen ebenso ganz verschiedene Summe. 
Hingegen kann esnur ein und immer dasselbe Prinzip des Eigen- 
tums geben. Dieses alle die verschiedenen Stadien in historischer 
Kontinuität durchziehende »Wesen« des Eigentums, der Anfang (das 
Prinzip) des Eigentums vor dem Rechte beruhe auf der naturalen 
Bedeutung der Arbeit u. zw. sind es die beiden Tatsachen der k k u- 
pation (Fabrikation) und der Gütertausch, »in denen 
der Mensch nach der realen Naturordnung unter realem 
Nehmen der Sache den Grund des »\Wohlerworbenseins« findet, in- 
folgedessen er sich die Substanz der Sache zurechnet und darnach 
dann auch gegen jedermann schützt. Dieses Wesen des Eigentums, 
dieses Substanzieren der Sache, bleibt unverändert dasselbe, so gewaltige 
Fortschritte das Eigentum im allmählich erstarkenden Staate zu höherer 
juristischer Ordnung macht. Dieses stets mit sich selbst identische 
Prinzip einer Institution, das vor dem Recht liegt, ist der Sinn des 
römischen Begriffes: naturalis ratio. Im Gegensatz zu Savigny, der 
naturalis ratio, Aequität und Natur der Sache identifiziert und unter 
naturalis ratio das der menschlichen Natur eingepflanzte gemeinsame 
Rechtsbewußtsein versteht, faßt Leist die naturalis ratio als das Reale 
in den sozialen Verhältnissen u. zw. noch wieder im Gegensatz zu der 
rerum oder rei natura, die lediglich dasfaktischExistierende«e 
bezeichnet — im Genaueren als dass Organisch-Reale, d.h. 
das ın dem Organismus der sozialen Verhältnisse real-Gegebene und 
als solches der menschlichen Vernunft Erkennbare, m. a. W.: nicht 
bloß die faktische natura (rerum), sondern der vernunftmäßig erkannte 
Zusammenhang der realen natura. Immer ist bei der naturalis 
ratio das Reale das entscheidende Moment; sie ist also ein der 
rerum natura verwandter Begriff, und so kann es kommen, daß in 
einzelnen Punkten beide ganz ineinander fließen . . . .« — Leist über- 
setzt naturalis ratio mit: »die reale Naturordnung«. — Das Eigen- 
tum also z. B. als Produkt der Arbeit !2) »ist an sich kein sittlicher 
und kein Rechtsbegriff, sondern zunächst ein rein faktischer 
naturaler Begriff. Die Entstehung des Eigentums ist auf eine ganz 
andere Grundquelle zurückzuführen als auf die sittliche Gesamt- 
anschauung oder auf die menschliche Rechtssatzung des einzelnen 


12) Die Beziehungen des Eigentums zur Arbeit sind, wie allgemein bekannt, 
vornehmlich durch Locke in helles Licht gesetzt worden, aber dessen Ausfüh- 
rungen, meint Leist, seien gerade wegen der Vermischung mit naturrechtlichen 
Erwägungen für Verständnis des positiven Eigentumsrechts ohne Folgen geblie- 
ben. »Stecken doch überhaupt in den naturrechtlichen Schriften viele richtige 
Beobachtungen über das Faktisch-Naturale (das was Grotius im Gegensatz 
des jus naturale das naturale facti nennt). Aber die Vermischung dieser Re- 
sultate freier dogmatischer Anschauungen mit der Naturrechtstheorie hat ge- 
macht, daß sie für dogmatisch-selbständiges zivilistisches Denken meist unbe- 
nutzt blicben« (a. a. O. S. 218). 
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Volkes, die, was sie geschaffen, ebenso auch wieder wegdekretieren 
könnte.« Es ist also nach Leist unrichtig, das Privateigentum auf die 
Rechtssatzung der einzelnen Völker, insbesondere auf die 
Verteilung der Güter zurückzuführen, vielmehr hat »das 
Eigentum auch schon seinen von der Rechtssatzung getrennten, und 
schon vor der Rechtssatzung einen sozialen Organismus in sich 
fassenden faktischen Stoff. Dieser faktische Organismus (das Eigen- 
tums verhältnis oder die Physis des Eigentums) ist an sich ein 
durch die ganze Menschheit sich gleichartig hindurchziehender, mag 
dann in den einzelnen Völkern die Rechtssatzung in der verschieden- 
sten Weise daran anknüpfen und darnach eine ganz verschieden- 
artige Geschichte des nationalen Eigentumrechts zufolge haben«.. 
»Das Eigentum ist nicht ein Produkt des Rechtssatzes, sondern der 
Einzelkraft, das Eigentum steht nicht fest auf R echts satz, 
sondern auf Natursatz. Nicht die Verteilung der Güter durch den 
Rechtssatz, sondern die Willenstat der Individuen ist der materielle 
Grund des Eigentums« !3). 

Welche historische Realität der »realen Naturordnungs, der natu- 
ralis ratio im Sinne von Leist entspricht, das muß aus dem Ausge- 
führten schon klar geworden sein. Zunächst wäre es ein Irrtum zu 
meinen, daß die erste positive Rechtssatzung gerade die Fixie- 
rung des naturalen Zustandes als primäres Recht des einzelnen 
Volkes sei, so daß eben im Anfang die Menschheit wirklich nach j u s 
naturale gelebt habe, und das jus der einzelnen gentes ein Späteres 
sei. Was nun aber weiter die Konkretheit, die Anschaulichkeit der 
naturalis ratio in der Geschichte betrifft, so äußert sich Leist (a. a. O. 


13) Eigentum ist (wie Familie, wie Sprache) ein »naturaler Organismuse, 
»keineswegs geschaffen durch die spontane voluntas des Individuums (= natur- 
rechtliche Begründung von Grotius), aber ebensowenig durch die voluntas der 
Menschen als Einheiten, also der einzelnen Völkerindividuen. Der Grund des 
Eigentums ist die Einzelarbeit, das Eigentum ist geistiges Produkt 
der Gesamtheit als Aggregat der Einzelnen; es ist eine organi- 
sierte Einrichtung, vollzogen durch die Akte der Individuen und doch getragen 
dadurch, daß die ganze Gesamtheit diese Akte vollzieht« (Civ. Stud. III, S. 22 f.). 
»So entwickelt sich Ehe und Eigentum infolge des sintellektuellen Instinkts« 
der Einzelnen, aber in einer Weise, daß darin auch zugleich die höchsten Rat- 
schlüsse der Weltleitung erkennbar werden, Ist die organisierte Einrichtung 
vorhanden, so kommt abgesehen von dem sittlichen Gehalt, mit dem sich die 
Einrichtung erfüllt, dann weiter die Rechtssatzung der einzelnen Völker hinzu, 
und unter diesen Rechtswillen ist nun freilich der Einzelne gebunden, aber nicht 
so, daß der Rechtswille überhaupt erst die Organisierung der Verhältnisse über- 
nähme. Er findet diese Organisierung vielmehr schon vor, er würde sie eben- 
sowenig schaffen können, wie man mit Gesetz eine Sprache zu machen imstande 
iste (Civ. Stud. III, S. 233). 

Man kann rücksichtlich der Entstehung der sozialen Institutionen sehr ver- 
schiedener Meinung sein, kann insbesondere den imaginativen gegenüber dem 
intellektuellen Einfluß viel höher einschätzen, auch die Konsequenzen der 
Einzeltat für die Lebensverhältnisse der Gesellschaft teils viel später ansetzen, 
teils weniger wichtig nehmen u. a. m. und wird doch anerkennen müssen, da3 
diese Ausführungen Leists viel grundsätzlich Wertvolles enthalten. 
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S. 229) selbst darüber folgendermaßen: »Wir haben hier eine Periode 
des faktischen Gleichgewichts vor uns, die durchaus nicht eine Zeit 
der »Unbestimmtheit« ist, wohl aber eine unvollkommenere, da die 
Sicherung durch die über den Individuen stehende höhere menschliche 
Autorität noch fehlt, welche sich in der Entwicklung eines Rechts- 
wissens hinterdrein entfaltet. Ein unleidlicher Zustand ist es aber 
keineswegs, und noch viel weniger liegt da jener vielberedete »Natur- 
stand« der Naturrechtslehre vor, d.h. ein Zustand, worin wegen Mangel 
an positiven Rechtssätzen das subjektive rationalistische menschliche 
Nachsinnen jedes Beliebige anzunehmen die Macht hätte. Er ist viel- 
mehr ein Zustand wie wir bei neu sich organisierenden Privat-Lebens- 
verhältnissen, für die die eigentlich treffende Rechtskonstruktion 
durch positives Recht noch nicht gefunden worden, sowie bei inter- 
nationalen Verhältnissen noch in der Gegenwart beobachten können. 
Sein faktischer Organismus, seine Natur, liegt schon vor, und läßt sich 
mit sorgsam physiologischen Studien genau ermitteln; wie dann aber 
seine Stellung unter Rechtssätze am besten einzurichten wäre, oder 
wie man sich einstweilen mit den gegebenen hilft, kann dabei sehr 
verschieden beantwortet werden müssen.« 

Noch weiter als Leist in der Ablehnung des positiven Rechts 
als zulänglichen Ausgangspunktes für die wissenschaftlicheBetrachtung 
geht neuerdings Reinach 14). Auch er findet, daß die eine Tendenz des 
Naturrechts: das Suchen nach einer vom positiven Recht unabhängigen 
Rechtssphäre von ewiger Wahrheit wohl begründet sei; in einer aprio- 
rischen, von allem positiven Recht unabhängig begründeten Rechts- 
lehre soll dieser Tendenz endlich Erfüllung werden. — Auf die Frage, 
was man sich unter dem Begriff des Naturrechts sinnvoll vorstellen 
könne, hatte, wie mansich erinnert, Bachofen geantwortet: Erinnerungen 
an tatsächliche alte Rechtszustände. Leist antwortete: das sogenannte 
Naturrecht ist eigentlich die reale Naturordnung; er geht also hinter 
das Recht in eine andere Ordnung der gesellschaftlichen Dinge zurück. 
Reinach antwortet: der Sinn des Naturrechts ist eine apriorische, 
aus der Wesensschau intuitiv gewonnene Rechtslehre von absoluter 
Evidenz. Ihre Sätze enthalten synthetische Urteile apriori im Sinne 
Kants nicht anders wie die Sätze der reinen Mathematik und reinen 
Naturwissenschaft. Sie seien unmittelbar einsichtige Rechts- 
grundsätze (nicht »Naturtatsachen«) von allem Recht, von dem 
»geltenden« nicht minder als von einem »gültigen« oder gar gültig 
gedachten unabhängig. Von den rechtlichen Gebilden gelten aprio- 
rische (allgemeine und notwendige Sachverhalte) Sätze. Die aprio- 
rische Gegenstandslehre (Ontologie) trifft auf eine ganz neue Art von 
Gegenständen, welche weder physisch noch psychisch sind und die 
sich zugleich von allen ideellen Gegenständen durch ihre Zeitlichkeit 
unterscheiden. Die apriorischen Gesetze stellen das apriori des so- 
zialen Verkehrs dar, auch für die Sphären, die außerhalb jeder positiv- 
rechtlichen Regelung stehen. 


14) Vgl. Reinach, Die apriorischen Grundlagen des bürgerlichen Rechts im 
Jahrbuch für Philosophie und phänomenologische Forschung I. 
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Ich führe diese Anschauung besonders an, nicht um mich mit 
ihr inhaltlich zu identifizieren, sondern weil sie mir besonders 
symptomatisch ist und für eine ganze große in der Zeit liegende 
Geistesrichtung typisch zu sein scheint. Freilich müßten wir, sollten 
diese oder ähnliche Betrachtungsweisen Einfluß gewinnen, uns von lang- 
eingewurzelten Wertvorstellungen befreien. Wir pflegen nämlich mit der 
Idee des Naturrechts die Vorstellung eines besonders sittlichen Rechts 
zu verbinden, ja die Uebereinstimmung und Koinzidenz von Sittlich- 
keit und Recht selbst im Naturrecht zu bezeichnen. Wie dieses sitt- 
liche Moment in die Vorstellung von einem Naturrecht hineingekom- 
men ist, bleibe hier unerörtert, ursprünglich ist ihm dieser Bestandteil 
fremd, der Tonfall liegt vielmehr auf dem »Natur« als auf dem »Recht« 
(das selbst wieder in der Sittlichkeit seine Norm findet). Sowohl bei 
Griechen als bei Römern war das Naturrecht ursprünglich »moralin- 
freie. Bei den Griechen war die »Natur« ursprünglich die physische 
Welt gedacht als Auswirkung eines einheitlichen Prinzips. Bei den 
Römern bedeutete das Wort ursprünglich symmetrische Ordnung, 
zunächst in der physischen Welt und dann in voller räumlicher Analo- 
gie auch in der geistigen Welt15). Bei den römischen Juristen erfuhr 
dieser Begriff der Natur eine spezielle Anwendung, sie identifizierten 
das alte jus gentium mit dem Naturrecht. In dem jus gentium glaubten 
sie das verlorene Gesetzbuch der Natur zu besitzen und in den Prä- 
torianischen Edikten erblickten sie die allmähliche Wiederherstellung 
eines Typus von Recht, von welchem das positive Gesetz sich nur 
zum Schaden entfernt hatte. Das jus naturale ist einfach das jus 
gentium gesehen im Lichte einer speziellen Theorie. 

Dieses jus gentium, d. h. das allen italischen Stämmen und allen 
Nationen mit denen die Römer in Verkehr standen gemeinsame 
Recht ist weitentfernt ein besonders hochgeschätztes Recht zu sein; 
im Gegenteil, es ist ursprünglich schlechteres Recht als das national- 
römische, es ist nur Fremdenrecht, nur »internationales Ver- 
kehrsrecht«. Das Allgemeine, worin wir allsogleich das Wesent- 
liche zu erblicken geneigt sind, war im Auge des alten Römers kein 
Vorzug, sondern im Gegenteil ein Gegenstand des Mißtrauens und 
der MißBachtung, gerade das zeremoniöse Recht ist Objekt seiner 
Ehrfurcht. Das jus gentium war eine politische Notwendigkeit. 
Es war eine radikale geistige Revolution nötig, ehe das jus gentium 
aus einem notwendigen Appendix des jus civile zu dem, wenn 
auch noch unvollkommen verwirklichtten Muster allen Rechts 
wurde. Diese Revolution war allerdings so gründlich, daß wir 
auch heute mit unseren Wertvorstellungen an diese römische Spät- 
zeit (d. h. eigentlich den griechischen Stoizismus und dann das 
Christentum) anknüpfen. Aber das darf man nicht vergessen, daß 
der sittliche Beigeschmack dem Naturrecht nicht von Anfang an 
anhaftete und daß es nicht als sittliches Argument ausgedacht 
war. Hätte man sich nun glücklich zu einer »wertfreien« Betrach- 


18) Vgl, Sir H. J. Maine: Ancient law. 
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tung des Rechts durchgerungen und die Hüllen einer »gemischten« 
Denkweise abgestreift, so bliebe noch die schwierigere Aufgabe, die 
Vorurteile einer naturwissenschaftlichen Metaphysik zu überwinden. 
Man muß sich jedenfalls hüten, das Recht der sog. Naturvölker als das 
Naturrecht, den sogenannten Naturzustand als Urzustand aufzufassen. 
Die ganze Morgansche Lehre ist eine Dogmatik des Entwicklungsgedan- 
kens, die uns keinesfalls von geschichtlichen Forschungen entbindet. 
Auch darin kann die Wissenschaft kein Genügen finden, wenn man 
mehr behauptet als beweist, daß in der naturalis ratio-Lehre der Römer 
Ergebnisse der modernen Naturwissenschaft vorweggenommen seien, 
daß also die Grundgedanken der römischen Lehre durch die Ergeb- 
nisse der naturwissenschaftlichen Forschung als gesichert gelten 
können. (Leist, Altarisches Jus Civile II. S. 26.) Viel enger als mit 
irgendeiner Ethik — und das sei als zweites Moment hervorgehoben 
— ist der Zusammenhang des Naturrechts mit religiösen Anschau- 
ungen u. zw. gilt dies von den Anfängen dieser Idee bis zum mo- 
dernen, profanen Naturrecht. Nicht nur das christliche, sondern 
auch das heidnische Naturrecht wurzelt in (wenn auch immer ver- 
schiedenen) religiösen Konzeptionen der Gesellschaft, und wie schon 
erwähnt, auch das rationalistische Naturrecht kann diesen Ursprung 
nicht ganz abstreifen. Hierüber sei noch eine kurze Bemerkung ge- 
Stattet. 

In der französischen Revolution wurde das Naturrecht aus der 
Studierstube und dem Bureau auf die Straße getragen. Rousseau 
hat dieser Idee ihren weltgeschichtlich bedeutsamsten und folgen- 
schwersten Triumpf verschafft. 

Bei Rousseau handelt es sich nicht mehr um das Naturrecht 
als vielmehr um den Naturzustand. Er hat die Frage aus einer 
bloß juristischen und möglicherweise historischen zu einer akuten 
Lebensfrage gemacht oder er wurde so derb naturalistisch verstanden. 
Der große Unterschied zwischen der römischen und der Rousseauschen 
Betrachtungsweise liegt darin, daß Rousseau die Gegenwart wegen 
ihrer Unähnlichkeit mit einem supponierten Idealzustand (in der 
Vergangenheit) in Pausch und Bogen verurteilte, während der Römer 
die Gegenwart, den bestehenden Zustand, für prinzipiell so wichtig 
hielt wie die Vergangenheit und es nicht wagte, an dieser Gegenwart 
eine Zensur zu üben oder sie gar zu verachten. Der Unterschied 
zwischen antikrömischer und spezifisch moderner Denkart wird be- 
sonders an dem mit dem Naturrecht eng zusammenhängenden Gleich- 
heitspostulat greifbar. Die Lehre von der fundamentalen Gleichheit 
aller Menschenwesen ist ohne naturrechtliche Fundierung nicht 
denkbar. Der Satz »alle Menschen sind gleich« ist — wie Maine lehrt — 
einer von den vielen Rechtssätzen, die im Laufe der Zeit zu politi- 
schen Axiomen wurden. Der Satz omnes homines aequales sunt 
ist bei den römischen Juristen ein streng juristischer Lehrsatz und 
besagt, daß unter dem hypothetischen Naturrecht und insoweit als 
das positive Recht sich diesem annähert, die willkürlichen Unter- 
scheidungen welche das römische Zivilrecht zwischen verschiedenen 
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Personenklassen aufstellte, aufhören, rechtliche Geltung zu haben. 
Diese Regel hatte Wichtigkeit für die Rechtspraxis insofern als sie 
daran erinnerte, daß in der Rechtssprechung nach »Naturrecht« zwi- 
schen Bürger und Ausländer, Freien und Sklaven, Agnaten und 
Kognaten usw. kein Unterschied bestehe. Hingegen war mit diesem 
Satze keine irgendwelche Kritik an den bestehenden Verhältnissen, 
die für Zivilrecht galten intendiert. In der modernen Zeit hat der 
gleiche Satz einen anderen Sinn und Beigeschmack erhalten. Wo der 
römische Jurist aequales sunt schrieb und diesen Satz ganz wörtlich 
meinte, schrieb der moderne Zivilist: »alle Menschen sind gleich« im 
Sinne von: »alle Menschen sollen gleich seine Römisch war es 
gedacht, daß das Naturrecht mit dem Zivilrecht zugleich existiere 
und man suchte im bestehenden und geltenden Recht das natürliche 
Recht, welches allmählich jenes zu verdrängen die Bestimmung habe. 
In der modernen Anschauung drücken die gleichen Worte eine Theorie 
über Ursprung, Zusammensetzung und Entwicklung der sozialen 
Einrichtungen aus und enthalten eine Anklage gegen die Gegenwart: 
die Menschheit ein Opfer ihrer Geschichte. Diese Umdeutung beginnt 
schon im 14. Jahrhundert. Wenn Ludwig IX. seine Kronbauern 
befreien will, so beruft er sich auf ein modern-naturrechtliches 
Argument, wonach alle Menschen frei und gleich seien. Er spricht 
nicht einen juristischen (Rechtsfrage) Satz, sondern ein politisches 
Dogma aus. Von Frankreich aus verbreitet sich der Satz von der 
Gleichheit und Freiheit, wird ein Bestandteil der Literatur und geht über 
in die amerikanische Verfassung, was hier nicht weiter zu verfolgen ist. 

Adam Smith ist bekanntlich der Wortführer des naturrechtlichen 
Individualismus, der in dem Postulate der wirtschaftlichen Freiheit 
gipfelt. Dieses ganze System nun hängt letzten Endes an einer t h e o- 
logischen Konzeption. Darnach steht das Selbstinteresse, die 
große motorische Kraft des handelnden Individuums, in Diensten 
der göttlichen Vorsehung. Das Individuum ist das unbewußte Werk- 
zeug der gütigen Vorsehung, des Weltschöpfers, dem allein die Har- 
monie der Interessen bewußt und gegenwärtig ist. Die Menschheit 
und ihr Tun ist gleichsam der Reflex des göttlichen Denkens. Darum 
ist es zumindest oberflächlich, den Individualismus von A. Smith 
als vulgären Egoismus zu verleumden. Die theologisch-metaphysische 
Grundlage des Smithschen Systems erklärt auch das Mißverständnis, 
daß die »Naturgesetze« der Wirtschaft statt als hypothetische und 
indikative Aussagen als normative Imperative gedeutet worden sind. 
Wenn nämlich im letzten Grunde das Individuum in all seiner Selbst- 
sucht doch nur den Willen Gottes erfüllt, dann muß der Staat es 
gewähren lassen und seine Aufgabe darin sehen, die Schranken solcher 
individueller Betätigung wegzuräumen. Die Forderung der wirt- 
schaftlichen und politischen Freiheit ist nicht wieder eine wirtschaft- 
liche, sondern eine religiöse Forderung im Sinne der natürlichen 
Theologie. Noch einmal vermählen sich am Ende des 18. Jahrhun- 
‚derts Naturrecht und Religion !6). Damit findet zugleich eine Frage 





16) Man mag Bedenken tragen, den Deismus noch eine Religion zu nennen, 
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ihre Lösung, die seit Buckle die Historiker der Nationalökonomie 


beschäftigt und die auch Pribram (S. 97 f.) anschneidet: die Frage nach 
der Einheit des Werks von A. Smith, bzw. nach der Einheit der philo- 
sophischen Ueberzeugung, denn nur darin kann die Einheit des Wer- 
kes eines bedeutenden Menschen begründet sein. Man hat Smith 
unter die Prediger der doppelten Moral eingereiht, deshalb 
weil er in seiner Moralphilosophie das Handeln des Menschen auf 
das Sympathieprinzip begründet habe, während er in seiner Wirt- 
schaftslehre die Wirtschaftsgesetze aus dem Prinzip des Selbstin- 
teresses deduziere, und hat nun auf die verschiedenste Weise diesen 
angeblichen Widerspruch zu erklären versucht. 

Ganz prinzipiell gesprochen, scheint es mir, daß nur eine ober- 
flächliche Logik, jedenfalls aber eine schlechte Psychologie da einen 
Widerspruch zu entdecken vermeinte, wo n. m. M. keiner vorliegt, 
zumindest keiner, der es im psychologischen Sinne wäre. Es handelt 
sich in der Wirtschaftslehre und in der Moralphilosophie um zwei 
Gebiete, die verschiedenen Gesetzen unterliegen und nach verschie- 
denen Grundsätzen beurteilt werden wollen. Daraus, daß beidemal 
der »Mensch« (allerdings jedesmal ein anderer: der »rücksichtlos« 
handelnde und das anderemal mindestens zwei: einer der handelt, 
der andere der zuschaut und registriert) Subjekt ist, folgt für die 
Lösungen noch gar nichts. Dennoch — und das ist der Punkt auf 
den es Smith ankommt —, d. h. trotz der differenten Prinzipien, von 
denen die Menschen in ihren Handlungen sich leiten lassen, resultiert 
schließlich eine Harmonie der Interessen, auf ethischem Gebiet durch 
die Sympathie, auf materiellem durch das Selbstinteresse dann, 
wenn Gefühl und Interesse aufgeklärt sind. Diese Versöhnung der 
Individual- mit den Kollektivinteressen durch ein großes geistiges 
Wesen von unendlicher Weisheit, welches alle Bewegungen der Natur 
dirigiert und zugleich die größte Summe Glück verwirklichen will, 
ist eben die theologische Idee von Smith, in der sein ökonomischer 
Optimismus wurzelt und die sein ganzes Werk beherrscht. Vollends 
hat man, um die Einheit im Lebenswerk A. Smiths zu sehen, zu 
bedenken, daß sowohl seine Wirtschaftslehre als seine Moralphilosophie 
(als auch das Naturrecht und die natürliche Theologie) Teilstücke 
sind in einem verwegen groß konzipierten Plan, dessen Ausführung 
das enzyklopädische Denken des 18. Jahrhunderts krönen sollte. 
A. Smith trug sich mit dem Gedanken, eine allgemeine Geschichte 
der menschlichen Zivilisation auf empirischer Grundlage zu schreiben. 
Humes natürliche Religion war sein Vorbild. Von dieser allgemeinen 
Geschichte der Zivilisation, die in einer ganz fest fundierten Welt- 


weil er den Menschen bloß zum gefühlvollen Zuschauer der Verwirklichung des 
göttlichen Naturgesetzes macht und in diesem Schauspiel mit garantiert gutem 
Ende seine etwas enge Erlebnisbasis hat, (die sogenannte »snatürliche« Religion 
ist keine Religion, sie nimmt dem Menschen das Gebet, sagt A. Sabatier); wenn 
er aber eine Religion ist, dann kann man in dem Smithschen System die Dar- 
stellung des Deismus als einer kultfreien Religion im ökonomischen Lebensbereich 
erblicken. 


Ueber einige Beziehungen des Naturrechtes zur Sozialphilosophie. 553 


anschauung verankert war, sind sowohl der Reichtum der Nationen 
als auch die Theorie der moralischen Gefühle Bruchstücke. In seinem 
Kursus der Moralphilosophie (d. i. Sozialphilosophie) zu Glasgow 
beginnt er bekanntlich mit der natürlichen Theologie, es folgen Ethik 
und politische Oekonomie, den Abschluß bildet die Rechtsphilosophie. 
Die Prinzipien der natürlichen Theologie durchdringen demgemäß 
sein ganzes Lebenswerk. Das Naturgesetz wird zu einem Glaubens- 
artikel, es ist die wohltätige Macht in der Hand der Vorsehung. Hiebei 
ist nun interessant, wie der konsequente Rationalismus, sei es nun 
ökonomischer oder theologischer, immer wieder sich vor die gleichen 
Probleme und Schwierigkeiten gestellt sieht und wie er diese in gleicher 
Weise zu lösen unternimmt. Kaum daß die Probleme unter den ver- 
schiedenen Namen unter denen sie auftreten, ihre Identität ein wenig 
cachieren, geschweige, daß die Lösungen grundsätzlich verschieden 
ausfallen könnten. Goethe meint einmal, daß die Summe unserer 
Existenz durch Vernunft dividiert, niemals rein aufgehe, sondern 
daß immer ein wunderlicher Bruch übrig bleibe. Um diesen Bruch 
also handelt es sich gerade. Der Deist Smith mußte den lieben Gott 
zu Hilfe rufen, damit er ihm sein System schließe und die Versöh- 
nung zwischen Individual- und Gemeininteresse zustande bringe. 
Zwischen diesen findet also eine Kongruenz durch Gott statt. In 
der rationalistischen Theologie eines Molina und Suarez lautete das 
Problem: wie ist die menschliche Willensfreiheit, die individuelle 
sittliche Selbstbestimmung vor der Gnade, der unentrinnbaren Prä- 
destination zu retten, oder anders: wie läßt sich der freie Wille als 
notwendiges Faktum in den Heilsprozeß einordnen, und die Antwort 
war: Facienti, quod in se est, Deus non denegat gratiam, d. h. tut der 
freie Wille nur das was natürlich gut ist und in seinen natürlichen 
Kräften steht, so kann er auf eine der Leistung proportionierte und 
zureichende übernatürliche Hilfe Gottes zum weiteren Fortschritt im 
Guten und zur Erlangung des Heils mit Bestimmtheit rechnen. Die 
Infallibilität in dem Zusammenhang zwischen der »vocatio congrua« 
und dem entsprechenden Gebrauch der Freiheit ist lediglich durch 
das göttliche Vorherwissen vermittelt, vermöge dessen Gott von 
jedem geschaffenen und schaffbaren Willen weiß, wie dieses sich in 
allen denkbaren Umständen zu dieser oder jener Art der Berufung 
verhalten werde. Wir sehen wie sich das metaphysische oder besser: 
metaökonomische System von A. Smith aus elementaren Bestand- 
stücken eines universalen Rationalismus aufbaut, und bei aller Ver- 
schiedenheit der praktischen Konsequenzen ist es doch bezeichnend, 
daß Suarez, der jenen theologischen Rationalismus mit seinem Kon- 
gruismus vertritt und damit die Scholastik mit der Aufklärung ver- 
knüpft, zugleich einer der konsequentestenVertreter des Naturrechts ist. 

Freilich darf man A. Smith (und gar seine Nachfolger) nicht schon 
deswegen weil er deistisch verankert ist als Gegner des Rationalismus 
hinstellen; es ist eben theologischer und psychologischer Rationalis- 
mus, den er vertritt. Dies sage ich im Hinblick auf eine Bemerkung 


Pribrams (vgl. übrigens auch Pesch, Die philosophischen Grund- 
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lagen des ökonomischen Liberalismus 1899), die mir mißverständ- 
lich zu sein scheint. Er schreibt (S. 96) A. Smith habe die »Arbeits- 
teilung, die Grundlage aller wirtschaftlichen Betätigung . . . als 
Ergebnis der unbewußt im Menschen wirkenden Kräfte erkannt« 
und zitiert (aus den Lectures von 1763 ed. Cannan) den Satz von 
Smith: »We cannot imagine this (the division of labour) to be a 
product of human prudence.« (Vgl. damit Wealth of N. I, chap. II.) 
Aber damit ist nur gesagt, was der Vorläufer Smiths, Ferguson, auch an- 
deutet: daß die Arbeitsteilung ihren Ursprung in einem Instinkt 
habe. Smith nennt dies bekanntlich den Tauschtrieb, den er 
aber auch nicht als angeborene Eigenschaft, sondern als eine durch den 
Vernunftgebrauch erworbene Tendenz auffaßt. Wesentlich ist, daß er 
die Arbeitsteilung in seinem Werke ganz im Sinne des kalkulatorischen 
Utilitarismus behandelt u. zw. deduziert er sie letzten Endes aus dem 
Wohlfahrtsstreben des Menschen, sein Los zu verbessern und mit mög- 
lichst wenig Anstrengung möglichst reich zu werden. Gerade darin, wie 
sich der methodische Individualismus die Entstehung sozialer Institutio- 
nen (wie Arbeitsteilung, Klassengliederung, Eigentum, Geld usw.) vor- 
stellt, enthüllt er am deutlichsten seinen rationalisierenden Charakter. 
Er betrachtet die sozialen Institutionen (durch die »Gesellschaft« wird) 
wie »Produkte« oder Fabrikate oder technische Erzeugnisse, die so 
gut der einzelne wie eine Vielheit hätte hervorbringen können, statt in 
ihnen den Zwang der von der Gruppe her gerade in den Anfängen 
ausgeht zu merken, statt sie als Objektivierungen eines einheitlichen 
Gesamtlebens zu fassen. Alle Geschichte (und Soziologie) aber die das 
Vergangene mittels dessen erklärt was in der Gegenwart das einfachste 
und gewöhnlichste ist, rationalisiert und ist ganz und gar konjektural. 

Die Lösung, die A. Smith für die Probleme des sozialen Indivi- 
dualismus und Kollektivismus fand, schuf, obwohl schulebildend, 
kein Definitivum, sondern war zumal in Deutschland eine Episode. 
In einer noch ungeschriebenen Geschichte der nationalökonomischen 


Ideen des 19. Jahrhunderts, zu der die vorliegende Schrift Pfibrams 
eine treffliche Einleitung bildet, wäre darzustellen, wie der kollekti- 
vistische Gedanke im ıg. Jahrhundert unter den mannigfachsten 
Einflüssen und Bedingungen wieder auflebt und erstarkt; die philo- 
sophischen Systeme von Schelling und Hegel wären hier ebenso zu 
erwähnen wie die zu Analogien reizende naturwissenschaftliche 
Ideenbildung (ähnlich wie im 17. Jahrhundert), das neue Wunschbild 
eines nationalen Einheitsstaates ebenso wie die geistige Reaktion 
gegen die Resultate der Wirtschaftsfreiheit im Zeitalter des entstehen- 
den Industriekapitalismus u. a. m. Neuerdings hat man den prinzi- 
piellen Gegensatz zu einer Frage der wissenschaftlichen Methodik 
und damit zu einem relativen gemacht. Wenn die ganze Frage darauf 
hinausläuft, ob die Volkswirtschaft (der Gegenstand der National- 
ökonomie) etwas ist, was nach individualistischer oder kollektivistischer 
Betrachtungsweise zu behandeln ist, so ist der ganze Gegensatz seiner 
absoluten \Wertbetonung entkleidet. 

Und wo ist das welterschütternde Naturrecht geblieben ? Auch 
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dieses hat sich in die Wissenschaft gleichsam wie auf sein Altenteil 
zurückgezogen und fristet sein Dasein gefahrlos weiter als eine wissen- 
schaftliche Methode. Da wo die Physiokraten und Klassiker von 
Naturgesetzen der Wirtschaft, von natürlichem Preis, Lohn usf. 
sprachen und damit immer mit einem gewissen Pathos zugleich ent- 
weder eine absolut gültige Norm oder zumindest (wie Smith) einen 
Maßstab zur Beurteilung konkreter historischer Lagen verstanden, 
da sagen wir ganz uninteressiert: statisch. Setzt man da, wo Physio- 
kraten und Klassiker snatürlich« sagen, das Wort »statisch«, so gelten 
die alten Gesetze fast restlos. Ich will sagen: wir beziehen jene »Natur- 
gesetze« der Wirtschaft auf einen imaginären Zustand des ökonomischen 
Gleichgewichts, der dadurch gekennzeichnet ist, daß in ihm jedes Ele- 
ment des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts fehlt, es ist der 
ewig gleiche Alltag, wo das Gestern vom Heute nicht zu unter- 
scheiden ist. Dieser statische Zustand (der Gegenstand der reinen 
ökonomischen Theorie), imaginär und ohne Wertinteresse für uns, 
ist in gewisser Hinsicht der absolut widernatürliche. »Natürlich« 
ist er einmal insofern als er nur wegen seiner Unvollständigkeit unwirk- 
lich ist, aber latent, als »Urbild« (so wie das Naturrecht im bestehenden 
Recht bei den Römern) durch alle wirtschaftliche Bewegung hin- 
durch immer zu erkennen bleibt und alle Veränderungen in Wirt- 
schaft und Gesellschaft sich als Aenderungen jenes stabilen »natür- 
lichen« Zustands darstellen lassen. Sodann ist er zweitens »natürlich«e 
insofern, als die »statische« Betrachtungsweise der Art unseres Intellekts 
unseren Erkenntnisbedingungen besonders angepaßt ist. Der statische 
Zustand, dieses präparierte Denkobjekt, ist allein ein möglicher Gegen- 
stand rein begrifflicher Erkenntnis. Wir können das Wirt- 
schaftsleben rein begrifflich (denkend) gar nicht anders 
erfassen, als in dem wir es zuvor seiner Vitalität berauben. 

Dieser »natürliche« Zustand (des idealen ökonomischen statischen 
Gleichgewichts), den wir uns als eine Fiktion nach theoretischen 
Bedürfnissen konstruieren, hat selbstverständlich keinen realen Ort, 
wo er erfüllt wäre, wir suchen ihn weder in einer imaginären Ver- 
gangenheit noch hoffen wir ihn in einer illusorischen Zukunft anzu- 
treffen, er ist zeitlos; aber indem wir uns von der Wirklichkeit schein- 
bar immer weiter entfernen, kommen wir ihr in Wahrheit immer 
näher. Das will heißen, daß in dem Maße als unsere moderne Wirt- 
schaftsverfassung und -ordnung sich ungestörter, reiner entfalten 
darf, ein umso genaueres Bild der Eigentümlichkeiten dieser Wirt- 
schaftsverfassung jene theoretischen Konstruktionen abgeben. Der 
heuristische Wert der sicherlich einseitigen statischen Betrachtung 
der Dinge, die Reduzierung der wirtschaftlichen Phänomene auf den 
Nullpunkt des Geschehens, beruht eben in dieser kulturhistorischen 
Tatsache, daß unter den heutigen Lebensbedingungen der kapitali- 
stischen Wirtschaftsverfassung eine stetig zunehmende Annäherung 
an den theoretisch »konstruierten« Verlauf des wirtschaftlichen 
Geschehens stattfindet, so daß diese »Konstruktion« zur wirklichen 
Beschreibung und Erklärung der wichtigsten Vorgänge in dieser 
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Wirtschaftsverfassung führt, und es vollzieht sich, indem wir uns 
lediglich von den Prinzipien der theoretischen Forschung leiten 
lassen, am Ende doch jene erstaunliche Anpassung der Theorie an 
die Wirklichkeit, es kommt jene »denkökonomische« Leistung zu- 
stande, demgemäß die Theorie als der präziseste, knappste, einfachste 
Ausdruck der Wirklichkeit, als ihre exakte Beschreibung erscheint. 
Diese letzte, endgültige Harmonie zwischen Wissenschaft und Wirk- 
lichkeit ist um nichts weniger erstaunlich und rätselhaft als jene 
von A. Smith betrachtete Koinzidenz des Individualinteresses mit 
dem Gesamtwohl, für deren Verständnis er an die göttliche Vorsehung 
appellieren mußte. 

Der moderne Pragmatismus erklärt bekanntlich diese Koinzi- 
denz (Kongruenz) zwischen Spekulation und Wirklichkeit, das Denken 
nach dem kleinsten Kraftmaße, aus der Beschaffenheit unseres Intellekts, 
unserem Handeln dienstbar zu sein. Der Intellekt, weit entfernt 
die Norm für die praktischen Zwecke zu geben, ist selbst nur ein 
Adnex des Handelns in der aufsteigenden Lebensentwicklung. James 
meint gelegentlich, die philosophischen Schulen auf dem Kontinent 
hätten zu oft übersehen, daß das Denken des Menschen organisch 
mit seiner praktischen Lebensführung verbunden ist und er vindi- 
ziert für die englischen und schottischen Denker (von denen gerade 
Nietzsche behauptet, daß sie schon einmal eine Gesamtdepression 
des europäischen Geistes bewirkt hätten mit ihren »modernen« Ideen) 
den Ruhm, diese organische Verbindung stets im Auge behalten zu 
haben. Die Dinge einmal in diesem Lichte gesehen, ist es kein Zufall, 
daß die »statische« Methode mit ihrem imaginären Objekt, in der wir 
das wissenschaftliche Derivat der naturrechtlichen Anschauung 
erblicken, mit soviel Geschick als Erfolg in Amerika gehandhabt 
wird, diesem Lande ohne Mittelalter, ohne träumendes Haupt und 
ohne dienende Füße, das sich eben erst anschickt, aus seiner Vorzeit 
in seine Geschichte einzutreten: und ebensowenig war es Zufall, daß 
diese Behauptung wirtschaftlicher Dinge 100 Jahre früher in England 
ihre Heimstätte fand. 

Aber man täusche sich nicht! Auch wenn die Methodenfrage 
völlig befriedigend beantwortet sein wird und noch ehe sie es ist, 
melden sich die Lebensfragen wieder, die hinter den unverfänglichen 
Worten Individualismus und Kollektivismus lauern wie Gespenster, 
Fragen, die jede Zeit aufs neue als ihre Fragen zu beantworten hat 
und die, solange sie ungelöst bleiben, das Kulturgewissen nicht zur 
Ruhe kommen lassen, wie es für Uebergangsperioden besonders 
charakteristisch ist. Wir müssen dessen eingedenk bleiben, daß 
von der Art, wie wir diese Fragen lösen, d. h. nicht so sehr denkend 
durchdringen als vielmehr im Dasein bewähren, unserer Zeit und 
unserem Leben das Siegel aufgeprägt werden wird !?). 


17) Die Abhandlung wird hier so wie sie vor einem Jahre niedergeschrieben 
wurde, abgedruckt. Es gebricht dem Verfasser derzeit an Muße, um die Be- 
ziehungen des Gegenstandes zu den gegenwärtigen Zeitläuften in die Darstel- 
lung mitaufzunehmen, 
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Entgegnung. 
Von 
ALFRED AMONN. 


Werner Sombart hat im letzten Maiheft (1914) dieser 
Zeitschrift 1!) mein Buch über »O bjekt und Grundbegriffe 
der theoretischen Nationalökonomie« »mit einigen 
Worten zu paraphrasieren« und gleichzeitig »zum Ausgangspunkt 
einiger allgemeiner Bemerkungen machenę zu müssen geglaubt, die, 
da es sich um in der apodiktischesten Form vorgebrachte B e- 
hauptungen von Tatsachen handelt, durch welche ein 
ganzer Kreis von nationalökonomischen Forschern in ihrer 
wissenschaftlicen Arbeitsweise als beschränkt und in- 
ferior hingestellt, für dieaber auch nicht der Schein 
eines Beweises erbracht wird, nicht unwidersprochen 
bleiben können. Ich lege jedoch Wert darauf, ausdrücklich zu be- 
tonen, daß mich nicht die überhebende Art zum Widerspruch ver- 
anlaßt, in der mir Sombart als einem »jungen Autor« Zensuren 
erteilt, gleichsam wie einem Schüler, der nicht in seine Schule 
gegangen und deshalb alle wissenschaftlichen Untersuchungen, die 
er in Angriff nimmt, selbst wenn er einiges Geschick dazu hätte, doch 
gründlich verhauen muß, Diese ist man von seiten Sombarts ja 
gewohnt und haben sich schon viel angesehenere und bedeutendere 
Fachkollegen gefallen lassen müssen. Auch die sachlichen Einwen- 
dungen, die er gegen meine Auffassung der theoretischen National- 
ökonomie erhebt, reizen mich nicht zu einer Antikritik, wenngleich 
ich, nachdem ich schon einmal das Wort ergreife, auch dazu Stellung 
nehmen will. Vielmehr leitet mich dabei lediglich die’Absicht, dem 
sernper aliquid haeret solcher ohne jeden Versuch eines 
Beweises in apodiktischem Ton vorgebrachter einen ganzen 
Kreis von nationalökonomischen Forschern schwer beschuldigender 
Behauptungen vorzubeugen. 

Der Ausgangspunkt zu jenen »allgemeinen Bemerkungen« Som- 
barts, um die es sich hier handelt, ist die Tatsache, daß ich in 
meinem Buch weder ihn, noch Rodbertus und Marx genannt 
habe, obwohl, wie Sombart meint, seine Arbeiten durchaus 
in meinem Sinne orientiert und meine Grundgedanken 


1) Vgl. Archiv Bd. 38, S. 647 ff. en 
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wiederum diejenigen seien, nach denen das ganze Marx sche System 
orientiert ist. Angesichts eines solchen Tatbestandes im Zusammen- 
hang mit einer solchen Meinung liegt es für einen Kritiker nahe, 
zu vermuten, daß der Verfasser eines solchen Buches die Werke dieser 
Autoren entweder nicht gekannt hat, oder, ohne sie zu nennen, aus 
ihnen geschöpft hat. Und ein übelwollender Kritiker wird leicht 
geneigt sein, einer solchen Vermutung einen mehr apodiktischen 
als problematischen Ausdruck zu geben. Für Sombart aber 
ist dieser Fall der Anlaß zu der ganz allgemeinen, in der apodik- 
tischesten Form vorgebrachten Behauptung, »daß die Vertreter 
der österreichischen Schule, und alle, die 
in Wien das Licht der nationalökonomischen 
Welt erblicken, mit einer durchaus beschränkten Literatur- - 
kenntnis ihre Arbeiten vollbringen und daß man dort die jungen 
Leute in den Seminaren ihre besten Jahre verlieren läßt, damit, daß 
sie den längst entdeckten Nordpol noch einmal entdecken, weil 
sie die wichtigsten Systeme nicht kennen« 
»Hätte sich Amonn die Mühe genommen, in meinen Werken auch 
nur zu blättern«, — sagt Sombart weiter in einem merkwürdig 
verärgerten Ton — »so hätte er alsbald wahrgenommen, daß sie durch- 
aus in seinem Sinne orientiert sind. Aber das kann man von 
einem österreichischen Nationalökonomen nicht ver- 
langen. Ich erachte es vielmehr als ganz in der Ordnung, daß man 
mich in Wien nicht liest. Anders steht es mit den Werken von 
Karl Rodbertus und Karl Marx« usw. Nun, ich meine, 
diese »allgemeinen Bemerkungen« auf Grund der einzigen 
Tatsache, daß ich die drei genannten Autoren ignoriert habe, 
gemacht, sprechen für sich selbst und ich begnüge mich, sie einfach 
ein wenig niedriger zu hängen, obwohl ich auf Grund langjähriger 
Erfahrungen als Bibliothekar des staatswissenschaftlichen Institutes 
der Wiener Universität in der Lage wäre, begründetere po- 
sitive Angaben darüber zu machen, wieviel Sombart und wie- 
viel Rodbertus und Marx dort gelesen werden. Da ich nun 
aber durch mein, wie ich gerne zugebe, wenigstens in bezug auf R o d- 
bertus und Marx nicht leicht entschuldbares 
Verfahren die Veranlassung zu solch weittragenden Behauptungen 
geboten habe, muß ich mir noch für einige mein Verhalten aufklärende 
Bemerkungen Gehör erbitten. 

Daß ich mich in meinem Buche mit Rodbertus und Marx 
nicht auseinandergesetzt bzw. beschäftigt habe, habe ich selbst schon 
während der Ausarbeitung meines Werkes als einen schweren Mangel 
empfunden, warum ich es nicht getan habe, habe ich im Vorwort 
zu meinem Buche angedeutet. Ich mußte mich in literaturkriti- 
scher Hinsicht in irgendeiner Weise beschränken 
und das tat ich, indem ich mich nur mit den Lehren der geläufigsten, 
sıch in der Gegenwart mehr oder weniger allgemeiner akademischer 
Anerkennung erfreuenden Autoren, mit den auf den verschiedenen 
Universitäten, wie man sagt, »herrschenden« Lehren kritisch be- 
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faßte, und im Gegensatz dazu meine Auffassung zur Dar- 
stellung brachte. Daß nun Rodbertus und Marx mit zu 
diesen Autoren gehören und eine kritische Untersuchung, die 
von einem ganz anderen Ausgangspunkt aus 
undaufeinemganzanderen Wege zueiner—einzig 
und allein in bezug auf die Methode! — ähnlichen 
Auffassung gelangt, wie es die ist, nach der die Rod bertus-Mar x- 
schen Werke intuitiv orientiert sind, mit einer Wiederentdeckung 
des längst entdeckten Nordpols in Vergleich zu setzen sei, wird außer 
Sombart kaum jemand behaupten wollen — ganz abgesehen 
davon, daß Wiederentdeckungen in den Wissenschaften gar nicht 
so selten und nicht immer so überflüssig und verdienstlos sind. Immer- 
hin bleibt es aber natürlich ein schwerer Mangel meines Buches, daß 
ich Rodbertus und Marx so vollständig. ignoriert habe, 
ein Mangel, den ich zwar durch einen eigenen Aufsatz über »die M a r x- 
sche Methode«, welchen ich auch schon damals bei einer Zeit- 
schrift angemeldet hatte, bald wieder gut machen zu können geglaubt 
habe, den aber, da ıch bis heute leider immer noch nicht zu dessen 
Ausarbeitung gekommen bin, mir persönlich vorzuwerfen, 
Sombart vollständig im Recht gewesen wäre. 

Etwas anders steht die Sache mit Som bar t s eigenen Werken. 
Wenn S. sagt, daß auch seine Werke durchaus in meinem 
Sinne orientiert seien, so gehört das zu den vielen merkwürdigen 
Behauptungen in dieser Kritik, die die Dinge direkt auf den Kopf 
stellen. Ich hatte mir in meinem Buche zur Aufgabe gesetzt, das 
Objekt und die Grundbegriffe der theoretischen National- 
ökonomie aus dem Wesen der diese Disziplin seit Ricardo kon- 
stituierenden Probleme abzuleiten und zu bestimmen. Aber mit 
diesen Problemen, mit theoretischer Nationalökonomie 
hat sich S. meines Wissens außer in gelegentlichen, ebenso ober- 
flächlichen wie herabsetzenden Bemerkungen nie beschäftigt. »Leute 
von Geist werden sich so wenig als möglich mit ihr beschäftigen«, 
sagt er doch von ihr (ganz richtig! denn zu wissenschaft- 
licher Arbeit gehört etwas ganz anderes als »Geist«). Man muß 
die Sache auch schon sehr oberflächlich betrachten, wenn man 
von einer Wesensverwandtschaft zwischen meiner und 
Sombarts Arbeiten sprechen zu können glaubt und wie S o m- 
bart dies tun kann, wundert mich aufrichtig, daer doch in eben 
dieser selben Kritik jene Ausführungen meines Buches 
zustimmend hervorhebt, in welchen ich für alle wissenschaftlichen 
und insbesondere methodologischen Untersuchungen ein klares 
Bewußtsein der Verschiedenheit des »Erfahrungsobjekts« vom »Er- 
kenntnisobjekt« fordere. Nun, das, worin sich mein Buch und die 
Werke Sombarts berühren, ist ausschließlich der Tatbestand, 
daß sie sich mit demselben Erfahrungsobjekt be- 
fassen, mit dn Erfahrungstatbeständen des Ka- 
pitals, der Unternehmung u. dgl. In bezug auf die 
Erkenntnisziele aber besteht zwischen Sombarts 
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Arbeiten und meiner Arbeit nicht die geringste Berührung, 
nicht nur deshalb nicht, weil die Erkenntnisziele meiner Unter- 
suchung rein methodologische sind, sondern auch deshalb, weil 
die Erkenntnisziele der Disziplin, mit der ich mich methodologisch 
befaßte, prinzipiell und extrem andere sind, als die, nach denen die 
Arbeiten Sombarts orientiert sind. Demgemäß müssen aber 
— Sombart lese diesbezüglich nur bei Rickert nach — auch 
die Erkenntnismittel, die »BBegriffe« bei Sombart 
und bei mir ganz verschiedene sein, durch ganz verschiedene Merk- 
male bestimmt werden, auch wenn sie denselben von dem ge- 
meinsamen Erfahrungsobjekt entlehnten Namen z. B. »Kapitalk, 
»Unternehmung« usw. tragen. Der theoretische Nationalökonom, 
der z. B. die allgemeine und notwendige Ursache der Entstehung 
des Zinses erforschen will, kann und muß eventuell einen ganz anderen 
Begriff von Kapital bilden, als der historische Forscher, der die Wurzeln 
des modernen Kapitalismus offenlegen will. Gewisse Momente, die 
für diesen wichtig und wesentlich sind und daher in seinen Unter- 
suchungen den Begriff des Kapitals konstituieren müssen, können 
für jenen in Anbetracht seines theoretischen Er- 
kenntniszieles völlig gleichgültig und bedeutungslos sein und müssen 
daher bei der Bestimmung des theoretischen Kapitalbegriffs weg- 
gelassen werden ?). Dies noch näher auszuführen, ist hier natürlich 
nicht der Platz. Ich muß aber noch auf einige andere ähnliche — 
ganz offenkundigen Tatsachen widersprechende 
— Behauptungen Sombarts hinweisen, die man nur begreifen 
kann, wenn man annimmt, daß ihm der Zweck, den er mit dieser 
merkwürdigen posthumen Besprechung verfolgte, von vorneherein 
ein ganz anderer war, als sachliche Klarheit in eine noch nicht ganz 
erhellte wissenschaftliche Angelegenheit zu bringen. 

Von »Bombenirrtümernıe Böhm-Bawerks zu sprechen 
ist wohl außerordentlich eindrucksvoll, sie zu widerlegen wieder eine 
andere weniger einfache Sache, aber zu behaupten, daß es sich dabei 
um eine »sozusagen innerösterreichische Angelegen- 
heit«e handle, die vor der gesamten wissen- 
schaftlichen Welt auszutragen nicht amPlatze 
sei, dazu gehört entweder eine Staunen erregende Unkenntnis 
der theoretisch-nationalökonomischen Literatur aller Länder und 
Nationen, bei welchen überhaupt diese Wissenschaft gepflegt wird, 
oder aber eine direkt verbohrte Gegnerschaft zur österreichischen 
Schule, die lieber den Kopf in den Sand steckt, als irgendetwas 


2) Ob und in welchem Sinn die Arbeiten Sombarts als historisch 
orientiert zu bezeichnen sind — Sombart selbst scheint diese Auffassung 
seiner Arbeiten neuerdings ablehnen zu wollen (vgl. in seinem Aufsatz über 
s»Die Elemente des Wirtschaftslebense seine Bemerkung über seine histori- 
schen Kritiker Archiv Bd. 37 S. 39) — ist hier nebensächlich. Mit der seit 
Ricardo überkommenen Problemstellung der Thceoretischen Nationalökonomie 
in dem von mir in meinem Buche festgehaltenen Sinn haben sie jedenfalls 
nichts zu tun, 
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zugesteht, was dieser irgendwelches Ansehen verleihen könnte. 
Wenn sich So m bar t einmal die Mühe nehmen will, in der neuen Auf- 
lage der »Positiven Theorie des Kapitals« selbst sauch nur zu blättern«, 
so wird er auf eine schon ganz stattliche Reihe vonsehr bedeuten- 
den Namen stoßen, die sich mit diesen »Bombenirrtümern« sehr 
eingehend befaßt haben und mit denen Böhm-Bawerk 
sich wiederum auseinandersetzt. Es fügt sich zufälligerweise, daß 
eben in einer anderen deutschen Fachzeitschrift (Schmollers Jahr- 
buch) von einem anderen deutschen Fachgelehrten, der der B öh m- 
Bawerkschen Lehre und der österreichischen Schule sachlich 
ebenso entschieden ablehnend gegenübersteht, we Sombart, 
aber deshalb doch nicht auch jedes Urteil für das Maß der Dinge 
verloren hat, folgendes zu lesen ist: »Böhm-Bawerk ist für 
uns Nationalökonomen eine ganz hervorragende Persönlichkeit, 
nicht weil er auf der Grundlage seines wissenschaftlichen Wertes 
zu einem Glanz der äußeren wissenschaftlichen Anerkennungen 
und Ehrungen gelangt ist, wie sie wenigen beschieden sind, sondern 
weil seine wissenschaftliche Arbeit weit über die sprach- 
lichen Grenzen der deutschen Nationalöko- 
nomie hinaus Anerkennung und Geltung ge- 
funden, ja Richtung gegeben hat’. 

Zur selben Kategorie von Behauptungen, die jeder auch nur 
scheinbaren tatsächlichen Unterlage entbehren, gehört dann 
ferner der schöne Satz: »M an munkelt (wer?), daß die theo- 
retische Gegnerschaft der Oesterreicher gegen Marx letzten Endes 
in politischen Erwägungen ihren Grund hat... 
Jedenfalls dürfte diese Angst vor den praktischen 
Konsequenzen der Marxschen Anschauungen nicht so- 
weit gehen« usw. — das angesichts der Tatsache, daß in den letzten 
Jahrzehnten unter den deutschen Nationalökonomen es fast 
ausschließlich allein »die Oesterreicher« (d. h. 
die Anhänger der österreichischen Schule) gewesen sind, die jede 
praktisch-politische Orientierung, alle politisierenden Bestrebungen 
im nationalökonomischen Wissenschaftsbetrieb grundsätzlich 
und entschieden abgelehnt haben! Ungefähr ebensoviel 
hat es mit der Behauptung von der »Flut ähnlicher Bücher, mit 
denen wir in den letzten Jahren förmlich überschwemmt worden sind« 
und verschiedenen anderen allgemeinen oder weniger »allgemeinen 
Bemerkungen« oder Redensarten auf sich. 

Was nun die eigentliche, auf die Sache sich beziehende Kritik 
anbelangt, so unterscheidet Sombart zwischen »verdienstlichen 
Leistungen« oder »guten Lehren«, die mein Buch enthält, einerseits 
und »schweren oder grundsätzlichen Irrtümern« andererseits. Von 
jenen behauptet er, daß es sich da um »Einsichten und Erkenntnisse« 
handle, die sebenso zweifellos richtig, wie zweifellos alt und« wenigstens 
außerhalb jenes Kreises von Forschern, denen ich angehöre, »längst 


5) Vgl. Schmollers Jahrbuch 1914. IV. 
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bekannt, ja im Grunde Gemeinplätze seien«. Nun wieweit dies der 
Fall ist, das habe ich ja im literaturkritischen Abschnitt meines 
Buches unter besonderer Berücksichtigung der führenden Männer 
der deutschen Nationalökonomie dargelegt. Es ist mir nie einge- 
fallen, jene »Einsichten und Erkenntnisse«e als etwas Eigenes aus- 
zugeben — wie die Kritik Sombarts den Anschein erweckt —,' 
ich habe diese Einsichten und Erkenntnisse vielmehr im engsten 
Anschluß an die Autoren, von denen sie formuliert worden sind, und 
unter ausdrücklicher Nennung ihrer Namen 
dargestellt. Die besondere Aufgabe, die ich mir gesetzt 
hatte, war, aus diesen Einsichten und Erkennt- 
nissen die Konsequenzen für die Objektsbe- 
stimmung und die Grundbegriffslehre der 
theoretischen Nationalökonomie zu ziehen, 
sie zur begrifflichen Bestimmung des Objekts 
und zur Ableitung der Grundbegriffe der theo- 
retischen Nationalökonomie zu verwerten, 
was meines Wissens bis dahin nie mit Gründlichkeit versucht wor- 
den ist. 

Von »schweren« oder »grundsätzlichen Irrtümern, die mein Buch 
neben seinen guten Lehren« enthält, zählt Sombart im wesent- 
lichen drei auf: I. Meine Behauptung, daß das Erkenntnisobjekt 
der theoretischen Nationalökonomie in keinerlei logischem Zusammen- 
hang stehe mit der »Wirtschaft«, dem »Wirtschaftlichen«, der »Volks- 
wirtschaft« u. dgl. 2. Meine Behauptung der Unmöglichkeit einer 
»eindeutigen« Bestimmung des Begriffes »Wirtschaft« und 3. Die Außer- 
achtlassung »bestimmter sachlicher Einstellungen der handelnden 
Wirtschaftssubjekte« bei der Bestimmung der für die nationalöko- 
nomische Problemstellung anzunehmenden Grundvoraussetzungen. 
Was den an zweiter Stelle angeführten »Irrtum« betrifft, so kann ich 
hier nur auf die diesbezüglichen Ausführungen meines Buches und 
darauf hinweisen, daß diese weniger die Möglichkeit einer an 
sich eindeutigen als einer eindeutigen und zugleich zulänglichen 
Begriffsbestimmung bestreitenden Ausführungen durch Aufstellung 
eines neuen Begriffes von »Wirtschaft« keineswegs als irgendwie 
widerlegt erscheinen können. Sombart fügt mit seiner Begriffs- 
bestimmung »Wirtschaft« den zahllosen bestehenden anderen halt 
noch eine weitere hinzu und glaubt, daß sie des Rätsels Lösung 
bilde, so wie das die Urheber der anderen von den ihrigen glauben. 
Seine Begriffsbestimmung wird so wie auch die der anderen vielleicht 
ein paar Anhänger bekommen, irgend ein Schritt näher zur Lösung 
des Problems der Objektbestimmung ist aber dadurch natür- 
lich nicht geschehen. »Eindeutig« sind wohl mehr oder weniger 
alle die versuchten Begriffsbestimmungen, aber, worauf es ankommt, 
leider eben unzulänglich zur Lösung des Problems, das mit 
ihnen gelöst werden sollte. Und unzulänglich zur Bestimmung des 
Erkenntnisobjekts muB jede derartige aus dem Erfahrungsobjekt 
»Wirtschaft« hergeholte Begriffsbestimmung sein, weil eben, 
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wie ja auch Som bart ganz richtig erfaßt hat, das Erkennt- 
nisobjekt durch die logische Bedingtheit der 
Probleme der Wissenschaft und nicht durch 
das Erfahrungsobjekt, auf das sie sich beziehen, ge- 
geben wird. Nur wenn man das aus der logischen Bedingtheit 
der Probleme begrifflich bestimmte Erkenntnisobjekt als »Wirt- 
schaft« bezeichnen will, was man natürlich tun kann, kann 
man sagen, dieser Begriff »Wirtschaft« bedeutet zugleich das Er- 
kenntnisobjekt der theoretischen Nationalökonomie. In Wirklichkeit 
hat man aber dabei nicht einen Begriff von Wirtschaft gesucht und 
bestimmt, sondern auf den ganz anderswoher, als aus dem Erfahrungs- 
objekt »Wirtschaft« geholten Begriff des Erkenntnisobjekts der 
theoretischen Nationalökonomie dass Wort »Wirtschaft« ange- 
wendet. 

Sombart scheint in seinen Ausführungen gegen meine an 
erster Stelle genannte Behauptung auch etwas derartiges beab- 
sichtigt zu haben, wenn er den Begriff »Wirtschaft« schon von vorn- 
herein mit dem Erkenntnisobjekt der theoretischen National- 
ökonomie in einen logischen Zusammenhang zu bringen sucht. Dies 
geschieht dadurch, daß er dieses durch den Begriff »Gelderwer- 
ben« bestimmt und mit diesem Begriff dass Wort »Wirt- 
schaft« verbindet. Gleich darauf biegt er aber wieder von diesem Weg 
ab, indem er dem Wort Wirtschaft zugleich den bekannten 
Sinn einer auf den Erwerb von materiellen Gütern gerichteten 
Tätigkeit und dadurch wieder eine selbständige Bedeutung unter- 
legt, die es zu einem besonderen zu dem das Objekt der National- 
ökonomie bestimmenden Begriff »Gelderwerb« nur in Be- 
ziehung stehenden Begriff macht. Diese Beziehung wird 
dadurch hergestellt, daß der Geldbegriff in eine notwendige 
Beziehung zum Begriff des materiellen Gutes gesetzt wird. 

Nun deckt der Begriff »Gelderwerb« meiner Ansicht nach 
das Objekt der theoretischen Nationalökonomie logisch nur in sehr 
unvollkommener Weise. Ich stimme Sombart bei, wenn er 
sagt: das »Bezahltwerden«, das »Tauschwerthaben« ist das für die 
Nationalökonomie Wesentliche. »Nicht ob das, was einen Preis 
hat, der Sphäre des Wirtschaftlichen angehört, ist das Wichtige, 
sondern, daß etwas, mag es selbst so ideell sein, wie es wolle, einen 
Preis hat«. Ich habe ganz dasselbe mit ziemlich denselben Worten 
auch in meinem Buche gesagt. Aber daß das Bezahltwerden no t- 
wendig ein »in Geld Bezaliltwerden« sei, daß der Tausch- 
wert »letzten Endes auf Materielles sich beziehen muß«, 
daB der Pıeis notwendig in Geld bestehen (nicht nur 
in der gewöhnlich mit der Geldeinhet zusammenfal- 
lenden, aber nicht identischen Wertmaßeinheit 
ausgedrückt sein) müsse, bestreite ich. Die Gründe dafür, 
gedankliche Ueberlegungen wie Tatsachen, habe ich ja in 
meinem Buche angeführt. Jene Beziehung auf Geld und auf Mate- 
rielles ist wohl das Gewöhnliche, das Regelmäßige in den Tatsachen, 
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aber nichts logisch für die nationalökonomische 
Problemstellung Notwendiges. 

Aehnliches gilt von der Beziehung des Geldbegriffs zum mate- 
riellen Sachgutsbegriff und zum Begriff des ideellen Wertmaßes und 
Preisausdruckmittels. Auch ich habe das Geld als mate- 
rielles Tauschmittel gefaßt und nicht, wiees Sombart 
darstellt, nominalistisch im Knappschen Sinn. Neben dem 
Geldbegriff in jenem Sinn habe ich aber den Begriff einer ideellen 
rein gedanklichen als Preisausdrucksmittel dienenden Werteinheit 
hingestellt und dargelegt, wie dieser Begriff in der Tatsächlichkeit 
gewöhnlich mit dem materiellen Tauschmittel oder Geld verbunden 
erscheint, daß dies aber nicht notwendig so sei, daß beide 
Begriffe in Gedanken als voneinander grundverschieden getrennt 
gehalten werden müssen und daß sie auch in der Tatsächlichkeit 
oft auseinanderfallen. Sombart aber wirft beide Begriffe ein- 
fach durcheinander und tut die von mir behauptete »Idealität der 
als Preisausdrucksmittel dienenden sozial anerkannten Einheit« mit der 
Bemerkung ab, daß sie »solange eine unerwiesene Behauptung ist, als 
der zwischenstaatliche Verkehr die Goldzahlung als die einzige 
anerkennt« — als ob das irgendetwas gegen meine Darlegungen und 
nicht nur Vieles gegen seine Fähigkeit zu theoretischem Denken 
bewiese. Nicht darauf kommt es in der theoretischen Wis- 
senschaft an, was sich zufällig in der Erfahrung gegeben findet, 
sondern darauf, was darüber hinaus denkmöglich und denk- 
notwendig ist. Sonst könnte man ja auch mit derselben ele- 
ganten Handbewegung z. B. den absoluten Kältepunkt und manche 
andere Einsichten und Erkenntnisse der theoretischen Physik als 
unbewiesene Behauptungen erklären, weil sie sich in der gewöhnlichen 
und unter Umständen auch in der streng methodischen Erfahrung 
nicht als gegeben finden. Und Som bar t müßte konsequenterweise 
und würde wahrscheinlich analog dem obigen »Einwand« auch 
die Möglichkeit eines innerstaatlichen Papiergeldumlaufes als »un- 
bewiesene Behauptung« erklären, wenn es zufällig bisher noch in 
keinem Staate einen solchen faktisch gegeben hätte. Zudem handelt 
es sich bei jenem Begriff um die Behauptung eines inneren ge- 
danklichen Seins, die nur durch gedankliche Ueberlegung 
eingesehen, aber durch Hinweis auf äußere Tatsachen weder bewiesen 
noch widerlegt, höchstens verdeutlicht werden kann. Man braucht 
ja nur einmal ins Ausland zu reisen und wird bald inne werden, 
daß die Einheit, in der man sich die Preise vorstellt, etwas ganz 
anderes ist, als das Geldstück, mit dem man zahlt. 

Zur Verdeutlichung ließe sich noch manches sagen, aber ich 
kann hier in einer Entgegnung natürlich nicht viel mehr als den status 
controversiae feststellen. Es liegt mir auch nicht so sehr daran, 
vollkommen und restlos zu überzeugen, als vielmehr zu selb- 
ständigem Weiterdenken über dieses Problem anzu- 
regen. Dazu bedarf es aber klarer Begriffsschei- 
dungen gerade in bezug auf in der Praxis gewöhnlich miteinander 
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verbunden auftretende und in ihrem Wesen doch voneinander 
grundsätzlich verschiedene Dinge. Wer z. B. das als materielles 
Tauschmittel dienende materielle Geldstück von der sich 
damit verbindenden ideellen Wertmaßeinheit, also das E in- 
markstück von dem Einmarkwert nicht konsequent 
auseinanderzuhalten vermag, wird auf dem theoretischen Gebiet 
wenig ausrichten. Gerade Sombart, dessen Scharfsinn ich 
sonst aufrichtig bewundere, wirft aber hier die verschiedensten Dinge 
in einen Topf und operiert mit nichts weniger als eindeutigen, viel- 
mehr je nach Bedarf dahin und dorthin schielenden und schillernden 
Begriffen. (Siehe Seite 655, wo er die in bezug auf Inhalt und Umfang 
ganz verschiedenen Begriffe »Wirtschaft«, »Gewinnerzielung«, »Sach- 
güterbeschaffung«, »Erwerb«, »Sachgütererwerb«, »Gelderwerb« in- 
einander umdeutet und gleichsetzt). 

Die wesentliche sachliche Differenz zwischen Sombart 
und meiner Auffassung ist, um dies noch in einem Satz zu- 
sammenzufassen, die, daß Sombart, veranlaßt durch die 
Tatsache, daß wir an den Dingen, die wir nationalökonomisch (theo- 
retisch) betrachten, immer ein Materielles wahrnehmen, dieses Ma- 
terielle für etwas in bezug auf die nationalökonomische Problemstellung 
Wesentliches ansieht, während ich darin etwas bloß Zufälliges, 
in der Erfahrung zwar regelmäßig Gegebenes, aber für die national- 
ökonomische Problemstellung nichts prinzipiell Bedeutsames er- 
blicke. 

In bezug auf den letzten oben angeführten Punkt kann ich mich 
kurz fassen. Ich habe, we Sombart ganz richtig erkannt hat, 
mit Bewußtsein »bestimmte seelische Einstellungen der 
handelnden Wirtschaftssubjekte«e nicht unter die Grundvoraus- 
setzungen der nationalökonomischen Problemstellung aufgenommen 
und zwar deshalb, weil sie mir für die Problemstellung selbst 
bedeutungslos zu sein scheinen und nichts spezifisch Nationalöko- 
nomisches bedeuten. Man wird vielleicht — ich will mich hier darüber 
nicht entschieden aussprechen —, wenn man an die Problemlösung 
herangeht, derartige Hilfsannahmen wie »Gewinnstreben«, »völlige 
Beherrschung der.\Warenkunde«, »Allwissenheit in bezug auf die 
Marktlage«e machen müssen, um eine eindeutige Lösung zu 
ermöglichen, aber für die von mir in meinem Buche 
verfolgten Erkenntniszwecke ist dies alles 
ohne Bedeutung. Keiner der Grundbegriffe, um deren 
Feststellung ich mich bemüht habe, würde eine andere Fassung be- 
kommen, wenn ich diese Annahmen ausdrücklich in meine Grund- 
voraussetzungen hätte einführen wollen. Außerdem ist z. B. die An- 
nahme, daß die auf dem Markte handelnden Personen durch das 
Streben bestimmt werden, »so billig wie möglich zu kaufen und so 
teuer wie möglich zu verkaufen«, das viel berufene »wirtschaftliche 
Prinzip« der älteren deutschen Theoretiker, wie von Dietzel 
und anderen ja zur Genüge dargelegt worden ist, nichts anderes, 
als ein Spezialfall »rationalen (vernunftgemäßen) Handelns« über- 
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haupt und es hat meiner Ansicht nach wenig Sinn, diese Annahme 
alseine besonders wichtige nationalökonomische 
Voraussetzung ausdrücklich anzuführen. Solange wir in einer Welt 
leben, in der wir einen Menschen, der lieber mit Verlust als mit Ge- 
winn verkaufen oder lieber einen kleineren, als einen größeren Ge- 
winn, den er mit gleichem Müheaufwand erlangen könnte, einziehen 
will, der lieber billiger als teuer verkauft und dieselbe Sache lieber 
teuer als billig bezahlt, als in nicht mehr ganz normaler Geistes- 
verfassung befindlich betrachten, besteht wenig Anlaß, jene »gei- 
stige Einstellung« besonders hervorzuheben. Tun kann man es immer- 
hin, ich habe nichts dagegen. Wenn übrigens Sombart glaubt, 
daß es sich diesbezüglich bei den mittelalterlichen Menschen wesen t- 
lich anders verhalten habe, dann hat er natürlich unter diesem 
historisch interessierten Gesichtspunkt eine besondere Veranlassung, 
jene geistige Einstellung als eine wesentlich moderne 
besonders zu betonen. 

Ueber meine Auffassung von der Bedeutung der theoretischen 
Nationalökonomie innerhalb des Kreises der die Erfoschung des 
sozialwirtschaftlichen Seins zum Ziele nehmenden Wissenschaften 
will ich mich hier, da es zu weit führen würde, nicht näher aussprechen, 
Man mag sie immerhin eine »Hilfswissenschaft« nennen — jede 
Wissenschaft ist ja vom Standpunkt irgend einer anderen aus gesehen 
eine Hilfswissenschaft — und ihr eine dienende Rolle zuschreiben, 
ihr absoluter Wert für die Erkenntnis der Dinge 
wird dadurch nicht berührt. Wenn sie für Sombart eine Wissen- 
schaft ist, die er, wie er selbst gesteht, nicht sehr liebt, und die ihm 
als »Mann von Geist« nicht liegt, so ist das seine persönliche Ange- 
legenheit. (Man muß sich ja nicht mit ihr beschäftigen.) Es ist 
im übrigen eine allgemein menschliche Schwäche, daß ein Gelehrter 
die Wissenschaft, die sein Hauptarbeitsgebiet ist, für wichtiger 
hält als eine andere, eine besondere Schwäche allerdings, wenn 
er sich über die andere, die ihm nicht liegt, noch ärgert. Aber Som- 
bart hat diesen Standpunkt ja auch schon überwunden, wenn er 
sagt: »Hat man der theoretischen Nationalökonomie diese subalterne 
dienende Rolle zugewiesen, dann braucht man sich auch nicht mehr 
über sie zu ärgern.« Ich stimme dem ohne weiteres zu, wenn ich 
persönlich auch abgesehen von dieser Auffassung der theoretischen 
Nationalökonomie es nicht recht verständlich finde, daß man sich 
über ihre Existenz ärgert. Hat man schon jemals gehört, daß ein 
Experimentalphysiker sich über die Existenz einer theoretischen 
Physik geärgert hat? Aber freilich: ein Experimentalphysiker, der 
die Elemente der theoretischen Physik nicht kennt, ist undenkbar 
und unmöglich, während man einen historischen Nationalökonomen, 
der von der theoretischen Nationalökonomie mehr weiß als einige 
Autorennamen und Büchertitel, schon mit der Laterne suchen muß. 
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Erklärung. 


Wir erhalten folgende Zuschrift der rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Fakultät an der k. k. deutschen Universität Prag: 

In Heft ı des 39. Bandes Ihrer geschätzten Zeitschrift, das hier 
am 26. November Igı4 eingelangt ist, beschäftigt sich Herr Prof. 
Max Weber auf S. 227 ff. eingehend mit der von der rechts- und 
staatswissenschaftlichen Fakultät der deutschen Universität in Prag 
verschickten Schrift »Die rechts- und staatswissenschaftliche Fa- 
kultät der deutschen Universität in Prag über den Angriff Prof. Dr. 
Max Webers gegen Prof. Paul Sandere, indem er zugleich 
in seiner Eigenschaft als Mitherausgeber das Archiv zu einer Gegen- 
äußerung zur Verfügung stellt. Die Fakultät beabsichtigt nicht, 
von diesem Anerbieten Gebrauch zu machen, da sie ja nicht Neben- 
intervenientin in einem Streite Sander-Weber ist, sondern 
über Verlangen eines Mitgliedes ein Urteil über dessen Verhalten 
abgegeben hat, über das mit einem Dritten zu verhandeln ihr nicht 
ansteht und da sie überdies ihre Darlegungen zurückzunehmen oder 
auch nur zu modifizieren, in keinem Punkte Veranlassung hat; sie 
möchte nur zwei neuerliche tatsächliche Irrtümer des Prof. Weber 
berichtigen. 

Es ist nicht richtig, daß die hiesige Fakultät die von ihr aus- 
gegebene Schrift an die Heidelberger Fakultät nicht, oder 
erst nachträglich geschickt hat; richtig ist vielmehr, daß diese Schrift 
an de Heidelberger philosophische Fakultät zu gleicher Zeit, 
wie an die anderen Fakultäten abgesendet wurde. Ihr Empfang 
ist auch vom dortigen Dekan mit Zuschrift vom II. Juli 1914 Z. 685 
bestätigt worden. 

Unrichtig ist ferner die Behauptung des Prof. Weber, daß 
die hiesige Fakultät die Angelegenheit in den Buchhandel gebracht 
habe. Die Schrift ıst im Buchhandel nicht erschienen und nicht er- 
hältlich; der auf dem Titelblatte ersichtliche Passus »Im Selbstver- 
lage der Fakultät« entspricht lediglich einer preßgesetzlichen Vor- 
schrift ($ 9 österr. Prebgesetz vom 17. Dezember 1862). 

Der Dekan: 
Spiegel, 
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Entgegnung. 
Von 
E. SCHUBART. 


Zu den Darlegungen von Jacobs über die Frage der Zuckerpro- 
duktion im Jahre 1915 bemerke ich }): 

I. Jacobs sagt, ich hätte in meinem Aufsatze »gefordert, daß der 
Zuckerrübenanbau in diesem Jahre gesetzlich verboten werde«. 
Das ist nicht der Fall. Tatsächlich habe ich gefordert, daß die »Zucker- 
erzeugung« für dies Jahr verboten werde. Dann mögen IgI5 soviel 
Zuckerrüben gebaut werden, wie als reines Futtermittel ohne 
Entzuckerung sowie zum Spiritusbrand, für Zuckerrübenmehl usw. 
angemessen sind. Zucker aber soll nicht erzeugt, sondern aus den 
Lagerbeständen genommen werden. Daß Trockenschnitzel mit 
vollem Zuckergehalt ein nahrhafteres Viehfutter sind 
als entzuckerte, so daß mit geringerer Anbaufläche der gleiche 
Fütterungserfolg erzielt wird, ist klar. Darum würde das Verbot 
der »Zuckererzeugung« den Zuckerrübenanbau stark vermindern, 
also viel Ackerland für Brotkorn, Hafer, Futterrüben usw. freimachen. 

2. Mein am ıg. Oktober (!) 1914 dem Bundesrat übersandter 
Aufsatz bekämpft den damaligen Rechtszustand in der Zuckerfrage, 
nämlich die Gestattung der Ausfuhr von ıIoo Millionen kg Zucker 
in Verbindung mit der Nichtuntersagung der Zuckererzeugung IgI5. 
Der Bundesrat hatte jene heut allgemein verurteilte Ausfuhrerlaubnis 
— die uns leider hunderte Millionen kg Zucker gekostet hat — so 
begründet: Die in Deutschland verwertbare Höchstmenge Zucker 
werde durch den Vorrat bei Kriegsbeginn und die jeweils hinzu- 
kommenden Campagneerträge völlig gedeckt, und darüber hinaus 
ergebe sich ein Zuckerüberschuß, infolgedessen sei die Ausfuhr- 
erlaubnis am Platze. 

Ich habe diese Schlußfolgerung bekämpft und dargelegt, daß 
die kriegswirtschaftlich richtige Folgerung aus dem Vordersatze 
des Bundesrats (Zuckerüberschuß!) nicht Ausfuhrerlaubnis ist, 
sondern Verbot der Zuckererzeugung 1915, um die sonst der Zucker- 


1) Vgl. Archiv 40. Bd., 3. Heft (Drittes Kriegsheft). S. 790. Diese Ent- 
gegnung von H. Dr. Schubart gelangte erst nach Abschluß des dritten Kriegs- 
heftes in unsere Hände und kann daher erst jetzt abgedruckt werden. (A.d.R.) 
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erzeugung dienende Anbaufläche für anderes frei zu machen. Den 
Vordersatz vom Zuckerüberschuß habe ich dem Bundesrat als richtig 
zugegeben. Inzwischen hat der Bundesrat seinen damaligen Fehler 
eingesehen und die Ausfuhrerlaubnis widerrufen. Jacobs bezweifelt 
nunmehr den Vordersatz — Vorhandensein der im Inland verwert- 
baren Höchstmenge Zucker —; dazu müßte er vor allem angeben, 
wieviel von den IIoo Millionen kg tatsächlich zur Ausfuhr gelangt 
sind und wieviel Zucker jetzt noch vorrätig ist und uns aus Belgien 
und Polen zufließt. Dies unterläßt Jacobs, infolgedessen fehlt seiner 
Beweisführung die Grundlage. Denn ist die bis Ende IgI6 verwert- 
bare Höchstmenge noch vorrätig, so ist die Neuerzeugung IgI5 ver- 
fehlt. 

3. Jacobs Ausführungen treffen also nicht, wie weniger unter- 
richtete Leser glauben könnten, meine Thesen, sondern etwas, das 
Jacobs an deren Stelle gesetzt hat. 

4. Der Grundgedanke des Zuckerausfuhrverbotes ist, daß Deutsch- 
land seine ganze Anbaufläche für die eigene Kriegsernährung ge- 
braucht und daher nicht Teile der Anbaufläche in den Dienst des 
Auslandes stellen kann, was geschieht, wenn der Ertrag der Flächen 
exportiert wird. 

5. Die übrigen Fehler der Jacotsschen Arbeit aufzudecken ge- 
stattet der verfügbare Raum nicht. 


570 


LITERATUR-ANZEIGER. 


Inhaltsübersicht: ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher S. 570; 
2. Sozial- und Rechtsphilosophie S. 570; 3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassen- 
frage S. 573; 4. Sozialismus S. 575; 5. Sozialökonomische Theorie und Dogmenge- 
schichte S. 576; 6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien S. 580; 7. Be- 
völkerungswesen S. 588; 8. Statistik S. 588; 9. Soziale Zustandsschilderungen 
S. 588; 10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage S. 588; 11. Gewerbliche Technik 
und Gewerbepolitik S. 592; 12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation S. 593; 
13. Gewerbliche Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt S. 595 ; 14. Arbeiterschutz S. 596; 15. Ver- 
sicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung) S. 598; 16. Gewerkvereine und Tarif- 
wesen S. 599; 17. Allgemeine Sozialpolitik und Mittelstandsfrage S. 599; 18. Privat- 
beamten- und Gehilfenfrage S. 599; 19. Handel und Verkehr S. 599; 20. Privat- 
wirtschaftslehre (Handelswissenschaft) S. 601; 21. Handels- und Kolonialpolitik 
S. 601; 22. Geld-, Bank- und Börsenwesen S. 603; 23. Genossenschaftswesen 
S. 604; 24. Finanz- und Steuerwesen S. 604 ; 25. Städtewesen und Kommunalpolitik 
S. 604; 26. Wohnungsfrage S. 604; 27. Unterrichts- und Bildungswesen S. 606; 
28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege S. 606; 29. Kriminologie, 
Strafrecht S. 606; 30. Soziale Hygiene S. 606; 31. Frauenfrage, Sexualethik S. 606; 
32. Staats- und Verwaltungsrecht S. 606; 33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht 
S. 608; 34. Politik S. 608. 


nn hen ee 


ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Franz, Dr. Albert: Der soziale Katholizismus 
in Deutschland bis zum Tode Ketielers. Apolo- 
getische Tagesfragen. Heft 15. Herausg. vom Volksverein für 
das katholische Deutschland. M.-Gladbach 1914. Volksvereins- 
Verlag, G. m. b. H. 259 S. Geh. M. 3.—. 


Dank seiner Einstellung auf den Gemeinschaftsgedanken und 
einer in lebendiger Tradition übermittelten systematischen Sozial- 
lehre (Thomismus) war der Katholizismus zu einer frühzeitigeren 
Einsicht in die sozialen Probleme des Ig. Jahrhunderts, deren Wur- 
zel in der Zerschlagung der alten Gesellschaftsformen liegt, und zu 
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einer entschlosseneren Reformaktion befähigt als der Protestantis- 
mus. Und so nahm »von allen Kirchen die katholische zuerst in 
Volk und Führern zur sozialen Frage Stellung« (S. 14), was umso 
bemerkenswerter ist, als, wie Franz richtig hervorhebt, »der größte 
Teil der Bevölkerungsgruppen und -schichten, die infolge der Um- 
wandlung der modernen Wirtschaft und des Eindringens von In- 
dustrie und kapitalistischer Unternehmung vor die soziale Frage 
zunächst gestellt wurden, dem Protestantismus angehörten« (S. 14). 
Die vorliegende Arbeit stellt sich nun die Aufgabe, die soziale Be- 
wegung im deutschen Katholizismus des 19. Jahrhunderts bis zum 
Tode Kettelers zu schildern, und zwar in erster Linie die Wirk- 
samkeit des »sozialen Dreigestirns« Kolping, Schorlemer und Ketteler, 
die an der Spitze der katholischen Unternehmungen zur Reorgani- 
sation des Handwerker-, Bauern- und Arbeiterstandes standen. 

In einem ersten Teile (S. 1r—ıIo) wird die Vorgeschichte dieser 
Bewegung dargestellt und ihre relative Unabhängigkeit von fran- 
zösischen Anregungen nachzuweisen gesucht. F. J. v. Burs, »der. 
erste deutsche Sozialpolitiker«, findet eine eingehende Würdigung. 
Der zweite Teil (S. 1r1—ı81) handelt von katholischen Handwerker- 
organisationen und Bauernvereinen, der dritte von Bischof Ketteler 
und der Grundlegung der »christlichen« (= katholischen) Sozial- 

olitik. 

į Die Darstellung geht auf die Quellen zurück und trägt wissen- 
schaftlichen Charakter, wenn auch das Urteil des Verf. gelegentlich 
durch seinen Parteistandpunkt getrübt ist. So ist die Behauptung 
ganz unhaltbar, daß die christlich-soziale Aktion Deutschland vor 
schweren sozialen Erschütterungen bewahrt habe, ja daß sich 
sallein« durch sie der »Unterschied zwischen der deutschen und der 
auswärtigen (d. h. französischen und englischen) Sozialbewegung« 
erklären lasse (S. 95). Derartig summarische Erklärungsversuche 
der Verschiedenheiten in der Sozialgeschichte verschiedener Län- 
der sind natürlich von vorneherein, wissenschaftlich betrachtet, 
sinnlos. | 

Der Verf. hat ein fühlbares Interesse daran, Ketteler vor dem 
Vorwurf zu schützen, daß sein christlich-soziales System »reaktionär. 
und utopistisch« gewesen sei, wie man ja überhaupt auf katholischer 
Seite gegen diese beiden Worte besonders empfindlich ist. Aber 
man kann nicht alles haben wollen. Wenn man sich der Erbschaft 
des Thomas von Aquin erfreut, wenn man eine so schlichte und 
eindrucksvolle Erklärung für die Schäden des kapitalistischen Zeit- 
alters besitzt wie Ketteler (»der Verlust des christlichen Geistes in 
der Wirtschaft und in der Politik«), einen Maßstab für die Soll- 
höhe des Lohnes (den »tatsächlichen und (!) sittlichen Wert der 
Arbeit«, S. 186), dazu ein Staatsideal, das eine Synthese von Mittel- 
alter und Neuzeit darstellt (der »Ständestaat in modernem Gewande«, 
in dem aber, worin sonst immer sein moderner Charakter sich zeigen 
mag, die Kirche die Autorität ist, S. 201/202), wenn man also, 
mit andern Worten, überall festen Boden unter den Füßen hat, 
wo wir im leeren Raume schweben, klaren Bescheid geben kann, 
wo wir nach Erkenntnis suchen, im Besitze ist, wo wir strebend uns 
bemühen —, dann sollte man uns wenigstens die Befriedigung lassen, 
demgegenüber von reaktionärer Utopie zu sprechen. (Picht.) 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 37 
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Solovieff Wladimir: Ausgewählie Werke. Bd. | 
en u. 386 Seiten). Jena 1914. Eugen Diederich. M.7.—, geb. 
. 8.50. 

Seine großen Verdienste, die sich der Diederichsche Verlag durch 
Herausgabe sonst unübersetzter Philosophen erworben hat, vermehrt 
dieser erste Band einer auf drei Bände geplanten Ausgabe der Werke 
Solovjeffs ganz außerordentlich. Nicht nur philosophiegeschichtlich 
ist es sehr bedeutsam für uns, nach Tolstois und Dostojewskys inspi- 
rativen Selbstanalysen den Theoretiker der mystisch-religiösen Wendung 
Rußlands, seinen ersten und bis jetzt einzigen denkerisch relevanten 
Vertreter der Abkehr von Materialismus und Positivismus kennen 
zu lernen, sondern auch für eine wirkliche geschichtliche, soziologische 
oder geschichtsphilosophische Kenntnis russischer Probleme ist die 
Bekanntschaft sowohl der Stellungnahme Solovjeffs zum Sozialismus, 
. zum Tolstoismus und zur Theokratie, wie die seiner eigenen utopistischen 
Geschichtsphilosophie und Lehre vom Gottmenschen unumgänglich 
notwendig. Es ist aber bedauernswert, daß der Verlag diese seine 
Verdienste durch eine etwas willkürliche Auswahl selbst schmälert 
und in mancher Beziehung problematisch macht (so wie die Kierke- 
gaard Ausgabe wegen der nicht scharf genug zu tadelnden Willkür 
der Uebersetzer fast als wertlos zu betrachten ist): in der auf drei Bände 
geplanten Auswahl fehlen nach bisheriger Disposition die theoretischen 
Schriften Solovjefis vollständig; weder die »Kritik der abstrakten 
Prinzipien« noch die späteren Aufzeichnungen »über theoretische 
Philosophie« soll die Ausgabe enthalten. Es mag ja richtig sein, dab 
die eigentlichste Bedeutung Solovjeffs in seiner religiös-ethisch-ge- 
schichtsphilosophischen Stellungnahme zur Wirklichkeit liegt, aber 
selbst sein Versuch, die Ethik von allem Erkenntnismäßigen frei zu 
machen, setzt eine Erkenntnistheorie voraus, die uns nicht vorenthalten 
werden darf, wenn die Ausgabe eine wirkliche Bekanntschaft des 
Philosophen vermitteln soll. Auch die Berufung auf den mystischen 
Charakter der Solovjeffschen Philosophie kann diese Art der Aus- 
wahl nicht entschuldigen: bei jedem großen Mystiker der Vergangen- 
heit ist es stets klar ersichtlich, von welchem gedanklichen System 
er seinen Ausgangspunkt wählt, wenn auch um ihn transcendierend 
oder polemisch zu verlassen, bei Solovjeff hingegen — wegen der 
philosophischen Anarchie seiner Zeit — durchaus nicht; zudem wäre 
es durchaus falsch, Solovjeff, der in relativ spätem Alter Kants »Pro- 
legomena« ins Russische übersetzt hat, eine Gleichgültigkeit abstrakt- 
theoretischen Problemen gegenüber anzudichten. Doch wir wollen 
hoffen, daß der Verlag diesen Fehler der Ausgabe noch irgendwie 
beseitigen wird. — Ueber Solovjeff selbst kann erst nach Abschluß 
der Ausgabe Entscheidendes gesagt werden. Vor allem, weil in den 
in diesem Band vereinten Schriften (»Die geistigen Grundlagen des 
Lebens.« 1882—1884; »Sonntags- und Österbriefe« 1897—1898; »Drei 
Gespräche« 1899—1900) der definitive Standpunkt des Verfassers 
nicht immer ganz klar hervortritt. Insbesondere ist es noch wenig 
ersichtlich, inwiefern seine utopische Geschichtsphilosophie tatsächlich 
ein utopisches Hinausgehen über die geschichtliche Wirklichkeit be- 
deutet oder inwiefern sie bei einem Kanonisieren und zur -Kategorie- 
Erheben geschichtlicher Tatsachen (z. B. orthodoxe Kirche) stehen 
bleibt. Geradesowenig ist der für die ganze Position Solovjeffs ent- 
scheidende Punkt, der Uebergang von der Ethik zur Religion (als 
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Problem der Gnade berührt S. 14 ff.) in diesen Schriften ganz klar 
geworden, dessen Bedeutung um so größer ist, als Solovjeff gerade 
von hier aus die apriorische Begründung der Kirche als metaphysischer 
Realität versucht (vgl S. 95, 107). Eine Beurteilung dieser Probleme 
und alles aus ihnen Folgenden (z. B. die Gleichsetzung des Bösen 
mit dem Sinnlosen S. 59) kann erst nach Abschluß der Ausgabe er- 
folgen. Dann kann auch erst über die soziologische Bedeutung der 
utopischen Geschichtsphilosophie Solovjeffs gesprochen werden, und 
aus diesem Gesamtzusammenhang wird seine — hier oberflächlich 
und an dem Wesen der Probleme vorbei zu gehen scheinende — 
Kritik des Sozialismus (S. 48 ff.), der Philosophie Nietzsches (S. 167 ff.) 
sowie der Tolstois (in den »Drei Gesprächen«) hoffentlich als wesent- 
licher erscheinen. — Die Uebersetzung Harry Köhlers liest sich ganz 
angenehm; die Ausstattung ist einfach und gut; schade ist nur, daß die 
Seitenangabe des Inhaltsverzeichnisses voll von falschen Zahlen ist. 
| (Georg von Lukäcs.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Belloc, Hilaire: The Servile State. London und 
Edinburg ıgı2, T. N. Foulis. 189 S., geb. ı sh. 


These: Unsere moderne Gesellschaft ist dadurch aus ihrem 
Gleichgewicht gebracht, daß die Produktionsmittel im Besitze von 
einigen wenigen ihrer Mitglieder sind. Sie bemüht sich, dieses Gleich- 
gewicht dadurch wieder herzustellen, daß sie den der Produktions- 
mittel beraubten Proletarier mit Hilfe des Gesetzes zwingt, zum Vor- 
teil des Kapitalbesitzers zu arbeiten. Wir sind nach unserer histo- 
rischen Erfahrung berechtigt, eine Gesellschaft, die so organisiert 
sein wird, einen »Sklavenstaat« zu nennen. (Dabei wird unter Sklaven- 
staat eine Gesellschaft verstanden, in der so viele Individuen und 
Familien durch das Gesetz gezwungen sind, für den Vorteil anderer 
Individuen und Familien zu arbeiten, daß dieses Arbeitsverhältnis 
in der Gesellschaft überwiegt.) Auch der Sozialismus kann uns vor 
diesem Staat nicht retten; den einzigen Ausweg bietet eine jetzt noch 
nicht bestimmbare Handlung der Menschheit, die den Weg zum 
katholischen Glauben wieder gefunden haben wird. — 

Die Gleichgewichtsstörung der heutigen Gesellschaft soll auf 
der Unsicherheit beruhen, die auf die äußeren Lebensverhältnisse 
des einzelnen drücke, und auf dem ständigen Widerspruch, der 
zwischen der sozialen Abhängigkeit des Proletariats und seiner po- 
litischen Freiheit bestehe. Nun versteht B. unter »politischer Freiheit« 
immer »Vertragsfreiheit« im Sinne des Manchesterliberalismus; 
damit, daß diese Fiktion — nicht nur in der Wirklichkeit nicht auf- 
zufinden sei — sondern auch von der Theorie heute ausdrücklich 
aufgegeben werde, sei dann die Tatsache eines besonderen status 
civilis des Proletariats eingestanden. Hier wird also unter ausdrück- 
licher Betonung der ökonomischen Funktion des Sklaven, nämlich 
daß er für seinen Herrn arbeitet, unter Aufnahme der Arbeitswert- 
theorie und ihrer marxistischen Zuspitzung — der Mehrwertstheorie 
— der moderne Arbeiter zum Sklaven ernannt. Es ist für einen 
Gegner des demokratischen Parlamentarismus wie B. ein Leichtes, 
die veränderte politische Stellung des Arbeiters von heute im Ver- 
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ar zum Sklaven zu übersehen; in diesem Mangel der »politischen 
ategorie« liegt die Hauptschwäche der ganzen Anschauung. Das 
ist doch der Unterschied, daß der Sklave »politisch«, das heißt als 
Vertreter sozialer Macht für die Realisierung seines idealen Wert- 
anteiles am Produkt überhaupt nicht in Frage kommt, während der 
moderne Arbeiter im demokratischen Staat ja — entsprechend seiner 
mehr oder weniger großen politischen Macht — gerade mitbestimmt, 
wie die Verteilung des nationalen Produkts vor sich gehen soll. 
Die Arbeiterklasse fühlt sich allerdings als Stand gegenüber den Ka- 
pitalbesitzern; aber es erscheint mir kaum mehr als ein müßiger 
Zeitvertreib zu sein, wenn man einen Stand, der einer Bourgeoisie 
für das ganze Gewerbe des Kohlenbergbaus einen Minimallohn a b- 
zwingt, einen Stand von Sklaven nennt, bloß weil man eine 
oberflächliche Angleichung vorzunehmen in der Lage ist. Security 
und sufficiency garantiert sich hier der Arbeiter selbst — mit all den 
Zwangsmitteln, die der Staat ihm bieten kann —; er verschafft sich 
im übrigen mit seiner Gewerkschaftspolitik erheblich mehr als das 
Existenzminimum, in dessen Genuß nach B. der Sklave gestanden 
hat — und erhält sie nicht als Geschenk von einem über ihm stehenden 
A oder kapitalistisch interessierten Staat. Dadurch, 
daß diese politischen Gesichtspunkte außer acht gelassen werden, 
verschwimmen dem Autor die Unterschiede zwischen dem kapi- 
talistischen und dem kollektivistischen Staat; er wird denn auch dem 
praktischen Sozialismus in keiner Weise gerecht. Es wäre aber besser 
gewesen, wenn B. sich eine große Verstaatlichungsaktion wie die der 
preußischen Eisenbahnen ae finanzielle Methode und die Erfolge 
genauer angesehen hätte; was er statt dessen an abstrakten Ueber- 
Jegungen über die Unmöglichkeit, die Kapitalistenklasse »auszu- 
kaufen«, gibt, ist recht dürftig. — 

.. Das Ideal B.s ist der französische Kleinbauer, ein letzter Rest 
der alten und vielleicht ein Anfang einer neuen »freien« Zeit. B. 
ist gläubiger Katholik und soweit französischer Nationalist, daß er 
damit rechnet, daß vielleicht einmal dieser Staat — möglicherweise 
auch das katholische Irland — nötigenfalls durch Krieg die Menschheit 
von dem Joch der Sklaverei befreit, das englischer Kapitalismus 
und deutsch-jüdische Abstraktionen — gemeint ist der Sozialismus — 
mit immer wachsendem Erfolg ihr aufbürden. 

Die für einen Spiritualisten inkonsequente Betonung des Sozialen 
als etwas Selbständigem gegenüber den sonstigen Ursachen der hi- 
storischen Eintwicklung bringt es dann auch mit sich, daß B. sich an 
verschiedenen Stellen einer ökonomischen Geschichtsdeutung nähert. 

Der Autor steht mit diesen Anschauungen nicht allein. Die um 
G. K. Chesterton halten zu ihm; vielleicht auch das kleine Fähnlein 
der englischen Nachfolger Nietzsches, die hier einen Seitenweg ver- 
muten, ihr Reich in dieser Welt einzurichten. Der Apparat der 
öffentlichen Meinung in England bewirkt, daß Bewegungen, die sich in 
Deutschland hinter den verschlossenen Türen einzelner Konventikel 
halten, dort in die Oeffentlichkeit kommen und diskutiert werden, 
ohne aber jene deutschen Parallelbewegungen an Bedeutung zu 
übertreffen. | (Keck.) 
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4. Sozialismus. 


Rabinowitz, Dr. Sonja: Zur Entwicklung der 
Arbeiterbewegung in Rußland. Berlin 1914. Julius 
Springer. 97 S. 

Das Thema ist sowohl populär, wie interessant. Die Verf. geht 
aber leider mit unzureichenden wissenschaftlichen Mitteln ans Werk. 
Ihr Material ist sehr wenig originell und die Darstellung höchst un- 
systematisch. Das Büchlein ist eine wenig geschickte Kompilation 
von nicht immer richtigen Ziffern und Tatsachen über die wirtschaft- 
liche Entwicklung Rußlands, über Streiks, Arbeitergesetzgebung, 
am wenigsten über die Arbeiterbewegung selber. 

Dabei behandelt die Verf. die Geschichte der Arbeiterbewegung 
rein äußerlich, indem sie bloß die einzelnen Ereignisse registriert, 
ohne den ideologischen und psychologischen Inhalt derselben zu 
suchen. So bekommt man aus dem Buche gar kein Verständnis der 
vormarxistischen Arbeiterbewegung, die sich doch recht interessant 
im Zusammenhang mit der revolutionären Bewegung der »Narodnaja 
Volja« gestaltete, die ihre Organisationen und ihre Presse hatte. 
Die Verf. bringt darüber nur einige äußere Tatsachen, aus denen 
aber deutlich hervorgeht, daß die Arbeiterorganisationen der 70er 
Jahre sich politische Zwecke stellten (S. 43); um so befremdender 
klingt es, wenn die Verf. plötzlich auf S. 79 erklärt, daß die »ersten 
Arbeiterorganisationen, dieden politischen Kampf aufnahmen, 
die polnischen und jüdischen waren«. 

ieser Widerspruch erklärt sich nun durch die Tendenz, die die Verf. 
in ihrer Schrift zum Vorschein kommen läßt. Sie, die eine Kennerin 
der Geschichte des »jüdischen Arbeiterbundes« ist, sucht nämlich 
zu beweisen, daß die jüdische Arbeiterbewegung die russische be- 
einflußt hat und eine führende Rolle in der Entwicklung Rußlands 
gespielt hat. Um das zu beweisen, muß aber die Verf. die russisshe 

Bewegung recht falsch darstellen. Hier nur einige Beispiele. So 

behauptet die Verf., daß »Mitte der goer Jahre, als sich die russische 

Bewegung noch im Stadium des »Oekonomismus« befand, die jü- 

dischen Organisationen sogar schon Maidemonstrationen organi- 

sierten«. Nun befand sich die russische Bewegung Mitte der goer 

Jahre weder im Stadium des Oekonomismus, noch kannte man 

damals irgend etwas in der russischen Arbeiterbewegung von dem am 

Ende der goer Jahre hervorgetretenen »Oekonomismus«. Ferner 

wurden in Rußland, namentlich in Kiew, schon i. J. 1894 Maidemon- 

strationen veranstaltet. An anderer Stelle berichtet die Verf. über 
den ersten sozialdemokratischen Parteitag, den sie aus unbekannten 

Gründen »konstituierende Versammlung« nennt (S. 75). Dabei soll 

der Parteitag nach der Verf. im Ausland abgehalten worden sein, 

während er in Minsk, in Rußland, stattgefunden hat und es gerade 
charakteristisch war, daß der ausländische russische soz.-dem. Ver- 
band gar nicht vertreten war. Hier zeigt sich, wie wenig die Verf. 
mit der Geschichte der russischen Arbeiterbewegung, die sie zu 
schildern übernommen hat, in Wirklichkeit vertraut ist. An derselben 

Stelle erzählt die Verf. in Fettdruck, daß auf diesem Parteitage 

die »Russische sozialdemokratische Partei« gegründet wurde, wovon der 

» Jüdische Arbeiterbund« einen autonomen Teil bildete; daß da die 

»Russische sozialdemokratische Partei« gegründet wurde, ist richtig, 

aber daß der » Jüdische Arbeiterbund« davon einen autonomen Teil 
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bildete, ist weniger richtig, da seine Autonomie sich von der Auto- 
nomie der übrigen Teile der neu gegründeten Partei nur dadurch 
unterschied, daß ihm die Herausgabe der jüdischen Literatur, wegen 
Sprachunkenntnis des Zentralkomitees, völlig überlassen wurde; 
sonst hatte der »Bund« keine autonomen Rechte und konnte seine 
Beziehungen mit anderen Organisationen in Rußland und im Aus- 
lande nur durch das Zentralkomite der Partei pflegen. 

Derartige Ungenauigkeiten und Unrichtigkeiten sind im Buche 
nahezu auf jeder Seite zu finden, aber all das wäre nicht so schlimm, 
wenn der Grundgedanke richtig wäre; dem ist jedoch nicht so, 
da die Rolle des »jüdischen Bundes« zwar in der Geschichte der rus- 
sischen Arbeiterbewegung nicht zu bestreiten ist, aber eine führende 
und entscheidende, wıe es die Verf. zu beweisen sucht, war sie nicht, 
vielmehr war sie kaum größer als die der polnischen Arbeiterbewegung, 
welche in vieler Beziehung bahnbrechend und auch bei der Gründung 
des »Bundes« von großer Bedeutung gewesen ist. Die russische Arbeiter- 
bewegung ist ihre eigenen höchst interessanten Wege gegangen, die 
in der Epoche, welche die Verf. schildert, unter entscheidendem 
Einflusse der revolutionären Intelligenz, ihrer Hemmungen und 
Ideologien standen. Um ihre Geschichte zu schildern, ist ein Studium 
des Urmaterials, der Arbeiterzeitungen, der Flugblätter und Pro- 
gramme notwendig, aus denen allein man einen Ueberblick über die 
Entwicklung derselben feststellen kann. Das hat aber die Verf. 
nicht getan und hat auch daher zu keinem wissenschaftlich brauch- 
baren Material kommen können. (L. Pumpiansky.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Mohrmann, Dr. Warthold: Dogmengeschichte der 

k Zurechnungslehre. Jena 1914. Gustav Fischer. IIO S., 
M. 3.—. . 

Gehrlich: Dr. Fritz, Geschichte und Theorie 
des Kapitalismus. München und Leipzig 1913. Duncker 
S. Humblot. 406 S. 


Die Kunst, aus zehn Büchern ein elftes zu machen, scheint wieder 
in Schwung zu kommen. Zwei typische — keineswegs vereinzelte — 
Exemplare dieser Gattung aus den nationalökonomischen Publi- 
kationen der letzten Jahre stellen die beiden angezeigten »Werke« 
dar. Dr. Warthold Mohrmann fühlt in sich den Beruf, eine 
»Dogmengeschichte der Zurechnungslehre« zu schreiben. Zu diesem 
Zweck durchblättert er eine Reihe von nationalökonomischen Schrift- 
stellern der Vergangenheit und Gegenwart und exzerpiert jene Stellen, 
in denen nach seiner Meinung von Zurechnung die Rede ist. Diese 
Exzerpte werden dann zusammengestellt, — keineswegs wahl- 
und planlos, sondern wohl geschieden nach »Anhängern und Gegnern 
der Zurechnungstheorie« und rubriziert unter »Proportionalitäts- 
theorien, Abhängigkeitstheorien, Schätzungstheorien und Produktiv- 
gutswerttheorien« — und die »Dogmengeschichte« ist fertig. Die 
Arbeit »war nicht leicht« erklärt der Verfasser mit Pathos im Vor- 
wort. »Aber die Mühe wurde durch eine reiche Ausbeute gelohnt. 
Die interessantesten Entdeckungen! Es zeigte sich unter anderem, 
daß neuere Schriftsteller Zurechnungstheorien entwickeln, die sie 
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für eine ganz neue Offenbarung halten, ohne eine Ahnung davon zu 
haben, daß schon jahrzehntelang früher dieselbe Theorie aufgestellt 
und sogar bereits von anderer Seite mit guten Argumenten bestritten 
wurde.« 

Leider hat der Verfasser im Text dann ganz vergessen, aufzu- 
zeigen, bei welchen Schriftstellern dies der Fall ist, und aus der Ex- 
zerptensammlung ist es nicht zu entnehmen. Es ist schade, daß er 
das Geheimnis dieser interessanten »Entdeckungen« nicht lüftet. 
Dies könnte für die Lösung des Zurechnungsproblems ja vielleicht 
förderlich sein. Indessen wir werden dafür entschädigt durch einen 
eigenen Beitrag des Verfassers. Den go Seiten Exzerpte, die er 
»Dogmengeschichte der Zurechnungslehre« nennt, läßt er nämlich 
noch eine 20 seitige »Kritik der Zurechnungstheorie« folgen, aber nicht 
etwa eine Kritik dieser oder jener geschichtlichen Zurechnungs- 
theorien, sondern eine Kritik »der Zurechnungstheorie« an sich. 
Darin wird »die ganze Zurechnungstheorie als ein falsches Dogma 
enthüllt . gezeigt, daß alle Zurechnungstheorien falsch sind . 
bewiesen, daß wir in der Zurechnungslehre einen Irrweg der national- 
ökonomischen Forschung vor uns haben«. 

Die ganze Idee der Zurechnung beruhe auf einer Täuschung, 
die dadurch entstehe, daß wir glauben, in dem Ergebnis des Pro- 
duktionsprozesses oder dem »Produkt« die »Summe« der 
produktiven Kräfte der im Produktionsprozeß mitwirkenden 
»Faktoren« vor uns zu haben. In Wirklichkeit hätten wir es 
aber im »Produkt« eben mit einem »Produkt« zu tun und nicht 
mit einer »Summe«. »Der Produktion entspricht die Multipli- 
kation« und nicht, wie man bisher immer angenommen habe, 
die Addition. »Auf diesen Unterschied hat bisher noch niemand, 
auch von den Gegnern der Zurechnungstheorie, aufmerksam gemacht.« 

Ja, ja; »mit Worten läßt sich trefflich streiten«, 

mit \Vorten ein System bereiten«. 
Der Verfasser gibt sich dann die überflüssige Mühe nachzuweisen, 
daß man bei der Multiplikation nie sagen könne, daß ein Faktor 
mehr zum Resultat, dem »Produkt« beitrage, als der andere, wie 
groß auch der Unterschied der Werte von beiden Faktoren an sich 
sein mag, daß es eine »logische Unmöglichkeit« sei, in einer Multi- 
plikationsgleichung dem einen Faktor »eine größere Wirksamkeit 
zuzusprechen« als dem andern. 

Mohrmann wendet sich dann auch im besonderen den Ar- 
gumenten zu, mit welchenClark, Aftalion und »die Oes ter- 
reicher« das Prinzip der Zurechnung begründen, bekämpft sie 
aber mit einem einfachen Generalargument, durch welches ebenfalls 
jede Zurechnung an sich als unmöglich dargetan werden soll. Er 
behauptete nämlich, »daß jede wirtschaftliche Zurechnung 
nur möglich ist auf Grund der technischen Zurechnung und »b e- 
weists dann, »daß eine technische Zurechnung nicht möglich ist«. 
Daß der Verfasser »stechnische« (kausale) und rein »wirt- 
schaftliche (rechnungsmäßige) Zurechnung oder 
physische und Wertzurechnung nicht auseinander zu halten ver- 
mag, wäre nicht so schlimm, — das ist ja eine einigermaßen schwierige 
Sache und erfordert, da tatsächlich in den Ausführungen der Zurech- 
nungstheoretiker oft wirklich oder scheinbar beide Gesichtspunkte 
durcheinanderlaufen, — eine gewisse Selbständigkeit im theoretischen 


578 Literatur-Anzeiger. 


Denken. Schlimmer ist, daß er die Polemik gegen die österreichischen 
Zurechnungstheoretiker, deren Zurechnungstheorie doch nichts anderes 
sein will, als die konsequente Anwendung der allgemeinen Wert- 
und Preisgesetze auf die Produktivgüter, mit den Sätzen schließen 
konnte: »Die österreichische Theorie von der Bewertung und Preis- 
bildung der Produktivgüter ist falsch. Die allgemeinen 
Gesetze der Wert- und Preisbildung gelten 
für die Produktivgüter, wie für die 

ebrauchsgüter. (Im Original fettgedruckt!) Von einem 
M i B verstehen der österreichischen Theorie kann man hier wohl 
nicht mehr sprechen, sondern lediglich von einem bedauerlichen 
Nichtverstehen. Das gilt übrigens für Mohrmanns ganze 
Auffassung des Zurechnungsproblems. Er will, wie er in der Ein- 
leitung hervorhebt, das Zurechnungsproblem abseits und unabhängig 
von jeder Werttheorie lösen — wo doch das Zurechnungsproblem 
nichts anderes ist, als ein spezielles Wertproblem, nämlich das Problem 
der Wertung der Produktivgüter, bzw. das Problem der Art und Weise 
der Abhängigkeit des Wertes der Güter höherer (entfernterer) Ordnung 
vom Werte der aus ihnen erzeugten Güter erster Ordnung oder Ge- 
nußgüter. 

Dieses »Werk« verdankt seine Entstehung einer Anregung Pro- 
fessor Dr. Liefmanns, wie der Verfasser im Vorwort hervorhebt. 
Liefmann hat aber, we Mohrmann zitiert, schon vor zwei 
Jahren geschrieben: »Jede dieser Zurechnungsmethoden ist gleich 
willkürlich, alle sind reine Fiktion, theoretische Konstruktionen 
ohne jeden realen Hintergrund des wirtschaftlichen Lebens ... 
Was die Zurechnungstheorie versucht, ist so oder so eine. platte lo- 
gische Unmöglichkeit, an der auch alle mathematischen Beweise 
über ihre Lösbarkeit nichts ändern können ... Kurzum, eine 
Wertzurechnung gibt es nicht, und ich hoffe, jetzt diese ganze Zu- 
rechnungslehre endgültig erledigt zuhaben.« Warum jemanden anre- 
gen, soviel Zeit und Arbeit zu verschwenden, um genau dasselbe nochein- 
mal zu »beweisen« ? 

Noch anspruchsvoller im Titel as Mohrmanns Buch, wem 
auch vergleichsweise solider in der Arbeit, trittuns Gehrlichs 
Werk entgegen. Fritz Gehrlich hat sich die große Aufgabe 
gesetzt, eine »Geschichte und Theorie des Kapi- 
talismus« zu schreiben und damit dieses schwierige Problem 
ein für allemal zu »lösen«. Dies bewerkstelligt er alles in allem 
auf 406 Seiten; 374 Seiten »Geschichte des Kapitalismus« vom Jahr 
2250 v. Chr. bis zur Gegenwart und 30 Seiten »Theorie des Kapi- 
talismus«. Die »Geschichte« verbreitet sich in 7 Teilen über wirt- 
schaftliche, natürliche, technische, politische und rechtliche Zustände 
in Altbabylonien, Neubabylonien, Griechen- 
land, im Zeitalter des Hellenismus, im römi- 
schenWeltreich, vomUntergang des römischen 
Reiches bis zur Neuzeit und in Mittelalter und 
Gegenwart. Man erfährt daraus allerlei interessante Dinge 
über altbabylonische Quellen und geographische Verhältnisse, über 
Sumar, Akkad und Hammurabi, über Maß, Gewicht und Geld, über 
Schiffahrt und Schiffbau, über Pacht-, Dienst- und Werkverträge, 
über Töpferei, Weberei, Metall-, Stein- und Holzverarbeitung, über 
Stellvertretung und Vollmacht, über Kommissions-, Speditions-, Lager- 
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und Frachtgeschäfte, über Bank-, Münz- und Girowesen, Assozia- 
tionen, Ackerbautechnik und Sklavenwirtschaft bei all den ver- 
schiedenen Völkern zu all den verschiedenen Zeiten, Dinge, die der Ver- 
fasser aus den verschiedenen Quellenwerken über diese Völker und Zei- 
ten, wie Ed. Meyer, Kohler, Peiser, Ungnad, Müller, 
Winckler, Schorr, Meißner, Lehmann, Speck, 
Pernice, Beloch, Goldschmidt, Lipsius, Fran- 
cotte, Wilcken, Preisigke, Leonhard, Gareis, 
Below, Striesler u. a. zusammengetragen und zu einem durch 
fortlaufende Paginierung verbundenen Ganzen »verarbeitet« hat. Nur 
vom »Kapitalismus« erfährt man nichts. Man weiß zum Schluß 
nicht einmal, was sich der Verfasser unter »Kapitalismus« denkt, 
die ganze Entwicklung der Wirtschaft vom Anbeginn der Welt oder 
ein chemisch-physikalisches Problem (vgl. S. 350/51) oder bloß einen 
zugkräftigen Buchtitel. Auch aus der »Theorie des Kapitalismus« 
wird man darüber nicht klarer. Da erzählt uns der Verfasser über die 
Wirtschaftssubjekte und ihr Streben«, über »das Wesen der wirt- 
schaftlichen Arbeit«, den »Widerstreit der Zweckmäßigkeitsreihen«, 
den »Weg der Wirtschaftsentwicklung«, den »Zug zur Organisierung«, 
mehr oder weniger bekannte Dinge, aber vom Kapitalismus erfährt 
man wieder nichts, trotzdem der Verfasser die Frage nach dem »Wesen 
der kapitalistischen Wirtschaft« oder die Frage »Was ist Kapitalis- 
mus« ausdrücklich aufwirft. Seine Antwort ist: »Die gegen- 
wärtige Wirtschaft, diewirdiekapitalistische 
nennen,ist wesensgleich mit derderVergangen- 
heit. Beider Ziel ist das Streben nach größt- 
möglichem Gewinn. Beider Methode ist, die 
einzelnen Maßnahmen so zu treffen, daß sie 
dieses Ziel in möglichst vollkommener Weise 
erreichen, das heißt, so zweckmäßig als mög- 
lich zu wirtschaften... Wollten wir unsere Auffassung 
in die Form einer These kleiden, so müßten wir sagen: DasWesen 
der wirtschaftlichen Arbeit ist das rastlose 
Streben nach immer größerer Zweckmäßigkeit 
ın der Wirtschaftsgebarung mit dem Ziele 
eines möglichst hohen Gewinnes« (S. 386/87.) 
Also: »Kapitalismus« gibt es entweder überhaupt nicht oder ist 
identisch mit »wirtschaftlicher Arbeit«! Und darüber muß man 
406 Seiten schreiben ? Man weiß nicht, worüber man mehr stau- 
nen soll, über die Naivität, mit der der Verfasser einem solchen 
Problem, dem andere eine ganze Lebensarbeit widmeten, gegen- 
übertritt, oder über die Anmaßung, mit der er sich seine Bücher- 
titel auswählt. Betrübender aber ist das Licht, das dadurch auf 
das Niveau der nationalökonomischen Arbeit der Gegenwart in 
Deutschland fällt, daß es ein erster Verlag ist, der ein solches »Werk« 
auf den deutschen Büchermarkt bringt. Man möchte glauben, daß 
Duncker und Humblot an seinem »Friedrichowich« 
gerade genug hätte. (Alfred Amonn.) 


Oswalt, H.:Vorträge über wirtschaftlicheGrund- 
begrifje. Zweite durchgesehene Auflage. Jena IgI4. Gustav 
Fischer. VI und 163 S. M. 3.50. 


Diese nun in zweiter Auflage erschienenen Vorträge verfolgen 
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den Zweck, »weitere Kreise für Fragen der Wirtschaftstheorie zu 
interessieren«. Es sind also, wie man sagt, »populäre, gemeinver- 
ständliche Vorträge«, für Laien, die sich für wirtschaftswissenschaft- 
liche Probleme interessieren, insbesondere für Praktiker, die im 
Wirtschaftsleben tätig sind, berechnet und gehalten. So verdienst- 
voll ein solcher Versuch an sich ist, so anerkennenswert ist in diesem 
Fall erfreulicher Weise auch seine Durchführung. Nichts von dem 
seichten und oberflächlichen Geschwätz, das sonst gewöhnlich in 
derartigen Vorträgen Laien und Praktikern geboten zu werden pflegt, 
— siehe z. B. Jalis Wolfs Vorträge über die »Gegenwart 
und Zukunft der Volkswirtschaft« — findet sich hier. Oswalt 
ist sich der großen Schwierigkeit, die mit dem Popularisieren sehr 
abstrakter Gedankengänge über konkrete, praktische Dinge ver- 
bunden ist, wohl bewußt und gibt sich redlich Mühe, ihrer Herr zu 
werden. Er hat die ganzen Probleme, die er hier zur Darstellung 
bringt, selbständig und gründlich durchdacht — was ja eigentlich 
bei derartigen Unternehmungen selbstverständlich sein sollte, man 
aber von den meisten anderen Popularisatoren eben leider nicht 
sagen kann — und versucht, sie auf die einfachsten, verständlichsten 
Formeln zu bringen. Und man muß sagen, daß ihm dies in einem 
hohen Maß, wenn auch nicht vollständig, gelungen ist. Daß Oswalt 
hiebei seine eigenen Anschauungen zum Ausdruck bringt, ist selbst- 
verständlich, daß sich gegen diese da und dort mancherlei einwenden 
ließe, tut dem verdienstvollen Versuch und der ebenso verdienst- 
vollen Durchführung natürlich keinen Abbruch. Das wird immer 
so sein und ist bei einem derartigen Unternehmen nicht Gegenstand 
der Kritik. 

Oswalt behandelt in diesen Vorträgen die wichtigsten ele- 
mentaren Probleme der theoretischen Nationalökonomie, das Wesen 
und Prinzip der modernen Verkehrswirtschaft, die Bedeutung und 
Funktion der freien Konkurrenz, den Mechanismus der Wert- und 
Preisbildung, das Lohn-, Zins- und Rentenproblem. Dabei sucht 
er in der Darstellung immer den einheitlichen Gesichtspunkt, wie 
diese verschiedenen wirtschaftlichen Erscheinungen im Grunde 
einem Zweck dienen, nämlich dem der Erfüllung der »wirtschaftlichen 
Aufgabe«, zur Geltung zu bringen. Wer einen Einblick in diesen 
Mechanismus und in die Art und Weise, wie er seinen Zweck erfüllt, 
gewinnen will, wird mit ein wenig Geduld und Ausdauer seine Ab- 
sicht mit Hilfe dieser Vorträge gewiß erreichen. Mehr noch als Laien 
möchte ich sie Anfängern als erste Einführung wärmstens emp- 
fehlen. (Alfred Amonn.) 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Beard, Charles A.: An economic interpretation 
of the Constitution of the United States. 
New York 1913. The Macmillan Co. VI und 330 S. 2.50 Doll. | 


Der Verfasser, Professor an der Columbia Universität in New 
York, will den Nachweis führen, daß die Verfassung der Vereinigten 
Staaten nicht etwa das Produkt staatsrechtlicher Doktrinen, sondern 
die Resultante von Klassenkämpfen ist. Genau so wie in ihrer 
Heimat, begegnet die ökonomische Geschichtsauffassung auch in 
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Amerika entschiedener Ablehnung von seiten der offiziellen Historio- 
graphie. Theoretisierende Geschichtsschulen wurzeln überall in 
sozialen Gegensätzen, und es ist weiter nicht verwunderlich, daß 
weder die alte idealisierende Bancroftsche Schule, der für die Er- 
klärung der Verfassung der göttliche Wille genügt, noch die rassen- 
psychologische »teutonische Schule«, noch auch die schlechthin 
»historische« leicht den Platz räumen, daß sie vielmehr die neue 
ökonomische Schule entweder vornehm-kühl ignorieren oder als 
europäischen Import zu diskreditieren suchen. Auf diesen Wider- 
stand gefaßt, bringt Prof. Beard eine solche Menge neuen und ori- 
ginellen Materials auf, wie keiner seiner Vorgänger, ist aber auch 
viel klarer, entschiedener und überzeugender als diese. 

Die Methode des Verfassers besteht darin, daß er neben der 
Analyse der wirtschaftlichen Struktur und der Klassengliederung 
in den dreizehn konföderierten Staaten den ganz eigenartigen Ver- 
such unternimmt, die wirtschaftliche Interessiertheit und die poli- 
tische Doktrin jedes einzelnen Mitgliedes des Konventes festzustellen. 
Diese Methode, allein angewandt, müßte auf die schwersten Be- 
denken stoßen. Es ist nicht richtig, was der Verf. an einer Stelle 
(S. 16) ausführt, daß, wenn es möglich wäre, die ökonomische Bio- 
graphie all der etwa 160 000 Männer zu haben, die an der Gestaltung 
und Annahme der Verfassung beteiligt waren, man das verläßlichste 
Material für die Entscheidung der Frage hätte, ob die Verfassung 
das Produkt der Abstraktion »ganzes Volk« oder bestimmter öko- 
nomischer Gruppeninteressen war. Diese Auffassung setzt einen 
Grad von Bewußtheit und individueller Einsicht in das Notwendige 
und Nützliche voraus, wie er keinem Volke und keiner Gruppe je- 
mals eigen war. Wollte man die Richtigkeit der ökonomischen Ge- 
schichtsbetrachtung auf diese rein psvchologische Beweisführung 
gründen, so könnte man in dem hundertfältigen Irrationalismus des 
täglichen Lebens ebensoviel Beweise gegen, als für eine utilitaristische 
Determinierung des geschichtlichen Handelns finden. 

Zum Glück standen dem Verf. weder die 160 000 Biographien 
zur Verfügung, noch hat er das unterlassen, was vorläufig und bei 
dem heutigen Stande der psychologischen Erkenntnis als das ent- 
scheidende Beweismittel betrachtet werden muß: eine genaue Unter- 
suchung nicht der individuellen, sondern der Klasseninteressen an 
dem Kampfe für und wider die Verfassung. Diese Untersuchung 
wird, wie erwähnt, ergänzt durch die Analyse der privatwirtschaft- 
lichen Interessen der 55 Mitglieder der verfassunggebenden Ver- 
sammlung. 


x * 
* 


Welcher Art waren die Interessen, die die Umwandlung der 
losen Konföderation der 13 Staaten in einen festen Staatenbund 
erheischten ? 

Das System der Konföderation bestand wesentlich im folgenden: 
Die Artikel der Konföderation schafften eine lose Vereinigung von 
13 souveränen Staaten. Die nationale Regierung war repräsentiert 
durch eine Gesetzgebung mit einer Kammer, in der die Staaten die 
gleiche Stimmenzahl hatten. Es gab keine nationale Exekutive und 
keine nationale Gerichtsbarkeit. Die zentrale Vertretung hatte keine 
unmittelbare Kompetenz in Handels- und Steuerangelegenheiten; 
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sie konnte deshalb die Mittel für die Bezahlung der Staatsschulden 
nicht aufbringen noch für die Zinsen. Die Legislativen der einzelnen 
Staaten waren unter diesem System eigentlich unbeschränkt und 
unkontrolliert und nichts hinderte sie daran, »in die privaten Eigen- 
tumsrechte durch gesetzliche Moratorien, Währungsgesetze, Papier- 
geldausgabe und eine ganze Reihe anderer Maßregeln im Interesse 
der Schuldner einzugreifen« (S. 52). 

Inwieferne waren durch diesen Zustand gewisse Klasseninteressen 
berührt ? 

Um auf diese Frage antworten zu können, unternimmt B. im 
II. Kap. eine Uebersicht der ökonomischen Interessen in 1787. 

Vorerst wird die Klasse der Besitzlosen aus der weiteren Behand- 
lung ausgeschaltet. Sie bestand aus vier Gruppen: Sklaven, Dienst- 
boten, kleine Handwerker und Arbeiter, Frauen. Sie alle hatten 
kein Wahlrecht und waren im Konvent nicht vertreten. 

Ohne politische Vertretung und ohne soziales Gewicht konnten 
somit die Interessen der Besitzlosen bei der Verfassung nicht in Be- 
tracht kommen. Es blieben also die Klassen der Besitzenden. 

B. unterscheidet erstens zwischen Grundeigentümern und Kapi- 
talisten (real and personal property holders). 
Diese zwei großen Klassen gliederten sich wieder in Gruppen, deren 
Interessen nicht immer zusammenfielen. 

Die Grundbesitzerklasse war in drei Gruppen geteilt: 1. die kleinen 
Farmer hinter der Ostküste, 2. die Großgrundbesitzer im Hudson- 
tal, 3. die sklavenhaltenden Pflanzer des Südens. 

Die Kapitalistenklasse bestand aus folgenden Gruppen: I. Geld- 
eigentümer, 2. Staatsgläubiger, 3. Fabrikanten und Reeder, 4. Boden- 
spekulanten. 

Von all diesen Gruppen waren bloß zwei entschiedene Gegner 
der Verfassung: die kleinen Farmer und die Großgrundbesitzer des 
Ostens. 

Die Verschuldung des kleinen Grundbesitzes war schon damals 
verbreiteter, als man allgemein annimmt. Große Strecken Landes 
waren in die Hände von Spekulanten geraten; Gesellschaften wur- 
den in England und Amerika gebildet, die z. B. in Virginia große 
Gebiete, den acre zu 2 cent, aufkauften und teuer in Parzellen ab- 
gaben. Alle die jährlich auftauchenden Vorschläge in den West- 
staaten: Abschaffung der Schuldhaft, Papiergeld, Moratorien, Zah- 
lung der Schulden in Naturalien zeigen, daß diese Klasse ihrer Lage 
bewußt war und jeder entgegengesetzten Gesetzgebung feind sein 
mußte. 

Desgleichen die Gutsherren im Hudsontal. Diese stolze Aristo- 
kratie beherrschte damals den Staat New York und war lebhaft an 
der Steuersouveränität des Staates interessiert. Denn es war ihr 
nn möglich, die Steuerlast vom Land auf den Handel abzu- 
wälzen. 

Alle anderen Klassen waren für die Verfassung, d. h. für eine 
eng Zentralisierung und Ausdehnung der Befugnisse der Bundes- 
gewalt. 

Die gründliche Aufdeckung der Rolle und der Bedeutung des 
mobilen Kapitals in der amerikanischen Volkswirtschaft der nach- 
revolutionären Zeit gehört zu den gelungensten Partien des B.schen 
Buches. Es erklärt zur Genüge, weshalb trotz des zahlenmäßigen 
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Uebergewichtes der Landbevölkerung und trotz ihres in Summa 
weit größeren Vermögens das bürgerliche Element Oberhand ge- 
winnen konnte. 

»Das Gewicht der verschiedenen Arten des Eigentums in der 
Politik ist nicht durch die Größe bestimmt, sondern vielmehr durch 
die Verschiedenheit der Gewinnmöglichkeit und durch den Grad 
der Notwendigkeit, sich gegen eine feindliche, entwertende Gesetz- 
gebung zu verteidigen oder durch diese gebotene Möglichkeit, sich 
zu bereichern. Von diesem Gesichtspunkte aus erscheint das besondere 
Gewicht des mobilen Kapitals in der Politik 1787 durchaus begründet. 
Es war von der Seite der Geldentwerter fortwährenden Angriffen 
ausgesetzt und hatte von Regierungshandlungen oder Unterlassungen 
gewinnbringende Geschäfte zu erwarten« (S. 50). 

Wenngleich, was auch aus dem vorhin von der Bodenverschul- 
dung Gesagten folgt, auch das Leihkapital nicht gering war, so war 
.doch das in Staatspapieren angelegte Kapital in erster Reihe an der 
Zentralisierung interessiert. Es war weit größer als man gewöhnlich 
annimmt und auf Grund des normalen Schuldenbedarfes der Staaten 
annehmen kann. In Massachusetts z.B. war es 1792 größer als der 
Betrag des gesamten ausgeliehenen und thesaurierten Geldes. 

Der Unabhängigkeitskrieg und die durch die Schuldner beein- 
flußte Steuer- und Finanzpolitik der Staaten führten diese und die 
Konföderation an den Rand des Bankerotts. B. schätzt den Nenn- 
wert der im Inland placierten Staatspapiere auf 60 Millionen Dollars. 
Wir besitzen aus der selben Zeit eine Schätzung des gesamten steuer- 
baren Grundbesitzes in den dreizehn Staaten; sie ergibt die Summe 
von nicht mehr als 400 Millionen, d. h. kaum das Siebenfache der 
Staatsschulden !). Weder die Konföderation noch die Staaten be- 
zahlten nach der Revolution die Zinsen und der Kurs der Papiere 
fiel auf ein Sechstel bis ein Zwanzigstel des Nennwertes. B. berech- 
net, daß die Verfassung den Staatsgläubigern einen Gewinn von 
etwa 40 Millionen einbrachte, ungefähr soviel also, wie der Wert des 
gesamten steuerbaren Besitzes ın Connecticut, kaum weniger als 
der Bodenwert in den drei Staaten New Hampshire, Vermond und 
Rhode Island zusammengenommen, mehr als die Hälfte in New York 
usw. (S. 37). 

Die Staatsgläubiger waren auch, neben den Kaufleuten und 
Industriellen, die einzige Klasse, die eine Organisation besaßen. 
Bekanntlich bezahlte die revolutionäre Regierung die Insurgenten 
in Landanweisungen und Schatzscheinen bzw. Papiergeld. Die 
Aermeren kamen sehr bald in die Lage, ihre Papiere zu empörend 
niedrigen Preisen an Spekulanten zu verkaufen. Nicht so die Offi- 
ziere, die meistens den wohlhabenden Familien angehörten. Diese 


1) Das Nationalvermögen der Vereinigten Staaten wurde 1905 auf 112 
Milliarden geschätzt, die Staatsschulden auf 2?/,: das macht nicht einmal den 
fünfzigsten Teil des Vermögens aus. 

Die gesamte jährliche Zinsenlast der konföderierten Staaten wurde um 
1790 auf etwa 23%, Millionen Dollars geschätzt, d. h. auf mehr als ein Siebentel 
des Wertes des jährlichen Warenexportes (im Durchschnitt der drei Jahre 1790 
bis 1792: 19 Millionen). Demgegenüber betrug 1912 der Zinsenbedarf der Ver- 
einigten Staaten 24 Millionen, gegen einen Exportwert von 2480 Millionen, 
d. h. das Hundertfache der Zinsen, 
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waren in einer Art Geheimbund, der Society ofthe Cincin- 
nati, stramm organisiert. Die Korrespondenz unter den Mitgliedern 
war lebhaft, ausführlich und offen. Beinahe einmütig waren sie für 
eine Rekonstruktion der nationalen Regierung auf einer festeren 
Grundlage. Sie waren unerbittlich in der Verfolgung der populären 
Bewegungen, namentlich der Shaysschen Revolte. Sie waren ge- 
haßt wegen ihres »geheimen« und »aristokratischen« Charakters und 
ihr Einfluß war anerkannt und gefürchtet. 

Die Mitglieder dieser Gesellschaft erscheinen in großer Zahl 
in den Staatsschuldbüchern verzeichnet; und viele, wenn nicht alle, 
Regierungszweige waren ihnen finanziell verpflichtet. Ihnen schlos- 
sen sich die großen Plantagenbesitzer an, die ebenfalls viel Staats- 
papiere besaßen. 

Ebenso unmittelbar interessiert an einer starken Regierung, die 
Schutzzoll einführen, eine geregelte Währung schaffen, den Kredit 
schützen, Straßen und Kanäle bauen, die Handelsexpeditionen in 
die westlichen Gebiete schützen sollte, waren die Kaufleute und 
Industriellen. B. zitiert eine große Reihe ähnlicher Forderungen 
aus den Petitionen und Broschüren ihrer verschiedenen Körperschaften. 

Endlich war da die Gruppe der Bodenspekulanten. Die Spekula- 
tion in westlichen Ländern war eine der hauptsächlichsten Betätigungen 
der Kapitalisten dieser Zeit und Namen wie Washington, Franklin 
u. a. erscheinen in diesem Zusammenhang. Das Haupthindernis für 
die schnelle Steigerung der westlichen Bodenwerte war die Schwäche 
der nationalen Regierung, die mit den Indianern nicht fertig werden 
und die ruhige Besiedelung nicht sichern konnte. Alle führenden 
Kapitalisten erwarteten von der Stärkung der Zentralregierung die 
Steigerung der Bodenpreise. 

So sehen wir an der Verfassungsbewegung alle Kreise beteiligt, 
die seinerzeit für die Revolution tätig waren. A. M. Simons sagt an 
einer Stelle, daß in den Schriften über die Revolution viel von den 
»Hessischen Söldlingen«s, aber wenig von den 25 000 Amerikanern 
gesprochen würde, die an der Seite der englischen Regierung kämpften. 
Zeitweilig gab es mehr Amerikaner unter der britischen als unter 
der revolutionären Flagge ?). Genau so wurde auch die Verfassung 
von der beweglichen Minderheit der Kapitalisten gemacht, gegen die 
schwerfälligere grundbesitzende Mehrheit, und war bei weitem nicht 
ein solidarischer Akt des »ganzen Volkes«. 


x æ 
* 


In der weiteren Folge baut B. die eingangs erwähnte subjektive 
Beweisreihe aus. 

B. führt damit in die ökonomische Geschichtsschreibung eine 
Darstellungsweise ein, die in der amerikanischen volkswirtschaftlichen 
Literatur wohl seit jeher gebraucht wurde, in der europäischen hin- 
gegen wenig Vertreter hat. Die objektive Methode der klassischen 
Schule brachte es mit sich, daß die wirtschaftlichen Zusammenhänge 
nicht an den Personen der Träger gezeigt, sondern aus abstrakten 
Gesetzen deduziert wurden. Eingedenk der Verwahrung von Marx 
im Vorwort des »Kapital«, für »Verhältnisse« die »Personen« der Ka- 
pitalisten und Grundeigentümer verantwortlich zu machen, haben 





2) Social forces in American histery, S. 72. 
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sich auch die strengen Marxisten, selbst in der Agitation, gehütet, 
persönlichen Motiven und Eigenschaften der Subjekte der unter- 
suchten ökonomischen Prozesse nachzugehen. Anders in Amerika. 
Die Konzentrierung gigantischer Gewalten in den Händen einzelner, 
die offenkundige Abhängigkeit des Wohl und Wehe von Millionen 
nicht von dem abstrakten, unsichtbaren Kapital schechthin, sondern 
von der Kraft oder Kraftlosigkeit, Energie oder Schwäche, Härte 
oder Gutmütigkeit, Zielbewußtheit oder Beeinflußbarkeit einzelner, 
Milliarden entwertende Börsenpaniken durch den Willen einzelner, 
Wirtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit nicht als Folge der Ueber- 
produktion oder übermächtiger äußerer Einflüsse, z. B. Krieg, sondern 
als politisches Kampf- und Zwangsmittel: das alles hat dort seit 
jeher zu einer stärkeren Betonung des persönlichen Elements geführt. 
Seit einiger Zeit ist man auch bei uns zu einer anderen Wertung der 
Persönlichkeit im Wirtschaftsleben gekommen. Man beginnt zu glau- 
ben, daß die objektive Erkenntnis z. B. der Trustbildung wesentlich 
durch die Erkenntnis der Tatsache gefördert wird, daß A und nicht 
B an der Spitze dieses oder jenes Unternehmens steht, und daß A 
zugleich an diesen und diesen Unternehmungen beteiligt ist. Persön- 
liche oder sagen wir: physiologische und psychologische Eigenschaften 
der Wirtschaftssubjekte, sowohl der Kapitalisten und Unternehmer 
als auch der Arbeiter, werden als Bedingungen wirtschaftlichen 
Handelns und wirtschaftlicher Durchschlagskraft untersucht. Eine 
neue Wissenschaft, die ihren Ausgang ebenfalls von Amerika nimmt, 
die Psychotechnik, ist im Entstehen und die Privatwirtschaftslehre 
findet neue Forscher. Der abstrakte homo oeconomicus 
ist in der Wirklichkeit als ein kompliziertes, noch gar nicht berechen- 
bares Glied im objektiven Wirtschaftsprozeß erkannt, dem er nicht 
immer ohne weıteres und dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit gemäß 
ne Dem im Schwinden begriffenen theoretischen Sinn in der 
olkswirtschaftslehre bieten sich neue Probleme dar. 

B. hat, neben dem reichen Material, das andere Forscher und 
Geschichtsschreiber zutage gefördert haben, zum erstenmal das 
Archiv des Finanzdepartements auf seinen Zweck hin untersucht. 
Er ist dabei auf Aufzeichnungen (Records) gestoßen, die, eine Art 
Staatsschuldbuch, genaue Anhaltspunkte für die wirtschaftliche 
Interessiertheit der Zeitgenossen am Staatskredit geben. Daneben 
hat er die extensive biographische Literatur seines Landes reichlich 
benützt. Auf Grund aller zugänglichen Daten hat er nun in seinem 
Buch geradezu das persönliche Kataster, den wirtschaftlichen Status 
der 55 Konventmitglieder aufgestellt, jedes für sich. | 

Es ist natürlich nicht möglich, in dieser Besprechung auf Einzel- 
heiten einzugehen. Im einzelnen mag besonders auf die spannende 
ökonomische Biographie Hamiltons und Washingtons verwiesen 
werden. 

Das Endergebnis stellt sich wie folgt: 

»Die Mehrheit der Mitglieder waren von Beruf Advokaten. 

Kein einziges Mitglied vertrat in seinem unmittelbaren persön- 
nn wirtschaftlichen Interesse die Bauern- oder die Handwerker- 

e. | ' 

Die überwiegende Mehrheit der Mitglieder, zumindest fünf Sechstel, 
war an dem Ergebnis ihrer Arbeit in Philadelphia augenblicklich, 
unmittelbar und persönlich interessiert und hatte mehr oder minder 
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von der Annahme der Verfassung wirtschaftliche Vorteile zu erwarten.« 

I. Von den 55 Mitgliedern waren 40 Staatsgläubiger. 

2. An Bodengeschäften interessiert waren I4. 

3. Kreditgeschäfte betrieben 24. 

4. An Handels- und Schiffahrtsunternehmungen beteiligt 11. 

5. Große Sklavenhalter I5. 

Es kann somit nicht gesagt werden, daß die Mitglieder des Kon- 
vents »uninteressiert« waren. Man muß vielmehr die Folgerung an- 
nehmen, daß sie aus eigener wirtschaftlicher Erfahrung die genauen 
Ergebnisse der zu schaffenden Verfassung voraussehen mußten. 
»Als eine Gruppe von Doktrinären, wie die Frankfurter Versammlung 
von 1848, wären sie schmählich durchgefallen; aber als praktische 
Männer waren sie fähig, die neue Regierung auf der einzigen halt- 
baren Grundlage aufzubauen: auf grundlegenden ökonomischen In- 
teressen« (S. 149—15I). 


* * 
xæ 


Nach der ursprünglichen demokratischen Theorie sind die Be- 
schlüsse der Gesetzgebung der getreue Ausdruck des Mehrheits- 
willens. Seitdem man die parlamentarische Demokratie in der Praxis 
beobachten kann, hat diese These wesentliche Einschränkungen er- 
fahren. Trotzdem hält es B. für seine Pflicht, jeder Einwendung 
auch von dieser Seite entgegenzukommen und unternimmt die mühe- 
vollste und minutiöseste Untersuchung des formalen Werdeprozesses 
der Verfassung, indem er alle Abstimmungen für den Konvent von 
Philadelphia und die ratifizierenden Versammlungen der Staaten 
einzeln analysiert. 

Es ist nicht möglich, die verschlungene und ermüdende Beweis- 
führung, die sich über vier Kapitel und auf mehr als 80 Seiten hin- 
zieht, hier zu verfolgen. Von ihren wichtigsten Resultaten seien 
die folgenden erwähnt. 

‚ Die Mitglieder des Konvents wurden aus den Gesetzgebungen 
der einzelnen Staaten delegiert. Obwohl das Wahlrecht zu den Staats- 
parlamenten sehr beschränkt war, so hatten doch infolge der Bevor- 
zugung des Grundbesitzes die meisten eine agrarische Mehrheit. 
Trotzdem verstanden es die Federalisten, Delegierte aus den städtı- 
schen Zentren oder ihren Bestrebungen sonst Geneigte durchzu- 
bringen. 

Am 17. September 1787 beendete der Konvent sein Werk und 
übersandte es dem Kongreß mit der Weisung, die neue Verfassung 
der Urabstimmung der Wähler zu unterwerfen. $ XIII der damals 
gültigen Verfassung, der Articles of Confederation, 
bestimmte aber, daß »jede Aenderung . . . durch die Gesetzgebungen 
jedes Staates genehmigt werden muß«. Diesen Weg wollte der Konvent 
vermeiden. Professor J. W. Burgess sagt davon: »wenn ein solcher 
Akt von Julius Caesar oder Napoleon begangen worden wäre, hätte 
das ein coup d’etat geheißen« (S. 218). 

Das Wahlrecht für die ratifizierenden Versammlungen war das- 
selbe wie für die Gesetzgebungen. Dadurch war von vornherein em 
Drittel der erwachsenen Männer ausgeschlossen. 

Ein viel größerer Teil nahm aus Unverständnis oder aus Gleich- 
gültigkeit an der Abstimmung nicht teil. In Boston z. B. stimmten 
von 2700 Berechtigten bloß 760 ab, in Pennsylvania von 70 000 bloß 
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13 000 und obwohl mehr als zwei Drittel der Delegierten für die Ver- 
fassung waren, hatten diese zwei Drittel doch nur 6800 Stimmen 
auf sich vereinigt. Die ganze Ratifikation wurde so hastig durchge- 
EP daß — wie ein Zeitgenosse in einem Brief an das Mar y- 

and Journal schrieb — »das ärmere Volk (the common class 
of people) wenig von der Verfassung wußte« (S. 247). 

Im Endergebnis äußerten sich nicht mehr als 5 v. H. der ge- 
samten Bevölkerung, etwa ein Viertel oder ein Fünftel der erwachsenen 
weißen männlichen Bevölkerung zur Verfassung und das waren 
zumeist die Städter. 

Der Personalstatus der Mitglieder der ratifizierenden Versamm- 
lungen zeigt für die Mehrheit dieselbe Art und dasselbe Maß der 
Interessiertheit wie beim Konvent. 

Die Opposition kam fast ausschließlich aus den landwirtschaft- 
lichen Gegenden oder aus Gebieten, wo die Schuldner Papiergeld 
und andere entwertende Maßregeln verlangt hatten. 

%* * 
%* 


Politik und Gesetzgebung sind bis heute Betätigungen, in denen 
Gefühle und Leidenschaften eine größere Rolle spielen als klare Ueber- 
legung und kühle Erkenntnis. Deshalb findet man in der Politik in 
den seltensten Fällen eine Konkordanz von theoretischen Meinungen 
und praktischen Handlungen. Wenn also ein gesetzgeberischer Akt 
mit a Theorien der Urheber nicht übereinstimmt, darf daraus allein 
keineswegs die Folgerung auf die Unzweckmäßigkeit oder Interessen- 
widrigkeit des Aktes gezogen werden. Anderseits folgt aus einer Ueber- 
einstimmung von Theorie und Praxis ebensowenig, daß die Praxis 
vernünftig und nützlich ist; denn die Theorie kann ja unvernünftig 
sein. 

Wir legen deshalb keinen besonderen Wert auf die vierte Beweis- 
reihe B.s, in der er, ebenso wie den wirtschaftlichen, den Status der 

olitischen Meinungen jedes einzelnen Konventmitgliedes aufstellt. 
Es mag als bezeichnende Tatsache allenfalls bemerkt werden, daß 
George Washington gar keine politische Theorie hatte, außer der 
Furcht vor dem »tumultuarischen Pöbel der großen Städte« (S. 215). 
Er war in erster Reihe der reichste Mann der Union und wurde ihr 
erster Präsident. 

Für die Geschichte der Staatstheorien dagegen und insbesondere 
für die des historischen Materialismus ist die Darstellung, die B. von 
den soziologischen Unterlagen der politischen Theorien des Fe- 
deralist gibt, von dem größten Interesse. Namentlich die Zitate 
aus Madisons Briefen führen geradenwegs zur Theorie des Klassen- 
kampfes. Sie zeigen allenfalls, daß die theoretischen Schöpfer der 
Verfassung sehr wohl wußten, daß die grundlegenden Eigentums- 
rechte den Regierungsformen vorangehen und über die Moral und 
die Wünsche der großen Majorität erhaben sind. Die übrige Beweis- 
führung B.s ist aber auch ohne den Nachweis, daß der Text der Ver- 
fassung und ihres Kommentars ein klares Dokument der treibenden 
wirtschaftlichen Bedürfnisse war, vollkommen zureichend. 
| (Erwin Szabó.) 


Götz, Georg: Niedere Gerichtsherrschaft und 
Grafengewalt im badischen Linzgau während 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 38 
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des ausgehenden Mittelalters. M. und H. Marcus, 
Breslau 1913. M. 4.—. 

Die von Otto v. Gierke herausgegebenen »Untersuchungen zur 
deutschen Staats- und Rechtsgeschichte«e, deren 12I. Heft die vor- 
liegende Publikation bildet, enthalten neben überwiegend oder rein 
rechtshistorischen Abhandlungen vieles, was für den Wirtschafts- 
historiker von größtem Interesse ist. Ist doch die Rechtsgeschichte 
für viele Geschichtsperioden nahezu die einzige Quelle für wirt- 
schaftliche Verhältnisse. Dazu kommt, daß im Mittelalter, wo es volles 
Eigentum am Boden eigentlich nur in den Städten gibt, während 
auf dem Lande sowohl bei Herren- wie Bauernland öffentliche und 
private Rechte auf den Boden in untrennbarer Gemengelage liegen, 
eine eigentümliche Affinität zwischen Rechtsprechung, Landeshoheit, 
Grundhertschaft und Privatwirtschaft besteht. Forschungen über 
die politischen Gewalten und die Gerichtsverwaltung einer bestimmten 
Gegend werfen also gleichzeitig auch ein Licht auf die privatwirt- 
schaftlichen Verhältnisse des betreffenden Territoriums. Götz gibt 
eine derartige Monographie für den badischen, nördlich vom Boden- 
see gelegenen, östlich an Württemberg grenzenden Teil des Linz- 
gaus. Wir sehen hier die Dezentralisierung der politischen Macht, 
den Zerfall in kleine, nahezu selbständige Bezirke, wie er für den 
deutschen Südwesten charakteristisch ist, auf die Spitze getrieben. 
Von einer Königsgewalt ist seit dem frühesten Mittelalter keine Rede 
mehr, aber auch die abgeleitete Landeshoheit der Grafengewalt wird 
dadurch eingeschränkt, daß die Inhaber der niederen Gerichtsbarkeit 
immer mehr Rechte der hohen Gerichtsgewalt, die eigentlich nur 
dem Grafen zukommt, an sich ziehen, und so schließlich durch Zu- 
sammenfassung beider Gerichtsgewalten in ihrer Hand volle Landes- 
hoheit erlangen. Diese Entwicklung, welche den niederen Adel und die 
Prälaten nahezu souverän macht, so daß sie schließlich nur noch 
dem Kaiser unterstehen, findet zum Teil erst im 18. Jahrhundert 
ihren Abschluß. 

Die interessante Arbeit bestätigt im übrigen vollkommen das 
von Knapp und seiner Schule betonte Auseinandergehen von Ge- 
richts- und Grundherrschaft in Baden. (Rudolf Leonhard). 


7. Bevölkerungswesen. 
8. Statistik. 


9. Soziale Zustandsschilderung. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


A. Buchenberger: Agrarwesenund Agrarpolitik 
in neuer Bearbeitung von W. Wygodzinski. Bd. I. C. F. 
Winter, Verlagshandlung, Leipzig 1914. M. 15.—. 

Man kann die Agrarpolitik von Buchenberger als klassisch be- 
zeichnen, klassisch vor allem in dem Sinne, daß sie in ihrer erschöp- 
fenden Systematik allen Grundproblemen der Agrarpolitik bereits ihren 
Platz angewiesen hat, ähnlich wie eine richtig eingerichtete Bibliothek 
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möglichst alle in Betracht kommenden Fächer und Unterabteilungen in 
ihrer Anlage enthält und teilweise besetzt hat, wobei Neuerscheinungen 
in die bereits vorhandenen Fächer eingeordnet werden müssen. Wer 
also die Aufgabe unternimmt, die Buchenbergersche Agrarpolitik 
fortzuführen, kann das nur im Sinne des verstorbenen Autors tun, 
er muß bescheiden hinter ihn zurücktreten und sich mit der undank- 
baren Rolle des Bibliothekars begnügen, der die Neuerscheinungen 
registrierend in die bekannten Fächer einordnet. Keine geringe Ent- 
sagung! Ich möchte es beinahe beklagen, daß Wygodzinski sich 
dieser Arbeit, die einzelnen Kapitel Buchenbergers durch Einbe- 
ziehung der Neuerscheinungen zu modernisieren und fortzuführen, 
einer Arbeit, deren Umfang nur der engere Spezialist ganz ermessen 
kann, unterzogen hat, statt seine beiden bei Göschen erschienenen 
Bändchen über Agrarpolitik zu einem größeren Lehrbuch auszu- 
bauen. In jenem Abriß, der gründliche Fundierung unter glatter, 
eleganter Diktion verbarg, erschien mir die Disposition äußerst 
praktisch und treffend. Freilich hätte sich in einem erweiterten 
Lehrbuch jene straffe, übersichtliche Zusammenfassung wahrschein- 
lich nicht aufrecht erhalten lassen; das agrarpolitische Materia! 
ist in den letzten Jahren seit Buchenbergers Tode so ungeheuer 
angeschwollen, daß es den Rahmen zu sprengen drohte und der bis- 
herige Umfang der zwei Bände Buchenbergers nur scheinbar dadurch 
aufrechterhalten werden konnte, daß man die Zeilen näher aneinander 
rückte. 

Da nun W. seine eigene Meinung in der Regel bescheiden hinter 
der Buchenbergers zurücktreten läßt, so kann der Rezensent, wo- 
fern er nicht Buchenberger selbst einer kritischen Besprechung unter- 
ziehen will, höchstens am Vorwort des Bearbeiters und der Art seiner 
Ergänzungen seines kritischen Amts walten. 

Sehr richtig scheint mir die Bemerkung der Einleitung, die ältere 
Agrargeschichte rage durch ihre Entwicklung über das Gebiet der‘ 
bloßen Agrarpolitik so weit hinaus, daß man sie künftig ganz aus- 
scheiden solle. Nur die Bauern- und Bodenbefreiung im engeren 
Sinne gehört zur Agrarpolitik, insofern ihre Folgen noch sehr aktuell 
sind. Die Vorgeschichte aber ist eines der Hauptkapitel der Wirtschafts- 
geschichte, freilich eines der umstrittensten. 

Zuzustimmen ist ferner W.s Ablehnung der Forderung einer 
»wertfreien« Agrarpolitik, ist doch im Begriff der Politik der der Ziel- 
setzung bereits enthalten, und eine Politik ohne Werturteile würde 

eradezu an die moderne Erkenntnistheorie erinnern, welche, die 
and auf der Klinke, der verschlossenen Tür zum Tempel der Er- 
kenntnis, sich beweist, daß sie dieselbe nicht öffnen könne und dürfe. 

Natürlich ließen sich gegen manche von W.s Anmerkungen auch 
schwerwiegende Einwände machen. Wenn er z. B. auf S. 57 in 
seinen ergänzenden Ausführungen über die Notwendigkeit staatlicher 
Eingriffe zwecks Erhaltung der Landbevölkerung und der Wehr- 
kraft als warnendes Beispiel das sich entvölkernde Frankreich an- 
führt, so scheint mir grade dieses Beispiel recht unglücklich gewählt. 
Sollte die Begünstigung der Landwirtschaft durch Zölle vor allem den 
Zweck haben, die landwirtschaftliche Bevölkerung der Scholle zu er- 
halten, so hätte jene Politik in Frankreich, wo der Staat wahrlich 
genug eingegriffen hat, völlig Schiffbruch gelitten. Gerade die durch 
den Schutzzoll wohlhabend gemachte bäuerliche Bevölkerung 
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(deren Psychologie Octave Mirbeau in seinem »Dingo« glänzend ge- 
schildert hat), hat am energischsten das Zweikindersystem durch- 
geführt und so am meisten zur Entvölkerung des Landes, die in 
militärischer Hinsicht so verhängnisvoll wirkt, beigetragen. Ich bin 
natürlich weit entfernt, diese Konsequenz dem Schutzzoll anzu- 
kreiden, die Ursachen des Bevölkerungsrückganges liegen in bio- 
logischen Rassenproblemen, in deren Tiefe die immerhin nur ober- 
flächlichen Schutzzollmaßnahmen nicht hinunterreichen. 

Für systematisch richtiger hätte ich es ferner gehalten, wenn 
W. bei dem Buchenbergerschen Kapitel der Landreformbewegung 
(213—221) die Theorien und Vorschläge von Oppenheimer, die sich 
ganz mit jenen Bestrebungen decken, mitbehandelt hätte. Vermutlich 
wird er diese Ergänzungen im zweiten Bande beim landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftswesen bringen. Doch kann man über diesen 
Kompetenzkonflikt der Rubriken natürlich verschiedener Meinung 
sein. 

An der Vollständigkeit der Registrierung neuer Literatur ist 
es mir nicht gelungen, eine wesentliche Lücke zu entdecken. 

(Rudolf Leonhard). 


B. Tepe, Bropoe packanomenfi; o6mÄs, npenüs mo Ykasy 9 
HOs16p& 1906 rora sb [ocyrapersennoñ ymb y Bb T'ocyra- 
pcT BeHHOMb Cosbimyb. MockBa, T—Bo SArosıesa. 1912. 


Guerrier, W. Professor, Mitglied des Reichsrats: Die zweite 
Befreiung; Verhandlungen der Reichsduma und des Reichsrats 
über den Ukas vom g. November 1906. Moskau, Jakowleff, 1912. 
VIII und 232 SS. 1.50 Rubel. 

Ueber die große russische Agrarreform, die durch den im Titel 
angeführten Ukas eingeleitet wurde, ist in russischer Sprache bisher 
eine derart geringe ernsthafte Literatur erschienen, daß jede Ver- 
öffentlichung, die unsere Kenntnisse der Vorgänge zu erweitern ge- 
eignet ist, nur begrüßt werden kann. Eine solche ist das vorliegende 
Buch, das sich nicht mit bloßer Zusammenstellung der Parlaments- 
reden begnügt, sondern in systematischer Weise die verschiedenen 
in den gesetzgebenden Körperschaften zutage getretenen Strömungen 
hinsichtlich der Reform darstellt, wobei die prägnantesten Stellen 
der wichtigsten Reden wörtlich angeführt werden. 

Die russische Agrarreform gipfelt in der Auflösung der Obsch- 
tschina und der Begründung des privaten Eigentums; der sie veran- 
lassende Ukas war auf Grund des russischen »$ 14« erlassen worden. 
Pro oder contra Obschtschina: das war das Zeichen, unter dem die 
parlamentarischen Kämpfe stattfanden. Bekanntlich wurden nach 
langen Kontroversen am Io. Juni IgIo die Prinzipien des Ukas zum 
Gesetz erhoben, ja sogar noch verschärft durch Hinzufügung einer 
Anzahl neuer Bestimmungen, die die Auflösung der bisherigen Feld- 
gemeinschaft zu beschleunigen geeignet waren. Die den Bauern in 
wirtschaftlicher Hinsicht völlig einengende und knechtende Ver- 
fügungsgewalt der Dorfgemeinde wurde beseitigt und der einzelne 
auf sich gestellt; daher der Titel des Buches: »Die zweite Befreiung«. 
Durch ihn wird mit vollem Recht die Bedeutung der jetzigen ’Agrar- 
reform der der ersten Befreiung des Jahres 1861: der persönlichen 
Emanzipation aus der Leibeigenschaft gleichgestellt. 





10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. SQI 


Verf. untersucht zunächst die geistigen Grundlagen, die den 
Verteidigern der Feldgemeinschaft als Fundament dienten und weist 
: hier zwei Gedankenströmungen auf, die unter sich zwar sehr verschieden 
und mit den wirtschaftlichen Interessen des Dorfes gar nicht verknüpft 
— die Feldgemeinschaft schützten, und dank derer die eigentümliche 
Erscheinung sich herausgestellt hatte, daß der Mir — eine bureau- 
kratische Schöpfung zum Zwecke der unbedingten Beherrschung 
des flachen Landes durch den Staat— eine Lieblingseinrichtung der 
liberalen Gesellschaftskreise geworden war. Die erste ist eine auf 
nationalem, besser nationalistischem, Boden stehende romantische 
Ideenrichtung, die an das Slavophilentum der 5oer Jahre anknüpft 
und die Feldgemeinschaft mit der Aureole einer »urrussischen« Ein- 
richtung umgibt; die zweite dagegen beruht auf kollektivistischen 
Gedankengängen und versucht, den Mir sozialistischen Organisationen 
anzugleichen. So verschieden die beiden in ihren Grundlagen auch 
sind — sie nähern sich insofern, als die Argumente der ersten in ihrem 
Wesen völlig agrarsozialistisch sind. 

So zeigte sich in der Duma, daß die äußerste Rechte und ein starker 
Teil der Linken, Parteien, die sonst in politischen und Weltanschauungs- 
fragen einander diametral gegenüberstehen, in der Verteidigung der 
Feldgemeinschaft sich auf gleichem Boden fanden. Die große Masse 
der bäuerlichen Abgeordneten mit nur wenigen Ausnahmen, sowie 
die Oktobristen und ihr Anhang waren für die von der Regierung 
geplante Reform: für Beseitigung des überlebten Agrarkommunismus 
und Einführung des Agrarkapitalismus. Im Reichsrat — dem russi- 
schen Herrenhause — gingen dıe Wogen des Kampfes weniger hoch; 
allein auch hier machte sich eine gewisse, wenn auch gemäßigte Oppo- 
sition geltend, die ihren Ursprung auch in der alten slavophilen Ten- 
denz hatte. 

Das besondere Verdienst des vorliegenden Buches besteht darin, 
daß es neben der bereits erwähnten systematischen Zusammenfassung 
der in den gesetzgebenden Körperschaften zutage getretenen Haupt- 
strömungen den sie bedingenden ideologischen Grundlagen nach- 
spürt und diese im einzelnen analysiert. So erhalten wir nicht nur ein 
Bild des äußeren Geschehens, sondern auch eine Vorstellung von den 
gedanklichen Triebkräften. (W. D. Preyer.) 


Rottstädti, Udo; Besiedlung und Wirtschajrts- 
verfassung des Thüringer Waldes. Heft 179 der 
staats- und sozialwissenschaftl. Forschungen von Schmoller und 
Sering. München-Leipzig 1914. Duncker u. Humblot. M. 3.—. 


Interessant und einigermaßen neu scheint mir an dieser Publi- 
kation vor allem der Versuch, das Verbreitungsgebiet der Rodungen 
und Siedlungen im Thüringer Walde vor allem auf den orographischen 
und geologischen Aufbau der Landschaft zurückzuführen. Dar- 
nach hätten die Gebiete des Ur- und Eruptivgesteins, namentlich 
der porphyrführende Untergrund für größere Siedlungen sich nicht 
geeignet, die sich vielmehr nur auf den sanfter gestalteten Trias- 
formationen des Gebirgsvorlandes ausgebreitet hätten. Während 
der südöstliche Thüringerwald und der Frankenwald zahlreiche 
Waldhufendörfer mit breiter agrarischer Grundlage aufweist, sind 
die spärlichen Siedlungen des nordwestlichen Thüringerwaldes, des 
Thüringerwaldes im eigentlichen Sinne, von Anfang an typische 
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(sewerbedörfer, deren Gewerbegeschichte von etwa 1450 an der 
Autor uns vorführt. Bergbau auf Kupfer, Kobalt- und Eisenerz, 
Holzverwertung und -verarbeitung aller Art, Fuhrmannsgewerbe 
und Glasmanufaktur sind die Erwerbszweige, die hier von Anfang 
an den fehlenden Ackerbau ersetzen. Diese Erwerbszweige sichern 
den Bewohnern durchaus ausreichende Nahrung, so daß der Autor 
geradezu von einer »Blütezeit von 1450 bis I618« reden kann. Die 
Hausindustrie kommt dagegen als eine Verschlechterung der bis- 
herigen Lebensbedingungen erst nach dem 30 jährigen Kriege auf. 
Die durch ihn verarmte gewerbliche Bevölkerung kommt in drückende 
Abhängigkeit von wucherischen Verlegern und Zwischenmeistern. 
Dieser Prozeß setzt sich noch im 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts 
fort. An Stelle des alten autochthonen Thüringerwald-Gewerbes 
treten moderne Hausindustrien für den Weltmarkt, die erst in den 
letzten Jahrzehnten der Fabrikindustrie das Feld räumen. 

Dieser Entwicklungsprozeß, der im ersten Teil in großen, über- 
sichtlichen Linien für das gesamte Gebiet gezeichnet ist, wird im 
zweiten Teil an dem Mikrokosmus des für die Verhältnisse des Thü- 
ringer Waldes typischen Gewerbedorfes Tambach im einzelnen demon- 
striert. (Rudolf Leonhard.) 


II. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


Tafel, Dr. Paul, Diplomingenieur: Die nordameri- 
kanischen Trusts und ihre Wirkungen für 
den Fortschritt der Technik. Stuttgart 1913. Kon- 
rad Wittwer. 


Dem Verfasser ist die Technik eine gütige Göttin, die an der 
Wiege des Menschengeschlechtes gestanden und, sich selbst immer 
weiter entwickelnd, dabei mitgeholfen hat es auf immer höhere 
Kulturstufen zu heben. Nicht nur der Soziologe, der den Zusammen- 
hang zwischen Kultur und Technik sehr anders sieht als der Ver- 
fasser, — auch der Nationalökonom hat allen Grund, die optimi- 
stische Meinung des Verfassers über Wesen und Wirken der Trusts auf 
ihre reale Unterlage hin zu prüfen. Und da ergibt sich dann, daß 
Tafels im allgemeinen klare und sachliche Darstellung gerade an den 
entscheidenden Punkten versagt, — versagt weniger wegen mangeln- 
der Schärfe der Begriffe als wegen mangelnder Unbefangenheit 
gegenüber dem zu behandelnden Stoffe. Daß auf die Dauer 
kein Trust technische Verbesserungen wird hintanhalten können, 
daß jeder Trust, der nicht ein völliges Monopol hat, schon aus Kon- 
kurrenzgründen an einer Ausnutzung jeglichen Fortschritts der Tech- 
nik interessiert ist, — diese schon bisher wenig bezweifelten Tat- 
sachen hat der Verfasser mit teilweise neuem Material und neuer 
Stoffgruppierung sichergestellt. Aber wie steht es mit dem neuer- 
dings auch von Wilson erhobenen Vorwurf, daß die Trusts Patente 
aufkaufen und sie jahrelang (bis zur Abnutzung der alten Maschinen, 
bis zum Gefährlich-werden der Konkurrenz) in ihren Safes behalten ? 
Wie steht es mit den Transportanstalten, deren Konzession ihnen 
eine — befristete — Monopolstellung sichert? Tafel selbst tührt ja 
an, daß es noch zu Anfang des Ig. Jahrhunderts in Chicago und ın 
New York Straßenbahngesellschaften gab, welche ihre Linien mit 
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Pferden betrieben; daß derartige Gesellschaften meist erst dann 
größere Geldmittel auf technische Verbesserungen verwenden, wenn 
der Erneuerungstermin der meist sehr langfristigen Konzession 
herannaht. Gibt das denn nicht zu denken, ist das nicht ernster 
Anlaß, um auch die negative Seite des Verhältnisses der Trusts zur 
Technik zu beleuchten ? Für den Verfasser nicht, da der technische 
Fortschritt hierdurch nicht gehemmt werde. Dies ist an sich 
nicht bezweifelbar, denn es ist keine Frage, daß auf die Dauer 
solche Momente nicht wirksam bleiben. Aber ist diese Ueberzeugung 
vom schlieBlichen Durchdringen technischer Verbesserungen, 
weil sie richtig ist, deshalb auch schon befriedigend? Gewiß nicht — 
oder doch nur für den, dem wie Tafel die Technik Selbstzweck 
ist (denn dies ist die wahre Anschauung, die hinter allen solchen 
Urteilen steht, mag auch noch so sehr und noch so ehrlich die Ueber- 
zeugung vom Einfluß der Technik auf die Kultur vertreten werden). 
Und so ist für alle die, denen die Technik nur Mittel ist, zumal 
für den Oekonomen, der sie als Mittel zur wirtschaftlichen Versorgt- 
heit in sein System zu reihen hat, des Technikers Ueberzeugung 
nichts beweisend, und darum harrt trotz Tafels Buch das Problem 
des Verhältnisses zwischen Trusts und Technik noch seiner eigent- 
lichen exakten Lösung. (Edgar Salin.) 


ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


Zürn, Dr. Walter: Die deutsche Zündholzindu- 
strie. Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Ergän- 
zungsheft XLVII. Tübingen 1913. Verlag der H. Lauppschen 
Buchhandlung. 185 S. M. 5.—. | 

Die Arbeit Zürns füllt eine Lücke aus. Nur die Untersuchungen 
über die Hausindustrie, die Sax und der Verein für Sozialpolitik 
Ende der achtziger Jahre vornahmen, und die Finanzreform des 
Jahres ıgog gaben Anlaß zu einigen größeren wirtschafts-wissen- 
schaftlichen Veıiöffentlichungen. Aus mancherlei Gründen ist 
Material kaum vorhanden oder zugänglich; für Unvollständigkeiten, 
die darauf zurückgehen, kann der Verfasser nicht verantwortlich 
gemacht werden. 

Die Zündholzindustrie ist kaum 80 Jahre alt. Die Haupt- 
schwierigkeiten ihrer Entwicklung ergaben sich daraus, daß sich 
die primitive Technik und Organisation neben den fortgeschrittensten 
Formen beider bis in die neueste Zeit hinein gehalten haben; daß 
die Hausindustrie lange als wesentliche Voraussetzung des Be- 
stehens dieser Industrie dienen mußte und daß Klein- und Groß- 
betrieb lange miteinander zu konkurrieren in der Lage waren. 
Dieser Mangel eines »Stiles« bei dieser Industrie übt in allen Fragen 
seinen verwirrenden Einfluß aus, deren Darstellung sich der Ver- 
fasser zur Aufgabe gemacht hat: Produktion und Absatz, »Arbeiter- 
verhältnisse«, Steuergesetzgebung. 

Das volkswirtschaftlich Bedeutsame an der Entwicklung von 
Produktion und Absatz scheint mir zu sein, daß hier eine Industrie 
in immer steigendem Maß sich international mit Rohmaterial ver- 
sorgt, während sie in ihrem Absatz mehr und mehr national, ja sogar 
innerhalb der deutschen Volkswirtschaft an bestimmte Absatz- 
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gebiete gebunden ist. Die Benützung der industriellen Standorts- 
lehre, die doch allmählich ihre Methoden herausbildet, hätte hier 
vielleicht wertvolle Einsichten ergeben. Wenn die Angabe Landins 
die Z. mitteilt, richtig ist, daß der Export aller Zündholzproduktiont- 
länder nur 23% ihrer gesamten Produktion ausmacht, so bestätigt 
das unsere schärfere Formulierung, die sich bei Z. nicht findet. 
Er wäre mit einer solchen Methode auch in der Lage gewesen, die 
Bedeutung und Zukunft der schwedischen und belgischen Zündholz- 
exportindustrie, die nach dieser Auffassung Ausnahmen darstellen, 
irgendwie abzuwägen ; ebenso die neueste Entwicklung zu beurteilen, 
daß einzelne Fabriken das fertige Rohmaterial, den Holzdraht, 
vom Standort der Holzgewinnung beziehen und nur die Hölzer 
selbst herstellen. In diesem Zusammenhang wäre auch zu unter- 
suchen gewesen, wie die technischen Veränderungen die Industrie 
umlokalisiert haben, wo die Betriebe liegen, die bei der fortschreiten- 
den Konzentration ausgeschieden werden: alles Fragen, an die der 
Verfasser selbst nahe herankommt. Abgesehen von dem theoreti- 
schen Interesse der Erklärung wäre die Kenntnis dieser Beziehungen 
auch bei der praktischen Durchführung des Monopoles, das bei der 
geringen Anzahl der Fabriken als ideale Lösung der Besteuerung 
immerhin nicht ganz ausgeschlossen ist, nicht ohne Bedeutung; 
ebenso für die Beurteilung etwaiger zollpolitischer Wünsche der 
Interessenten. 

Die Unzulänglichkeit des Materials lastet namentlich auf dem 
Teil, der die »Arbeiterverhältnisse« behandelt. Eine stärkere An- 
lehnung an die Fragestellungen des Vereins für Sozialpolitik bei 
der Enquete über das »Berufsschicksal« hätte vielleicht doch zu ab- 
schließenderen Ergebnissen geführt. Einer der wesentlichsten Unter- 
schiede gegenüber dem, was diese Enquete herausgebracht hat, liegt 
in der anders ablaufenden Berufs- und Alterskurve dieser Industrie, 
die für die Altersstufe von 41—50 Jahren die höchsten Zahlen für 
männliche Arbeiter gibt (S. 159). Indes sind die Zahlen wirklich 
zu klein, d. h. die Menge der nicht erfaßten Arbeiter ist zu groß. 
Außerdem wäre hier eine Zusammenstellung der Altersstufen mit 
den Arbeiterkategorien erforderlich gewesen. In den andern Indu- 
strien wird der Arbeiter in diesem Alter gern auf die Außenarbeiten 
— Hof-, Platz- und Aufräumearbeiten — abgeschoben. Nach den 
ausdrücklichen Angaben Z.s wäre die Annahme ja immerhin möglich, 
daß die Zündholzindustrie mit ihrer überwiegend ungelernten, 
schlecht bezahlten Arbeit sich von vornherein gar nicht auf dem 
Niveau vollwertiger industrieller Arbeit befindet, von dem sie 
den älteren Arbeiter erst hinabstoßen müßte. Jedenfalls bleibt der 
Verfasser für seine Behauptung, daß der Mann für die schwereren 
und qualifizierten Arbeiten erst in reifem Alter befähigt sei, den 
Beweis schuldig. Mit der Eliminierung der Heimarbeit und dem 
Phosphorverbot scheint eine der unheimlichsten Schattenseiten. 
dieser Industrie verschwunden zu sein. 

Die scharfe Kritik der unglückseligen Steuerpolitik von I90g, 
die durch die Aktion des Jahres ıgıı nur notdürftig verbessert 
wurde, ist sicher berechtigt. Man soll aber nicht vergessen, daß 
sie, wenn auch wider Willen des »Gesetzgebers«, den kapitalistischen 
Fortschritt gefördert hat, daß dieser kapitalistische Fortschritt 
hier eigentlich auch der soziale Fortschritt war und daß eine solche 
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Entwicklung niemals ohne den Schaden des einzelnen, in diesem 
Falle des kleinen und mittleren Unternehmers, vor sich gehen kann. 
(Keck.) 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


Goldstein, Dr.J.: Arbeiter und Unternehmer im 
Baugewerbe Deutschlands. Zur Vorgeschichte der 
großen u BLUE (Züricher volkswirtschaftliche Studien, 
herausgeg. von Prof. Sieveking in Zürich.) Zürich und Leipzig 
1913, Rascher und Cie. 224 S. 


Die große Aussperrung im deutschen Baugewerbe im Jahre 
1910 erfordert gewiß eine eingehende Untersuchung. Nur kommt sie 
leider sehr spät (die meisten hier erörterten Tatsachen liegen mehr 
als 3 Jahre zurück). Der Autor hat sich seine Aufgabe nicht leicht 
gemacht. Er hat alles verfügbare Material verarbeitet, hat die 
ökonomischen Zustände des Baugewerbes untersucht, von da aus 
die Entwicklung der Organisationen hüben und drüben gezeichnet. 
Allerdings löst sich seine Darstellung mehr in eine Aneinander- 
reihung von einzelnen Momenten auf. Es fehlt eine durchgehende 
Linie der Entwicklung und es ist auch nicht der Versuch ge- 
macht, die besonderen charakteristischen Merkmale der Entwick- 
lung herauszuheben. Das liegt daran, daß der Verfasser die Organi- 
sationen im Baugewerbe und die Situation in diesem nicht im Kom- 
Ds der Gesamtsituation zwischen Kapital und Arbeit in Deutsch- 
and betrachtet hat, daß er seine Untersuchung nicht nur bloß auf 
das Baugewerbe und die Vorgeschichte der großen Aussperrung be- 
schränkt, sondern auch bei der Darstellung leider jeden Seitenblick 
und jede Einstellung in den großen Zusammenhang der Auseinander- 
setzung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern unterläßt. So 
sind auch fast keinerlei Konsequenzen aus allem hier beigebrachten 
Material gefolgert, und der vom Verfasser gezogene Schluß, daß 
wir einer »neuen Epoche des Kampfes zwischen Kapital und Arbeit 
entgegengehen«, ist zwar richtig, aber er hat es leider unterlassen, 
diese neue Epoche irgendwie zu charakterisieren und namentlich zu 
zeigen, ob und inwiefern die Situation im Baugewerbe charakteri- 
stich und paradigmatisch ist. Bei einer solchen Unter- 
suchung wäreer, glaube ich, zu einem anderen Resultat gekommen, 
als er hier andeutet. Denn die Situation im Baugewerbe ist zwar 
keine ganz singuläre, unterscheidet sich aber sehr wesentlich von 
den Gewerben, in welchen die Gewerkschaften unbestritten die 
Stärkeren sind (Buchdruckergewerbe) und wieder jenen Industrien, 
in welche die Gewerkschaften bisher noch wenig eindringen konnten. 
Der Leser aber kann den Eindruck gewinnen, als ob, was hier er- 
zählt wird, generell in Deutschland gilt — und wäre also versucht, 
anzunehmen, daß, wie im Baugewerbe, auch anderwärts sich die 
Kräfte von Gewerkschaften und Unternehmern die Wage halten. 
Aus diesem Mangel erklärt sich gewiß auch die große Zurückhaltung 
des Autors hinsichtlich der Beurteilung des von ihm beigebrachten 
Materials. Dieses bildet daher den Hauptwert der Darstellung und 
rechtfertigt das Erscheinen der Arbeit. (—o.) 
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Hauschild, Harry: Die soziale Lage der Be- 
satzung der deutschen Hochseefischereifahr- 
zewge. Kameradschaft, Wohlfahrtsgesellschaft m. b. H. 184 S. 


Daß der Verfasser sein Thema in großem Stil gefaßt hat, zeigt 
der Hinweis auf die Teuerung, der dusch weitere Ausgestaltung 
der Hochseefischerei begegnet werden soll. Ist dabei von Krisen 
die Rede, so wird dies wohl nicht im technischen Sinn verstanden 
werden müssen. Denn wir sprechen doch von Krisen mehr in Zu- 
sammenhang mit niederen als mit hohen Preisen. Die Bedeutung 
der Seefischerei selbst wird durch den Hinweis auf den steigenden 
Seefischkonsum beleuchtet und statistisch einwandfrei belegt. 

Das Gewerbe machte in den 80er Jahren aus wirtschaftlichen 
Gründen — teilweiser Uebergang zum Großbetrieb — und unge- 
klärten biologischen Gründen — Neuerscheinen und Verschwinden 
gewisser Fischarten — eine Krisis durch. Im allgemeinen konnte 
sich der alte Kleinbetrieb erhalten. Insgesamt sind etwa 6800 
Hochseefischer beschäftigt, eine kleine Zahl gegenüber andern Ge- 
werben, aber bedeutsam in wirtschaftlicher und maritimer Beziehung. 

Diese Sonderstellung prägt sich auch in der vorliegenden Schrift 
aus. Der mit ihr nicht im einzelnen vertraute Referent ist kaum in 
der Lage, eine kritische Sonde anzulegen: aber er darf hinzufügen, 
daß das Vorgetragene in hohem Maße Vertrautheit mit den Tat- 
sachen und ihren Erscheinungsformen verrät, die vorhandene 
Literatur gründlich gesichtet hat und insbesondere auch den recht- 
lichen Unterlagen der Hochseefischerei sein Augenmerk zuwendet. 
Dabei liest sich manche Partie spannend wie eine Episode aus dem 
bunten Fischerleben und eignes Erlebnis scheint hier verarbeitet 
zu sein. Der Verfasser stammt aus den hier beschriebenen Kreisen, 
er hat als Bezirksfeldwebel Zeit gefunden, sich theoretisch auszu- 
bilden und das erste Ergebnis zielbewußter und gewiß entsagungs- 
voller Arbeit hat seinem Bemühen recht gegeben. 

(A. Günther.) 


14. Arbeiterschutz. 


Jahresbericht des Großherz. Badischen Ge- 
werbeaufsichtsamtes für das Jahr 1912. Er- 
stattet an Großherzogliches Ministerium des Innern. Karlsruhe 
1913, Hofdruckerei Fr. Gutsch. III S. 


Die Berichte der seit längerem unter Öberregierungsrat Dr. 
Bittmann stehenden badischen Gewerbeaufsicht haben stets eine 
gewisse persönliche Note gehabt, was ihrem streng sachlichen In- 
halt in keiner Weise Abbruch tat. Ob man, allgemein gesprochen, 
die Gewerbeinspektionsberichte »werturteilsfrei« wünschen soll, steht 
auch in einer Zeit dahin, in der sich weite Kreise der Wissenschaft 
diesem Verlangen unterzuordnen beginnen. Jedenfalls ist es nicht 
das gleiche, wenn in Preußen die größere Zurückhaltung des Auf- 
sichtsbeamten von oben vorgeschrieben wurde. Im deutschen 
Süden war wohl von jeher ein freieres Wort in den Berichten üblich, 
man erinnere sich der Stellungnahme fast aller süddeutschen Ge- 
werbeaufsichtsbeamten zu viel umstrittenen »Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen«. 
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Der vorliegende Bericht ist wieder mit reichem statistischen 
Material ausgestattet. Tab. A—E unterrichten über die Durch- 
führung des Kinderschutzgesetzes, wobei eine ausgedehnte Be- 
schäftigungsliste verwendet wird, Tab. I über die Zahl der Revi- 
sionen und Unfalluntersuchungen, Tab. II über die Zahl der Ar- 
beiter und über das Verhältnis der revisionspflichtigen zu den revi- 
dierten Betrieben, Tab. III über das Anwendungsgebiet der Vor- 
schriften nach § 120e GO., Tab. IV und V würdigen dann die Zu- 
widerhandlungen, Tab. VI und VII betreffen Ueberarbeit- und 
Ausnahmebewilligungen. Statistische Mitteilungen finden sich ferner 
in dem hygienischen Sonderbericht von Gewerbeinspektor Dr. med. 
Holtzmann, der freilich angesichts der schweren Vergleichbarkeit 
der Statistiken verschiedener Krankenkassen nur Einzelberichte 
bringt. Vielleicht wäre hier wenigstens Ausscheidung der einzelnen 
Krankheitsfälle möglich; die »Prozentualverteilung der Krankheits- 
fälle zur Arbeiterzahl« besagt nicht viel. 

Ein allgemeines, auch soziologisches Interesse beansprucht die 
Stellung der italienischen Regierung — hier des Auswanderungs- 
amtes in Mailand — zu den Vorschriften der deutschen Gewerbe- 
gesetzgebung. Das Amt fordert, »daß die Arbeitgeber sich auf längere 
Zeit des Arbeitsvertrags, z. B. ein Jahr, binden, während für die 
(italienischen) Arbeiterinnen die gesetzliche Kündigungszeit von 
14 Tagen gelten soll. Diese Ungleichheit widerspricht dem $ 122 
der RGO. Trotz der auf unsere Veranlassung vom italienischen 
Gereralkonsul erfolgten Vorstellungen und trotz der vom Direktor 
des Gewerbeaufsichtsamtes persönlich in Mailand gegebenen Auf- 
klärungen über die deutsche Gesetzgebung und die unzutreffende 
und irreführende Uebersetzung des dem Auswanderungsamte zur 
Verfügung gestellten Gesetzestextes (!), wich die italienische Be- 
hörde nicht von ihrem Standpunkt ab; sie erblickt in der Verpflich- 
tung des Arbeitgebers auf eine längere Frist »nur ein Aequivalent 
für das Opfer, welches die italienischen Arbeiterinnen mit dem 
Verlassen des Elternhauses und der Heimat und dem Aufenthalt 
in der Fremde bringen« und glaubt, daß alle Weiterungen am besten 
dadurch zu vermeiden seien, daß für die italienischen Arbeiterinnen 
der $ 122 der GO. außer Kraft gesetzt wird.« Dies naive Verlangen 
ist natürlich unerfüllbar, praktisch ist die 14 tägige Kündigungsfrist 
für beide Teile an die Stelle der längeren, früher üblichen getreten 
und die Textilindustrie bedauert die so entstandene Unsicherheit. 
Das Vorgehen des Mailänder Amtes ist durchaus im Sinne des 
neuen italienischen Auswanderergesetzes (vgl. dessen Wiedergabe 
im Reichs-Arbeitsblatt 1913); dieses will grundsätzlich die Vor- 
herrschaft italienischen Rechts im Auslande, vermag damit natür- 
lich höchstens insoweit durchzudringen, als nicht (wie im $ 122 GO.) 
zwingendes deutsches Recht entgegensteht; ja, auch die italienische 
Jurisdiktion soll für deutsche Unternehmer gelten, was höchstens 
in dem Sinne zu verstehen ist, daß die Parteien das italienische 
Gericht als Schiedsgericht anerkennen. Und auch in dieser Ein- 
schränkung, die den Ansprüchen des italienischen Gesetzes ganz 
und gar nicht genügen dürfte, sind berechtigte Zweifel vorhanden. 
Hier liegen hochinteressante völkerrechtliche, aber auch soziologische 
Probleme, die durch den Bericht der badischen Gewerbeaufsicht 
in aktueller Beleuchtung erscheinen. 
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Wir möchten mit dem Hinweis auf eine für den Geist dieser 
Berichterstattung charakteristische Stelle schließen. Eine von 
yeinem Gewerkschaftler« unterzeichnete anonyme Beschwerde gibt 
Veranlassung zu der Feststellung: »Wir nehmen an, daß ein organi- 
sierter Arbeiter die Wege kennt, um eine nach Form und Inhalt 
angemessene und sachliche Beschwerde an die richtige Adresse zu 
bringen; wir können es auch nicht glauben, daß ein anständiger 
und verständiger Arbeiter der für den Arbeiterschutz eingesetzten 
Behörde mit der Presse oder dem »dortigen Abgeordneten« droht.« 

(Adolf Günther.) 


— 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Der gegenwärtige Stand der Arbeitslosenver- 
sicherung. Herausgegeben von der Abteilung XI des Wiener 
Magistrates. Wien 1914, Gerlach & Wiedling. ııo S. M. —.70. 


Der Bearbeiter der vorliegenden Broschüre, der Magistratsober- 
kommissär Dr. R. Hornek, hatte die Aufgabe, dem Wiener Stadtrat 
einen Ueberblick über die Tatsachen der Arbeitslosenversicherung 
zu geben, durch den die Grundlage für eine Beschlußfassung über 
diese wichtige kommnuale Angelegenheit gewonnen werden sollte. 
Diese Aufgabe ist in vorzüglicher Weise gelöst worden, so daß auch 
den zahlreichen sonstigen Gemeinden nsw., die sich mit der gleichen 
Frage befassen, die Schrift als ein gutes Unterrichtungsmittel em- 
fohlen werden kann. Des Bearbeiter gibt in kurzem Auszug ein 
klares Bild der sämtlichen bis Anfang 1914 zustande gekommenen 
oder vorgeschlagenen Gesetze und der erzielten Erfolge, indem er 
das Material sinngemäß in der folgenden Weise gruppiert: I. Die ob- 
ligatorische Arbeitslosenversicherung; 2. die fakultative Arbeits- 
losenversicherung und zwar a) die fakultative Arbeitslosenversicherung 
im engeren Sinne d.h. Förderung der individuellen Selbsthilfe, b) das 
Genter System, c) Kombinationen der fakultativen Versicherung 
mit dem Genter Systeme. — Neben diesen auch sonst vielfach ab- 
gedruckten Materialien wird dann in einem Anhang noch eine Fülle 
von weniger bekannten, aber wichtigen Angaben hinzugefügt, so 
abgelehnte und unerledigte Anträge, bemerkenswerte Kundgebungen 
von Landesregierungen, Kongressen usw., einiges über Arbeitslosen- 
unterstützungen ohne Gegenleistungen, über die soziale innere Ko- 
lonisation, über die gewerkschaftlichen Unterstützungen; schließlich 
folgen noch einige — freilich nicht erschöpfende — literarische Hin- 
weise. Wertvoll ist namentlich, daß uns so eine Reihe von interessanten 
österreichischen Versuchen und Erfolgen näher gebracht wird. 
(Zur Ergänzung sei übrigens die gleichzeitig erschienene, ebenfalls 
von Hornek aligefaßte Schrift erwähnt: »Die Gewerkschaften und 
die öffentliche Arbeitslosenversicherung. Ueber Auftrag des Wiener 
Magistrates verfaßt, Wien 1914, Gerlach Wiedling Ladenpreis 50 
Heller). Obwohl die Arbeit nur eine Materialsammlung sein soll, 
so schimmert doch oft genug die Ansicht durch, die der Wiener Magi- 
strat bei der Arbeitslosenversicherung vertreten will: mit der ent- 
schiedenen Mehrheit der Beurteiler verwirft er eine rein kommunale, 
verwirft er auch eine durch öffentliche Mittel unterstützte gewerk- 
schaftliche Versicherung, fordert vielmehr eine Arbeitslosenversicherung 
von Staats wegen, sei es auch mit finanzieller und sonstiger Unter- 
. stützung der Gemeinden. (K. Kumpmann.) 
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16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Nestiriepke, Dr.S.: Werben und Werden der Ge- 
werkschaften. Nürnberg 1914, Fränkische Verlagsanstalt 
213 S., M. 3.—. 

Dem Titel und Inhaltsverzeichnis des Buches entsprechend 
erörtert der Verfasser die Ursprünge der gewerkschaftlichen Be- 
wegung und der Agitationsmethoden. Zahlreiche Aktenstücke 
sind eine wertvolle Ergänzung der Darstellung. Für den Gewerk- 
schaftspraktiker dürften nach wie vor die »Praktischen Winke« 
von Bringmann wichtiger sein; dem wissenschaftlich Interessierten 
werden im Buch N.s wahrscheinlich die beigegebenen Faksimiles 
historisch bedeutsamer (ob die Auswahl glücklich ist, läßt sich nicht 
kontrollieren) Gewerkschaftspublikationen mehr bieten, als die eigenen 
Ausführungen des Verfassers. Immerhin wird die Publikation jedem, 
der sich für die innere Struktur der Gewerkschaften und das Leben 
in ihnen interessiert, wichtig und wertvoll sein können. (—e). 


17. Allg. Sczialpolitik und Mittelstandsfrage. 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


Buelens, J., Professeur d’Economie Politique à l'Ecole su- 
périeure Commerciale et Consulaire de Mons: Les Employés 
en Allemagne. Leur situation sociale et leur Contrat d’Emploi 
Législation et Revendications. Anvers 1913. Ch. & H. Courtin. 
237 S. Frs. 6.—. 


Neben der Arbeiter-Sozialpolitik beginnen nun auch in Frank- 
reich die Bestrebungen nach einer besonderen Angestellten-Politik 
sich Bahn zu brechen. Das umfangreiche Werk hat den Zweck, 
auf die spezifisch deutsche Angestelltensozialpolitik hinzuweisen. 
Es erörtert, um in das Gebiet einzuführen, zunächst die soziale 
Herkunít der Angestellten, ihre ökonomische Situation, Arbeitszeit 
(Sonntagsarbeit, Urlaub), um daran die Darstellung der Gesetz- 
gebung anzuknüpfen, und zwar hauptsächlich der Gesetzgebung 
über den Arbeitsvertrag (gesondert für die einzelnen Gruppen und 
mit Erörterung spezieller Probleme). Ein eigener Abschnitt ist der 
Erörterung der Besoldungsverhältnisse und der Arbeitszeit gewidmet. 
Die ausführliche Erörterung aller die Angestellten betreffenden 
Fragen wird zweifelsohne in Frankreich das Interesse für diese 
Probleme wecken und die Angestelltengruppen selbst auf die Or- 
ganisation zur Durchsetzung ihrer Interessen hinlenken. Das Buch 
berücksichtigt sorgfältig nicht bloß die amtlichen Materialien und 
Darstellungen der Organisationen, sondern auch, soweit eine solche 
vorlag, die wissenschaftliche Literatur. In der Deutung der Er- 
scheinungen und der Einstellung in die sozialen Zusammenhänge ist 
es von außerordentlicher Zurückhaltung. (—2.) 


19. Handel und Verkehr. 


Weissenbach, Placid, gew. Präsident der Generaldirektion 
der Schweiz. Bundesbahnen: »Das Eisenbahnwesender 
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Schweiz. Zweiter Teil: Die schweizerischen Eisenbahnen IQII«. 


Wiewohl in statistischer Hinsicht etwas verspätet, gibt uns 
dieser zweite Teil des vor Monaten hier besprochenen Werkes des 
Neuen und Interessanten genug, um ein kurzes Referat zu recht- 
fertigen. Zweck des Bandes ist es, uns ein vollständiges technisch- 
wirtschaftliches Bild von dem vom Verf. bis vor kurzem verwalteten 
Eisenbahnnetze zu geben. Die wichtigsten Kapitelüberschriften 
lauten: Stand der schweizer. Eisenbahnen ıgıı. — Tarifwesen und 
Verkehr. — Finanzielle Ergebnisse. — Verwaltung und Personal. — 
Die Gesetzgebung im Eisenbahnwesen. — Stellung der Kantone 
im Eisenbahnwesen. — Als Anlage folgt eine ausführliche Gehalts- 
ordnung der Staatsbahn auf Grund des Besoldungsgesetzes von IQI2. 


Im Gegensatz zum ersten, historischen Teil, ist der vorliegende 
vorwiegend statistischen Inhalts. Besonders interessieren dürften 
die Zusammenstellungen über Betriebseinnahmen, Baukosten, Loko- 
motiven- und Waggonbestand zu verschiedenen Zeitpunkten, über 
die Transportleistungen und ihre Verteilung auf den internen und 
internationalen Verkehr, über die Tarifierungsgrundsätze, die Sub- 
ventionsgesetzgebung der Kantone, die Rechtsverhältnisse der Eisen- 
bahnen gegenüber Dritten. 


Einen Einblick in die Ursachen der steigenden Betriebskosten 
bieten die folgenden Zahlen. Es betrugen nämlich die 


Dampf- davon mit Personenwagen Lastwagen 
lokomotiven | 3—6 Achsen 








2 Achsen | 3—4 Achsen! 2 Achsen | 3—4 Achsen 
IgIO | 1552 1177 1759 | 2852 17554 353 
2 1198 713 1545 1350 13700 97 
228, 2 432 I5IO 552 __ |__9793 50 
1880 | 543 “655 8 
1870 | 247 | 804 ee 


Also eine sehr erhebliche und zur Vermehrung des Netzes in 
keinem Verhältnisse stehende Vermehrung gerade der teuersten Ma- 
schinen- und Wagentypen, die zum mindesten die Erwartung einer 
erheblich gesteigerten Geschwindigkeit und Betriebssicherheit zu 
rechtfertigen scheinen. Wie steht es damit ? 


Die Zahl der getöteten und verletzten Personen ist immer noch 
verhältnismäßig hoch, nämlich ıgıı 72 Getötete und 1584 Verletzte 
gegen 55 und 79I anno 1900, welch letztere Ziffer man allerdings 
zum Teil der Dehnbarkeit des Begriffes »verletzt« und der geringeren 
Largeur der alten Gesellschaften zuschreiben mag. Auf die Rei- 
senden entfielen nur 12 Tote und 61 Verwundete, auf Dritt- 
personen 29 Tote und 62 Verwundere, der Rest auf Bahnangestellte. 


Die Transporteinnahmen betrugen: 


Personenverkehr Güterverkehr verschiedene Einnahmen 
IQIO 96 Mill. Fr. ıI7 Mill. Fr. 9,4 Mill. Fr. 
I900 599 » >» 735 » >» J2 » »Þ 
1890 37 »» 5I » > 48 » » 
1880 236» » 317» >» 4,7» >» 
1870 14,6 » » 159» » 2,5 » >» 


Die Betriebsausgaben geben folgendes Bild: 
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Unterhalt u. a 
Allgemeine Aufsicht der Expedition u. Fahrdienst leine Be- 


Verwaltung Bahn Zugsdienst triebskosten« 


IQIO 5,25 Mil. 23Mill. 43,2 Mill. 55,3 Mill. 126,9 Mil. 
1900 37 > I4 >» 23,1» 32,3 » 73,1» 
I 90 27 >» II > 13,7 >? I7 44,6 » 
1880 1,77 » 8» 87 » 9,4 ? 279 >» 

55% der reinen Betriebskosten und 49% der Gesamtkosten 
entfallen auf das Personal. Die Gesamtausgaben (etwa 10% höher 
als die Betriebskosten) machten I8go 55, IgoO 58,8 und IgIO 63,2% 
der Einnahmen aus. 

Beträchtliche Beträge erreichen die Rücklagen für Amorti- 
sation (50 Millionen von 1903 bis IgII), für Speisung des Erneuerungs- 
fonds (15,7 Millionen) und für andere Abschreibungen. Die gesetz- 
liche Amortisation stieg von 4,3 Millionen anno 1903 auf 8,08 Mil- 
lionen anno IgII. 

Der Güterverkehr (12,5 Millionen Tonnen) entfällt etwa zur 
Hälfte auf interne Transporte, fast zur Hälfte auf direkten aus- 
ländischen Verkehr und nur zu 870 000 Tonnen auf Transit, von 
dem der deutsch-italienische den Hauptteil (620 000) ausmacht. 
Geradezu verschwindend (47 700 Tonnen) ist der französisch-ita- 
lienische Transit. 

Der Personenverkehr entfällt nur zu 10% auf einfache Billets, 
zu 45% auf Rückfahrkarten, zu 45 auf sonstige Ermäßigungen, 
woran die außerordentlich freigebige Ausgabe von Gratiskarten 
und ungeheuren Ermäßigungen an das Bahnpersonal (350 000 Frei- 
karten anno IgII!) mitschuldig sein mag. W. E.). 


20. Privatwirtschaftslehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Der Baumwollbau in den deutschen Schutzge- 
bieten. Seine Entwicklung seit dem Jahre IgIO. Herausge- 
geben vom Reichskolonialamt. (Veröffentlichungen 
des Reichskolonialamts Nr. 6.) Jena (Gustav Fischer) 1914. 
XI und 295 S. M. 10.—. 

Im Jahre ıgıı erschien bei Gustav Fischer in Jena als erstes 
Heft der »Veröffentlichungen des Reichskolonialamts« eine Denk- 
schrift über die »Baumwollfrage«, die die Maßnahmen des 
Reiches zur Förderung des Baumwollbaues in den deutschen Ko- 
lonien begründen sollte. Nach knapp drei Jahren folgt jetzt eine 
neue Denkschrift über de Entwicklung des Baumwoll- 
baues in den deutschen Schutzgebieten seit dem Jahre IQIo, 
dem Beginn des intensiven Eingreifens seitens des Reiches. Durch 
systematische Arbeit ist in diesen er Jahren viel erreicht - 
und man wird es allgemein begrüßen, daß die Kolonialverwaltung 
die bisher gesammelten Erfahrungen weiteren Kreisen mitteilt. 

Die äußerst objektive Darstellung der neuen Denkschrift stützt 
sich auf die Berichte der landwirtschaftlichen Sachverständigen, 
die in den, meist vom Reiche unterhaltenen, Versuchsstationen tätig 
sind. Diese Versuchsstationen oder Baumwollstationen, 
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von denen in Deutschostafrika bisher fünf, in Kamerun zwei und in 
Togo drei errichtet sind, bilden den Ausgangspunkt des staatlichen 
Eingreifens.. Alle Maßnahmen der Verwaltung werden durch sie 
eingehend vorbereitet. Die besonderen Aufgaben der Versuchs- 
station bestehen darin: I. die für den betreffenden Bezirk geeig- 
netste Baumwollsorte zu finden, 2. hochwertige Lokalrassen zu 
züchten, 3. für Saatgut zu sorgen, 4. die zweckmäßigste Zeit für 
Aussaat und Ernte feststellen, 5. die beste Reihenfolge im Frucht- 
wechsel sowie die beste Düngart zu erproben, 6. die Krank- 
heiten und Schädlinge zu beobachten und zu bekämpfen, 7. die 
Haltung von Rindvieh für Feldarbeiten zu versuchen und end- 
lich 8. die Eingeborenen und Pflanzer anzulernen, zu beraten 
und zu kontrollieren. Die Ergebnisse der Versuche dieser Baum- 
wollstationen werden dann durch die Verwaltungsbehörden streng 
durchgeführt. In den Gouvernements laufen alle Fäden zusammen 
und auf diese Weise wird die Gesamtarbeit vor Kräftevergeudung 
und Zersplitterung bewahrt. Der Staat allein, der über den ganzen 
Beamtenapparat verfügt und weit in die einzelnen Produktions- 
sphären eingreifen kann, ist in der Lage, die Baumwollkulturen 
systematisch einzuführen und zu entwickeln, sowie vor Rückschlägen 
zu bewahren. Es wäre ein großer Fehler gewesen, hiermit private 
Gesellschaften zu betrauen. 

Die Förderung des Baumwollbaues erstreckt sich auf Deutsch- 
ostafrika, Togo und Kamerun. Von diesen drei Schutzgebieten 
kommt für die weitere Entwicklung in erster Linie Deutsch- 
ostafrika in Betracht. Klima und Bodenbeschaffenheit sind 
hier dem Baumwollbau günstig, wenngleich durchaus verschieden 
von den nordamerikanischen und ägyptischen Verhältnissen. Die 
Eingeborenenbevölkerung ist vorläufig ausreichend, aber nur schwer 
zu ständiger Arbeit zu erziehen. Die Ansiedlung von Weißen ver- 
bietet in den in Frage kommenden Gebieten das Klima, das auch 
vielfach die Arbeiten der Versuchsstationen beeinträchtigt hat. 
Obgleich die Regierung offiziell erklärt, daß neben der Eingeborenen- 
kultur auch der Plantagenbau gefördert werden soll, ergeben schon 
die klimatischen Verhältnisse, daß in allererster Linie nur die Ein- 
geborenenkultur entwicklungsfähig ıst. Wenn, wie die Regierung 
versucht, der Baumwollbau bei den Eingeborenen zu einer Volks- 
kultur wird, ist die Gefahr weit geringer als bei Plantagenbau, daß 
bei Preisrückschlägen und schlechter Konjunktur das mühsam be- 
gonnene Werk wieder in Frage gestellt wird. Die Verwaltung sucht 
dies auch noch dadurch zu verhindern, daß sie keine Reinkultur 
von Baumwolle fördert, sondern überall neben dem Baumwollbau 
Nebenkulturen entwickelt und den Fruchtwechsel einführt. 

Ein sehr wichtiges Problem für den ostafrikanischen Baum- 
wollbau ist de Sortenfrage. Die amerikanische Baumwolle 
hat fast überall bessere Ergebnisse gebracht als die ägyptische, 
trotzdem hat die Regierung aus mancherlei Gründen die Einfuhr 
von amerikanischem Saatgut streng verboten und nur die ägyp- 
tische Saat zugelassen. Indessen wird geplant, die Saatbeschaftung 
so bald wie möglich von Aegypten unabhängig zu machen und 
Lokalrassen zu züchten. Es gehört zu den Hauptaufgaben der 
Baumwollstationen, für die Schaffung von Saatgut ın hochwertigen 
Lokalsorten zu sorgen. — Die Reinhaltung der Rassen wird dadurch 
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erschwert, daß in Ostafrika die Baumwolle jedes Jahr neu gepflanzt 
wird und ferner die Eingeborenen aus technischen Gründen die 
benötigte Saat nicht bei der Ernte zurückhalten können, da das 
Saatgut erst durch die Entkörnungsanstalten aus der Baumwolle 
gewonnen wird. Um nun die Reinhaltung der Rassen zu kontrollie- 
ren und die Baumwollkulturen zu unterstützen, liefert die Ver- 
waltung alljährlich den Eingeborenen das Saatgut gratis. 

In Kamerun und Togo sind die Aussichten für den 
Baumwollbau bedeutend ungünstiger, insbesondere weil die Ver- 
kehrsverhältnisse noch durchaus ungenügend sind. Auch in diesen 
Schutzgebieten legt die Regierung vorläufig nur Wert auf die Schaff- 
ung hochwertiger Qualitäten unter Verzicht auf hohe Ausfuhr- 
ziffern, die sich bei den teuren Produktionsbedingungen doch nicht 
lange aufrecht erhalten lassen könnten. 

Von der Entwicklung von Baumwollkulturen in Deutsch- 
südwestafrika ist Abstand genommen, weil in dieser Kolo- 
nie die an sich nicht zahlreichen schwarzen Arbeitskräfte von an- 
deren landwirtschaftlichen Kulturen benötigt werden. 

Die Denkschrift beweist zweifellos, daß in Deutschostafrika 
namentlich die Grundlagen für die Erzeugung gut brauchbarer 
Baumwolle gegeben sind. Andererseits zeigen aber die bisherigen 
Erfahrungen doch, daß unsere koloniale Baumwolle besten Falles 
den Bedarf an hochwertigen Qualitäten decken kann, für die 
Stapelsorten ist ein Wettkampf mit der amerikanischen Produktion, 
die unter ungleich günstigeren klimatischen und sonstigen Be- 
dingungen arbeitet, nicht zu erwarten. (Edgar Landauer.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Kleine-Natropß, D. Heinrich: Verfassung und 
Geschichte der Maklerbanken (Prager staatswissen- 
schaftliche Untersuchungen. herausgegeben von H. Rauchberg. 
P. Sander, L. Spiegel, A. Spiethoff, R. Zuckerkandl. Heft 2.) 
München-Leipzig 1913, Duncker u. Humblot. X, 112 S. Mk. 3.50. 

Der Zweck einer Maklerbank besteht darin, einer größeren 
Anzahl von Maklern — richtiger ausgedrückt, von Agenten —, die auf 
der Börse für eigene Rechnung, aber im Namen der Bank Abschlüsse 
bestätigen, und hinter denen als Garant dieser Abschlüsse die Bank 
haftet, durch die Garantiemittel der Bank, die von den Agenten 
eine Vermittlungsgebühr bezieht, eine größere Solidität und wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit zu verleihen. — Es werden einleitend 

(S. I—30) die Entstehungsgründe und die Verfassung der Makler- 

banken, sodann in zwei Teilen die Entwicklung bis 1877 (S. 31—73) 

unter besonderer Berücksichtigung der Wiener Verhältnisse und 

(S. 73—112) die Zeit von 1877—1912 geschildert. Für die erstere 

Periode ist schnelles Aufblühen und katastrophenartiger Untergang 

der Institute, die zumeist Spielbanken waren, charakteristisch, be- 

sonders in Wien, wo der Versuch einer Neugründung niemals mehr 
unternommen wurde. Anders in Deutschland, wo die x einsetzende 

Börsenkonjunktur zur Errichtung zahlreicher neuer Maklerbanken 

Anlaß gab, die später ihre Lebenstähigkeit größtenteils verloren und 

bis auf zwei von der Bildfläche wieder verschwunden sind. Der Autor 

beschränkt sich im wesentlichen auf die Zusammentragung äußer- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 39 
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licher Daten; die von ihm zum Schluß registrierte Anschauung, »daß 
die Wiener Börse nicht so sehr an Bedeutung verloren haben würde, 
wenn eine Maklerbank mit guter Geschäftsführung bestehen geblie- 
ben wäre«, dürfte schwerlich recht haben, weil für die Bedeutung einer 
Börse ganz andere Faktoren, als wie die Technik der Börsengeschätte 
maßgebend sind. (E. Kaufmann.) 


Klinker, D. Friedrich, Wilhelm: Studien zurEn!- 
wicklung und Typenbildung von vier rhes- 
nisch-westfälischen Provinzaktienbanken (Volk- 
wirtschaftliche Abhandlungen der bad. Hochschulen. Neue Folge. 
Heft 22). Karlsruhe 1913. VIII, 199 S. Mk. 4.20 (Abonnement 
Mk. 3.50). 

Die deutschen Provinzbanken werden in der Fachliteratur 

im Verhältnis zu den Berliner Großbanken oft unterschätzt, trotz 

der großen Bedeutung, die gerade auch sie für die Entwicklung der 

deutschen Volkswirtschaft gehabt haben und noch haben. So ist 
an und für sich die Aufgabe, die der Autor sich gesetzt hat, begrüßens- 
wert, allein es fehlt ihm an einer tieferen Eindringung in den Stoff. 

Es wird nach einer sehr kurzen Erörterung der rheinisch-westfälischen 

Provinzbankverhältnisse in vier Kapiteln (S. 16—170) die Entwick- 

Jung der vier Banken, welche als Unterlage für die Problemstellung 

dienen sollen, an Hand der Geschäftsberichte geschildert. Ein fünftes 

Kapitel (S. 171—199) bringt einen Vergleich der vier Banken, sucht 

daraus die Ursachen für ihre verschiedene Entwicklung abzuleiten 

und kommt zu dem Ergebnis, daß man berechtigt ist, von einer 

Typenbildung unter den Provinzaktienbanken zu reden. 

(E. Kaufmann.) 


23. Genossenschaftswesen. 


— 


24. Finanz- und Steuerwesen. 
25. Städte und Kommunalpolitik. 


26. Wohnungsfrage. 


Eberstadt, Prof. Dr. Rudolf; Städtebau und Wob 
nungswesenin Holland. Jena 1914, Fischer, VI u. 456. 


Das Resultat dieser Arbeit ist: I. E. hat klar erfaßt, daß der 
niederländische Städtebau und das niederländische Wohnungs- 
wesen auf fast rein nationaler Grundlage erwachsen sind, daß wir 
es also mit einer abgeschlossenen historischen Einheit zu tun haben. 
2. E. kommt in dieser Arbeit zu einer Vielseitigkeit des Urteils, die 
er früher nicht erreicht hat. E. hat schon früher nie das Wohnungs- 
problem mit einem Schlagwort lösen wollen, aber er hat gerne einen 
Hauptgrund angenommen und die anderen Momente nur akzessorisch 
spielen lassen. Hier zum erstenmal setzt E. gleichmäßig, ohne ım 
\Wert der Ursachen zu differenzieren, Grund neben Grund: Speku- 
lation und Gesetzgebung, Parzellierung und Volksgewohnheiten, 
Kredit, wirtschaftliche Machtverhältnisse u. a. mehr stehen neben- 
einander. Jeder Faktor wird seines Einflusses gewürdigt, aber nirgends 
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einer auf Kosten des andern begünstigt. Das ist für E. den Wissen- 
schaftler ein bedeutender Fortschritt und für E. den $tädtebauer 
ganz gewiß kein Nachteil, und es ist sicherlich für ihn ein treffliches 
Lob, wenn ihn Karl Scheffler in der Voss. Ztg. eben auf Grund dieser 
seiner neuesten Arbeit den objektiven Idealisten nennt. 

Im einzelnen sind die Ausführungen tatsächlich ganz ausge- 
zeichnet und wer weiß, wie schwierig es ist, sich als Deutscher ganz 
in niederländische Verhältnisse einzudenken, wird ihm Anerkennung 
nicht verweigern. In manchem haben ihm die Niederländer in den 
Einzelheiten vorgearbeitet, aber eine Arbeit mit derartig allgemeinem 
Gesichtspunkt ist bei ihnen nicht erschienen. Andererseits mögen 
einzelne Teile wohl stark auf diesen Vorarbeiten beruhen. So in- 
teressant z. B. der historische Teil ist, so wenig bringt er inhaltlich 
und systematisch Neues. Andere Kapitel wiederum, wie z. B. die 
Kreditfrage, sind, wie oben gesagt, vortrefflich auf das Typische 
zugeschnitten, bringen nicht zu viel und nicht zu wenig. 

Doch hat. bei der wertneutralen Nebeneinanderstellung der 
Entwicklungsfaktoren E. eine gewisse Ueberfülle nicht vermieden. 
Schließlich sind das Wahlgesetz u. a. mehr doch nur von sekundärer 
Bedeutung für das Wohnungswesen. Will aber E. auch die sekundären 
Momente ernsthaft entwickeln, dann muß er auch auf andere wichtige 
Eigenarten der niederländischen Wirtschaft und Kultur genauer 
eingehen. Die kalvinistisch-reformierte Ethik (Max \Weber!), der 
z. T. wieder daraus erklärbare, ausgesprochene Individualismus 
und die Vorliebe für den Kleinbetrieb (Aktiengesetzgebung!), die 
Bodenständigkeit usw. hätten dann auch mehr zu Wort kommen 
müssen. 

Dann hätte E. auch vielleicht dem Umstand mehr Beachtung 
geschenkt, daß ein großer Prozentsatz der Arbeiterschaft um die 
Fabrik auf dem Land angesiedelt ist). Dann hätte er wohl auch 
jenen kleinen landwirtschaftlich-industriellen Gemeinden mehr Auf- 
merksamkeit gewidmet, die wie Hoogezand, Dedemsvaart, Langstraat, 
Alblasserdam, Ridderkerk usw. bei einer Einwohnerzahl von etwa 
3—II 000 über das ganze Land zerstreut sind und einem großen Teil 
der Industriearbeiterschaft Wohnung in Jandwirtschaftlicher Um- 
gebung gewähren. Dank mehrerer Gründe (Verkehrswesen, Bildungs- 
trieb u. a. mehr) bieten diese Gemeinden dem Fabrikarbeiter die 
Vorzüge der Stadt (Schulen, Bibliotheken!, schnellste Verbindung 
zur großen Stadt) und die des Landes (Ackerland zum Haus gehörig 
u. a. mehr). Das einzige, was diesen Gemeinden gegenüber der Stadt 
regelmäßig fehlt, sind die großstädtischen Vergnügungseinrichtungen! 
E. aber betrachtet einerseits die Städte, andererseits die Wohnungen 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung des Landes. Die industrielle 
Bevölkerung der gemischt landwirtschaftlich und industriellen Ge- 
meinden übergeht er; und gerade diese bildet einen großen Prozent- 
Satz der industriellen Bevölkerung der Niederlande überhaupt. 

Wir brauchen in Deutschland ein grundlegendes Buch über 
das niederländische Wirtschaftsleben, das alles, was an diesem in- 
dividualistischen Staatswesen typisch ist, uns deutlich vor Augen 








1) Vgl. auch meine Ausführungen hierüber in: Der Rheinschiffbau am 
deutschen Rhein und in den Niederlanden, Cotta, Berlin und Stuttgart 1912. 
S. 1ı5f, und S, og ff. 

39° 
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führt. E. macht einen Versuch, uns vom Standpunkt des Wohnungs- 
wesens ein, derartig vielseitiges Werk zu liefern. Aber über das 
Wohnungswesen hinaus läßt uns auch dieses vorzügliche und viel- 
seitige Buch bald im Stich. (Theodor Metz.) 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


Liese, Dr. theol. Wilhelm: Wohlfahrtspflege und 
Caritas im Deutschen Reich, in Deutsch- 
Oesterreich, der Schweiz und Luxemburg. 
M.-Gladbach 1914. Volksvereins-Verlag, G. m. b. H. XV und 
477 S. M. 6.50, geb. M. 7.50. 

Hier ist mit bewunderungswürdigem Fleiß ein sehr brauchbares 
und zuverlässiges Nachschlagewerk geschaffen, das, wie der Verf. 
im Vorwort sagt, »in knapper Form zunächst den für moderne 
Wohlfahrtsarbeit interessierten Katholiken der deutschen Länder 
alles bieten soll, was zu ihrer grundlegenden Orientierung erforder- 
lich ist. Auch die wichtigsten Einrichtungen der evangelischen 
und humanitären Wohlfahrtspflege sind einbezogen. Ein einleiten- 
der Teil enthält einen ganz kurzen Abriß der Geschichte der Wohl- 
fahrtspflege, caritativ-soziale Lebensbilder aus verschiedenen Epo- 
chen der christlichen Geschichte, und einen Ueberblick über cari- 
tativ tätige Ordensgenossenschaften, Pflegegemeinschaften, Vereine 
und Anstalten. Dann folgt ein systematischer Ueberblick über die 
verschiedenen Formen der Wohlfahrtspflege und Caritas, und end- 
lich ein statistischer und topographischer Teil. Eine ausführliche 
Bibliographie ist beigegeben und erhöht die (auch wissenschaftliche) 
Brauchbarkeit der Arbeit. (Picht.) 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 
31. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Schoenborn, Dr. Walther, Privatdozent an der Uni- 
versität Heidelberg: Staatensukzessionen (Handbuch 
des Völkerrechts, herausgegeben von Stier-Somlo, II. Band, 2. Ab- 
teilung). Berlin, Stuttgart, Leipzig 1913. W. Kohlhammer. 122 S. 
M. 4.50, für Subskribenten auf das ganze Werk M. 4.—. 

Bereits einmal hat die deutsche Wissenschaft eine monographische 
Darstellung der Lchre von den Staatensukzessionen geboten: ın 
Max Hubers 1898 erschienenem Buche. Trotz der Existenz dieser 
angesehenen Schrift bedeutet die vorliegende Abteilung des Hand- 
buchs des Völkerrechts eine wertvolle Bereicherung unserer Literatur. 
Denn es handelt sich hier um die Erörterung von Fragen, die an- 
erkanntermaßen zu den am meisten umstrittenen des Völkerrechts 
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gehören; und Schoenborn hat diese Fragen mit der ihm eigenen Sorg- 
falt und dabei durchaus selbständig untersucht. 

Unter Staatensukzession versteht der Verfasser mit der herr- 
schenden Ansicht die »Nachfolge eines Staates in Rechte und Pflichten 
eines andern Staates als Folge der Erstreckung seiner (vollen oder 
oberherrlichen) Staatsgewalt auf Gebiete, welche bisher der Staats- 
gewalt des andern Staates unterstellt waren« (S. 6). Zu scheiden sind 
dabei die Gebietsabtretung durch Vertrag (Zession) und die übrigen 
nicht auf völkerrechtlichem Vertrag beruhenden Gebietsübergänge: 
die Losreißung und Verselbständigung (Emanzipation) eines Staats- 
teils, die vollständige Einverleibung eines Staates (Totalannexion 
oder Inkorporation i. e. S.), der Zusammenschluß zum Bundesstaat, 
die Verschmelzung und die Zerstückelung (Aufteilung) oder Zer- 
gliederung von Staaten. Bei der Darstellung dieser einzelnen Suk- 
zessionsfälle wird jeweils die Wirkung der Sukzession auf das davon 
betroffene Gebiet, ferner auf die Rechtsstellung der Untertanen, 
die völkerrechtlichen Rechte und Pflichten, die innere Rechtsordnung 
im übernommenen Gebiet und die Vermögensrechte erörtert. Ein 
Anhang streift Fälle uneigentlicher Staatensukzession, vor allem 
die Protektoratsverhältnisse und die Bildung von Vasallenstaaten. 

An dieser Stelle interessiert vornehmlich die Untersuchung 
der Frage, die mit Recht als die praktisch wichtigste aus dem Suk- 
zessionsrecht gilt: des Streitpunkts der Haftung des Sukzessors 
für die Schulden seines Vorgängers. Schoenborn bespricht diese 
Frage besonders eingehend bei der Lehre von der Annexion (S. 100 ff.), 
wobei er gegen die verschiedenen Theorien zugunsten der Haftung 
des Inkorporanten für die Schulden sehr scharfsinnig Stellung nimmt. 
Er gelangt zu dem Ergebnis, daß eine Rechtspflicht zur Uebernahme 
der Schulden nach geltendem Völkerrecht für den Sukzessor nicht 
besteht, wie sehr sie auch einem Bedürfnisse der Billigkeit entspricht. 
Ich halte diese seine Ausführungen für überzeugend. 

Dem Ergebnisse in diesem wichtigen Punkte ähnelt das Ender- 
gebnis der Schrift (S. 122), wonach in den durch eine Staatensuk- 
zession entstehenden Rechtsfragen in weitem Umfang das völker- 
rechtliche freie Belieben des Sukzessors entscheidet, während die 
Zahl der völkerrechtlichen Rechtssätze, die seinem Willen hier Schran- 
ken setzen, und die sich zweifelloser Anerkennung und Geltung er- 
freuen, heute erst gering ist. \Ver hätte den Mut, diesem Resultat, 
das auch den Vertasser nicht befriedigt, zu widersprechen ? 

(Guido Leser.) 


Stein, Friedrich: Grenzen und Beziehungen 
zwischen Justiz und Verwaltung. Tübingen 1912, 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). IV und 125 Seiten. M. 2.80. 

Die vorliegende Abhandlung des führenden deutschen Prozes- 
sualisten ist aus Vorträgen in der Kölner Vereinigung für rechts- 
und staatswissenschaftliche Fortbildung hervorgegangen. Sie ist 
mit der Kunst der Darstellung geschrieben, die Steins Veröffent- 
lichungen auszeichnet. 

Der Abschnitt über die Grenzen zwischen Justiz und Verwaltung 
ist der bei weitem umfangreichere. Nach einer geschichtlichen Ein- 
leitung werden die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die freiwillige 
Gerichtsbarkeit, die Strafsachen und — in zwei besonders lehrreichen 
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Paragraphen — die Zwangsvollstreckung und der Kompetenzkontlikt 
behandelt. 

Der Schwerpunkt des Buches liegt aber wohl in dem kürzeren 
Abschnitt, der den Beziehungen zwischen Justiz und Verwaltung 
gewidmet ist. Hier wird (S. 87 ff.) die prozessuale Auffassung der 
materiellen Rechtskraft als die auf die Autorität des Staatsaktes 
gegründete Bindung des Zivilrichterss an ein vorausgegangenes 
Zivilurteil überzeugend entwickelt. Zur Frage der materiellen Rechts- 
kraft im Verwaltungsrecht wird, m. E. mit vollem Recht, ausgeführt 
(S. ror f.), wenn man den Umfang der Rechtskraft des Zivilurteils 
in zeitlicher Beziehung richtig auslege, so könne man ihn sehr wohl 
in dieser Beschränkung aui das Gebiet der Verwaltung übertragen. 
Die Bindung der Gerichte, deren freies Nachprüfungsrecht gegenüber 
den Entscheidungen des preußischen Heroldsamts (S. 10gf.) mit 
großer Entschiedenheit gewahrt wird, die Vorentscheidung bei der 
Verfolgung von Beamten, die Bindung der Verwaltung und die gegen- 
seitige Rechtshilfe werden erörtert. 

Die Schrift ist höchst anregend — auch da, wo sie zum Wi- 
derspruch reizt. Die von der herrschenden Ansicht abweichenden 
Ausführungen über die Zulässigkeit landesgesetzlicher Ueberweisung 
von Strafsachen an die Verwaltungsbehörden (S. 43 f.) versäumen 
es — wie bereits Wolzendorif (Verwaltungsarchiv Bd. 2r S. 355) 
hervorgehoben hat —, die Bestimmungen der einzelstaatlichen Ver- 
fassungen zu berücksichtigen, die die Rechtsprechung unabhängigen 
Gerichten zuweisen. Ueberrascht hat mich die Begründung, mit 
welcher Stein (S. 125) den preußischen Ministerien beipflichtet, 
die angeordnet haben, daß die Polizeibehörden von den ihnen zu- 
stehenden Zwangsmitteln auch zur Herbeiführung des Erscheinens 
von Zeugen im vorbereitenden Strafverfahren Gebrauch machen 
dürfen. Stein bemerkt dazu: »Unleugbar hat hier die Verwaltung 
eine Lücke des Gesetzes ausgefüllt, ihrem Berufe treu, vor allem 
den Staatsnotwendigkeiten zu genügen.« In Wahrheit dürfen in 
Preußen die Verwaltungsorgane in die Freiheit des Untertanen nur 
auf Grund des Gesetzes eingreifen, und das sog. Staatsnotrecht ist, 
um mit Anschütz (Die \Veriassungsurkunde für den Preußischen 
Staat I 1912 S. 142) zu sprechen, kein dem positiven Recht angehöriges 
Rechtsinstitut, sondern ein Phantasiegebilde. l 

Der schärfste Widerspruch muß aber erhoben werden gegen die 
im Vorwort und gelegentlich auch im Text ausgesprochene Be- 
hauptung des Verfassers, daß er auf dem Gebiete des Verwaltungs- 
rechts nur Laie sei. Mit der vorliegenden Schrift hat er diese Ansicht 
selbst so gründlich wie nur möglich widerlegt. (Guido Leser.) 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


34. Politik. 
Overbergh, Cyr van, La Grève générale. Bruxelles 
1914, Misch et Thron, 654 S., Frs. 12.—. 
Der Verfasser‘ versucht aktenmäßig den Verlauf des 


belgischen Generalstreiks im Jahre 1913 zu entwickeln (und darin 
besteht der große Wert des Buches), wobei er den Ausstand im Jahre 
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1902 zum Vergleich heranzieht. Dieser (politische) Generalstreik 
hatte, wie im Jahre 1902, die Eroberung des allgemeinen Stimm- 
rechts zum Ziel. Der Verfasser kommt zum Resultat, daß die steigende 
militärische Macht der modernen Staaten den Generalstreik immer 
mehr unmöglich machen werde, besonders wenn die Regierung 
über genügend zahlreiche technisch geschulte Truppen verfüge, 
welche die Streikenden ersetzen könnten. Von einer energischen 
sozialen Gesetzgebung und einem modernen Wahlrecht erwartet 
der Verf. die Ausgleicliung der sozialen Spannungen. (—). 


Erklärung. 


Nachdem von zwei Kritikern der Titel meiner zu Ende vorigen 
Jahres als Band 33 der »Historischen Bibliothek« erschienenen Arbeit 
»Mittelalterliche Welt- und Lebensanschauung im Spiegel der Schrif- 
ten Coluccio Salutatis«!) öffentlich beanstandet worden ist, sehe ich 
mich veranlaßt zu erklären, daß sowohl die Wahl kleinerer Schrift- 
typen für die Worte »im Spiegel der Schriften Coluccio Salutatis« 
wie der abgekürzte Titel auf dem Umschlag von dem Herrn Verleger 
herrührt, für den hiefür, wie er mir auf Anfrage mitteilte, satztech- 
nische Gründe maßgebend waren. Ein Entwurf zum Umschlagtitel 
hat mir niemals vorgelegen, so daß ich keine Gelegenheit zur Be- 
richtigung hatte. Ich selbst habe meiner Arbeit niemals den Titel 
»Mittelalterliche Welt- und Lebensanschauung« gegeben, vielmehr 
ausschließlich den oben angegebenen vollständigen Titel. 


Alfred von Martin, 
Freiburg i. Br. Dr. jur. et. phil. 


1) Besprochen im Archiv B. 38, S. 553. 
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SOZIALPOLITISCHE CHRONIK’) 


Die Gewerkschaftsbewegung im Jahre 1914 und die 

sozialpolitische Situation bis zu Beginn des Krieges. 

Die weitere Entwicklung des Arbeitsmarktes an der 

Jahreswende 1914/15. Gewerkschaftliche Ideologien 
unter dem Einfluß des Krieges ı). 


Inhalt: Die Konjunktur des Jahres 1914 S. 610. — Die freien Ge- 
werkschaften S. 612. — Die christlichen Gewerkschaften S. 620. — Die 
Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften S. 621. — Streike und Aussperrungen 
S. 622. — Die Lage des Arbeitsmarkts S. 623. — Die Frage des Arbeits- 
nachweises S. 629. —- Militärbehörden und Arbeitsverhältnis S. 632. — 
Die sozialpolitische Situation S. 634. — Umformungen der Ideologien in den 
freien Gewerkschaften S. 630. 


-p Das Jahr 1914 zeigte ın der ersten Hälfte in seinem allgemeinen 
Charakter viel Aehnlichkeit mit dem vorangegangenen. Also eine 
etwas gedrückte Konjunktur, welche sich weniger in der schweren, 
als in der weiter verarbeitenden Industrie geltend machte. Das ge- 
samte Wirtschaftsleben stand unter dem hohen Druck, der in erster 
Linie aus der allgemeinen Marktlage, zum großen Teil aber auch aus 
der überproportionalen Entwicklung und straffen Organisation der 
schweren Industrie zuerklären ist. Die steigenden Renten 
für die agrarische Sphäre und die schwere Industrie müssen auch in den 
Depressionsperioden aufgebracht werden, und so sehen wir, daß selbst 
die Rekordernte des Jahres 1913 nichteine wirklich lebhafte Be- 
wegung auszulösen vermochte. Wenn Calwer meint, daß die weltpoli- 


*) Abgeschlossen am 30. März 1915. 

1) Die »Sozialpolitische Chronik« pflegt sonst in ihrem ersten Abschnitt 
über Gewerkschaftsbewegung eingangs stets die Konjunkturbewegung des ab- 
gelaufenen Jahres zu behandeln (vgl. für r913 Bd. 38, S. 598—607). Da die 
Entwicklung der Konjunktur und selbst des Arbeitsmarktes in den ersten Mo- 
naten des Krieges bereits in einer früheren Abhandlung in diesem Archiv aus- 
führlich erörtert wurde (Bd. 40, S. 147 ff., Kriegshefte Nr. 1), genügt jetzt ein 
kurzer Hinweis auf die Konjunkturentwicklung im ersten Halbjahr 1914 und 
ein summarischer Rückblick auf den Gesamtcharakter dieses Jahres. 
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tische Spannung, die schon 1913 bestanden habe, die Konjunktur an der 
Aufwärtsbewegung hinderte 2), so trifft daskaum zu, da auch vergangene 
Jahre nicht aus den oft sehr kritischen weltpolitischen Situationen 
ihre Signatur erhielten. Weder Konsum noch Produktion waren auf 
den Krieg als eine reale Möglichkeit eingestellt, die politische Situa- 
tıon wirkte stets nur als Stimmungselement, aber, wie sich jetzt zeigt, 
nicht entscheidend. Sonst hätte die weltwirtschaftliche Verflechtung 
nicht einen so hohen Intensitätsgrad erreichen können. 

Welche Stelle das Jahr 1914 trotz des Kriegsausbruchs über- 
raschenderweise einnimmt, geht aus den folgenden Ziffern hervor; 
es betrugen in Millionen Mark bei Aktiengesellschaften und Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung die 3): 


Neugrün- Kapitals- zusammen 
dungen erhöhungen Neuinvestierungen 
1908 551,10 473,04 1024,14 
1909 600,64 527,34 1133,98 
1910 611,48 628,57 1240,06 
IgII 600,99 587,15 1194,13 
1912 580,05 773,57 1359,62 
1913 605,00 513,37 1118,37 
1914 4097,58 545,99 953,57 


Der Rückgang im Jahre 1913 hat sich also 1914 in erheblichem 
Umfang fortgesetzt, ohne daß man sagen könnte, ob nicht bei an- 
haltendem Frieden die Ziffern des Jahres 1913 übertroffen worden 
wären. Wenn man auch annimmt, daß noch im August IgI4 manche 
bereits früher beschlossenen Investitionen vorgenommen wurden, 
so zeigt sich doch, daß auch späterhin noch der Kapitalbildungs- 
prozeß nicht ganz stockte. Zum größten Teil wird man das auf In- 
vestitionen der Rüstungsindustrie (im weitesten Umfang genommen) 
zurückführen müssen. Interessant sind die Ziffern für die einzelnen 
Monate, weil sie das Ansteigen der Konjunktur im zweiten Quartal 
und das jähe Abbrechen im Kriege gut veranschaulichen. Es be- 
trugen darnach (wieder bei Aktiengesellschaften und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung) im Jahre 1914: 

Neugründungen Kapitalserhöhungen Neuinvestierungen 


Januar 27,99 12,86 40,85 
Februar 27,90 54,37 82,33 
März 60,73 22,80 89,53 
April 18,18 145,07 1063,25 
Mai 34,18 112,02 146,20 
Juni 20,86 85,26 106,12 
Juli 37,12 25,96 63,08 
August 32,21 48,76 80,97 
September 29,56 19,Io 48,06 
Oktober 44,70 3,48 48,19 
November 4,48 7,97 12,45 
Dezember 63,01 8,35 71,96 


2) Die Konjunktur, 4. I. 1915. 
3) Ebenda, 21. I. 1915» 
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Diese Ziffern lassen vermuten, daß bereits im zweiten Kriegs- 
monat (September) die meisten bestehenden Unternehmungen in 
ihrem Aufschwungstempo lahmgelegt waren, und daß dann im Ok- 
tober bereits (mit zeitweisen Unterbrechungen: November) die 
Rüstungsindustrie (in weitestem Umfang genommen) erhebliche 
Kapitalien für Neugründungen beanspruchte, so daß die Gesamt- 
ziffer des Dezember die des Juli übertraf. Insgesamt haben natürlich 
die 4 Kriegsmonate (wenn wir August noch nicht wirtschaftlich voll 
als solchen rechnen) im Wesen die Abnahme des Jahres 1914 gegen- 
über 1913 bewirkt. 

Dieses Gesamtbild wird durch die einzelnen Ziffern der Indu- 
strien bestätigt; so war z. B. die Roheisenerzeugung in den ersten 
Monaten des Jahres 1914 stets ungefähr gleich (mit kleinen Abstrichen) 
der in den analogen Monaten des Vorjahres; stürzte dann auf un- 
gefähr 1/s der bisherigen Erzeugung (von I 560 000 Tonnen im Juli 
auf 586 000 resp. 580 000 t. im August und September), um dann 
nahezu wieder auf 800 000 t zu steigen (wobei der Arbeitermangel 
die weitere Hebung der Produktion verhinderte). Die Gesamter- 
zeugung an Roheisen betrug in den ersten 11 Monaten IgI3: 17697000 t; 
im gleichen Zeitraum des Jahres 1914: 13 535 000 t. 

Aehnlich hob sich der Verkehr auf den Bahnen von 49% gegen- 
über dem gleichen Monat des Vorjahres (August) auf 75,36% (im 
Personenverkehr); und von 41% auf 81% im Güterverkehr. 

Selbst der Abrechnungsverkehr der Reichsbank zeigte zum 
Jahresschluß die Wiederkehr relativ normaler Verhältnisse und war 
ungefähr den Verkehrsziffern zur analogen Zeit des Jahres Igog 
gleich ®). 


Die freien Gewerkschaften. 


Ohne im speziellen auf die Konjunkturziffern in den einzelnen 
Gewerben einzugehen, kann man doch vermuten, daß auch das Jahr 
1914 seinem Gesamthabitus nach nicht günstiger gewesen ist als IQI3. 
Schon 1913 zeigte sich in den freien Gewerkschaften eine Abnahme 
der Mitglieder ®) zum Jahresende, wenngleich noch der Jahresdurch- 
schnitt 1913 gegenüber IgI2 eine schwache Zunahme aufwies. 

Die Gesamtziffern betrugen für die freien Gewerkschaften im 
Jahresdurchschnitt 6): 

Mitglieder Einnahmen Ausgaben Vermögen 
in Millionen Mark 


1909 I 832 000 50,5 46,2 43,4 
IgIOo 2 017 000 04,3 57,9 52,5 
IQII 2 320 000 72,0 60,0 62,1 
1912 2 530 000 80,2 ` 61,1 80,7 
1913 2 549 000 82,0 74,9 88,0 





4) Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften, r6. I. 
1915. 

5) Vgl. Archiv Bd. 38, S. 607. 

¢&) Correspondenzblatt der Gencralkommission, 8. VIII. 1914. Statistische 
Beilage. 
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Die Ziffern zum Jahresende 1913 aber zeigen bereits | 
eine erhebliche Abnahme, nämlich 2498000 zu Ende 1913 j! 
gegenüber 2559 000 zu Ende 1912. — Diese Mitglieder- 
abnahme ist umso bemerkenswerter, als sie ja nicht in einer 
ausgesprochenen Tiefkonjunktur ihre Ursache hat, sondern sie muß 
wohl als eine Art Abbröckeln des Mitgliederbestandes aufgefaßt | 
werden, bewirkt durch die immer schwierigere Situation, das 
schwerere Vorwärtskommen für die gewerkschaftliche Aktion. Gerade 
die größten Gewerkschaften haben Einbußen an ihrem Mitglieder- 
bestand zu verzeichnen (Bauarbeiter um 20 000; Bergarbeiter um 
12 000; Metallarbeiter um I6 000) und nur wenige (Gemeindearbeiter, 
Transportarbeiter usw.) haben während des Jahres 1913 eine Zu- 
nahme erfahren. 

Ebenso wie sich die Mitgliederabnahme noch nicht im Jahres- 
durchschnitt zeigt, so sind auch die Finanzen noch nicht merklich 
verschlechtert. Die Einnahmen stiegen weiter (wenngleich sehr wenig), 
die Ausgaben gleichfalls, und trotzdem konnte das Vermögen noch 
recht erheblich (um 8 Millionen Mark) gesteigert werden. Immerhin 
deutet sich auch hier gegenüber früheren Jahren eine Verschlechterung 
an. 









Die Situation der Gewerkschaften spiegelt sich in der Verteilung 
der Ausgaben: 


für Arbeitslosen- und 


Umzugsunter- Unterstützungen außerdem: Streik- 
stützungen überhaupt unterstützungen 
in Millionen M. in Millionen M. in Millionen M. 
1909 Io 22,19 6,90 
IQIO 7,55 I19,5I 19,60 
IQII 773 21,37 17,30 
1912 9,32 24,44 12,74 
1913 13,47 31,18 16,00 


Also wachsende Anforderungen an Unterstützungen, wobei 
sowohl die Arbeitslosen- und Krankenunterstützungen, als auch die 
Streikunterstützungen rasch zunahmen. Dabei ist IgI3 kein Jahr 
guter Konjunktur, sollte demnach geringere Streikunter- 
stützungen aufweisen. Die Schwierigkeiten der gewerkschaftlichen 
Aktion werden größer und die Gewerkschaften haben es offenbar 
nicht immer in der Hand, die Aktion auf die ihr günstigsten Zeit- 
punkte zu verlegen. Daneben wachsen aber besonders rasch die 
Unterstützungen, welche keine Kampfunterstützungen sind, und 
die immer mehr die Gewerkschaften zu Unterstützungs- oder Ver- 
sicherungsvereinen umbilden. 

Noch vor wenigen Jahren schwankten die Unterstützungsbe- 
träge, deutlich je nach der Konjunktur. Bei höheren Ausgaben 
für Streiks wurde weniger an sonstigen Unterstützungen bezahlt. 
Nunmehr erscheinen die Ausgaben für Unterstützungen aller Art 
außer Streiks stabil, ja regelmäßig fortschreitend in der Bilanz, 
und haben damit die Tendenz, die Streikunterstützung zu reduzieren, 
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die Lohnbewegungen einzuschränken. Daß die Arbeitslosenunter- 
stützung immer mehr Spielraum einnimmt, ist vielleicht das sicherste 
Symptom dafür, daß die Gewerkschaften immer mehr nur die Sta- 
bilisierung einer bestimmten Lebenshaltung, weniger eine flotte 
Aufwärtsbewegung derselben anstreben können ?). 

Zur Kennzeichnung der Situation in den größeren Gewerkschaften 
mögen folgende Ziffern (meist nach dem Correspondenzblatt der 
Generalkommission und den wichtigeren Gewerkschaftsorganen) 
angeführt werden. An dieser Stelle seien auch schon die zuletzt be- 
kannt gewordenen Ziffern angefügt, die erst weiter unten diskutiert 
werden können. 


Mitglieder- Anfang Juli zum Kriegsdienst 
ziffern für: Enge 1913) a 30.1.1915 San 

Bäcker. use 28 754 29 II6 17 133 17 874 
Bauarbeiter ........ 310 444 _ 309 502 152 673 99 81819) 
Bergarbeiter ....... 101 986 ~ 101 956 v“ 57618 7 28611 7 
Brauerei- u. Mühlen- 

arbeiter ......... 51 315 51 587 30 815 17 276 
Buchbinder ........ 33 377 32 381 23 372 4 005 
Buchdrucker ....... 68 915 70 452 46 978 22 670 
Fabrikarbeiter ..... 207 300 v 207 710 v 131 50011) / 60 397 
Gastwirtsgehilfen ... 16025 15 764 7 790 4023 
Gemeindearbeiter .. 53 925 54 522 34 333 16 562 
Glasarbeiter ....... 18 251 19 IOo 10 381 7 5293 _ 
Holzarbeiter ....... 193 075 ~ 192 405 ~ 106 398122) 60 434 va 
Lederarbeiter ...... 16 481 16 249 11 130613) 4 176 
Lithographen ...... 10 533 16 794 11 550 4 769 
Maler sssrds eroaa 44 842 47 230 22615 14 295 
Maschinisten ....... 26 267 25 027 12713 9 250 
Metallarbeiter ...... 544 934 531 991 318 705 199 760 
Schneider ......... 48 712 49 145%) 29 928 13 495 
Schuhmacher ...... 44 303 43 520 28 727 9 508 
Textilarbeiter ...... 134 079 ` 133 024 98 598 ~ 18 998 - 
Transportarbeiter .. 229427 > 228 207 121 197 / 82 708 ~“ 
Zimmerer „ou 59 831 62 073}°) 36 593 23 437 


7) Noch 1906 betrugen die Unterstützungen 9,3 Millionen M. gegenüber 
einer Streikunterstützung von 1334 Millionen M.; 1913: 31,2 Millionen M. Un- 
terstützungen gegenüber 16,6 Millionen M. Streikunterstützung. Das Verhält- 
nis hat sich nahezu ins Gegenteil verkehrt; es betrugen also die Unterstützungen 
1906 nur 25°, der Ausgaben, 1913 aber: 41,6°,. 

8) Correspondenzblatt der Generalkommission, 8. VIII. 1914. Statistische 
Beilage S. 183. 

9) Correspondenzblatt der Generalkommission, 27. II. 1915. 

10) Nur die Zahl der Eingezogenen, welche sich ordnungsgemäß abgemel- 
det haben. Die wirkliche Zahl der Eingezogenen wird auf 147000 geschätzt. 

11) Nach den Angaben des Correspondenzblattes vom 6. III. 1915 errechnet 
für den 13. II. 19135. 

12) Nach den Angaben des Correspondenzblattes vom 20. III. 1915 er- 
rechnet für den 27. II. 1915. 

13) Nach den Angaben des Correspondenzblattes vom 6. III. 1915. 

14) Correspondenzblatt, 6. III. 1915. 

15) Ebenda, 6. III. 1915. 
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Die Gesamtsumme der in den freien Gewerkschaften organi- 
sierten Arbeiter betrug am Ende des 2. Quartals 1914: 2 511476. 
Die Zahl der Mitglieder in den gewerkschaftlichen Zentralverbänden 
(nach Abzug der zum Militär eingezogenen) betrug am 30. Januar 
1508 000. Von der fehlenden Million sind 780 000 zum Heeresdienst 
gemeldet, der Rest dürfte teils gleichfalls zur Armee eingezogen, teils 
ausgetreten sein. Inzwischen sind weitere Einziehungen in erheb- 
lichem Un:fang erfolgt, so daß die Ziffer der effektiv zahlenden Mit- 
glieder noch erheblich geringer als 11⁄4 Millionen einzuschätzen sein 
dürfte. Hiervon weiter unten. 

Aus den eben genannten Ziffern geht hervor, daß auch im ersten 
Halbjahr 1914 von einer Aufwärtsbewegung der freien Gewerk- 
schaften keine Rede sein kann. Genauere Berichte hierüber fehlen 
allerdings, da sich nach Ausbruch des Krieges sofort alles Interesse 
der Gewerkschaften der Bewältigung aktueller Probleme zuwandte 
und die bisherige normale Situation vollkommen in der Diskussion 
in den Hintergrund trat. Immerhin dürfte es nicht ohne Interesse 
sein, auch jetzt noch einen genauen Rückblick auf die charakteristi- 
schen Momente der Situation vor Ausbruch des Krieges zu werfen, 
da nach demselben die realen Machtverhältnisse, die Interessen- 
gegensätze zwischen Unternehmerverbänden und Gewerkschaften 
doch wieder akut werden und sich an der Situation vor dem Kriege 
orientieren dürften. 

Daher ist es nicht unangebracht, namentlich der Diskussionen 
auf dem letzten Gewerkschaftskongreß Erwähnung zu tun, weil 
ın ihnen wieder die damals aktuellen Fragen der gewerkschaftlichen 
Politik zur Erörterung gelangten, welche auch in nicht allzu ferner 
Zukunft wieder auf die Tagesordnung gestellt werden dürften 16). 

In dem analogen Chronikabschnitt des Vorjahres wurde aus- 
führlich auf de Probleme der gewerkschaftlichen 
Verfassung hingewiesen 1). Insofern diese de grundsätz- 
liche Form der Organisation betrafen (Eindringen syndikalistischer 
Gedankengänge) waren sie freilich nicht Gegenstand der Kongreß- 
verhandlungen 18). Hingegen haben die Bestrebungen nach einem 
intensiveren und reibungslosen Zusammenarbeiten der gewerk- 
schaftlichen Organisationen eine große Rolle gespielt. Die Beschlüsse 
bedeuten im Wesen eine steigende Zentralisierung 


16) Vgl. zum folgenden: Correspondenzblatt der Generalkommission, 20. VI., 
4. und rr. VII. 1914. 

17) Vgl. in den letzten Abschnitten: Bd. 36, S. 691/6; Bd. 38, S. 611 ff. 

18) Diese Fragen werden fortgesetzt in der Gewerkschaftspresse weiter 
diskutiert, ohne daß neue Argumente, weder von seiten der Verfechter radi- 
kaler Prinzipien, noch der Vertreter einer starken Zentralgewalt beigebracht 
würden. (Vgl. z. B. als einen der letzten Beiträge zu diesem Thema: Gewerk- 
schaftliche Taktik und Disziplin im Correspondenzblatt, 6. VI. 1914.) Die Not- 
wendigkeit, dieses Problem — sehr gegen den Willen der Leitungen — fortge- 
setzt zu diskutieren, zeigt deutlich, wie stark die Tendenzen nach vermehrter 
Autonomie der Mitglieder sind. 


en ee | 


>- 
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: der Gewerkschaftsbewegung. Sie vermehren die Mittel der General- 
“kommission (anstatt 4 Pfg. :5 Pfg. Beitrag per Quartal und Kopf) 
und setzen sie damit in den Stand, Bezirkssekretariate zur Ver- 
tretung der Gewerkschaftsmitglieder vor den Oberversicherungs- 
ämtern zu unterstützen. Damit wird der Einfluß der Zentralstelle 
naturgemäß gesteigert. 

Auch die Verhandlungen über die Schiedsgerichte lassen er- 
kennen, daß man bestrebt ist, den festen Zusammenhang der ge- 
werkschaftlichen Organisationen weiter zu stärken. Schwierige 
Grenzstreitigkeiten zwischen den Verbänden der Transport- und der 
Brauereiarbeiter machten die Frage der Schiedsgerichte zu einem 
wesentlichen Verhandlungsgegenstand 1*). Nach wie vor sollen 
— trotz des bisherigen Versagens schiedsgerichtlicher Sprüche — 
grundsätzlich die Streitigkeiten zwischen den Gewerkschaften (sie 
betreffen meist die ÖOrganisationszugehörigkeit) einem Schiedsge- 
richt unterbreitet werden. Versuche, eine regelmäßige Revisions- 
instanz einzuführen, finden keinen Anklang, hingegen soll (dies eine 
Neuerung) in grundsätzlichen Fragen die Vorstandskonferenz den 
Streitfall überprüfen. 

Die Notwendigkeit, sich ausführlich mit den Fragen der gewerk- 
schaftlichen Agitationsgebiete und der Streitfälle zwischen den Ge- 
werkschaften zu befassen, ergibt sich aus der Veränderung innerhalb 
der Industrie. Die moderne Fabrikorganisation erfordert — vom 
gewerkschaftlichen Standpunkt aus — immer mehr die Bildung 
von Industrie- anstatt von Berufsverbänden (vgl. hierüber 
ausführlich die Erörterungen im 38. Band des Archivs) und damit 
gerät die gewerkschaftliche Organisation in Widerspruch mit ihrer 
tatsächlichen Unterlage. Die generelle Umformung zu Industrie- 
verbänden würde sehr schwierige administrative Probleme bedeuten — 
die deutsche Arbeiterbewegung ist eben nicht mehr im Fluß, sondern 
in. bestimmte Organisationsformen bereits zu stark eingebettet, um 
sich frei der Situation anpassen zu können — welche daher auf dem 
GewerkschaftskongreB aufgerollt (von den Gewerkschaften der 
Fabrik- und Gemeindearbeiter), aber von der Mehrheit nicht ın 
radıkalem Sinn gelöst, ja nicht einmal zum Gegenstand einer prin- 


18a) Es handelt sich im Wesen darum, ob die Bierfahrer zum Transport- 
arbeiter- oder zum Brauereiarbeiterverband gehören. Der zugunsten des Brauerei- 
arbeiterverbandes gefällte Schiedsspruch (Correspondenzblatt, 2. V. 1914), 
welchem sich beide Parteien im voraus unterworfen hatten, wurde von den 
Transportarbeitern nicht anerkannt und im »Couriere (Nr. 19 ex 1914) einer 
heftigen Kritik unterzogen. (»Glaubt man denn wirklich, die Transportarbeiter 
werden es Sich ruhig gefallen lassen, daß ihre mit so vielen Mühen und Opfern 
aufgebaute Organisation an die übrigen Gewerkschaften auf Abbruch verteilt 
wird? ... Wir müssen dringend raten, den Bogen nicht zu straff zu spannen, 
er könnte eines Tages reißen... Man vergesse nicht, daß die Transportarbeiter- 
organisation zu bestimmten Aktionen unentbehrlich und ihr Mitwirken unter 
Umständen ausschlaggebend ist!«) 
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zipiellen Diskussion gemacht wurden 9). Man versucht es daher 
nach wie vor mit einer Stärkung der zentralen Instanzen und einer 
Steigerung der schiedsgerichtlichen Autorität, die von Fall zu Fall 
mit Kompromissen das Auslangen sucht. Die Gewerkschaften haben 
— trotz ihrer marxistischen Ideologie — ihre eigene Organisations- 
form nicht als juristischen »Ueberbau« begriffen und setzen daher 
einer »Umwälzung« sehr passiven Widerstand entgegen. 

Eine der Schwierigkeiten, welche sich aus der Wesenswandlung 
der Betriebsorganisation ergeben, ist auch in dem Versuch zu er- 
blicken, prinzipielle Bewegungen zentral zu führen. Es ist 
vorgesehen, daß in besonderen Fällen (mit Zustimmung der Zentral- 
vorstände) die Generalkommission der Gewerkschaften Sammlungen 
für eine Arbeiterbewegung veranstaltet. Das soll nur dann geschehen, 
wenn die Generalkommission das Mitbestimmungsrecht über die 
Führung des Kampfes bis zu seiner Beendigung er- 
hält; andere Bestimmungen sollen diese Unterstützungen auf den 
Notfall einschränken und ein gewerkschaftlich korrektes Vorgehen 
der Gewerkschaften bei Proklamation des Streiks gewährleisten. 

Die großen Streiks der letzten Jahre, ebenso wie die Aktions- 


19) Das Organ des Fabrikarbeiterverbandes (»Der Proletariere) enthält 
hierzu fortlaufend beachtliches Material. In seinen Ausführungen spiegeln sich 
die großen Gegensätze wider, welche das Verhältnis zwischen den Verbänden 
gelernter und ungelernter Arbeiter so schwierig gestalten. Schon vor dem Ge- 
werkschaftskongreß wurde eine »Vereinigung aller Gewerkschaften der unge- 
lernten Arbeiter« empfohlen, also die Schaffung einer starken Einheitsorgani- 
sation als größeres Gewicht im Rahmen des Gewerkschaftskongresses, der noch 
am Berufsvereinsgedanken festhalte. Die Verbände ungelernter Arbeiter, hieß 
es, shätten keine Lust, immer nur gewerkschaftliche Pionierarbeit zu leisten, 
unerschlossene Gebiete zu öffnen, schwer zugängliche Arbeiter heranzuholen 
und dafür mit Undank belohnt zu werden.« (Der Proletarier, 13. VI. 1914.) 
Daher soll ihnen nun ein »scharf begrenztes Wirtschaftsgebiet« zugewiesen wer- 
den (gedacht ist an Schaffung von Industrieverbänden). Auch in der Debatte 
auf dem Gewerkschaftskongreß wurde dieser Gesichtspunkt von den Vertretern 
des Fabrikarbeiterverbandes betont (trotzdem die Frage der Organisationsform 
gar nicht auf der Tagesordnung stand), und hervorgehoben, daß in vielen Be- 
trieben die »gelernten Arbeiter nicht Berufsarbeiter im eigentlichen Sinn, son- 
dern Produktionsarbeiter sinde, welche in den Industrieverband bzw. in eine 
Betriebsorganisation hineingehören würden. Demgemäß gaben auch die Ver- 
treter des Fabrikarbeiterverbandes auf dem letzten GewerkschaftskongreßB 
eine Erklärung ab, welche als ein bemerkenswertes Dokument der stärkeren 
Unterströmung in Gewerkschaftskreisen vermerkt sei: es wurde die Ablehnung 
aller Anträge, welche der Betriebsorganisation den \Veg öffnen sollten, be- 
dauert, die Betriebsorganisation als Grundlage der Industrieverbände, durch 
die Konzentration der Gütererzeugung und der Entwicklung der Technik immer 
mehr als notwendig erklärt. Die Berechtigung der neuen Organisationsform 
lasse sich durch Schiedsgerichte, auch wenn man sie mit zwingender Kraft 
ausstatte, auf die Dauer nicht unterdrücken. In dieser Erklärung hat das ge- 
spannte Verhältnis zwischen gelernten und ungelernten Arbeitern eine ziemlich 
unverblümte Formulierung erfahren und es wird darin sogar »sdie Verantwortung 
für alle Folgen dieser Beschlüsse« abgelehnt. (Der Proletarier, r1. VII. 1914.) 


rn  unn o- 
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fähigkeit der kleineren Verbände mögen zu dieser Einrichtung ge- 
nötigt haben, welche im Wesen schon früher bestand, aber nunmehr 
(infolge Ersetzung des Sammelsystems durch regelmäßige Extra- 
umlagen) eine festere und finanziell leistungsfähigere Form ange- 
nommen hat. Allerdings ist es wahrscheinlich, daß gerade dadurch 
der vorsichtigere Zug, welcher der Politik der Generalkommission 
eignet, sich auch auf die Aktion der Gewerkschaften übertragen wird, 
da diese ihren Mitgliedern die recht erheblichen Unterstützungen 20) 
der Zentralstelle nicht zu entziehen wagen wird. Es ist daher zu 
erwarten, daß zwar in den Fällen des Kampfes die Möglichkeit, 
lange auszuhalten, jetzt in gesteigertem Maß vorhanden ist, daß aber 
gerade diese finanzielle Heranziehung der Zentrale die gewaltsamen 
Auseinandersetzungen vermindern wird. 

So wie der Gewerkschaftskongreß ein, wenngleich sehr gedämpf- 
tes, durch die Gewerkschaftsdiplomatie abgeblaßtes Abbild der Ver- 
fassungsprobleme bot, so zeigte er auch in den übrigen Verhandlungen 
einen Querschnitt durch die vor Beginn des Krieges herrschende 
sozialpolitische Situation: die Referate befaßten sich mit den Maß- 
nahmen und Bestimmungen, welche gegen das Koalitions-, Vereins- 
und Versammlungsrecht gerichtet waren. Er erörterte des weiteren 
die Frage der Reichsarbeitslosenversicherung und der Lebensmittel- 
teuerung. Gerade diese Forderungen auf Aenderung des Vereins- 
gesetzes (namentlich Handhabung des Sprachenparagraphs und Be- 
handlung der Gewerkschaften als politische Vereine), die Forderung 
der Rechtsgleichheit zwischen Unternehmerverbänden und 
gewerkschaftlichen Organisationen, sind ja auch jetzt wieder, während 
des Krieges, von gewerkschaftlicher Seite aufgerollt worden. Sie 
werden in Hinkunft an der Spitze der Erörterungen stehen, namentlich 
die Forderung der Ausdehnung des Koalitionsrechts auf alle Arbeiter 
ohne Rücksicht auf die Art ihres Beschäftigungs- und Dienstver- 
hältnisses. Die Notwendigkeit, aus fiskalischen Gründen zahlreiche 
Betriebe in staatliche Verwaltung überzuführen, wird gerade das 
Koalitionsrecht der Arbeiter öffentlicher Betriebe zu einem 
der schwierigsten Streitpunkte der Zukunft machen. (Hiervon weiter 
unten.) Hier sei nur daran erinnert, daß der letzte Gewerkschafts- 
kongreß eine radikale Revision der Gesetzgebung forderte, und auch 
die Praxis (strenge Rechtsprechung gegen Arbeiter, welche an Streiks 
und Aussperrungen beteiligt sind; Anwendung des hohen Strafaus- 
maßes bei Streikvergehen; höhere Bewertung des Zeugnisses der 
Arbeitswilligen usw.) zum Gegenstand einer besonders eingehenden 
Kritik machte. 

Trotz allem Radikalismus im einzelnen und vielfach auch in 
der Tonart muß man wohl zugeben, daß die opportunistische 


20) Es soll, wenn möglich, dem zu unterstützenden Verband für die strei- 
kenden und ausgesperrten Mitglieder von mindestens ı3wöÖchiger Mitgliedschaft 
eine Unterstützung von 9 M., für die von mindestens 26wöchiger Mitgliedschaft 
eine Unterstützung von 12 M. per Woche gewährt werden. (Correspondenz- 
blatt, ıı. VII. 1914.) 
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Stimmung in diesen Verhandlungen immer stärker durchschlägt. 
Ein Zug zum Konservatismus, eine Furcht vor grundlegenden 
Neuerungen konnten wir schon bei Besprechung der Organisations- 
probleme feststellen. Der Opportunismus in den Forderungen an 
die Gesetzgebung und im Verhalten dem Staat gegenüber kommt 
weniger in den Forderungen selbst (die sich aus der gewerkschaft- 
lichen Situation ergeben) als in der Tonart der Aeußerungen zutage. 


m - 


Das Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften veröffentlicht” 


hiervon eine kleine Blütenlese ?!), welche aus dem Gesichtspunkt 
der späteren Entwicklung der gewerkschaftlichen Organisationen 
(während des Krieges) recht interessant sind. Sie lassen erkennen, 
daß die Verbindung der deutschen Gewerkschaftsbewegung mit einer 
wirklich revolutionären Arbeiterbewegung nur eine 
ganz lose oder scheinbare sein könnte. Je mehr die Gewerkschaften 
an Mitgliedern, Vermögen und daher auch Einfluß auf die Arbeiter- 
bewegung überhaupt zunahmen, mußte sich von da aus ein Wandel 
in der sozialistischen Arbeiterpartei in Deutschland ergeben. Ge- 
wiß ist es nicht möglich, eine so große Parteientwicklung in eine Formel 
zu fassen, und gewiß sind in ihr noch heute heterogene, auch wirklich 
revolutionäre Strömungen gegeben, aber die Entfernung von einer 
reformistischen, nicht mehr prinzipiellen, Arbeiterbewegung wird 
doch immer geringer und damit die Annäherung an die übrigen Ge- 
werkschaftsrichtungen immer mehr möglich. Daß dieser Kongreß, 
der mitten in einer Zeit sozialpolitischen Stillstandes und wenig er- 
folgreicher Aktionen stattfand, die »fleißige Durchschnittsleistung 
eines großen Arbeiterparlaments« genannt werden konnte ??), zeigt 
wie die übrigen Symptome, deutlich das Abnehmen der Stoßkraft 
und »Lebendigkeit«. Namentlich symptomatisch hierfür scheint 
die Unfähigkeit, oder die Unlust, den Problemen der eigenen 
Entwicklung, namentlich der Verfassung und Organisation, näher- 
zutreten. Diese Schwierigkeiten dürften sich nach dem Kriege — 
aus unten zu erörternden Gründen — als grundlegend und ent- 
scheidend für die Weiterentwicklung der Arbeiterbewegung erweisen??). 


21) So Robert Schmidt: »Wollen wir auf dem Gebiete der Sozialpolitik und 
des öffentlichen Rechts etwas erringen, so bedürfen wir auch der Unterstützung 
anders gesinnter Kreise und haben allen Anlaß, diese Kreise nicht abzustoßen, 
sondern, soweit möglich, unsere Stellungnahme dort zur Geltung zu bringen. 
Das ist ein Stück praktischer Gewerkschaftspolitik.«e Oder Päplow (Bauar- 
beiter):... »Wir müssen doch praktisch handeln und da bringt uns der Klassen- 
kampf allein nicht vorwärts.« Oder Umbreit (Redaktion des Correspondenz- 
blattes der Generalkommission): »\ir sehen nur zu gut, daß auch unser parla- 
mentarischer Einfluß nicht ausreicht, das auszuführen, was wir für notwendig 
erachten zum Schutz der Arbeiter. Wir müssen also Fühlung nehmen 
mit allen Kreisen, die auf diesem Gebiet ein Stück Weges gemeinsam 
zu gehen gewillt sind.« (Zusammengestellt mit ähnlichen Aeußerungen früherer 
Kongresse im Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 20. VII. 1914.) 

22) „Hilfee, zitiert im Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 20. VII. 
1914. 

23) Die zweifelsohne zu hoch gespannten Erwartungen, welche an den Krieg 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 40 
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Die christlichen Gewerkschaften. 


Bereits im Jahre ıgız war eine Stagnation der Mitglieder in 
den christlichen Gewerkschaften festzustellen; dies hat 1913 sogar 
zu einem — allerdings unerheblichen — Rückgang der Mitglieder 
geführt 24). Ihre Zahl betrug im Jahresdurchschnitt 1912: 344 687; 
1gI3: 342 785. Die Ziffern für den Jahresschluß lassen noch 
eine erheblichere Abnahme erkennen: IQI2: 35I 000; IQI3: 341 753- 
Eine eingehende Darstellung der Verschiedenheiten in den einzelnen 
Gewerkschaften läßt erkennen, daß die großen Gewerkschaften 
der Privatindustrie sehr erhebliche Mitgliederabnahmen zu verzeichnen 
haben (Bergarbeiter: mehr als Io 000; Fabrik-, Verkehrs- und Hilfs- 
arbeiter: nahezu 7000; Metallarbeiter ca. IOoo usw.) und daß die 
entscheidende Zunahme, welche diese Verluste z. T. wieder ausglich, 
vielfach Arbeiter in öffentlichen Betrieben betrifft; 
z. B. bayrische und deutsche Eisenbahner ca. 4000, und in einzelnen 
Verbänden meist öffentlicher Arbeiter: 3200. Außerdem sind Zu- 
wächse in den kleineren Gewerkschaften, welche wieder die Bilanz 
stabilisieren, zu verzeichnen. Immerhin bedeutet die starke Mitglieder- 
abnalıme gerade in den stärksten und größten Verbänden ein Symptom 
der Schwäche. 

Die finanziellen Verhältnisse zeigen die entgegengesetzte Tendenz: 

Einnahmen Ausgaben Vermögen 
1912 6,61 5,27 8,57 
1913 7,17 6,10 9,68 

Es hat sich die im Jahre 1912 gegebene Stagnation daher als 
vorübergehend gezeigt. 

Aehnlich wie bei den freien Gewerkschaften sind auch hier die 
Ausgaben für Reise- und Arbeitslosenunterstützung in raschem 
Wachstum, desgleichen für Krankengeld und »sonstige« Unter- 
stützungen. Wenn wir ähnlich wie bei den freien Gewerkschaften 
gliedern, erhalten wir: 


Reise- und Arbeits- andere Unter- Streik- und Gemaßregel- 
losenunterstützung stützungen tenunterstützung 
1912 201 000 M. I 023 000 M. 654 000 M. 
1913 285 000 >» I 091 000 » 989 000 >» 


Auch hier überwiegen immer mehr die Unterstützungen aller 
Art gegenüber den Ausgaben für Lohnbewegungen, und es sind also 
auch bei den christlichen Gewerkschaften die Anforderungen, um 
die Stabilität aufrecht zu erhalten, größer als die Möglichkeit, die 
Lage der Arbeiter durch direkte Aktion zu verbessern ?5). 


in einigen gewerkschaftlichen Kreisen geknüpft werden, müssen zu einem Rück- 
schlag in der Stimmung führen, der die syndikalistischen Strömungen stärken 
dürfte, 

24) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 6. VII. 1914. 

25) Die Steigerung in den Ausgaben für Lohnbewegungen ist auf Bewegungen 
im Textilgewerbe und die Tarifbewegung bei den Malern zurückzuführen, Ebenda. 
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Die Einwirkung des Krieges auf den Mitgliederstand der ein- 
zelnen Verbände läßt sich noch nicht übersehen. Mitte Januar wird 
berichtet, daß ca. 85 ooo Mitglieder der christlichen Gewerkschaften 
zum Kriegsdienst einberufen seien 2%), und daß namentlich das Fehlen 
zahlreicher Funktionäre die Fortsetzung der Verbandstätigkeit 
erschwere. Die Zahl der Einberufenen bleibt mit 25% etwas hinter 
den Ziffern der freien Gewerkschaften (ca. ?/s) zurück. Das ist 
z. T. auf den früheren Zeitpunkt des Berichtes, z. T. wohl darauf 
zurückzuführen, daß die Einberufungen im Bergbau und in den 
öffentlichen Betrieben (deren Arbeiter bei den christlichen Gewerk- 
schaften ein größeres Kontingent bilden) nicht so durchgreifend 
waren, als unter den Arbeitern der privaten Industrie 7). 

Die sozialpolitische Situation wurde von den christ- 
lichen Gewerkschaften (wie aus dem Zentralblatt deutlich hervor- 
geht) ebenso beurteilt, wie von den freien (sozialistischen) Verbänden. 
Das Ansteigen de Urnternehmermacht wurde mit Besorgnis ver- 
merkt und demgegenüber die Notwendigkeit, die Arbeiterbewegung 
fester zusammenzufassen, betont. Diese theoretische Einsicht hat 
allerdings nicht zu einer wesentlichen Aktion geführt. Erst die 
Zukunft kann zeigen, ob nicht die Verknüpfung der christlichen 
Gewerkschaften mit den kirchlichen Instanzen — auf welche ein 
gutes Teil ihres Schwankens in den letzten Jahren zurückzuführen 
ist — eine radikale gewerkschaftliche Politik verhindert. 


Die Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften. 

Ungefähr dasselbe Bild wie für die christlichen Gewerkschaften 
ergibt sich schließlich für die Hirsch-Dunckerschen Gewerkschafts- 
gruppen. Auch hier 1913 und ebenso andauernd in der ersten Jahres- 
hälfte 1914 Stagnation des Mitgliederbestandes, ja leichter Rück- 
gang: folgende Ziffern seien erwähnt ®): 

Mitgliederzahl Gesamteinnahmen Gesamtausgaben Vermögen 


IQII 107 743 2 623 000 M. 2 300000 M. 4273000 M. °) 
1912 109 225 2 786 000 » 2461000 # 4500000 >»? 
1913 106 618 2 866 000 >» 2 620 000 » 1728000 » ®) 
Schon ıgıI bedeutete — infolge des Austritts des Vereins deut- 
scher Kaufleute — einen erheblichen Mitgliederrückgang; dieser ist 


inzwischen nicht wettgemacht worden, sondern die Mitgliederziffer 


se) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 1. II. 1915. 

27) Vgl. darüber auch Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 7. XII. 
1914. Hier auch die noch geringeren Ziffern für das letzte Quartal 1914. 

28) Correspondenzblatt der Generalkommission, Statistische Beilage, 8. VIII. 
1914. 

38a) Die Ziffern für ıgIı u. r912 für das Vermögen der selbständigen 
Organisationen und der selbständigen Kranken- und Begräbniskussen zusam- 
mengenommen. 

39) Das ist das Vermögen der gewerkschaftlichen Organisationen 
allein, während in den Einnahmen und Ausgaben auch die der selbständigen 


Kranken- und Begräbniskasen mit enthalten sind. 
40* 
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blieb mit Einschränkungen stabil. Auch hier bemerkenswerterweise 
in den größten Gewerkschaften (Metallarbeiter) ein Rückgang, 
eine Erscheinung, welche sich in allen Gewerkschaftsrichtungen 
zeigt und für die Situation sehr symptomatisch ist. 

Die Verteilung der Ausgaben ähnlich wie bei den freien Gewerk- 
schaften, eher noch größerer Anteil der Unterstützungsausgaben 
gegenüber den Streikausgaben: 


außerdem: Streik- und 


Reise- und Arbeits- Unterstützungen Maßregelungsunter- 
losenunterstützung überhaupt stützung 
1913 347 000 M. I 338 0o0oo M. 459 000 M. 


Streiks und Aussperrungen. 


Zur Ergänzung des Gesagten sei noch auf die bisher bekannt 
gewordenen Ziffern über Streiks und Aussperrungen im Jahre 1914 
hingewiesen. Schon 1913 bedeutete einen wesentlichen Rückgang 
der Arbeiterbewegungen 3°), welche dann im Jahre 1914, nach Be- 
ginn des Krieges, nahezu ganz abbrachen. Bisher sind nur die 
Ziffern für die ersten 3 Quartale bekannt 31). Darnach ergibt sich 
Folgendes: 


Zahl der beendeten Streiks Zahl der bestreikten Betriebe 
IgII 1912°2) 1913°°) I914°%) I9II 1g9I2 IQI} IgI4 
I. Quartal 408 647 312 213 1399 1303 548 456 
2 » 851 842 815 499 3180 3817 4709 2470 
3.» 717 637 557 219 3449 1422 1781 1790 
4 ? 377 374 245 1731 741 10706 
Zahl der in den bestreikten Betrieben beschäftigten Arbeiter 
IQII 1912 1913 I9I4 
I. Quartal 86 923 530 991 97 039 24 I3I 
2 » 180 498 161 138 273 166 82 140 
3. » 150 426 105 243 122 476 70 851 
4 > 127 027 86 091 40 759 


Namentlich die Zahl der in den bestreikten Betrieben beschäf- 
tigten Arbeiter zeigt deutlich die Abnahme der Bewegungen, auch 
bereits lange vor Kriegsausbruch. Selbst im Vergleich mit den- 
jenigen Quartalen der früheren Jahre, in welchen keine größeren 
Bewegungen stattfanden, ist im Jahre 1914 ein rapider Rückgang 
zu verzeichnen. 

Dieser allgemeine und auffallende Rückgang — er dauert be- 


30) Vgl. Archiv Bd. 38, S. 636 ff. 

81) Vgl. Reichsarbeitsblatt Mai, August, November 1914. 

32) Die sprunghaften Steigerungen wegen des großen Ausstandes im Ruhr- 
revier, 

33) Die Steigerungen im 2. Quartal gehen auf die oberschlesische Lohnbe- 
wegung zurück. Die Ziffern für 1913 haben sich (gegenüber den Angaben im 
38. Bd. des Archivs) durch nachträgliche Berichtigungen etwas geändert. 

3) Die Ziffern für das 4. Quartal 1914 liegen noch nicht vor. Im 3. Quartal 
spielt natürlich noch der Juli entscheidend mit. 
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reits seit IgII an — ist nicht nur ein Zeichen für die Konjunktur 
(diese war ja stellenweise, z. B. 1912, sehr erheblich), sondern für 
die Verminderung der gewerkschaftlichen Aktivität, wie sie als Kon- 
sequenz der steigenden Unternehmermacht immer mehr in Erscheinung 
tritt. 

Der Erfolg der Streiks stellt sich nach der amtlichen Sta- 
tıstik wie folgt. In den ersten drei Vierteljahren hatten 


vollen Erfolg teilweisen Erfolg keinen Erfolg 


IQII 417 1186 887 
1912 415 1001 1094 
1913°°) 272 733 679 
1914 149 364 418 


Die Erfolgstatistik zeigt demnach 1914 eine weitere deutliche 
Verschlechterung. 

Zur Ergänzung dieses Bildes noch ein kurzer Ueberblick über 
die Aussperrungen: 


Aussper- betroffene Zahld. beschäf- voller teilweiser kein 
rungen Betriebe tigten Arbeiter Erfolg Erfolg Erfolg 
1911 232 1933 300 953 73 146 73 
1912 324 2558 143 907 97 212 15 
19132) 282 6037 70 826 25 240 II 
1914) 84 725 35 364 35 46 3 


Auch hier also eine rapide Abnahme der Bewegungen (auch schon 
in den ersten 2 Quartalen) als deutliches Symptom für eine Stag- 
nation in der Weiterentwicklung der Arbeitsverhältnisse. Es liegt 
eben auch für die Unternehmer kein Anlaß vor, zu Aussperrungen 
zu greifen, wenn die Angriffsmöglichkeiten der Gewerkschaften 
vermindert sind. Vielfach mögen dann die Unternehmer Forderungen 
durchgesetzt haben, zu deren Erzielung in früheren Jahren Aus- 
sperrungen notwendig waren. 

Wesentliche Arbeitsstreitigkeiten prinzipiellen Charakters, auf 
welche näher eingegangen werden müßte, kamen im ersten Halbjahr 
1914 und auch späterhin nicht vor. — 


Die Lage des Arbeitsmarkts. 


In einer besonderen Abhandlung dieses Archivs (I. Kriegsheit, 
ausgegeben am Io. Dez. 1914) wurde die Gestaltung des Arbeits- 
marktes in den ersten Monaten des Krieges erörtert. Bei Veröffent- 
lichung dieser Arbeit (im Dez. 1914) hatten sich die Verhältnisse 
gegenüber dem Zeitpunkt der Niederschrift (Herbst 1914) schon sehr 
wesentlich geändert. Die große Arbeitslosigkeit, welche zu Beginn 
des Krieges für die Gewerkschaften ganz katastrophal zu werden 
schien, und ihnen tatsächlich auch sehr schwere Verluste gebracht 
hat, ist inzwischen durch die Umsteuerung der wirtschaftlichen 
Tätigkeit und die weiteren Einberufungen zum Militär nicht mehr 


35) Zum Vergleich sind für 1913 und 1914 die Ziffern für die ersten 3 Quar- 
tale angegeben. 
3) Auch hier wieder die Ziffern für die ersten 3 Quartale. 
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in einem gleichen Umfang und mit derselben Gleichmäßigkeit ge- 
geben, wie zu Beginn des Kriegs. Sobald sich die Panik gelegt hatte 
und sich die neuen Bedürfnisse (namentlich der Heeresverwaltung) 
wieder geltend machten, ist allmählich eine Einrichtung der Industrie 
auf den neuen Zustand erfolgt. Sie war im Wesen notwendig durch 
Einschränkungen des privaten Konsums, durch Erweiterung des 
öffentlichen Konsums und durch Berücksichtigung der Knappheit 
in einigen wichtigen Rohstoffen 37). Den Einschränkungen des pri- 
vaten Konsums zu Friedenszeiten stand nicht bloß eine gesteigerte 
Kaufkraft der ländlichen Bevölkerung, eine allmähliche Wieder- 
kehr der Bedürfnisbefriedigung in den wohlhabenderen Schichten, 
die gesteigerte Tätigkeit der Rüstungsindustrie, sondern auch eine 
vermehrte Nachfrage von Privaten nach Kriegsbedarfsartikeln aller 
Art gegenüber, so daß — zumal durch die weitere Steigerung der 
militärischen Einberufungen — die anfangs verzweifelte Lage des 
Arbeitsmarktes sich sehr bald (namentlich für große Kategorien 
gelernter Arbeiter) zusehends verbesserte 38). 

Die Arbeitslosigkeit hatte zu Beginn des Krieges ganz besorgnis- 
erregende Dimensionen angenommen. Betrug sie doch im Durch- 
schnitt mindestens 20% — selbst in den gut organisierten Gewerben, 
und stieg in einigen bis auf 50% und darüber. Aus den erwähnten 
Gründen trat dann allmählich eine Abnahme der Arbeitslosigkeit ein 39). 

Wenn wir zunächst wieder den Ziffern der Gewerkschaften 
folgen, so ergibt sich folgendes für die Arbeitslosigkeitder größeren 
berichtenden Gewerkschaften in den ersten 6 Kriegsmonaten 4°): 
(Die Gewerkschaften sind nicht nach der Mitgliederzahl, sondern 
nach der Höhe der Arbeitslosigkeit im Januar geordnet.) 


(Siehe die Tabelle S. 625) 


Insgesamt sind an dieser Statistik 37 Gewerkschaften beteiligt 
gewesen mit I 243 000 Mitgliedern (die zum Heer eingezogenen sind 
hierbei nicht mitgerechnet) 40b). Bei diesen Ziffern ist zu beachten: 
Es sind lediglich (wenigstens in der Statistik der freien Gewerk- 
schaften) die vollständig Arbeitslosen gezählt, so daß die 
erhebliche Quote der teilweise Beschäftigten nicht in der 
Statistik erscheint ^1). Hingegen ist andererseits wieder zu berück- 


37) Vgl. in diesem Heft den Aufsatz von Edgar Jaffe (Die »Militarisierunge 
unseres Wirtschaftslebens), insbesondere S. 515, Anm. 2. 

38) Vgl. die oben erwähnte Abhandlung (»Die Lage des Arbeitsmarktes«) 
im ersten Kriegsheft des Archivs, S. 195, Anm. 61. 

39) Vgl. ebenda S. 156 ff. 

40) G = Freie Gewerkschaft; Ch = Christliche Gewerkschaft; HD = Hirsch- 
Dunckersche Gewerkschaft. Die Angaben nach dem Reichsarbeitsblatt, Fe- 
bruar 1915. 

40a) Reichsarbeitsblatt April 1915. 

40d) In dem eben publizierten Aprilheft des RABI. sind auch bereits die 
Ziffern für März 1915 enthalten. Danach ist die Arbeitslosigkeit im Durch- 
schnitt auf 3,4 v. H. gesunken. 

41) Am 31. Oktober wurden 122 000, am 30. Januar 1915: ca. IIO 000 nicht 
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Mitglieder- 
Arbeitslosigkeit Au- °P Pa Feb- Ziffern 

am Monatsende: gust ber tober ber ber uar toa) Ende Jan. 

1915 

Porzellanarbeiter (G) . 54,0 41,8 31,2 27,2 33,0 16,7 I5,I 10738 
Glasarbeiter (G) ..... 49,7 41,6 24,6 20,6 182 13,9 10,4 10381 
Bauarbeiter (G) ...... 16,4 11,4 9,2 IO,I 11,6 13,9 II,5 152673 
Holzarbeiter (G) ..... 33,0 26,8 23,1 19,0 17,7 13,4 9,6 112 380 
Buchbinder (G) ...... 39,9 34,1 24,0 17,2 13,8 12,8 9,6 23 372 
Buchdrucker (G) ..... 41,2 33,2 29,9 22,6 15,4 I2,4 9,0 47000 


Holzarbeiter (Ch) .... 20,7 18,3 15,5 I2,0 10,9 77 45 7845 
Lederarbeiter (G) .... 22,8 14,1 6,5 4,9 5,1 7,3 3,5 III52 
Bäcker (G) »..4..s4.: 6,2 60 49 3,5 3,6 6,1 62 17133 
Textilarbeiter (G) .... 28,2 17, 9,1 4,9 7,0 5,3 5,1 98590 
Fabrikarbeiter (Ch) ... 18,0 115 10,0 9,2 3,7 5,2 3,0 6 151 
Fabrikarbeiter (Ch) ... 16,3 II,2 6,9 3,7 5,2 4,8 3,9 128 407 
Transportarbeiter (G). 10,8 80 6,1 4,8 39 3,9 2,9 121197 
Maschinen- und Me- 

tallarbeiter (HD)... 26,1 14,8 4,8 5,2 3,3 3,1 2,3 29892 
Metallarbeiter (G) .... 21,5 14,1 8,4 5,3 4,1 3,0 2,3 319 260 
Schuhmacher (G) .... 35,7 12,4 6,9 4,3 3,5 2,7 2,3 27829 
Graphische Gew. (Ch) 21,0 14,0 13,4 4,4 4,7 2,4 2,0 I 221 
Brauerei- und Mühlen- 

arbeiter (G) ....... 1,7 1,5 1,5 I,4 1,0 I,2 0,9 31808 
Tabakarbeiter (G) .... 32,5 17,4 5,0 1,8 i7 I,I I,I 21057 
Schuhmacher- und Le- 

derarbeiter (HD) ... 18,2 5,4 1,4 0,6 0,6 08 II 3 830 





Gesamtdurchschnitt .. 22,4 15,7 10,9 8,2 7,2 6,5 5,1 


sichtigen, daß sonst im Herbst und Spätjahr eine erhebliche Stei- 
gerung der Arbeitslosigkeit einzutreten pflegt. In Anbetracht dessen 
ist die weitere Verminderung der Arbeitslosigkeit als besonders günstig 
zu betrachten. 

Dabei darf der große Rückgang der Arbeitslosigkeit nicht dar- 
über hinwegtäuschen, daß die relative Arbeitslosigkeit im Durch- 
schnitt weitaus größer ist als selbst in krisenhaften, in Depressions- 
zeiten. Selbst im Winter 1908 betrug die Arbeitslosigkeit in den 
gewerkschaftlichen Fachverbänden nur wenig über 4% (Dez. 1908: 
4,4%; Febr. 09: 4,1%); und der Dezember 1913 brachte mit 4,8% 
die Höchstziffer der Arbeitslosigkeit, welche in der gewerkschaft- 
lichen Statistik (seit 1903) je verzeichnet wurde. In den letzten Jahren 
wurde ja die Arbeitslosigkeit, auch in Zeiten relativ stabiler Kon- 
junktur, in der Depression zu einem immer schwierigeren Problem, 
und ähnliche Schwierigkeiten, wie sie der englischen Volkswirt- 
schaft aus der wachsenden Arbeitslosigkeit drohen, schienen sich 
ja auch für Deutschland anzukündigen. Nur der durchaus verän- 


voll beschäftigte Arbeiter und Arbeiterinnen in den Gewerkschaften gezählt. 
Auch hier also eine Abnahme, aber gegenüber Friedenszeiten noch immer eine 
sehr erhebliche Ausdehnung der teilweisen Arbeitslosigkeit. (Correspondenz- 
blatt, 27. II. 1915.) 
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derten Einstellung in Kriegszeiten, und gegenüber der Arbeits- 
marktkatastrophe zu Beginn des Krieges bedeuten daher 
die gegenwärtigen Ziffern eine Rückkehr zum »normalen Zustande. 
Tatsächlich aber ist der Durchschnitt der Arbeitslosigkeit, 
an gewohnten Verhältnissen der Friedenszeiten gemessen, ein sehr 
hoher 4a). Darüber darf die relative Besserung gegenüber den 
Vormonaten nicht hinwegtäuschen, ebensowenig als der Mangel an 
gelernten Arbeitern mancher stark beschäftigten Industrien 41b). 

Namentlich in den Exportindustrien, welche ihren Betrieb 
noch nicht umorientieren konnten, ist die Arbeitslosigkeit außer- 
ordentlich hoch. Schon die großen Verschiedenheiten in der Arbeits- 
losigkeit, je nach den Landesteilen, müßten vor dem Trugschluß 
warnen, als ob der Arbeitsmarkt in Deutschland nunmehr vollkommen 
und gut organisiert sej, und daß es Arbeitslosigkeit nicht gäbe. Das 
ist tatsächlich nicht der Fall und die Gewerkschaften können mit 
Recht darauf hinweisen, daß trotz der sehr erheblichen Besserung 
gegenüber dem Kriegsbeginn die Lage durchaus nicht als befriedigend 
betrachtet werden und das Problem der Arbeitslosenfürsorge nicht 
als erledigt gelten könne. 

Der Rückgang der Arbeitslosigkeit spiegelt sich dann natürlich 
auch in den Berichten der Arbeitsnachweise, welche seit Kriegsbe- 
ginn zentral organisiert oder wenigstens kontrolliert sind %). Zur Ver- 
anschaulichung seien nur folgende Ziffern angeführt 43): 


(Siehe die Tabelle S, 627) 


Es ist also, wenigstens im großen ganzen, offenbar eine Gegen- 
bewegung vorhanden; die Zahl der Arbeitslosengesuche nimmt er- 
heblich ab, die Zahl der offenen Stellen steigt. Immerhin ist auch 


41s) Die Besserung auf dem Arbeitsmarkte ist nur scheinbar eine so erheb- 
liche. Nach den Schätzungen und Erhebungen der Generalkommission hat sich 
zwar die Zahl der Arbeitslosen seit Kriegsbeginn (in den freien Gewerkschaften) 
von 400 000 auf Ioo 000 vermindert, aber 200 000 hiervon sind zum Heeres- 
dienst einberufen worden, so daß nur 100 000 tatsächlich in Arbeit gebracht 
werden konnten. (Correspondenzblatt, 6. III. 1915. Unterredung mit dem 
Reichskanzler.) 

ab) Namentlich die Holzarbeiterzeitung (Nr. ıı ex 1915) weist darauf hin, 
daß schon nach den Angaben der freien Gewerkschaften es in Deutschland 
gegenwärtig einige hunderttausend Arbeitslose gäbe, welche man nicht durchaus 
als Arbeitsscheue betrachten könne. Im Holzarbeiterverband selbst arbeiten 
von 92 000 in Arbeit stehenden Mitgliedern mehr als 20 000 in fremden Be- 
rufen, ein Beweis für den guten Willen und die Fähigkeit der Arbeiterschaft, 
sich veränderten Verhältnissen anzupassen. Häufig liege die Schuld auch bei 
den Unternehmern, welche nicht Arbeiter anzulernen suchten, sondern die 
bereits geschulten Arbeitskräfte bis zum äußersten anspannen, Auch dürfte 
die Möglichkeit der Anlernung nicht überschätzt werden. Der Unternehmer 
könnte leichter zu einer anderen Industrie übergehen als der Arbeiter. (Vgl. 
Correspondenzblatt, 20. III. 1915.) 

42) Vgl. »Die Lage des Arbeitsmarktese usw. im ersten Kriegsheft des Ar- 
chivs, S. 165 ff. 

13) Zusammengcstellt nach dem s»Arbeitsmarktanzeiger«. 
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Zeitpunkt +$) Arbeits- Arbeits- Zahl der Offene 
1914 nachweise gesuche Nachweise Stellen 
15. August 338 127 094 150 5 400 
29. 353 159 886 129 4 416 
19. September 283 117 146 121 6 316 
30. s. 236 73 409 125 8 910 
17. Oktober 336 100 054 173 II 320 
31. yj 3Ir 85936 : 180 14 798 
28. November 275 79 895 173 17 896 
30. Dezember 297 50 707 153 I9 429 
1915 
30. Januar 278 65 957 182 22 165 
27. Februar 258 53 189 197 22 776 
13. März 245 44 187 189 Ig 54I 


aus diesen Ziffern (welche sich über ganz Deutschland und alle In- 
dustrien und Gewerbe erstrecken) zu entnehmen, daß die Nachfrage 
nach Arbeit noch weit hinter dem Angebot zurückbleibt. Gewiß 
mag häufig Nachfrage nach Arbeit aus Mangel geeigneter Kräfte 
unbefriedigt bleiben. Darum ist die Arbeitslosigkeit in denjenigen 
Kategorien, welche nicht den Beruf wechseln konnten, nicht weniger 
dringend und ein Problem. Daher betonen die Gewerkschaften auch 
immer wieder, daß die Arbeitslosenversicherung, 
trotz der Besserung der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt, das 
wichtigste Gegenwartsproblem bilde 28). 

Tatsächlich haben die Gewerkschaften allen Anlaß, von ihrem 
Standpunkt aus die Frage der Arbeitslosigkeit als eine noch überaus 
ernste zu bezeichnen. Besonders, wenn man die Ausgaben für Arbeits- 
losenunterstützung und an Unterstützungen für die Angehörigen 
der Kriegsteilnehmer betrachtet, ergibt sich eine so große Inan- 
spruchnahme der gewerkschaftlichen Kassen, daß bei weiteren Ein- 
berufungen schwerlich das finanzielle Gleichgewicht aufrecht erhalten 
werden könnte. 

Die Aufwendungen für Arbeitslosenunterstützung betrugen in 
den 48 freien Gewerkschaften vom 3. August bis 30. Januar (also 
in 6 Monaten) 17,78 Millionen M. Dazu kamen noch 6,18 Millionen M. 
für die Familienmitglieder der zum Kriegsdienst Einberufenen 47). 


44) Die Ziffern beziehen sich nicht immer auf die gleiche Anzahl berichtender 
Arbeitsnachweise. Die Zahl der berichtenden Nachweise steigt jedoch. 
Selbst die Zahl der über Arbeitsgesuche und offene Stellen berichtenden Ar- 
beitsnachweise zum selben Termin ist nicht immer gleich. 

45) Ungefähr seit Ende September zeigt sich ein regelmäßiges Schwanken 
insofern, weil die zweimalige wöchentliche Berichterstattung naturgemäß eine 
höhere Ziffer der Arbeitsgesuche am Wochenende, als in der Mitte der Woche 
verzeichnet. Hier werden die Ziffern für das Wochenende gegeben. 

46) Die Statistik der Krankenkassen kann diesesmal für die Beurteilung 
der Lage auf dem Arbeitsmarkt nicht herangezogen werden, weil sie infolge der 
Einberufungen einen abnehmenden Mitgliederstand aufweisen. Daher kann 
sich die Besserung des Beschäftigungsgrades in ihrem Status nicht ausdrücken, 

4) Correspondenzblatt der Generalkommission, 27. II. 1915. 
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Die höchste Ausgabe für Arbeitslosenunterstützung fiel bei den 
freien Gewerkschaften in das Jahr 1913 und betrug 131%, Millionen M. 
für das ganze Jahr. Wenngleich die Arbeitslosenunterstützungen 
wohl fortgesetzt geringer werden, so dürften doch die Ausgaben 
das Doppelte der Aufwendungen im Jahre 1913 erreichen, 
und dazu kommt außerdem noch die Unterstützung für die Ange- 
hörigen der Einberufenen. Diese ist natürlich eine freiwillige, nirgends 
in den Satzungen vorgesehene, aber die Gewerkschaften konnten 
sich mit Rücksicht auf ihre einberufenen Mitglieder dieser Unter- 
stützungsart wohl schwerlich entziehen. In dieser Unterstützungs- 
art dürfte mit der Zeit eine Abnahme eintreten, weil die Gewerk- 
schaften nicht imstande sind, in Anbetracht der immer noch steigenden 
Einberufungen diesen neuen Unterstützungszweig in dem gleichen 
Umfang wie bisher zu pflegen. 

Wenn man das Budget der Gewerkschaften im einzelnen mit 
ihren Aufwendungen für die Kriegsunterstützungen vergleicht, so 
hat man den Eindruck, daß in den meisten Fällen die Sorge um die 
Zukunft und um die finanzielle Leistungsfähigkeit nach dem Kriege 
sehr stark auf eine Einschränkung der Kriegsunterstützungen hin- 
wirkt. In vielen Fällen mag die Unmöglichkeit, das Vermögen 
zu mobilisieren, zu Einschränkungen zwingen — in anderen wieder 
mag der Hinweis darauf als Begründung für ein Abneh- 
men der Leistungen angeführt werden. Wie dem immer auch 
sei, wenngleich die Gewerkschaften bisher eine wesentliche 
Erschütterung ihrer finanziellen Machtstellung durch den Krieg 
nicht erlitten haben mögen (wie es von gewerkschaftlicher Seite 
zu Beginn des Krieges befürchtet wurde), so sind sie doch dem An- 
sturm der arbeitslosen Mitglieder und der Einberufenen ausgesetzt 
und müssen eine Situation als unhaltbar empfinden, in der sie für 
ein Risiko aufkommen sollen, auf welches die Beiträge der Gewerk- 
schaften nıcht berechnet waren und dessen Tragung ihre Kraft für 
die speziellen gewerkschaftlichen Aufgaben schwächen müßte 48). — 

Bedeutend günstiger als von den Gewerkschaften wird natürlich 
die Situation von den Arbeitgeberverbänden beurteilt. Diese glauben 
— wie bereits oben angedeutet —, daß bei einer größeren Anpassungs- 
fähigkeit der Arbeiterschaft eine noch weitere Herabdrückung der 
Arbeitslosigkeit erreicht werden könnte 49). Namentlich könnten 
auch noch viele gelernte Facharbeiter (z. B. Metallarbeiter) einge- 
stellt werden, wenn sie sich entschließen würden, ihren gewöhnlichen 
Wohnort zu verlassen, wozu leider die meisten Arbeiter nicht geneigt 
seien 5"). Dies wird auch von den Gewerkschaften zugegeben, die 


48) Nur eine eingehende Untersuchung, welche hier zu weit führen würde, 
könnte zeigen, ob die Gewerkschaften ihren größeren oder geringeren Radikalis- 
mus auch in den Kriegsunterstützungen zum Ausdruck brachten. Es müßte 
sich dann zeigen, daß die radikalen Gewerkschaften weniger, die soppor- 
tunistischen«e mehr Mittel für Kriegsunterstützungen flüssig machten. 

4%) Der Arbeitgeber, 15. III. 1915. 

50) Ebenda. 
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ja gleichfalls auf eine Herabminderung der Arbeitslosigkeit zu sehen, 
das größte Interesse haben. 

Die Unternehmer ziehen aus dieser Tatsache der abneh- 
menden Arbeitslosigkeit den Schluß, daß die Frage 
der Arbeitslosenversicherung nicht mehr aktuell sei und jedenfalls 
nicht während des Krieges zur Erledigung kommen dürfe ®!), während 
die Gewerkschaften gerade die Zeit des Krieges für sehr günstig 
halten, um dieser prinzipiellen Forderung zum Erfolg zu verhelfen. 
Man geht aber wohl nicht fehl, wenn man annimmt, daß die Regierung 
während des Krieges auf dem Standpunkt: quietanon movere beharren 
und alle wichtigeren Reformen auf die Zukunft vertagen wird, in 
welcher dann die gegenteiligen Interessen wieder unverändert zur 
Geltung gelangen werden. 

Eine weitere Besserung des Arbeitsmarktes, welche bei an- 
dauernden Einberufungen des ungedienten Landsturms zu erwarten 
ist, wird gleichfalls dazu beitragen, grundlegende Aenderungen, 
wie es die Arbeitslosenversicherung wäre, hinauszuschieben. Mit 
einer solchen Besserung des Arbeitsmarktes wird wohl auch zu rechnen 
sein. Nur in den Industrien, in welchen ein Mangel an Rohstoffen 
eintreten könnte, wäre etwa mit einer Verschlechterung zu rechnen 52), 
aber das wird sich wohl auf Einzelfälle beschränken, während wieder 
andere Industrien (z. B. Baugewerbe) auch bei andauerndem Krieg 
einen steigenden Beschäftigungsgrad aufweisen dürften. 

Das bisher Gesagte dürfte für den Zustand des Arbeitsmarktes 
genügen. Im Reichsarbeitsblatt findet sich fortlaufend die Bericht- 
erstattung, auch spezialisiert für die einzelnen Industrien, auf welche 
einzugehen hier zu weit führen würde. Für den Beginn des Krieges 
ist es in der mehrfach erwähnten Abhandlung geschehen 6°). 

Eben dort sind auch die wesentlichen »sozialpolitischen Errungen- 
schaften« während der Kriegszeit registriert worden, als Symptom 
einer für die Fortführung der Sozialpolitik im allgemeinen freund- 
licheren Stimmung der Regierungskreise 5). Die bereits damals aus- 
gesprochene Vermutung bestätigt sich immer mehr, daß grund- 
legende Veränderungen der sozialpolitischen Lage — wenn man 
von der Stim mu ng absieht — inwesentlichen Punkten 
weder während des Krieges eingetreten sind, noch als unmittelbare 
Folge des Krieges zu erwarten sind. Zwei Vorkommnisse der 
letzten Zeit sind hierfür zu symptomatisch, als daß sie übergangen 
werden sollten: 

Der Arbeitgebernachweis in Mannheim und Ludwigs- 


51) Hierzu vgl. die Arbeitgeberblätter passim, z. B. Deutsche Arbeitgeber- 
zeitung, 7. II. 1915 und 14. II. 1915, Beiblatt. 

&2) Z. B. in der Lederindustrie, da alles für die Schuherzeugung geeignete 
Rohmaterial von der Heeresverwaltung mit Beschlag belegt wurde. (Correspon- 
denzblatt der Generalkommission, 6. III. 1915.) 

53) „Die Lage des Arbeitsmarktes« usw. im ersten Kriegsheft des Archivs, 
S. 160 ff. 

s) Ebenda S. 187. 


630 Sozialpolitische Chronik. 


hafen, welcher ja wiederholt Gegenstand der heftigsten Kon- 
flikte zwischen Unternehmern und Arbeitern war, welcher zu Beginn 
des Krieges seine Tätigkeit zugunsten der öffentlichen Nachweise 
einstellte, wurde vor kurzem wieder eröffnet. Als Motiv hierfür 
wurde der Mangel an Facharbeitern angegeben, welchem durch einen 
Spezialarbeitsnachweis besser abgeholfen werden könne. Es ist ein 
Symptom dafür, daß die Arbeitgeberverbände nicht daran denken, 
in Hinkunft die Regelung des Arbeitsmarktes neutralen oder pari- 
tätischen Institutionen zu überlassen. Wenngleich auch die Arbeit- 
gebernachweise in den letzten Jahren vielfach ihre Politik unter dem 
Druck der öffentlichen Meinung und der Veränderung der Gesetz- 
gebung (seit dem Stellenvermittlergesetz) etwas geändert haben 
und zum Teil zu ganz objektiven Vermittlungsstellen geworden sind, 
die nicht lediglich als Organ der Arbeitgeberverbände zu betrachten 
sind, so wäre es doch verfehlt, anzunehmen, daß die Beherrschung 
der Nachweise durch die Arbeitgeber für die Arbeiterschaft be- 
deutungslos sei. Es sei noch erwähnt, daß selbst die (am 19. 
III. 15) abgehaltene Generalversammlung der Vereinigung deutscher 
Arbeitgeberverbände die Gründung von Arbeitgebernachweisen als 
eigenen Punkt auf die Tagesordnung gesetzt hatte, dessen Erörterung 
lediglich infolge Verhinderung des Referenten unterblieb. Alles 
weist also darauf hin, daß selbst die Regelung des Arbeitsmarktes 
sich nach dem Kriege in denselben Bahnen vollziehen werde wie bisher. 

Daran dürfte auch die letzte große gewerkschaftliche Aktion 
nichts ändern. Es ist ein bemerkenswertes Zeichen, daß die ge- 
werkschaftlichen Verbände aller Richtungen sich auf eine gemeinsame 
Petition an den Bundesrat und den Reichstag zur gesetzlichen Re- 
gelung der Arbeitsvermittlung einigten 5), 

In dieser Petition wird eine gesetzliche Regelung der Arbeits- 
vermittlung gefordert. Sie sei notwendig infolge der heftigen Er- 
schütterungen des Arbeitsmarktes während des Krieges, welche auch 
heute noch nicht ganz behoben seien und in Rücksicht auf die 
bessere Durchführung der Arbeitslosenfürsorge in den Bundesstaaten 
und Gemeinden, namentlich aber erfordere die Zeit nach dem Kriege 
schon gegenwärtig ein planmäßiges Eingreifen, eine Organisierung 
des Arbeitsmarktes. Das Rückströmen von Millionen Arbeitern und 
Angestellten könnte sich ohne größere Hemmung nur bei einer wohl- 
geordneten Arbeitsvermittlung, aber nicht bei der gegenwärtig herr- 
schenden Zersplitterung der Arbeitsnachweise vollziehen. Die Ge- 
fahr einer neuerlichen Deroute sei umso größer, als mit dem Aufhören 
der Kriegsaufträge zahlreiche Arbeitermassen, welche gegenwäitig 
in der Kriegsindustrie beschäftigt seien, wieder den Eintritt in die 
früher ausgeübten Berufe suchen würden. 

Die Neuorganisation des Arbeitsnachweises, auf Basis eines 
Reichsgesetzes, wird in folgender Weise verlangt: In allen größeren 
Gemeinden werden Arbeitsämter gebildet, diese werden in Landes- 


55) Vgl. Correspondenzblatt der Generalkommission, 6. III. 1915. Zentral- 
blatt der christlichen Gewerkschaften, 15. III, 1915. 
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(oder Bezirks-) Arbeitsämter zusammengefaßt und einem Reichs- 
arbeitsamt als der Zentralstelle untergeordnet. Dem örtlichen 
Arbeitsamt sind alle (also auch die privaten) Arbeitsnachweise unter- 
zuordnen. Die Arbeitsämter selbst werden zu gleichen Teilen aus 
Vertretern von Unternehmern und Arbeitern zusammengesetzt 
und stehen unter der Leitung von unparteiischen Vorsitzenden 58). 
Das Arbeitsamt ist als eine Zentral-An- und -Abmeldestelle gedacht 
(welche zugleich die Krankenkassenmeldungen zu vollziehen hat), 
welche zugleich auch Mangel und Ueberschuß von Arbeitskräften 
von den einzelnen Nachweisen zu sammeln und für einen Ausgleich 
zu sorgen hat. Die eigentliche Arbeitsvermittlung soll nach wie vor 
den Arbeitsnachweisen, aber in erster Linie öffentlichen, 
Gemeindenarbeitsnachweisen, möglichst mit beruflicher Gliederung, 
obliegen. Weniger wichtige Forderungen betreffen die Beschäftigung 
von Ausländern (sollen nur herangezogen werden, wenn keine ein- 
heimischen Arbeitskräfte vorhanden sind) und die Respektierung 
von Tarifverträgen (wenn Tarifverträge abgeschlossen, so Arbeits- 
vermittlung nur zu den tariflichen Arbeitsbedingungen). 

In der ausführlichen Begründung wird darauf hingewiesen, 
daß bisher nur die schlimmsten Mißbräuche der gewerblichen Stellen- 
vermittlung durch die Gesetzgebung eingeschränkt wurden. Die 
öffentlichen Arbeitsnachweise beschränkten sich bisher (trotzdem 
sie ziemlich reichlich eingerichtet und ausgebaut wurden) auf die 
Vermittlung ungelernter, weiblicher und Gelegenheitsarbeiter ohne 
den Ansprüchen einer entwickelten Industrie Genüge leisten zu können. 
Daher haben auch die öffentlichen Arbeitsnachweise zu Beginn des 
Krieges versagt, und nur eine schleunige Zentralisierung vermochte 
die größte Verwirrung hintanzuhalten. Späterhin, als wieder die 
Nachfrage nach gelernter Arbeiterschaft größer wurde (für Kriegs- 
lieferungen), erwiesen sich die öffentlichen Arbeitsnachweise weniger 
als je ihrer Aufgabe gewachsen. Alle diese Schwierigkeiten würden 
nach Beendigung des Krieges zu katastrophalen Zuständen führen 
müssen, und ihnen könnte nur durch eine gut geleitete, einheitlich 
aufgebaute Organisation im voraus begegnet werden. 

In einer Besprechung mit dem Reichskanzler wurde auf die 
großen Schwierigkeiten am Arbeitsmarkte ausführlich hingewiesen, 
Der Reichskanzler konnte jedoch nur erklären, daß »die Wünsche 
der Gewerkschaften einer ernsten Prüfung wert seien«. Irgend eine 
Stellung nahm er zu den Wünschen der Gewerkschaften nicht, obzwar 
sie ja der Regierung seit langem bekannt sind. Er befolgte damit 
nur den von der Regierung während des Krieges stets betonten Grund- 
satz, keinerlei wichtigen Entscheidungen während des Krieges vor- 
zugreifen. Darnach ist es zum mindesten zweifelhaft, ob die Reichs- 
regierung nach dem Kriege geneigt sein wird, ihre bisherige Stellung- 
nahme zu ändern. Ein direkter Anhaltspunkt hierfür ist bisher 
nicht gegeben. 


se) Es ist also hier von den Gewerkschaften im Wesen das Organisations- 
prinzip der sozialen Versicherung akzeptiert (auch die Verhältniswahl). 
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Die Arbeitgeberzeitung, welche ausführlich zu dieser Eingabe 
Stellung nimmt 5°), bestreitet zunächst, daß gegenwärtig eine »wirk- 
liche Arbeitslosigkeit« gegeben sei, und weist auf die Schwierigkeiten 
für die gelernten Arbeiter insbesondere hin, die auch nach der Ein- 
gabe vorhanden sind und deutlich zeigten, daß der paritätische Nach- 
weis eben für diese Kategorie versage. Auch teilt die Arbeitgeber- 
zeitung nicht den Pessimismus über die Lage des Arbeitsmarktes 
nach dem Kriege (es werde im Gegenteil ein Arbeitsmangel eintreten), 
jedenfalls würden die bisherigen, während des Krieges geschaffenen 
Einrichtungen vollauf genügen, um die Aufgaben nach Beendigung 
des Krieges zu lösen. 

Aus diesen und noch anderen Gründen wird ein beschleunigtes 
Eingreifen, noch vor Beendigung des Krieges, als nicht notwendig 
bezeichnet. Das Zusammenwirken der verschiedensten Arbeits- 
nachweiseinrichtungen während des Krieges habe sich als vollkommen 
zweckmäßig und ausreichend erwiesen und es sei kein Anlaß, daran 
irgendwelche erhebliche Veränderungen überstürzt noch 
während des Krieges vorzunehmen. Die einzige Aufgabe sei, sich 
des Feindes zu erwehren und ihn zu besiegen, es sei nicht die Zeit, 
grundlegende Gesetze über die Dauer des Krieges hinaus zu schaffen. 
In diesen wie in anderen Aeußerungen zeigt sich nur zu deutlich das 
Bestreben der Arbeitgeber, eine Ausnützung der Kriegslage in sozial- 
politischem Sinn zu verhindern. Es ist ein wichtiges Symptom dafür, 
daß die Interessengegensätze nach dem Kriege unverändert bestehen 
bleiben werden — zumal sich ja selbst jetzt im Kriege zeigt, daß 
eine und dieselbe Situation (gegenwärtige Lage des Arbeitsmarktes) 
von den beiden Parteien je nach ihrer Interessenlage durchaus ver- 
schieden aufgefaßt und daher daraus entgegengesetzte Konsequenzen 
gezogen werden. 

Daß sich die Grundlage aller Beziehungen zwischen Unternehmern 
und Arbeitern — das Arbeitsverhältnis — in seinem Wesen durch 
den Krieg und selbst während desselben nicht geändert hat, 
zeigen die immer häufigeren Auseinandersetzungen zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitern gerade im Gebiete der Rüstungsindustrie. 
Infolge der reichlicheren Nachfrage nach mancher Arbeiterkategorie 
hat hie und da eine kräftige Lohnbewegung eingesetzt und ist die 
Arbeiterschaft z. T. in eine lebhafte Bewegung geraten, da sie den 
Betrieben mit höherem Lohnniveau zustrebt. Der Aufwärtsbe- 
wegung der Löhne suchten nun die Unternehmer zunächst selbst 
entgegenzuwirken (durch Verabredungen, Arbeiter nicht einzustellen, 
welche ohne Genehmigung des letzten Arbeitgebers ihr Arbeits- 
verhältnis gelöst hatten) und wandten sich, als diese Bemühungen 
nicht zum Ziel führten, an die Feldzeugmeisterei, welche auch am 
II. Januar an sämtliche, für die Heeresverwaltung arbeitenden 
Betriebe Großberlins eine den Wünschen der Arbeitgeber entgegen- 
kommende Verfügung erließ 58). In dieser wurde die Praxis des Arbeit- 


57) a. a. O. 14. III. 1915. 
68) Correspondenzblatt, 6. III. 1915. 
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geberverbandes (nur vom Unternehmer entlassene Arbeiter einzu- 
stellen) akzeptiert, und den Unternehmern als Bedingung für die 
Weitererteillung von Lieferungen zur Pflicht gemacht. Zugleich 
wurde allerdings den Unternehmern empfohlen, »berechtigte Klagen 
über zu niedrige Verdienste mit dem dieser großen Zeit entsprechenden 
Gerechtigkeitssinn zu prüfen und gegebenenfalls abzustellen«. — 

Von den Gewerkschaften wurde diese Kundmachung, welche 
ohne Befragung der Arbeiterverbände erlassen wurde, bedauert. 
Die Konsequenzen seien auch für die Arbeiterschaft ungünstige 
— es werde selbst den von den Firmen entlassenen Arbeitern die 
erwähnte Bescheinigung nicht ausgefolgt, so «laß sie arbeitslos bleiben 
müßten. Es kam dann ein Abkommen zwischen dem Kriegsausschuß 
für Metallbetriebe Großberlins und den beteiligten Gewerkschaften 
zustande, in dem die Streitfragen in beiderseitigem Einvernehmen 
geschlichtet wurden. 

Schon schwieriger gestaltet sich die Situation im Rheinisch- 
Westfälischen Industriegebiet überall dort, wo es sich um wehr- 
pflichtige Arbeiter handelt, welche für Heereslieferungen freigegeben 
wurden. In einem Erlaß des Generalkommandos des VII. Armee- 
korps (welcher auch späterhin in Gebieten anderer Armeekorps 
übernommen wurde) wurden die Bezirkskommandos erneut ange- 
wiesen, »die sofortige Einstellung jedes Arbeiters in die Truppe zu 
veranlassen, der bei einer für das Heer oder die Marine arbeitenden 
Fabrik, Zeche, Gewerkschaft usw. die Arbeit niederlegt, oder seine 
Entlassung veranlaßt, um bei einer anderen Firma Arbeit zu nehmen??)« 
Dieser Erlaß sollte gewiß — wie vom Zentralblatt hervorgehoben 
wird — nur dem Interesse der Landesverteidigung dienen, aber er 
hatte in der Praxis für die Arbeiterschaft beunruhigende Wirkungen. 
Die Unternehmer »drohten«, wie es ausgedrückt wurde, »dem Arbeiter 
mit dem Schützengraben«, die Arbeiter fühlten sich an den Betrieb 
gebunden, müßten sich mit dem vom Unternehmer festgesetzten 
Lohn begnügen, sich die schlimmsten Mißbräuche gefallen lassen usw. 
Den Arbeitern sei es auf diese Weise auch unmöglich gemacht, durch 
einen ordnungsgemäßen und gesetzlich erlaubten Arbeitswechsel 
eine Verbesserung ihrer Lohnverhältnisse zu erzielen 6°). Die ganze 
Praxis laufe daher auf eine Beschränkung der Freizügigkeit hinaus, 
bedeute — zu Ungunsten der Arbeiter — eine Aufhebung der Freiheit 
des Arbeitsvertrages. 

Dieser Erlaß beabsichtigte, wie dann von den Militärbehörden 
klargestellt wurde, lediglich, die Verhältnisse der bereits zum Heeres- 
dienst einberufenen, aber dann freigegebenen Arbeiter zu regeln, 
ohne in die Lohn- oder sonstigen Verhältnisse einzugreifen. Immerhin 
wäre das anscheinend doch — gegen den Willen der Militärbehörde — 
einfach schon durch die automatische Wirksamkeit des erwähnten 
Erlasses geschehen. Die ganze Episode zeigt nur, wie lebendig stets 


6%) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften Deutschlands, 15. III, 
1915, und Correspondenzblatt 13. III. 1915. 
0) Ebenda. 
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die Interessengegensätze zwischen Unternehmern und Arbeitern 
sind, und daß jede Machtverschiebung hüben oder drüben auf das 
vorsichtigste beobachtet wird. So sehr das Eingreifen der Militär- 
behörden auch von dem Geist beseelt sein mag, die entgegengesetzten 
Interessen in gerechter Weise zu berücksichtigen, so sind die von der 
Militärbehörde gewählten, meist schematischen und auf ihren (mili- 
tärischen) Zweck ausgerichteten Maßnahmen natürlich nicht im- 
stande, den Gegensatz wirklich auszugleichen. Sondern dieser wird 
nur — unter dem Druck der Kriegssituation durch die gegenwärtig 
allmächtige Behörde — in irgend einer Weise zum Stillstand ge- 
bracht, aber nicht endgültig geregelt ®.). | 

Auch die Arbeitsgemeinschaften, welche in einzelnen Gewerben 
gebildet wurden (bereits in der früheren Abhandlung im Archiv 
wurde die Arbeitsgemeinschaft im Baugewerbe erwähnt; nunmehr 
sind noch andere, z.B. für das Schneidergewerbe, hinzugetreten) #), 
sind kaum als einedauernde Einrichtung zu betrachten, sondern 
dazu bestimmt, das gemeinsame Interesse der Unternehmer und 
Arbeiter an einer zweckmäßigen Verteilung der Heereslieferungen 
zum Ausdruck zu bringen. 

Wie stark das Gefühl unter der Arbeiterschaft ist, ihre Interessen 
nach wie vor, ja womöglich intensiver gegenüber den Unternehmern 
wahrnehmen zu müssen a), geht auch aus der Verständigung der 
Bergarbeiterorganisationen hervor, welche seit einigen Jahren — 


61) Nichts anderes als eine gewaltsame Auseinandersetzung zwischen Unter- 
nehmern und Arbeitern bedeutet z. B. die Verfügung der Militärbehörden für 
Großberlin, daß vom Betrag der Schneiderlieferungen 75% den Arbeitern als 
Arbeitslohn bezahlt werden müssen — der Rest den Unternehmern gebührt —, 
gleichgültig, durch wieviele Hände die Lieferung gegangen sein mag, und gleich- 
gültig, wie teuer oder billig der einzelne Unternehmer seinen Abnehmem 
gegenüber zu liefern verpflichtet sei. (Soziale Praxis, 17. XII. 1914, und Vorwärts 
vom 26. III. 1915, Beilage.) Diese ganz schematische Regelung kann für den 
relativ einfachen Betrieb der Schneiderlieferungen genügen (weil hier das Material 
zur Verfügung gestellt wird), versagt aber natürlich gegenüber komplizierten 
Produktionsprozessen. Da muß es dann notwendigerweise darauf hinauslaufen, 
daß entweder eine mechanische Ausgleichung getroffen wird oder sich die Mili- 
tärbehörde auf die eine oder andere Seite stellt, wobei stets militärische, niemals 
sozialpolitische Gründe die entscheidende Rolle spielen werden. So wichtig 
daher die sozialwirtschaftliche Betätigung der Militärbehörden ist (vgl. Soziale 
Praxis vom 17. und 29. XII. 1914), so wird es sich hierbei doch immer um 
Zwangsregelungen handeln, welche die grundlegende Situation ent- 
scheidend natürlich nicht gestalten. Hie und da mag eine wirkliche Verein- 
barung in Form eines Tarifvertrages gelingen, wie z. B. für die Lederausrüstungs- 
industrie, für welche von der Militärbehörde im Einvernehmen mit Unterneh- 
mern und Arbeitern ein Reichstarif ausgearbeitet wurde. (Soziale Praxis, 4. II. 
1915.) 

62) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, ı. III. 1914. 

628) Alle Gewerkschaftsblätter sind voll von Artikeln über die Notwendig- 
keit der Organisation gerade für die Zeit nach dem Kriege. Nicht selten mit 
Hinweisen auf die unveränderte Haltung der Unternehmer den Arbeitern gegen- 
über. (Vgl. z. B. »Der Textilarbeiter«, 28. XI. 1914.) 
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besonders seit dem Streik zu Ende des Jahres 1912 — in heftigster 
Fehde mit einander lagen 63). Dieser Zusammenschluß hat u. a. 
den Zweck, die auch während des Krieges etwas zurückgehenden 
Lohnverhältnisse zu verbessern, und die Aktion gegen den Zwangs- 
arbeitsnachweis und dessen Praxis weiterzuführen. Es sind also 
schon während des Krieges und mehr noch wohl nach demselben 
dieselben Probleme, welche zwischen Arbeitern und Unternehmern 
zur Erörterung gelangen %). Das zeigt sich in vielen kleinen Vor- 
kommnissen schon während des Krieges und wird sich voraussichtlich 
nach dem Kriege sehr bald in seiner ganzen Schärfe zeigen 65). 

Damit stimmt es ganz überein, daß die »Deutsche Arbeitgeber- 
zeitung« wünscht, man solle nicht darnach trachten, gewisse Augen- 
blicksmaßnahmen in den Frieden hinüberzunehmen. »Nicht Einzel- 
einrichtungen, die Kinder der Not und des Augenblicks gewesen sind, 
wollen wir in die friedliche Zukunft hinübernehmen, sondern die 
große sittliche Erkenntnis, daß wir alle Söhne eines Landes sind, 
die das Band gemeinsamer Vaterlandsliebe umschlingt.« Gerade 
die Ablehnung konkreter Forderungen durch die Arbeitgeberschaft 
bedeutet natürlich, daß die Friedenssituation sich von der Lage 
vor dem Kriege durch garnichts unterscheiden wird. 

Tatsächlich sind ja auch irgendwelche konkrete 
Zusicherungen an die Arbeiterschaft für die Zeit nach dem 
Kriege bisher nicht gemacht worden; im Abgeordnetenhause er- 
klärte der Eisenbahnminister, daß Fragen von grundsätzlicher Be- 
deutung nicht während des Krieges gelöst werden könnten und rechnet 
hierzu sowohl die Frage der Tarifverträge (Abschluß von Tarifver- 
trägen zwischen Eisenbahnverwaltung und Gewerkschaften) als auch 
die der Zulassung von Arbeiterkoalitionen. Wenngleich dann die 
Aeußerungen der Regierung im Reichstag etwas mehr entgegen- 
kommend klangen — wurde doch erklärt, »daß die Gewerkschaften 


*s) Vgl. Sozialpolitische Chronik, Archiv Bd. 36, S. 713 ff. Vgl. über die 
Verständigung Bergarbeiterzeitung, 30. I. 1915. 

%) Namentlich wird darauf immer wieder verwiesen, daß die Lohnentwick- 
lung im Bergbau durchaus mit den Ergebnissen der Förderung und den Werks- 
gewinnen im Widerspruch stehe. Tatsächlich sind die Löhne (Durchschnitts- 
löhne für Häuer) im 3. Quartal 1914 gefallen, und erst wieder im 4. Quartal 
etwas gestiegen, ohne die Höhe des 2. Quartals zu erreichen. Sie betrugen: 
6.19, 6.03, 6.13 M. im 2., 3. und 4. Quartal 1914 (Soziale Praxis, 18. III. 1915.) 
Zur Vermeidung gewaltsamer Auseinandersetzungen wird von der Arbeiter- 
schaft ein Einigungsamt verlangt (Bergarbeiterzeitung, 20. II. 1915), ein Be- 
gehren, das in einem Zeitpunkt, in welchem ein Ausstand nahezu unmöglich 
ist, mit größerem Nachdruck als in normalen Zeiten geltend gemacht werden 
kann. In einer Konferenz, welche die Vertreter der gewerkschaftlichen Verbände 
mit dem preußischen Handelsminister hatten, gab dieser der Erwartung Aus- 
druck, daß die Löhne bald ansteigen würden und versicherte, daß Kriegsge- 
fangene nur auf ihren Wunsch und nur zu denselben Löhnen wie die 
deutschen Arbeiter und unter Beobachtung aller Sicherheitsvorkehrungen ver- 
wendet werden sollten. 

6) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 7. II. 1915. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 2. 4i 
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in erster Linie wirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen hätten, ohne 
die unser Wirtschaftsleben nicht mehr denkbar ist; wurde doch zu- 
gegeben, daß man die Gewerkschaften vielfach verkannt habe, und 
daß es nicht ohne weiteres gerechtfertigt sei, Vereine deshalb zu den 
politischen zu rechnen, weil sie sich mit politischen Angelegenheiten 
beschäftigen« usw. — wenn also hier dem Standpunkt der Gewerk- 
schaften etwas Rechnung getragen wurde, so wäre es doch verfrüht, 
daraus schon auf eine grundlegende Wendung in den Anschauungen 
der Regierungen zu schließen. Scheint doch bisher innerhalb der 
Regierungen selbst noch keine einheitliche Stellungnahme stattge- 
funden zu haben. Daher kann gegenwärtig nur festgestellt werden, 
daß in dem einen Fall die Regierung indirekt zwar die Abstellung 
eines krassen Falles der Rechtsungleichheit (Politischerklärung der 
freien Gewerkschaften, während Arbeitgeberverbände und christ- 
liche Gewerkschaften nicht als politische Verbände erklärt wurden) 
zusagte, eine Verschlechterung der Rechtsstellung also vermeiden 
will, in dem anderen Fall jedoch eine Steigerung des realen Einflusses 
der Arbeiterschaft in den Staatsbetrieben nach wie vor abzulehnen 
scheint. 


Umformung der gewerkschaftlichen Ideologie. 


Schon etwas bestimmter als in dem mehrfach erwähnten Auf- 
satz über die Lage des Arbeitsmarktes und die Aktionen der Interessen- 
verbände zu Beginn des Krieges lassen sich gegenwärtig die U m- 
formungen ahnen, welche in der deutschen Gewerkschafts- 
bewegung durch den Krieg bewirkt worden sind. Hierbei hat man 
es vielleicht weniger mit wirklichen Umformungen der Ideologien, 
sondern mit Klarstellung eines Tatbestandes zu tun, der 
bereits vor dem Kriege vorhanden, aber noch nicht zum Ausdruck 
gekommen war. Die Haltung der Gewerkschaften gegenüber dem 
Krieg entsprach anfangs durchaus der der sozialistischen Partei. 
Das Zentralorgan der freien Gewerkschaften 8) hat noch in seiner 
Nummer vom I. August 1914 den Krieg als einen imperialistischen 
bezeichnet, hat Verwahrung eingelegt gegen die Eroberungspolitik 
der österreichischen Imperialisten und gegen die österreichische 
Balkanpolitik, welche Deutschland »fortgesetzt an den Rand kriege- 
rischer Verwicklungen gebracht habe«. Hier wird auch die »Hetze 
der großserbischen Agitation« auf das Schuldkonto der öster- 
reichischen Regierung gesetzt usw. Es entsprach diese Stel- 
lungnahme ungefähr derjenigen der politischen Partei 8) zu Beginn 
des Krieges. 

Im Kriege selbst scheint sich nun, soweit man bisher sehen kann ®), 


6) Correspondenzblatt der Generalkommission, ı. VIII. 1914 und noch 


8. VIII. 1914. 

6) Hierüber vgl. ausführlich: E. Bernstein, Die Internationale der Arbeiter- 
klasse und der europäische Krieg. 2. Kriegsheft des Archivs. 

68) Diese Ausführungen sind in aller Reserve und lediglich als Konstatierung 
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eine bemerkenswerte Spaltung der Anschauungen innerhalb der Ar- 
beiterbewegung zu vollziehen. Die Beurteilung des Krieges selbst 
ist noch ziemlich einheitlich. Allerdings wird der Krieg als das größte 
Unglück, welches die Arbeiterbewegung treffen konnte, angesehen, 
und es hat in diesem Punkte bisher die vollständige Umbildung 
der eigenen Gedanken in eine Kriegsideologie noch nicht stattge- 
funden, die ja für die meisten politischen und auch geistigen Strö- 
mungen der Gegenwart charakteristisch ist. Hingegen sind die Auf- 
fassungen von der Bedeutung des Krieges für die Arbeiterbewegung 
immerhin sehr voneinander verschieden und bedingen auch z. T. 
eine Neuorientierung in grundsätzlichen Auffassungen, wenngleich 
sich die Vertreter solcher Anschauungen dessen auch noch nicht 
bewußt geworden sind. 

Im Wesen sind es zwei Auffassungen, welche konstatiert werden 
können. Die eine, radikalere, kommt in der gewerkschaft- 
lichen Presse nur ganz vereinzelt vor. Bei der strengen Zensur, 
welcher die Presse unterliegt, wäre eine wirklich radikale Stellung- 
nahme nicht möglich, wenn es die Gewerkschaften nicht auf Kon- 
flikte mit den militärischen Zensurbehörden ankommen lassen wollen. 
Aber auch nur Andeutungen in dieser Richtung fehlen fast voll- 
ständig. Es ist, als ob die Auffassung des Staates als Klassenstaat 
aus der gewerkschaftlichen Ideologie vollkommen getilgt wäre. So 
fällt es schon als sradikale Aeußerung« in der Gegenwart auf, wenn 
z. B. in einem gewerkschaftlichen Organ ®) zur Besonnenheit ge- 
mahnt wird, wenn gesagt wird, die Gewerkschaften hätten keinen Anlaß, 
den Krieg auch subjektiv mitzumachen; wenn die Arbeiter ermahnt 
werden, sich vom Scheinpatriotismus fernzuhalten, und wenn das 
Bedauern darüber ausgesprochen wird, daß die internationalen Be- 
ziehungen gestört, »teilweise vielleicht zerstört« seien. Die Arbeiter 
werden darauf hingewiesen, daß das Proletariat in allen Ländern 
nur seine Pflicht tue, — »also wollen wir nicht richten zwischen ihnen 
und uns, sondern nur bedauern, daß ein und dasselbe Schicksal uns 
diesen Krieg beschert hat, indem wir Kugeln wechseln müssen, wo 


. »Wir dürfen unseren ehrlichen Zorn über die fremden Re- 
gierungen, die uns diesen unseligen Krieg aufgezwungen haben, 
nicht umschlagen lassen in einen blinden fanatischen Haß gegen die 
fremden Völker«, eine Auffassung, die konsequent weiter gedacht 
zu einer sehr radikalen Stellungnahme führen müßte. Eine solche 
findet sich nun allerdings in der Gewerkschaftspresse nirgends, wie 
überhaupt die Kontinuität mit den radikalgewerkschaftlichen Auf- 
fassungen (auf marxistischer Basis) fast nie in der Beurteilung der 
Gegenwart, sondern vielmehr der Lage nach dem Kriege zum 
Ausdruck kommt 70°). Wenn wir daher nach Symptomen für das Vor- 


von Entwicklungstendenzen aufzufassen, wie sie sich bei objektivster Prüfung 
der gewerkschaftlichen Organe darstellen. 

6) Der Proletarier, 19. IX. 1914. 

70) So ist es z. B. eine innerhalb der gesamten gewerkschaftlichen Presse 
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handensein oder Weiterbestehen radikaler, auf dem Boden des Klassen- 
kampfes stehender, also sozialistischer Gesinnung suchen, so finden 
wir diese stets als Pessimismus gegenüber der Zukunft — 
genau so wie sich umgekehrt die opportunistische Strömung inner- 
halb der Gewerkschaften als Optimismus für die Zukunft 
ausdrückt. 

Ein solcher Pessimismus, d. h. die Meinung, es werde sich nach 
dem Kriege in dem Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitern 
und des Staates zu den Arbeitern Wesentliches nichts ändern, ist 
vereinzelt vorhanden. So wird darauf hingewiesen, daß in den Kreisen 
der Arbeitgeber auch gegenwärtig abgelehnt wird, die von der Re- 
gierung geplanten Arbeitswilligenschutz- Bestimmungen in dem 
neuen Strafgesetzbuch fallen zu lassen —, und daß die Arbeitgeber 
selbst gelegentlich zugeben, daß »nach Beendigung des Krieges das 
Ringen zwischen Arbeiterschaft und Unternehmertum aufs neue 
einsetzen« werde, eine Auffassung, die bei Vertretern einer gelben 
Gewerkschaftsideologie allerdings eigentümlich berührt. Wie er- 
wähnt, solche Aeußerungen sind sehr vereinzelt — hingegen ließen 
sich Bogen füllen mit der Registrierung der optimistischen 
Anschauungen. In geradezu programmatischer Weise verkündet 
das Zentralorgan der freien Gewerkschaften — das Correspondenz- 
blatt — solche optimistischen Anschauungen. Allerdings in einer 
interessanten Entwicklung. So heißt es da noch anläßlich der Reichs- 
tagssitzung im Dezember 1914, bei Besprechung der Rede des Reichs- 
kanzlers ?l): »Das sind Worte, die zu ganz erfreulichen Hoffnungen 
Anlaß geben können, obzwar wir darüber nicht im Zweifel sind, 
daß es verfrüht wäre, darauf fest dieZukunft 
zubegründen...... « Sie erhoffen als Wirkung des Krieges 


der letzten Monate ziemlich hervorstechende Aeußerung, die sich in demselben 
Gewerkschaftsorgan (Der Proletarier, Organ des Fabrikarbeiterverbandes, 
6. II. 1915) findet. In einem langen Artikel: »Voreilige Bußfertigkeite, wird vor 
den allzu schnell Bekehrten gewarnt. »Der biblische Saulus hatte ein Recht, 
sofort als Paulus zu predigen, denn ihn hatte der Blitz göttlicher Erleuchtung 
bekehrt, — die modernen Saulusse, die im Donner sehr irdischer Geschütze 
Einkehr halten, sollten sich zunächst daraufhin prüfen, ob sie nicht mehr be- 
täubt als erleuchtet sind.« Der Vorwurf richtet sich an die Adresse eines Me- 
tallarbeiters, der in der Metallarbeiterzeitung die Haltung der deutschen Sozial- 
demokratie und die sätzende Kritik« derselben an allen deutschen Einrichtungen 
für die Beurteilung des deutschen Volkes im Ausland verantwortlich machte. 
Diese Auffassung wird hier bekämpft — soweit wir sehen, eine ziemlich ver- 
einzelte Stimme gegen Bestrebungen, eine allgemeine Harmonie der politischen 
Parteien auch für die Zukunft jetzt schon im Rahmen der gewerkschaftlichen 
Bewegung vorzubereiten. 

11) Correspondenzblatt der Generalkommission, 12. XII. 1914. Der Reichs- 
kanzler erinnerte zum Schluß seiner Rede an das Wort des Kaisers, er kenne 
keine Parteien mehr, sondern nur noch Deutsche; sagte, es würden zwar die 
Parteien nach dem Kriege notwendigerweise wiederkehren, aber .. . »kämpfen 
wollen wir dafür — und ich an meinem Teil verspreche es Ihnen — kämpfen 
wollen wir dafür, daß es in diesem Kampf nur mehr Deutsche geben darf.« 
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eine gleichberechtigte Stellung als Staatsbürger, wenngleich sie die 
großen Schwierigkeiten auf dem Wege dahin nicht unterschätzen. 
Das Correspondenzblatt fordert daher (im Dezember!), daß die Re- 
gierung »vor allen Dingen bald zur Tat übergehe, um gegenwärtig 
schon zu zeigen, daß der Anfang gemacht wird«. 

Ist diese Aeußerung von Vertrauen in die Person des Reichs- 
kanzlers, von einigem Mißtrauen gegen die Gesamtkonstellation 
nach dem Kriege erfüllt, so sind die Hoffnungen 3 Monate später, 
trotzdem inzwischen gerade die Aussichten auf baldige Zuge- 
ständnisse an die Arbeiterbewegung, noch während des Krieges, 
ganz geschwunden sind, viel bestimmtere und festere. Das Korres- 
spondenzblatt 7?) wendet sich jetzt entschieden gegen die Schwarz- 
seher. Hier die wichtigsten Stellen: »Das übereifrige Dämpfen und 
Abkühlen ..... ist nicht nur überflüssig, es ist ein Fehler... .. 
Wir brauchen, rein sozialpsychologisch betrachtet, einen starken 
zukunftsfrohen Optimismus.« Was die Beurteilung des Arbeits- 
marktes anlange, geben sich die Gewerkschaften, wird versichert, 
keiner Täuschung hin. Sie verkennen nicht die Schwierigkeiten, 
welche sich nach dem Kriege einstellen dürften (obzwar man auch 
hier, genau wie in der Kriegswirtschaft, angenehme Ueberraschungen 
erleben könne). Aber es sei zu hoffen, daß sich in der sozialen Ge- 
setzgebung nach dem Kriege vieles zum Vorteil der Arbeiterschaft 
ändern werde. »Bisher war die deutsche Sozialpolitik, dem sozialen 
Zwecke entgegen, vorwiegend gouvernemental unternehmerfreund- 
lich gerichtet. Die Berufsorganisationen der Arbeiter wurden dabei 
geflissentlich umgangen und ausgeschaltet. Darf man es Utopismus 
schelten, wenn wir der Zuversicht sind, daß darin ein grundsätzlicher 
Umschwung eintreten wird ?« Die Mitwirkung der Gewerkschaften 
an den Aufgaben der Kriegsfürsorge wird ihre Position in Gesetz- 
gebung und Verwaltung verbessern und es sei ein Fehler, anzunehmen, 
nichts werde sich dadurch ändern; gerade das treibe zum Fatalismus. 
Auch dürfe nicht verkannt werden, daß der »Kriegssozialismus« 
doch nicht ganz wirkungslos bleiben werde: »Die vom Sozialismus 
geforderte Organisation des Wirtschaftslebens hat in des Landes 
schwerster Zeit ihre ökonomische Ueberlegenheit gegenüber der 
Anarchie der freien Konkurrenz bewiesen. Der Grundgedanke des 
von uns vertretenen Wirtschaftssystems hat sich bewährt. Ob das 
einmal von mehr als theoretischer Bedeutung sein kann, sei heute 
noch nicht zu sagen«. .. Das Gewerkschaftsblatt resümiert die 
Erwartungen dahin: »Gleichen Raum und gleiches Recht zur Arbeit 
am öffentlichen Wesen, Aufhören der Aechtungspolitik, Aufhören 
der ewigen Bedrohungen, Anerkennung der unabhängigen Berufs- 
vereine als gegebene Vertretung der Arbeiterklasse auf allen Gebieten 
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens, und den tatbereiten Willen 
zum Ausbau und zur Vervollkommnung der sozialpolitischen Ge- 
setzgebung.« 


733) a. a. O. 6. III. 1915. 
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Wenn man diese Aeußerung (die von einem führenden Gewerk- 
schaftler, Winnig, stammt und sicherlich offiziös gemeint ist) auf 
ihren prinzipiellen Gehalt hin prüft, so kann man nicht umhin, darin 
die Bereitwilligkeit zu erblicken, die Arbeiterbewegung, soweit sie 
in den freien Gewerkschaften ihre Vertretung findet, als reformistische 
Bewegung weiterzuführen. Wenn auch jede gewerkschaftliche Be- 
wegung notwendigerweise mit »Gegenwartsforderungen« 
arbeiten muß, so kündigt sich hier deutlich eine Position an, welche 
in Gegenwartsforderungen endgültig Genüge finden möchte. 
Anders ausgedrückt: Die Gewerkschaftsbewegung auf nicht soziali- 
stischer Basis war bisher dadurch charakterisiert, daß sie einem 
inder gegenwärtigen Gesellschafts- und Wirt- 
schaftsordnung möglichen Endziel, einem Be- 
harrungszustand der Arbeitersituation zustrebte. Die Arbeiterbe- 
wegung auf sozialistischer Basis konnte ihrer ganzen Ideologie nach 
in jeder, auch der größten Errungenschaft, nur Etappen, nur Stütz- 
punkte für eine Weiterentwicklung sehen, die zu einer grund- 
legenden Umwälzung des Wirtschaftssystems führen mußte. 
Diese Differenz ist nunmehr wesentlich abgeschwächt. Es ist der 
Staat und die kapitalistische Wirtschaft als dauernde Basis 
und dauernde wirtschaftliche Form anerkannt ?3). 
Es ist hier und in anderen gewerkschaftlichen Aeußerungen die Auf- 
fassung ganz verdrängt, daß die Arbeiterbewegung eine welthistorische 
Wendung bedeute. Alles, was je, auch von den Gewerkschaften 
über den Krieg als Vorstufe der sozialen Revolution gesagt wurde, 
scheint vergessen. Man tut, als ob der Kapitalismus Vernunft an- 
nehmen werde und könne (alles von der sozialistischen Ideologie 
aus undiskutierbare, bisher verlachte, »bürgerliche« Vorstellungen) 
und hat ganz vergessen, daß der Sieg des Imperialismus, auch des 
Imperialismus der eigenen Nation für die Arbeiterschaft nicht Auf- 
stieg, sondern nur Ausbeutung auf breiterer Stufenleiter bedeute usw. 
Vollends ist die Lehre ganz in den Hintergrund gedrängt, daß der 
Staat der Ausschuß der herrschenden Klasse sei — er wird als etwas 
von den Klassen Unabhängiges hypostasiert und daher eine Durch- 
setzung des Klasseninteresses der Arbeiterschaft gegen die Unter- 
nehmer mit Hilfe des Staates erwartet 7%). 

Dieser starke Optimismus bedeutet für das politische Verhalten: 
Opportunismus °5). War schon bisher der Einfluß der Gewerkschaften 


72) So heißt es z. B. im Jahresrückblick. .. . »Es kann dem Vaterlande 
nur nützlich sein (wieder in Anspielung an das Kanzlerwort), wenn diese Kämpfe 
(gemeint sind die wirtschaftlichen und parteipolitischen) rin sachlich 
zwischen Deutschen auf dem Boden völliger Gleichberechtigung ausge- 
tragen werden und der politische Streit nicht durch Entrechtungen und Ent- 
ehrungen vergiftet wird.e 

74) Das ist ja allerdings eine entfernte Möglichkeit. Aber diese liegt 
dann durchaus nicht in der Richtung der von den Gewerkschaften bisher 
vertretenen Anschauungen. 

7) Vgl. noch an Preßstimmen u. a. Der Textilarbeiter, 12. II. 1915 (»Die 
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auf die politischen Parteien und ihre Politik im Wachsen 76), so 
dürfte das für die Zukunft noch mehr zutreffen. Schon wird für die 
Gewerkschaftsfunktionäre die Parole ausgegeben, sich mehr am 
inneren Parteileben zu beteiligen 77). In welcher Richtung das ge- 
schehen wird, kann nicht zweifelhaft sein. Den Gewerkschaften 
(und auch den Genossenschaften) 78) scheint die Zeit gekommen, zu 
realen Einfluß zu gelangen. Die, vom sozialistischen Standpunkt 
aus gesehen, skeptischen Beurteiler der großen deutschen Gewerk- 
schaftsbewegung — sie vertreten im Wesen die Anschauung, der 
schon Max Weber vor vielen Jahren Ausdruck verliehen hat 79) — 
werden, wenn nicht alles trügt, Recht behalten. Die sozialistische 
Auffassung der deutschen Gewerkschaften erweist sich als Schein- 
radikalismus; die »Todfeinde der bürgerlichen Gesellschaft« fügen 
sich gern als gleichberechtigtes Glied in die staatliche Ordnung ein 
und stützen sie sowie die kapitalistische Wirtschaft, welche ruhiger 
und stetiger arbeiten kann. So stellt sich das Bild der gewerkschaft- 
lichen Ideologien, ihre Umformung oder besser vielleicht gesagt 
ihre Präzisierung und wahrhaftere Formung im und durch den Krieg, 
dar. Nur die Arbeitermassen, welche aus dem Krieg zurückkommen, 
könnten dieser Entwicklung eine neue Note, eine andere Wendung 
geben. Von diesen weiß man bisher nicht viel mehr, als daß sie Auf- 
rechterhaltung der gewerkschaftlichen Organisation wünschen. Ihre 
Stimmung nach dem Kriege — besonders bei wirtschaftlicher De- 
pression — könnte eine Wendung in den optimistischen Anschauungen 
mit sich bringen. Daher sei die gegenwärtige Phase nur in aller Re- 
serve registriert. Sie zeigt aber immerhin eine Möglichkeit 
an, die den Ausblick auf krisenhafte Entwicklungen innerhalb der 
deutschen Arbeiterbewegungen eröftnet. 


richtigen Abenteurerpolitiker«),; Der Grundstein, 27. III. 1915 (»Gegen die 
Quertreiber«e); Der Textilarbeiter, 15. I. 1915 (»Hat die Sozialdemokratie ein 
Interesse an der Niederlage Englands ?«, wo die Anschauung von Lensch 
übernommen wird, daß der Sieg Deutschlands den Sieg des Sozialismus bedeute). 
Ebenso wie schon ein ausführlicher Artikel im »Textilarbeiter«, 25. XII. 1914, 
konsequenterweise zur Vertretung eines »Arbeiterimperialismuse kommen 
mußte — ein Schlagwort, mit welchem die gegenwärtige Haltung eines Teiles 
der gewerkschaftlichen Presse zutreffend bezeichnet werden kann. 

16) Vgl. Archiv Bd. 34, S. 320 ff. (Die Interessentenorganisationen und die 
politischen Parteien). 

1) Warum müssen die Gewerkschaftsfunktionäre sich mehr am inneren 
Parteileben beteiligen? Ein Vortrag von C. Legien, 27. I. 1915. Berlin, Ver- 
lag der Gewerkschaftskommission. 

18) Die »Konsumgenossenschaftliche Rundschau« spricht von den »Morali- 
schen Eroberungen«, welche man sich nicht wieder entreißen lassen wird. 

19) Versammlung des Vereins für Sozialpolitik 1905 in Mannheim. 
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Das Preisausschreiben des Vereins deutscher Frei- 
maurer „Die soziale Bedeutung der Käufersitten“. 


Am I. Juni 1914 lief der Termin zur Einreichung der Manuskripte 
für das Preisausschreiben des Vereins deutscher Freimaurer 
über əDie soziale Bedeutung der Käufersitten« ab. Der 
Verein hatte einen Preis von 3000 Mark für die beste Arbeit ausge- 
worfen. Das Amt als Preisrichter hatten übernommen die Herren: 
Bischoff, Dr. jur., Bankdirektor, Leipzig; Damaschke, Vorsitzen- 
der des Bundes Deutscher Bodenreformer, Berlin; Herkner, Pro- 
fessor, Dr. rer. pol., Berlin-Charlottenburg; Wilbrandt, Professor, 
Dr. phil., Tübingen; Ziegler, Theobald, Professor, Dr. phil., Frank- 
furt a. M. 

Von den gedruckten Erläuterungen zum Thema wurden 662 ein- 
gefordert. Fünf Arbeiten wurden eingereicht. Ueber diese Arbeiten 
liegt nunmehr folgende Entscheidung vor: 


Frankfurt a. M., den 5. Dezember 1914. 


»Die fünf Preisrichter haben nach eingehender Prüfung in ausführ- 
lich motivierten Gutachten einstimmig dahin entschieden, daß keine 
der auf das Preisausschreiben des Vereins deutscher Freimaurer: »Die 
soziale Bedeutung der Käufersitten« eingelaufenen Arbeiten eines 
Preises für würdig zu erachten sei: Da aber die Arbeit Nr.4 
. mit dem Motto: »Handle nur nach derjenigen Maxime, durch die du 
zugleich wollen kannst, daß sie ein allgemeines Gesetz werde«, doch 
eine Reihe guter und feiner Bemerkungen enthält und in hübscher und 
wirksamer Sprache abgefaßt ist, so schlagen wir vor, ihrem Verfasser 
als Anerkennung für das von ihm Geleistete die Summe von 
200 M. zu überweisen.« 


Der Vorsitzende des Preisrichterkollegiums 
gez. Professor Dr. Theobald Ziegler. 


Die mit dem Trostpreis ausgezeichnete Schrift rührt her von Frau 
Henriette Fürth-Frankfurt a.M. Die Manuskripte der eingereichten 
Arbeiten werden von der Geschäftsstelle des Vereins deutscher 
Freimaurer, Jena, Scheidlerstr. s, auf Wunsch den Verfassern 
zurückgesandt. Motto der Arbeit und Adresse des Verfassers bitten 
wir dabei genau anzugeben. 


Holtzendorff-Stiftung. 


Die in dem Preisausschreiben der Holtzendorff-Stiftung!) vom Mai 
1914 für die Einreichung der Preisarbeiten gestellte Frist bis ı. Juli 
1915 wird mit Rücksicht auf den Krieg bis zum 1. Juli 1916 erstreckt. 

Berlin, März 1915. 


Der geschäftsführende Ausschuß der Holtzendorff-Stiftung. 
1) Vgl. Archiv Bd. 39, S. 346. 
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Krieg und Wirtschaftsverfassung. 


Von 


ERWIN SZABO. 


I. 


I. Die Schwierigkeiten der Untersuchung. — II. Die gegenseitige Bedingtheit 
von Wirtschaftsverfassung und Krieg. — Der Krieg eine aushelfende Erwerbsart 
für die herrschende Klasse. — III. Der Krieg auf den verschiedenen Wirt- 
schaftsstufen. — I. Die kriegerischen Tendenzen der Monopolgrundrente. Die 
Sklaverei. — 2. Der industrielle Kapitalismus und der Krieg. — Die nationalen 
Staatenbildungen. — 3. Der Rüstungswettstreit. — Die neueste Phase des 
Kapitalismus: der Hochkapitalismus. — Der englisch-deutsche Wettbewerb 
und der Krieg. — IV. Die Schäden des Krieges und seine Wirkungen auf die 
kapitalistische Entwicklung. — V. Die gesellschaftliche und sittliche Wertung 
des Krieges. — Das Ende des Krieges. 


Jede Untersuchung über die Zusammenhänge von Krieg und 
Wirtschaft stößt heutzutage auf wesentliche und fast unüber- 
windlich scheinende Hindernisse. 

‘ Das erste und bedeutendste erblicken wir darin, daß wir 
vorderhand mitten in dem gesellschaftlichen Ereignis stehen, 
dessen wissenschaftliche Untersuchung unsere Aufgabe wäre. 
Wenn wir auch nicht glauben, daß der Forscher gesellschaftlicher 
Vorgänge dem Objekte seiner Untersuchung gegenüber stehen 
könnte, wie der Naturforscher — mit reinem gegenständlichem 
Interesse: so haben wir doch die Empfindung, daß dieser wahr- 
lich weltumstürzende Krieg auch desjenigen objektives Urteil 
beeinträchtigt, der nach den ergreifenden intellektuellen und 
moralischen Aufregungen der ersten Kriegswochen nunmehr 
manchmal glaubt, daß die Grundlage, von der er die Dinge zu 
betrachten und beurteilen gewohnt war, wiederum fest dasteht. 
Man mag den Naturforscher bewundern, der inmitten der feu- 
rigen Lavaströme des Vesuv seine Arbeit verrichtet; doch wird 


man der Exaktheit seiner Beobachtungen nicht trauen dürfen, 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3. 42 
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wenn man ihn selbst in Lebensgefahr und im Bewußtsein dieser 
Gefahr weiß. In der nämlichen Lage befinden wir uns dem Krieg 
gegenüber. Und wenn wir auch überzeugt sind, daß wir die Dinge 
ohne ein persönliches Interesse betrachten — von dem beson- 
deren und außerordentlichen Luftkreis des Krieges könnte sich 
nur derjenige freihalten, der eben deshalb auch in gewöhnlichen 
Zeiten für soziologische Erkenntnis unempfänglich ist: Einer, 
der keine Gemeinsamkeit empfindet mit dem Objekte der sozio- 
logischen Forschung — dem Menschen. 

Müssen wir deshalb unsere Untersuchungen von vornherein 
für nicht feststehend erklären, so bleibt uns auch der Trost nicht, 
daß wir durch dasjenige Mittel der soziologischen Erkenntnis, 
das oft einschlägt: durch die geschichtliche Analogie, die Unter- 
suchung der wirtschaftlichen Beziehungen der vergangenen 
Kriege zu jederzeit anwendbaren Folgerungen gelangen könnten. 
Gewiß hat sich das Wesen des Krieges seit hundert oder tausend 
Jahren wenig geändert. Wenn aber das dialektische Gesetz vom 
Umschlagen der Quantität in Qualität jemals Geltung hatte, so ge- 
wiß im Falle dieses Krieges. Die Kreuzzüge, die Religionskriege, 
Napoleons Eroberungskriege überschwemmten ganz Europa 
und oft die bekannten Teile von Asien und Afrika; wir wissen 
aber heute, daß die sagenhaften Heere dieser großen und größten 
Weltkriege nur von der Phantasie so überschwenglich großgezogen 
wurden !). Wären sie aber noch so gewaltig gewesen, Volksheere, 
wie die heutigen, die in manchem Lande 8—ıo vom Hundert 
der Bevölkerung ins Feld stellen!) — was würde auch diese Tat- 
sache im Vergleich zu den gigantischen wirtschaftlichen Inter- 
essen bedeuten, die durch diesen Krieg an der Wurzel gepackt 
werden. Gab es nicht viele, auch solche, denen die kriegerischen 
Tendenzen des entfalteten Kapitalismus keineswegs verborgen 
blieben, die glaubten, die weltwirtschaftlichen Zusammenhänge: 
der ins Riesenhafte wachsende Warenaustausch, die Inter- 
nationalität des Kapitals, die internationale Organisation der 
Industrie und der Arbeit würden eine derart starke Gegenten- 


1) Vgl. Hans Delbrück: Geschichte der Kriegskunst im 
Rahmen der politischen Geschichte. 2. Aufl. Tl. ı. Berlin 
1908. S. 7—13 u. ff. 

2) Nach J. von Bloch war im Jahre 1884 die Zahl der in europäischen 
Staaten Dienstpflichtigen 28,1 pro Iooo der Bevölkerung beider Geschlechter; 
im Jahre 1891 war diese Zahl bereits auf 46,3 gestiegen. Der Krieg. Berlin 
1899. Bd. 4, S. 6. 
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denz darstellen, daß jedes Kriegführen ein für allemal unmöglich 
wäre? Wie sollen wir da diesen Krieg mit früheren vergleichen? 
Zwar wurde schon vor hundert Jahren genau so argumentiert. 
»Wer kann — sagt Lord Liverpool in einer Rede am 
16. Juli 1822 — bei einer Betrachtung der letzten Kriege, bei 
Erwägung der gewaltigen Streitkräfte, welche in Europa in Be- 
wegung gesetzt waren, und des daraus entstehenden Bedarfs 
aller bedeutenden Gegenstände der Verzehrung, nur einen Augen- 
blick die Ereignisse und die daraus entstehenden Folgen, mit 
den Ereignissen und Folgen früherer Kriege vergleichen wollen ?«°) 
Dieses war aber vor hundert Jahren auch richtig, und heute, wo 
der Nachrichtendienst sowohl der feindlichen Länder als auch der 
unsrigen so mangelhaft ist, müssen wir uns vor voreiligen Ana- 
logien erst recht hüten. Ohne Zweifel haben sich die früheren 
Kriege unter wesentlich verschiedenen wirtschaftlichen Verhält- 
nissen abgespielt. Selbst der letzte Krieg, der zwischen annähernd 
gleichstufigen europäischen Großmächten geführt wurde, der 
deutsch-französische, welcher nicht den Charakter eines Kolonial- 
krieges hatte, wie der jüngste Großmächtekrieg, der russisch-japa- 
nische, noch auch ein Befreiungskrieg kleiner Staaten mittelalter- 
licher Struktur war gegen feudale Herrschaft, wie der Balkankrieg 
— von wie grundverschiedenen wirtschaftlichen Vorbedingungen 
ging er aus. An der Berliner Börse wurden 1870 insgesamt 358 
Wertpapiere notiert, IgIo 2661, davon ausländische über 400, 
das heißt mehr als 1870 überhaupt. Der Warenverkehr des deut- 
schen Zollgebietes hatte selbst 1872 erst einen Wert von 8,2 Mil- 
liarden Mark, 1913 mehr als 22 Milliarden. Diese zwei Zahlen ge- 
nügen zur Beurteilung dessen, was die Unterbrechung des fried- 
lichen Verkehrs der Völker früher bedeuten konnte und was sie 
heute bedeuten mag. 

Die Verwertung der Erfahrungen der früheren Kriege ist 
auch dadurch erschwert, daß bis in die jüngste Zeit die volkswirt- 
schaftliche Theorie sich des Krieges als nationalökonomischer 
Kategorie nicht angenommen hat. Adam Smith beschäftigt 
sich bloß mit den Kriegsanleihen und auch nur aus staatsfinan- 
ziellen Gesichtspunkten). Ricardo entledigt sich des Pro- 
blems in einigen Zeilen 5). John Stuart Mill nimmt von ihm 

3) Zitiert bei Tooke und Newmarch: Geschichte und Bestim- 
mung der Preise, Dresden 1858. Bd. ı, S. 49. 

Wealth of nations, book 5, ch. 3. 


5) Princ. of pol. econ., ch. 17 und 19. R 
42 
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überhaupt keine Kenntnis. Desgleichen die Handbücher der 
Manchesterschule (was jedenfalls mit ihrer freihändlerischen, 
d. h. pazifistischen Tendenz zusammenhängt). Auch die jüngeren 
Volkswirtschaftler, selbst Oppenheimer nicht, in dessen 
soziologischem System der Krieg bekanntlich eine zentrale Stelle 
einnimmt. So gilt denn selbst für die heutige Sozialökonomik 
L. v. Steins Feststellung: »Es ist nicht richtig, anzunehmen, 
daß die ganze wirtschaftliche Auffassung des Heerwesens mit der 
eigentlichen Nationalökonomik entstanden und von ihr ausge- 
gangen ist. Die ganze nationalökonomische Literatur hat sich 
vielmehr mit dieser Frage überhaupt nicht beschäftigt, da das 
Heerwesen für sich ein wirtschaftliches Leben entwickelt, das 
unter die Gesetze der natürlichen Volkswirtschaftslehre sich nicht 
subsumieren läßt... .«®). 

Ist somit der Krieg für die Verfasser der nationalökono- 
mischen Systeme noch nicht zum theoretischen Problem gereift, 
so kann doch nicht behauptet werden, daß die Literatur der letzten 
Jahrzehnte manches wertvollen Beitrages zur Frage des Verhält- 
nisses von Wirtschaft und Krieg entbehren würde. Ein Teil davon 
wurde unmittelbar durch den deutsch-französischen Krieg bzw. 
durch die beispiellose, die Phantasie unmäßig reizende Fünf- 
milliarden-Kriegsentschädigung hervorgerufen, der größere und 
neuere Teil wurde von theoretischem und praktischem Interesse 
gleichermaßen inspiriert ?). 

Auch ist es natürlich, daß eine universelle gesellschaftliche 
Erscheinung, wie es der Krieg ist, für die neue Wissenschaft der 
Soziologie nicht unbemerkt bleiben konnte. Eine jede Betrach- 
tung des Laufes dieser Welt, die in ihm eine Gesetzmäßigkeit 
voraussetzt und sucht, mußte den Krieg, der die Menschheit von 
ihrer frühesten Kindheit bis in ihre höchste Entwicklung begleitet 
hat, als eine gesetzmäßige und notwendige Erscheinung betrach- 
ten, nicht als etwas zufälliges oder von subjektiven Launen ab- 
hängiges, sondern als etwas, dessen notwendiger Zusammenhang 
mit anderen ständigen Gebilden des Gesellschaftskörpers voraus- 
gesetzt werden muß). 


6 Lehre vom Heerwesen, Stuttgart 1872. S. 19. 

7) Ein ausgewähltes Verzeichnis dieser Literatur wurde von der Budapester 
Stadtbibliothek im Oktober 1914 herausgegeben u. d. T.: Der Krieg, mit 
bes. Rücksicht auf seine gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen. Budapest, Grill’sche Hofbuchhandlung. 
Kr. —.20. 

8) Das ist auch u. E. die einzig mögliche soziologische Betrachtung der 
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Nicht von der Soziologie, sondern von der Volkswirtschafts- 
lehre gingen diejenigen aus, die den imperialistischen Tendenzen 
des Hochkapitalismus nachspürend, Zusammenhänge der Wirt- 
schaft und des Krieges aufdeckten. Ihre Ergebnisse sind für uns 
um so wertvoller, als sie die wirtschaftlichen Determinanten ge- 
rade des heutigen Krieges — man kann sagen: fast restlos — 
bloßlegen. 

Abgesondert von diesen beiden Gruppen der Forscher stehen 
diejenigen, welche aus rein praktischem Interesse: zur Verhütung 
der Kriegsschäden ihre Aufmerksamkeit den Fragen von Krieg 
und Wirtschaft gewidmet haben. | 

Von diesen trugen, im Verhältnis zu den betäubenden Dimen- 
sionen ihrer literarischen Produktion, das am wenigsten wertvolle 
Material die Pazifisten bei. Sorgfältig scheiden sie aus ihren De- 
duktionen alles aus, was die wirtschaftliche Bedingtheit des Krieges 
oder neben seinen Schäden auch seinen Nutzen beweisen könnte. 
Man müßte bei ihrer Lektüre schier verzweifeln, denn man kann 
sich des Bewußtseins nicht erwehren, daß die Mordlust, die Lust 
zum Blutvergießen so tief in der menschlichen Natur verankert 
ist, daß man sie nur mit der Schilderung der schrecklichsten Uebel 
im Zaume halten kann; so tief und fest, daß man gerade glauben 
müßte, man könnte ihr mit keiner Agitation beikommen. Selbst 
in den berühmten und in mancher Hinsicht ausgezeichneten 
Büchern von Johann v. Bloch und Norman Angell däm- 
mert der Gedanke der wirtschaftlichen und politischen Bedingt- 
heit des Krieges nur selten auf. So weist z. B. Norman Angell 
in seiner inalle Kultursprachen übersetzten Great illusion 
brillant nach, wie nutzlos für das deutsche Volk die Unterjochung 
Englands — und umgekehrt — wäre; er vergißt nur eines: daß 
es sowohl in Deutschland, als in England Klassen gibt und was 
Gesellschaftserscheinungen, der gegenüber eine jede Ansicht, die von ständigen 
gesellschaftlichen Erscheinungen behauptet, daß es sauch anders hätte sein 
können«e, wenn die Menschen »klüger«, seinsichtsvollere gewesen wären — Ra- 
tionalismus von sehr beschränktem wissenschaftlichen Wert ist. Als Beispiel 
dieser unsoziologischen Betrachtungsweise mag die Ansicht von J. Novicow 
über den Krieg angeführt werden: »Les hommes ont découvert des vérités qui 
les ont fait avancer d’une façon très rapide. Par malheur ils se sont aussi 
fourvoye&s dans des erreurs colossales qui ont retardé leur marche en avant dans 
une mesure enorme. Une de ces erreurs les plus funestes et les plus fondamentales 
a été l’idee qu’on peut augmenter son bien-être en spoliant son voisin. C’est 
cette idee qui a établi la guerre .. .. Critique du darwinisme 


social Annales de l'Institut international de sociologie. ıı. Paris 1907. 
S. 103. 
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für die Gesamtheit des Volkes überflüssig, nutzlos, ja schädlich 
sein mag, für einzelne Gruppen (Hochfinanz, Kartelle, Bürokratie 
usw.) sehr gewinnbringend sein kann. 

Noch mehr entbehrt des Tiefblickes diejenige Literatur, welche 
im letzten Jahrzehnt aufschoß und die Finanzen des Krieges 
zum Gegenstande hat. Ihr Interesse beschränkt sich fast aus- 
schließlich auf die Kriegsanleihen und im Zusammenhang damit 
auf die Sicherung des Geld- und Kreditbedarfs der kriegführenden 
Staaten; und es gibt sehr wenige unter ihnen — an erster Stelle 
möchten wir Otto Neurath nennen?) —, die diese unzweifel- 
haft wichtige Teilfrage aus der Gesamtperspektive unseres Wirt- 
schaftsorganismus betrachten würden. Und weil sie die Zusam- 
menhänge nicht sehen, geben ihre Schriften selbst für die The- 
rapie der wirtschaftlichen Schäden des gegenwärtigen Krieges 
nicht mehr als ein Teilprogramm. 


Schließlich sei noch eines Hindernisses der Untersuchung 
Erwähnung getan. Der Mensch ist im allgemeinen geneigt, das, 
wovor er sich fürchtet, wovor es ihm graut, aus seinem Bewußt- 
sein zu verdrängen. Der bloße Gedanke, mit einem zugespitzten 
oder geschleiften Eisenstück in lebendiges Fleisch zu fahren, ist 
für viele heutige Menschen ein derartig unsagbares Greuel, daß sie 
leicht geneigt sind, alles, was damit zusammenhängt, ohne Wahl, 
in Bausch und Bogen zu be- und verurteilen. Daß das keine wissen- 
schaftliche Attitude gegenüber dem Kriege ist, das empfinden 
wir heute schmerzlich. Denn wir müssen bekennen: vergebens 
war die theoretische und historische Kriegsliteratur, vergebens 
die sich vor unseren Augen abspielenden Balkankriege, vergebens 
all’ unser Wissen von Imperialismus, Militarismus, deutschem 
und englischem Wettbewerb, Bagdadbahn und Agadir — das 
Problem des Krieges war für uns doch mit der gefühlsmäßigen 
Lösung erledigt: daß wir keinen Krieg wollen, daß folglich der 
Krieg innerlich und äußerlich für uns erledigt ist — durch die 
Negation, die »Verdrängung«. Weil wir die Suprematie der Arbeit 
über die der Gewalt wünschten, glaubten wir, dies wäre kein 
wissenschaftliches Problem für uns. Was Ratzenhofer 
schon vor einem Menschenalter gesehen und im Vorwort seines 


» Die Kriegswirtschaft. Fünfter Jahresbericht der Neuen 
Wiener Handelsakademie. Wien r910. S. 5—54. — Kriegswirtschaft. 
Archiv f. Sozialwiss. und Sozialpol. Bd. 39, H. I, 1914. 
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ausgezeichneten Buches auch gesagt hat: »Wer nicht Berufs- 
militär ist, richtet sein Streben derart auf das Schaffen von Wer- 
ten oder die Befriedigung sichtlicher Bedürfnisse seines Lebens- 
kreises, daß er einem Buche, welches Krieg und Wehr behandelt, 
fremdartig gegenübersteht. Es ist schwer, für eine Sache posi- 
tives Interesse zu gewinnen, die in ihrer äußerlichen Wirkung das 
Gegenteil von demjenigen zur Folge hat, was man stets als seine 
Aufgabe ansah: das Erhalten und Vermehren, und die Verminde- 
rung all’ jener Friktion, die unser physisches und geselliges Leben 
bedroht !%). Und so wurde der Krieg, inmitten blutiger Kriege 
in der Nachbarschaft, Rüstungen und antimilitaristischer Agi- 
tation zu einer seelenfremden, nicht durchlebten und empfundenen 
Sache, kein intellektuelles, sondern ein halb gefühlsmäßiges Er- 
lebnis, halb konventionelle Gegebenheit. Heute stehen die Dinge 
anders. Die alten Vorstellungen und Gefühle sind durch das Erd- 
beben des Krieges aufgewühlt und mit den neuerworbenen zu 
chemischer Verbindung gezwungen. Doch ist die Zeit zu kurz, 
als daß wir diesen Prozeß für beendigt halten könnten. Und mögen 
wir auch heute fühlen, daß das intellektuelle und moralische Er- 
gebnis dieses Krieges nichts anderes ist, als daß er eine Folgerung, 
die früher mehr eine instinktive Resonanz auf unvollkommene 
Kenntnisse und unpersönliche Erlebnisse war, in die Sphäre des 
Bewußten gehoben hat, so wollen wir uns dennoch hüten, diese 
Erörterungen über den Zusammenhang von Krieg und Wirtschaft 
für zureichend begründet zu betrachten. 


II. 


Auch bei der Untersuchung der Zusammenhänge von Krieg 
und Wirtschaft darf man nicht aus dem Auge verlieren, daß der 
Krieg auch andere Ursachen haben kann, als wirtschaftliche. 
Andererseits läßt gerade die Kritik jener Theorien, welche den 
Krieg aus einer universellen, jederzeit und unter allen Umständen 
wirkenden Eigenschaft der menschlichen Natur ableiten, die zeit- 
weilig fast absolute gegenseitige Bedingtheit von Wirtschaft und 
Krieg nur noch schärfer hervortreten. 

Wenn z.B. Ratzenhofer, der extremste Vertreter der 
Kampftheorie des sozialen Darwinismus, den Krieg auf ein uni- 


10) Gustav Ratzenhofer: Die Staatswehr Wissenschaft- 
liche Untersuchung der öffentlichen Wehrangelegen- 
heiten. Stuttgart 188r. S. ı. 
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verselles, ewiges Naturgesetz: »die naturgemäße absolute Feind- 
seligkeit der Individuen« zurückführt 2), aber im Laufe seiner 
Erörterungen später feststellt, daß mit der Entwicklung der 
Zivilisation im Kampf der Nationen »die Kampfmotive das 
staatspolitische Gebiet successive verlassen und sich der sozialen 
und überhaupt auf Rechtswege gewiesenen Politik zuwenden«!2), 
was bedeutet das anderes, als die Anerkennung der Tatsache, daß 
auch der Krieg keine absolute ewige, sondern eine von den Ver- 
änderungen der Gesellschaft abhängige relative soziale Erschei- 
nung ist), 

Nichts leichter andererseits, als aus der Geschichte der Kriege 
ihre jeweilige wirtschaftliche Zwecksetzung zu beweisen. 
Wenn wir auch keine Erfahrungsbeweise hätten, könnten wir es 
aufs Wort glauben, daß es manchen Kreuzritter gab, der nicht 
durch das religiöse Gefühl, sondern durch Beutelust oder Frauen- 
lust über See geführt wurde. Genau so könnte man aber in dem 
heutigen Widerstand der unglücklichen Belgier ähnliche Motive 
entdecken: wie viele mag es unter ihnen geben, die für höheren 
Sold, Macht oder aus Konkurrenzneid gegen die Deutschen kämp- 
fen! Gerade diese Beispiele beweisen, wie wenig Wert eine solche 
psychologische und teleologische Beweisführung hat 1$). Man kann 
auf die wirtschaftliche Verursachung des Krieges ebensowenig aus 
der Tatsache folgern, daß einzelne sich durch ihn bereichern 
wollten, wie man aus den Richtpfählen und Schlachtbänken der 
englischen und französischen Revolution, aus Cromwells, Marats 
oder Robespierres blutigem Wüten darauf schließen kann, daß Ur- 
sache oder Zweck dieser Revolutionen die Lust zum Mord und ihre 
Befriedigung gewesen wäre. 

11) Ebenda, S. 5. 12) Ebenda, S. 317. 

18) Die Ratzenhofer-Gumplowitz-Wardsche kriegerische Theorie hat mit 
dem Panmilitarismus der publizistischen Exaltes des heutigen Krieges eben- 
sowenig zu tun, als die Darwinsche Theorie mit den Simplisten des bellum 
omnium contra omnes, Nicht die Kriegsbegeisterten, sondern die 
Pazifisten müßten Ratzenhofers, durch Gumplowicz mit Recht gepriesenen 
Schriften lesen, um zu sehen, wie er mit derselben strengen Folgerichtigkeit, 
mit der er kriegerische Tendenzen der Gesellschaft aus einem universellen 
Naturgesetz abzuleiten bestrebt ist, auch die durch die Zivilisation hervorge- 
brachten Gegentendenzen verfolgt und die Pflicht der Staatsmänner und Völker, 
den Geboten der Zivilisation zu folgen, entschieden betont. A. a. O., S. 15—19. 

14) Achille Loria hat für eine ganze Reihe von Kriegen solche Beweise 
aufgehäuft. Diese Art der Beweisführung steht mit seiner, den wirtschaftlichen 
Determinismus des Krieges verfechtenden grundlegenden Theorie nicht auf der 


gleichen Höhe. Vgl. Le basi economiche della costituzione 
sociale. 3a ed. Torino 1902. S. 328 ff. 
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Die wissenschaftliche Untersuchung des Verhältnisses von 
Krieg und Wirtschaft erfordert den Nachweis dergegensei- 
tigen Bedingtheit beider gesellschaftlichen Gebilde. 
Der Krieg als eine Funktion des Wirtschaftsorganismus, d. h. als 
eine durch die jeweilige Ordnung der Produktion und Verteilung 
notwendig bestimmte Erwerbsart, und umgekehrt: die Wirt- 
schaftsverfassung als ein durch die jeweilige Heeresverfassung be- 
dingtes Entwicklungsprodukt — so erscheint uns das Problem 
dieses Verhältnisses gegeben. 

Eine solche Fragestellung setzt voraus, daß man in der Reihe 
der gesellschaftlichen Formationen die Wirtschaft sowohl gene- 
tisch als auch in ihrer sozialen Durchschlagskraft vor den Krieg 
stellt. 

Diese Voraussetzung hier zu begründen, ist weder möglich, 
noch notwendig. Logisch erscheint die Annahme unanfechtbar, 
daß dem Krieg, der doch kein individueller, sondern ein kollek- 
tiver Akt ist — die individuellen Kämpfe der Menschen fallen 
nicht unter den Begriff Krieg — die Organisierung von Menschen 
zu gemeinsamem Leben, d. h. Wirtschaft und Recht, vorangehen. 
Doch haben wir auch unzählige induktive Beweise dafür. Jüngst 
erst hat Rudolf Holsti an der Hand eines überreichen etno- 
graphischen Materials den Beweis geführt, daß die sog. kriege- 
rischen Instinkte bei sehr vielen Naturvölkern sich bloß in Rache- 
kriegen äußern, daß sie aber nicht erobern, und daß der ständige 
Kriegszus‘and sich erst auf einer höheren Stufe einstellt 1). Die 
deduktive Argumentation von Engels gegen Dühring, 
daß z. B. die Sklaverei — auf einer bestimmten Wirtschaftsstufe 
einer der Hauptzwecke des Krieges — Produktenüberschuß und 
Arbeitsteilung voraussetzt !%, wurde seither ebenfalls durch eine 

1$) »Thus step by step we found that the authors who attribute extreme 
importance to the pugnacious instincts of savages and the warlike nature of 
their conditions in general, have made too hasty generalizations. .. . We 
further selected some of the most warlike races — the Maori, Fijians, Tongans, 
Dyaks, Galla, Masai, Kafirs, North American Indians in general and the Iroquois 
in particular, as also the early Germans and the Vikings — and proved that, 
according to trustworthy statements, their is good reason to believe that the 
warlike aspirations of these races were oí a reiät'vely late growth. In former 
times they were scarcely more pugnacious or blood-thirsty than savages in 
general. « R. Holsti: The relation of war to the origin of 
the State. Helsingfors 1913. S. 108—09. Ausführliche Beweise ferner 
S. 16—20, 40 ff. 94 ff. 


20) F. Engels: Herrn Eugen Dührings Umwälzung der 
Wissenschaft. 4. Aufl. Stuttgart 1901. S. 165 ff. 
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Menge Erfahrungsmaterial gestützt, zuletzt durch Nieboer”). 

So erscheint der Krieg, gleich der Wirtschaft selbst, dem 
Rechte oder der Moral, als eine geschichtliche Kategorie, deren 
ununterbrochenes Dasein nicht zugleich die ewige Unabänderlich- 
keit seiner Lebensgesetze bedeutet. Genau wie die Wirtschaft 
gehorcht auch der Krieg auf den verschiedenen Entwicklungs- 
stufen verschiedenen Gesetzen; und so ist auch sein Verhältnis 
zu der Wirtschaft in verschiedenen Zeiten verschieden. 

Wir sehen, daß es Zeiten gab und Gesellschaften, wo der Krieg 
keine ständige Einrichtung war: die mystische Theorie des kriege- 
rischen Instinkts ist also nicht zu halten. Wir anerkennen, daß 
der Krieg auch andere Ursachen haben kann als wirtschaftliche 
— religiöses Gefühl, Rache für Rechtsverletzung, Eitelkeit, Ruhm 
und persönliche Macht usw. —: für die reine Kriegstheorie gilt es 
also, auch andere Faktoren zu beobachten als die Wirtschaft. Für 
die wirtschaftliche Theorie dagegen, die die Oekonomie dem Krieg 
gegenüber für die präexistierende, grundlegende, allgegenwärtige 
Tatsache hält, sind die Gesetze der wirtschaftlichen Bedingtheit 
des Krieges nicht anderswo zu suchen, als in der Wirtschaft selbst. 
Wir erblicken ihr Grundgesetz in dem universellen Streben der 
Wirtschaftenden, den Zweck der Wirtschaft mit dem geringsten 
Opfer zu erreichen. 

Man mag dagegen einwenden, daß das Prinzip der Wirtschaft- 
lichkeit in der Wirtschaftsführung selbst niemals rein zur Geltung 
kommt, da Spielsucht, Gewohnheit, Herkommen u. dgl. ihm 
immer entgegengewirkt haben. Warum sollte da der Krieg 
keine zureichende wirtschaftliche Motivierung in der Beutesucht 
und anderen subjektiven Lustgefühlen haben können, diesich unge- 
achtet des Gesetzes des kleinsten Mittels durchsetzen? Man wird 
aber wohl nicht so weit gehen wollen, zu leugnen, daß der ganze 
Fortschritt von Wirtschaftstechnik und -organisation nichts an- 
deres darstellt als die Entwicklung vom Irrationellen zum Ratio- 
nellen, vom Verschwenden der Kräfte zum Haushalten. Aller- 
dings ist diese Entwicklung noch lange nicht abgeschlossen und 
es gibt des Irrationellen auch in der heutigen mechanischen und 
kreuz- und querorganisierten Wirtschaft mehr als genug. Das 
Prinzip des kleinsten Mittels setzt sich aber doch als allgemeine 
und stärkste Tendenz durch. Ebenso verhält es sich mit dem 


1) H. J. Nieboer: Slavery as an industrial system. Eth- 
nological researches., The Hague 1900. XXVII u. 474 SS. 
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Krieg: obwohl auch in der Kindheit des Menschengeschlechts 
keineswegs so allgemein, wie manche glauben, mag er auf früheren 
Entwicklungsstufen öfter aus Lust, denn aus wirtschaftlicher Not 
geführt worden sein; später stellt er sich immer entschiedener in 
den Dienst des allgemeinen wirtschaftlichen Zweckes und seines 
Hauptprinzips. 

Der Zweck der Wirtschaft aber ist das Einkommen, dessen 
Erwerbsart nach der jeweiligen Produktionstechnik und dem Ver- 
teilungssystem, d. h. der politischen und Rechtsordnung ver- 
schieden ist. In der ursprünglichen Wirtschaftsordnung wird 
das Gesetz des kleinsten Mittels leichter durch die Arbeit erfüllt 
— wenngleich diese Arbeit infolge der Unentwickeltheit der Be- 
dürfnisse im Verhältnis zu den heutigen Leistungen verschwindend 
gering ist —; denn mit Gewalt kann man überhaupt nicht produ- 
zieren. Deshalb entfaltet sich der Geist der friedlichen Arbeit bei 
den meisten primitiven Völkern selbsttätig, ohne jedweden ge- 
waltsamen Zwang, durch den bloßen Antrieb der natürlichen 
Lebensverhältnisse. Ist es doch gerade dieser friedliche Arbeits- 
instinkt und der durch die Vervollkommnung der Arbeitsverfahren 
entstandene Produktenüberschuß, der es überhaupt ermöglicht, 
daß für andere der Krieg zur bequemeren, d. h. ökonomi- 
scheren Einkommensart wird. 

Diejenige Theorie der Staatenentstehung, nach der der Staat 
aus und durch den Krieg entstanden ist, mag richtig sein, wenn 
man übereinkommt, die Sozietät der friedlich nebeneinander wirt- 
schaftenden primitiven Ackerbauer nicht Staat zu nennen. Wenn 
demnach das Wesen des Staates in dem dauernden Verhältnis 
einer herrschenden und einer dienenden Gruppe bestimmt wird, 
dann muß man die wirtschaftliche Motivation der Raub- oder Er- 
oberungskriege der vorstaatlichen primitiven Gesellschaften in 
der Sicherung des Nahrungsgebietes der ganzen Gemeinschaft 
suchen; die Raub- und Eroberungskriege der staatlich organi- 
sierten Gemeinschaften finden dagegen eine zureichende wirt- 
schaftliche Motivation, wenn sie für die herrschende Klasse eine 
leichtere Art des Einkommenserwerbes darstellen. 

Ausschließlich aus diesem Klassencharakter des Staates läßt 
es sich erklären, daß der Krieg gerade auf den höheren Stufen der 
Produktionsordnung zum normalen Mittel des Einkommens- 
erwerbes wird, obwohl die durch den Krieg verursachten wirt- 
schaftlichen Schäden oft in dem Erobererstaat selbst größer sind 
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als das hinzugekommene Einkommen. Denn andere haben das 
Einkommen, andere den Schaden. 

In diesem Sinne ist der Krieg tatsächlich nichts anderes als sdie 
fortgesetzte Staatspolitik mit anderen Mittelne Ebenso wie der 
erste Zweck der inneren Politik in dem auf Rassenherrschaft — 
auf höherer Stufe: auf Klassenherrschaft — gegründeten Staat 
die Zuweisung des Produktenüberschusses des einen Teiles der 
Bevölkerung an den anderen, kleineren Teil ist, dient auch die 
äußere Politik in erster Reihe keinem anderen Zweck als dem, 
den inneren Produktenüberschuß um den des fremden Volkes 
zu steigern, oder jenen gegen fremde Aneignung zu schützen oder 
endlich denselben gerade durch dieses Eingreifen gegen den An- 
griff der eigenen dienenden Klasse zu sichern *®). 

Auf den verschiedenen Wirtschaftsstufen kann diese ein- 
kommenverteilende Funktion des Krieges ausschlaggebender 
oder weniger ausschlaggebend sein oder überhaupt nicht zur 
Geltung kommen. Die Einkommensverteilung ist von den an- 
deren Wirtschaftsfunktionen nicht unabhängig, sondern verändert 
sich mit der Produktions- und Austauschordnung und den poli- 
tischen Herrschaftsverhältnissen. Es ist deshalb gut möglich, 
daß auf einer gewissen Stufe der Entwicklung der Produktions- 


18) Daß diese Feststellungen gar keine sittlichen Werturteile enthalten, 
ist für denjenigen, der die objektive Gesetzmäßigkeit der Gesellschaftser- 
scheinungen zu suchen gewöhnt ist, ohne weiteres klar. Weiter unten soll von 
der sittlichen und allgemein sozialen Bedeutung des Krieges gesprochen werden. 
Hier wollen wir nur über die an dritter Stelle genannte wirtschaftliche Funktion 
des Krieges eine Bemerkung einflechten. Die Enthusiasten und Mystiker des 
Krieges hören es am allerungernsten, daß der Krieg oft dem Zwecke dient, 
die innere Unzufriedenheit, die revolutionäre Stimmung, d. h. den Krieg der 
arbeitenden Klassen gegen die herrschende, auf den äußeren Feind abzuleiten. 
Obwohl auch KRatzenhofer und andere Kriegstheoretiker keinen wesent- 
lichen Unterschied zwischen Krieg und Revolution machen, wollen sie das nur 
dann glauben, wenn vom Ausland die Rede ist. So schreibt z B. kurz vor Kriegs- 
ausbruch der Chronist ds Weltwirtschaftlichen Archivs bei 
Betrachtung der deutsch-russischen Beziehungen, der dabei ausdrücklich meint, 
daß es »vor allem doch immer wieder betont werden muß, daß Lebensinteressen 
der beiden Mächte nirgends aufeinanderstoßen«, mit großer Besorgnis über die 
Zunahme der politischen Streiks in Rußland und bemerkt dazu: »Das sind auch 
vom Standpunkt der auswärtigen Politik beunruhigende Daten; sie können 
leicht Wasser auf die Mühle der chauvinistischen Elemente sein, und die Möglich- 
keit ist nicht von der Hand zu weisen, daß die Regierung gegen ihren Willen 
durch den kombinierten Druck der inneren Schwierigkeiten und der nationali- 
stischen Strömungen zu einer Digression nach außen gedrängt wird.«e Erich 
Zechlin: Chronik der Weltpolitik, S. 4—5. Weltwirtschaft- 
liches Archiv, Bd. 4, H. ı, Juli 1914. 
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kräfte der Krieg das einzige Mittel des Einkommenserwerbes 
oder der Aenderung der Einkommensverteilung für die herr- 
schende Klasse darstellt, während er auf einer anderen Stufe 
selbst für diese unwirtschaftlich wird. Diesen Zustand nennen 
Herbert Spencer undvorihmnoch Say und Saint-Si- 
mon die Entwicklung des kriegerischen Typus der Gesellschaft 
zum wirtschaftlichen Typus. 

Doch ist diese Entwicklung nicht notwendig einlinig und fort- 
laufend. Eine Wirtschaftsverfassung, in welcher der Krieg aufge- 
hört hat, die normale Erwerbsart zu sein, kann durch eine andere 
abgelöst werden, in welcher diese seine Funktion gezwungen wie- 
der auflebt. Die industrielle Gesellschaft hat lange für den Re- 
präsentanten des Spencerschen wirtschaftlichen Gesellschafts- 
typus gegolten; heute sehen wir, daß der Hochkapitalismus die 
kriegerischen Tendenzen wieder aufleben läßt. 

Endlich ist nochmals zu bedenken, daß der Krieg kein aus- 
schließliches Produkt der Wirtschaftsordnung ist. Ein jedes ge- 
sellschaftliche Gebilde, was immer seine Quelle oder Ursache sein 
mag, hat das Bestreben, sich von seinen Grundlagen unabhängig 
zu machen und sein eigenes Leben zu leben. Als ein solches Ge- 
bilde wird auch das selbständig gewordene, ständige Organ des 
Krieges: das Heer, geneigt sein, Kriege hervorzurufen, aus dem 
natürlichen Bedürfnis heraus, die Vollendung der eigenen Zwecke 
zu sehen, für sich selbst, lart pour l’art«, wie ja auch die 
Wirtschaft unwiderstehlich aus einer das Lebensbedürfnis be- 
friedigenden Funktion zur vermögensammelnden und kapital- 
akkumulierenden Tätigkeit wird. Es ist natürlich, daß dieses 
selbstzielige, eigenlogische Leben des Heeres auch auf die Oeko- 
nomie rückwirkt, aus welcher es seine ersten Kräfte und Ziele ge- 
schöpft hat; und’ es ist gerade die kapitalistische Wirtschaft, 
deren Entfaltung in vieler Hinsicht unmittelbar mit den Aende- 
rungen und Entwicklungen der Heeresverfassung zusammenhängt, 
und durch die inneren Entwicklungsgesetze des Heerwesens be- 
dingt wird. 


II. 


Die wirtschaftliche Bedingtheit des Krieges kann besonders 
an zwei Typen der Wirtschaftsverfassung demonstriert werden. 
Der eine Typus wird durch die Gesellschaft der Monopolgrund- 
rente vertreten, in dem anderen wird die Struktur der Gesellschaft 
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durch den monopolistischen Kapitalzins bestimmt; der zwischen 
den beiden liegende Typus, der auch die Wirtschaftsordnung des 
freien Wettbewerbes genannt werden könnte, weist betreffs der 
kriegerischen Tendenzen starke innere Gegensätze auf. 

: I. Die auf die Monopolgrundrente aufgebaute Gesellschaft 
wird gewöhnlich die feudale genannt. Ihr unterscheidendes Merk- 
mal ist, daß die wichtigste Einkommensquelle, der Grund und 
Boden, sich im Besitz weniger Grundbesitzer — der Kriegerklasse 
— befindet, denen die Bearbeiter des Bodens — Sklaven oder 
Leibeigene — einen Teil ihres Arbeitsproduktes als Abgabe ent- 
richten. | 

Die Sklaverei selbst ist, wie früher schon erwähnt, ein ver- 
hältnismäßig spätes Gebilde. Sie konnte nur auf einer relativ 
hohen Stufe der landwirtschaftlichen Produktion entstehen, auf 
welcher die Arbeit des Bauers einen Ueberschuß über den eigenen 
Bedarf und den seiner Familie abwarf. Früher hat der Eroberer 
den Bauer erschlagen oder vertrieben und sein Gut sich ange- 
eignet; nun konnte er ihm das Leben belassen, mit der Verpflich- 
tung, einen gewissen Teil seines Arbeitsproduktes abzuliefern. So 
entstanden der Zehent, die Naturalleistungen, die Abgaben, der 
freie Bauer wurde zum Sklaven oder Leibeigenen. 

Auf dieser primitiven Stufe gab es zwischen der herrschenden 
und der dienenden Rasse keine weitere Gemeinschaft. Sie 
konnte sich auch gar nicht entwickeln, denn die Eroberer behiel- 
ten ihre früheren Wohnplätze, besorgten das Einsammeln der 
Steuern durch ausgesandte Bevollmächtigte und erschienen nur 
im Falle von Widerspenstigkeit im Kreise ihrer Sklaven — ge- 
waffnet und zu blutiger Züchtigung bereit. Das System des Acker- 
baues selbst erfuhr durch die Umwandlung des politischen Ver- 
hältnisses keine Aenderung. Die primitive Technik erforderte 
große Gebiete, die Aufbrechung immer neuer Felder, wollte 
man den geforderten Ueberschuß herauswirtschaften. So lebten 
nicht nur Herren und Ackerbauer voneinander entfernt, sondern 
auch die Bauern selbst und ihre unmittelbare Beaufsichtigung 
war — mit Ausnahme der Plantagenwirtschaft — schon wegen der 
geringen Kopfzahl der Eroberer nicht gut möglich. 

Um unter solchen Verhältnissen den ackerbauenden Sklaven 
zur Duldung der Herrschaft zu veranlassen, um ihn an der Aus- 
wanderung auf freies Land zu hindern, gab es nur ein Mittel: das 
umgebende freie Land mußte in Besitz genommen werden. 
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Durch diese räumliche Bedingtheit der ursprünglichen Skla- 
verei wurde die herrschende Rasse zu immer neuen Eroberungen 
gedrängt. Das umliegende freie Land mußte erobert werden, die 
benachbarten noch freien Gemeinschaften mußten unterjocht 
werden, bis alles Ackerland unter die ausschließliche Herrschaft 
der Herrenrasse kam und der seine alte Freiheit zurücksehnende 
Ackerbauer keinen anderen Ausweg mehr hatte, als die Flucht zu 
einem andern Herrn oder in die noch gefährlichere Gemeinschaft 
blutsfremder Stämme. 

Neben dieser notwendigen Tendenz der Herrenrasse zur Er- 
oberung war natürlich auch eine andere wirksam: die Unersätt- 
lichkeit der einmal entwickelten und zur Geltung gelangten 
Räuberinstinkte. Wie Oppenheimer sagt: »Das ökono- 
mische Bedürfnis der Herrengruppe hat keine Grenzen; der 
Reiche ist sich niemals reich genug«'). Auch ohne die Notwen- 
digkeit, ihre Sklaven unter ihrer Herrschaft zu behalten, wurden 
sie zu stets erneuten Raubzügen getrieben durch den Wunsch 
nach größerer Macht und Reichtum, den der Besitz von noch mehr 
Sklaven verleiht. 

Diese automatische Tendenz der räumlichen Ausdehnung 
löst bei allen Eroberergruppen richtige imperialistische Gelüste 
aus. Die großen Eroberer — Xerxes, Alexander von Makedonien 
oder Attila — wollen Weltbeherrscher sein. Doch dieser primitive 
Imperialismus zerschellt rasch an demographischen und politischen 
Hindernissen. 

Nicht allein die Gegebenheit von natürlichen geographischen 
Grenzen und vom Machtbereich anderer Herrengruppen, sondern 
auch die zahlenmäßige Schwäche der Erobererrassen macht es 
unmöglich, ihre Herrschaft über einen bestimmten Aktionsradius 
auszudehnen. Ist das Herrschaftsgebiet schon dafür zu groß ge- 
worden, die bereits unterworfenen Völker in ständiger Furcht zu 
halten, so ziehen neue Eroberungen unrettbar den Untergang des 
Imperiums nach sich. 

Auf dieser Stufe, wo es nicht gut möglich ist, durch neue 
Eroberungen das Einkommen zu erhöhen, bietet sich für einige 
Zeit im Sklavenhandel eine gute Erwerbsquelle ; mit der Zeit stellt 
sich aber, da man nicht alle Sklaven verkaufen kann, mit Notwen- 
digkeit das Bedürfnis ein, durch Erhöhung der Grundrente die 
Steigerung des Einkommens zu bewirken. 


19) Franz Oppenheimer: Der Staat. Frankfurt a M. 1907. S. 62. 
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Wie ist das zu machen? Wollte der Grundherr dem Acker- 
bauer noch mehr wegnehmen, ihm nicht einmal soviel lassen, als 
er braucht, um sich mit seiner Familie bis zur nächsten Ernte 
durchzuschlagen, so ginge nächstens er selbst mit leeren Händen 
aus. Es gibt kein anderes Mittel, als die Erhöhung des Boden- 
ertrages. 

Durch den bloßen Zwang wird aber der Bauer zu besserer 
Arbeit, zur Mehrproduktion schon wegen der räumlichen Dis- 
persion nicht gebracht werden können. Aus eigenem Antrieb 
wird er es auch nicht tun, wenn die Gefahr der Konfiskation, der 
Vertreibung oder des Verkaufes stets über seinem Haupte schwebt. 
Die Gewalt teilt die organisatorische Unzulänglichkeit mit der 
Eroberung. Die Motive des Sklaven müssen geändert werden, da- 
mit er mehr produziert. Er muß am Ertrage seiner Arbeit inter- 
essiert werden. 

Auf diesem Wege entsteht, infolge der Unzulänglichkeit der 
güterschaffenden Funktion des Raubes und der Gewalt, das per- 
sönliche Eigentum des Sklaven, das peculium, das Recht 
auf die Scholle, die Unveräußerlichkeit. Beide Aenderungen der 
Rechtslage des Sklaven dienen der Erhöhung der Monopolrente; 
sie dienen aber zugleich dem Interesse der Sklaven, genau so, wie 
auch die ursprüngliche Sklaverei eine höhere Entwi klung von 
dem Standpunkte der dienenden Klasse selbst bedeutet, gegenüber 
einem Zustande, wo die Kriegsgefangenen einfach abgeschlachtet 
wurden 2°). 

Das Bedürfnis nach einer vollkommeneren Produktion be- 
dingt notwendig ein vollkommeneres Recht, ein Mehr an Freiheit. 

Nichtsdestoweniger konnten peculium und Unver- 
äußerlichkeit, obwohl wesentliche Vorbedingungen der Renten- 
steigerung, die kriegerischen Tendenzen nur für kurze Zeit zum 
Stillstand bringen. Ja, als sie allgemein und namentlich durch 
den Einfluß der Könige zu ständigen rechtlichen Einrichtungen 
werden, entwickeln sie sich zu einer neuen Quelle des Krieges. 
Die einzelnen Grundbesitzer, deren Grundrente zur Deckung ihrer 
Kosten und Bedürfnisse nicht hinreichte, konnten den Ausfall 
früher durch den Verkauf von Sklaven decken. Die neue Wirt- 
schafts- und Rechtsordnung sperrte ihnen diesen Weg; sie hinderte 
auch die früheren individuellen Raubzüge, die Vertreibung der 
benachbarten Besitzer, die Entführung deren Leibeigenen, die 


20) F. Engels a. a. O., S. 189—190. 
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Plünderung von Städten und Kaufleuten. Der grundbesitzende 
Adel, nicht imstande, innerhalb des eigenen Staates sein Ein- 
kommen gehörig zuerhöhen, auch im Besitze aller höheren Stellen 
der militärischen und bürgerlichen Bureaukratie, treibt nun den 
Staat selbst zu Eroberungskriegen an. Dies die Erklärung für den 
ständigen Kriegszustand der feudalen Gesellschaft ?!). 

In dem Maße, als durch die Eroberungskriege und die Ri- 
valität der Grundeigentümer das Großgrundeigentum überhand- 
nimmt, andererseits unter Mithilfe der bauern-, handels- und 
gewerbefreundlichen Politik der Könige Kapitalzins und Ar- 
beitslohn eine immer größere Rolle im Nationaleinkommen spielen, 
wird die Kriegspolitik in den Hintergrund gedrängt und der 
Krieg zum Hilfsmittel der Kapitalexpansion auf solchen Gebieten, 
wo die friedlichen Methoden nicht ausreichen. Auch bleibt er als 
Schutzmittel gegen die Expansionspolitik solcher Staaten, deren 
auswärtige Politik noch immer durch die Grundrenteninteressen 
bestimmt wird. In Europa bildet Rußland heute noch einen sol- 
chen Kriegsherd und wenn an seinen heutigen Kriegen auch der 
Markthunger seines schnell emporschießenden Kapitalismus be- 
teiligt sein mag, so kann man doch behaupten, daß, bevor die 
mittelalterliche Struktur dieses Staates nicht zerstört ist, der 
Friede von Europa nicht gesichert sein kann. 

2. Es wäre aber ein Irrtum, zu glauben, daß der Staat der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung, d.h. dasjenige Staatswesen, 
dessen äußere Politik durch die Interessen des Kapitalprofits be- 
stimmt wird, keine kriegerischen Tendenzen hat, oder daß sie, 
falls vorhanden, keinen ökonomischen, sondern anderen Quellen 
entstammen. Wir wissen, daß sowohl England als Frankreich 
nach der mehr-minder vollständigen Niederwerfung des Feu- 
dalismus nicht nur in steter Kriegsbereitschaft sich befanden, 
sondern stets neue Eroberungskriege führten. Was ist da der 
Unterschied zwischen der kriegerischen Tendenz des Kapitalis- 
mus und des Feudalismus, der Gesellschaft des Profits und der 
Grundrente ? | | 

Man kann sagen, daß der Unterschied nicht wesentlich, 
sondern graduell ist. 

Wenn der Krieg, von der ökonomischen Seite betrachtet, 


21) Der Zusammenhang von Grundrente und politischer Verfassung bildet 
den Kernpunkt der Theorien von Loria. Vgl. Le basi economiche 
etc., S. 5, 6, 333 ff. 
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eine aushelfende Erwerbsart ist, dann bedeutet die Erweiterung 
der eigentlich wirtschaftlichen bzw. produktiven Erwerbsmög- 
lichkeiten die Schwächung des Druckes zu gewaltsamer An- 
eignung. Die Erhöhung der Produktivität durch Anwendung 
mechanischer Kräfte und der Austausch der Produkte, d. h. 
die Entwicklung von Industrie und Handel, bedeuten nicht nur 
die Vervielfältigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse, sondern 
durch Zuhilfenahme der neuen technischen und organisato- 
rischen Kräfte, in noch höherem Maße die Möglichkeit der 
Befriedigung neuer Bedürfnisse, nicht mittelst Gewalt, sondern 
in Anbetracht der großen Empfindlichkeit der komplizierten 
technischen und organisatorischen Einrichtungen, nur durch 
möglichste Schonung derselben. So sehen wir, daß in dem Ver- 
hältnis, in welchem die Macht der Gesellschaft über die Natur 
wächst, der Reiz und die Notwendigkeit für die herrschende 
Klasse abnimmt, ihre Herrschaft über die Menschen durch 
Gewalt, statt durch Mehrproduktion und Organisation auf- 
rechtzuerhalten und auszudehnen. 

Genau so aber, wie in der Gesellschaft der Grundrente die 
kriegerischen Tendenzen nicht durch die bloße Tatsache der 
reinen Grundrente, sondern durch deren monopolistischen Cha- 
rakter ausgelöst werden, kann der Krieg auch in der Gesellschaft 
des Kapitalprofits und des Arbeitslohnes zu einer rentablen 
Erwerbsart werden. Wenngleich die durch Raub unmittelbar 
bewirkte Erhöhung des Einkommens im Vergleich zu der ein- 
kommenschaffenden Fähigkeit der kapitalistischen Produktiv- 
kräfte zu verschwindender Bedeutung gesunken ist, so bleibt 
der Krieg doch ein geeignetes Mittel, um im wirtschaftlichen 
Wettbewerb eventuell entscheiden zu können. Wenn im inter- 
nationalen Austausch die Kapitalisten eines Landes mit dem 
reinen ökonomischen Mittel? dem Austausch der Aequivalente 
nicht durchdringen, dann mögen sie oft versucht sein, den Kon- 
kurrenten mit Weaffengewalt zu entfernen oder das Gewicht 
ihres Schwertes in die Wagschale zu werfen, um zu ersetzen, 
was ihrer minderwertigen Ware an Qualität fehlt. 

Das war lange Zeit die Politik des führenden Staates des 
industriellen Frühkapitalismus, Englands. Und der Pazifismus 
der englischen Apostel des Freihandels, der die Menschheit 
seinerzeit bald glauben machte, daß es mit den Kriegen zu Ende 
geht, war nur bei einigen von ihnen — zu allererst bestimmt bei 
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Richard Cobden und John Bright — der aufrichtige ideologische 
Ausdruck der friedlichen Tendenzen der industriellen Gesell- 
schaft, während er bei dem größeren Teil eher der diplomatische 
oder instinktive Helfer der weltbeherrschenden Bestrebungen 
des britischen Reiches war. 

Desgleichen müssen diejenigen Kriege auf die Rechnung 
des industriellen Kapitalismus gestellt werden, welche die Bil- 
dung der nationalen Staaten begleiteten, oder erst vor unseren 
Augen aus den nationalen Bestrebungen der Balkanvölker ent- 
sprangen. Wenn man den idealistischen Motiven auch alle Zu- 
geständnisse macht, die moralischen und geistigen Bedürfnisse, 
die zu den nationalen Staatenbildungen führten, vollauf würdigt, 
so kann man doch unmöglich übersehen, daß das Bedürfnis der 
aufkeimenden Großindustrie nach einem möglichst großen und 
infolge der sprachlichen Einheit leichter zu bearbeitenden und 
empfänglicheren Absatzgebiete keine zu unterschätzende Rolle 
in den nationalen Staatenbildungen gespielt hat ??). Das Beispiel 
der ungarischen Revolution und die intensive gewerbepolitische 
Motivierung der ungarischen Unabhängigkeitsbestrebungen von 
Ludwig Kossuth bis zum »Landesbund der ungarischen Fabrik- 
industriellen« liegt auf der Hand. Und ebenso fühlen wir alle, 
daß der Umstand, der im heutigen Weltkriege die Lage der 
Zentralmächte erschwert und mit neuen Verwicklungen bedroht, 
kein anderer ist, als das Hineinspielen ebensolcher nationaler 
Motive in den durch jedermann wirtschaftlich motivierten Welt- 
krieg. In diesen nationalen Bestrebungen sind aber ökonomische 
Entwicklungsbedürfnisse mit deralten Macht wirksam. Der Haupt- 
grund der Spannung zwischen der Monarchie und Italien bildet 
die Frage des Trentino. Und inmitten des Krieges, während 
dessen eine jede Gefühlsargumentation gewonnenes Spiel hat, 
schmeichelt der Abgeordnete von Trento mit der verführerischen 
Beschreibung der wirtschaftlichen Möglichkeiten dieses italie- 
nischen Gebietes dem großitalienischen Nationalismus. Seine 
langen Erörterungen schließt er mit folgenden Worten: » Das 
Trentino verfügt über alle notwendigen Bedingungen, um ein 
eminent industrielles Land zu werden. Es hat weiße Kohle, 
einen großen Reichtum an Rohstoffen, Gehirn und Arme seiner 


22) Vgl. Otto Bauer: Die Nationalitätenfrage und die 
Sozialdemokratie. Wien 1907. S. 177—182. 
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intelligenten und ausdauernden Arbeiter. Nur eines braucht 
es: Freiheit« 33). | 

Nichtsdestoweniger darf man nicht vergessen, daß die krie- 
gerischen Zusammenstöße der kapitalistischen Staaten in den 
letzten hundert Jahren immer seltener wurden. Nicht nur die 
Größe des Einsatzes, sondern vielmehr die fast unbegrenzten 
Möglichkeiten des friedlichen Wettbewerbes waren der Grund, 
daß es zwischen den westlichen und mitteleuropäischen Staaten 
durch mehr als vierzig Jahre zu keinem Kriege kam, und auch 
vor dem deutsch-französischen Krieg viel seltener als bis Na- 
poleon. Es kann nicht bezweifelt werden, daß die Volkswirt- 
schaft der freien Konkurrenz den Geist der friedlichen Bezie- 
hungen auch in die äußere Politik hineinträgt. 

3. Es sind etwa 15—20 Jahre, seitdem die außerpolitische 
öffentliche Meinung Europas in den Zustand steigender Unruhe 
geriet. Deutschland, England, Frankreich und ihnen folgend 
fast alle Großstaaten überbieten sich in der Entwicklung ihres 
Heeres und ihrer Flotte. Der Heeresetat des Deutschen Reiches 
beläuft sich 1903 auf 648,4, 1908 auf 855,0, I9I3 auf 1476,7 
Millionen Mark, der Flottenetat in den selben Jahren auf 221,9, 
349,0 und 480,3 Millionen; Großbritannien präliminiert für seine 
Flotte 1903/4 689,1, 1908/9 646,4, 1913/14 926,2 Millionen 
Shilling; für sein Heer 690,0, 449,2 und 564,7 Millionen 2°?). 
Die Steigerung der gesamten Heeresausgaben beträgt während 
zehn Jahren in Deutschland 125%, die der Flottenausgaben 
in England 34,4% und mit 1890 verglichen 156,1 bzw. 197,794. 
Die patriotische Presse aller Großstaaten widerhallt von gegen- 
seitigen Beschuldigungen und Angriffen. Die Nachrichten über 
Monarchenbewegungen, internationalen diplomatischen Kon- 
ferenzen, öffentlichen und geheimen Bündnissen überstürzen 
sich. Der vom Zaren initiierten ersten Friedenskonferenz folgt 
1907 auf englische Initiative die zweite. Doch ist auch deren 
Ergebnis für den Weltfrieden fast Null. Denn es war nur zu 
durchsichtig, daß ebenso wie I89g die Selbstbeschränkung 
der Rüstungen aller Staaten nur der Hegemonie Rußlands, 
des damals über das größte Landheer verfügenden Staates, 


28) Dott. Cesare Battisti, deputato di Trento: L’avvenire economi- 
co del Trentino. II Secolo, 17. Nov. 1914. 

338) Diese und die folgenden Daten sind dem Statesman’s year- 
book entnommen. 
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zu Land gedient hätte, daß im Jahre 1907 England nur seine 
eigene Hegemonie zur See sichern wollte. In diesem Jahre 
zählte die deutsche Kriegsflotte insgesamt 191 Einheiten, darunter 
18 moderne Schlachtschiffe und von den gerade aufgekommenen 
Dreadnoughts waren 2 ins Programm genommen; dagegen be- 
trug die Zahl der Einheiten der englischen Flotte 354, die ihrer 
modernen Schlachtschiffe 39, der Dreadnoughts 6, und sie wurde 
von den vereinigten Kriegsflotten Frankreichs, der Vereinigten 
Staaten und Deutschlands noch nicht überboten. 

Unter solchen Umständen konnte die zweite Haager Kon- 
ferenz nicht mehr verrichten als die erste. Und von ihren Ver- 
handlungen konnte mit viel Recht gesagt werden, daß es »in 
Wirklichkeit keine Friedenskonferenz war, sondern vielmehr 
eine Kriegskonferenz. Ihre Arbeiten beschränkten sich fast 
ausschließlich auf die Beratung der Fragen betr. die Anwendung 
und Placierung der selbsttätigen Unterseeminen, die Zeit, während 
der sich ein Kriegsschiff in neutralen Gewässern aufhalten darf, 
die Beschießung von Seehäfen, die Verwendung der Explosiv- 
geschosse, usw. usw. Mit einem Wort, man beschäftigte sich 
damit, wie man den Krieg macht und nicht, wie man den Frieden 
sichert« 2°). 

Das Vorspiel des heutigen Krieges, die Marokkokrise, steht 
noch in unserer aller Erinnerung. Und heute stecken wir mitten 
drin in dem Ereignis, das jeder erwartet und jeder für unmöglich 
gehalten hat: in dem zum Weltkrieg erweiterten blutigen Waffen- 
gang der beiden führenden Staaten des Kapitalismus. Denn 
daß es sich darum handelt und nicht um die serbische Frage, 
ist heute allen klar. 

Die Diskussion darüber, ob der Zusammenstoß der zwei 
Weltmächte vermieden hätte werden können, kann gewiß zu 
höchst wichtigen moralischen und politischen Folgerungen führen, 
ist aber ohne allseitige Kenntnis der diplomatischen Ante- 
zedentien und der persönlichen Verantwortlichkeiten nicht 
zu entscheiden. Diese Kenntnis sich zu verschaffen, wird man 
aber nur lange nach dem Krieg in der Lage sein. Und so können 
wir heute nichts anderes fragen, als durch welche Bedürfnisse 
des Kapitalismus die zwei Staaten in den Krieg getrieben 
wurden ? 


24) M. Pavlovitch: Le conflit Anglo-Allemand;1la guerre 
improbable. Paris 1912. S. 21—22. 
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Um darauf antworten zu können, müssen wir auf die jüngste 
Entwicklung des Kapitalismus einen Blick werfen. 

Zu der Zeit, als Marx die Gesetze der kapitalistischen 
Produktionsweise an dem Beispiel Englands untersuchte, d. h. 
in den 50er und 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts, war 
England der einzige kapitalistische Industriestaat. Seither 
entwickelte sich der Kapitalismus auch in anderen Ländern 
und zwar in großen Zügen denselben Entwicklungsgesetzen 
gehorchend, die er in England festgestellt hatte. 

Immerhin nahm die wirtschaftliche Entwicklung in den 
neuen Gebieten, namentlich in Deutschland und den Vereinigten 
Staaten, Formen an, die in der ursprünglichen Heimat des 
Kapitalismus sich nur später entfalteten oder zu typischer Ent- 
faltung bis heute nicht gelangt sind. 

Der englische industrielle Kapitalismus konnte untet den 
denkbar günstigsten Umständen hochwachsen, unter solchen 
wirtschaftlichen und politischen Vorbedingungen, die mit der 
Natur des Industriekapitals in vollem Einklang waren. Durch 
seine geographische Lage wurde aus dem Feudalstaate erst 
eine Seemacht, die Herrin des Weltmarktes. Seine Kaufleute 
häuften riesige Vermögen auf, die nach Verwertung strebten. 
Der Markt stand zur Verfügung — und was braucht der Kapi- 
talist sonst %)! Aus dem Kaufmann wurde der industrielle 
Produzent, Manufakturist, Fabrikant. Vom Staate wollte er 
nichts weiter, als daß er ihn ruhig Profit herstellen lasse. Den 
Markt hatte er ihm ja schon früher gesichert. So wuchs er in 
dem die Persönlichkeit stählenden Luftkreis des freien Wett- 
bewerbes auf, groß und stark. Von der Konkurrenz der Nach- 
barn hatte er nicht viel zu fürchten, denn die produzierten ja 
bloß Rohstoffe. Er war also Freihändler, nahm sein Rohmate- 
rial, wo er es am billigsten fand und verkaufte seine Ware, wo 
sie mit dem größten Nutzen verwertet werden Konnte. 

Die unbeschränkte Herrschaft Englands auf dem Welt- 
markt dauerte bis etwa in die siebziger Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts. Um diese Zeit begann die Konkurrenz der neuen 
Industrieländer, in erster Reihe Deutschlands und der Vereinigten 
Staaten, auf dem \Weltmarkte fühlbar zu werden. 

25) sGive us but a market, say manufacturers, and we will supply goods 


without end!«e Henry George: Social problems, S. 8. (Complete 
Works, vol. 2. New York ıgıı.) 
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Der Industriekapitalismus dieser Länder entwickelte sich 
in vieler Hinsicht unter anderen Umständen als der englische. 
Gegen die übermächtige englische Industrie erfreute er sich 
mit kurzen Unterbrechungen des schärfsten Zollschutzes und 
stützte sich auch deshalb von vornherein stärker auf die Staats- 
macht. Die Kapitalsarmut seiner Unternehmer zwang sie, 
. auch die kleinen Spareinlagen heranzuziehen; diesem Zwecke 
diente die überwiegend aktiengesellschaftliche Form der Unter- 
nehmungen. Die gesellschaftliche Form ließ bei der Befriedigung 
des Kreditbedürfnisses der Industrie den Banken einen weiteren 
Spielraum; die Abhängigkeit des Industriekapitals vom Leih- 
kapital war von Anfang an größer. 

Die Verschiedenheit der Vorbedingungen ließ die innere 
Natur des Kapitalismus unberührt, ja verstärkte auf einer 
gewissen Stufe manche seiner Tendenzen überaus; insonderheit 
gestaltete sich der Prozeß der Akkumulation und Zentrali- 
sation viel schneller und extremer. 

Der Hauptfaktor dieser schnellen Konzentration war der 
Schutzzoll, der nicht aufgelassen wurde, als er längst aufgehört 
hatte, als Erziehungszoll zu wirken. Um die Möglichkeit des 
durch den Schutzzoll gesicherten höheren Profits ausnützen 
zu können, durfte man nicht zugeben, daß die Preise innerhalb 
des Zollgebiets durch die Konkurrenz herabgedrückt werden. 
Dieses Streben führt zu den Kartellen, die sich das fast un- 
eingeschränkte Monopol der Produktion sichern. So erscheint 
der KonzentrationsprozeB in den Schutzzollländern in den 
Kartellen und Trusts potenziert, die Monopoltendenz des Ka- 
pitals gelangt unter dem Schutze des Staates zu voller Ent- 
faltung. 

Die schnelle Konzentration verändert auch das Verhältnis 
des Leihkapitals zum produktiven Kapital. Je größer die Be- 
triebe, desto höher die organische Zusammensetzung des Kapitals, 
d. h. desto größer das stehende Kapital im Verhältnis zum 
variablen. Um so größer und schwerer zu befriedigen das Kredit- 
bedürfnis der Industrie. Früher verwandte der Unternehmer 
sein eigenes Kapital als stehendes Kapital und sorgte bloß für 
das variable durch den Kredit. Das konnte er leicht zurück- 
zahlen, sobald er es einmal umgesetzt hatte. Je größer der Teil 
des stehenden Kapitals im Unternehmen, desto schwerer kann 
es der Industrielle aus dem eigenen bestreiten; er ist auch für 
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diesen Teil auf Kredit angewiesen. Das in stehendes Kapital 
veränderte Leihkapital ist aber nicht mehr so leicht zu mobi- 
lisieren als das Umlaufskapital; es braucht dazu viel mehr Zeit. 
Dieser Umstand verändert die Kreditbedingungen von Grund 
aus. Für die großen Unternehmungen kommen nurmehr große 
Kapitalisten in Betracht, die ihr Leihkapital aus den ver- 
schiedensten Quellen sammeln und so keine Gefahr laufen, 
wenn ein Teil ständig gebunden ist. Ueber diese Fähigkeit 
verfügen bloß die Depositenbanken. So werden die Banken 
zu den Gläubigern der Industrie, und in weiterer Folge zu ihren 
Herren. 

Je fortgeschrittener die Betriebskonzentration bzw. je 
größer die Unternehmungen, um so größer die Kreditbedürfnisse, 
um so größer müssen die Banken sein; um so fortgeschrittener 
also die Kapitalkonzentration. Je stärker die Kreditquellen, 
desto leichter die weitere Vergrößerung der Betriebe, das Nieder- 
konkurrieren der Schwächeren. Die Leiter der Kartelle und 
die Leiter der Banken, einander gegenseitig stützend und 
stärkend, vielfach in enger Personalunion, werden zu den aus- 
schließlichen Beherrschern der kapitalistischen Wirtschaft. 

Die Phase des Kapitalismus, die durch die Monopolherrschaft 
der Kartelle, Trusts und Banken charakterisiert wird, nennt 
der ausgezeichnete Theoretiker dieser Entwicklung, Rudolf 
Hilferding, den Finanzkapitalismus ?%), 

Es bedarf keiner besonderen Phantasie, um auszudenken, 
welch gigantischen Maße das natürliche Bestreben des Kapitals, 
Profit abzuwerfen, im Monopolbesitz der Kartelle und der 
Banken annehmen muß. 

Mit dieser Konzentration der Betriebe und der Kapitalien 
verändern sich auch die Bedingungen der Verwertung. Je größer 
die Betriebe, desto größer muß der Markt sein, damit die Massen- 
produktion genügend profitabel sei. Der Schutzzoll selbst be- 
deutet ja schon Extraprofite. Je größer der durch den Zollschutz 
gesicherte innere Markt, desto größer der Extraprofit der Kar- 
telle. Daher das Streben des Hochkapitalismus nach möglichst 
großen Zollgebieten. England ist deshalb daran, sein Kolonial- 

26) Vgl. Rudolf Hilferding: Das Finanzkapital, Eine Studie 
über die jüngste Entwicklung des Kapitalismus. Wien 
1910. (Marx-Studien, Bd. 3, S. I-AI, 1—477.) — Joh. Plenge gebraucht die 


Bezeichnung: Hochkapitalismus. Vgl. Von der Diskontpolitik 
zur Herrschaft über den Geldmarkt. Tübingen 1913. S. 27 ff. 
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reich in einen einzigen Zollverein umzuwandeln, und deshalb 
wird von deutscher Seite die Idee des mitteleuropäischen Zoll- 
verbandes propagiert. | 

Durch das inländische Monopol der Kartelle und des Finanz- 
kapitals schreitet die Kapitalsakkumulation mit riesigen, un- 
erhörten Schritten fort; die inneren Verwertungsmöglichkeiten 
halten damit nicht Schritt. Infolge der hohen Kapitalpreise 
ist die Aufnahmsfähigkeit des inneren Marktes beschränkt 
und entwickelt sich nicht so schnell, wie das Kapital durch 
die Extraprofite.. Der Teil des neuakkumulierten Kapitals, 
der im Inland keine entsprechende Verwertung findet, strebt 
ins Ausland, sucht auswärts eine profitablere Verwendung 
oder höhere Verzinsung ?”).. So legen England, wo Schutzzoll 
und Kartelle durch den ungeheuern Markt und alterworbenen 
Reichtum ersetzt werden, so Frankreich und neuerdings auch 
Deutschland, überschüssiges Kapital in Schuldscheinen ärmerer 
Staaten an und so erhöht der Kapitalexport die ohnedies starke 
wirtschaftliche Abhängigkeit der industriell schwächeren Länder 
von den Reicheren. 

Denn durch den hohen Zins hält sich das Leihkapital nicht 
für bezahlt. Die wesentliche Einheit des Industriekapitals 
und des Leihkapitals macht es zum selbstverständlichen Be- 
streben, den Schuldnerstaat bei jeder Kreditoperation zur Ab- 
nahme der Waren des Gläubigerstaates zu zwingen. Serbien 
bekommt keine Anleihe, ohne den Creuzot-Werken seinen Zoll 
zu entrichten und Bulgarien wird nicht geholfen, ohne daß es 
bei Krupp und Skoda entsprechende Bestellungen macht. 

Noch entschiedener als das Verwertungsbedürfnis des 
Leihkapitals drängt die Kapitalakkumulation des Hochkapi- 
talismus zum Kapitalexport. Das durch die Extraprofite der 
Kartellpreise verwöhnte industrielle Kapital strebt im Auslande 
ähnliche Profite an. Und die auswärtige industrielle Unter- 


#7) »Je dauernd schlechter der Geschäftsgang in England wird, um so mehr 
entziehen die Besitzer ausländischer Renten der Heimat ihr Kapital und in- 
vestieren es in fremden, besser gehenden Volkswirtschaften.«e A. Sartorius v. 
Waltershausen: Das volkswirtschaftliche System der Ka- 
pitalanlage im Auslande. Berlin 1907. S. 393. — Dieses für die 
Theorie des Imperialismus grundlegende Werk ist in mancher Hinsicht heute 
schon veraltet; in der Erkenntnis der Bedeutung der Kartelle wird es von Hilfer- 
ding überholt, und der Rollenwechsel der Depositenbanken ist bei Plenge klarer 
erkenntlich. 
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nehmung ist auch profitabler als die Anleihe. Sie verschafft 
erst der finanzierenden Bank hohe Gründergewinne; dann nicht 
minder große dem Kartell, das sich auch im Ausland das Pro- 
duktionsmonopol zu sichern verstanden hat.’ Je gefestigter 
die Einheit des Leihkapitals und des Industriekapitals, desto 
stärker der Trieb zum Kapitalexport und auch desto leichter. 
»Den stärksten Drang nach industriellem Kapitalexport sehen 
wir heute bei den Ländern mit der organisatorisch fortge- 
schrittensten Industrie, bei Deutschland und den Vereinigten 
Staaten« 22). 

All dieser Drang des Hochkapitalismus nach weiten Ab- 
satzgebieten, Monopolpreisen, Extraprofiten, nach Industrie- 
und Leihkapitalexport kann natürlich dann am vollkommensten 
befriedigt werden, wenn sein ökonomischer Einfluß auf den 
ausländischen Märkten durch die politische Macht des eigenen 
Staates unterstützt wird. Die Kartelle, die sich der Konkurrenz 
im Inland entwöhnt haben, lieben diese auch im Ausland nicht. 
Die Schutzzollpolitik der Kartelle allein verlangt schon die 
Stärkung der Staatsmacht nach außen, bedeutet einen ent- 
schiedenen Bruch mit der laissez-faire-Politik des In- 
dustriekapitalismus und die In-den-Dienst-Stellung der aus- 
wärtigen Politik unter die kapitalistische Expansionslust. Die 
immanente Tendenz des Staates nach räumlicher Ausdehnung 
begegnet sich hier mit dem Bedürfnis des Hochkapitalismus, 
über große Wirtschaftsgebiete zu herrschen. Was früher im 
Dienste der staatlichen und nationalen Expansion gestanden 
war: die Eroberung neuer Gebiete wird nun in der Form von 
Kolonisierung, Schaffung von Interessensphären, Sicherung 
ausländischer Produktions- und Absatzmonopole zum Mittel 
der kapitalistischen Expansion. Der nationale Imperialismus 
verändert sich zum wirtschaftlichen, der unbekümmert um 
Rasse, Sprache, Verwandtschaft der unterworfenen Völker 
rein der Erweiterung des Absatzgebietes dient. Je entwickelter 
der Kapitalismus eines Landes, je fortgeschrittener der Kon- 
zentrationsprozeß, desto erbitterter der Kampf um den noch 
ungeteilten Rest der Erde; je kleiner der Rest, desto schwieriger 
ein friedliches Uebereinkommen darüber. Die traditionellen 
kriegerischen Tendenzen des in seinen imperialistischen Be- 
strebungen bestärkten Staates, seines Heeres und seiner Diplo- 


22) R. Hilferding: Das Finanzkapital. S. 4I. 
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matie sind am allerwenigsten geeignet, die Möglichkeiten der 
friedlichen Vereinbarung zu stärken. 


Wie verträgt sich die notwendig imperialistische Tendenz 
des Hochkapitalismus mit der älteren Weltherrschaft Englands ? 
Wie finden die beiden europäischen kapitalistischen Imperien, 
Deutschland und England, nebeneinander Platz? 

In der Zeit von 1870 bis IgIo stieg die Bevölkerung Deutsch- 
lands von 4ı Millionen auf 65. Das Prozent des Bevölkerungs- 
zuwachses betrug 1870 0,58, IgIo bereits 1,36. Seit zehn Jahren 
beläuft sich die absolute jährliche Zunahme auf weit über 
800 000. 

In der selben Zeit wuchs die Bevölkerung des Vereinigten 
Königreichs von 32 Mill. auf 45; der durchschnittliche jährliche 
Zuwachs der letzten zehn Jahre beträgt kaum 350 000 Seelen. 

Die 800 000 neuen Deutschen brauchen offenbar ein größeres 
Betätigungsfeld, mehr Elibogenraum, mehr Güter und Ein- 
kommen, als die 350 000 neuen Briten. 

Die fabelhafte Entwicklung des deutschen Außenhandels 
in den letzten Jahrzehnten schien das zu sichern. Betrachtet 
man die vier Welthandelsstaaten in den letzten 25 Jahren 1887 
bis 1912, so sieht man, daß während der Gesamtwert des fran- 
zösischen Außenhandels um 98, der des britischen um 113,1 
und der des amerikanischen um 173,3% zunahm, der deutsche 
um 214,7 gestiegen ist ??). 

Aehnlich vergrößerte sich der relative Anteil Deutschlands 
am Gesamtwelthandel; das beweisen die folgenden Zahlen über 
die Beteiligung der vier Welthandelsstaaten an der gesamten 
Ein-, Aus- und Durchfuhr der Welt: 39) 


Jahr Frankreich Ver. Staaten Großbritannien Deutschl. 
% % % % 
O O O 70 
1904 8,7 9,8 18,0 11,7 
1907 9,0 10,4 17,7 12,7 
1910 9,4 9,5 16,9 12,0 
1912 9,0 9,9 16,6 12,9 


Während der Anteil Frankreichs und der Vereinigten Staaten 
am internationalen Warenhandel fast stationär blieb, der von 


29) Karl Helfferich:DeutschlandsVolkswohlstand 1888—1913. 
Berlin 1913. S. 73. (Nicht immer verläßlich.) 

30) Ed. Rosenbaum: Der deutsche Außenhandelim Jahre 
1913. Weltwirtschaftliches Archiv, Bd. 4, H. 2, Okt. 1914. Chronik, p. 187. 
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England fast um ein Zehntel geringer wurde, stieg allein der 
Deutschlands um ein beträchtliches. 

Es entbehrte also nicht allen Grundes, wenn hüben und 
drüben von der ernsten Gefährdung der englischen Weltmarkt- 
hegemonie gesprochen wurde. Vor zehn Jahren wickelte noch 
das Britische Reich 1/ des Welthandels ab; heute nur mehr 
lj; in der selben Zeit stieg der Anteil Deutschlands am Welt- 
handel von !/, auf !/,. 

Mag nun dieses Vordringen gegenüber dem alten starken 
Konkurrenten noch so bedeutend sein, mit dem verhältnis- 
mäßigen Bevölkerungszuwachs und dem verhältnismäßigen 
Wachstum der nationalen Produktion hielt es doch nicht Schritt. 
Denn obwohl der Wert der deutschen Ausfuhr von 1890 bis 
ı9II um 170 Millionen Pfund Sterling stieg, während der des 
englischen nur um 165 Millionen, so verschiebt sich das Ver- 
hältnis zuungunsten Deutschlands, wenn das Wachstum der 
Ausfuhr mit der Seelenzahl verglichen wird. Auf den Kopf 
der Bevölkerung berechnet stieg die deutsche Ausfuhr um- 
2,15 Pfund, die englische dagegen um 3). 

Und ebensowenig kann man die Zunahme des deutschen 
Kapitalexportes dem englischen gleichstellen. Nach den englischen 
Einkommensteuer-Schätzungen belief sich das aus dem Aus- 
lande und den Kolonien stammende Jahreseinkommen 1880/81 
auf 30 Millionen Pfund, 1890/91 auf 55,5, 1900/01 auf 60, 1906/07 
auf 8o Millionen. Mit 5% kapitalisiert entspräche das einem 
Kapitalexport von 1,6 Milliarden Pfund, in deutscher Währung 
32 Milliarden Mark. Aber nach Schätzungen von Sachver- 
ständigen bleiben diese riesenhaften Ziffern tief unter der Wirk- 
lichkeit. Das ausländische Einkommen wurde von Sir Robert 
Giffen für 1882 auf 70—75 Millionen, für 1898 auf go Mil- 
lionen, vonM. Paish für 1907 auf 137 Millionen, vom Statist 
für IgIo auf 166 Millionen Pfund geschätzt ®). Das entspräche 
1882 etwa 30, IgIo 66 Milliarden Mark. Dem gegenüber wurde 
das in ausländischen Werten angelegte deutsche Kapital 1892 
auf Io Milliarden Mark geschätzt, 1894 auf 13, Igo5 auf I6, 


31) K. Rathgen: Die wirtschaftliche Rivalität. Referat 
in: Deutschland und England in ihren wirtschaftlichen, politischen und kul- 
turellen Beziehungen. Verhandlungen der Deutsch-englischen Verständigungs- 
konferenz, hg. v. Ernst Sieper. München 1913. S. 12. 

22) E. Beequ&: L’internationalisation des capitaux. 
Montpellier 1912. S. 54—56. 
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1912 auf I8—ı9 ®). Davon war aber ungefähr ein Drittel nicht 
in hochverzinslichen überseeischen Werten, sondern in öster- 
reichischen und ungarischen plaziert; nach einer Schätzung 
von 1903 zirka 4,65 Milliarden. (Das machte schon damals 
die Hälfte der Verschuldung der Monarchie aus!) Uebersee 
angelegt waren 1898 7,03—7,73 Milliarden deutsches Kapital, 
1904 8,03—9,22 Milliarden. Der in Kolonial- und ausländischen 
Werten angelegte Teil des englischen Kapitals, welcher im Durch- 
schnitt der Jahre 1899—1904 42,8%, betrug, belief sich 1905 —09 
bereits auf 75,6; das Verhältnis alles exportierten Kapitals 
zum inländischen im Gesamtkapital stieg von 16,8 auf 47,8% 3$). 

Das bedeutet, daß der Kapitalexport beider Länder in 
der Periode von 1890 bis IgIo sich gleicherweise ungefähr ver- 
doppelte; das ausländische Einkommen der englischen Leih- 
kapitalisten stieg von etwa 1,6 Milliarden Mark auf etwa 
3,3 Milliarden. Aber in demselben Zeitraum nahm die Bevöl- 
kerung Deutschlands um 15,4, Millionen, d. h. zirka 31% zu, 
die Englands kaum um 7 Millionen, d. h. zirka 17%. Und der 
deutsche Außenhandel absolut um ungefähr soviel als der 
englische 

Es ist offensichtlich, daß diejenigen Möglichkeiten der 
Kapitalverwertung, die der Natur der Kartelle und des Finanz- 
kapitals am meisten entsprechen, dem neuen Lande des Hoch- 
kapitalismus relativ verschlossen blieben. 

Auf noch härtere Hindernisse stößt der Drang des deutschen 
Kapitals nach Extraprofiten auf dem Wege, der weit mehr 
als alle andere, mehr als Monopolpreise, Ein- und Ausfuhr, 
Kapitalexport usw. leichte und hohe Profite sichert: auf dem Wege 
der Gebietserweiterung, der Schaffung eines Kolonialreiches. 

Als nach der Besiegung von Bismarcks anfänglichem Wider- 
stand das deutsche Kartellkapital die auswärtige Politik des 
Reiches auf den Weg des Imperialismus brachte, war der zu- 
gängliche Teil der Erde nahezu aufgeteilt; seither ging auch 
fast der gesamte Rest in feste Hände über. Im Jahre Igıo war 
die Erdoberfläche unter den vier Weltgroßmächten folgender- 


maßen verteilt: Millionen qkm Millionen Einwohner 
Vereinigte Staaten 10,03 104 
Frankreich 11,50 9I 
Rußland 22,30 162 
Großbritannien 33,61 444 


22) Ebenda, S. 73. 31) Ebenda, S. 74, S. 61. 
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Neben diesen Riesenimperien wie bescheiden und unpropor- 
tioniert der deutsche Teil! 3,20 Mill. qkm, aber 80 Millionen Ein- 
wohner! Auf jeden Briten entfallen 0,72 qkm, auf jeden Franzosen 
0,29, auf jeden Bürger der Vereinigten Staaten 0,09, auf jeden 
Deutschen bloß 0,04. Das englische Kolonialreich beträgt un- 
gefähr das Hundertfache des Mutterlandes, das französische 
das zwanzigfache, das deutsche kaum das siebenfache. 

Und England selbst, der mächtigste Konkurrent! Das 
über alle fünf Weltteile verteilte britische Weltreich schließt 
ein: I. ungefähr ein Viertel der bewohnten Erdoberfläche, 2. 
mehr als ein Viertel der Menschheit. Und in diesem phanta- 
stischen Reich die für die großzügige Kolonisation geeignetsten, 
fruchtbarsten, zukunftsreichsten Gebiete,?®) 

Die vier Weltgroßmächte bedeckten mit ihren 77,44 Mil- 
lionen qkm 58,5% der bewohnten Erde; nahezu die Hälfte 
der Menschheit, 48—49°%, ist ihnen untertan. Und der rest- 
liche Teil der Erde, sofern er nicht Deutschland gehört, ist bis 
auf einen kleinen Rest in sicheren fremden Händen. 

Und als der deutsche Kartell- und Finanzkapitalismus 
sich und seine durch die stete Ueberproduktion gereizte In- 
dustrie derart von den leichtesten und höchsten Extraprofiten, 
die die Angliederung immer neuer Kolonialgebiete ihm brächte, 
abgeschnitten sieht, bereitet sich zum Ueberfluß der beste Ab- 
nehmer der deutschen Ware, das durch den deutschen Handel 
sich bedroht fühlende britische Imperium vor, Zollschranken 
um seine Grenzen zu ziehen. Eine Situation entsteht, in welcher 
— wie R. Hilferding schon ıgıo vorhersagte — das ver- 
einigte Wirken aller europäischen Friedensfaktoren schwerlich 
einen Zusammenstoß mit den Waffen verhindert hätte können 36). 


3) S. Schilder: Entwicklungstendenzen der Weltwirt- 
schaft. Berlin 1912. Bd. I1, S. 214—215, S. 194. 

386) >, ... Je weiter der Prozeß der Monopolisierung bereits fortge- 
schritten, desto erbitterter der Kampf um den Rest. War durch das englische 
Freihandelssystem dieser Gegensatz noch erträglich gemacht, so muß er durch 
den in kurzer Zeit notwendigerweise erfolgenden Uebergang zum Schutzzoll 
eine außerordentliche Verschärfung erhalten. Der Widerspruch zwischen der 
Entwicklung des deutschen Kapitalismus und der verhältnismäßigen Kleinheit 
seines Wirtschaftsgebietes wird dann außerordentlich gesteigert. Während 
Deutschland in seiner industriellen Entfaltung rapid fortschreitet, wird ihm 
sein Konkurrenzgebiet plötzlich geschmälert .. . Es ist eine Situation, die 
den Gegensatz zwischen Deutschland und England mit ihren Trabanten außer- 
ordentlich verschärfen muß, eine Situation, die zu einer gewaltsamen Lösung 
hindrängt.« R. Hilferding a. a. O. S. 421—422. 
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IV. 


Nun ist der große wirtschaftliche Krieg über uns herein- 
gebrochen und es ist kaum ein Zweifel darüber möglich, welche 
ökonomischen Bedürfnisse es waren, die ihre Befriedigung durch 
diese blutige Lösung suchten. Es wäre eine kaum weniger wichtige 
Aufgabe, das Verhältnis von Wirtschaft und Krieg von der 
anderen Seite zu betrachten und zu untersuchen, welch zwingenden 
Einfluß die jeweilige Organisation des Krieges und des Heer- 
wesens auf die Wirtschaftsordnung geübt hat. 

Leider müssen wir es uns versagen, auf dieses Problem 
einzugehen. Die befriedigende Behandlung der Frage würde 
mehr Raum und Zeit erfordern, als uns zur Verfügung steht. 
Wir müssen uns mit der allgemeinen Verweisung begnügen, 
daß eine gesellschaftliche Funktion, die für ihre eigenen Zwecke 
selbst stets große wirtschaftliche und geistige Kräfte in An- 
spruch nahm, notwendig die ökonomischen und seelischen 
Funktionen der Gesellschaft wieder beeinflussen mußte °”). 

Ebensowenig können wir uns mit der Einwirkung des Kriegs- 
zustandes, des Krieges in Tätigkeit auf die Wirtschaft be- 
schäftigen. Der Komplex dieser Fragen — heute mit allgemein 
eingebürgertem Ausdruck Kriegswirtschaft genannt — ist 


37) Werner So m bart schrieb ein Buch, um zu beweisen, daß der Kapi- 
talismus geradezu ein Produkt des Krieges ist. Das wäre ein durchaus nütz- 
liches und sympathisches Unternehmen, wenn Sombart nicht zugleich mit dem 
Anspruch auftreten würde, damit an Stelle des sabgedientense historischen 
Materialismus eine neue Betrachtungsweise in die Sozialökonomie einzuführen. 
Daß diese auch Marx keineswegs fremd war, beweist u. a. folgende Briefstelle aus 
dem Jahre 1857: »Die Geschichte der Army hebt anschaulicher als irgend etwas 
die Richtigkeit unserer Anschauung von dem Zusammenhang der Produktivkräfte 
und der sozialen Verhältnisse hervor. Ueberhaupt ist die Armee wichtig für die öko- 
nomische Entwicklung. Z. B. Salär zuerst völlig in der Armee entwickelt bei den 
Alten. Ebenso bei den Römern das peculium castrense erste Rechtsform, worin das 
bewegliche Eigentum der Nichtfamilienväter anerkannt. Ebenso das Zunft- 
wesen bei der Korporation der fabri. Ebenso hier erste Anwendung der Maschi- 
nerie im großen. Selbst der besondere Wert der Metalle und ihre Verwendung 
als Geld scheint ursprünglich — sobald Grimms Steinalter vorbei war — auf 
ihrer kriegerischen Bedeutung zu beruhen. Auch die Teilung der Arbeitinner- 
halb einer Branche zuerst in den Armeen ausgeführt. Die ganze Geschichte 
der bürgerlichen Gesellschaftsform sehr schlagend darin resümiert.e Der 
Briefwechsel zwischen Frdr Engels und Karl Marx. 
Stuttgart 1913. Bd. 2, S. 194—195. 
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ebenfalls viel zu umfangreich. Doch entziehen sie sich der theo- 
retischen Betrachtung vorläufig eher deshalb, weil durch die 
Mangelhaftigkeit des volkswirtschaftlichen Nachrichtendienstes 
ihre Tatsachen nicht genügend bekannt sind, und weil der heutige 
Krieg, wenn er noch lange dauert, auf diesem Gebiete noch Verän- 
derungen bringen kann, die vorläufig nicht vorauszusehen 
sind. 

Einer einzigen allgemeinen Annahme möchten wir dennoch 
Ausdruck geben. Wir sind der Ansicht, daß selbst dieser in 
seinen Maßstäben beispiellose Krieg — falls er nicht bis an die 
Grenzen des Selbstmordes geführt wird, — keine solchen blei- 
benden wirtschaftlichen Schäden verursachen und den Wirt- 
schaftsorganismus nicht in dem Maße außer Ordnung bringen 
wird, als man unter dem Eindruck der unmittelbaren Kriegs- 
verwüstungen vielfach zu glauben geneigt ist. 

Es bedarf kaum des Beweises, daß die meisten Schrift- 
steller die zu gewärtigenden wirtschaftlichen Folgen dieses 
Krieges viel düsterer beurteilten, als die der früheren. 

Der Ruse Pavlovitch z. B. prophezeit über den 
deutsch-englischen Zusammenstoß: 

»Ein Krieg zwischen Deutschland und England würde 
die Wirtschaftsmacht der zwei Länder bis in ihre Grundfesten 
erschüttern; er würde eine Krise entfesseln, für die man noch 
kein Beispiel hat, und den Ruin ganzer Industriezweige; er 
würde die Massen beider Länder bis in ihre tiefsten Lagen auf- 
wühlen und die revolutionäre Bewegung auf ihre äußerste 
Spitze treiben« 38). 

Um gamichts optimistischer urteilt der volkswirtschaft- 
liche Redakteur der Frankfurter Zeitung: 

»So viel aber ist natürlich ohne weiteres klar, daß der Krieg 
in wirtschaftlicher Beziehung wie ein katastrophales Ereignis 
von geradezu elementarer Furchtbarkeit wirken würde. Ein 
Krieg würde alle Grundlagen der Produktion, alle Kalkulationen 
des Kredits über den Haufen werfen. Die Wirtschaft des krieg- 
führenden Landes würde zumindest vor und nach dem Ausbruch 
des Krieges einem Chaos gleichen, in dem Tausende und aber 
Tausende von Existenzen unmittelbar zugrunde gehen würden«®®). 

38) A. a. O., S. 34. 


3) A. Feiler: Die Konjunkturperiode 1907—13 in Deutsch- 
land. Jena 1914. S. 5. 
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Und der französische militärische Schriftsteller, der 1905 
allerdings noch der Meinung war, daß ein moderner Krieg 
»für die kriegführenden vernichtend« sein müsse und aus wirt- 
schaftlichen Gründen unmöglich, schränkt zwar diese Ansicht 
später ein, ohne aber die Schäden viel geringer zu veranschlagen 49). 

Es bedeutet gewiß keine Gefühllosigkeit gegenüber den 
Greueln des heutigen Krieges, wenn wir diese pessimistischen 
Vorhersagungen auch heute noch nicht für bestätigt halten, 
und daß wir eher der Meinung derjenigen zuneigen, die die 
wirtschaftlichen Schäden der Kriege der letzten Jahrzehnte 
weniger düster beurteilten. 

Wir sind uns dabei dessen bewußt, daß die Kriegsspe- 
kulationen mächtiger kapitalistischer Interessenkreise der 
Heeresausrüstungsindustrien, des Exportkapitals das Urteil 
manches Vertreters der optimistischen Meinung stark beein- 
flussen konnten. Wenn der Vermittler der französisch-rus- 
sischen Milliarden, Arthur Raffalovich behauptet, der 
Eisenbahnerstreik von 1905 hätte Rußland stärker geschädigt 
als der japanische Krieg *!), so wird man in dieser Erklärung 
mit Recht das Bestreben des Finanzagenten suchen, die fran- 
zösischen Sparer über die unveränderte Bonität der russischen 
Schuldscheine zu beruhigen. Wenn sich aber Sir Robert Giffen 
über den südafrikanischen Krieg ähnlich äußert, so wird man 
ihn gewiß nicht ähnlicher Motive verdächtigen. 

Mag der südafrikanische Krieg an wirtschaftlicher und 
politischer Bedeutung an den heutigen nicht entfernt heran- 
reichen, so sind die Folgerungen dieses Fachmannes doch nicht 
außer acht zu lassen. ». . . Mancher wird vielleicht überrascht 
sein — führt er aus — die Kriegslasten so herabgesetzt zu sehen. 
Ja, sie mögen es geradezu für verbrecherisch halten, die Uebel 
des Krieges zu verkleinern. Es ist aber notwendig, die Tatsachen 
festzustellen, wenn wir überhaupt klare Begriffe haben wollen, 
und wenn wir das tun, so steht es außer Frage, daß die wirt- 
schaftlichen Kriegsschäden . . . nicht besonders bedeutend sind. 


t) B. Serrigny: La guerre et le mouvement économique, 
Paris 1905. S. 203. — Derselbe: Les conséquences économiques 
et sociales de la prochaine guerre. Paris 1909. S. II. 

4) »Et, comme dans tous les autres domaines de la vie russe, la guerre 
a causé aux chemins de fer russes beaucoup moins de tort que l'anarchie pendant 
les derniers mois de l’année écoulćeę A. Raffalovich: Le Marchéfinan- 
cier, I1905—I906, P. 502. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3. 44 
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Was das Vereinigte Königreich betrifft, so kann man den Schaden 
für gleichbedeutend halten mit dem durch eine große Arbeits- 
einstellung verursachten, etwa wie in den letzten Jahren den 
Kohlenarbeiter- und den Maschinenarbeiterstreik . . . Aehnlich 
wie damals erscheint der Abgang von 200 000 bis 300 ooo Mann 
von ihren gewohnten Beschäftigungen zu unmittelbarem und 
mittelbarem Kriegsdienst als ein Verlust der gesamten nationalen 
Tätigkeit. Mögen die Zahlen noch so groß sein, so sind sie doch 
nicht genug groß, um eine Störung zu verursachen, und die 
Wirkung im Verhältnis zu den Zahlen ist vielleicht geringer als 
in den erwähnten großen Streiks . . .«#). Das scheint durch 
die Lage des Arbeitsmarktes in allen kriegführenden Ländern 
und die bewiesene Anpassungsfähigkeit der Industrie an die 
veränderten Produktions- und Absatzbedingungen auch für 
den heutigen Krieg bestätigt. 

Ebensowenig kann der optimistischen Beurteilung ent- 
gegengehalten werden, daß es Kriege gab, die tatsächlich einen 
dauernden wirtschaftlichen Niedergang im Gefolge hatten, 
eine langanhaltende Pause. in der Güterherstellung und eine 
späte und schwere Erholung. Auch wenn man die phanta- 
stischen Berichte der alten Chronisten mit der nötigen Kritik 
liest, kann man zugeben, daß die Eroberungskriege des Alter- 
tums und des Mittelalters, ja auch die Kriege der zivilisierten 
Königreiche der neuesten Zeit oft genug entarteten, die Art 
und Weise der primitivsten Raubzüge nachahmten und nicht 
eher aufhörten, als im Feindesland — und oft auch im eigenen — 
auch nur ein Sack Getreide, ein einziges Pferd und ein einziger 
lebender Bauer zu finden war. Doch bildeten diese Kriege in 
späterer Zeit allenfalls die Ausnahme. Wie könnte man sich 
sonst die Erhaltung der Menschheit, die oft unterbrochene, 
aber doch fortschreitende Vervollkommnung ihrer wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Organisation erklären! Selbst 
die schonungslosesten Kriege erweckten oft nur dadurch das 
Gefühl des vollständigen Ruins, weil sie für einen Teil der Be- 
völkerung tatsächlich das bedeuteten: die Vertreibung aus 
ihrem Eigentum, vollständige Besitzlosigkeit und Heimat- 
losigkeit. An ihre Stelle traten aber andere Eigentümer, andere 

4) Sir Robert Giffen: Some economic aspects of the war. 


Economic Journal. Vol. 10, 1900, S. 200. — Further notes on eco- 
nomic aspects of the war. Ebenda, Vol. ıı, 1901, S. I. 
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und oft vielleicht vollkommenere Produktionsmethoden, andere 
Eigentumsverhältnisse, und damit vielleicht neue Möglich- 
keiten der Produktionsentwicklung. Die enclosures der 
englischen Lords gingen mit weniger Blutvergießen einher, 
als die Schaffung der römischen Latifundien; in ihrer Wirkung 
auf die vertriebenen Bauern waren sich beide ziemlich gleich. 
Aber das römische Imperium wurde durch die römischen Groß- 
grundbesitzer geschaffen und der englische Kapitalismus hätte 
sich ohne die Einhegungen kaum so schnell entwickelt. 

Anderseits besitzen wir auch aus der Zeit der primitiven 
Gentil- und Feudalgesellschaft Nachrichten, die nicht nur be- 
stätigen — was ja auch logisch eine apriori- Forderung 
ist — daß die Kriege die Produktion nicht verhinderten, sondern 
daß sie sie oft garnicht wesentlich beeinträchtigten und auch 
die Wirtschaftsverfassung nicht veränderten. »In diesen ein- 
fachen Formen — schreibt der gewesene Gouverneur von Java, 
Th. S. Raffles — haben die Einwohner des Landes seit 
unvordenklichen Zeiten gelebt. Die Grenzen der Dorfgebiete 
sind nur selten geändert worden; und obwohl die Dörfer wieder- 
holt durch Krieg, Hungersnot und Seuchen geschädigt und 
selbst vernichtet wurden, haben sich der Name, die Grenzen, 
die Interessen und selbst die Familien durch viele Generationen 
erhalten. Die Einwohner bekümmern sich nicht um den Zu- 
sammenbruch und die Teilung von Königreichen; solange das 
Dorf ungeteilt bleibt, ist es ihnen gleichgültig, an welche Macht 
es abgetreten wird oder welchem Herrscher es zufällt. Die Wirt- 
schaft im Innern des Dorfes bleibt unverändert« 43). 

Gewiß gilt das nicht für alle Wirtschaftsstufen. Je ent- 
wickelter die Produktionsordnung, desto empfindlicher ist sie 
für außerökonomische Störungen. Die ursprüngliche Sammel- 
wirtschaft, der spätere Hackbau und die noch höhere Weide- 
wirtschaft, ja selbst das dem Zeitalter der Zivilisation ange- 
hörende Dreifeldersystem überließen die Produktion zum guten 
Teil der gütigen Mutter Natur, die auch die Reproduktion der 
durch den Krieg verwüsteten Wirtschaft ohne viel menschliche 
Hilfe besorgte. Je größer der Anteil der Arbeit an der Produktion, 
je mehr menschliche Erfindungskunst, Mühe und vergegenständ- 


43) Th. Stamford Rafiles: The History of Java London 1817. 
Vol 2, S. 285. Zitiert bei Marx: Das Kapital. Volksausg. Bd. ı, 
S. 305. 

44° 


678 Erwin Szabó, 


lichte Arbeitskraft darin aufgestapelt sind, je umfangreicher das 
Wirtschaftsgebiet und je verwickelter das Verhältnis der Wirt- 
schaftssubjekte zueinander — desto schwerer die Reproduktion 
des in seiner Tätigkeit gestörten Organismus. Entwickelt sich 
die einfache Warentauschwirtschaft schließlich so weit, daß 
die wirtschaftlichen Beziehungen durch Zukunftswerte und 
auf diese gegründete Vertrauensgeschäfte beherrscht werden 
und die Produktivkräfte Formen annehmen, in welchen die 
Menge der objektiven Produktionsmittel den Anteil der leben- 
digen Arbeitskraft um ein vielfaches übersteigt — dann ist 
die Empfindlichkeit des Wirtschaftsorganismus dermaßen über- 
entwickelt, daß die geringste äußere Störung sogleich schwer 
reproduzierbare Organe außer Funktion setzt. 

Daraus folgt, daß die heutige Volkswirtschaft, in welcher 
die Beziehungen der Wirtschaftssubjekte überwiegend auf dem 
Kredit basieren, und deren Produktionskraft und Reichtum 
in immer größerem Maße in dem schwer reproduzierbaren 
stehenden Kapital erscheint, mehr als jede frühere Wirtschafts- 
form unter dem Kriege zu leiden hat. 

Dem ist es auch so und das Janusgesicht des Kapitalismus 
gegenüber dem Kriege ist tatsächlich der Ausdruck jener wider- 
streitenden Interessen, welche es in der Angst um ihre kompli- 
zierten Produktionsmittel und die weitverzweigte Kredit- 
organisation in die Richtung des Friedens, und in der Lust 
nach wirtschaftlicher Uebermacht und außerwirtschaftlichen 
Profiten in die Richtung des Krieges treiben. 

Würden in der kapitalistischen Wirtschaft nur die Inter- 
essen der Produktion maßgebend sein, so wäre der Widerstand 
des Wirtschaftsorganismus gegen die Kriegswirren auch in 
unserer Zeit ohne Zweifel genug stark, um sie zu verhüten. 

Aber das herrschende Prinzip des Kapitalismus ist nicht 
die möglichste Entfaltung der Produktionskräfte. Die Produk- 
tionsmittel befinden sich im Besitze weniger, für die die Güter- 
herstellung nicht Zweck, sondern Mittel zum Profit ist. Und 
das Mittel des größeren Nutzens ist nicht immer die Mehrpro- 
duktion und die Höherentwicklung der Produktivkräfte, sondern 
oft die Wenigerproduktion, die Nichtausnützung der Produktiv- 
kräfte. Was bedeuten sonst die Schutzzölle, die Kartelle und 
andere ähnliche Einrichtungen der Produzenten ? 

Auch die Lehrbücher der Volkswirtschaft behandeln mit 
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Vorliebe manches Schulbeispiel der willkürlichen Einschrän- 
kung der Produktion, in denen der Widerstreit der kapita- 
listischen Interessen mit den Forderungen des Gesamtwohles 
allzu auffällig hervortritt. In der Wirklichkeit ist dieser In- 
teressengegensatz ein ständiges Phänomen der Volkswirtschaft, 
in welcher die Produktionsmittel Privateigentum bilden, und 
er beschränkt sich keineswegs auf die Schulfälle.. Die Inter- 
essen der Produktivität vertragen sich nicht immer mit denen 
der Rentabilität. Wenn es möglich wäre, durch vollständige 
Einstellung der Produktion einen größeren Nutzen zu erzielen, 
so würde das Kapital keinen Augenblick zögern, die Produktiv- 
kräfte außer Tätigkeit zu setzen. 

Es ist ein Glück für die Menschheit, daß der normale Weg 
des Profits über die Produktion führt; daß es normalerweise 
nicht anders möglich ist, ständige und zunehmende Profite 
zu erzielen, als durch Schaffung von neuen Werten. Die Kon- 
kurrenz, und falls sie durch unsere moderne Kartellwirtschaft 
für das Inland außer Wirksamkeit gesetzt worden sein sollte: 
die internationale Konkurrenz, und falls auch diese versagt: 
jenes grundlegende, wenngleich oft vergessene Wirtschaftsgesetz, 
demnach der Zweck der Oekonomie die Bedürfnisbefriedigung 
ist — zwingen den Kapitalisten zu produzieren, und zwar zu 
produzieren auf die möglichst vollkommene Art, d.h. mit dem 
geringsten Aufwand. 

So macht sich die immanente Tendenz der Produktivkräfte 
zur fortwährenden Vervollkommnung, d. h. zur höheren Pro- 
duktivität notwendig auch im Dienste der Rentabilität geltend. 
Aber nur bis zu dem Grade, als das Mehrprodukt in der Form 
von Profit realisiert werden kann. Sobald der Punkt erreicht 
ist, wo die Mehrproduktion den Profit gefährdet, wird der e 
nützung der Produktivkräfte Einhalt geboten. 

Daher die stete Gespanntheit und Fluktuation der heu- 
tigen Volkswirtschaft. Die Oeffnung neuer Märkte, die Her- 
stellung neuer Kreditbeziehungen, neue Methoden der billigeren 
Produktion treiben den Kapitalismus immer wieder zur An- 
spannung aller Produktivkräfte; das Einschlagen der Hoffnungen 
— die gute Konjunktur — führt zur Ueberschätzung der Ver- 
wertungsmöglichkeiten, zur Antizipierung nie realisierbarer 
Profite, Ueberkreditierung, Ueberproduktion; der Markt wird 
übersättigt, der Absatz stockt, die fiktive Grundlage der vor- 
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weggenommenen Profite wird erkennbar, die Preise fallen; 
es folgt die Krediteinschränkung, die Produktionseinschrän- 
kung, Arbeitslosigkeit, Konkurse und der Zusammenbruch der 
schwachen wirtschaftlichen Existenzen: die schlechte Kon- 
junktur. 

Das ist der Gang unseres Wirtschaftslebens im Frieden. 
Jede Weiterentwicklung der Produktivkräfte muß durch Brach- 
legung von Produktivkräften erkauft werden — im Frieden. 
Jede Ausnützung der Absatzmöglichkeiten geht mit Verschwen- 
dung von Arbeitskraft und Waren einher — im Frieden. Was 
tut der Krieg anderes? Er legt Betriebe und Arbeitskräfte 
still, während er auf der anderen Seite Produktionskräfte und 
Produkte vergeudet! Alle Symptome der Kriegswirtschafts- 
krise sind die Wiederholung der Symptome der periodischen 
Störungen der Volkswirtschaft im Frieden. 

Wäre unsere Wirtschaftsordnung auch im Frieden nicht 
krank, dann müßte der Krieg tatsächlich von katastrophaler 
Wirkung sein. Ueberblickt man aber die Uebel der Kriegswirt- 
schaft, so findet man, daß sie in Friedenszeiten ebenfalls nicht 
fehlen. Ihre tiefste Ursache muß also nicht im Krieg gesucht 
werden, sondern in der fehlerhaften Wirtschaftsverfassung selbst ; 
der Krieg tut nichts anderes, als die Krankheitssymptome aus- 
lösen. 

Für diese Annahme spricht auch die vielfach und auch in 
diesem Kriege bereits beobachtete Erscheinung, daß nach den 
ersten Wochen der Panik Produktion und Spekulation noch 
während des Krieges wieder einsetzen; ja daß auf manchen Ge- 
bieten eine wahre Hochkonjunktur herrscht und die durch den 
ersten Schrecken verursachten Schäden bald eingebracht wer- 
den. Nach dem Kriege aber ist die gute Konjunktur geradezu 
zur Regel geworden. 

Das hat keine andere Ursache, als der gesetzmäßige perio- 
dische Wirtschaftsaufschwung nach dem jeweiligen periodischen 
Niedergang der friedlichen Volkswirtschaft: die unausgenützten 
Produktivkräfte, die auch während der guten Konjunktur brach- 
liegen mußten, werden zur effektiven Verwertung herange- 
zogen %41). Und desto schneller der Regenerationsprozeß, je 

%) „Selbst wenn ein derartiger Aufschwung nicht von Dauer ist, so zeigt 


er doch, daß ruhende Kräfte vorhanden waren. Tritt dann ein Rückschlag 
ein, so beweist das keineswegs, daß die vorhandenen Kräfte überspannt wurden, 
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mehr schwache und lebensunfähige Wirtschaftselemente durch 
die Krise vernichtet wurden und je mehr lebensfähige Wirt- 
schaftskräfte früher zur Untätigkeit verdammt gewesen waren. 

Es mag sein, daß dieser Krieg solange andauern und soweit 
entarten wird, daß er Produktionsmittel verwüstet, zu deren 
Reproduktion es der Arbeit von Jahren bedarf, oder daß er 
die politischen Herrschaftsverhältnisse so gründlich umwirft, 
daß er zugleich alle bisherigen Grundlagen, Grenzen, politische 
Hintergründe, sprachlichen Gewohnheiten und geographischen 
Anpassungen der inneren und äußeren Geschäftsbeziehungen 
umdrehen wird. Dann wird zu den bisherigen außerordent- 
lichen Kriegsschäden noch eine in ihren Maßstäben beispiel- 
lose Wirtschaftskrise hinzukommen. 

Wenn aber Entscheidungskämpfe oder Knappheit der 
Lebensmittel und Waffen dem Kriege ein Ende bereiten, bevor 
ein großer Teil der Produktionsmittel verwüstet ist, dann wer- 
den seine Wirkungen auf den Wirtschaftskörper nicht viel an- 
ders sein, als die einer allgemeinen Wirtschaftskrise. 

Die schwachen Existenzen werden zugrunde gegangen sein 
und die Großbetriebe und Kartelle werden im Wettbewerb 
noch stärker dastehen; durch Heereslieferungen und Kriegsan- 
leihen werden sich riesige Vermögen gebildet haben, welche 
das Finanzkapital noch mächtiger und überragender machen 
werden; die beispiellos hohen Lebensmittelpreise werden den 
mit dem Imperialismus längst Arm in Arm gehenden Groß- 
grundbesitz gefestigt haben; die kleineren und schwächeren 
Staaten, die im Kriege unten geblieben waren, werden freie 
Märkte der siegreichen geworden sein oder solcher, die während 
des Krieges die Handelssuprematie an sich gerissen hatten, 
neue Ausbeutungsgebiete, neue Mittel der Kapitalsakkumu- 
lation. Mit einem Wort: der Hochkapitalismus wird seine gran- 
diöse Jagd nach Monopolgewinn eine Stufe höher und stärker 
wieder aufnehmen. 


V. 


Für die Gesamtwirtschaft kann somit die Wirkung des Krie- 
ges mit dem Satz charakterisiert werden, der die Wirkung des 


sondern nur, daß unsere Wirtschaftsordnung einen dauernden Fortschritt nicht 
ohne Krisen durchführen kann; das gilt aber für die Friedenszeiten ebenso wie 
für die Kriegszeiten.«e O. Neurath: Die Kriegswirtschaft. Wien 
1910. S. 17. 
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friedlichen Kapitalismus für den größten Teil der Bevölkerung 
ebenfalls ausdrückt, die Reichen werden noch reicher und mäch- 
tiger, die Armen verhältnismäßig noch ärmer und schwächer. 
Gibt es nun gar nichts, was vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt 
zur Rechtfertigung des allgemein gesellschaftlichen und sitt- 
lichen Wertes des Krieges angeführt werden könnte? 

Es ist die grundlegende Tendenz aller moralischen Wer- 
tungen, das Notwendige und Nützliche für gut zu halten. Es 
kann einen deshalb nicht überraschen, wenn viele Vertreter der 
kriegerischen Schule der Soziologie den Krieg nicht bloß für 
eine primordiale soziale Tatsache und Notwendigkeit ansehen, 
sondern ihn als das höchste geistige und sittliche Gut der Mensch- 
heit preisen. 

» Jeder. geistige Fortschritt — sagt z. B. Bagehot —, 
den eine Nation machte, wurde in den frühesten Zeiten zugun- 
sten des Krieges ausgenützt. Alles andere ging unter. Jede Na- 
tion bestrebte sich fortwährend, die stärkste zu sein und machte 
die besten Waffen oder ahmte sie nach; durch bewußte oder un- 
bewußte Nachahmung bildete sich jede ‘Nation einen für den 
Krieg und die Eroberung passenden Charaktertypus. Der Krieg 
verbesserte die Menschheit durch die Mischung der Kräfte; der 
Waffenstillstand , den man damals Frieden nannte, verbesserte 
sie durch den Wetteifer der Waffenübungen und die daraus 
folgenden neuen Kraftentfaltungen. Seit jener Zeit, als die 
langschädeligen Menschen die kurzschädeligen aus dem besten 
Teile Europas vertrieben haben, ist die ganze europäische Ge- 
schichte die Geschichte der Siege der kriegerischen Rassen über 
die weniger kriegerischen . . .« 45). 

Folgerichtig erblickt dieser Schriftsteller das Hauptkri- 
terium des Fortschritts in der Entwicklung der Kriegstüchtig 
keit: »Der Fortschritt der Kriegskunst ist die augenscheinlichste, 
fast hätte ich gesagt prächtigste Tatsache in der Menschheits- 
geschichte« 458). 

Und es ist nur logisch, wenn er schließlich erklärt: Das 
Volk, das siegt, ist das Volk, dem der Sieg gebührt« $7). 

Gegenüber dieser Folgerung der panmilitaristischen Welt- 





45) Walter Bagehot: Physics and politics. New ed. London 
1912. S. 49. (Deutsche Tebersetzung u. d. T.: Der Ursprung der 
Nationen. Leipzig 1883. S. 58—59.) 

46) Fbenda S. 44. 

£) »The nation that wins is the nation that ought to wine. Ebenda, S. 82. 
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anschauung dürfte es genügen, auf die Ansicht zu verweisen, 
die wir am Anfang entwickelt haben, nach welcher Produktion 
und Organisation, d. h. Wirtschaft und Recht dem Krieg durch- 
aus vorangehende und ihn bedingende soziale Tatsachen sind. 
Wenn der Krieg eine aushelfende Erwerbsart ist und die fried- 
liche Organisation der Gesellschaft den Platz gegenüber der Ge- 
walt immer entschiedener behauptet, dann kann sich die Wer- 
tung der Krieges vom Standpunkte des gesellschaftlichen Fort- 
schritts und der Ethik nicht nach solchen absoluten Krite- 
rien richten. 

So gesehen ist der entwicklungsgeschichtliche und mora- 
lische Wert des Krieges ebenso eine relative Tatsache wie der 
Krieg selbst. Der Krieg ist notwendig und nützlich, solange 
Raub, Gewalt und erzwungene Arbeitsteilung ein geeignetes 
und nicht ersetzliches Mittel der Entfaltung und Organisation 
der Produktivkräfte, des Hinwegräumens der geographischen 
und politischen Hindernisse der Erweiterung des Nahrungsraumes 
sind; und die durch den Krieg entwickelten geistigen und sitt- 
lichen Eigenschaften — soferne sie nicht zugleich absolute und 
durch andersartige gesellschaftliche Bedürfnisse ebenfalls moti- 
vierte Werte darstellen — sind nur solange und insoferne gut 
und wertvoll, als sich nicht andere, bessere Möglichkeiten der 
freien Entfaltung der Wirtschaftskräfte und denen angepasste 
seelische Eigenschaften entwickelt haben. 

In dieser Hinsicht besteht zwischen dem Krieg und dem 
Kapitalismus eine enge Analogie. Wir sind von der Unvoll- 
kommenheit der heutigen Wirtschaftsordnung und von der 
Notwendigkeit, daß sie durch eine andere, bessere abgelöst wer- 
den muß, voll überzeugt. Wenn wir aber meinen, daß dies nicht 
von dem bloßen Wollen der Menschen abhängt, sondern von 
der Entfaltung der Produktivkräfte bis zu einem Grade, wo es 
überflüssig, ja unhaltbar wird, daß der eine Teil der Gemein- 
schaft herrschen und der andere unter der Herrschaft behalten 
werden können soll — dann können wir unmöglich nicht wün- 
schen, daß die Klasse, welche die Produktionsmittel beherrscht, 
sie organisiert und entwickelt, sich ihrer Aufgabe je schneller 
und erfolgreicher entledige.e Wir können demnach unmöglich 
nicht wünschen — so widerspruchsvoll das auch erscheinen 
mag — daß die Eigenschaften, die zu der Entwicklung der 
kapitalistischen Produktivkräfte erforderlich sind, wie Energie, 


684 Erwin Szabó, 


Unternehmungslust, Entschiedenheit, Rücksichtslosigkeit, ja 
sogar oft Grausamkeit, in der herrschenden Klasse nicht ge- 
nügend vertreten sein sollen. Mag es noch so schwer fallen, 
anzuerkennen: es gibt kapitalistische Tugenden, weil der Kapi- 
talismus selbst eine notwendige und unvermeidliche Entwick- 
lungsstufe der Gesellschaft ist. 

Genau so verhält es sich mit dem Krieg: insoferne der Krieg 
heute eine wirtschaftliche Notwendigkeit ist, gibt es auch so- 
ziale Kriegstugenden und moralische und geistige Werte des 
Krieges. 

Wenn nichts anderes, beweist es der enge Zusammenhang 
zwischen Wirtschaftskraft und militärischer Ueberlegenheit in 
dem modernen Krieg, daß die intellektuellen und moralischen 
Ansprüche des Wirtschaftens und des Kriegführens nicht weit 
verschieden sein können. 

So wie die wirtschaftliche Ueberlegenheit kein Augen- 
blicksprodukt ist, noch das Werk des Zufalls, sondern das Er- 
gebnis der geistigen und physischen Anstrengungen von Gene- 
rationen, von der langsamen und schmerzlichen Auswahl der 
passenden und nichtpassenden Eigenschaften und der mühe- 
vollen Bewahrung der im fortwährenden Kampf geschaffenen 
Kulturwerte — läßt auch der moderne Krieg über Volkskraft, 
Volkstüchtigkeit und Lebensfähigkeit viel tiefgehendere Eigen- 
schaften entscheiden, als einstens waren die Bedingungen krie- 
gerischer Ueberlegenheit — körperliche Kraft und Tapferkeit. 

»Weit entfernt von Zufälligkeit oder oberflächlicher Ver- 
ursachung — schreibt Rudolf Steinmetz — ... sind Sieg 
oder Niederlage das Endergebnis der ganzen bisherigen Volks- 
entwicklung. Es gibt in der ganzen Geschichte eines Volkes 
nichts Bedeutendes, das keinen Beitrag zum heutigen Schlacht- 
erfolge lieferte 48). 

Tatsächlich setzt der wunderbare und gigantische Mecha- 
nismus des heutigen Krieges: die verwickelte und zur höchsten 
Stufe dertechnischen Entwicklung gebrachte Bewaffnung, die plan- 
mäßige Anwendung, Bewegung, Vor- und Rückwärtsschiebung 
vieler Millionen Menschen, die unter fortwährend wechselnden 
Verhältnissen bewerkstelligte stete Sicherung des ungeheuren 
Waffen-, Munitions- und Lebensmittelbedarfes dieser Millionen 


t) R. Steinmetz: Die Philosophie des Krieges, Leipzig 
1907. S. 167. 
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und die konsequente und harmonische Auf-ein-Zielrichtung dieser 
kolossalen menschlichen Maschinerie mitsamt der ganzen fried- 
lichen Organisation des Staates und der Gesellschaft einen solch 
hohen Grad der rationalen Ueberlegung, der Organisations- 
fähigkeit, der Selbstzucht, der geistigen und moralischen Kräfte- 
anspannung, der Entsagung und Solidarität voraus, der sich 
vom Standpunkte der moralischen Leistungsfähigkeit und ethi- 
schen Kraft den größten sozialen Kraftentfaltungen, der Arbeit 
der mächtigsten Kulturorganisationen gleichwertig anreiht. 

Und weil der Krieg keine langsame und sich gleichzeitig 
reproduzierende, sondern — im Verhältnis zur Vorbereitungs- 
zeit — gleichsam blitzartige Verausgabung der durch Gene- 
rationen aufgehäuften intellektuellen und moralischen Kräfte 
bedeutet, die Ausschaltung aller guten und schlechten Hem- 
mungen, die Freigabe der ursprünglichsten Instinkte und Re- 
flexe, höchste Gefahr und höchste Freiheit — bringt er auch 
alle guten und schlechten Eigenschaften eines Volkes potenziert 
zum Ausdruck. Und deshalb ist der moderne Krieg — wenn nur 
die zahlenmäßigen Kräfte von vornherein nicht zu ungleich sind 
— in viel höherem Maße als der wirtschaftliche Wettbewerb die 
Belastungsprobe der geistigen und sittlichen Kraft und Fähig- 
keit eines Volkes. 

Und weil die herrschenden und dienenden Klassen heute, 
zumindest im westlichen Europa, keine stammfremden Rassen 
mehr sind, sondern anthropologische und ethnische Einheiten 
bilden, und weil der Krieg, obwohl dem Interesse der herrschen- 
den Klassen dienend, durch die moderne Heeresverfassung den- 
noch ein Volkskrieg, der Krieg des gesamten Volkes geworden 
ist, bedeutet er nicht nur für die herrschenden Klassen, sondern 
auch für die arbeitenden eine Probe ihrer biologischen, intellek- 
tuellen und moralischen Tüchtigkeit. 

Von dieser Ueberlegung aus kann man Friedrich Engels 
nur recht geben, wenn er zu Beginn des deutsch-französischen 
Krieges den deutschen Sieg im Interesse der deutschen Ar- 
beiterbewegung herbeiwünscht; denn — schreibt er an Marx 
— »ein Volk, das immer nur Hiebe bekommt und Tritte, ist 
allerdings nicht das wahre, um eine soziale Revolution zu ma- 
chen« #9). 

Und man muß nicht einverstanden sein, aber verstehen 

# Der Briefwechsel etc. Bd. 4, S. 320. 
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kann man die seinerzeitige Stellungnahme eines Bruchteiles 
der italienischen Syndikalisten für den tripolitanischen Krieg, 
wenn sie begründet wird, wie Arturo Labriola es tut: 

»Oh meine Genossen, wißt ihr doch, weshalb das italienische 
Proletariat nicht genug gut ist, um eine Revolution zu 
machen? Weil dasselbe Proletariat ebensowenig gut ist, um 
einen Krieg zu machen. Lasset doch die Bourgeoisie es an das 
ernste Herumschlagen gewöhnen und ihr werdet sehen, es wird 
erlernen, dieselbe Bourgeoisie zu schlagen!« °°) 

Nun glauben wir nicht an die erzieherische Kraft der Ko- 
lonialkriege. Wir glauben nicht, daß ein jeder Krieg, selbst vom 
Standpunkte der herrschenden Klasse, ein »guter« Krieg ist und 
glauben auch nicht, daß eine jede kriegerische Kraftprobe den 
fürchterlichen Preis wert ist, der in ökonomischen, moralischen 
und Gefühlsgütern, in Leiden und Trauer, und insonderheit in 
der Wiedererweckung der primitivsten Instinkte für ihn gezahlt 
werden muß. Wo die Kräftezahl sehr ungleich ist, wo zwischen 
der technischen und organisatorischen Bereitschaft der Unter- 
schied Jahrhunderte alter Kulturarbeit klafft, wo der Krieg 
nicht der unwiderstehliche Ausbruch nach notwendiger Befrie- 
digung drängender Massengefühle ist, sondern frivoles Kriegs- 
spiel und mittelalterlicher Raubzug zu privatem Nutzen, wo er 
nicht die Revolution der nach Einheit strebenden nationalen 
Gemeinschaft ist, sondern im Gegenteil die gewaltsame Zerstö- 
rung kleiner nationaler Kulturen — dort ist der Krieg auch heute 
primitive brutale Gewalt und nicht geistige und moralische Kraft- 
probe. Nur der Wettbewerb der Gleichen gilt, und nur dessen 
Entscheidung über Stärke und Schwäche. 

Und auch die Kriege des Kapitalismus verlieren in dem 
Maße ihre moralische Beweiskraft, als in der Entwicklung der 
Produktivkräfte andere Faktoren vordringen und im wirt- 
schaftlichen Völkerwettbewerb Wirtschaftswerte und nicht 
militärische und politische Elemente überragen. 

Je fortgeschrittener der Konzentrationsprozeß, desto ge- 
ringer die Zahl derer, für die alle Opfer des Krieges nicht nur 


50) 3O miei compagni, sapete voi perchè il proletariato d’Italia non è buono 
a fare una rivoluzione? Perchè appunto esso non e nemmeno buono a fare una 
guerra. Lasciate che la borghesia lo abitui a battersi sul serio, e poi vedrete 
che imparerà a battere la stessa borghesia'« A, Labriola: La prima im- 
presa collettiva della Nuova Italia, in: Pro e contro la guerra 
di Tripoli. Discussioni di G. Barni ecc. Napoli 1912, S. 49. 
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kein persönliches Opfer bedeuten, meistens nicht einmal ein 
Risiko, sondern gerade die beste und bequemste Gelegenheit, 
ihr Vermögen und ihre Macht zu stärken; je zahlreicher die- 
jenigen, die durch die Steigerung der Rentabilität unendlich 
wenig, aber durch die Befreiung der Produktivkräfte alles ge- 
winnen können, desto offenkundiger wird es, daß der Nutzen 
der Wenigen in gar keinem Verhältnis steht zu dem Verlust, 
den die fortwährende Unterordnung der Produktivität der riesen- 
haft gewachsenen Wirtschaftskräfte unter die Interessen der 
Rentabilität für die ganze Gemeinschaft bedeutet. Und je 
zahlreicher diejenigen sind, je mehr es die ganze bewaffnete 
Nation ist, für die der Krieg bloß Wagnis, der Sieg verschwin- 
dend kleiner persönlicher Gewinn ist, und je tiefer sie zum Be- 
wußtsein kommen, daß die Abschaffung der Herrschaft der we- 
nigen Gewinnenden weniger Opfer verlangt und mehr Glück 
verspricht, als die durch das Blut und das Glück der Vielen auf- 
rechterhaltene Herrschaft Nutzen und Freude bedeutet — desto 
näher der Zeitpunkt, wo die arbeitenden und Kriegsdienst tuen- 
den Klassen — wenn nötig, mittelst der ihnen durch den Ka- 
pitalismus eingeimpften Kriegstugenden: durch Revolution — 
die Verfügungsgewalt über die Produktivkräfte in die eigenen 
Hände bringen und dem Herrschaftsverhältnis, der Hauptur- 
sache des Krieges und bald ihrem einzigen Interessenten, ein 
Ende bereiten. Und dann wird, wenigstens für die auf das Pro- 
duktivitätsprinzip aufgebauten Gesellschaften, die Notwendig- 
keit und die Gefahr des Kriegführens aufhören. 

Für die Menschheit aber brauchen wir nicht zu befürchten, 
daß dieses Zeitalter der Tapferkeit, des Mutes, der Männlich- 
keit und anderer, heute mit dem Krieg assoziierter Tugenden 
entbehren wird. Die immanenten Entwicklungstendenzen der 
Gesellschaft stecken den Nationen und den Individuen immer 
Aufgaben, die eine geistige, moralische und körperliche An- 
spannung erfordern. Es wird für die menschlichen Energien 
immer Tätigkeitsgebiete geben, wo sie nicht weniger Gelegen- 
heit zur Entfaltung von Mut und Uebersichstreben, von körper- 
licher und seelischer Tüchtigkeit finden werden, als im Kriege. 
Wie es denn auch heute, im kriegerischen Zeitalter, auf den 
meisten Gebieten der friedlichen Wirtschafts- und Geistesarbeit 
so ist, ohne daß diese Selbsterhöhung durch den Ausbruch aller 
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ursprünglichen, aller tierischen, aller bestialischen Instinkte 
erkauft werden müßte. 

Man fürchte auch nicht, daß dieses Zeitalter die Herrschaft der 
evangelischen Tugendhaftigkeit, der unmännlichen geistigen Fried- 
lichkeit bringen werde, die Gesellschaft ds Ein Hirt, Eine 
Herde, die Herdeninstinkte. Die Abschaffung der Gewalt- 
herrschaft muß notwendig dem Wettbewerb der biologisch Besten: 
der zu körperlicher und geistiger Arbeit Tüchtigsten Platz machen. 
Das wird dann der richtige freie Wettbewerb sein, in welchem 
wirklich der siegt, dem der Sieg gebührt *). 


*) Es sei erwähnt, daß diese Abhandlung bereits im Dezember 1914 ab- 
geschlossen wurde. 
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Mit Recht sind in unserer Wissenschaft die Vergleiche mit 
Vorgängen in der unbeseelten Natur und auch mit biologischen 
und anatomischen Feststellungen verpönt. Aber was wissen- 
schaftlich als ein nicht nachahmenswerter Versuch geistvoller 
Bahnbrecher den Späteren erscheint, kann unter anderen Ge- 
sichtspunkten, so z. B. unter den pädagogischen nicht unbedingt 
als wertlos zu bezeichnen sein. Neben der Untersuchung eines 
Tatsachenkomplexes mit allen seinen wirklichen Ursachen und 
seinen zu gewärtigenden Wirkungen können auch — unter 
praktischen Erwägungen — die Wirkungen dieser wissenschaft- 
lich ganz anders darzustellenden Erscheinungen auf ein Volks- 
ganzes und einen großen Teil des Volkes oder selbst über die 
Völker hinaus klargestellt werden durch den Vergleich. Von nichts 
gilt dies mehr als von dem ungeheuren Weltkrieg, der die Massen 
wie die Individuen ausnahmslos in Mitleidenschaft zieht, und der 
explosiv zerstörend zu wirken scheint nicht nur auf den Schlacht- 
feldern, sondern auch in unseren sozialen Beziehungen, auf die 
Stellung der Parteien, auf die Struktur der Gesellschaft jedes 
Landes und dauernd auf die Beziehungen der Wirtschaften, 
der geistigen, wie der organisatorischen Arbeit der verschic- 
denen Völker. 

Wie ein ungeheuerlicher, nicht zur Ruhe kommender Ge- 
wittersturm, wie eine Sturmflut, die alle Deiche zerstört und in 
das wohlgehegte Land gewaltige Fluten wirft, wie eine Sintflut 
aus vorgeschichtlicher Zeit erscheint Millionen Menschen dieser 
Krieg. Alles entwurzelt er ihnen, alles zerstört er, was bisher 
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gewesen ist, vernichtend rast er, vieles zerknickend, was bisher 
festgefügter Besitz war. Die alte Welt, die vor diesem Gewitter 
bestand, geht unter, so denken viele und eine neue große und 
bessere, so meinen viele, die die Hoffnung aufrechterhält, wird 
erstehen auf den Trümmern einer vernichteten und nicht mehr 
daseinsberechtigten Welt. 

p 


I. Die Krise des Internationalismus. 


Der Krieg ist heute Millionen etwas gegebenes, etwas, wor- 
an sie sich gewöhnt haben; weit hinter ihnen, fast vergessen, 
ohne jedes geistige Band liegt die Vergangenheit. Diese Ver- 
gangenheit ist etwas abgeschlossenes für sie, sie scheinen nicht 
den Wunsch zu haben,.anzuknüpfen an das, was war. Der Krieg 
soll der Schöpfer der neuen Welt sein. Aus dem Tod soll neues 
Leben sprießen. Die so denken, vergessen ganz, daß der so ge- 
waltig zerstörende Krieg eine Erscheinung von Monaten, daß 
der Zustand der Welt in dem Frieden vor dem Weltkriege das 
Ergebnis einer geschichtlichen Entwicklung, vor allem der kapi- 
talistischen Entwicklung, der höchsten Entfaltung der Technik, 
der innigsten Verflechtung geistiger und wirtschaftlicher Be- 
tätigung der Nationen ist. 

Weil diese fundamentale Tatsache unserer Geschichte wäh- 
rend dieses Krieges von so vielen, von Gelehrten wie Richtern, 
von Industriellen wie Kaufleuten, von Politikern wie Oekono- 
men vergessen wird, darum erscheint als das Ideal einer künf- 
tigen Neugestaltung der Welt oder doch unseres Landes nicht 
die Anknüpfung an die durch den Krieg zerrissene Bande der 
Völker, an die vor allem jedem Nationalökonomen geläufigen 
weltwirtschaftlichen Tatsachen, an den Warenaustausch, Kapi- 
talexport und -import, an die internationalen Unternehmungen 
in Industrie, Handel und Verkehr, an die gewaltigen sozialen 
Wanderungen, die dauernden und zeitweiligen, an die sich 
hieraus ergebenden mannigfachen Organisationsbedürfnisse, an 
die Tatsachen der Staatsverträge, an die Vergleichsnotwendig- 
keiten der Statistik, an die sich früher zwingend .aufdrängende 
Kooperation der Wissenschaft, nicht zuletzt der nationalöko- 
nomischen und statistischen. All das scheint vielen für immer 
verschwunden. An Stelle dieser noch nirgends die Nationali- 
täten aufhebenden internationalen Beziehungen tritt als Ideal 
der aus dem griechischen Stadtstaat erwachsene aristotelische 
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Gedanke der Adtapxix, der dauernden Trennung von den anderen 
Völkern, deren jedes einen geschlossenen Handelsstaat zu bil- 
den hätte, in den nichts über die Grenzen hereinkommt, außer 
vielleicht einigen, durch unsere Urproduktion und unsere che- 
mische Technik nicht ersetzbare Rohstoffe. So wäre das nach- 
wirkende Kriegsergebnis ein dauerndes Fermnbleiben aller an- 
deren Nationen in der Wirtschaft genau ebenso wie in der Wis- 
senschaft; nicht nur keine wissenschaftlichen Kongresse, sondern 
auch kein Zitieren fremder wissenschaftlicher Werke hätte 
nach mancher Meinung die Regel zu bilden. Man lebt für sich 
und ignoriert die ganze übrige Welt. 

So unverständlich dem nüchternen Nationalökonomen 
eine derartige Auffassung erscheinen muß, so bleibt doch die 
soziologische Tatsache für den Augenblick bestehen, daß der- 
artige Gedankengänge in Deutschland jetzt außerordentlich 
verbreitet sind und scheinbar zu einem mächtigen Faktor in 
unserem Geistesleben geworden sind. Gegen diese Auffassung 
anzukämpfen, ist während der Zeit des Krieges nicht leicht. 
Der Krieg, der unser ganzes Leben bestimmt, der direkt und in- 
direkt uns völlig gefangen nimmt, bringt keine Tatsache deut- 
licher in Erscheinung, als die Trennung der Völker. Diese Tren- 
nung ist wegen des Umfangs des Krieges und wegen der vor 
dem Kriege zur höchsten Entwicklung gelangten Verkehrs- 
beziehungen, die nun seit elf Monaten abgeschnitten sind, eine 
der sichtbarsten Erscheinungen, die die Veränderung der Kriegs- 
zeit von den Gewohnheiten des Friedens erweisen. Wir leben 
doch trotz all der abgeschnittenen Beziehungen, trotzdem wir 
kein Kupfer aus Amerika, keine Eisenerze aus Spanien, keine 
Wolle aus Australien, keine Modelle aus Paris, keine statisti- 
schen Publikationen aus England, keine Pflaumen aus Serbien 
und keine Erdarbeiter aus Montenegro erhalten. Warum soll 
das nicht immer so sein? So fragen sich Hunderttausende. Sie 
geben sich in der während der Kriegszeit durchaus begreif- 
lichen Beengung ihres Gesichtskreises die Antwort: »Es ist gut 
so, wir stützen uns auf uns und wir werden allein bleiben und 
unsere heutigen Feinde werden dauernden Schaden davon haben. 
Entbehren sie doch schon heute während des Krieges die Medi- 
kamente und Anilinfarben aus Höchst und aus Leverkusen, 
die Spielwaren aus Sonneberg und aus Nürnberg, die Konfek- 


tion aus Berlin und Stettin, die Zünder aus Stuttgart und tau- 
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sende andere Dinge. Wir können ohne sie leben, das zeigen wir 
ihnen alltäglich, sie entbehren uns auf das schwerste. Wir 
wollen nicht ankämpfen gegen diese scheinbar zwingende 
Logik, das ist an dieser Stelle nicht notwendig. Es genügt doch 
durchaus zu zeigen, daß die Wirkungen des Krieges erst im 
Frieden vollständig erkannt werden. All die Einschränkungen, 
die wir heute in patriotischer Freudigkeit oder in vernunft- 
gemäßer Resignation tragen, all die Möglichkeiten des Ersatzes, 
den der gewaltige Bedarf des Heeres erzwingt, all die Verschie- 
bung der durch den Krieg uns aufgenötigten Lasten, alle Ver- 
pflichtungen für die Opfer des Krieges, alle Verheerungen der 
Staats-, Volks- und Privatwirtschaften wie der zahlreichen 
Kommunen werden wir erst nach dem Kriege in ihrer vollen 
Größe und Wirkung erfassen. 


II. Die Wiederanknüpfung internationaler 
Beziehungen. 


Ob wirs wollen oder ob wirs verfluchen, wir werden nach dem 
Kriege hunderttausendfältig die Fäden anknüpfen sehen, die 
der Weltkrieg zerrissen hat. Wochen hindurch werden die unter- 
seeischen Kabel und die die europäischen Länder verbinden- 
den Telegraphendrähte überlastet sein durch die Bestellung 
von Rohmaterialien, Hilfsstoffen, Halbfabrikaten und Fertig- 
produkten. — Die erschöpften Lager wird man eiligst zu füllen 
suchen. Die Lager werden erschöpft sein im eigenen Lande, 
und ob man es freundnachbarlich nennt oder nicht, das bisher 
feindliche Ausland wird sich gegenseitig aushelfen. Goldströme 
werden wieder zu fließen beginnen und unser papierenes Zeit- 
alter für einige Zeit wieder in den Hintergrund drängen, bis 
das. Kreditwesen wieder durch sichere Auskünfte und durch 
wachsendes Vertrauen neu gegründet sein wird. Damit dies 
geschehe, werden die Banken wieder in Beziehungen treten mit 
den Banken im Auslande und ihre Filialen im bis dahin feind- 
lichen Auslande werden ebenso in die alte Wirksamkeit zu 
treten suchen, wie die industriellen Unternehmungen auslän- 
discher Gesellschaften befreit von den staatlichen Aufsichten 
und den drohenden Liquidationen wieder in Gang kommen. 

Aber nicht bloß Waren aller Art werden ausgetauscht, 
nicht nur Kapital wird wieder zu internationaler Funktion ge- 
langen, auch die Menschen werden über die Grenzen drängen. 
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Nicht zuletzt die Deutschen, die sich in Paris und in London, 
in Petersburg und Tokio vor dem Kriege betätigt haben, und 
die ihr Lebenswerk nach dem Kriege dort fortsetzen müssen, 
wenn sie nicht im eigenen Vaterlande sozial degradiert wer- 
den wollen. Nicht bloß die alten Beziehungen werden sehn- 
suchtsvoll und hoffnungsreich wieder aufgenommen werden, 
auch nach neuen Beziehungen wird man Ausschau halten. Der 
alte Pfadfinder deutscher Industrie, der reisende Kaufmann 
wird durch keinerlei aristotelische oder Fichtesche Erwägung 
zwischen Aachen und Beuthen festgebannt bleiben und der 
deutsche Arbeiter wird wiederum nach der besten Verwertung 
seiner Arbeitskraft suchen, natürlich zuerst in der Heimat, 
aber wenn die Heimat sie ihm nicht schaffen kann, im 
Auslande, dort wo er auch schon früher ein Herold deutscher 
Tüchtigkeit, ein Träger deutscher ÖOrganisationskunst und 
ein wirtschaftlich lange nicht genug gewürdigter Vermittler 
deutscher Maschinen und Werkzeuge, wie anderer industrieller 
Produkte war. ’ 

Alle Anstrengungen werden wir machen müssen, um die 
im Auslande aus den gleichen Erwägungen, die wir für Deutsch- 
land geschildert haben, sich emportürmenden Hemmnisse deut- 
schen Exportes zu überwinden. Wir können auf diesen Ex- 
port nicht verzichten, und wir hoffen, diesen Export, freilich 
nach einer längeren Pause und nach der Besiegung so man- 
cher Schwierigkeiten wieder zurückzugewinnen. Aber da das 
nicht sofort möglich sein wird, da das Ausland sich gegen den 
Bezug unserer Waren sträuben wird, da die Kriegsideologien, 
die im feindlichen Ausland wohl so stark sein werden wie 
bei uns, eine Zeitlang Macht behalten werden über die ökono- 
mischen Nützlichkeiten, so werden wir mit einer in der Dauer 
heute nicht feststellbaren Verminderung des Beschäftigungs- 
grades unserer Arbeiter und Angestellten in der Industrie wie 
im Handel zu rechnen haben, gemessen an den Maßstäben der 
letzten Friedensjahre. Solange diese Exporthemmung nicht 
überwunden sein wird, oder wenigstens nicht stark abflaut, 
wird sie den Antrieb bilden zum Menschenexport. 


Ill. Abwanderungstendenzen. 


An Stelle der Waren werden wir Menschen nach Paris und 


nach London senden. Die Menschen werden nach einiger Zeit 
45° 
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vielleicht freundlicher aufgenommen werden als die Waren, 
denn die Menschen können ja helfen, die Waren, die man ver- 
abscheut, im eigenen Lande herzustellen. Die deutschen Ar- 
beiter und Angestellten werden vielleicht notwendig sein, vor 
allem in dem durch den Krieg menschenverarmten Frankreich, 
sie werden, wenn auch weniger mit freundlichen Mienen als 
mit Mißtrauen, doch als notwendiger Ersatz der durch den Krieg 
für immer verlorenen eigenen Arbeiter aufgenommen werden. 
Nicht anders wird es sein in England und in Rußland und auch 
südlich der Donau und der Save und jenseits des Isonzo. 
Nicht bloß der verminderte Export wird viele Menschen 
über die Grenzen treiben, auch der nach dem Kriege einge- 
schnürte deutsche Markt. Mit wie wenig Menschen kommen wir 
heute schon aus und wieviele von diesen wenigen Menschen 
arbeiten in der Kriegsindustrie, die im Frieden teils stillstehen 
wird, sicherlich abflauen muß. Hunderttausende Angestellte 
und Arbeiter sind durch billigere Arbeitskräfte, durch Frauen 
und Mädchen durch Alte und Invalide ersetzt. So mancher, 
der zurückkehrt, wird seinen Platz besetzt finden durch eine 
billigere Arbeitskraft, man wird einen Wechsel nicht wünschen. 
Der Krieg hat zur Bescheidenheit, Genügsamkeit und ernster 
Lebensführung erzogen. Diese Erziehung zur Sparsamkeit 
durch den Krieg wird über den Krieg dauern. Sie wird eine 
verminderte Nachfrage nach Arbeitskräften zur Folge haben. 
Die gewaltige Steigerung der öffentlichen Lasten, im Reiche 
durch die Verzinsung der Kriegsanleihen, die alljährlich wohl 
mehr als eine und eine halbe Milliarde verschlingen muß, und 
durch die Sorge für die Opfer des Krieges, die vermutlich nicht 
weniger erfordern wird, die Kosten für den Aufbau der vom 
Feinde zerstörten Gebiete, die wachsenden Leistungen auch 
an Staat, Reich und Gemeinde werden die Ausgabenwirtschaft 
fast aller Privatwirtschaften notwendigerweise einengen und 
damit die Warenproduktion vermindern, den Bedarf an Ar- 
beitern zurückgehen lassen. Der Wunsch, die während des 
Krieges erlittenen Verluste rasch wieder auszugleichen, das 
Streben, den ausländischen Abnehmer zum Kauf deutscher 
Produkte durch billigen Preis zu zwingen und sich auf dem ein- 
geschnürten inneren Markte durchzusetzen, werden zu einer 
raffinierten Fabrikorganisation, zu einer gesteigerten Spar- 
samkeit mit der menschlichen Arbeitskraft, vor allem durch 
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Einführung von Akkordsystemen führen, die die Arbeitslei- 
stung auf das Höchste steigern und eine entsprechende Ver- 
minderung der Zahl der beschäftigten Arbeiter herbeiführen 
müssen. 

Daß die gewerkschaftliche Kraft diesen Bestrebungen 
entgegengestellt werden muß, ist selbstverständlich, aber diese 
gewerkschaftliche Kraft wird durch all die hier dargestellten 
Bedingungen nach dem Kriege nicht gestärkt sein. Niemand 
weiß auch, wie sich die Millionen von den Kriegsschauplätzen 
zurückströmenden Arbeiter und Angestellten einreihen werden 
in die Caders der beruflichen Organisationen, während sie das 
Angebot der Arbeitskraft gewaltig steigern werden. Jeder 
weiß, daß unter den Zurückkehrenden hunderttausende Ar- 
beiter sein werden, die infolge des Krieges nicht mehr Voll- 
arbeiter sind, und die leicht auf den Arbeitslohn durch billi- 
ges Angebot drücken können und manchen gesunden Arbeiter 
aus der Heimat hinausdrängen werden und eine eigenartige 
Reservearmee für die Industrie, vor allem bei wirtschaftlichen 
Kämpfen bilden werden. 

Endlich darf man nicht vergessen, daß ein großer Teil des 
in der vergangenen Friedenszeit in unserer Industrie wirkenden 
umlaufenden Kapitals während der Kriegszeit festgelegt wurde 
in den Anleihen des Reiches, so daß eine Beengung der indu- 
striellen Produktion wegen des Fehlens des umlaufenden Kapi- 
tals, wegen des durch die öffentlichen Korporationen auf das 
Höchste angespannten Kredites der Banken und der Spar- 
kassen eintreten wird. Die Notwendigkeit der Lombardierung 
von Anleihen und der heiße Wettbewerb um den Rohstoff- 
bezug, der dem Auslande mit Gold bezahlt werden muß, kön- 
nen leicht zu hohen Goldagio und zu starker Anziehung des 
Zinsfußes und damit zu einer Hemmung des Unternehmungs- 
triebes führen. Alle diese Erscheinungen wirken auf den Ar- 
beitsmarkt, sie werden ein Antrieb sein zum Suchen von Ar- 
beitsgelegenheit im Auslande. 


IV. Die Arbeiterwanderungen. 


Aus den gleichen Ursachen werden sich in allen Wirtschafts- 
gebieten die gleichen Erscheinungen einstellen. Bei uns wie in 
den Staaten, die mit uns heute verbündet, und die mit uns ver- 
feindet sind, wie auch in den durch den Krieg schwer leiden- 
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den neutralen Staaten. Ein Fluten von Arbeitskräften über 
alle Grenzen wird sich nach dem Frieden ergeben. Die öko- 
nomischen Notwendigkeiten werden stärker sein als die na- 
tionalen Hemmnisse, Italien und Rußland, Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn, die skandinavischen Staaten und die Schweiz, 
die Balkanländer und Belgien werden Leute, die vor wenigen 
Monaten das Gewehr gegen den Feind getragen haben, oder 
Gewehr bei Fuß an der Grenze gestanden, in das Ausland ent- 
senden voller Sehnsucht, die Sense führen oder am Schraub- 
stock unter fremden Menschen stehen zu können. Viele werden 
enttäuscht auch in der Fremde nicht finden, was sie in der 
Heimat vergebens gesucht haben, auf schwere Widerstände, 
auf Mißtrauen und Uebelwollen werden sie stoßen. Das wird 
nicht die Tatsache der sozialen Massenwanderung nach dem 
Kriege abschwächen, ja es verschärft diese Tatsachen und 
macht sie erst recht zu einem der wichtigsten Probleme in der 
Friedenszeit. 


Die Massenerscheinungen der Arbeiterwanderungen nach 
dem Kriege ruft uns wichtige Probleme ins Gedächtnis, die 
schon vor dem Kriege die Arbeiterorganisationen befaßt haben. 
Es sind durchaus nicht nur individuelle Sorgen der Ausgewan- 
derten. Es sind kollektive Sorgen für den Staat, der nach dem 
Kriege wieder zu Handels- und Niederlassungsverträgen kom- 
men und für die gleiche Behandlung des Eingewanderten wie 
des Einheimischen nach Möglichkeit Sicherungen zu schaffen 
hat. Es sind auch Sorgen der Berufsorganisationen der Ar- 
beiter, Sorgen der Berufsorganisationen des Auswandererstaa- 
tes wie des Einwandererstaates. Es sind Sorgen für die Berufs- 
organisation im Interesse des auswandernden organisierten 
Arbeiters, wie Sorgen der Gewerkschaft des Staates, in den 
eingewandert wird, wie Sorgen für den Arbeiter an sich, wenn 
auch differenziert, je nachdem er organisiert war, oder unor- 
ganisiert ist. Ueberall werden sich diese Probleme, wenn auch 
freilich nicht überall sofort in gleicher Stärke und in durchaus 
gleicher Art ergeben müssen. Ueberall wird der Krieg den Ge- 
werkschaften neue Aufgaben stellen für die aus dem Felde heim 
kehrenden Arbeiter, für die durch die Stillestellung der Kriegs- 
industrien leidenden Arbeiter und Arbeiterinnen, für die aus 
der Kriegszeit übernommenen arbeitslosen Arbeiter und Ar- 
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beiterinnen. Die Sorgen werden verschärft werden durch die 
Einordnung und durch die Schwierigkeit der lohnpolitischen 
Behandlung der kriegsbeschädigten Arbeiter. Einigermaßen 
gemildert werden diese Schwierigkeiten durch die Abwanderung 
von Arbeitern ins Ausland, aber vieleicht mehr als ausgeglichen in 
manchen Ländern durch die Zuwanderung aus dem Auslande. 

Diese zu verhindern wird ja vielleicht der Gedanke dieser 
oder jener vor den Schwierigkeiten zurückschreckenden Ge- 
werkschaftsleiter sein, aber dieser Versuch kann nicht von Er- 
folg begleitet sein, denn die Maßregeln gegen die einwandern- 
den Arbeiter können zu Repressalien ausländischer Gewerk- 
schaften gegen die auswandernden Arbeiter des eigenen Landes 
führen. Erwägungen der hohen Politik werden die Regierungen 
nötigen, berechtigten Beschwerden von Einwandernden nach- 
zugehen, auch die Industriellen, die die fremden Arbeits- 
kräfte anwenden wollen, würden einer derartigen Politik der 
Gewerkschaften Widerstand entgegensetzen. Diese Politik, 
die sicherlich nur ausnahmsweise erwogen werden würde, könnte 
sich nicht durchsetzen, weil sie im Widerspruche stände mit 
der ganzen bisherigen Geschichte und auch mit den mehr als 
momentanen Interessen der gewerkschaftlichen Organisation. 
Sie werden also nach einem Wege suchen müssen, einen Wider- 
streit der Interessen der einwandernden und der einheimischen 
Arbeiter zu verhindern. Sie werden das nicht individuell er- 
möglichen können, weil sie den einzelnen einwandernden Ar- 
beiter nicht kennen, nicht erfassen, nicht beeinflussen können, 
sie werden ihn schon vor der Auswanderung bestimmen müs- 
sen. Das vermag aber bloß die heimische Organisation des 
auswandernden Arbeiters; so wird sich schon hieraus die Not- 
wendigkeit ergeben, die Beziehungen zwischen den Gewerk- 
schaften verschiedener Länder zu praktischer Wirksamkeit neu 
anzuknüpfen. 


V. Neuanknüpfung wirtschaflicher Be- 
ziehungen. 


Die Völker, die Regierungen, die Organisationen, die füh- 
renden Personen und die einzelnen Individuen werden sich 
nach dem Kriege zuerst schwer hineinfinden, mit den durch den 
Krieg auf das äußerste verfeindeten Nationen, ihren Regie- 
rungen, Organisationen und Individuen in die vor dem Kriege 
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gewohnten Beziehungen zu treten. Das ist psychologisch ebenso 
begreiflich, wie es infolge der zahllosen Notwendigkeiten des 
Verkehrswesens — diesen Begriff soweit als möglich genommen 
— nicht ein Hemmnis der Zusammenführung aufeinander an- 
gewiesener Menschengruppen und Institutionen sein kann. 
Es wird wieder ein Luxuszug von Paris nach Petersburg über 
deutsches Gebiet und von Petersburg nach Cannes über österreichi- 
sches Gebiet gehen und deutsche Schiffe werden russische La- 
dungen nach England und englische Schiffe australische Schaf- 
wollballen nach Hamburg bringen. Man wird uns wieder die 
Pariser Depeschen direkt nach Berlin und nicht mehr über 
Bern zugehen lassen. Immer dichter und immer fester wird 
das Netz der internationalen Beziehungen der Volkswirtschaf- 
ten werden und immer enger werden die persönlichen Bezie- 
hungen der Menschen und der Organisationen werden, denen 
sich die Menschen im Zeitalter der Kollektivitäten einreihen 
müssen. 

So sehr der Krieg in unsere ganze wirtschaftliche Verfas- 
sung tiefe Klüfte gerissen hat, so wenig vermag selbst dieser 
Weltkrieg die weltwirtschaftlichen Zusammenhänge und Notwen- 
digkeiten zu zerreißen. Viele bestehen trotz des Krieges, sie 
ruhen und werden sofort erwachen zu neuem warmem Leben, 
sobald die zwingenden Hemmnisse des Kriegszustandes auf- 
gehört haben. Ganz abgesehen hiervon werden sich aus den 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten wiederum neue öffentlich- 
rechtliche Ausdrucksformen ergeben. Die nach dem Kriege 
zur vollen Triebkraft wieder erwachten Organismen werden 
alles zu erneuern suchen, was an Hilfsmitteln zur Erfüllung 
höchster Wirkungsmöglichkeiten vor dem Kriege geschaffen 
wurde. Es sind keine wirtschaftlich denkende Menschen, die 
in nationalem Ueberschwange Europa in ein Svstem geschios- 
sener Handelsstaaten oder Autarkien verwandelt sehen wollen. 
Das ereignisreichste und volkswirtschaftlich revolutionärste 
Jahrhundert ist seit Fichte und Jahrtausende sind seit Ari- 
stoteles verflossen. An die Seifenblasen veıstiegener über- 
nationaler Phantasten, an denen sich während des Krieges sonst 
ernsthafte Männer gefreut haben, wird man in der Zeit des 
Friedens, in der Zeit des Wiederaufbaues des materiell und 
ideell Zerstörten nicht denken. Wer wirtschaftlich denkt und 
wer aus der wirtschaftlichen Unterlage die Erscheinungen des 
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gesellschaftlichen und geistigen Lebens zu begreifen gewohnt 
ist, der wird nicht meinen, daß nur die notwendigen wirtschaft- 
lichen Zusammenhänge nach dem Kriege angeknüpft werden, 
er wird hoffen, daß sich aus diesen Notwendigkeiten auch die 
feineren und höheren Gebilde, die gesellschaftlichen Ausdrucks- 
formen und die engeren menschlichen Beziehungen entwik- 
keln werden. Je mehr wir in das Zeitalter der Kollektivitäten 
hineinwachsen, je mehr der einzelne Mensch mit seiner Liebe 
und seinem Hasse als treibendes Moment zurücktritt, je mehr 
er sich nur als Exekutor eines gemeinsamen Willens fühlt, de- 
sto unpersönlicher wird er und desto leichter wird es ihm nach 
dem Kriege werden, die Hemmungen zu überwinden, die in der 
Erinnerung an den Krieg, vor allem an den Krieg mit der Druk- 
kerschwärze in ihm festgewurzelt scheinen. 

Die Jahre nach dem Kriege dürften auf allen Gebieten 
Jahre des Wiederaufbaues und der Neuanknüpfung_ zerris- 
sener Beziehungen werden. Auf vielen Gebieten wird man nur 
tastend und schüchtern die Beziehungen mit anderen Völkern 
gewinnen. In allen wirtschaftlichen Dingen und in all dem, 
was mit der Volkswirtschaft zusammenhängt, sind die Men- 
schen weit robuster, als in allen sonstigen Lebensgewohnheiten 
und Lebensäußerungen. Kein Nationalökonom wird meinen, 
daß das Arbitragegeschäft nach dem Frieden und nach der 
Wiedereröffung der Börsen nicht zur alten Blüte gedeihen wird. 
Die internationale Wirksamkeit der großen Banken, für die 
wir da nur ein Beispiel angeführt haben, wird sofort lebendig wer- 
den sobald die Voraussetzungen ihres Wirkens gegeben sein werden. 
Dabei wollen wir ganz schweigen von den Vermutungen, daß 
auch während des Krieges und trotz der Schließung der Bör- 
sen das Arbitragegeschäft nicht erstorben ist. Kommt es nach 
dem Kriege zum vollen Leben, so beweist das, daß die wichtig- 
sten Exponenten unserer Volkswirtschaft sofort die Beziehun- 
gen aufnehmen werden, sobald die äußere Möglichkeit hiefür ge- 
geben ist. Wenn wir aber wissen, daß für die Großbank heute die 
Tätigkeit als industrielles Finanzkapital von weit stärkerer Wich- 
tigkeit ist als das börsenmäßige Geschäft, so müssen wir mit 
der Wiederaufnahme des Kapitalexportes, damit der Be- 
fruchtung der Industrie auch außerhalb der Landesgrenzen 
der einzelnen Großbankengruppen rechnen. Hierdurch sind 
aber schon alle Voraussetzungen für die internationalen Wirt- 
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schaftsbeziehungen gegeben und damit auch die Voraussetzun- 
gen geschaffen für die internationale Verflechtung der kapi- 
talistischen Interessen und für die Zusammenführung von 
Bankgruppen verschiedener Länder zur gemeinen Wirksam- 
keit, so von internationaler Patentausbeutung, von zwi- 
schenstaatlichen Kartellen und Trusts, von internationalen 
Arbeitgeberverbänden, von internationaler Streikbrecherver- 
mittlung, von den Möglichkeiten gegenseitigen Beistandes von 
Unternehmergruppen verschiedener Länder gegen die Arbeiter, 
von internationaler Anerkennung und Durchführung von Ab- 
sperrungsmaßregeln, von schwarzen Listen und dergl. Dies löst 
eine weitere Gruppe von Notwendigkeiten internationaler Be- 
ziehungen und gegenseitiger Hilfeleistung aus, die der Arbeiter- 
organisationen. Auch hier kann man, ganz abgesehen von 
allen ideellen Momenten, mit einer rein ökonomischen Verur- 
sachung der internationalen Gewerkschaftsverbindungen rechnen. 


VI. Arbeiter- und Unternehmerorgani- 
sationen. 


Je schwieriger infolge der Aufzehrung großer Teile des 
umlaufenden Kapitales durch den Krieg und seine Verwüstun- 
gen der wirtschaftliche Kampf zwischen den einzelnen Volks- 
wirtschaften werden wird, je heißer der Kampf um die in- und 
ausländische Kundschaft und aus allen diesen Gründen das 
Streben nach billigster Produktion werden wird, desto breiter 
dürften die Reibungsflächen zwischen Arbeitergewerkschaft 
und Unternehmerverbindung werden. Schon vor dem Kriege 
unter verhältnismäßig weitaus günstigeren wirtschaftlichen 
Bedingungen sowohl des Unternehmertums als der Arbeiter- 
schaft, haben wir scharfe und immer weitere Gebiete, ja 
über die Landesgrenzen hinausgreifende Kämpfe, Riesenstreiks 
und Massenaussperrungen gehabt. Alles spricht dafür, daß 
wir — wenn auch nicht sofort nach dem Kriege, sondern nach 
einer längeren Frist, die zur Rekonstruktion der Organisationen 
erforderlich sein wird — mit gigantischen Kämpfen zwischen 
Arbeitern und Unternehmern zu rechnen haben dürften. Der 
Kampf der Lebensinteressen der Klassen wird auf dem stei- 
nigeren Boden nach dem Kriege härter werden als vorher. Ueber- 
all wird man sich nach Bundesgenossen umsehen, überall wird 
man bemüht sein, alle Außenseiter auszuschalten, die Arbeiter 
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die Streikbrecher, die Unternehmer die Fabrikanten, die Streik- 
arbeit machen. Das ist aber nur möglich durch die Organisation 
und das wird bei den sich ganz notwendigerweise wieder ein- 
stellenden weltwirtschaftlichen Zusammenhängen nur möglich 
sein durch die internationale Verbindung der Organisationen 
der Unternehmer einerseits, der Arbeiter andererseits. 


VII. Internationale und wirtschaftliche 
| Beziehungen. 


Das Problem, um das es sich handelt, ist, so fremd es 
auch im Augenblicke strengster nationaler Scheidung der Völker 
erscheint, durchaus nicht erwachsen aus einer Ideologie internatio- 
nal gerichteter Arbeitergruppen, sondern aus ganz allgemeinen 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten. Wohl haben die Arbeiter 
stets von ihren internationalen Beziehungen weit mehr ge- 
sprochen, als die Unternehmer, aber es wäre erst durch eine 
gründliche Untersuchung nachzuweisen, ob nicht die inter- 
nationalen Beziehungen der Unternehmer von weit größerer 
volkswirtschaftlicher Bedeutung, von einer weit einschneiden- 
deren Wirkung gewesen sind, als die internationalen Beziehungen 
der Arbeiter. 

Das ganze Wirken der Arbeiterorganisation spielt sich 
als eine Bewegung der Massen ganz naturgemäß in ihren wesent- 
lichen Ausdrucksformen in der vollsten Oeffentlichkeit ab, 
es wirkt deshalb auf die Anschauungen der Gesellschaft und 
auf die öffentliche Meinung in weit höherem Maße als die tat- 
sächlich weit tiefer einschneidende Wirksamkeit der inter- 
nationalen Beziehungen der Kapitalisten. Jeder Statistiker 
weiß, wie leicht man über die Stärke von Gruppen nach äußer- 
lichen Unterscheidungen getäuscht werden kann. Eine sich 
durch Aussehen, Kleidung oder Benehmen scharf von der übrigen 
Bevölkerung abhebende Menschengruppe, deren Beruf und 
Gewohnheit sie zu starkem Verkehr auf der Straße, zu Schnel- 
ligkeit in der Bewegung und damit zu Häufigkeiten der Er- 
scheinungen nötigt, erscheint weit zahlreicher als ihre tatsächliche 
Stärke ist. So ist es auch mit den internationalen Beziehungen 
der Arbeiter. Sie lagen vor dem Kriege offen zutage, sie be- 
schäftigten immer wieder die Zeitungen der Arbeiter und ihrer 
Gegner, die Parlamente, die Regierungen, die Polizeibehörden, 
und Gerichte, sie wirkten deshalb auf die öffentliche Meinung 
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weit stärker, als die vielfach selbst dem speziellen Forscher 
unbekannten internationalen Beziehungen der Kapitalisten, die 
deren Erörterung in der Oeffentlichkeit durchaus nicht wün- 
schen, jedenfalls nicht suchen, ja die Tatsachen der inter- 
nationalen Verbindung vielfach zu verhüllen bemüht waren. 
Ein etwas scherzhaftes Beispiel sei erlaubt. Auf der letzten 
internationalen Weltausstellung in Gent hat die nationale 
belgische Radiatorengesellschaft ihre Heizkörper ausgestellt, 
auf einer großen Tafel an der Wand dieser Ausstellungskoje 
sah man eine lange Reihe von »nationalen« Radiatorengesell- 
schaften, die alle vollständig den gleichen Namen in verschie- 
denen Sprachen mit Anfügung der Landesbezeichnungen führten, 
verzeichnet. Derartige nationale Gesellschaften, die tatsächlich 
internationalen Charakter haben, in ihrer Verbindung durch 
den gegenwärtigen Krieg nur zeitweise unterbrochen sind, 
gibt es sehr viele, wenn auch oft der zwingende Nachweis nicht 
so leicht zu erbringen war, als in der zur Heiterkeit zwingenden 
Zusammenstellung dieser vielen snationalen« Gesellschaften, die 
aber tatsächlich eine internationale Gesellschaft bildeten. 
Bei diesen internationalen Beziehungen wird niemand andere 
als rein wirtschaftliche Verursachungen entdecken wollen. Man 
wird nicht zweifeln dürfen, daß sich ähnliche Verursachungen 
auch nach dem Kriege wirksam erweisen werden, man braucht 
ja nur an die internationale Ausbeutung patentierter, übrigens 
auch nicht patentierter Erfindungen zu denken. Auch in der 
Zukunft werden neben den alten wieder auflebenden internatio- 
nalen Beziehungen mannigfacher kapitalistischer Art auch wieder 
viele neue angeknüpft werden müssen. Vielleicht werden sie 
wegen der geistigen Nachwirkungen des Weltkrieges noch 
besser als vor diesem verhüllt werden, aber daß sie tatsächlich 
wirken werden, steht wohl außer Zweifel. 


VIII. Der Beginn der internationalen 
Arbeiterverbindung. 


Die weit realeren und in ihrer Wirkung leichter meßbaren 
Beziehungen internationaler Art sind die kapitalistischen. Es 
war eine geniale Konzeption, eine seherische Vorausahnung, 
die Karl Marx im Elend der Philosophie, im Kommunistischen 
Manifeste, und bei der Begründung der Internationalen Arbeiter- 
assoziation die Verbindung der Proletarier aller Länder mit 
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starkem Hinweis auf die wirtschaftliche, ja der speziell gewerk- 
schaftlichen Interessen betonen ließ und zwar zu einer Zeit, 
als es außerhalb Englands tatsächlich keine zu irgend einer 
Verbindung reife Gewerkschaften in Europa gab. Es wäre zu 
untersuchen, ob nicht neben den bekannten treibenden Mo- 
menten für die Gründung der internationalen Arbeiterasso- 
ziation bei Karl Marx auch die Auswanderung der »überflüssigen« 
Arbeiter in englische Kolonien oder die Vereinigten Staaten 
gewirkt hat, die infolge des amerikanischen Bürgerkrieges und 
der ihn begleitenden Baumwollnot von den Gewerkschaften 
und anderen Gesellschaftsschichten Englands zu Beginn der 
1860er Jahre organisiert wurde’). Es wäre dies um so wert- 
voller festzustellen, als sich begründeter Vermutung nach 
groBe Arbeiterwanderungen nach dem Kriege als notwendig 
ergeben dürften und diese zu einer starken Verknüpfung der 
Gewerkschaften des Auswanderer- und Einwandererlandes führen 
müßten. | 

Hätte die Internationale Arbeiterassoziation gerade zur Zeit 
des Ausbruches des Weltkrieges ihr 50 jähriges Jubiläum feiern 
können, so war sie doch in den 1860er und 1870er Jahren, 
gemessen an den internationalen Beziehungen des Kapitals 
und der Gewerkschaften in den letzten Jahren von einer zwerg- 
haften Unerheblichkeit, wenn auch ihı tatsächlicher Bestand 
und die von ihr ausgehenden Anregungen von höchster, bis in 
die Gegenwart nachwirkender Anregung auf die Beziehungen 
der Arbeiterparteien der verschiedenen Länder und ihrer Führer 
wie auf die Geisteswelt der Arbeitermassen blieb. Freilich 
rein gewerkschaftlich betrachtet war vor 5o Jahren nur ein 
schmaler Boden für diese internationalen Beziehungen vor- 
handen, weil die Gewerkschaften auf dem Kontinente, wo sie 
nicht ganz fehlten, zu erheblicher Leistung nicht imstande 
waren: auch war vor 50 Jahren die Verschlingung der Völker 
in das Netz des Weltmarktes noch wenig deutlich erkennbar. 
Der internationale Charakter des kapitalistischen Regimes 
hob sich aus den nationalen Wirtschaften noch nicht deutlich 
ab. All die vielen internationalen Beziehungen des Verkehrs- 
wesens, der Volkswirtschaft, des Rechts, der Wissenschaft ?), 
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die heute selbst ein Weltkrieg nicht völlig unterbrechen konnte, 
bestanden damals nicht, sie keimten kaum, vonderinternationalen 
statistischen Verbindung abgesehen, die der große Meister 
Quetelet auf der Londoner Weltausstellung im Jahre 1851 
angeregt hatte. So wurde für die Gewerkschaften diese inter- 
nationale Verbindung zu früh erweckt und doch fand sie nicht 
völlig steinigen Boden. 

Wohl hatten nur die Gewerkschaften in Deutschland eine 
zentralistische Organisation — das ist eine Erbschaft Lassalles, 
des großen Zentralisators — von Anfang an, und von einer kurzen 
Periode während des Sozialistengesetzes abgesehen, während 
die Gewerkschaften der anderen Länder aus einer lokalen Fach- 
vereinsbewegung erwachsen sind. Vor allem in England war und 
blieb die territoriale und berufliche Zersplitterung der Gewerk- 
schaften ein Hemmnis der internationalen Verbindung. 


IX. Die Reiseunterstützung. 


So sehr auch die Voraussetzungen für die internationale 
Verbindung der Gewerkschaften zu fehlen schienen, so war 
doch und zwar noch aus der zünftigen Zeit der Gesellenver- 
bindungen her das Bedürfniss einer Unterstützungseinrichtung 
über den Wirkungskreis der eigenen Organisation hinaus über- 
liefert. Die Reiseunterstützung wirkte schon in den Perioden, 
in denen die Gewerkschaften das Unterstützungswesen ver- 
warfen und in denen sie weit entfernt von nationaler Zentra- 
lisation und noch mehr von internationaler Verbindung waren, 
als ein Bindeglied verschiedener Organisationen, natürlich immer 
des gleichen Berufes, als ein Ansatz zur Gegenseitigkeit und 
zur Solidarität, als ein Bindeglied selbst über die Landesgrenzen 
hinaus. Das galt für die Gesellenbrüderschaft, die so die 
notwendigen Voraussetzungen für die Gesellenwanderung schuf. 
Diese Reiseunterstützung durch die älteren in den 1Id6oer 
und anfangs der I870er Jahre entstandenen schwächlichen 
Gewerkschaftskörper erwies sich als eine ganz besondere Not- 
wendigkeit, weil mit dem Eintreten der Gewerbefreiheit und 
dem Verschwinden der alten Innungen und ihrer Gesellen- 
organisationen die gewohnten Unterstützungen für den reisenden 
Handwerksgesellen mit einem Schlage aufhörten. Auf die Be- 


menstellung internationaler Organisationen und Abmachungen staatlichen und 
wissenschaftlichen Charakters, 
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deutung der Reiseunterstützung als des ältesten Unterstützungs- 
zweiges, als des wichtigsten Verbindungsmittels der zünftigen 
Gesellenverbindungen mit der modernen Gewerkschaft, als 
eines neuen Bandes zwischen den Gewerkschaften innerhalb 
eines Landes und zwischen denen verschiedener Länder, damit 
also als einer Quelle internationaler Beziehung von Gewerk- 
schaftsorganisationen kann natürlich in diesem Zusammenhange 
nur hingewiesen werden. Eine genaue Untersuchung dieser 
sozialgeschichtlich so wichtigen Erscheinung wäre zu wünschen. 

Man wird die Reiseunterstützung nicht als eine isolierte 
Erscheinung betrachten dürfen, denn aus ihr sprießt ja schon 
wjeder mancherlei neue Beziehung zwischen dem Unterstützung 
heischenden Zuwandernden und der die Unterstützung leistenden 
Organisation. Arbeitsvermittlung oder auch der Wunsch, daß 
der Zuwandernde weiter wandere und als Ankommender kein 
Störer der im Augenblicke geplanten Maßnahmen der organi- 
sierten Arbeiterschaft werde, schafft schon eine Verbindung 
mit ihm. Um ihn willfährig zu machen den Wünschen der 
Organisation die ihm die Unterstützung auszahlt, muß er mit 
einem bestimmten Pflichtgefühl durch die Organisation er- 
füllt worden sein, von der er ausgegangen ist. Es muß ein Stück 
Arbeitersolidarität in ihm erzogen worden sein, was der mittel- 
alterlichen Gesellenorganisation schon in frühen Jahrhunderten 
gelungen war. Rechnet der Zuwandernde nicht nur auf Reise- 
unterstützung, sondern auch auf Arbeitsvermittlung, so rechnet 
er auch auf Sicherung in seinem Arbeitsverhältnis und auf 
Wahrung seiner Interessen durch die Gewerkschaft des Ortes, 
in den er zugewandert ist. Der Zusammenhang der Wander- 
bewegung und der innigen Verknüpfung der gewerkschaftlichen 
Organisationen ist weit stärker als man vermutet. Hier liegt 
überhaupt die stärkste Wurzel der Verbindungen der Gewerk- 
schaften wenigstens in ihren Anfängen und der ersten Zentra- 
lisationsbestrebungen. Auch mit der höheren Entwicklung 
der Gewerkschaften und mit dem langsamen Versiegen der 
Handwerksgesellentraditionen im modernen Fabrikarbeiter hören 
die Wanderungen der Arbeiter durchaus noch nicht auf, sie 
bekommen nur einen neuen Anstoß und einen anderen Charakter, 
sie werden zu einer eigenartigen Massenerscheinung des ge- 
sellschaftlichen Lebens und der wirtschaftlichen Zusammen- 
hänge. Die sozialen Wanderungen in der Zeit des ausgebildeten 
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Kapitalismus haben oft weit länger währende Folgen, als die 
alte Gesellenwanderung, die doch nur, um ein kennzeichnendes 
Wort aus der Geschichte der Compagnonages anzuführen, eine 
Tour de France war: In der Regel kein langer Aufenthalt in 
einem Orte und an einer Arbeitsstelle, möglichst viele Orte 
berühren in den Jahren der Wanderung und doch zuletzt und 
zwar oft schon, bevor man ein vollreifer Mann wurde, zurück- 
kehren in den Ausgangspunkt, in den Lehrort, der zumeist auch 
der Heimatsort war. Ganz anders die Wanderungen der in- 
dustriellen Arbeiter in unseren Tagen, von der überseeischen 
Auswanderung ganz zu schweigen: Die starke Anziehung großer 
industrieller Zentren und die dauernde Niederlassung vieler 
zugewanderter Arbeiter. Die Organisation der Arbeitsver- 
mittlung, die genauere Kenntnis der Lohnverhältnisse in fremden 
Orten, die Durchsetzung des Tarifvertrags, die Vorzüge ver- 
schiedener Orte, gemessen an den Bedürfnissen der Arbeiter, 
die wachsende Publizität durch die Zeitungen, die allgemeine 
Verbreitung der Kenntnis des Lesens bei den Arbeiten und 
die Zusammenwürfelung und Solidarisierung von Arbeitern 
verschiedenster Herkunft in jedem Betriebe steigern die Wan- 
derungen der Arbeiter und machen die Zuwanderung zu einem 
ebenso wichtigen volkswirtschaftlichen wie gewerkschaftlichen 
Problem. 

Der Ausgleich kann natürlich kein vollkommener sein, 
Gebiete mit höheren Löhnen sind starke Zuwanderungsge- 
biete, Gebiete mit schlechten Löhnen Abwanderungsgebiete, 
doch kann diese Feststellung nicht ausreichen. Der hoch- 
qualifizierte und gut entlohnte Arbeiter im Gebiet mit hohen 
Löhnen wird oft mit noch höheren Löhnen bei niedrigeren 
Lebenskosten von den Unternehmern in das Gebiet der tiefen 
Löhne gezogen, um seine Qualifikation auf die rückständige 
Arbeiterschaft des ökonomisch zurückgebliebenen Landes wirken 
zu lassen, oder diese erst den Aufgaben der modernen Produktion 
anzupassen. Einen Nachklang der alten Wanderlust des Hand- 
werksburschen sehen wir noch immer in der Sucht, neue Länder 
zu sehen, die den deutschen Arbeiter vor allem, aber durchaus 
nicht bloß den deutschen Arbeiter noch zuweilen zu ganz 
abenteuerlichen Reisen veranlaßt. Eine ganz besondere Er- 
scheinung der Wanderbewegung, die für die Gewerkschaften, 
vor allem der baugewerblichen Gruppen, von größerer Bedeutung 
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sind, sind die Wanderungen der Saisonarbeiter, von denen am 
bekanntesten die der italienischen Bauarbeiter sind; auch der 
Balkan, Rußland, Oesterreich-Ungarn und andere Länder ent- 
senden derartige Saisonarbeiter. Oft halten sie sich einige Jahre 
im fremden Wirtschaftsgebiete auf, um dann dauernd oder für 
begrenzte Zeit in die Heimat zurückzuströmen. Diese Arbeiter- 
massen, die in ständiger unorganisierter Bewegung begriffen 
sind, können die Politik der Arbeiterorganisationen stören, 
das ganze mühsam erreichte Kräfteverhältnis zwischen Arbeiter- 
organisation und Unternehmertum erschüttern, ja aufheben, 
wenn nicht durch die gewerkschaftliche Organisation für die 
Eingliederung der Zuwandernden, aber auch für die Erziehung 
der Abwandernden durch die Organisation des Ausgangslandes 
gesorgt worden ist. 

Schon diese Wanderungsbewegung, bevor sie wirksam 
in Erscheinung tritt, zu regulieren, ist eine große gewerkschaftliche 
Aufgabe, die selbstverständlich die internationale Verbindung 
der Gewerkschaften zur zwingenden Voraussetzung hat. Ueberall 
wird bei den ersten Beratungen von Gewerkschaftsvertretern 
verschiedener Länder dieses Problem erörtert. So beschloß 
der erste internationale Metallarbeiterkongreß (August 1893), 
den angeschlossenen Gewerkschaften zu empfehlen, die Reise- 
unterstützung in allen Ländern obligatorisch einzuführen, 
organisierte Metallarbeiter beim Betreten eines mitbeteiligten 
Landes als Mitglieder betreffender Landesorganisation zu be- 
handeln, wenn sie nachweisbar mindestens 6 Monate einer 
Organisation des früheren Landes angehört haben und die 
Reiseunterstützung nach Entfernungen zu regeln und eine 
Ausgleichung für mehrbelastende Länder stattfinden zu lassen. 
Praktisch blieb freilich dieser Beschluß ohne Wirksamkeit ?). 
Am weitesten ist in der Regulierung der Wanderbewegung im 
Interesse der Gewerkschaft des Einwandererstaates die inter- 
nationale Verbindung der Buchdruckerorganisationen gegangen. 
Sie macht den Eintritt in ein Arbeitsverhältnis in einem fremden 
Staate in der Regel abhängig von der Anfrage bei der Organi- 
sation des Staates, in dem der Arbeiter Beschäftigung annehmen 


3) Internationale Verbindung der Gewerkschaften nach einem Vortrag 
des Verbandsvorsitzenden Alexander Schlicke vor der Mitgliederversammlung 
am 21. März 1915 im Musiksaal des Gewerkschaftsbauses in Hamburg, Hamburg 
1915, S. 2I. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, 39. 3. 46 
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will und von der Zustimmung der Organisation in diesem Staate. 
Damit ist für die Staaten, in denen die Verbände der Buch- 
drucker fast alle Berufsgenossen erfassen und in denen 
ein festgefügtes Tarifverhältnis und eine gute Arbeitsver- 
mittlung ausgebaut ist, eine fast vollkommene Regulierung 
der Wanderung und ihrer Beeinflussung des Arbeitsmarktes 
durchgeführt. Auch starke Wirkungen für die Länder mit nicht 
so vollkommener Organisation der Buchdrucker wurden er- 
reicht, die Arbeiterwanderung und das Arbeitsangebot durch 
ausländische Berufsgenossen wurde durch die einheimische 
Gewerkschaftsorganisation stark bestimmt. Bei den Buch- 
druckern handelt es sich hierbei um eine Erscheinung nicht 
ausnahmsweiser Art, die etwa bloß aus Anlaß von Lohnbe- 
wegungen gekannt wird, sondern um einen normalen Zustand. 
Wohl wird darüber geklagt, daß einzelne Verbände von diesen 
Machtbefugnissen zu ihren Gunsten und zum Schaden der 
Berufskollegen in den Auswanderungsländern allzu starken 
und eigennützigen Gebrauch gemacht haben, es hat deswegen 
mancherlei bemerkenswerte Erörterung zwischen den Orga- 
nisationen gegeben. Aber auch diese Konflikte sind bemerkens- 
wert, denn sie sind nur möglich bei dem Bestehen einer tat- 
sächlich wirkenden internationalen Verbindung der Organi- 
sationen des gleichen Berufes. 

Haben die Buchdrucker, diese ausgebildetste Gewerk- 
schaftsorganisation, ein verhältnismäßig vollkommenes und ab- 
solutes System der Regulierung der Wanderbewegung zustande 
gebracht, so finden sie Ansätze zu diesem System in allen ge- 
werkschaftlichen Organisationen mit Wirkung der internationalen 
Verbindung oder auch nur mit internationalen Beziehungen. 
Freilich sind diese Regulierungen der Wanderbewegung bei 
den anderen Organisationen nur möglich bei Lohnbewegungen, 
bei Vorbereitung von Streiks, aber auch schon bei von langer 
Hand geplanten Erörterungen über das Arbeitsverhältnis mit 
den Unternehmern, hier und da selbst bei dem Streben schlechte 
Lohngebiete durch Abhaltung von Zuwanderung zu — ein 
landwirtschaftlicher Ausdruck wird gestattet sein — meliorieren. 
Schon die ununterbrochene Berichterstattung in den gewerk- 
schaftlichen Fachzeitungen und die noch freilich stark zu ver- 
bessernde Berichterstattung in den internationalen Gewerk- 
schaftsblättern über die Lohn- und Arbeitsbedingungen gibt 
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der Wanderbewegung Richtung und Ableitung. Dazu kommen 
die Sperren von Orten und großen Gebieten, die in auffallender 
Schrift und an besonders hervorragender Stelle in den Gewerk- 
schaftszeitungen der verschiedenen Länder mit häufigen Wieder- 
holungen veröffentlicht werden. Derartige Warnungen, die 
nicht bloß in diesen Zeitungen veröffentlicht werden, sondern 
auch durch Plakate in den Verkehrslokalen und Geschäfts- 
stellen der Gewerkschaften bekannt gegeben werden und die die 
Reiseunterstützungsauszahler einprägen, wirken auch auf den 
nicht solidarisch gesinnten Berufsgenossen durch das Aus- 
fallen der Reiseunterstützung in den Auszahlungsstellen, über 
die der Weg in das gesperrte Gebiet geht. 

Gemeinsame Interessen der Gewerkschaften des Aus- 
wanderungs- und des Einwandererstaates wirken da zusammen. 
Die Regulierung der Wanderbewegung kommt auch zum Aus- 
druck in den bei den meisten Gewerkschaften üblichen gegen- 
seitigen Verrechnungen der an die Mitglieder der fremden Or- 
ganisation ausgezahlten Reiseunterstützungsgelder. So ergibt 
sich auch ein materielles Interesse der Gewerkschaft des Aus- 
wanderungsstaates an einer der Gewerkschaft des Einwanderer- 
staates unerwünschten Durchwanderung des Landes. Die Ge- 
werkschaft des Einwanderungsstaates kann auch durch Be- 
einflussung der Arbeitsvermittlung, aber auch durch andere 
Mittel die Festsetzung des Arbeiters aus dem fremden Lande, 
wenn auch nicht verhindern, so doch erschweren, wodurch 
der Gewerkschaft des Auswanderungslandes die statutarisch 
höchst zulässigen Kosten einer Reiseunterstützung erwachsen, 
ohne daß das abwandernde Mitglied einer neuen Organisation 
zugeführt wird. Vielfach tritt er erst in die neue Organisation, 
nachdem er im Einwanderungslande in ein festes Arbeitsver- 
hältnis getreten ist, also seine Wanderbewegung ein vorläufiges 
oder dauerndes Ende gefunden hat. Deswegen ist auch die 
Arbeitsvermittlung der Gewerkschaften des Einwanderungs- 
staates oder der von ihr beeinflußten Arbeitsvermittlungsein- 
richtungen von Bedeutung für den zuwandernden Arbeiter. 


X. Die Arbeitsvermittlung. 


Die Arbeitsvermittlung ist freilich den Arbeitern immer 
mehr entwunden worden, so daß der paritätische Arbeitsnach- 


weis den gewerkschaftlichen Organisationen der meisten Länder 
46® 





710 Adolf Braun, 


immer mehr als erstrebenswertes Ziel erscheinen muß, damit 
die Unternehmer das Machtmittel des Arbeitsnachweises nicht 
ganz in die Hand bekommen oder behalten. Trotzdem sind 
die Vorteile der Arbeitsvermittlung allen zuwandernden Ar- 
beitern durch die internationale Organisation zu sichern, so- 
weit die Gewerkschaften auf diese Vermittlung der Arbeits- 
kraft Einfluß nehmen können. Weil die gewerkschaftlichen 
Organisationen immer mehr von der Arbeitsvermittlung ver- 
drängt werden, wächst das Interesse der Arbeiterorganisation, 
das Angebot der Arbeitskräfte, soweit es irgendwie möglich 
ist, zu beeinflussen, zu dirigieren und, als gewerkschaftliches 
Kampfmittel, auch völlig zum Stillstand zu bringen. Um das 
zu erieichen, muß die gewerkschaftliche Organisation nicht 
bloß auf die Arbeiter im eigenen Lande, sondern auch auf die 
Zuwanderung der Arbeiter über die Grenzen und auf die Fern- 
haltung dieser Arbeiter regulierenden Einfluß nehmen können. 
Deshalb heißt es auch in den Statuten der internationalen Union 
der Holzarbeiter, daß insbesondere die Aufgabe der Union 
sein soll: c) Bei Lohnkämpfen dem Zuzug fremder Arbeits- 
kräfte abzuhalten *). In dem Gegenseitigkeitsvertrag zwischen 
den deı internationalen Buchbinderföderation angehörenden 
Verbänden heißt es im Absatz 105): Bei großen Streiks und 
Aussperrungen kann der davon betroffene Verband auch die 
Reise- und Arbeitslosenunterstützung für zureisende Mitglieder 
der Gegenseitigkeits-Verbände auf eine für den jeweiligen Fall 
zu bestimmende Dauer ganz aufheben. Seitens des in Frage 
kommenden Verbandes ist sowohl hiervon als auch von der 
Aufhebung einer solchen Maßregel dem internationalen Buch- 
binder-Sekretariat möglichst vorher Kenntnis zu geben und 
durch dieses den übrigen Verbänden mitzuteilen. 

Auf der Tagesordnung ê) des freilich wegen des Ausbruchs 
des Krieges nicht abgehaltenen, für Ende August 1914 einbe- 
rufenen Kongresses der »Internationalen Vereinigung der Ver- 
bände der Bäcker und Konditoren« war als 5. Punkt festge- 


4) Bulletin der internationalen Union der Holzarbeiter 11. Jahrgang (1914 
Nr. 3, S. 43). 

5) Handbuch für die Bevollmächtigten des deutschen Buchbinderverbandes. 
Berlin 1908, S. 237. 

6€) Jahrbuch 1914 des Zentralverbandes der Bäcker, Konditoren und ver- 
wandten Berufsgenossen Deutschlands, Hamburg 1915, S. 122, 
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setzt: Der Ausbau der Gegenseitigkeit im Unterstützungs- 
wesen. 

Die Regulierung des Arbeitsmarktes ist, wie wir oben auch 
für die Buchdrucker schon gezeigt haben, frei von aller Ideologie, 
eine der großen Aufgaben rein wirtschaftlicher Art und von 
praktischer Durchsichtigkeit, die zur Verbindung der Gewerk- 
schaften verschiedener Länder, zur internationalen Verbindung 
geführt haben. 


XI. Streikprobleme. 


Ist diese Regelung der Arbeiterwanderung von Land zu 
Land notwendig, um den Gewerkschaften ihren Einfluß auf 
die Regelung der Arbeitsbedingungen zu sichern, so gilt dies 
natürlich im besonders hohen Maße zur Zeit der Vorbereitung 
von Lohnbewegungen, während der Führung von Streiks und 
natürlich wenn Aussperrungen zu befürchten sind und bei tat- 
sächlichen Lockouts. Die Regelung der Zuwanderung, die 
Notwendigkeit, schon vor Ueberschreiten der Grenzen, wie 
es bei den Buchdruckern die Regel bildet, wie das von anderen 
Gewerkschaften gefordert wird, die Behörden der Organisation 
des Einwanderungslandes von den Absichten der Zuwanderung zu 
verständigen und ihr Einverständnis hierfür zu verlangen, weiter 
die sofortige Fühlung des einwandernden Arbeiters in den Reise- 
auszahlungsstellen mit der Gewerkschaft des bisher fremden 
Landes bereiten die Eingliederung des einwandernden Arbeiters 
in die Gewerkschaftspolitik des Einwanderungslandes vor. 
Er kann sofort über tarifarische Arbeitsbedingungen, über 
zu vermeidende Werkstätten und Fabriken, über Orte, in denen 
sich Lohnbewegungen vorbereiten, über Arbeitsbedingungen 
und Arbeitsgewohnheiten, über Verpflichtungen der Mitglieder 
der Gewerkschaft und ihren Vertrauensmännern gegenüber unter- 
richtet werden, oder es werden ihm bestimmte Personen ge- 
nannt, an die er sich zu wenden hat, durch die er die betreffenden 
Auskünfte und Hinweise erhält. Gewerkschaftshäuser, Her- 
bergen, Verkehrslokale, Arbeitsnachweisstellen erfährt er, er 
wird eingegliedert und eingesponnen in diese neue Gewerkschaft, 
er wird ihrer Lohnpolitik unterworfen und er kann nicht mehr 
zu einem Kampfmittel der Unternehmerorganisation gegen 
die Gewerkschaft werden. Wird die Gewerkschaft richtig ge- 
leitet, so wird sie zwischen dem Zuwandernden und dem ein- 
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heimischen Arbeiter keinen Unterschied machen, der Zuwandernde 
wird bald vollständig aufgegangen sein in die neue Kollektivität, 
so daß er als Teil des Ganzen so handelt, wie es dem Ganzen 
not tut. Das allein ist eine Aufgabe, die die Existenz inter- 
nationaler Verbindung der Gewerkschaften als notwendig und 
tatsächlichen Bedürfnissen entsprechend erscheinen läßt. 
Für jede Streikbewegung ist es eines der entscheidenden 
Momente, sowohl alle im Streikbereiche anwesenden Berufs- 
genossen der Streikpolitik unterzuordnen, wozu vor allem 
gehört, auch ihre Abwanderung erzwingen zu können, als auch 
den Zuzug von Arbeitern fernzuhalten. Bei der Entwicklung 
des heutigen Verkehrswesens, bei den großen Mitteln, die Streik- 
brecheragenten zur Herbeiführung eines Arbeiterangebotes auf- 
wenden können, wird es eine der wichtigsten Aufgaben der 
gewerkschaftlichen Streikpolitik, die Arbeitersolidarität für jeden 
Streik zu sichern. Das geschieht durch eine systematische 
Beeinflussung der Arbeitermassen, nicht nur der organisierten, 
sondern auch der unorganisierten Arbeiter, die selbst den mit 
dem Streik nicht einverstandenen Arbeitern, auch den nicht 
organisierten Arbeitern, auch den Arbeitern, deren Interesse 
der Streik widerspricht, das Brechen des Streiks als eine ver- 
werfliche und verächtliche Handlung unter allen Umständen 
erscheinen läßt. Um aber auch die ausländischen Arbeiter 
in die Solidarität der Streikführung einzuzwingen, ist die inter- 
nationale Verbindung der Arbeiter, ist die Ueberzeugung von 
der völligen Gleichheit aller gewerkschaftlichen Arbeiterin- 
teressen und von der gemeinsamen Gegensätzlichkeit aller 
Unternehmerinteressen ohne Unterschied des Standortes ihrer 
Betriebe von außerordentlicher Bedeutung. Deshalb ist auch 
die Unterrichtung der Arbeiter über anscheinend für sie völlig 
gleichgültige Streiks in anderen Ländern durch Notizen in 
den Fachblättern und auch in der politischen Arbeiterpresse, 
durch Plakatierung in den Verkehrslokalen, durch Aufmerksam- 
machung in Versammlungen von weit größerer praktischer 
Bedeutung, als es dem Fernerstehenden erscheinen mag, wenn 
auch viele Arbeiter, selbst Gewerkschaftsbeamte nicht immer 
den Zweck dieser systematischen Beeinflussung erkennen. 
Ueber die allgemeine Solidarität mit jedem Streik, die 
rein theoretisch als Erziehungsmittel von Bedeutung sein kann, 
wenn auch ihre praktische Wirksamkeit vielfach gar nicht in 
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Erscheinung treten kann, steht die Solidarität mit ausländischen 
Streiks in den durchaus nicht mehr seltenen Fällen, wo das 
Unternehmen, gegen das der Streik geführt wird, internationale 
Bedeutung hat. Zahlreiche Industrieunternehmungen, auch 
Verkehrs- und Handelsunternehmungen sind nun im Besitze 
von Erwerbsgesellschaften, die Fabriken, Zweigniederlassungen, 
Bureaus, Absatzorganisationen in anderen Ländern besitzen, 
Dies gilt für die deutschen und amerikanischen Konzerne in 
der Elektrizitätsindustrie, dies gilt für die chemische und Metall- 
industrie, für Transportanstalten und Handelsgesellschaften, 
sicherlich für weit mehr Betriebe, als wir vermuten. Neben 
diesen direkten Verflechtungen finden sich zahlreiche Unter- 
ordnungen verschiedener Unternehmungen gleicher Art im In- 
lande und im Auslande unter die Beherrschung durch die gleichen 
Banken. In allen diesen und in vielen ähnlichen Fällen 
wird der gewerkschaftliche Kampf erschwert durch die Er- 
setzung der infolge eines Streiks stille gesetzten Unternehmung 
durch die Schwesterunternehmung oder die Schwesterunter- 
nehmungen im Auslande. Eine Kontrolle dieser Unterneh- 
mungen zur Verhütung der Lieferung von Streikarbeit wird 
dann zu einer internationalen Aufgabe, die der gewerkschaft- 
lichen Organisation des fremden Landes zufällt. Diese ge- 
werkschaftliche Organisation kann auch ihren Einfluß wirken 
lassen, um die Produktion zum Ersatze der durch den Streik 
unmöglichen Warenherstellung zu verhindern, um eventuell 
die Solidarität mit den ausländischen Arbeitern der gleichen 
Unternehmung praktisch zum Ausdruck zu bringen. Hier er- 
geben sich schwere, oft sehr kostspielige Solidaritätspflichten. 
Die Entscheidung eines Streiks kann durch die ausländische 
Organisation statt durch die inländische herbeigeführt werden. 

Diese Möglichkeiten des Zusammenwirkens der Arbeiter 
verschiedener Länder, aber der gleichen internationalen Unter- 
nehmung treten durchaus nicht nur bei Streiks, Aussperrungen 
und ihren Vorbereitungen in Erscheinung, sondern auch schon 
in Friedenszeit, ja als eine ganz regelmäßige und ständige ge- 
werkschaftliche Betätigung. Die Vertrauensmänner der ge- 
werkschaftlich organisierten Arbeiter von Betrieben mit Stand- 
orten in mehreren Ländern stehen dann in ununterbrochener 
Fühlung miteinander. Sie tauschen gegenseitig ihre Erfahrungen 
aus, sie informieren sich über die tatsächlichen Löhne und Akkord- 
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sätze 7), über jede Aenderung dieser und anderer Arbeitsbe- 
dingungen, über den Geschäftsgang, über Arbeiterentlassungen, 
Ueberstunden, über neue Artikel, über die Gliederung der 
Produktion in den verschiedenen Fabriken des gleichen Unter- 
nehmens, über die Stellung, Aufgaben und Rechte der Monteure, 
usw. Diese Vertrauensmänner kommen auch von Zeit zu Zeit 
zusammen, sie wirken im Rahmen ihrer eigenen Organisationen 
als eine engere internationale Verbindung mit sehr praktischen 
Zwecken. Ueber diese Beziehungen dringt selbstverständlich 
schon weil es sich um einen engeren und klar umschriebenen 
Kreis von Interessenten handelt, nur wenig in die Oeffentlichkeit. 
Daß diese Beziehungen für die Lohnpolitik der Arbeiter und 
Arbeiterinnen in den größten Betrieben der Weltwirtschaft 
von hoher Bedeutung sein können und daß sie eine Anpassung 
der gewerkschaftlichen Organisation an die höchsten Erschei- 
nungen des industriellen Kapitalismus darstellen und gerade 
deshalb internationalen Charakter haben müssen, ist leicht 
zu erkennen. 


XII Unterstützung ausländischer Streiks. 


Die internationale Verbindung der Gewerkschaften wirkt 
natürlich ‚besonders stark dann, wenn es zu außergewöhnlichen 
Lohnbewegungen kommt. Die große Aussperrung der Maschinen- 
bauer in England, die Riesenaussperrung in den skandinavischen 
Ländern, vor allem die allgemeine Aussperrung in Schweden, 
haben die Gewerkschaften zu Leistungen veranlaßt, die weit 
über ihre eigenen Mittel gingen und die die Notwendigkeit 
solidarischen Zusammenwirkens der gewerkschaftlichen Zu- 
sammenfassungen verschiedener Länder notwendig erscheinen 
ließen. In der Praxis ergeben sich da zwei Formen der Unter- 
stützungsmethoden: die normale, aber begreiflicherweise nur 
in einem engen Rahmen mögliche Unterstützung ist die aus 
den Mitteln der internationalen Sekretariate, die vorläufig sehr 
beschränkt sind. So berichtet der internationale Sekretär an 
den (freilich nicht stattgefundenen) 5. internationalen Kongreß 
der Schuh- und Lederarbeiter in Wien für die Zeit vom Juli 
1gıo bis Juli 1914, daß er den Schweizer Schuhmachern 4424 M. 
44 Pfg., den französischen Schuhmachern 3000 Frs., der bul- 


?) Braun, Adolf, Die Siemens-Schuckertwerke in Berlin, Nürnberg, 
Wien. Nürnberg 1905. 
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garischen Schuhmacherorganisation M. 501,60, zusammen 
7361,04 M. aus internationalen Mitteln bezahlt habe®). So klein 
diese Summe erscheinen mag, so ist sie doch in der ganzen Aus- 
gabenwirtschaft der internationalen Schuh- und Lederorgani- 
sation sehr beträchtlich, beträgt sie doch mehr als die Hälfte 
der Gesamtausgabe in jener Periode, die 13 587,39 M. betragen 
hat. Auch Organisationen, die der internationalen Verbindung 
nicht angehören, erfuhren von internationalen Föderationen 
Unterstützungen. Das müssen durchaus nicht reine Ausflüsse 
der Solidarität sein, hierbei können ausschließlich sachliche wirt- 
schaftliche Erwägungen wirken, um die Arbeiter jener Länder 
zu verhindern, sich bei Streiks im Auslande ihrer Verpflich- 
tungen zu entschlagen. Eine andere Form internationaler Streik- 
unterstützung bildet sich in den skandinavischen Ländern, 
die die Vorläuferin einer späteren höheren Entwicklung der inter- 
nationalen Verbindung der Gewerkschaften sein dürfte. Sohaben 
sich die Gruppen der Transportarbeiter, Hafenarbeiter und 
Seeleute von Schweden, Norwegen, Finnland und Dänemark 
zu einem Kartell vereinigt, das auch eine gemeinsame Streik- 
unterstützung mit Umlageverfahren vorsieht. Der Verbands- 
vorstand des deutschen Transportarbeiterverbandes bemerkt 
dazu: »Was hier im kleinen geschaffen worden ist, wird, wenn 
die Organisationen in allen Ländern erst einmal einigermaßen 
stabil geworden sind, wahrscheinlich auch für die gesamte Inter- 
nationale eingeführt werden. Ein entsprechender Entwurf 
lag dem internationalen Transportarbeiter-Kongresse in London 
bereits zur Beratung vor®). Die Formen, Einrichtungen, 
Streikbedingungen, Streikkontrollen, die finanziellen Mittel, 
die Beitragshöhe, das Verhältnis der organisierten zu den un- 
organisierten Arbeitern sind in den verschiedenen Ländern 
noch so stark voneinander verschieden, daß diese Abweichungen 
selbst bei den entschiedensten Befürwortern der internationalen 
Verbindung der Gewerkschaften eine internationale Regelung 
der Streikunterstützung unmöglich gemacht haben. Nicht daß 
diese Unterstützung nicht als wünschenswert anerkannt wäre, 
aber es ist bisher nicht möglich gewesen, Garantien für eine 


8) Internationale Korrespondenz des Sekretärs der internationalen Schuh- 
und Lederarbeiter-Union Nr. 7 (August 1914) S. 7 und 9. 

») Jahrbuch 1913 des deutschen Transportarbeitergeberverbandes heraus- 
gegeben vom Verbandsvorstand Berlin 1914 S. 99. 
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Gleichmäßigkeit von Leistungen und Ansprüchen an einen 
zu schaffenden internationalen Streikfonds herbeizuführen. Je 
ausgebildeter eine Organisation ist, desto mehr sucht sie leicht- 
fertige Streiks zu verhindern, desto stärker sucht sie genau 
die Aussichten und die Erfolgmöglichkeit eines Streiks zu 
prüfen. Je schwächer, je weniger ausgebildet eine gewerk- 
schaftliche Organisation ist, desto größer wird natürlich die 
Gefahr, daß sie planlos und unüberlegt Streiks beginnt, oder 
daß sie selbst klug begonnene Streiks nicht im richtigen, noch 
Erfolge verheißenden Augenblicke zu beendigen versucht. Der- 
artige nicht rationell begonnene und geführte Streiks würden 
aber nur gefördert werden, wenn die Aufbringung der Mittel 
für die Streiks nicht der Gewerkschaft eines einzelnen Landes, 
sondern der internationalen Verbindung der Gewerkschaften 
zufallen würde. Haben die Gewerkschaften eines einzelnen 
Landes, soweit sie einen höheren Grad der Organisation er- 
reicht haben, die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Streiks 
den einzelnen Mitgliedschaften und Verwaltungsstellen entzogen 
und der Zentralleitung, die für die Beischaffung der Mittel zu 
sorgen hat, ganz oder zum größten Teil das Entscheidungs- 
recht über die Proklamierung des Streiks zugewiesen, so kann 
dieses trefflich bewährte System aus mannigfachen Gründen 
auf den internationalen Boden nicht übertragen werden ; wenigstens 
vermögen jetzt und auf lange absehbare Zeit die internationalen 
Sekretariate nicht, die Verantwortung für die Berechtigung 
und für die Erfolgswahrscheinlichkeit von Streiks im Auslande 
zu übernehmen. 

Man kann auch das Prinzip nicht aufstellen, daß Abwehr- 
streiks und Aussperrungen international unter allen Umständen 
zu unterstützen sind. Eine gut organisierte Gewerkschaft ist 
längst davon abgekommen, die Lohnkämpfe anders als nach 
ihren Erfolgmöglichkeiten zu werten. Nicht ob ein Streik 
moralisch berechtigt ist, sondern ob er Erfolg verspricht und 
ob er selbst in diesem Falle notwendig ist und ob er nicht vor 
anderen Lohnkämpfen und Ausgabenotwendigkeiten der Ge- 
werkschaft zurückstehen muß, wird immer mehr das entscheidende 
Unterscheidungsmerkmal zwischen den zu unterstützenden und 
den nicht zu bewilligenden Streiks. Also auch nicht jeder Ab- 
wehrstreik im Lande darf unterstützt werden, das müßte natür- 
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lich dann auch nicht für die internationale Verbindung der 
Gewerkschaften gelten. 

Richtig ist, daß die internationale Verbindung der Ge- 
werkschaften einen besonders starken Anstoß erhalten hat durch 
die Erwartung, eine internationale Streikunterstützung herbei- 
führen zu können. So heißt es in dem in Nr. 81 des berliner 
Vorwärts vom 8. April 1891 veröffentlichten Aufruf zur Be- 
schickung eines internationalen Metallarbeiterkongresses in 
Brüssel!®), daß die Einberufung u.a. zu begründen sei durch 
das Bemühen des Unternehmertums, bei Streiks und Aussper- 
rungen Arbeiter anderer Länder zu Scabs oder Streikbrechern 
zu benützen. Als Tagesordnung war u. a. vorgeschlagen die 
Aufbringung von Geldern bei stattfindenden Streiks oder Aus- 
sperrungen. Es kam damals noch nicht zu dieser Metallarbeiter- 
Internationale, wohl aber zu einer Zusammenkunft in Brüssel, 
in der Vertreter des dänischen Dansk Smede og Maskinarbeider, 
Forbund die Fernhaltung des Zuzugs bei größeren Streiks und 
Aussperrungen vorschlugen. In finanzieller Hinsicht empfahlen 
die dänischen Metallarbeiter nur die Errichtung von gegen- 
seitigen Reiseunterstützungskassen. Beschlossen wurde auf An- 
trag des damaligen Vertrauensmannes der Metallarbeiter Deutsch- 
lands, des gegenwärtigen Reichstags- und Landtagsabgeordneten 
Martin Segitz, daß außer den regelmäßigen Berichten die Ver- 
trauensmänner jeden Landes dem anderen Nachricht geben 
sollten, wenn eine umfangreiche Arbeitseinstellung oder sonstige 
Bewegung zum Austrag kommt, um den Zuzug zu verhindern. 
Bei größeren Arbeitseinstellungen, die durch die einzelnen 
Landesorganisationen nicht unterstützt werden könnten, sollen 
Extraunterstützungen aufgebracht werden, es sollte der zu- 
ständige Vertrauensmann zur Herausgabe von Marken im Werte 
von 20—50 Pfg. berechtigt sein. Auf dem ersten eigentlichen 
internationalen Metallarbeiterkongresse am 5. August 1893 
in Zürich wurde neben der Wanderunterstützung die gegen- 
seitige Unterstützung in Streikfällen und einzelner Gemaß- 
regelten auf die Tagesordnung gesetzt. 

Auf dem Pariser internationalen Metallarbeiterkongresse 
vom Jahr 1900 wurde u. a. als Aufgabe des schon vorher ein- 


10) Internationale Verbindungen der Gewerkschaften nach einem Vortrag 
des Verbandsvorsitzenden Alexander Schlicke vor der Mitgliederversammlung 
am 21. März 1915 in Hamburg. Hamburg 1915, SS. 16 ff. 
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gesetzten internationalen Informationsbüros der Metallarbeiter 
u. a. bezeichnet: Die Auskunftserteilung über Arbeits- und 
Organisationsverhältnisse der einzelnen Länder, die Bericht- 
erstattung über Streiks und die Veranlassung von Maßnahmen 
zur Verhinderung des Zuzugs von Arbeitswilligen aus anderen 
Ländern und zur Verhinderung von Streikarbeiten in diesem 
und die Aufbringung etwaiger Mittel durch die übrigen Nationen 
zur Unterstützung von Lohnkämpfen, zu deren alleiniger Durch- 
führung sich die Organisation eines Landes als zu schwach 
erweist. Bei diesen Aufgaben ist es bis zum heutigen Tage ge- 
blieben. Die englischen Trades Unions haben einer engeren 
Gestaltung des Gegenseitigkeitsverhältnisses stets starken Wider- 
spruch erfolgreich entgegengesetzt, so unterließen die englischen 
Trades Unions die von ihnen auf dem internationalen KongreB 
in Berlin im Jahre 1913 geforderte Abstimmung über den Gegen- 
seitigkeitsvertrag; dieser enthielt über die hier behandelte Frage 
die nachstehende Bestimmung: »Die Unterstützung bei Streiks, 
die in moralischer und materieller Unterstützung bestehen 
sollte, wovon die moralische in Fernhaltung des Zuzugs und 
Erklärung eines Sympathiestreiks, die materielle in Aufbringung 
von Mitteln mit Umlageverfahren, jedoch nicht über 6 Wochen 
bestand. Die Höhe eines wöchentlichen Extrabeitrags soll 
nicht über 8 Pfg. für das Mitglied betragen. In der Praxis haben 
die Organisationsformen für die internationale Verbindung der 
Gewerkschaften mehr als Vermittlungsinstanzen für die Unter- 
stützung großer Lohnkämpfe, für die die Mittel der in Mit- 
leidenschaft gezogenen Gewerkschaften nicht ausreichten, denn als 
direkte Unterstützer gewirkt. Insbesondere die internationale 
Verbindung der gewerkschaftlichen Landeszentralen mit ihrem 
Sitze in Berlin hat außerordentliches zur Vermittlung von 
Unterstützungsgeldern für große Lohnkämpfe schwacher oder 
zu stark in Anspruch genommener Gewerkschaftsorganisatio- 
nen geleistet. Vielfach wird dabei mit einer starken Dosis 
von Tadel bemerkt, daß die deutschen Gewerkschaften ganz 
unverhältnismäßig große Summen für internationale Zwecke 
geleistet haben, während die andeıen Gewerkschaften sich 
mehr mit billigen Sympathiekundgebungen, als mit in die Augen 
fallenden und praktisch weit wiıksameren materiellen Leistungen 
bemerkbar gemacht haben. Die tatsächliche Feststellung ıst 
durchaus richtig und wer an moralischen Wertungen besonderen 
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Gefallen findet, wird hieraus naheliegende Schlüsse ziehen. 
Der Verfasser, der sich in der ökonomischen Betrachtung stets 
von moralischen Werturteilen ferngehalten hat, sieht in 
dieser Leistung der deutschen Gewerkschaften ein Zeichen 
labar ihres Entwicklungsgangs zur Reife, ihrer finanziellen Kraft 
K ai und ihrer höheren Einsicht, wie der besseren Durchbildung 
na ihrer Mitglieder. An Stärke und finanzieller Kraft waren in 
1 Nane Europa mit den deutschen Gewerkschaften bloß die Trades 
er Dz Unions vergleichbar, aber sie haben noch einen weiten Weg zu 
machen, bis sie zu der Zentralisation der deutschen Gewerk- 
le: schaften gelangen werden. Wie weit die geistige Beeinflussung 
ay ihrer Mitgieder von denen der deutschen Gewerkschaften ent- 
enii fernt ist, zeigt ein Vergleich des Inhalts und der Art der ge- 
eng werkschaftlichen Fachorgane in deutscher und in englischer 
ker Sprache. Das Verständnis für die Verhältnisse des Auslandes 
len Ge und für die wirtschaftlichen Zusammenhänge der eigenen Arbeiter- 
te F klasse mit der Lage und mit den Entwicklungstendenzen der 
Mi Arbeiterklasse anderer Länder ist in Deutschland, wenn auch 
has absolut sicherlich nicht genügend, so relativ sehr gut in den 
RŽ Gewerkschaften entwickelt, während es in der englischen 
Pa Arbeiterschaft, deren geistiges Leben nicht zuletzt infolge der 
y übermäßigen Pflege des Sports sehr ungenügend geweckt ist, 
nur spurenhaft zu finden ist. Die gewerkschaftliche Organi- 
sation der anderen Länder, von Oesterreich, dessen Gewerkschaf- 
) ten parallel mit den Deutschen gehen, abgesehen, ist sehr schwach 
ie (7 entwickelt, vor allem sind sie finanziell sehr wenig leistungs- 
fähig und deshalb für die internationalen Solidaritätsleistungen 
in weit geringerem Maße befähigt, als die deutschen Gewerk- 
schaftsorganisationen. Ein plumper materieller Vergleich zwischen 
den finanziellen Leistungen der Gewerkschaften der einzelnen 
Länder führt also zu keinem richtigen Ergebnis. Sicherlich 
haben die deutschen Gewerkschaftsorganisationen den An- 
spruch, auf ihre Leistungen für die Gewerkschaftsorganisationen 
der anderen Länder stolz zu sein. Aber es wäre falsch, diese 
Leistungen lediglich auf ideologische Erwägungen zurückzu- 
führen. Es sind durchaus nicht nur ausländische Arbeiter- 
interessen, die die deutschen Gewerkschaften vertreten und 
wahren, wenn sie durch ihre finanzielle Unterstützung die 
Niederringung ausländischer Arbeiter durch das Unternehmer- 
tum zu verhindern suchen. Es liegt im Interesse der deutschen 
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Gewerkschaften und es ist gleichzeitig ein großes internationales 
Interesse der Gewerkschaften überhaupt, daß in den Ländern 
mit langen Arbeitszeiten und niedrigen Löhnen die Arbeits- 
bedingungen verbessert werden. Eine Annäherung der Arbeits- 
verhältnisse der verschiedenen Länder in der Richtung zu 
den fortgeschrittensten Arbeitsbedingungen ist eine Minderung 
des Schwergewichtes, das das Aufwärtsstreben höchstgestellter 
Arbeiterschichten verhindert. Wie die Gewerkschaften, wenn 
sie weitsichtig geleitet werden, im eigenen Lande vor allem 
für die Hebung der Arbeiter in den schlechten Lohngebieten 
zu wirken haben, und damit automatisch den Arbeitern in 
den guten und besten Lohngebieten nützen, so wirkt auch die 
internationale Streikunterstützung der deutschen Gewerkschaften 
an das Ausland. Auch die Berliner Arbeiter fast aller Berufe 
leisten mehr für die Gewerkschaften als sie von ihnen, in Geld 
ausgedrückt, beziehen, während man aller Wahrscheinlichkeit 
nach rechnungsmäßig für alle Gewerkschaften feststellen kann, 
daß die Gewerkschaften in den Orten unter 50 ooo Einwohnern 
erheblich mehr beziehen, als sie für die Gewerkschaften leisten. 
Es müßte ein über alle Maßen kurzsichtiger Berliner Gewerk- 
schafter sein, der aus diesen Gründen seiner Gewerkschaft den 
Rücken kehren wollte. Man könnte ihm freilich die unzweifel- 
hafte Tatsache nicht zahlenmäßig nachweisen, daß gerade die 
Unterstützung der Gewerkschaft für die Lohnkämpfe in den 
Orten unter 50 000 Einwohnern ihm sehr nütze, ja ihm mehr 
nützt, als wenn man mit dem gleichen Gelde Streiks in Berlin 
unterstützen würde. Die Lohnkämpfe in den kleinen Orten, 
die zur Erhöhung der Löhne und zur Verbesserung der sonstigen 
Arbeitsbedingungen führen, bilden ein Hemmnis für die Ab- 
wanderung dieser Arbeiter in die Gebiete mit hohen Löhnen, 
sie wirken dem Anschwellen des Arbeiterangebotes in den Groß- 
städten entgegen und fördern damit eine den Arbeitern er- 
wünschte Lohnentwicklung in den großen Städten. Diese Er- 
wägung hat dazu geführt, daß.die vor 20 und 30 Jahren auch 
in Deutschland zu hörenden Argumente für die Lokalorgani- 
sation gegen die Zentralorganisation völlig zum Schweigen 
kamen und daß sich die Zentralorganisation völlig durchge- 
setzt hat. Hier haben wir nicht nur das Analogon für die Unter- 
stützung der ausländischen Streiks durch die deutschen Ge- 
werkschaften, sondern auch die nüchterne wirtschaftliche Be- 
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gründung für dieses Vorgehen. Setzen die deutschen Arbeiter 
durch ihre Solidarität der Hinunterdrückung ihrer ausländischen 
Berufsgenossen oder der Verhinderung ihrer Lohnbewegung 
deutsche wirtschaftliche Arbeitermacht entgegen, so nützen 
sie nicht bloß diesen ausländischen Arbeitern, sie nützen auch 
sich damit, sie schaffen ein Hemmnis einer ihnen vielleicht ein- 
mal ungünstig werdenden internationalen Wanderbewegung 
und sie verhindern die Abgabe von Aufträgen in ein als billiges 
Lohngebiet verschrieenes Ausland zum Schaden der deutschen 
Arbeiterschaft. 

Neben den geschilderten materiellen Förderungen der Lohn- 
kämpfe des Auslandes ist sehr häufig die Hergabe von Dar- 
lehen an ausländische Organisationen des gleichen Berufes. 
Die Regel bildet hier wohl die zinslose Hergabe der Darlehen, 
doch werden auch die Zinssätze berechnet, die die Gewerk- 
schaften aus der Anlage ihrer Gelder sonst beziehen. 


XIII. Internationale Agitation. 


In das Gebiet der internationalen Streikunterstützung 
gehört auch die Förderung der Organisation in den Gebieten, 
aus denen erfahrungsgemäß Streikbrecher zur Verhinderung 
des Erfolges von Lohnbewegungen in das Ausland strömen. 
So waren in früheren Jahrzehnten in den Kämpfen der deutschen 
Bauarbeiter und Bauhilfsarbeiter, auch der österreichischen 
Bauarbeiter und Bauhilfsarbeiter die aus Italien kommenden 
Saisonwanderarbeiter sehr gefürchtet. Man gab sich viele 
Mühe, sie im Einwanderungslande zu organisieren, sie geistig 
zu beeinflussen und solidarisch zu verpflichten. Man ließ nach 
Deutschland aus Italien Wanderredner kommen, man stellte 
italienische Gewerkschaftsbeamte in Deutschland an. Aber 
es war selbstverständlich nicht möglich, überall wo italienische 
Bauarbeiter als Konkurrenten und etwa gar als zu fürchtende 
Streikbrecher auftraten, ihnen in ihrer Landessprache die not- 
wendige Aufklärung zu beschaffen. Wohl wurde von der General- 
kommission der Gewerkschaften in Deutschland ein eigenes 
italienisches Gewerkschaftsorgan, der Operaio Italiano gegrün- 
det und es wurden auch viele Versammlungen mit italienischen 
Referenten abgehalten. Aber diese Aufklärung und Beein- 
flussung kam in der Regel viel zu spät und konnte auch nicht 
mit der nötigen Gründlichkeit vorgenommen werden. Man 
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entschloß sich deshalb, aus den Mitteln der österreichischen 
und der deutschen Landeszentrale in den Abwanderungsge- 
bieten dieser italienischen Saisonarbeiter für eine syste- 
matische Agitation zu sorgen, so daß wir hier den Fall haben, 
daß die Schulung und Aufklärung der Arbeiter, die Erziehungs- 
organisation im Auslande mit den Mitteln der Gewerkschaften 
anderer Nationen gepflegt wurde. Auch sonst wurden unter 
verschiedenen Titeln Gelder für ähnliche Zwecke verausgabt. 
Hier wird die finanzielle Leistung zugunsten fremdländischer 
Arbeiter sicherlich auch zu deren Nutzen, aber ganz ausge- 
sprochenermaßen zum Vorteile für die geldgebende Organi- 
sation motiviert. Es ist also durchaus nicht deutsche Wolken- 
kuckucksheimerei und verständnislose Verschwendung deutscher 
Arbeitergroschen für ausländische Zwecke, die die deutschen 
Gewerkschaften zu der intensiven Pflege ihrer internationalen 
Beziehungen veranlaßt haben. Hier spielt im Gegenteil eine 
vertiefte Auffassung vom Wesen der internationalen Be- 
ziehungen bei den deutschen Gewerkschaften, eine Beein- 
flussung auch durch sozialistische die Internationale betonende 
Gedankengänge mit, aber auch ganz nüchterne wirtschaft- 
liche Erwägungen erklären durchaus zwanglos, warum die 
deutschen Arbeiter jahraus jahrein sehr erhebliche Summen 
für die Zwecke der Gewerkschaften des Auslandes verausgabt 
haben. Daß diese Politik das Ansehen der deutschen Arbeiter- 
bewegung im hohen Maße gesteigert hat, erkennt man schon 
aus der Tatsache, daß sowohl das internationale Sekretariat 
der Gewerkschaftszentralen, wie die meisten internationalen 
Berufssekretariate in Deutschland ihren Sitz haben. 


XIV. Gewerkschaftliche Anpassung. 


Ein Erschwernis des gleichmäßigen Funktionierens der 
gewerkschaftlichen Organisationen in der internationalen Ver- 
bindung in ihren Leistungsmöglichkeiten wie in ihrem Leistungs- 
willen liegt in der weitgehenden Verschiedenheit der gewerk- 
schaftlichen Einrichtungen, des Verhältnisses von oıganisier- 
baren und organisierten Arbeitern und Arbeiterinnen, der finan- 
ziellen Leistungsmöglichkeit der Organisation, der Ausbildung 
der wirtschaftlichen Denkweise der Mitglieder. Aus diesen 
Verschiedenheiten vor allem erklärt sich die schon erörterte 
Ungleichmäßigkeit der internationalen Leistungen der mit- 
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einander verbundenen Gewerkschaften, wie auch des Ver- 
ständnisses für diese Leistungen, nicht nur der ideellen, sondern 
auch der materiellen Voraussetzungen für diese Leistungen. 
Hieraus erklärt sich aber auch noch weiter das Bemühen, eine 
Annäherung der Organisationen, ihrer Einrichtungen und 
Leistungsmöglichkeiten zu schaffen. | 

Das führt zu einer immer engeren Korrespondenz. zu immer 
häufigeren persönlichen Begegnungen, zum regelmäßigen Aus- 
tausch von Zeitungen, Zirkularen, Statistiken, Tarifvertrags- 
sammlungen, Formularen, Anleitungen für die einzelnen Ver- 
waltungsstellen und Vertrauensmänner, Jahresberichten und 
den vielen anderen Veröffentlichungen der Gewerkschaften, 
deren Reichtum nur ganz wenigen Nationalökonomen bekannt 
ist. Ein wichtiges, freilich des Ausbaues noch vielfach bedürfendes 
Verständigungsmittel sind die internationalen Korrespondenz- 
blätter der Gewerkschaften, die in verschiedenen Sprachen, 
meist deutsch, französisch und englisch, oft auch noch in einer 
skandinavischen oder andern Sprache regelmäßig erscheinen. 
Internationale Sekretariate bilden ein wichtiges Bindeglied, 
sie haben einen ganz bestimmt umschriebenen, freilich noch 
nirgends vollkommen erfüllten und außerdem noch des Aus- 
baues der Aufgaben bedürfenden Pflichtenkreis. Sie geben 
auch Rechenschaftsberichte über ihre Tätigkeit heraus. Neben 
der Verbindung über das internationale Sekretariat gibt es 
zahlreiche direkte Verbindungen zwischen den international 
verbundenen Gewerkschaften. Diese Verbindung ist eine brief- 
liche und eine persönliche. Die Generalversammlungen der 
einzelnen angeschlossenen Verbände begrüßen als Gäste in 
der Regel Vertreter der anderen Verbände, die zwar abgesehen 
von den Begrüßungsansprachen in die Verhandlungen nicht 
eingreifen, die aber diese besten Gelegenheiten zum Studium 
des Standes wie des Ausbaues der fremden Gewerkschafts- 
organisation ausnützen und auch einen Einblick in das fremde 
Menschenmaterial und in die geistige Verfassung wie in die 
Urteilsfähigkeit der Gewerkschaftsvertreter geben. Sollte der 
von der fremden Gewerkschaft entsandte Gast die Verhandlungs- 
sprache nicht verstehen, so wird ihm in der Regel ein zwei 
Sprachen beherrschender Gewerkschaftsbeamter beigegeben. 


Neben dieser immer mehr zur Regel werdenden Teilnahme 
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an den Gewerkschaftskongressen der Landesorganisationen finden 
auch Informationsreisen einzelner Gewerkschaftsbeamter, aber 
auch ganz großer Gesellschaften zum Studium der Einrichtungen 
fremder Gewerkschaften statt, zum Teil werden ausführliche 
Reiseberichte veröffentlicht, so z. B. das Buch von der Reise 
des internationalen Sekretärs der Schuh- und Lederwaren-Union 
nach den Vereinigten Staaten. Dann von der Reise Legiens 
nach den Vereinigten Staaten. Auch in den Gewerkschafts- 
blättern kann man derartige Reiseberichte finden. Bekannt 
sind die Reisen englischer, französischer, belgischer u. a. Ge- 
werkschaftsfunktionäre nach Deutschland, sehr häufig waren 
die Reisen deutscher Gewerkschaftsbeamter ins Ausland zum 
Zwecke der Information. Auch die schon geschilderte allge- 
meine Wanderbewegung der organisierten Arbeiter, die zur 
Eingliederung fremder Arbeiter mit Erfahrungen ihrer Mutter- 
organisation in neue Organisationen führt, trägt sehr viel bei 
zur Verbreitung gewerkschaftlicher Erfahrungen und zu einer 
in vielleicht nicht zu ferner Zeit zu gewärtigenden Ausgleichung 
und gegenseitigen Anpassung der gewerkschaftlichen Ein- 
richtungen. 

In eifriger Weise bemüht sich nach dieser Richtung das 
zu immer höherer Ausbildung gelangte internationale Sekre- 
tariat der Gewerkschaftszentralen, das seit dem Jahre 1903 
von Jahr zu Jahr umfangreicher werdende internationale Be- 
richte über die Gewerkschaftsbewegung veröffentlicht, die durch 
die Berichte der internationalen Berufssekretariate wertvoll 
ausgebaut wurden. Nicht lange vor dem Kriege schuf das Inter- 
nationale Sekretariat eine an alle Zeitungen der Arbeiterbe- 
wegung aller Länder und aller Richtungen versandte Zeitungs- 
korrespondenz. In den internationalen Konferenzen der Ver- 
treter der gewerkschaftlichen Landeszentralen und in der von 
ihr organisierten Konferenz der internationalen Berufssekretäre, 
die zum erstenmal am 19. September 1913 in Zürich stattfand, 
wurden Organe geschaffen für die gegenseitige Verständigung 
der Gewerkschaftsleiter, für das Erkennen der besseren Leistungen 
und Einrichtungen fremder Organisationen und zur Ueber- 
führung dieser Erfahrungen in die eigene Organisationen. 

Wer in das Wesen der demokratischen Verfassung der 
Gewerkschaftskörper einen tieferen Einblick genommen hat, 
wird nicht erstaunen, daß die Wirkungen dieser Anpassungs- 
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bestrebungen nicht mit der von Fernerstehenden erwarteten 
Raschheit vor sich gegangen sind. Tatsächlich haben die Ge- 
werkschaften große Fortschritte gemacht, sie waren auf dem 
besten Wege zur Ausnützung all der gemachten Erfahrungen, 
als der Weltkrieg ihre Wirksamkeit im Interesse des Kampfes 
der industriellen Arbeiter um eine bessere Lebenshaltung un- 
terbunden hat. 

Neben den allgemeinen Beziehungen zwischen den Gewerk- 
schaftszentralen ergibt sich vielfach die Notwendigkeit, an 
den Landesgrenzen die Verwaltungsstellen der Gewerkschaften 
des gleichen Berufes zweier Länder miteinander in innigere 
Verbindung und gegenseitige direkte Beziehung treten zu lassen. 
Hierüber gibt es Spezialabkommen zwischen je zwei Gewerk- 
schaften, wie es auch sonstige Kartellverträge zwischen den 
Gewerkschaften zweier Länder neben der internationalen Ver- 
bindung gibt. 

So sehen wir eine mannigfache Verflechtung der Gewerk- 
schaftskörper verschiedener Länder, eine Verflechtung, die 
auch Anregungen gibt zu Zentralisationen der Gewerkschaften 
in den einzelnen Ländern. Die internationalen Beziehungen 
scheinen in England in mancher Hinsicht mehr nach innen als 
nach außen gewirkt zu haben, jedenfalls fällt zeitlich die leb- 
haftere Konzentrationsbewegung in den englischen Trades 
Unions zusammen mit dem Anschlusse der englischen Gewerk- 
schaften an die internationale, oder richtiger gesagt, an die 
kontinentale Gewerkschaftsbewegung. War schon die wenn 
auch mehr theoretische Angliederung der englischen Gewerk- 
. schaften an die internationalen Sekretariate sehi schwierig 
‚und nur bei nicht geringer Nachricht der internationalen 
Sekretäre und der kontinentalen Gewerkschaftsorganisationen 
möglich, so erforderte die erst langsam einigen Erfolg zeitigende 
Bemühung, die Gewerkschaften in den Vereinigten Staaten 
zum Anschluß an die internationalen Sekretariate zu bewegen, 
ein hohes Maß entsagungsvoller Geduld. 


XV. DieSchwierigkeiten derinternationalen 
Gewerkschaftsbewegung. 


Die Schwierigkeiten, die sich den internationalen Ver- 
bindungen der Gewerkschaften entgegenstellen, sind vor allem 
historische und sprachliche. Jede Gewerkschaft an sich und 
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die Gewerkschaften eines ganzen Landes haben sich, durchaus 
nicht ohne Beeinflussung durch die überkommenen Verbin- 
dungen mit der Gesellenverbindung und auch nicht ohne Be- 
einflussung durch ältere Gewerkschaftskörper in anderen Ländern, 
so die deutschen nach dem Muster der englischen, die öster- 
reichischen und die ungarischen wie die des Balkans nach dem 
Muster der deutschen, die skandinavischen unter englischen 
und deutschen Beeinflussungen entwickelt, aber sie haben 
doch alle eigenartige Gestaltungen angenommen. Sie haben 
sich der wirtschaftlichen Struktur ihrer Länder anzupassen 
gesucht, auch Gesetzgebung und Rechtsprechung, wie die Ent- 
wicklung anderer Arbeiterbewegungen neben der gewerk- 
schaftlichen, sicherlich auch gewisse, schwer charakterisierbare 
und meßbare völkerpsychologische Elemente haben in jeder 
Gewerkschaftsgruppe und in jedem Lande bestimmte Tat- 
sachen, Voraussetzungen, Einrichtungen gezeitigt, die Ungleich- 
mäßigkeiten der Verfassung und Verwaltung der gewerkschaft- 
lichen Organisationen zur Folge haben mußten. Ja, jede Ge- 
werkschaft ist desto vollkommener, je mehr es ihr gelang, sich 
den wirtschaftlichen Bedingungen, in deren Rahmen sie zu 
wirken hat, den Unternehmerinteressen und Unternehmer- 
verbindungen anzupassen, gegen die sie den Kampf zu führen 
hat. 

Wohl haben die deutschen Gewerkschaften aus Lieb- 
knechts englischen Erfahrungen, aus Brentanos Arbeitergilden 
sehr vieles von den englischen Gewerkschaften gelernt, viel- 
fach freilich erst aus zweiter und dritter Hand, aber von der 
weiteren Entwicklung der englischen Gewerkschaften haben 
sie dann nur selten etwas Genaueres erfahren, bis die Bücher 
von Sidney und Beatrice Webb ins Deutsche übersetzt wurden. 
Die kleine Schrift von C. Hugo (Dr. H. Lindemann) über die 
englische Gewerkschaftsbewegung, die in der Internationalen 
Bibliothek im Verlag von J. H. W. Dietz erschienen ist, unter- 
richtete bloß über die allgemeinen Grundsätze der Trades 
Unions, sie gab jedenfalls keine stärkeren Anregungen den deut- 
schen Gewerkschaften. Wohl hat die Gradlinigkeit der kapi- 
talistischen Entwicklung eine starke Annäherung der gewerk- 
schaftlichen Methoden herbeigeführt, aber es sind doch sehr 
viel Eigenartigkeiten in den Verfassungen der Gewerkschaften 
und noch weit größere in den Verwaltungseinrichtungen der 
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Gewerkschaften geblieben, die dem internationalen Zusammen- 
wirken der Gewerkschaften starke Hemmanisse bereiteten. Zum 
Teil wirkten auch gesetzliche Bestimmungen in sehr bemerkens- 
werter Weise mit. So hat sich eine Gewerkschaftsgruppe, bei 
der das Interesse ihrer Mitglieder infolge der Kleinheit ihres 
Landes, der starken Wanderbewegung der Arbeiter und auch 
durch die internationale Ideologie eine möglichst enge Ver- 
bindung der Gewerkschaften wünschenswert erscheinen ließ, 
gegen ein wichtiges Mittel der internationalen Verbindung, 
gegen das internationale Mitgliedsbuch stellen müssen. Das 
Hemmnis lag in der sozialen Gesetzgebung des Landes, wo 
infolge der staatlichen Arbeitslosenzuschüsse an die Gewerk- 
schaften ganz bestimmte Mitgliedsbücher vorgeschrieben waren. 
So mußten die dänischen Zimmerer auf der 3. internationalen 
Zimmererkonferenz in Hamburg gegen den österreichischen 
Antrag auf Einführung eines internationalen Mitgliedsbuches 
einwenden !!), daß sie ein derartig internationales Mitglieds- 
buch, das bekanntlich gleichzeitig ein Quittungsbuch für die 
Beiträge und ein Rechnungsbuch für die empfangenen Unter- 
stützungen ist, sehr begrüßen würden, aber die Voraussetzung 
müßte sein, daß das dänische Mitgliedsbuch von allen anderen 
Organisationen angenommen würde. Der dänische Delegierte 
begründete seinen sonderbar scheinenden Einspruch damit: 
»Das Mitgliedsbuch in Dänemark ist nicht eine Erfindung der 
dänischen Organisation, sondern ein Buch, das uns vom In- 
spektorat der Arbeitslosenunterstützung vorgeschrieben ist wegen 
der Arbeitslosen . . ., weil sonst das Arbeitsloseninspektorat 
sich einmischen würde. « 

In hohem Maße erschwerte die von vielen Seiten gewünschte 
Ausgleichung der gewerkschaftlichen Einrichtungen und For- 
mulare die Verschiedenheit der Sprachen. Wohl fehlten nicht, 
so vor allem auf dem internationalen Sekretariat der gewerk- 
schaftlichen Landeszentralen, ausgebildete Einrichtungen für 
das Uebersetzungswesen, aber der großen Masse der Mitglieder 
und auch den meisten Beamten der Organisationen fehlte 
die Möglichkeit, sich nicht nur über die äußeren Einrichtungen 
der fremden Gewerkschaften zu unterrichten, sondern auch 
über die Gründe, warum ihnen Einrichtungen wichtig und vor- 


11) 3, Internationale Zimmererkonferenz, abgehalten am 15. und 16., De- 
zember 1913, S. 42— 58, insbesondere S. 46 f. 
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teilhaft erscheinen, die abweichen von den im eigenen Lande 
als bewährt erwiesenen, historisch gewordenen Bestimmungen 
und Formularen usw. Diese Hemmnisse der Sprachverschieden- 
heit lassen auch die internationalen Zusammenkünfte nicht 
immer so fruchtbar erscheinen, als es von allen Teilnehmern 
gewünscht wird. Es fehlt da nicht an dem guten Willen, sondern 
an den tatsächlichen Voraussetzungen der Vorarbeit. Es ge- 
nügt nicht, wenn ein internationaler Sekretär das ganze Wesen 
der gewerkschaftlichen Einrichtungen der angeschlossenen und 
der zu gewinnenden Länder kennt, es wäre wünschenswert, 
daß diese Kenntnis bei allen Delegierten verbreitet wird und 
daß ohne zeitraubende Verdolmetschung verhandelt werden 
könnte. 

Es fehlt auch nicht an anderen Hemmungen starker inter- 
nationaler Annäherung. So weichen die Anschauungen über 
die Ziele und die Aufgaben der Gewerkschaften ab, jede Ge- 
werkschaftsgruppe hat, ganz abgesehen von Unterscheidungen, 
die man in ihren eigenen Reihen feststellen kann, erhebliche 
Abweichungen von den Zielsetzungen der anderen Gewerk- 
schaften. Eine vollständige Uebereinstimmung ist nicht ein- 
mal zwischen den deutschen und österreichischen Gewerkschaften 
festzustellen, größer ist der Unterschied zwischen deutschen 
und englischen, noch bedeutsamer zwischen den deutschen 
und französischen Gewerkschaften. 

Es kommen auch wirtschaftliche Interessen in Betracht, 
die der Solidarisierung der Gewerkschaften, wenigstens für 
den Augenblick zu widerstreiten scheinen. Nennen sich auch 
die Gewerkschaften der Vereinigten’ Staaten, freilich nur wegen 
ihres Hinübergreifens nach Britisch-Nordamerika, zum Teil 
auch nach Mexiko, vielfach Internationale Gewerkschaften, 
so haben sie eine viel engere Auffassung der Internationalität, 
als sie sich unter den europäischen Arbeitern und vor allem 
unter den deutschen Arbeitern herausgebildet hat. Die Po- 
litik der Einwanderungsbeschränkung ist ein Stück nordameri- 
kanischer Arbeiterpolitik, die sich vor allem gegen die gelbe 
Einwanderung, dann aber auch gegen die osteuropäische richtet, 
aber tatsächlich manche Gewerkschaften gegen jede Einwan- 
derung gestimmt hat. Die Erschwernisse der Einwanderung 
in die Vereinigten Staaten sind durchaus nicht bloß gesetz- 
liche, sie sind auch in vielen Statuten amerikanischer Gewerk- 
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schaften zum Ausdruck gebracht, vor allem durch die schweren 
Aufnahmebedingungen für einwandernde Arbeiter. 

Wer sich dieser mannigsfachen Schwierigkeiten bewußt ist, 
wird das, was bisher an internationaler Verständigung und 
Annäherung zu einer Solidarisierung der Gewerkschaften er- 
zielt wurde, seinem wirklichen Werte nach nicht gering ein- 
schätzen. Tatsächlich haben die Gewerkschaften. sehr vieles 
voneinander gelernt, viele Einrichtungen übernommen, die 
sich in anderen Gewerkschaften bewährt haben und auch im 
Interesse der Solidarisierung Anpassungen ihrer Einrichtungen 
durchgeführt. Auch so manche Konzentrationserscheinungen 
und Anregung zur Konzentration der Gewerkschaften ver- 
schiedener Länder ist materiell oder ideell zurückzuführen auf 
die internationalen Verbindungen. Schon die Gliederung der 
Gewerkschaften nach Berufen ist in den verschiedenen Ländern 
sehr ungleich. In kleineren Ländern und in unentwickelten 
Gewerkschaftsorganisationen wurden oft viele Berufe einer 
Gewerkschaftsleitung unterstellt: Berufe, die oft innerlich zu- 
sammenhängen, aber auch Berufe, die nur dann eine gewerk- 
schaftliche Organisation schaffen konnten, wenn sie zusammen- 
geführt wurden, um sich die äußeren Voraussetzungen für 
die gewerkschaftliche Organisation der Arbeiter zu schaffen. 
Hier können dann die einzelnen Grüppchen dieser gewerk- 
schaftlichen Organisation genötigt sein, zu verschiedenen inter- 
nationalen Zusammenschließungen zu gehören. Das kann aber 
auch der Fall sein, wenn internationale Organisationen auf 
Grund zu weitgehender Berufsspezialisierung gebildet werden, 
so daß die gewerkschaftliche Konzentrationserscheinung in 
einem Lande schon viel weiter gegangen ist, als die Gestaltung 
der internationalen Verbindung. Endlich kommt das für den 
Berufsstatistiker besonders interessante Moment in Frage, daß 
die Berufsgliederung in den einzelnen Ländern, auch in den 
kapitalistisch hoch entwickelten Ländern, durchaus nicht iden- 
tisch, deshalb nicht absolut vergleichbar, weshalb die Be- 
rufe in verschiedenen Ländern nicht einfach organisatorisch 
zusammenfaßbar sind. Dasgilt z. B. für Bautischler und Zimmerer 
und auch sonst vielfach im Baugewerbe, was in diesem Zusammen- 
hang nur angedeutet werden kann. 
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XVI. Gegenseitige Beeinflussung derGewerk- 
schaften. 


So sehen wir auch hier Schwierigkeiten für die internationale 
Zusammenfassung der Gewerkschaften. Aber diese abweichende 
Gliederung der Gewerkschaften innerhalb eines Landes unter- 
liegt einer zwar schwer meßbaren, aber doch tatsächlichen 
Beeinflussung durch die internationalen Verbindungen, wie 
auch wohl die Konzentrationserscheinungen innerhalb der Ge- 
werkschaften eines Landes, die lokalen, wie die beruflichen, 
durch die internationale Verbindung und durch das Bekannt- 
werden der Umgrenzungen, wie der Einrichtungen der aus- 
ländischen Gewerkschaften angestachelt werden. 

Noch stärker aber als diese naturgemäß sehr schwierigen 
Verfassungsänderungen der Gewerkschaften werden ihre Ver- 
waltungseinrichtungen durch die nähere Bekanntschaft der 
Organisation im Auslande, durch den mündlichen und schrift- 
lichen Austausch von Erfahrungen, durch die internationalen 
Jahresberichte sowohl des internationalen Sekretariats der 
Landeszentralen, wie der internationalen Berufssekretariate 
stark beeinflußt. Schon die wenigen praktischen Bestimmungen, 
die für die an die internationalen Sekretariate angeschlossenen 
Gewerkschaften maßgebend und zwingender Natur sind, zeigen 
bei der praktischen Durchführung wegen: der Verschieden- 
artigkeit der davon berührten Einrichtungen der Gewerkschaften 
jedes Landes außerordentliche Schwierigkeiten, die dann dazu 
führen, daß man auf den nächsten internationalen Zusammen- 
künften diese Hemmungen bespricht, sie auszuschalten sucht 
und zuletzt zu Eingriffen in die eigenen Verwaltungseinrich- 
tungen, zu ihrer gegenseitigen Anpassung gelangt. 

Die internationalen Korrespondenzblätter der Gewerk- 
schaften, aber auch die sonstigen internationalen Beziehungen 
zwischen den Gewerkschaftsleitungen befassen sich sehr ein- 
gehend mit den Fragen der Sozialpolitik, insbesondere des Arbeiter- 
schutzes. Zahlreiche Anregungen haben die Gewerkschaften 
nach dieser Richtung durch ihre internationalen Korrespondenz- 
blätter erhalten, viele Auskünfte wurden erteilt und auch die 
parlamentarische Wirksamkeit der Arbeitervertreter wurde in- 
direkt befruchtet. Auch das Problem der internationalen Arbeiter- 
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schutzgesetzgebung ist durch die internationalen Verbindungen 
der Gewerkschaften in mancherlei Art gefördert worden. 


XVII. Internationale gewerkschaftlicheFrei- 
zügigkeit. 

Ist die Freizügigkeit innerhalb der gewerkschaftlichen 
Organisationen, die international zusammengefaßt sind oder 
zusammengefaßt werden sollen, das Grundgesetz der gewerk- 
schaftlichen Internationale, so ergibt sich die Notwendigkeit 
eines ordnungsgemäßen Nachweises der Zugehörigkeit zu einer 
der angeschlossenen Organisationen. Nicht bloß der Nachweis 
der Zugehörigkeit, sondern auch der Pflichterfüllung innerhalb 
der Organisation des Heimatlandes, oder des Landes das man 
verlassen hat und endlich eine Feststellung der Rechte des Mit- 
gliedes in der Gewerkschaft des Landes ist notwendig, die man 
nun mit der neuen vertauscht. Hierzu sind zuerst Reiselegi- 
timationskarten eingeführt worden, die vielfach heute noch 
bestehen und die auch für die Reiseunterstützung wandernder 
Mitglieder deutscher Gewerkschaften im Gebrauche sind. Aber 
immer mehr hat sich das Bedürfnis nach einer ausgebildeteren 
Legitimation herausgestellt, nach einem internationalen Mit- 
gliedsbuche, das der Arbeiter, der aus Norwegen stammt, und der in 
Schweden und Dänemark, in Deutschland, Oesterreich und 
Ungarn, in Kroatien, Italien arbeitet, immer behält, das ihn 
überall als Mitglied legitimiert, falls aus dem Buche zu ersehen 
ist, daß er in jedem Land, das er verlassen hat, seine Pflichten 
der Organisation gegenüber erfüllt hat. Jede Organisation 
erkennt dieses Mitgliedsbuch an, trägt in jeder Verwaltungsstelle, 
der das Mitglied angehört hat, seinen Eintritt und Austritt 
ein und klebt ihm die seine Mitgliedsbeiträge bescheinigenden 
Quittungsmarken in dieses Mitgliedsbuch ein. Freilich gibt 
es Organisationen, wo der zu ausgiebiger Wanderung gezwungene 
Arbeiter noch in jedem Lande ein neues Mitgliedsbuch ausge- 
stellt erhält. Aber das internationale Mitgliedsbuch hat sich 
doch Bahn gebrochen, es hat vielfach selbst die gesetzlichen 
Schwierigkeiten überwunden, von denen wir die dänischen schon 
erwähnt haben, denen noch die bei den ungarischen Gewerk- 
schaften angereiht werden können, denen vielfach ihre Regierung 
bei der Bestätigung der Statuten das Verbot der Aufnabme 
ausländischer Mitglieder wenigstens formell aufgenötigt hat. 
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Vielfach genügt ein ordnungsmäß geführtes Mitgliedsbuch, 
um den Uebertritt aus einem Gewerkschaftsgebiet in das andere 
ohne Aufnahmegesuch, ohne Bezahlung eines Eintrittsgeldes 
und ohne jede Formalität zu bewerkstelligen, so daß zum Ein- 
tritt in alle formellen und ideellen Rechte, in alle kameradschaft- 
lichen Beziehungen, wie natürlich auch in den umschriebenen 
wie in den ungeschriebenen gewerkschaftlichen Pflichtenkreis 
bloß die Anmeldung erforderlich ist. Zuerst wird das zugezogene 
Mitglied freilich nur Rechte beanspruchen: Reiseunterstützung, 
Arbeitsvermittlung, Auskünfte, Unterweisung in der Werkstatt, 
sonstige Ratschläge und Hinweise, ja es kann sein, daß dieses 
zugezogene Mitglied zu gar keinen Leistungen, auch zu keiner 
Beitragszahlung an die Gewerkschaft des Einwanderungs- 
landes kommt, daß er Wochen hindurch von der Gewerkschaft 
Reiseunterstützung bezieht, ihre sonstigen Einrichtungen voll 
ausgenützt hat, aber, weil er keine Arbeitsgelegenheit fand, 
keinen Beitrag gezahlt hat und so ein vollkommener Passiv- 
posten der gewerkschaftlichen Organisation des Einwanderungs- 
landes geworden ist. Kleine Länder, wie die Schweiz und Länder 
mit wenig ausgebildeter Gewerkschaftsorganisation, wie Italien, 
leiden unter derartigen Wanderungen, besonders wenn sie, 
wie in diesen beiden Fällen, eine starke Anziehung auf die Wan- 
dernden ausüben. Der Wandertrieb ist auch sehr verschieden, 
sowohl nach Berufen, wie nach Ländern, aus Italien wandert 
der Bauarbeiter und der ungelernte Arbeiter, der Bildhauer 
und der Modelleur, nicht aber der Metallarbeiter und auch viele 
andere gelernte Arbeiter aus, dagegen sind Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn Länder, deren Arbeiter gerne und viel 
wandern, ein Bruchteil noch immer aus alter handwerksmäßiger 
Tradition und auch aus Freude, fremde Völker und Länder kennen 
zu lernen. Das führt natürlich zu einer sehr ungleichen Belastung 
durch die Reiseunterstützung. Gibt es auch Fälle fast vollkom- 
mener Ausgleichung, so bei einzelnen Organisationen zwischen 
Dänemark und Deutschland, so gibt es andererseits vielfach 
sehr starke Abweichungen, die für die Länder, aus denen wenig 
weggewandert wird, schwere Belastungen sind, während sie 
die Länder mit starker Abwanderung entlasten. Die meisten 
Gewerkschaften haben sich deshalb schon seit langem dahın 
geeinigt, diese Reiseunterstützungen gegenseitig abzurechnen, 
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so daß der verschiedene Grad der Wanderung die internationalen 
Beziehungen nicht stören kann. 


XVIII. Abweichende Unterstützungseinrich- 
tungen. 


Ist es naturgemäß auch der Wunsch beim internationalen 
Zusammenschluß, daß der zuwandernde Kollege in den gleichen 
Rechtszustand tritt wie das heimische Mitglied, so ergeben sich 
doch Schwierigkeiten, die beim besten Willen zur Ausnahms- 
stellung der zuwandernden Mitglieder zwingen müssen. Der 
Grad der Ausbildung der staatlichen Arbeiterversicherung, 
aber auch andere Umstände haben eine Ungleichmäßigkeit 
der Unterstützungseinrichtungen sehr groß werden lassen. In 
einzelnen Ländern sind die Gewerkschaften ausgebildete Lebens- 
versicherungsanstalten geworden, in den Genuß dieser besonderen 
Leistungen kann man natürlich erst nach Bezahlung hoher 
Beiträge und nach Durchlaufen einer längeren Karenzzeit 
kommen. Diese Wartezeit beginnt bei dem inländischen Mit- 
gliede in der Regel mit seinem Eintritt in die Organisation, 
weil er von da ab den hohen Beitrag bezahlt. Das ausländische 
Mitglied kann also nicht in diese ganz besonderen Rechte treten, 
denen nichts ähnliches in seinem Heimatlande gegenüber steht. 
Man hat diese Schwierigkeiten dadurch umschifft, daß man 
den Genuß dieser außerordentlichen Unterstützungseinrichtungen 
für die zuwandernden Mitglieder nicht beansprucht hat und 
aus dem Kreis der Gegenseitigkeit ausschaltete. 

Man erkennt hieraus, daB auch schon die Uebertrittsbe- 
dingungen mancherlei Schwierigkeiten verursachen, aber daß 
man bemüht ist, sie aus dem Wege zu räumen. Die Uebertritts- 
bedingungen sucht man möglichst zu vereinfachen, die Gegen- 
seitigkeitsbedingungen unter Aufrechnung der im Heimatlande 
gezahlten Beiträge und ihrer Wirkung auf die Karenzzeit so 
gleichartig wie möglich zu gestalten. Man hat Orientierungs- 
blätter für reisende Verbandsmitglieder geschaffen, um sie gerau 
zu unterrichten über ihre Rechte wie über ihre Pflichten in 
dem Lande, in das sie einwandern. Die sofortige Meldung beim 
Eintritt in das neue ÖOrganisationsgebiet, das Treubleiben 
den in der Heimat gepflegten Grundsätzen, die gemeinsame 
Wahrung der Arbeiterinteressen durch die ausländische Orga- 
nisation dem Unternehmer gegenüber, werden eingeprägt. 
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So ergibt sich, daß selbst dort, wo nur eine einseitige Zu- 
w.nderung und keine erwähnenswerte Abwanderung die Regel 
bildet, Vorteile aus der internationalen Verbindung erwachsen 
für die Organisation des Abwanderungslandes, wie für die Orga- 
nisation des Zuwanderungslandes.. Wo ein starker Ausgleich 
der Wanderung, wie zwischen Dänemark und Deutschland oder 
zwischen Deutschland und Oesterreich vorliegt, ist natürlich 
der Wert der internationalen Verbindung stärker und die Fühlung 
zwischen den gewerkschaftlichen Organisationen und deren 
Leitungen inniger. 


XIX. Alle Gewerkschaften pflegen inter- 
nationale Beziehungen. 


Alle diese Erscheinungen gewerkschaftlicher Verbindungen 
haben sich als Notwendigkeit ergeben. Das erkennt man schon 
aus dem Umstande, daß nicht bloß die sogenannten sozial- 
demokratischen Gewerkschaftsorganisationen nach einer inter- 
nationalen Verbindung gestrebt haben, daß die internatio- 
nalen Verbindungen auch bei den christlichen Gewerkschaf- 
ten zu beobachten sind, auch die Hirsch-Dunckerschen Ge- 
werkschaftsvereine haben nach derartigen Verbindungen ge- 
sucht. Mögen bei den sogenannten sozialdemokratischen Ge- 
werkschaften eine Ideologie, bei den anderen Gewerkschaften 
Konkurrenzrücksichten mitgewirkt haben, so bleiben doch 
rein wirtschaftliche Ursachen die Haupttriebe zu der inter- 
nationalen Vereinigung der Gewerkschaften. 


XX. Die Gewerkschaften und der Im- 
perialismus. 


Die Anpassung der Gewerkschaften an die Lebensbeding- 
ungen und an die Arbeiterpolitik des Unternehmertums ist 
die Voraussetzung jeder erfolgversprechenden Wirksamkeit der 
Gewerkschaften. Das gilt natürlich besonders in der Periode 
des erstarkten Kapitalismus im Zeitalter des Imperialismus, 
des weiten Hinausgreifens der großen Kapitalmächte jedes 
einzelnen Wirtschaftsgebietes weit über die Landesgrenzen 
hinaus. In diesem Zeitalter der Industrialisierung, des Kapital- 
exportes, der Kolonisierung, wie der Ansätze zu internationaler 
Syndizierung können die Gewerkschaften nicht national ge- 
trennt und auf ihr Landesgebiet beschränkt bleiben. Das ergibt 
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sich aus dem Wesen ihrer Eingliederung in das gesamte Wirt- 
schaftsgetriebe, das aus der Volkswirtschaft in die Weltwirtschaft 
hineingewachsen ist. 

Während die Oekonomen diesen Weltkrieg als einen früher 
oder später unvermeidlichen Zusammenprall der imperiali- 
stischen Weltstaaten und ihrer Gruppen betrachtet haben, 
leiten manche Politiker, auch solche, die sonst wirtschaftlich 
gerichtet sind, aus dem furchtbaren Verhängnis dieses Welt- 
krieges die Notwendigkeit geschlossener Handelsstaaten ab. 
Die Verpönung deutscher und österreichisch-ungarischer Pro- 
dukte wird in Frankreich und Großbritannien, auch in dem auf 
Deutschland so stark angewiesenen Rußland gepredigt, in 
London wie in Mailand, hat man deutsche Läden geplündert. 
Sequestierungen wie Geschäftsaufsichten fremder Industrie-, 
Handels- und Bankunternehmungen haben den Gegensatz 
gegen die nicht heimische Produktion gesteigert. Vereine wurden 
in allen Ländern gegründet zur Propaganda des Konsums hei- 
mischer Produkte und zur Verfehmung fremder Waren. Aber 
das sind alles Erscheinungen des Krieges. Die Handelsstatistik 
lehrt uns wie die ganze ökonomische Entwicklung, daß wir das 
Zeitalter des Merkantilismus nicht mehr zu neuem Leben er- 
wecken können. Die Weltwirtschaft wird wieder an die Stelle 
der selbst während des Krieges nicht »vollkommen geschlossenen 
Handelsstaaten« treten. Es ist nicht einmal sicher, ob nicht die 
Friedensverträge Handelsabkommen enthalten werden, die die 
Warenausfuhr erleichtern werden. So verheerend auch dieser 
Krieg wirkt, so vieles er auch zerstört, so ferne manche Menschen 
auch noch den Frieden sehen, die Zeit des kommenden Friedens 
wird mehr als durch den Krieg, der natürlich stark beeinflussen 
wird, durch die weltwirtschaftliche Entwicklung des Kapitalismus 
in der Zeit bis zum Ausbruche des Weltkrieges gerichtet 
werden. Wird es auch nicht möglich sein, einfach anzuknüpfen 
an die Tatsachen und Beziehungen, wie wir sie vor dem Kriege 
wirken sahen, so wird sich doch aus den gleichen, wenn auch 
zuerst nicht mit gleicher Kraft wirkenden Ursachen eine Reihe 
gleicher Notwendigkeiten ergeben, wie wir sie vor dem Kriege 
gehabt haben. Die Gewerkschaften werden wiederum die 
Lebensbedingungen, Absichten, Zielsetzungen, wie die Taktik 
der Unternehmer und ihrer Organisationen aufs genaueste 
studieren, um die geeigneten Richtlinien für die Gewerkschaften 
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zu finden. So werden sie wiederum zu internationaler Beziehung 
der Gewerkschaften gelangen. Die internationale Verbindung 
der Gewerkschaften, die man rein materiell zu begründen ver- 
mag, dürfte früher zu wacherem Leben gedeihen als die inter- 
nationale Verbindung der politischen Parteien der Arbeiter- 
klasse der sich heute bekriegenden Länder. 


XXI. Die gewerkschaftlichen Internationalen 
während des Krieges. 


Es ist selbstverständlich, daß dieser ungeheure Weltkrieg, 
der in jedem Lande Millionen Menschen aus den Berufen ruft, 
und ihr Leben, Wollen und Denken aufs innigste mit dem Kriege 
verknüpft, daß ein derartiger Weltkrieg die ungünstigste Zeit 
ist, intesnationale Beziehungen zu pflegen, internationale Be- 
ziehungen vor allem zwischen den Ländern, deren Kapitalisten 
wie deren Arbeiter sich mit allen Waffen der modernen Kriegs- 
kunst gegenüber stehen und sich als Glieder eines Riesenkörpers 
bemühen, von ihrem Vaterlande möglichst viel Unheil abzuwehren 
und, um das zu erreichen, möglichst großen Schaden den Gegnern 
bereiten wollen. Das in einer derartigen Zeit, in der auch ein 
erbitterter Krieg mit Druckerschwärze neben dem blutigen er- 
barmungslos geführt wird, die internationalen Verbindungen 
der Gewerkschaften nicht völlig vernichtet worden sind, daB 
sie nicht zusammengestampft und vergessen wurden, das ist 
ein Zeichen für die Stärke und für die Notwendigkeit dieser 
internationalen Verbindungen, wie man es sich gar nicht stärker 
denken kann. Nicht daß so vieles in den internationalen Ver- 
bindungen gelitten hat, sondern daß so vieles von dem im Frieden 
an internationaler Beziehung Aufgebauten von den Arbeitern 
erhalten und weiter gepflegt wird, das ist eine der merkwürdigen 
Erscheinungen innerhalb dieses Weltkrieges, die gerade die- 
jenigen beruhigen muß, die in dem Frieden das Dauernde und 
Grundlegende sehen. 

Die internationalen Korrespondenzblätter der Holzarbeiter, 
Metallarbeiter, Buchbinder und andere erscheinen weiter, die 
gewerkschaftlichen Fachblätter in deutscher Sprache enthalten 
noch immer ihre »Internationale Rubrik«, die im Gegensatze 
zu dem übrigen Text dieser Blätter in Antiquaschrift gesetzt 
ist. Aber durchaus nicht bloß in Deutschland, sondern auch 
in anderen Ländern pflegt man weiter die internationale 
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Gesinnung. Hierfür erbringen diese internationalen Gewerk- 
schaftszeitungen ihre Belege. So veröffentlicht das Bulletin 
der internationalen Union der Holzarbeiter einen Artikel mit 
der Ueberschrift »Erklärung unserer französischen Kollegen 
zum Kriege«!?). Eine rührt vom Verband der Bauindustrie- 
arbeiter her, sie übersendet einen Aufruf der Confederation 
Générale du Travail, er schließt mit den Worten: »Es lebe die 
Internationale, stets und trotz alledem.« Eine Zuschrift der 
Verbandes der französischen Bürstenmacher, Drechsler, und 
Kammacher bezieht sich auf den gleichen Aufruf. In den beiden 
Zuschriften wird zum Schluß der unerschütterliche Glaube 
an die Internationale der Arbeiter zum Ausdruck gebracht 
und die Versicherung ausgesprochen, daß man bereit sei, die 
guten gewerkschaftlichen Verbindungen mit allen Ländern 
auch nach dem Kriege fortzusetzen. Die englischen Arbeiter 
haben es auch an Beweisen internationaler Gesinnung nicht 
fehlen lassen, so heißt es in einem Manifest an die Mitglieder 
des Vereinigten Möbelarbeiterverbandes !3) u. a.: »Wir glauben, 
als Gewerkschafter ist es unsere Pflicht, unsere Köpfe klar 
‚und unsere Herzen wahr zu erhalten, für den einzigen Zweck, 
der den Interessen der Menschlichkeit dienen wird und das ist 
organisierter Widerstand gegen die nationale und internationale 
Politik, welche die gegenwärtige Katastrophe herbeigeführt 
hat. Der Verband der englischen Möbelarbeiter erklärt in seinem 
Vorstandsbericht !*), daß er sich mit Schärfe gegen eine »kleine 
Anzahl seiner Mitglieder wenden mußte, die in Streik zu treten 
drohen gegen zwei unserer deutschen Mitglieder, die dem Zweig- 
verein Nr. 2 angehören«. Nachdem er sich über diese beiden 
Mitglieder geäußert hat, sagt der Vorstandsbericht weiter: 
»Beide Mitglieder genießen hohe Ehrerbietung und wir ver- 
urteilen solch eine gemeine und verachtungswürdige Handlungs- 
weise jener, die vorgeben, Gewerkschafter zu sein, aufs schärfste«. 
Auch die englischen Seeleute haben sofort nach Kriegsausbruch 
ihrer internationale Gesinnung unter großen Opfern Ausdruck 
gegeben, indem sie die deutschen und die österreichischen See- 


12) Bulletin der internationalen Union der Holzarbeiter 12. Jahrgang (1915) 
Nr. 3, S. 37 ff., insbesondere Seite 41. 

13) Monthly Report (Märznummer) abgedruckt und auch übersetzt im 
Bulletin der internationalen Union der Holzarbeiter 12. Jahrgang (1915) Nr. 4, 
S. 59 ff. 

14) Bulletin etc. 12. Jahrgang Nr. 3, S. 45. 
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leute vor der Abführung in das Konzentrationslager bewahrten 
und ihnen auf Kosten der Organisation und unter kamerad- 
schaftlichen Verhältnissen die Möglichkeiten des Aufenthaltes 
in England, wenn auch natürlich nicht die Bewegungsfreiheit, 
schufen. Die englischen Bergarbeiter unterstützten ihre deutschen 
in die Konzentrationslager abgeführten Kameraden. DaB die 
holländischen Arbeiter zugunsten der in ihr Land verschlagenen 
belgischen Arbeiter große finanzielle Opfer brachten, ist durch 
eine Reihe von Berichten festgestellt. Die deutschen Gewerk- 
schaften erklärten sich während des Kriegs zur Unterstützung 
der belgischen Gewerkschaften bereit, freilich wurde dieses 
Anerbieten abgelehnt. Eine Reihe weiterer Kundgebungen 
ließen sich leicht anreihen, so zahlreiche Feldpostbriefe über 
den freundschaftlichen Verkehr organisierter deutscher Arbeiter 
mit organisierten französischen und belgischen im Feindes- 
land. Wir möchten nur noch aus den Verhandlungen der 
Konvention der Federation of Labor, die im November in 
Philadelphia stattfand, den Beschluß 15) erwähnen, der betont. 
daß brüderliche Beziehungen zwischen den nationalen Arbeiter- 
bewegungen auch während des Krieges aufrecht erhalten werden 
sollen, soweit es möglich ist, um dann eine regelmäßige Ver- 
bindung bei Beendigung des Krieges wieder aufzunehmen. 

Diese Beispiele werden in ihrer Bedeutung noch unter- 
strichen, wenn man erwägt, daß auch am ı. Mai des Kriegs- 
jahres die Gewerkschaftszeitungen in Deutschland und Oester- 
reich, aber auch in Frankreich nicht davon abgesehen haben, 
Festartikel aus Anlaß des Weltfeiertages der Arbeit zu bringen, 
in denen allen die Notwendigkeit der Internationale und der 
Wiederanknüpfung der internationalen Beziehungen betont 
werde. 

Im Rahmen dieser Abhandlung mußte ich der Versuchung 
ausweichen, die gewerkschaftliche Internationale historisch zu 
betrachten und die einzelnen Berufsvereinigungen in ihrer 
geschichtlichen Entwicklung darzustellen. Wäre das möglich 
gewesen, so wäre klargestellt, daß aus ganz nebelhaften Sym- 
pathieäußerungen die Gewerkschaften zu immer näherem Zu- 
sammenschluß und dieser Zusammenschluß zu stärkerer innerer 
Festigung und zu finanzieller Kräftigung, zu höherem gegen- 


15) Schlüter, Hermann, die amerikanischen Arbeiter während des 
Krieges in der Neuen Zeit, XXXIII. Jahrganz, 2. Band, S. 47 ft. 
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seitigen Verständnis und zur Betonung der wirtschaftlichen 
Grundlagen der gewerkschaftlichen Internationale geführt hat. 
Von den internationalen Gewerkschaftskongressen zu Wien, 
die für den August IgI4 vorgesehen waren, erwartete man, 
daß sie diese Verbindungen der Arbeiter zu gewerkschaftlich 
wirksameren Beziehungen geführt hätten. 


XXII. Die Aussichten nach dem Kriege. 


Wenn wir nach diesem Krieg, wie es sehr notwendig 
werden wird, schnell wieder lernen werden, nüchtern wirt- 
schaftlich zu denken, so werden die realen ökonomischen Not- 
wendigkeiten bei dem Aufbau der gewerkschaftlichen Inter- 
nationale viel kräftiger wirken, als die ideologischen politischen 
Hintergründe, die in den vorangegangenen Entwicklungs- 
perioden der gewerkschaftlichen Internationale desto ausschließ- 
licher entschieden haben, je weiter diese Zeiten hinter uns liegen. 
Freilich werden die verletzten Ideologien geraume Zeit Hemm- 
nisse der internationalen Zusammenfassung für die Gewerkschaf- 
ten bleiben, wie sie ja auch in der Wissenschaft und in allen 
anderen Beziehungen Hemmnisse der Verständigung zwischen 
den Völkern sein werden. Vieles was trotz offensichtlicher 
Unkontrollierbarkeit während des Krieges geglaubt wurde, 
viele in ihrer Entstehung nicht feststellbaren Mißverständnisse, 
viele persönliche Entfremdung, manche Betonung unfreund- 
licher Aeußerungen, manche geringe Bewertung der Fortdauer 
internationaler Stimmung werden die Wiederherstellung der alten 
Beziehungen hemmen. 

Die allgemeine politische Ueberhitzung während des Krieges 
wird wohl in die Zeiten des Friedens hineinragen, aber sie wird 
ganz naturgemäß, wenn die Völker die Vorwürfe gegeneinander 
abwägen werden, die sie sich in der Stimmung des Krieges ge- 
macht haben, einer kühleren Ueberlegung Raum geben. Man 
wird sich, wenn der Krieg vorbei ist, den Haß gegen die Feinde 
erklären mit der psychischen Erschütterung jedes einzelnen 
in jedem Volke, man wird den Feind zu verstehen lernen und 
man wird auch sich nicht mehr für völlig unschuldig halten. 
Man wird dann an die Macht der Tam-Tamleistungen, um ein 
Wort des alten Fontane zu gebrauchen, wieder den Maßstab 
wissenschaftlicher Kritik anlegen und man wird wieder be- 


stimmt werden durch Erwägungen nicht der Kriegszeit sondern 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3. 48 
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der individuellen wie der kollektiven Interessen, die die Menschen 
vor dem Kriege zusammengeführt und im Frieden dauernd 
gruppiert haben. 

Es wird nach dem Kriege wieder internationale Wetter- 
karten geben und der internationale Sanitätsdienst wird wiederum 
in Kraft treten. Man wird wieder den Mut haben, eine Pariser 
Kunstausstellung in Deutschland und eine deutsche wissen- 
schaftliche Leistung in Frankreich sachlich zu würdigen. Aber 
bevor noch Kunst und Wissenschaft zu ihren Rechten gekommen 
sein werden, werden Handel und Industrie, Banken und Börsen, 
wie die Verkehrseinrichtungen Brücken geschlagen haben über 
die Klüfte, die der Krieg zwischen den Volkswirtschaften ge- 
rissen hat. Der Parallelismus der kapitalistischen Tendenzen 
wird wieder in Erscheinung treten, von da ab ist nur noch ein 
Schritt zur gemeinsamen Wahrung der kapitalistischen In- 
teressen. Dieser Gemeinsamkeit wird gegenübertreten, viel- 
leicht gleichzeitig mit ihr entstehen oder ihr doch auf dem Fuße fol- 
gen, die Gemeinsamkeit der Arbeiterinteressen. Zuerst werden die 
wirtschaftlichen Tatsachen bei den Arbeitern wirken, nachher 
werden sich die Ideologien ganz von selbst einstellen. Gerade 
dieser Weg muß aber die gewerkschaftliche Internationale 
der Zukunft stärker machen, als der umgekehrte Weg, den 
die gewerkschaftlichen Internationalen in der Vergangenheit 
giengen. 

Es wird nicht eine völlige neue gewerkschaftliche Inter- 
nationale sein, denn die alte ist nicht ausgerottet. Nicht ist völlig 
verloren die gwerkschaftliche internationale Arbeit der Friedens- 
zeit. So vieles auch der Krieg zerstört hat und noch zerstören 
wird, es wird, wenn der Friede zurückkehren wird, die Mög- 
lichkeit gegeben sein, die Internationale der Gewerkschaften 
anzuknüpfen an die unzerstörten und im Frieden zu neuer 
Wirksamkeit gedeihenden internationalen Einrichtungen der Ge- 
werkschaften. — 
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I. 


Die Theorie der Konzentrationsbewegung hat im subjektivisti- 
schen System von den Zwecksetzungen der Einzelwirtschaft auszu- 
gehen !). Die allgemeinste, noch völlig nichtssagende, weil für jede 


1) Daß die subjektivistische Lehre die sogenannten objektiven Elemente 
des Preises in keiner Weise verkennt, muß immer wieder mit Nachdruck betont 
werden, neuesterdings gegen Zwiedineck, der, selber auf dem Boden der sub- 
jektiven Wertlehre stehend, dennoch Liefmanns Theorie als zu radikal in der 
Durchführung des subjektiven Wertprinzips bekämpft (in diesem Archiv Bd. 38 
S. ıff.). Die sobjektiven Elemente des Preisess zerfallen in 2 Gruppen, von 
denen die eine, die natürlich-technischen und die psychologischen Gründe der 
einzelnen Wertschätzung umfassend, sich der ökonomischen Erklärung prinzipiell 
entzieht und daher als gegeben anzunehmen ist — so auch der Ernteausfall 
(a. a. O. S. 56)! Größere Schwierigkeiten bereitet die andere Gruppe, deren 
Kern der Einfluß des Marktpreises auf den Einzelpreis ist. Genau wie in man- 

48 * 
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Tätigkeit schlechthin gültige Form der wirtschaftlichen Handlung 
bietet das wirtschaftliche Prinzip, das dann, je nach dem Geiste des 
betrachteten Kulturkreises, zu einer präziseren Motivation deter- 
miniert werden muß: das Ziel, das ererbte Familiengut lebensfähig 
zu erhalten, erzwingt in Gegenden des bäuerlichen Anerbenrechts 
eine andere Form der Erbteilung als etwa die großkapitalistischen 
Interessen bei Erbgang eines großen Pachtbetriebes; und bekannt 
genug ist ja, wie der konservative Geist der statischen Handwerks- 
wirtschaft durch den revolutionären expansiven »Geist des Kapi- 
talismus« überwunden wurde. Er ist nun offenbar der einzige, dessen 
Auswirkungen für die Wirtschaftstheorie erfaßbar sind, während die 
durch jene anderen Zielsetzungen erzeugten Vorgänge großenteils 
aus ihren Kategorien herausfallen: es ist kein Zufall, daß National- 
ökonomie und Kapitalismus gleichen Alters sind. Das Bestreben des 
Wirtschaftssubjekts, aus den ihm gehörigen Erwerbsmitteln — Arbeits- 
kraft, Boden, Kapital — den größtmöglichen wirtschaftlichen Ertrag 
herauszuholen, ist historisch und theoretisch von den Eigentümern 
des Kapitals ausgegangen — es macht ja das Kapital überhaupt erst 
zum Kapital — und führt daher mit Recht den Namen »kapitali- 
stisches Prinzip« ?). Die Wertfunktionen, die dem System der öko- 
nomischen Theorie als einer Gegenwartswissenschaft zugrunde liegen, 
sind unter der Herrschaft des kapitalistischen Prinzips entstanden 3). 

Dies Prinzip kann sich — aus historischen Gründen — zunächst 
nicht anders auswirken als in freier Konkurrenz, die ihrerseits den 


chen Kleiderstoffen Fäden von verschiedener Farbe zu einer einheitlichen ruhigen 
Gesamtfarbe verwoben werden, an deren Eindruck auch ein weiterer pronon- 
ciert gefärbter Faden nichts mehr ändern würde — genau so verweben sich zu- 
nächst die verschiedenen subjektiven Wertschätzungen zu einem einheitlichen 
Preise. In welcher Weise dann dieser durchaus subjektivistisch konstituierte 
Preis dem einzelnen Subjekt bei seinem Kauf als etwas Objektives erscheint, 
inwieweit also auf dem Markte die Gesellschaft das Individuum beherrscht, 
habe ich darzulegen versucht in dem Aufsatz: Methodologisches zu den Pro- 
blemen des Wertes und des wirtschaftlichen Prinzips (in diesem Archiv Bd. 37, 
namentlich S. 791), daselbst auch Alfred Webers Lösung der Frage. Die sub- 
jektive Wertlehre lehrt nicht die Willkür des einzelnen Subjekts. Hierin liegt 
aber keinerlei Rechtfertigung für die von Zwiedineck angegriffene Theorie, 

2) Salin, Die wirtschaftliche Entwicklung von Alaska und Yukon Territory: 
Ein Beitrag zu Geschichte und Theorie der Konzentrationsbewegung, 1914, 
S. I90. Es ist nicht genug zu bedauern, daß dieses ebenso durch die Reich- 
haltigkeit der Gesichtspunkte wie durch die Schärfe der theoretischen Durch- 
dringung ausgezeichnete Buch, da als Ergänzungsheft zu diesem Archiv er- 
schienen, in ihm keine eingehende Besprechung erfahren kann; immerhin soll 
an dieser Stelle dem Anschein vorgebeugt werden, als seien aus der Tatsache, 
daß die folgenden Ausführungen einer Salinschen Theorie scharf entgegen- 
treten, irgend weitere Schlüsse auf das Urteil des Verfassers zu ziehen. 

3) Ich bin (a. a. O. S. 803) für Einengung des wirtschaftlichen Prinzips 
durch Rückkehr zum Eigennutzprinzip eingetreten; es ist aber klar, daß das 
»kapitalistische Prinzip« ungleich schärfer und sozusagen plastischer ist. In 
der Sache stimmen beide Vorschläge überein. 
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Ertrag des Wirtschaftssubjekts so scharf beeinträchtigt, daß in ihrem 
Bereich das kapitalistische Prinzip zur Zusammenfassung der zer- 
splitterten Volkswirtschaft in größere Einheiten drängt — ist es doch 
seinem Wesen nach stets ein Streben zum Monopol, da der Monopol- 
preis die höchste Rente bietet. Die Tendenz zur umfassenden Einheit 
ist aber bei den verschiedenen Kategorien von Wirtschaftssubjekten, 
je nach ihrer Stellung auf dem Markte, von verschiedener Stärke. 
Am stärksten offenbar bei denen, die durch die Konkurrenz Tag für 
Tag in ihrer nackten Existenz bedroht sind: bei den »freien Arbeitern«; 
in der Tat vermochte selbst der krasseste Individualismus die Koali- 
tionsbestrebungen im Proletariat nie völlig zu unterdrücken, die 
freilich auch in ihrer Blüte, ständig bedroht durch den Zustrom zur 
industriellen Reservearmee, stets in weitem Abstand von der erstrebten 
Beherrschung des Arbeitsmarktes blieben. Zweifelhaft ist, ob die Coa- 
litionstendenz bei Unternehmern oder Konsumenten stärker ist. 
Oppenheimers Genossenschaftstheorie $) fußt auf der Ueberlegung, 
5 daß die Konsumenten, da an den Preisen von tausend verschiedenen 
5 Waren interessiert, auf einem Teilmarkt viel weniger heftig miteinander 
rivalisieren als die von den Preisen einer eng umgrenzten Waren- 
sphäre vollkommen abhängigen Produzenten, daß also der »friedliche 
Wettbewerb« dort einen ungleich günstigeren seelischen Boden für 
z einen Zusammenschluß abgibt als der »feindliche Wettkampt« hier 
- mit seiner Gefolgschaft von Argwohn und Mißgunst. So gewiß das 
D zutrifft, so gewiß verstärkt doch aber ebenderselbe Grund, das kon- 
zentrierte Interesse der Produzenten für einen begrenzten Teilmarkt, 
A die Notwendigkeit, hier durch Zusammenschluß eine Preiserhöhung 
z zu bewirken; der Heftigkeit des Wettkampfs entspricht die Gewalt, 
mit der die wirtschaftliche Logik für die Koalition argumentiert; 
und nicht der Zusammenschluß der Arbeiter, unter denen ja der Ato- 
mismus überhaupt nie ganz heimisch war, nicht die Genossenschafts- 
bildung der Consumenten, für die die Koalition zwar ungemein förder- 
lich, aber doch nicht eigentlich eine wirtschaftliche Lebensfrage war, 
sondern die Konzentration der kapitalistischen Unternehmungen, 
die soeben noch auf Tod und Leben miteinander rangen, stellt die auf- 
fälligste Abweichung des heutigen Zustandes von der rein individua- 
listischen Volkswirtschaft dar; sie bildet das wesentliche Merkmal 
des Hochkapitalismus. 


2. 


Der Konkurrenzkampf — den auch Rotschilds 5) scharfsinnige 
Ausführungen nicht fortzubeweisen vermögen, weil seine Beispiele 
für eine »stillschweigende Koalition« der Konkurrenten auf Grund eines 
traditionellen Preises durchweg Sphären entstammen, in denen das 
kapitalistische Prinzip nur langsam und nicht vollkommen Fuß fassen. 


4) Theorie der reinen und politischen Oekonomie S. 558. 
5) Kartelle, Gewerkschaften und Genossenschaften nach ihrem inneren 
Zusammenhang im Wirtschaftsleben, Kapitel II. 
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konnte (Arbeiter, Detailhandel) — hält in bekannter Weise unter den 
rivalisierenden Unternehmungen Musterung und wirft die schwäch- 
sten zu Boden. Es ist nun zweierlei denkbar. Entweder: Dieser Aus- 
merzungsprozeß setzt sich bis zu dem Punkte fort, wo die Konkurrenz 
ihr natürliches Ende dadurch findet, daß ein einzelnes überlegenes 
Unternehmen allein auf der Walstatt bleibt, nachdem es einen Ri- 
valen in offenem Kampf, einen zweiten hinterrücks niedergerungen, 
einen dritten durch Ankauf der Aktienmehrheit, einen vierten durch 
gütliche Vereinbarung unter seine Botmäßigkeit gebracht hat. Oder 
aber: es stellt sich, wenn die schwächsten Wettbewerber vom Markte 
verschwunden sind, unter den übrigbleibenden ein gewisses Gleich- 
gewicht der Kräfte heraus, so daß bei weiterem Kampf jeder mit dem 
Ruin rechnen müßte und selbst im Falle des schließlichen Sieges die 
schwersten Wunden zu gewärtigen hätte, — eine Situation, in welcher 
sich ein förmlicher Friedensschluß und darüber hinaus ein Bündnis 
zur Aufrichtung eines Marktmonopols und zur gleichmäßigen Teil- 
nahme an den Vorteilen dieses Monopols geradezu aufdrängt ®). Ein 
solches Bündnis nennt man — im allgemeinen! — ein Kartell, wäh- 
rend das Riesenunternehmen, das in unserem ersten Falle die Allein- 
herrschaft auf dem Markte errang, als Trust bezeichnet wird. 
Zwar ist, eben wegen des furchtbaren Risikos im vorhergehenden 
Kampie, die Bildung eines solchen monopolistischen Trusts aus rein 
ökonomischen Ursachen eine seltene Ausnahme, und vollends die 
Aufrechterhaltung seines Monopols ist aus Gründen, die Salin vor- 
züglich dargelegt hat’), von denkbar größter Unwahrscheinlichkeit ; 
aber dennoch lebt in jedem starken Unternehmen, vermöge der 
dem kapitalistischen Prinzip innewohnenden Monopoltendenz, der 
Wille sich zum Trust auszuweiten und führt auch da, wo die Erringung 
des Monopols nicht in Frage kommen kann, mindestens zur Unter- 
werfung oder friedlichen Angliederung einer ganzen Reihe von Kon- 
kurrenten (in horizontaler Richtung) und Kontrahenten (in verti- 
kaler Richtung). Einen solchen »unvollständigen« Trust nennt der 
Sprachgebrauch durchaus eindeutig: einen Konzern. Fast alle unsere 
großkapitalistischen Unternehmungen stellen Konzerns dar. Und fast 
überall, namentlich in den schweren Industrien, haben sich die großen 
Konzerns für die Mehrzahl oder doch für einige ihrer Erzeugnisse 
zu Kartellen zusammengeschlossen, so daß man, wofern nicht be- 
sondere historisch-rechtliche Umstände die Konzentrationstendenz 
in bestimmter Richtung abdrängen, folgendermaßen sagen kann: 
Theoretisch und praktisch geht die Idee des Trusts derjenigen des 
Kartells voran; das einzelne Unternehmen dehnt sich so energisch 


6) Genau so unterscheidet Levy (Monopole, Kartelle und Trusts, S. 208) 
im Vorübergehen das »Monopol des Uebrigbleibenden« von der planmäßigen 
. Ausschaltung des Wettbewerbs. 

7) a. a. O. S. ıgı. Vgl. die ausführlichen Erörterungen über smono- 
polistische Möglichkeitene in einem demnächst erscheinenden nachgelassenen 
Werk von Carl Wolfgang Freiherrn v. Wieser, Die Finanzierung der engli- 
schen Industrie, 
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als nur möglich aus und entschließt sich dann — faute de mieux! weil 
die Taube auf dem Dache vorderhand nicht zu haben ist! — zum 
Kartell, ohne daß damit der Wille zum Trust endgültig gebrochen 
wäre: man denke an den Kampf um die Mehrheit der Gelsenkirchener 
Bergwerksgesellschaft oder auch an das stetige Vordringen der ge- 
mischten Werke auf Kosten der mit ihnen kartellierten reinen Werke! 

Der bisher dargelegte Gegensatz — dessen Vorzug in seiner Tri- 
vialität bestehen dürfte, denn der Wert einer Theorie verhält sich 
im allgemeinen wie die Einfachheit, ja Selbstverständlichkeit ihrer 
Grundzüge — muß zu einer vollständigen Alternative ausgebaut 
werden, um seinen logischen Zweck zu erfüllen; die bisherigen von 
den Geburtsbedingungen genommenen Merkmale, nämlich Friedens- 
schluß und Bündnis bei der einen, Unterwerfung und Einbeziehung 
bei der anderen Form sind eher bloße Anzeichen als eigentliche Kenn- 
zeichen des Gegensatzes. Diese Kennzeichen werden wir in der inner- 
sten Sphäre der gegensätzlichen Gestaltungen finden, in ihrer Willens- 
bildung, ihrer ökonomischen Verfassung — man braucht das ja nur 
auszusprechen, um ohne weiteres zu sehen, daß der Konzern und 
Trust autokratisch, dasKartell genossenschaftlich beseelt sind. Dort liegt 
die Leitung in den Händen einer zentralen Gewalt, die den einzelnen 
Werken fremd gegenübersteht, weil ihre Existenz Selbstzweck ist; 
auch hier gibt es diese Zentralgewalt, aber sie ist nichts anderes als 
der Durchschnitt der einzelnen Willen. Der Trust wird sozusagen 
von oben her gebildet: eine übergreifende Macht zieht die einzelnen 
Unternehmungen an sich; während das Kartell dadurch entsteht, 
daß die Einzelsubjekte über sich, also von unten her, eine höhere 
Instanz aufrichten. Ganz deutlich wird dieser korrespondierende 
Gegensatz an der gewöhnlichen — aber keineswegs etwa durchgängigen! 
— juristischen Erscheinungsform der beiden 'Konzentrationsarten: 
die holding company wie die Kartellgesellschaft stehen beherrschend 
über den Einzelgliedern; die holding company aber ist Eigentümer 
der zugehörigen Gesellschaften, die Kartellgesellschaft, z. B. das 
Verkaufssyndikat, steht ihrerseits ım Eigentum ihrer Mitglieder; 
dort werden die Gewinne nach oben, zum Trustmagnaten, herausge- 
pumpt, hier strömen sie von oben nach unten und verteilen sich in 
festem Verhältnis an die einzelnen Unternehmungen. Immer wieder 
ergibt sich, daß beim Konzern und Trust — die ja nur verschiedene 
Stadien in derselben Entwickelungslinie repräsentieren — Entstehung 
und Absicht der Zusammenfassung nur von der übergreifenden und 
zentralen Macht her zu verstehen sind, beim Kartell gerade umgekehrt 
sozusagen von unten und von der Peripherie her. In dem Gegensatz 
autokratisch — genossenschaftlich ist das Prinzip der Einteilung 
gewonnen. 


3. 
Dabei dürfen wir uns wieder auf die Trivialität dieses Gedankens 
berufen, der von uns nur schärfer als sonst formuliert und durchgeführt 
wurde. Er liegt ja dem bekannten Vergleich des Kartells mit einem 
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Staatenbund, des Trusts mit einem Bundesstaat zugrunde, und 
zu allem Ueberfluß hat kürzlich Rothschild ê) von der autokratisch- 
zentralistischen Organisation des Trusts und dem kollegialen Aufbau 
des Kartells gesprochen. Doch ist der Gedanke nie weiter verfolgt 
worden. Die einen messen der Unterscheidung zwischen Trust und 
Kartell überhaupt keine größere Wichtigkeit bei. So sagt derselbe 
Rothschild °), daß es, angesichts der steigenden Zentralisation der 
deutschen Kartelle und der mehr und mehr sachlichen, weniger raub- 
baumäßigen Ausgestaltung der amerikanischen Trusts in jüngerer 
Zeit, »theoretisch wie praktisch heute als Unding erscheint, . . . eine 
irgendwie haltbare Scheidelinie ziehen zu wollen«; er übersieht aber 
dabei, daß die produktionstechnische, produktivitätssteigernde Wir- 
kung der Konzentration, so wichtig sie ist, dennoch nicht ausschließ- 
lich berufen sein kann, ein Kriterium für eine etwaige Unterscheidung 
zu liefern; im Gegenteil: je mehr Trust und Kartell sich in bezug auf 
den arbeitsteiligen inneren Ausbau einander nähern — was übrigens 
keineswegs in dem von Rothschild angenommenen Umfang der Fall 
sein dürfte —, desto mehr würde sich die ökonomische Konstitution 
als allein entscheidendes Merkmal aufdrängen. 

Aehnlich wie Rothschild, aber aus einem anderen Grunde, unter- 
schätzt Hilferding die Notwendigkeit der Unterscheidung; ihm, wie 
dem Marxismus überhaupt, ist Konzentration eben Konzentration 
und daher eine Etappe auf dem Wege zum Sozialismus. Er macht 
zwar eine Unterscheidung !°), erklärt sie aber selbst für unwesent- 
lich; die Frage: Kartell oder Trust? sei falsch gestellt, da ein fest- 
gefügtes Kartell sich nur noch durch eine gewisse Schwerfälligkeit 
der Organisation vom Trust unterscheide. 

Dies kann man als die herrschende Auffassung bezeichnen. Tschier- 
schky 1!) und Liefmafin ??) sehen beide den Trust als eine Art »Weiter- 
bildung« des Kartells an, obwohl sie auf die Unterscheidung zunächst 
sehr viel größeres Gewicht zu legen scheinen als Hilferding. Sie gehen 
dabei, in voller Uebereinstimmung mit allen übrigen Autoren, von 
der Technik der Zusammenfassung, d. h. im wesentlichen: der juris- 
tischen Verfassung aus und bezeichnen als Kartell einen monopolisti- 
schen Zusammenschluß auf Grund eines Vertrages zwischen den ihre 
Selbständigkeit bewahrenden Unternehmungen, als Trust den Zu- 
sammenschluß mittels Eigentumsübertragung, so daß also die ein- 


6) a, a. O. S. 113. 

’») a. a. O. S. 86. 

10) Finanzkapital S. 241. Seine Definitionen weichen in ihrer — nicht 
empfehlenswerten — Terminologie von den sofort zu besprechenden üblichen 
Definitionen ab, stimmen aber sachlich vollkommen mit ihnen überein. 

11) Kartell und Trust (Sammlung Goeschen) S. 19. 

13) Kartell und Trust S. 13. Liefmanns dickleibiges Werk über »BeteiligungS- 
und Finanzierungsgesellschaften« enthält einige vortreffliche Definitionen für 
die Einzelheiten der Konzentrationstechnik und eine Unzahl von Beispielen 
dazu; hingegen trägt es zum theoretischen Verständnis des Gesamtprozess®S, 
seines \Vesens und seiner Bedeutung, nicht viel bei. 
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zelnen Unternehmungen als unabhängige Subjekte zu bestehen auf- 
hören 18). Da scheint es freilich unvermeidlich, den vertragsmäßigen 
Zusammenschluß, mit Tschierschky und Liefmann, nur als eine Vor- 
stufe, eine unvollkommenere Form der kapitalmäßigen Zusammen- 
fassung zu betrachten und demnach zu glauben, daß die Entwicklung 
der Kartelle an sich zum Trust — und also zum Sozialismus — führe, 
welch letzterer Konsequenz Liefmann durch den Hinweis auf die 
kartellfeindliche Ausgestaltung der großen Gemischtwerke vorläu- 
fig entgeht, die durch immer weitergehende Integration vom Roh- 
stoff bis zur letzten Produktions- und Handelsstufe die Fesseln der 
Kartelle mit reinen Werken abzustreifen trachten. Ganz abgesehen 
nun von der Frage, ob es nicht eine — vielleicht gar nicht sehr weite 
— Grenze für die Rentabilitätssteigerung durch Integration gibt 1$), 
so käme jene Theorie zu dem Resultat, daß künftighin die Volks- 
wirtschaft in vertikale Reihen — statt der gegenwärtigen hori- 
zontalen Schichten — gegliedert sein würde. Zwischen ihnen 
aber müßte es beim Absatz der fertigen Produkte abermals zum 
Kampf kommen, in jeder Produktionssphäre entstände ein unge- 
heueres Generalkartell 15) — ein vergrößerter Stahlwerksverband 
— und das bisher glücklich umgangene Weiterbildungsproblem 
mit seinem für Liefmann so schreckhaften sozialistischen Hinter- 
grund wäre in erneuter und verschärfter Form aktuell. 

Diese ganze Vorstellung scheint aber — trotz allen Ableugnens 
— auf einer Art suggestiver Beeinflussung durch die amerikanischen 
Trusts zu beruhen. Sie übersieht jedenfalls, daß die gewalttätige Größe 
der amerikanischen Trusts gar nichts ihnen Spezifisches ist, sondern 
ganz generell das Merkmal des Wirtschaftsgeistes ın diesem neuen 
Lande: es sind nicht die Trusts, die wir in Amerika anstaunen, sondern 
Amerika verblüfft uns in seinen Trusts, und darum ist nichts irriger 
als die Annahme, daß wir auf dem Wege zu den Trusts seien, da wir 
doch ganz sicher nicht auf dem Wege nach Amerika sind — eher um- 
gekehrt 16). Dennoch war der Eindruck des Trusts so groß, daß man 
das Kartell im wesentlichen nur auf gewisse stark ausgeprägte Eigen- 
tümlichkeiten des Trusts hin untersuchte, und so als Etappen der- 
selben Entwicklungslinie mißdeutete, was in Wahrheit strukturell 
gegensätzliche Erscheinungen sind. 

Da ist nun Salin 1?) der erste, der sich von jenem Vorurteil ganz 
befreit hat und nicht nur die prinzipielle Ueberlegenheit des Kartells 
deutlich erkannte, sondern sich auch zu einer wirklich theoretischen 
Ableitung der beiden Konzentrationsformen erhob, nachdem Tischier- 


13) Tschierschky S. 19, 24 und 163; Liefmann S. 11 ff., 114 ff.; Hilferding 
S. 240 ff.; Salin S. 193 ff.; andere Autoren, z. B. Levy und Macrosty, bedienen 
sich, ohne zu definieren, derselben Ausdrucksweise, die wohl als ausnahmslos 
üblich bezeichnet werden kann. 

14) Eine Frage, die Tschierschky (a. a. O. S. 181) entschieden bejaht. 

16) Dieser Gedankengang folgt Ausführungen von Tschierschky. 

16), Vgl. Plenge, die Zukunft in Amerika, 

27.8, 8.10, .5-187.18 
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schky und Liefmann in nicht recht greifbarer Weise den Trust aus der 
kartell-feindlichen Rechtslage in der Union und den Gründer- 
praktiken der dortigen Finanzmänner erklärt hatten — über die 
Kartelltheorie ist sich ja im wesentlichen alle Welt einig. Der Angel- 
punkt der Salinschen Theorie ist die — auch von Tschierschky ge- 
legentlich hervorgehobene 183) — Befristung des Kartellvertrages, 
die dem Kartell gestatte, den unaufhörlich wechselnden Umständen 
des Marktes und den dadurch unaufhörlich verschobenen Bedingungen 
für ein wirksames Monopol stets in genauer Anpassung zu folgen, 
ein Vorzug, den die starre, ein für allemal festgesetzte Organisation 
des Trusts notwendig entbehre. Daher führe die ökonomische Ent- 
wicklung, wenn man sie frei gewähren lasse, zum Kartell, und der 
weniger zweckmäßige Trust sei demgegenüber aus gewissen störenden 
und ablenkenden Ursachen zu erklären. Als solche wirke erstens 
natürlich die angelsächsische Rechtsanschauung, die Vereinbarungen 
zwecks »restraint of trade« nahezu unterbinde und daher dort, wo eine 
Zusammenfassung angestrebt werde, an Stelle der vertragsmäßigen 
die kapitalistische Form erzwinge — sehr gegen ihre Absicht. Zwei- 
tens verwendeten die amerikanischen Industriekapitäne und Börsen- 
abenteurer ihre Gewinne, wenn diese in den eigenen Unternehmungen 
nicht genügend Spielraum fänden, dazu, in derselben oder in benach- 
barten Produktionsstufen ihre Herrschaft auzudehnen !1P). So er- 
gebe sich im ganzen, daß das Kartell, als die natürliche Form des 
Zusammenschlusses, ein notwendiger Bestandteil unserer Wirtschaft 
sei, während man hoffen dürfe, die Vertrustung einzudämmen und 
umzuwandeln. 

Nun ist das Anpassungsargument eine recht zweischneidige Waffe. 
So zweifellos es zutrifft, daß gewisse in der Monopolpolitik notwendig 
werdende Maßregeln wie z. B. Produktionseinschränkungen usw. vom 
Kartell im allgemeinen besser durchgeführt werden als vom Trust, 
den die eigene Schwerkraft vorwärts zu immer gewaltigerer Ex- 
pansion treibt — so berechtigt ist doch in dieser Hinsicht Hilferdings 
Bemerkung, daß ein straffes Syndikat sich nur durch die Schwer- 
fälligkeit seiner Organisation vom Trust unterscheide. Es ist in der 
Tat nicht einzusehen, warum ein von einem einheitlichen Willen ge- 
leiteter Trust nicht das vollbringen soll, was einem aus 50 widerstrei- 
tenden Interessen mühsam zusammengekitteten Kartell gelingt. 
Darüber hinaus aber scheint auch Salins Theorie den früher ent- 
wickelten Kerngegensatz zu verfehlen, scheint zu übersehen, daß 
der Trust nichts weiter ist als der Endpunkt eines Weges, den auch 
bei uns alle großen Unternehmungen mit Ungestüm beschritten und 
zu einem sehr erheblichen Teil zurückgelegt haben, und daß z. B. die 
Schwierigkeiten, die in jüngster Zeit unseren Kartellen von den Kon- 
zerns her erwachsen, — die Integration ist eben das Mittel, die schwä- 


18) a. a. O. S. 20, 23, vgl. auch S. 171. 
19) Genau auf diese Art ist bei uns 1913 mit einem Schlage der mächtige 
Braunkohlenkonzern entstanden. 
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cheren Kartellbrüder, trotz des Kartells, zu erdrücken 2°) — nur als 
ein Kampf zwischen dem Trustprinzip und dem Kartellprinzip zu 
verstehen sind. 


4. 

Da ist es nun wohl an der Zeit, die Frage: autokratisch-genossen- 
schaftlich oder kapitalmäßig-vertragsmäßig ? nach den bisherigen Ein- 
zelzusammenstößen endgültig zur Entscheidung zu bringen. Es muß 
an dieser Stelle ausdrücklich betont werden, daß es sich nicht etwa 
um verschiedene Namen für dieselbe Sache handelt, daß sich die 
beiden Einteilungen zwar großenteils, aber nicht vollständig decken. 
Beides kann nicht wundernehmen. Bei dem Versuch, die als Trust 
und Kartell bekannten Erscheinungen theoretisch zu erfassen, glaubten 
wir alsihnen wesentlich, als ihren innersten Kern das ansehen zu müssen, 
was wir die ökonomische Konstitution nannten, ein Merkmal also, 
das mit dem üblichen Einteilungsgrund, der juristischen Organisation, 
keine logische Gemeinschaft hat. Es ist klar, daß diese heterologen 
Einteilungen, da von denselben typischen Erscheinungen gewonnen, 
inhaltlich großenteils zusammenfallen müssen; es ist aber ebenso klar, 
daß die eigentliche Scheidelinie in beiden verschieden gezogen ist, 
daß wir z. B. möglicherweise eine kollegiale, also kartellähnliche 
Struktur feststellen werden, wo die anderen, wegen der kapitalmäßigen 
Zusammenfassung, einen Trust sehen. Man denke sich etwa ?!), das 
Rheinisch-Westfälische Kohlensyndikat tauschte eines Tages von den 
Anteilseignern der ihm zugehörigen Werke deren Anteile ein gegen 
Uebergabe von neu zu schaffenden Syndikatsanteilen, die eben auf jenen 
Zechenanteilen beruhten. Die übliche Auffassung müßte dann das 
Ergebnis als einen Trust ansprechen und also in dieselbe Rubrik ein- 
reihen wie den absolutistischen Braunkohlenkonzern des Herrn 
Petschek. Ja, sie würde vielleicht, in Anwendung eines von uns aus- 
geführten Gedankens, feststellen, daß doch hier die Gewinne der ein- 
zelnen Werke »nach oben«, zu der zusammenfassenden Spitze hin, 
oöherausgepumpt« würden. Aber nur scheinbar und wieder nur im 
juristischen Sinne. Diese Gewinne machen sozusagen nur einen 
weiteren Weg als früher; sie steigen zwar zur Spitze auf, aber nicht 
um dort zu bleiben, sondern um von dort doch wieder »nach außen« 
und »herab« zu fließen, zu den früheren Eigentümern der einzelnen. 
Zechen, also zu denselben Leuten, denen sie bisher direkt, ohne Umweg 
zuströmten. Die wesentliche Abweichung von dem bisherigen Zustand 


20) Es darf freilich nicht unerwähnt bleiben, daß Salin die Integration 
nicht in den Kreis seiner Betrachtungen gezogen hat — ohne erkennbaren 
Grund, da sie doch, ganz genau wie die Anschaffung besserer Maschinen, der 
Kostenverminderung dient, also eine Waffe im Konkurrenzkampf darstellt. 
Uebrigens sind unsere großen Konzerns keineswegs nur integrierte Unterneh- 
mungen, 

21) Was freilich heute weniger Wahrscheinlichkeit für sich hat denn je; 
es ist aber keine Hypothese über die wirkliche Gestaltung, sondern ein be- 
griffliches Experiment. 
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wäre nicht die Aenderung der Organisation, sondern die dauernde 
Fixierung des gegenwärtigen Verhältnisses, in dem die einzelnen 
Werke rentieren; eine Verminderung im Produktionserträgnis einer 
einzelnen Zeche würde nun nicht mehr ausschließlich ihre früheren 
Eigentümer treffen, sondern sich gleichmäßig auf alle Inhaber von 
Trustaktien verteilen, — also wieder ein ausgleichendes, kartellartiges 
Moment. Das heißt nun nicht, daß der Unterschied zwischen einer 
vertragsmäßigen und einer kapitalmäßigen Zusammenfassung ge- 
leugnet werden soll; der ist namentlich für die Arbeitsteilung innerhalb 
der Koalition ganz unbestreitbar vorhanden; aber er bleibt doch 
eben — darin hat die Weiterbildungstheorie recht — ein gradueller 
Unterschied, und man könnte sich ja sogar vorstellen, daß die Trust- 
statuten einen Eingriff in die Verhältnisse eines einzelnen Werkes 
ohne Zustimmung seines bisherigen Leiters ausschließen. Und hier 
ist nun der entscheidende Punkt: die bisherige »Zechenbesitzerver- 
sammlung« würde sich nur als Direktorium des Trusts neu konsti- 
tuieren, die einzelnen Direktoren würden jeder das Dezernat für das 
bisher geleitete Werk erhalten, in der tatsächlichen Leitung wäre 
nichts geändert und die demokratische Verfassung bliebe in gleichem 
Ausmaß’ wie bisher bestehen. Ein gewisser Unterschied läge freilich 
darin, daß beim Trust die Auflösung auf große Hindernisse stießBe, 
da der erneute Umtausch von Anteilen des Trusts gegen die in seinem 
Portefeuille verwahrten Einzelanteile sich jedenfalls nur sehr schwer 
bewerkstelligen ließe, vielleicht so (?), daß für jedes Einzelkapital 
von vorneherein eine bestimmte Serie von Trustanteilen geschaffen 
würde 22). Abgesehen von dieser bei der Gründung des Trusts ja nicht 
sehr aktuellen Frage würde die scheinbar so einschneidende Umwand- 
lung der äußeren Organisation, der Uebergang vom Kartell zum 
Trust also die Möglichkeit einer verstärkten Arbeitsteilung mit sich 
bringen; freilich auch nur in geringstem Umfang, angesichts der 
starken Arbeitsteilung in den Syndikaten und im Falle der erwähnten 
Cautele im Trust. Allein die ökonomische Struktur bliebe im ganzen 
ungeändert, ja die Gewinnverteilung erführe eine Verschiebung in 
der Richtung des Kartells. Aus alledem dürfte klar hervorgehen, 
daß dieser »Trust« dem Typus des Kartells sehr viel näher stände 
als dem des Trusts — den Grund bringt das Prinzip unserer Eintei- 
lung zum Ausdruck. | 

Nun ist bekanntlich dieser »Rheinisch-Westfälische Kohlentrust«, 
der als historisches Individuum so utopisch ist, seiner Idee nach keines- 
wegs utopisch: solche »uneigentlichen Trusts« — wie wir diese kapital- 


22) Weitere außerordentliche Schwierigkeiten würden sich bei der Ver- 
teilung der Schulden usw. ergeben. Wie dem auch sei — die Virtuosen der 
Standard Oil z. B. haben das Kunststück mit Glanz ausgeführt, wobei ihre 
Aufgabe sich ja noch durch die Notwendigkeit komplizierte, zwischen den 
Wünschen des Bundesgerichts und denen des Herrn Rockefeller ein billiges 
Kompromiß zu finden. Die Lösung des Problems bestand bekanntlich in 
einer formell ebenso vollständigen (für das Bundesgericht) als sachlich illu- 
sorischen (für Herrn Rockefeller) Zerschlagung des Trust. 
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mäßigen Kartelle vielleicht am besten nennen,um den eingebürgerten 
fest umgrenzten Sprachgebrauch nicht zu erschüttern — gibt es in 
großer Zahl, und namentlich in England, wo die den Abmachungen 
sin restraint of trade« so ungünstige Rechtslage die Zusammenfassung 
leicht über das ökonomisch vielleicht wünschenswerteste Maß der 
Intensität hinausgehen läßt. Zahlreiche Beispiele finden sich in den 
ausgezeichneten Büchern von Macrosty und Levy: so entstand die 
Fine Cotton Spinners and Doublers Association durch Fusion von 
3I der leistungsfähigsten Firmen 2); die outsiders des durch die ge- 
waltige Firma Coats repräsentierten Nähfadentrusts schlossen sich 
1897 zu der English Sewing Cotton Company *) zusammen, also eben- 
falls einem unechten Trust; der Bleichertrust, die mächtige Bradford 
Dyers Association und der Trust der Kattundrucker bieten weitere 
Beispiele 25). Höchst bezeichnenderweise wurden einige dieser großen 
Trusts anfangs so lose organisiert — z. B. verblieb der gesamte Kunden- 
verkehr den bisher selbständigen Fabriken! —, daß Levy diese Trusts 
eher einem schlecht organisierten Kartell vergleichbar findet 29); 
in der Tat liefern sie den Beweis, daß es falsch ist, den Trust seinem 
Begriff nach für die organisatorische Weiterbildung des Kartells zu 
halten, und daß die äußere juristische Form über den ökonomischen 
Gehalt nichts auszusagen vermag. Mag immerhin der Sprachgebrauch, 
der ja wesentlich praktischen Zwecken zu dienen hat, seine Eintei- 
lungen an dem am meisten ins Auge fallenden Merkmal orientieren, 
die wissenschaftliche Analyse muß sich bewußt sein, daß da der Kern- 
gegensatz verfehlt wird und begrifflich verschiedene Dinge mit dem- 
selben Namen, begrifflich übereinstimmende mit verschiedenen 
Namen belegt werden. 

Man könnte vielleicht zweckmäßig eine partielle von einer totalen 
Kartellierung trennen, je nachdem, ob die gesamte Tätigkeit eines 
Unternehmens oder nur ein Teil davon in das kartellmäßig geregelte 
Gebiet fällt. So wären z. B. die Braunkohlensyndikate im wesent- 
lichen als totale Kartelle zu bezeichnen, das Kabelkartell als ein par- 
tielles, da seine Mitglieder außer den standardisierten Kabeln auch 
nicht standardisierte, in ihrer Mehrzahl aber ferner noch Kupfer- 
und Messingdrähte und -stäbe, Zähler und Schalttafeln, elektrische 
Maschinen und Turbinen, Tramwagen und Automobile bauen. Die 
Unterscheidung kann freilich nur eine ungefähre sein, weil fast jedes 
größere Kartell neben einigen reinen Werken einige gemischte um- 
faßt;; jedenfalls ist klar, daß die oben angeführten englischen Pseudo- 
trusts als totale Kartelle im strengsten Sinn aufzufassen sind. 
Viel häufiger noch ist die Trustform aber für partielle Kartelle, und 
zwar dann, wenn es sich nicht darum handelt, den Wettbewerb zwischen 
schon bestehenden Werken auszuschalten, sondern allerseits in eine 
neue Produktionssphäre oder auch in ein neues Ausbeutungs- oder 


23) Levy S. 238. 

234) Ebenda S. 239. 
25) Ebenda S. 241. 
22) Ebenda S. 263. 
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Absatzgebiet vorzudringen. So hätten die beiden großen Elektro- 
konzerns, die bekanntlich in ziemlich scharfem Wettbewerb stehen, 
jeder für sich die Fabrikation von Akkumulatoren aufnehmen und 
sie dann kartellieren können; es war aber eine sehr beträchtliche 
Kostenersparnis, gemeinsam vorzugehen, gemeinsam die Akkumula- 
torenfabrik Berlin-Hagen zu gründen. Aehnlich ist das Alaska Syndi- 
kate, das die alaskanische Kupfer- und Goldproduktion, den Binnen- 
transport und die Schiffahrtsverbindung mit der Union beherrscht, 
ein Kartell der 2 großen amerikanischen Kupfertrusts zur Sicherung 
der neuen Rohstofflager und zur Teilung der Vorteile daraus °°). 
Der britische und der amerikanische Tabaktrust haben, anstatt sich 
jeder zur Expansion in andere Länder eigene Gesellschaften anzuglie- 
dern und diese dann zu kartellieren, gemeinsam — obwohl nicht mit 
gleicher Beteiligung — die bekannte British American Tobacco Com- 
pany errichtet; die Beispiele ließen sich auch hier häufen. 
Unleugbar ist es sehr mißlich, einer Vereinigung von nur 2 eben- 
bürtigen Konkurrenten den genossenschattlichen Kartellcharakter zuzu- 
sprechen, wie das zur scharfen Umgrenzung des autokratischen Trusts 
notwendig ist; aber doch wohl nicht mißlicher als wenn man etwa 
Liechtenstein unter den unabhängigen Monarchien oder das zweiglie- 
drige Oesterreich-Ungarn neben der 45gliedrigen Union unter den 
Staatenstaaten nennen muß. Eine größere Schwierigkeit entsteht 
durch die Frage, ob man eine einheitliche autokratische Leitung stets 
nur da sehen wird, wo lediglich ein einzelner Mensch an der Spitze 
des Unternehmungskomplexes steht — eine Frage, die derjenige schwer- 
lich bejahen kann, der glaubt, daß es nicht auf die psychologischen 
sondern auf die wirtschaftlichen Subjekte ankommt. Im anderen 
Falle müßte man jedes von zwei Partnern — und wären sie Brüder — 
geleitete Unternehmen als kartellartig bezeichnen, während doch 
sicherlich mehrere Subjekte für geschäftliche Zwecke eine so enge 
Verbindung miteinander eingehen können, daß sie allenfalls über die 
zu wählenden Mittel, nie aber über das Ziel ihrer Tätigkeit und über 
die Beteiligung am Erfolge uneinig sein werden. Nicht das Bündnis 
zweier Menschen als solcher, sondern als Repräsentanten zweier eben- 
bürtiger Unternehmungen hat den kollegialen, genossenschaftlichen, 
interndemokratischen Charakter, den wir als das Wesen des typischen 
Kartells ansehen. Diese vielleicht etwas kleinlichen Erörterungen wären 
entbehrlich, wenn sie nicht die bedeutsame Lehre enthielten, daß es 
schlechterdings unmöglich ist, den Charakter einer kapitalistischen 
Zusammenballung aus äußeren Merkmalen abzulesen; daß es vielmehr 
keinen anderen Weg gibt, als aus ihrer Entstehung und gegenwärtigen 
Struktur festzustellen, welchem Konzentrationstypus sie nahesteht. 
Von Fall zu Fall muß man die Entscheidung treffen, und nur eines 
läßt sich mit einiger Bestimmtheit generell sagen: daß der gleich- 
zeitige Zusammenschluß einer größeren Anzahl von Konkurrenten 


27) Salin S. 177. Es verdient bemerkt zu werden, daß dieser »Trust« sich 
selbst als »Syndikat« bezeichnet. 
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— wie wir das etwa bei jenen englischen Trusts sahen — gemeinhin 
demokratischer Natur sein wird, weil der werdende Trust in seinem 
Expansionsfeldzug Schritt für Schritt erobern, einen Rivalen nach 
dem andern angliedern muß und nicht leicht 10 oder 20 Konkurrenten 
mit einem Schlage unter seine Gewalt bringen wird — das zähe unauf- 
haltsame Vordringen der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft oder 
unserer beiden führenden Banken bietet gute Beispiele. 

Nun wäre es verkehrt zu glauben, daß der autokratische Trust 
nur durch Schaffung eigener Unternehmungen oder durch Nieder- 
ringung seiner Konkurrenten wachsen könne: eine sehr große Rolle 
spielt in diesem Zusammenhang das Auskaufen des Rivalen, wobei 
der Ausgekaufte ganz und gar nicht der Schwächere zu sein braucht. 
Als Carnegies Stahlwerke und die durch Morgan organisierten weiter 
verarbeitenden Gesellschaften IgoI in Gegensatz gerieten, weil diese 
das Halbzeug in eigener Regie herzustellen, jene ihrerseits ihre Pro- 
dukte zu verarbeiten planten, blieb den finanziell schwächeren Morgan- 
schen Werken — wollten sie den tödlichen Kampf vermeiden — kein 
anderer Ausweg als den gefürchteten Gegner auszukaufen: dies war 
die Geburt des Stahltrusts und daher stammt seine schwere Ueber- 
kapitalisation. Der Vorgang ist als eine echte Vertrustung anzusehen, 
weil von den beiden einander entgegengesetzten Willen der eine aus- 
schied und sein Herrschaftsbereich dem andern überließ, so daß die 
beiden früher getrennten Komplexe unter der bisherigen Spitze des 
einen zusammengefaßt wurden. Eine derartige Entwicklung ist um so 
leichter möglich, je mehr die Unternehmung ausschließlich als Ein- 
kommensquelle angesehen wird, je weniger also zwischen ihr und ihrem 
Leiter bzw. ihren Leitern — seien es nun Direktoren, Aufsichtsräte ?®) 
oder Großaktionäre ohne Sitz in der Verwaltung ®) — ein indivi- 
duelles geistiges Band besteht, so daß dann diese maßgebenden Männer 
sich nur als Herren des Unternehmens fühlen, nicht auch als ihm ver- 
wandt, als ihm zugehörig, als seine Diener. Es ist eine eigenartige 
Erscheinung, wie verschieden die Individualitäteines Unternehmens sıch 
ausprägt, wie etwa für die Firma Krupp die Familie des Begründers, 
für die Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft oder die Gelsenkirchener 
Bergwerks-Gesellschaft der Generaldirektor als repräsentativ gelten 
können, und wie selbst da, wo eine solche Identifikation mit bestimmten 
Persönlichkeiten nicht möglich ist, das Unternehmen eine klar und 
scharf umrissene Physiognomie zeigen mag. Gut oder schlecht — Men- 
schenwerk hat eigenes Leben, und dies Eigenleben des Objekts will 
empfunden und respektiert werden. Das aber ist in alten Kultur- 
ländern, so namentlich in Deutschland, viel leichter der Fall als etwa 
in der Union, wo so häufig schon darum kein geistiges Band den Men- 
schen an sein Werk knüpft, weil dieser Mensch kein Fachmann mit 
sachlichem Interesse, sondern ein Spekulant ist, der ein Ausschlach- 


28) So wird die Deutsch-Luxemburgische Bergwerksgesellschaft von dem 
Vorsitzenden ihres Aufsichtsrates geleitet. 

29) So sitzt Petschek bei keiner der von ihm kontrollierten Gesellschaften 
in der Verwaltung — bisher wenigstens (April 1914). 
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tungsobjekt braucht. So wandert denn das Unternehmen von einer 
Hand in die zweite und dritte, um schließlich gegen eine gehörige 
Abfindungssumme — die ja den eigentlichen Zweck seiner Existenz 
darstellt — in einen Trust eingegliedert zu werden: die großen Unter- 
nehmungen sind drüben sozusagen »vertretbare Ware«; sie sind in 
höherem Grade »mobilisiert« als bei uns, wo ihnen viel leichter indi- 
viduelle Werte anhaften — auch hier mag eine Wurzel des merk- 
würdigen Gegensatzes liegen, in dem die überwiegend kollegiale 
Konzentration in Europa zu der überwiegend autokratischen der 
Union sich befindet. 


5. 

Haben wir so an der Hand unseres Einteilungsprinzips das durch 
die üblichen Begriffe Trust und Kartell umgrenzte Gebiet in allen 
Richtungen durchmessen, so dehnt sich doch die kapitalistische Kon- 
zentration weit über seine Grenzen hinaus. Die übliche Konzen- 
trationstheorie pflegt neben die Einteilung in Kartelle und Trusts 
nur noch die Interessengemeinschaft zu setzen, ohne daß deren Be- 
griff und Stellung zweifelsfrei feststände. Bezeichnet man als Interessen- 
gemeinschaft — wie man das korrekterweise tun sollte, damit dieser 
Begriff nicht teilweise mit dem Begriff Trust zur Deckung kommt 
— einen Vertrag zwischen zwei oder mehreren Unternehmungen, 
dahin lautend, daß die Kontrahenten ihre Gewinne zusammenwerfen 
und nach einem festen Schlüssel — meist im Verhältnis der Kapitalien 
unter Berücksichtigung des Kurses — verteilen wollen, so ergeben 
sich unschwer die Gründe für die zwiespältige Haltung, die die Schrift- 
steller diesem Gebilde gegenüber eingenommen haben. Für Salin ®°) 
und Liefmann ?!) z. B. ist die Interessengemeinschaft die loseste Form 
der Konzentration, weil sie, abgesehen von der Modifizierung des 
finanziellen Schlußergebnisses, den einzelnen Mitgliedern formell 
die vollkommenste Freiheit läßt; und wirklich sind ja einige Interessen- 
gemeinschaften an der Tatsache gescheitert, daß der besser arbeitende 
Partner dauernd einen Teil seines Mehrertrags an den schlechter 
arbeitenden abführen mußte — eine Folge der gar zu losen Organi- 
sation. Anderseits scheint Tschierschky ®) in der Interessenge- 
meinschaft eine ziemlich enge Form des Zusammenschlusses zu sehen, 
und in der Tat ist es nicht angängig, das Augenmerk wieder nur darauf 
zu richten, ob Eingriffe in die wirtschaftliche Tätigkeit vorliegen 
— eine Einseitigkeit, die, wie erinnerlich, der Weiterbildungstheorie 
zugrunde lag; vielmehr ist das auffälligste Kennzeichen fraglos die 
wechselseitige Existenzgarantie. Hier tritt in kristallisierter Reinheit 
das fundamental Neue des Kartellprinzips gegenüber dem Individua- 
lismus zutage: die Anerkennung, daß auch der Konkurrent lebens- 
fähig ist — sonst würde man sich nicht auf einen regelmäßigen Ge- 
winnausgleich einlassen — ja, daß er bis zu einem gewissen Grade 


-0r O- S: 103: 
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wirtschaftlich existenzberechtigt ist. Hier liegt auch der Grund für 
den verhältnismäßig so seltenen Abschluß von Verträgen dieser Form: 
eine Interessengemeinschaft kann wirtschaftlicherweise nur dann 
zustande kommen, wenn bei allen Beteiligten die Ueberzeugung 
herrscht, daß die Partner sich ungefähr in gleichem Schrittmaß weiter 
entwickeln werden; bliebe einer zurück, so könnten die andern ihr 
kräftigeres Wachstum nicht voll ausnützen. Dies ist aber eine außer- 
ordentlich enge genossenschaftliche Verbindung, so eng, daß alle wei- 
teren Abmachungen, die so oft dieser ersten folgen, als nebensächlich 
erscheinen müssen; gegenseitige Unterbietung ist ja nun sinnlos ge- 
worden, da sie das Gesamtergebnis und somit jedes Einzelergebnis 
beeinträchtigen würde, und der häufig — z. B. bei den beiden großen 
Interessengemeinschaften der Farbenindustrie — vorgenommene 
Aktienaustausch bleibt ganz bedeutungslos, weil er an dem finan- 
ziellen Schlußergebnis augenscheinlich gar nichts ändert und man 
ohnehin weder auf Generalversammlungs-Informationen noch auch 
auf das Stimmrecht in der Generalversammlung angewiesen sein 
dürfte. Durch den Gewinnausgleich steht die — organisatorisch 
vielleicht sehr lose — Interessen-Gemeinschaft in bezug auf die Kraft, 
mit der sie das genossenschaftliche Moment zum Ausdruck bringt, 
hinter dem unechten Trust nicht zurück. Ja, begrifflich ist sie fast 
ein vollkommeneres Kartell als das Kartell selbst; denn während 
man sich immerhin vorstellen könnte — obwohl ein Fall dieser Art 
uns nicht bekannt ist — daß in einem Kartell ein Mitglied, kraft einer 
erdrückenden Uebermacht, den anderen seinen Willen aufzwingt 
und sich besondere Vorteile bewilligen läßt, so daß in solchem »un- 
echten Kartell« ein autokratischer Trust verborgen wäre, ist eine 
solche Entartung in der Interessengemeinschaft ausgeschlossen, 
weil jeder Vorteil in einem vorher festgesetzten Verhältnis geteilt 
werden muß. Fürwahr ein unübertreffliches Beispiel einer demo- 
kratisch angelegten Konzentration ®). 

Wird der Interessengemeinschaft von den Theoretikern immerhin 
noch ein bescheidenes, für eine Definition und ein paar Beispiele aus- 
reichendes Plätzchen gegönnt, so sucht man in der theoretischen 
Literatur vergebens nach einer weiteren, ebenso wirksamen als ver- 
breiteten Form der Konzentration: der Kreditverbindung. Nur die 
Marxistische Literatur macht eine Ausnahme: nachdem Kautsky 
die bäuerliche Hypothekenverschuldung als zunehmende Konzen- 
tration der Landwirtschaft im Eigentum städtischer Kapitalisten 
zu deuten versucht hat, unternimmt Hilferding den Nachweis einer 
parallelen Entwickelung in der Industrie, und zwar sollen die Groß- 


33) Es verdient hervorgehoben zu werden, daß die beiden oben erwähnten 
Interessengemeinschaften der chemischen Industrie untereinander mehrere 
Kartelle abgeschlossen haben, was allein genügen sollte, um die Interessen- 
gemeinschaft von der Aschenbrödel-Rolle zu befreien, in die sie durch die Auf- 
fassung als loseste Form der Konzentration gedrängt worden ist. Die totalen 
Kartelle größerer Intensität verbinden sich untereinander durch partielle Kar- 
telle geringerer Intensität. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3. 49 
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banken die Zentren sein, in denen — vermöge des dauernden Geld- 
bedarfs der wachsenden Industrie — die Fäden der Produktion in 
immer steigendem Maße zusammenlaufen, so daß die politische Um- 
wälzung wirtschaftlich bereits alles vorbereitet findet — eine Auf- 
fassung, die um so bestechender ist, als sie der populären Vorstellung 
von der Allmacht der Banken entgegenkommt. Aber sie beruht in 
solcher Verallgemeinerung. auf einem falschen Anschein, wie selbst 
aus gelegentlichen Bemerkungen Hilferdings hervorgeht, so etwa aus 
seinem durchaus zutreffenden Satze, daß die Bank, um das Unter- 
nehmen wirklich kontrollieren und beherrschen zu können, verlangen 
muß, daß sie seine einzige Kontokorrent-Verbindung seit) — eine 
Forderung, die vermutlich großen Unternehmungen gar nicht ge- 
stellt, jedenfalls aber von ihnen nicht erfüllt wird. Auch legen die 
großen Unternehmungen immer mehr Wert darauf, bei ihren Banken 
nicht zu tief ins Debet zu geraten, während eine vorübergehende, 
etwa durch Erweiterung der Anlagen hervorgerufene Verschuldung, 
die bald durch Effektenausgabe abgelöst wird, durchaus keine Ab- 
hängigkeit bedeutet. Man muß eben unterscheiden, ob es sich um 
ein finanziell kräftiges, technisch leistungsfähiges Unternehmen 
handelt, das, wenn es sich mit seiner Bank veruneinigt, für jede andere 
Bank einen geschätzten Kunden bedeuten würde, — oder um ein 
schwächliches und zurückgebliebenes Institut, das freilich ganz auf 
die Gnade seiner Kreditgeber angewiesen sein mag, dessen Beherr- 
schung aber ebendarum noch lange nicht die Herrschaft über die In- 
dustrie ausmacht ®). Zieht man nun all dies von der Darstellung 
Hilferdings ab, so bleibt doch immer noch die — von niemanden 
geleugnete, aber theoretisch vernachlässigte — Tatsache übrig, daß 
ein dauerndes Kreditverhältnis eine enge Form der kapitalistischen 
Konzentration darstellt, und zwar, je nach dem Kräfteverhältnis, 
wiederum in doppeltem, in autokratischem und in genossenschaftlichem 
Sinne, wobei aber die letztere Form eher den viel weniger weitgehenden 
Charakter der bloßen Geschäftsverbindung behält und daher an Be- 
deutung hinter die erste zurücktritt. So war die Internationale Bohr- 
gesellschaft in Erkelenz schon vor der Zeit, wo sie formell in den Be- 
sitz des Schaffhausenschen Bankvereins überging, mit einem Viel- 
fachen ihres Eigenkapitals an diese Bank verschuldet, in ihr hatte 
sich die Bank eine Abteilung für Bohrunternehmungen angegliedert. 

Eine letzte begrifflich durchaus unabhängige Form der einseitigen 
oder wechselseitigen Beeinflussung von Unternehmungen ist die 
Personalunion, die darin besteht, daß der Vertreter einer Unterneh- 
mung gleichzeitig als Direktor oder Aufsichtsrat der Verwaltung 
eines anderen Unternehmens angehört. Nun ist freilich die Stellung 








3) a. a. O. S. 99. 

35) Vgl. zu alledem die Ausführungen von Tschierschky und Liefmann, 
Zweifellos hat Liefmann recht, zu sagen, daß die Bankdirektoren schon darum 
die Industrie nicht leiten können, weil sie nicht genug von ihr verstehen: wo 
ist.ein Fachmann für »die Industrie«? Auf einen Zweig aber darf sich eine große 
Bank nicht spezialisieren, 
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eines Aufsichtsrats in vielen oder den meisten Fällen eine einträgliche 
Ehre ohne volkswirtschaftliche Bedeutung, und ferner sind alle die- 
jenigen — ebenfalls überwiegend häufigen — Fälle abzuziehen, in 
denen eine solche — einseitig oder wechselseitig vorgenommene — 
Maßregel nur die Folge und den Ausdruck einer autokratischen oder 
demokratischen Verbindung anderer Art darstellt, wie ja die Vertreter 
der Großbanken in den Verwaltungen der von ihnen — durch Kapital- 
besitz oder Kreditgewährung — abhängigen Unternehmungen stets 
eine gewichtige Stimme führen. Demgegenüber besitzt die Personal- 
union eine selbständige, nicht abgeleitete Bedeutung, wenn -die All- 
gemeine Elektrizitäts-Gesellschaft, statt ihre flüssigen Mittel in Aktien 
einer Tochterunternehmung festzulegen, den billigeren Weg ein- 
schlägt, einem ihrer eigenen Direktoren zugleich die Leitung der 
Untergesellschaft zu übertragen; und die Eingliederung der Berg-. 
mann-Elektrizitäts-Werke in den Siemens-Konzern erfolgte, da die 
von den Siemens-Schuckert-Werken und der Deutschen Bank über- 
nommenen Aktienposten nicht ausschlaggebend sind, wesentlich 
dadurch, daß dem Begründer der Bergmann-Werke ein zweiter »Ge- 
neraldirektor« koordiniert wurde. Sehr häufig dürfte der Fall indessen 
nicht sein. 


6. 


Versuchen wir, rückblickend auf unseren Weg durch das weite 
Gebiet der kapitalistischen Konzentration ®), unsere Eindrücke 
kurz zu präzisieren, so ergibt sich als entscheidend und jede andere 
Gruppierung prinzipiell kreuzend die Einteilung in »autokratische« 
von oben her gebildete, von einem einheitlichen Wirtschaftswillen 
regierte Unternehmungskomplexe und in solche, die auf »kollegiale« 
Art durch ebenbürtige Genossen von unten her aufgerichtet und durch 
einen Gemeinschaftswillen gelenkt werden. Innerhalb jeder Haupt- 
gruppe kommt der in der Literatur bevorzugte Einteilungsgrund 
zu seinem Recht: die — juristisch ausgeprägte — Technik der Zu- 
sammenfassung zerlegt die beiden Hauptkategorien in symmetrische 
Untergruppen, je nachdem die Konzentration durch Eigentums- 
erwerb oder Vertragsabschluß zustande kommt; diesen beiden Doppel- 
gruppen fügten wir noch zwei weitere hinzu, da auch dauernde Kredit- 
gewährung und endlich eine selbständig wirksame, nicht schon durch 
eine andere Art der Verbindung gerechtfertigte Personalunion eine 
tatsächliche Vereinigung der Unternehmungen zum Ausdruck bringen 
können. 

Vielleicht stehen die auf Kapitalbesitz und die auf Kreditgabe 
beruhende Zusammenfassung einander besonders nahe, da ein Dar- 
lehen oft nichts anderes ist, als eine verschleierte Form der Beteili- 


3) Der Ton liegt auf dem Wort »Kapitalistisch«e, da diese Abhandlung 
die durch die Standortstheorie erschöpfend erklärte sreine Agglomeration« ihrer 
Betrachtung nicht zu unterwerfen brauchte. Vgl. auch Salins Ausführungen 
über das Verhältnis von Konzentration und Agglomeration, a. a. O. > 187 ff. 
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gung °”), wie ja umgekehrt der »unabhängige Aktionär« heute zum 
Range eines am Risiko und — in bescheidenerem Umfange — auch 
am Gewinn beteiligten Gläubigers, also eines spekulierenden Gläu- 
bigers herabgedrückt ist. Man wird daher Kapitalbesitz und Kredit- 
gewährung zweckmäßig unter den Oberbegriff Beteiligung zusammen- 
fassen. 

Eine Abstufung der 4 verschiedenen Methoden der Konzentration 
nach dem Grade ihrer Intensität läßt sich nicht durchführen, da jede 
Kategorie begrifflich und tatsächlich losere und straffere Komplexe 
umfaßt.” Zum mindesten zwecklos sind auch Theorien über die Ent- 
scheidung zwischen den verschiedenen Konzentrationsarten, so nament- 
lich zwischen der vertragsmäßigen und der kapitalmäßigen Form sowie 
— innerhalb der letzteren — zwischen Fusion und Kontrollgesell- 
schaft; nur eine genaue Kenntnis der konkreten Gesamtverumständung 
kann diese — theoretisch wohl ziemlich belanglosen — Fragen für den 
einzelnen Fall beantworten. 

Endlich sei zur Vermeidung eines möglichen Mißverständnisses 
hervorgehoben, daß die Kategorientafel, da sie alle nur irgend denk- 
baren Formen der Konzentration deduziert, damit weder über die 
Häufigkeit noch über die Bedeutung des Vorkommens einer Form 
etwas auszusagen beansprucht, vielmehr das Urteil über diese Fragen 
einer Untersuchung der praktischen Gestaltung überlassen muß, die 
in der Tat von unseren 8 Kategorien nur 5 als wesentlich anerkennt. 
Der Wert der deduktiven Systematik wird dadurch in keiner Weise 
beeinträchtigt; nicht Verbreitung und Einfluß einer Erscheinung, 
sondern ihre innere Struktur festzustellen, ist ja ihre Aufgabe. 

Danach bedarf das folgende Schema keiner weiteren Erläuterung 
mehr. 

A. Die autokratische, trustartige Konzentration (mit einseitigem 
Einfluß und Vorteil) erfolgt 

a) durch Beteiligung, und zwar 

I. mittelst Kapitalbesitz (Fusion oder holding company): 
Konzern und weiterhin Trust; 

2. mittelst dauernder Kreditgewährung: z. B. das Ver- 
hältnis der Banken zu vielen Unternehmungen; 

b) durch Vertrag: das entartete, »unechte« Kartell; ein nachweis- 

bares Beispiel ist uns nicht bekannt; 

c) durch persönliche Einflußnahme, z. B. Siemens-Bergmann, 

B. Die kollegiale, kartellartige Konzentration (mit allseitigem 
Einfluß und Vorteil) erfolgt 

a) durch Beteiligung, und zwar 

I. mittelst Kapitalbesitz (Fusion oder holding company): 
der »unechte« Trust, der »total« (die englischen Textil- 
trusts) und »partiell« (Alaska-Syndikate) sein kann; 

2. mittelst dauernder Kreditverbindung (Diskonto-Ge- 


37) Dieser Gedanke bildet, wie erinnerlich, die Grundlage des Hilferding- 
schen »Finanzkapitale, 
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sellschaft Gelsenkirchen); von der bloBen Geschäftsver- 
bindung kaum zu unterscheiden; 

b) durch Vertrag: Emissions-Konsortium (»partiell«), Kartell 
und Syndikat (meist Zwischenform zwischen »partiell« und 
»total«, da gemischte und reine Werke umfassend), Interessen- 
gemeinschaft (»total«); 

c) durch persönliche Einflußnahme; ein nachweisbares Beispiel, 
das nicht der Ausdruck einer Verbindung durch Beteiligung 
wäre, ist uns nicht bekannt. 


7. 

Autokratische und genossenschaftliche Konzentration oder — wie 
wir, nachdemMißverständnisse nicht mehr zu befürchten sind, nun kürzer 
und weniger genau sagen können — Trust und Kartell haben zusammen 
mit dem ungefähr gleichaltrigen Schutzzollsystem die Volkswirtschaft 
in ihr Gegenteil verkehrt: erzwangen Wettbewerb und Freihandel 
die billigste Versorgung, bei der die Produktion als Ganzes noch be- 
stehen konnte, so werden die Preise heute unter dem Gesichtspunkt 
festgesetzt, ob sie den Absatz nicht zu stark einschnüren werden, 
um der Produktion das Optimum des Ertrages zu gewähren; aus 
einer Volkswirtschaft für die Konsumenten ist eine solche für die 
Produzenten, oder vielmehr für eine kleine Gruppe der Produzenten 
geworden; an die Stelle des Konkurrenzpreises ist in weitgehenden 
Maße der Monopolpreis getreten. In ihrer Wirkung auf die Preise, 
und d. h. auf die Abnehmer, sind die verschiedenen Arten der Konzen- 
tration also durchaus gleichmäßig zu beurteilen: Konsumenten und 
zum Teil Weiterverarbeiter entrichten ihnen den »Monopoltribut« 
(Oppenheimer). Die frühere Freiheit — in der freilich von Gleichheit 
(in dem kulturell einzig vernünftigen Sinn gleicher Entwicklungs- 
möglichkeiten für alle) nichts zu spüren war — wurde durch umfassende 
Herrschaftsbeziehungen ersetzt 378). 

Damit aber ist in das Gesamtbild unseres Lebens jener zwiespältige 
Charakter hineingetragen, der unsere Zeit in so ausgesprochenem 
Maße zu einer Uebergangszeit stempelt; der wirtschaftlich-sozialen 
Entwickelung entgegengesetzt ist ja die geistige Grundtendenz, die 
— bei aller Verschiedenheit der Einzelbestrebungen — deutlich auf 
eine Vereinigung von Freiheit und Gemeinschaft gerichtet ist: Freiheit 
im Sinne einer Festigung des Individuums in seinem Willen gegenüber 
einer Zeit der willenlosen Willkür und der entseelten Sitte, und Gemein- 
schaft im Sinne eines Miteinander und Füreinander der Freiheit- 
suchenden gegenüber einer Zeit auch des geistigen Atomismus. Da 
entsteht denn die Frage, ob die Inkongruenz der beidenEntwickelurgen 
so stark ist, daß sie endlich durch die Zertrümmerung der einen, durch 
die politische Aufhebung des sozialen Feudalismus überwunden werden 
muß, oder ob auch in jenen zunächst ganz einheitlich sich darstellen- 


372) In wie prägnantem Sinne dies der Fall ist, zeigen jetzt u. a. die juristi- 
schen und ökonomischen Ausführungen bei Kestner, Der Organisationszwang 
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den Rückbildungserscheinungen Elemente der Umkehr und des An- 
schlusses an die geistige Entwickelung zu finden sind — nur so darf 
ja die Wissenschaft fragen, wenn sie sich des hohen Glückes, einen 
Marx ihren Meister zu nennen, nicht unwürdig erweisen will. 

Die ganzen bisherigen Ausführungen waren dem Nachweis solcher 
entwicklungsfähigen Keime im Schoße des wirtschaftlichen Feudalis- 
mus gewidmet; denn was nach außen einheitlich als Monopol und 
Herrschaftsorganisatıon erscheint, entspringt zwei weit auseinander- 
liegenden Quellen, und muß diese Verschiedenheit, ja Gegensätzlich- 
keit des Ursprungs früher oder später auch in den Auswirkungen 
offenbaren. »Der Trust geht seiner Idee nach dem Kartell vorane, 
so sehr, daß diese beiden als Kinder verschiedener Zeiten angesehen 
werden müssen. So wahr jeder Kämpfende seinen Gegner zu vernichten 
trachtet, so wahr ist es, von der Seite der Einzelwirtschaft her gesehen, 
der Inhalt des freien Wettbewerbs, nach dem autokratischen Monopol, 
nach dem Trust zu streben. Der Trust — ın dem seltenen Falle, wo 
er tatsächlich das Monopol erreicht — bedeutet zwar die Aufhebung 
des freien Wettbewerbs, aus dem er hervorging, aber er fällt mit ihm 
zugleich unter den Begriff des wirtschaftlichen Individualismus, er 
ist dessen letztes konsequentestes Ergebnis, in ihm feiert der indivi- 
dualistische Wirtschaftsgeist seinen äußersten Triumph, er ist in jeder 
Hinsicht das wirtschaftliche Gleichnis der Herrenmenschen. 

In ganz anderem Sinne nur ist das Kartell als konsequentes Er- 
‘gebnis des Individualismus zu bezeichnen, in dem gleichen Sinne 
nämlich, in dem die Marxsche Doktrin die gesellschaftliche Produktion 
aus der kapitalistischen hervorgehen läßt, in dem die Tyrannis der 
Pöbelherrschaft folgt, in dem die reactio durch die actio ausgelöst 
wird; war der Inhalt des Trusts das grenzenlose Ausleben oder — vom 
Standpunkt der Unterjochten — eine sozusagen immanente Auf- 
hebung des Individualismus, so ist demgegenüber das Kartell etwas 
prinzipiell Neues, es ist jenseits der Grenzen des Individualismus 
geboren 38). Hier zuerst wieder 3°) ist der ungeheure Schritt geschehen 
von der reinlichen Gegenüberstellung eigenen und fremden Vorteils 
zu ihrer — noch so engen und engherzigen — Gleichsetzung; hier 
zuerst wieder hat der wirtschaftliche Egoismus bei dem Gemeinschafts- 
gedanken Rat und Hilfe gesucht. In dieser Umkehr liegt Resignation, 
gewiß; nicht gern hat der Stolze, der auszog, die Welt zu erobern, 
die Unüberwindlichkeit der Hindernisse zugegeben; aber sein ange- 
borener Tatsachensinn hat ihm doch diese Anerkennung abgerungen 
und hat ihn begreifen lassen, daß der Konkurrent ihm selber an Lebens- 
kraft und Daseinsrecht nicht nachsteht, und daß — darüber hinaus 
— die Bedingungen seines eigenen Gedeihens denen für das Gedeihen 
seines Rivalen nicht — wie er doch bisher meinte — zuwiderlaufen, 
sondern vielmehr mit ihnen zusammenfallen. Es muß ein fesselndes 


38) Nur muß man sich hüten, Individualismus mit Egoismus gleichzusetzen, 
3%) In der kapitalistischen Sphäre; daß und warum die Koalition der Ar- 
beiter auf einem anderen Blatte steht, sahen wir ja im Beginn, 
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Schauspiel gewesen sein, der weltgeschichtliche Vorgang, wie der 
also Bekehrte zuerst zaghaft und mit Ueberwindung die Konsequenzen 
aus der neuen Erkenntnis zog, um sie dann allmählich zum Range 
einer Selbstverständlichkeit zu degradieren — oder zu erhöhen 9). 
Die Solidarität gilt wieder als rentabel. 

Dies also ist der gegenwärtige Stand der Dinge; die Solidarität 
ist keineswegs unangefochten — gerade in den letzten Jahren erhebt 
der Trustgedanke in unserer schweren Industrie wieder drohend 
sein Haupt, — aber doch in herrschender Position #). Daß wir noch 
nicht weiter sind als wir sind, liegt nicht an der Schwäche der Soli- 
‚tarität, sondern an dem allzu engen Rahmen, den sie sich spannt. 
Der Unternehmer hat gelernt, daß er mit seinem Konkurrenten soli- 
darisch ist; er wird nun auch lernen müssen, daß ein dauerndes Ge- 
deihen einer Gruppe der Volkswirtschaft auf Kosten aller anderen 
"undenkbar ist; und wenn er es nicht freiwillig lernt, so wird ihn die 
Unmöglichkeit, ständig in dem bisherigen Tempo exotische Märkte 
zu schaffen, über kurz oder lang auf den heimischen Markt verweisen 
und ihn da über die Notwendigkeit aufklären, Weiterverarbeiter 
und Konsumenten, statt sie zu erdrosseln, vielmehr zu schonen und 
zu kräftigen. Schwere Disproportionalitäten, wie sie bei uns — zum 
Teil sicherlich durch die Vorliebe der Banken für die schwere Industrie 
verschuldet — zwischen den einzelnen Schichten und Sphären der 
Produktion und dann vor allem zwischen der Produktion im ganzen 
-und dem Konsum bestehen, können nicht auf die Dauer verborgen 
bleiben; mögen immerhin die mit Gewalt zivilisierten neuen Länder 
einige Dezennien lang die in der Heimat unverkäufliche Produktion 
aufnehmen und so die Höhe von Inlandspreisen und Profiten stützen 
.— ihre Kaufkraft wird sich erschöpfen oder sie werden mit ihren 
‚billigen Arbeitskräften zu eigener Produktion übergehen; allerspäte- 
stens dann aber müßte die Labilität unserer Wirtschaft, die Hyper- 
trophie einiger ihrer Zweige auf Kosten der anderen zutage treten; aller- 
spätestens dann würde man die Solidarität über die eigene Produktions- 
sphäre hinaus auf das Ganze der Volkswirtschaft ausdehnen müssen. 

Das alles zu lernen, wird schwer sein; aber nicht im entferntesten 
so Schwer wie jener erste Schritt vom Wettbewerb zum Kartell, vom 
Individualismus zur Gemeinschaft. Daß er nicht nach Gutdünken 
schalten darf, daß er im eigenen Interesse Rücksichten nehmen muß, 
weiß der Unternehmer bereits; sein eigenes wohlverstandenes Interesse 
wird ihn weiterhin über das notwendige Maß dieser Rücksichten be- 
lehren. Schon jetzt werden die Banken im allgemeinen vorsichtig 
und unter weitausschauenden Gesichtspunkten geleitet; bei der Summe 
von Intelligenz und volkswirtschaftlichen Kenntnissen, die in den 
großen Kartellen vereinigt ist, werden auch hier die größeren Ge- 
sichtspunkte zum Durchbruch gelangen. 








40) Vgl. z. B. Tschierschky S. 12. 
41) Tschierschky, einer der besten Kenner der deutschen Kartelle, schätzt 
ihre Zahl auf 550-600, 
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Und die Oeffentlichkeit wird das ihre tun, um solche heilsame 
Einsicht zu fördern. Schon jetzt hat im Prinzip kein Unbefangener 
etwas dagegen einzuwenden, daß die als Staat organisierte Gesamtheit, 
nachdem sie den Binnenstransport monopolisiert hat, sich das Recht 
nimmt, den Kali-Bergbau und den Petroleumhandel weitgehend zu 
regulieren oder durch ihre Zentralbank einschneidende Aenderungen 
im Kreditwesen vorzunehmen; und die öffentliche Meinung hat bis- 
weilen — wenn auch selten — die Genugtuung, ein volkswirtschaft- 
lich schädliches Projekt durch ihre Kritik zu hintertreiben. Der alte 
genossenschaftliche Geist der Deutschen ist erwacht und wird in der 
einen oder der anderen Form auf die Produktion einen Druck ausüben, 
dem sie wird nachgeben müssen. 

Der Traum des Individualismus von der prästabilierten Har- 
monie im wirtschaftlichen Chaos ist ausgeträumt. An seine Stelle 
tritt das wache Denken des »konstruktiven Sozialismus« (Plenge), der 
die vom Individualismus im kleinen, in der Einzelwirtschaft, begonnene 
Durchrationalisierung im Großen, in der Volkswirtschaft, vollenden 
soll. Das Kartell aber wird eine seiner wirksamsten Waffen sein, 
wofern es nur sich selbst zu Ende zu denken lernt. 

In der Tat nimmt das Kartell genau den Platz ein, den die Marx- 
sche Lehre der gesellschaftlichen Produktion reserviert glaubt: während 
der Sozialismus darauf wartet, daß die Produktion »umschlage«, 
ist, nur von wenigen (Plenge) in seiner vollen Tragweite erfaßt, dieser 
Umschlag bereits eingetreten: an die Stelle der wangsweisen Re- 
gulierung von außen her und ihrer Antithese, der Anarchie, setzt das 
Kartellwesen die liberale Regulierung, die Regulierung von innen 
heraus. 

Das Haus ist da; es fehlt der Bewohner. Zu zeigen, daß die Sehn- 
sucht nach ihm nicht so hoffnungslos ist wie es oft scheinen mag, 
war die Absicht dieser Untersuchung. 


Nachwort. 


Die vorstehenden Ausführungen wurden im Frühjahr 1914 nieder- 
gelegt; die durch die katastrophale Erschütterung der Zwischenzeit 
hervorgerufenen Ueberlegungen zwingen zu einem sehr skeptischen 
Nachwort. 

Nicht als ob an dem theoretischen Ergebnis unserer Erörterung 
irgend etwas zu ändern wäre; im Gegenteil verlohnt sich an dieser 
Stelle ein Hinweis auf die im ganzen so außerordentlich segensreiche 
Wirksamkeit der Kartelle namentlich in den Augusttagen. Der 
künftige Geschichtschreiber wird im einzelnen nachweisen, daß 
unsere Volkswirtschaft die ungeheure Belastungsprobe überall dort 
siegreich bestand, wo sie sich auf eine starke Organisation stützen 
konnte; daß sie — in mehr oder minder bedrohlicher Weise — ver- 
sagte, wo eine solche Stütze entweder nicht bestand oder doch erst 
zu kriegswirtschaftlichem Zweck eigens geschaffen werden mußte — 
versagte in dem Sinne, daß hier die Verfolgung der privatwirtschaft- 
lichen Ziele die Versorgung der Allgemeinheit ernstlich gefährdete. 


| 
| 
| 
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Diese — nicht gerade originelle — Feststellung, die sich in erster Reihe 
auf Landwirtschaft und Handel bezieht, schließt ersichtlich kein mo- 
ralisches, sondern lediglich ein ökonomisches Werturteil ein; und auch 
das gewiß wenig imposante Herumexperimentieren des Staates z. B. 
auf dem Gebiete der Lebensmittelversorgung erscheint entschuld- 
barer, wenn man bedenkt, daß es tatsächlich galt, aus einem Nichts, 
einem Chaos, ein Etwas, eine brauchbare Organisation, herzustellen. 

Dem stehen die festen, durch die Spontaneität des autonomen 
Wirtschaftslebens erzeugten Organisationen namentlich der Industrie 
gegenüber: neben — oder vor — den Gewerkschaften der Arbeiter 
die Kartelle der Unternehmer. Ihrem Weitblick, ihrer rücksichts- 
losen Energie und nicht zuletzt ihrer Macht ist es großenteils zu 
danken, daß nach der jähen Stockung der ersten Tage der wirtschaft- 
liche Kreislauf wieder in Fluß kam: sie zwangen den Lieferanten 
die bestellte Ware trotz allem anzufertigen und zu liefern; sie zwangen 
den Kunden zur vertragsmäßigen Abnahme ihrer Fabrikate; und unter 
ihren Rundschreiben an ihre Kontrahenten findet sich manch er- 
frischendes Dokument jenes trotzigen Mutes, durch den allein der 
Zusammenbruch der gesamten Wirtschaft verhütet werden konnte. 
Was das für die Allgemeinheit bedeutete, ist schlechterdings nicht 
abzuschätzen. Daß die Kartelle, indem sie so auftraten, keines- 
wegs ein Opfer brachten, daß vielmehr schließlich auch der finanzielle 
Erfolg ihnen Recht gab, ist ganz gewiß kein Gegenargument; die im 
vorstehenden dargelegte Anschauung geht ja gerade dahin, daß das 
Kartell durch seine innere Struktur vor allen anderen Gebilden des 
Hochkapitalismus befähigt ist, das Zusammenfallen seines privat- 
wirtschaftlichen Interesses mit dem Interesse der Allgemeinheit zu 
erkennen, dem einen durch das andere zu dienen. Darüber hinaus 
aber muß — gegenüber gewissen Ausführungen der liberalen Presse — 
mit aller Entschiedenheit betont werden, daß die Märkte der kartellier- 
ten Produkte im großen und ganzen, so viel dort auch verdient werden 
mochte, nichts von jener wucherischen Preissteigerung zeigten, die 
auf den Märkten des freien Wettbewerbs zu so unhaltbaren Zuständen 
führte: eine wahrhaft weitblickende Geschäftspolitik kann den eigenen 
Vorteil schlechterdings nicht im Schaden der Allgemeinheit suchen. 
Als weitblickend und damit als Bollwerke unserer Wirtschaft haben 
sich aber vor allen anderen die Reichsbank, die Gewerkschaften und 
die Kartelle bewährt. 

Damit ist auf unserem Teilgebiete wiederum das innere Recht 
einer Entwicklung bewiesen, in der wir seit Jahren mitten inne stehen, 
die aber aus den Ereignissen und Lehren des Krieges noch ganz be- 
sondere Kräfte zieht: einer Entwicklung in der Richtung auf eine 
autoritär-solidaristische Verfassung von Staat und Gesellschaft. 
Rein politisch bietet die bloße Tatsache, daß dieser Krieg ausbrechen 
konnte, den Beleg für einen unsagbar traurigen Verfall der einst so 
hoffnungsvollen Demokratie in Westeuropa®); in Deutschland aber 





4) Und zwar scheitert sie an dem Problem der Führung, im speziellen an 
dem Problem ihrer Presse. 
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bedeuten gerade die weitgehenden Sozialisierungsmaßnahmen, die 
von vielen Sozialdemokraten im Sinne ihres Parteiprogramms ausge- 
legt werden, zwar eine Zusammenfassung, aber eine Zusammenfassung 
unter autoritärer Leitung zu autoritär gesetztem Zweck $%). Nach 
der kurzen Episode des Liberalismus — deren Bedeutung und Berech- 
tigung in der grandiosen Entfaltung der Kräfte lag — gewinnen die 
uralten Grundgedanken des deutschen Rechts, Solidarität und Autori- 
tät, schon seit langem wieder an Boden; und aus dem Kriege vollends 
wird das Reich so konservativ und hoffentlich auch so sozial wie nur 
je hervorgehen. 

Ein Abbild dieser umfassendsten Organisation zu geben ist das 
Kartell berufen, und wir sahen soeben, wie auch diese Teilentwicklung 
durch den Krieg gefördert wurde. Auch ist ihr ein wesentliches Hin- 
dernis aus dem Wege geräumt worden: indem die exotischen Märkte. 
deren Ausbeutung die Hochhaltung der Inlandspreise vielfach erst 
ermöglichte +), für die deutsche Produktion ganz oder teilweise ge- 
sperrt werden, steigert sich der Zwang zu weiser Pflege des inneren 
Marktes. Die Form des Kartells ist: Herrschaft eines Kollegiums 
von Magnaten über Arbeiter und Abnehmer; diese Autorität in soli- 


422) In der Diskussion über diese Frage zeigen die orthodoxen Marxisten 
wiederum die Ueberlegenheit ihrer theoretischen Schulung über diejenige ihrer 
opportunistischen Parteigenossen. Uebrigens liegt der gerügten Verwechslung 
das Gefühl für eine oft vergessene Wahrheit zugrunde: für die enge formale 
Verwandtschaft zwischen dem sozialistischen und dem konservativen Prinzip, 
die beide, als organisierend, dem atomisierenden Liberalismus (und Anarchismus) 
gegenüberstehen. (Diese Unterscheidung wie bei Adolph Merkel, Fragmente 
zur Sozialwissenschaft: »synthetisch«s und »analytische.) Zu dieser ersten Ein- 
teilung aber tritt, sie kreuzend und zum Teil verwischend, die zweite, nach dem 
Prinzip der Führung: die Einteilung in autoritär-arıstokratische und in demo- 
kratische Formen; so daß sich also vier mögliche — und in der Wirklichkeit 
sämtlich vorhandene — politische Parteien ergeben. Aus historischen — d. h. 
kategorial nicht ableitbaren — Gründen überwiegt nun bei uns in der Gruppe 
des Liberalismus das erste, in der organisierenden Gruppe das zweite Form- 
prinzip: während der Gegensatz der autoritären und der demokratischen Idee 
die organisierende Richtung polar auseinandersprengt, rückt der Liberalismns 
demokratischer und aristokratischer Färbung in die Mittelstellung zwischen 
Sozialismus und Konservativismus. Das schließt natürlich nicht aus, daß die 
ursprüngliche Einheit der organisierenden Gruppe bisweilen überraschend zutag 
tritt — so in der oben erwähnten Diskussion. — Sehr erwähnenswert endlich 
folgt aus diesen T’eberlegungen die — oft bemerkte — logische Schwäche — 
um nicht zu sagen logische Unmöglichkeit — des Sozialliberalismus gegenüber 
dem sozialen Konservativismus und der Sozialdemokratie. — Walther Sulzbach 
hat in seinen stets ungemein fesselnden, wenngleich teilweise anfechtbaren 
»Betrachtungen über die Grundlagen der politischen Parteibildungs (dieses 
‚Archiv Bd. 38 S. 115) eine von der obigen abweichende Gruppierung der Par- 
teien deduziert. Seine selbstkritische Bemerkung (S. 144), daß, svon extremen 
Fällen abgesehen«, alle Parteien seine sämtlichen Prinzipien durcheinander 
verwenden, trifft vielleicht auf die hier skizzierte Anschauung etwas weniger za, 
obwohl auch sie sich ihr keineswegs völlig entzieht. 

43) Siehe oben S. 761. 
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daristischem Sinne zu gebrauchen wird sein Inhalt sein. Zu dem 
inneren, aus seiner Struktur erwachsenden Antrieb nach diesem Ziele 
aber gesellt sich heute mit verhundertfachter Kraft der äußere Antrieb, 
von dem wir sprachen 4): der Einfluß von Staat und Gesellschaft. 
Der Sturmwind des Krieges hat den letzten Rest manchesterlicher 
‘Scheu hinweggeblasen; das autoritär-solidaristische Deutschland wird 
keine anderen als solidaristisch wirkende Autoritäten an der Spitze 
der autonomen Produktion dulden. Mit gläubigem Vertrauen muß 
der Wirtschafts- und Sozialpolitiker diese Entwicklung begrüßen; 
denn er fühlt, daß der Geist mit ihr ist $5). 

Allein, es ist ein anderes, eine sozialökonomische Gestaltung 
für wahrscheinlich und wünschenswert halten, ein anderes, an ihre 
Verwirklichung Hoffnungen für außer- und überwirtschaftliche 
Sphären knüpfen, wie das in der Tat in der vorstehenden Untersuchung 
geschehen ist: als ob nämlich mit der so angebahnten Gesundung 
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verfassung zugleich eine 
geistige, eine kulturelle Gesundung gegeben sei 152). Zwar, daß der Ge- 
danke der wechselseitigen Verpflichtung und die materielle und 
soziale Hebung der unteren Schichten sehr Bedeutendes in dieser 
Richtung leisten werden, ist glücklicherweise unbestreitbar; auf dieser 
Erwägung beruht ja das kulturelle Recht der Sozialpolitik. Aber 
das Entscheidende können auch sie nicht vollbringen: können nicht 
bis zur Wurzel des Uebels vordringen ®b). 

Unser tiefstes Leiden liegt ja darin, daß die sichtbaren und un- 
sichtbaren Geschöpfe des Menschen den Menschen unterjocht, daß 
sie die Menschenseele, deren freierer Entfaltung sie ursprünglich 
dienen sollen, in sich hineingezogen, unter sich aufgeteilt haben. Tech- 
nik und Wirtschaft, Sitte und Recht, Gesellschaft und Staat und wie 
sie alle heißen — ihnen gehört das Herz der Menschen, und mit diesem 
Herzblut nähren sie sich und leben ihr großes eigengesetzliches Le- 
ben 4%). Niemand hat die Macht, niemand auch das Recht, ihnen das 
zu wehren ; und wenn die Eigengesetzlichkeit des Staatenlebens 47) heute 


4) Siehe oben S. 761 f. 

45) Vgl. z. B. die beiden Abhandlungen des Herausgebers in den Kriegsheften 
(Bd. 40) dieses Archivs. 

48) Siehe oben S. 759 u. f. Prinzipiell ähnlich denkt u. a. Hans Stau- 
dinger, Individuum und Gemeinschaft in der Kulturorganisation des Vereins 
und sein ihm hierin zustimmender Kritiker Georg von Lukäcs (in diesem 
Archiv Bd. 39 S. 220). 

4b) Es ist mir an dieser Stelle und für das Folgende ein Bedürfnis, der 
wundervoll frommen Bücher von Marie Luise Enckendorff mit dankbarer 
Ehrerbietung zu gedenken (»Rcalität und Gesetzlichkeit im Geschlechtsleben« 
und »Vom Sein und Haben der Scele«, beide bei Duncker und Humblot — 
im Buchhandel fast unbekannt!). 

‘) Diesen Hegelschen Gedanken hat u. a. Simmels Aufsatz »Begriff und 
Tragödie der Kulture (im Sammelband »Philosophische Kulture, vorher im 
Logos ıgıı) in klassischer Form dargestellt. 

4) Und nicht etwa der Gegensatz zwischen shändlerischere und sheldi- 
schere Weltanschauung oder dergleichen!! 
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so blutige Opfer verlangt, so wissen wir doch, daß diese Opfer für etwas 
Großes fallen. Nur eines darf der Staat, dem solche Macht ward, 
nicht fordern: daß ihm die ganze Seele zu eigen sei ; denn wie soll der 
Mensch — nicht der empirische Mensch, der kann es wohl; sondern 
der Mensch als Idee — seinem eigenen Geschöpf gehören ? Es ist eine 
traurig gottlose Zeit, in der eine solche Erkenntnis nicht als eine Selbst- 
verständlichkeit aller Bildung und Erziehung zugrunde liegt. Und was 
vom Staate, das gilt von der Wirtschaft und den anderen, nur noch 
deutlicher, weil ihr Rang und ihre Ansprüche geringer sind. An eine 
Abschaffung oder auch nur Einschränkung all dieser elementaren 
Notwendigkeiten zu denken (Anarchismus), ist Wahnsinn; und zu- 
mal heute, wo der Krieg so manche äußere Bindung lockert und uns 
gerade dadurch ihren unschätzbaren Wert zu klarem Bewußtsein 
bringt. Sich in ıhnen zu fühlen ist gut; an ihnen zu arbeiten ist so 
nötig, als es gewiß ist, daß menschliche Einrichtungen besser und 
schlechter sein können. Aber mit der Frage nach ihrem Hoch- oder 
Tiefstand ist die Frage nach unserem geistigen Geschick nur ganz lose 
verknüpft. Der Sozialdemokrat, der sich als den Todfeind der bürger- 
lichen Gesellschaft bekennt, ist doch gerade an der Gesellschaft als 
solcher orientiert, erkennt ihr — nur in einer anderen Gestalt — den 
Preis zu. In Wahrheit aber wird unser geistiges Geschick nicht in der 
Ebene unserer Geschöpfe entschieden; nicht von ihnen kann uns die 
Freiheit kommen. Wir begrüßen den autoritären Solidarismus, der 
sich in unserer industriellen wie in unserer allgemeinen gesellschaft- 
lichen Verfassung ankündigt; wir begrüßen ihn, weil er unsere kul- 
turellen Möglichkeiten auf eine breitere Basis stellt; aber wir er- 
warten von ihm keine Lösung für jene schwerere, quälendere Frage. 
Mögen Wirtschaft und Staat noch so gut organisiert sein — unser 
eigentliches Leiden ist ja nicht eine schlechte Wirtschaft, ein schlechter 
Staat, sondern: Wirtschaft und Staat und die anderen alle schlecht- 
hin. In ihre Zauberkreise sind wir gebannt, und nie wird uns die 
Wirtschaft von der Wirtschaft, nie der Staat uns vom Staate er- 
lösen. Wir müssen es selber tun. 
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Die 
Gesetzmäßigkeit in der Bewegung der Bevölkerung. 


Von 


FERDINAND TÖNNIES. 


Fortsetzung }). 
V 


»Die Schwankung in den Eheschließungen eines Landes drückt die 
Ansichten aus, welche das Gros des Volkes von seinen Chancen in der 
Welt hegt«. »Die Zahl der Ehen in einer Nation schwankt vielleicht 
[auch] unabhängig von äußeren Ursachen, aber es ist eine zulässige 
Deduktion [lies Induktion] aus den Tatsachen, daß die Listen der 
Verheiratungen in England die Perioden der Prosperität um weniges 
minder deutlich anzeigen, als die Kurse von Staatspapieren den Hoff- 
nungen und Befürchtungen auf dem Geldmarkte Ausdruck geben. 
Wenn diese ein Barometer des Kredits, so sind jene das der Prospe- 
rität, zum Teil der gegenwärtigen, aber zum größeren Teil der zu- 
künftigen, erwarteten, anticipierten«.. So sprach im Jahre 1847 Sir 
G. Graham, damals Registres-General, in seinem 8. Rapport 
(B. 25, Sess. 1847/48 p. IX und XXIII) über eine Erscheinung sich 
aus, deren Kern schon von Publizisten und Populationisten des 18. 
Jahrhunderts — es mögen nur Montesquieu und Süßmilch genannt 
sein — erkannt worden war. Die Feststellung wurde fast mit den 
gleichen Worten von Ernst Engel in der Einleitung zu den »Sta- 
_ tistischen Mitteilungen aus dem Königreich Sachsen« 1852 wiederholt 
(worauf Horn Bevölkerungswissenschaftliche Studien aus Belgien 
S. 159 aufmerksam machte). Unter den neueren Autoren hat diese 
wie andere Fragen gründlich erörtert G. v. Mayr. | 

»Am nächsten aber liegt (gegenüber Betrachtung der Ursachen 
die etwa in der völkerpsychologisch bedeutsamen Aenderung der 
Neigung zum Familienleben überhaupt und in der objektiven 
Verschiebung demologischer Verhältnisse zu suchen sein) die Auf- 


1) Im Anfange dieser Abhandlung (im ersten Heft dieses Bandes S. 150) 
ist zu lesen: »Erster Abschnitt: Eheschließungene, sodann unter I der Text 
S. 150—164 zu lesen. S. 161 sind rechts die Buchstaben H und N vertauscht, 
S. 163 ist neben 1859 + 331 statt + 137 zu lesen, 
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suchung der Einflüsse, welche wirtschaftlichen Vor- 
gängen, nicht sowohl auf den Hoch- oder Tiefstand der Trau- 
ungsziffer als solche, als vielmehr auf deren in den einzelnen Zeit- 
abschnitten eintretende Aufwärts- oder Abwärtsbe- 
wegung zuzuschreiben ist. Daß die wirtschaftlichen Vorgänge 
die Eheschließungshäufigkeit beeinflussen, ist in unverkennbarer 
drastischer Weise an dem Rückgang der Ehen zur Zeit wirtschaft- 
licher Katastrophen zu ersehen. Der Gedanke liegt nahe, an der Ver- 
gleichung wirtschafts- und bevölkerungsstatistischer Kurven zu 
erproben, ob nicht auch in dauernder Weise ein Einfluß ökonomischer 
Verhältnisse erkennbar sei. In älterer Zeit... . fand man in dem 
statistisch klargelegten Parallelismus von Getreidepreisen und Ehe- 
schließungen den Nachweis eines solchen Zusammenhangs. Die Ge- 
setzmäßigkeit dieser Erscheinung schien als eine allgemeine außer 
Zweifel; und doch hat auch sie schließlich nur als eine historische 
Kategorie sich erwiesen«. 

Mayr verweist sodann. auf die Veränderungen, die das Vor- 
dringen der Weltwirtschaft für die Landwirtschaft gehabt hat. 

»Dazu kommt weiter, daß mit der Zunahme des Industrialismus 
und mit der Hebung der allgemeinen Lebenslage der breiten Massen 
die Bedeutung, welche der Brotpreis im Haushalt dieser Massen 
hat, sehr zusammengeschrumpft ist, während auf der andern Seite 
die Frage ausgiebiger und gut gelohnter Arbeitsbetätigung in den 
Vordergrund tritt«. 

Er macht auf die Arbeiten von Ogle und Juglar über den Pa- 
rallelismus von Trauungsziffern und Produktionsgestaltung auf- 
merksam, sowie auf die Vergleichungen jener mit Ein- und Ausfuhr- 
ziffern, wie sie in den Berichten des Registrar-General für England 
und Wales angetroffen werden. 

Ich wende auch auf diese Erscheinungen die Methode der 
Inkremente an, die gerade durch Vergleichung solcher Tat- 
sachen, die als — möglich oder wirklich — verursachende gedacht 
werden, mit denjenigen, die davon abhängig, aber durch mensch- 
liches Wollen bedingt sind, ihren Sinn bewähren muß. 

Vergleichung der Roggenpreise, wie sie für das Ge- 
biet des heutigen deutschen Reiches und für die Jahre 1841/86 
in Band 44 Statistik des Deutschen Reiches S. 20 *) Tafel I errechnet 
sind — die Ziffern fehlen freilich und müssen aus den Kurven ab- 
gelesen werden —, für die folgenden Jahre nur als preußische 
Durchschnittsziffern mir vorliegen, mit den Eheschließungsziffern, 
liefert, in Uebereinstimmung mit dem, was Mayr u. a. gefunden haben, 
ein zweifelhaites Ergebnis. Es muß dabei freilich auch erwogen werden, 
daß die Durchschnittspreise und ihre Bewegung als solche keine 
reale Bedeutung haben; nur die Preise, die von A, B, C am Orte X 
wirklich für ihren Brotbedarf gezahlt werden, und die Veränderungen 
dieser Preise, können auf die Entschlüsse von ABC und also auf 
die Frequenz der Eheschließungen am Orte X wirken. Es ist daher 
ein sehr rohes Verfahren, wenn Durchschnittspreise als Maßstab 





Die Gesetzmäßigkeit in der Bewegung der Bevölkerung. 769 


angelegt werden. Dennoch lohnt es sich, die Beobachtung anzu- 
stellen, weil gerade die Veränderungen nach oben und nach unten 
ziemlich gleichartig sich einzustellen pflegen; mithin von den be- 
stehenden lokalen Preisdifferenzen wenig abhängig sind. 

Von 1844—1863 korrespondieren unsere Jahrvierte mit den ent- 
gegengesetzten Bewegungen der Roggenpreis ein der Weise, wie es 
die bekannten »Kurven« erwarten lassen, d. h. auf der N. Seite ist 
jedesmal ein durchschnittlich größeres Inkrement als auf der H.- 
Seite. Dort ist das Inkrement in den 3 Jahrvierten 1844/47 1852/55 
1860/63, also in 12 Jahren, nur zmal negativ, während es auf der H.- 
Seite in den 2 Jahrvierten 1848/51 1856/59, also in 8 Jahren, 5 mal 
dies Vorzeichen, das eine Abnahme des Preises anzeigt, aufweist 
(vgl. Tab. 1). 


Tabelle I. 


Roggenpreise nach Statistik des D. R. Bd. 44 S. 20* Tafel ı und nach Stat. 
Jahrbuch für den Preuß. Staat 1913 S. 265, in Mark pro 1000 kg. Inkremente 9%. 


(1843 135) 

1844 — 20 = — 14 1848 — 124 = — 55, 
1845 + = + Iu 1849 — 16 = — 15; 
1846 + 55 = + 40, 1850 + 7= + & 
1847 + 35 = + 18, 1851 + 38 = + 41, 
1852 + 35 = + 26, 1856 — 20 = — 8, 
1853 + 13 = + 7s 1857 — 65 = — 30, 
1854 + 47 = + 26, 1858 — 15 = — IO} 
1855 + č 5= + 2z 1859 + 2 = + L 
1865o + 27 = + 20, 1864 — 2I = — 15, 
1861 + I1 = + 0 1865 + 5 = + 43 
1862 + 2 = + I} 1860 + 20 = + 16, 
1863 — 22 = — 13, 1867 + 56 = + 38, 
1868 — 1I = — 0, *1872 — 4= — 2, 
1869 — 41 = — 20, 1873 + 24 = + I4, 
1870 o= + o 1874 t 6 = + 3, 
1871 + 13 = + 8 1875 — 32 = — IÓ, 
1876 + 8= + 4s 1880 + 49 = + 340 
1877 + 3= + IL; 1881 + 9= + 46 
1878 — 34 = — 19 1882 — 41= — 20, 
1879 + I = + 0, 1883 — I4 = — 8, 
1884 o= + o 1888 + ro = + 8o 
1885 — 4 = — 2, 1889 + 2I = + 15, 
1880 — 9 = — 6, 1890 + 14 = + 8, 
1887 — 9 = — 6, I8&91 + 38 = + 22, 
1892 — 30 = — I4} 18960 + I= + 0 
1893 — 43 = — 24, 1897 + 4= + 3 
1894 — 17 = — 12 18985 + 9 = +15, 
1895 + 3= + 2 189 — 2 = — I, 
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1900 o= + o 19094 + 2 = + I, 
Igor — 2= — lL, 1905 + 13 = + 9 
1902 + 2 = + I, 19006 + Iro = + 6, 
1903 — II = — 75 -1907 + 29 = + 18, 
1908 — 6= — 3: 
I1909 — 9= — 59 
I9I0 — 2I = — 12 
II + 14 = + 9; 
Durchschnittliches Inkrement der Jahrvierte 
auf der H- 
N H Seite mehr 
(+)od. we- 
niger (—) 
1844/47 + 154 1848/51 — 54 721208 
1852/55 + 15, 1856/59 — 125 — 28, 
1860/63 + 2, 1864/67 + TI, + 8, 
1868/71 — 3s: 1872/75 — 05 + 30 
1876/79 — 3o 1880/83 + 2, T- 54 
1884/87 — 39 1888/91 + 13, + 178 
1892/95 — 12, 1896/99 + 4? + 16, 
1900/03 — 1, 1904/07 + 9ı + II% 
Ig08/II — 2, 


Wenn aber von 1860 ab jedes Jahrviert mit jedem folgenden 
verglichen wird, so tritt de umgekehrte Erscheinung in 
auffallender Weise zutage, d. h. durchschnittlich fallende, oder doch 
(das erste Mal) schwächer steigende Preise in den ungünstigen — 
durchschnittlich steigende, resp. das erste Mal stärker steigende 
Preise in den günstigen Jahren! Umso merkwürdiger, daB der 
4+ 4jährige Zyklus fortdauert. Daß dieser selbst wesentlich durch 
einen Zyklus im Ausfall der Ernte bedingt sei, ist eine Erklärung, 
die unmittelbar nahe liegt, wenn auch eine größere Deckung von 
Ernte-Zyklus und Wirtschafts-Zyklus keineswegs zu erwarten wäre. 
Undenkbar ist es aber nicht, daß zwar — nach wie vor — die 
gute industrielle Konjunktur durch gute Ernten, also relativ nied- 
rige Korn-Preise, bedingt wäre (in den Ver. Staaten ist der Zu- 
sammenhang offenbar), daß aber die gute Konjunktur als solche die 
Tendenz eines Steigens dieser Preise als Folge vermehrter Nachfrage, 
bewirke, und daß in neuerer Zeit dieser Faktor — teils durch die zu- 
nehmenden Mengen industrieller Arbeiter, teils durch den vermehrten 
Import von Getreide — so entscheidend geworden sei, daß tatsächlich 
die 4 durchschnittlich besseren Jahre ein Steigen der Kornpreise mit 
dem Steigen aller anderen Preise, die 4 durchschnittlich schlechteren 
Jahre ein Fallen dieser Preise mit Fallen der Löhne usw. im Gefolge 
hätten und sich darin ausdrückten. 

Es wäre demnach zu erwarten, daß der Erhöhung der Getreide- 
preise eine Erhöhung der Preise anderer Lebensmittel parallel liefe 
(und umgekehrt). Um dies zu prüfen, verfolge ich, nach oben genannter 
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Quelle, die Bewegung der Preise des Schweinefleisches als besonders 
wichtigen Volksnahrungsmittels, in Preußen seit 1872, in den jährigen 
Perioden, die wie bisher bezeichnet werden. 


Tabelle 2. 
(1871 113 Pf. für ı kg) 
N 
1872 + 9= + 8 
1873 + 3= + 10, 
1874 — Ii= — 0, 
1875 — 8= — 6, 
1876 + 5= + 4o 1880 + 7= + 6, 
1877 — 2 = — 1 188r + 6 = + 49 
1878 — 6= — 4 1882: + o= + o 
1879 — 8= — 6, 1883 + o= + o 
1884, — 8= — 6, 1888 — I = — 0, 
1885 + o= + o 1889 + 4 = + 12, 
1886 — I = — 0 1890 + II = + 8, 
1887 — 4 = — 3, ig — 9m — 6, 
18922 + I= + o0} 1896 — 6 = — 4; 
1893 + ı= + 0, 1897 + 8m + 6, 
1894 — I = — 0, 18988 + 8m + 6, 
1895 — 5= — 3 1899 — 4= — 2, 
I000 — 3= — 2 1904 — 7 = — 5; 
1901 + 9%= + 6, 1905 + 23 = + 175 
1902 + 0 = + 7 1906 + 2 = + 75 
1903 — Io = — 6, 1907 — 18 = — 10, 
1908 + r= + 0, 
1909 + i= + 7; 
110 + 2 = + 13 
III — 13 = — 8, 
Dnrchschnittliches Inkrement der Jahrvierte: 
N H H-Seite mehr 
(+)od. weni- 
niger (—) 
i 1872/75 + 2er = 
1876/79 — Igr 1880/83 + 23s + 40 
1884/87 — 25 1888/91 + 390 + 6% 
1892/95 — In 1896/99 + Iy + 307 
1900/03 + 130 1904/07 + 23s + 36s 
1908/11 + Og — ? 


Die Vergleichung mit den Roggenpreisen ist besonders darum 
interessant, weil diese beiden Lebensmittel (Roggenbrot und Schweine- 
fleisch) als Gegenstände des Begehrs einerseits derselben Ursache 
(wachsender oder abnehmender Kaufkraft der Massen) unterliegen, 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3. so 
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andererseits aber in ihren Preisen negativ sich zueinander verhalten, 
weil hohe Preise des minder entbehrlichen Gutes — des Getreides — 
die Nachfrage nach dem entbehrlicheren — dem Schweinefleisch — 
schwächen müssen, niedrige Roggenpreise diese Nachfrage zu stärken, 
also den Preis zu erhöhen tendieren. In der Tat begegnet in 
einigen Jahren, so in dem charakteristischen Jahre 1891, als einem 
Jahre großen Ernteausfalls und enormer (im D. R. durch die Korn- 
zölle verstärkter) Preissteigerung des Getreides, ein entgegengesetztes 
Vorzeichen, in jenem Jahre also ein Preisfall des Schweinefleisches; 
auch die Durchschnitte beider Jahrvierte 1900/03 und 1908/11 stehen 
einander so gegenüber, daß sie einen Fall des Roggenpreises, aber 
ein Steigen des Schweinefleischpreises anzeigen. Dennoch bleiben 
dort wie hier die N- Jahrvierte seit 1872 den H- Jahrvierten gegenüber 
mit durchschnittlichem Preisfall oder geringerer Steigerung, während 
die H-Jahrvierte durchschnittliche Steigerung, resp. geringeren Fall 
oder stärkere Steigerung aufweisen. 

Wenn nun der Zusammenhang mit dem Ernteergebnis, zu- 
mal wenn und weil die Welternte dabei in Betracht gezogen werden 
muß, schwer zu bestimmen sein wird, so ist doch keineswegs die 
Meinung, einen bedeutenden Einfluß dieses Ergebnisses auf die Wirt- 
schafts-Zyklen in Frage zu stellen; die nähere Untersuchung wäre 
aber für den gegenwärtigen Zweck zu weitläufig. Wir müssen uns 
an die Wirtschafts-Zyklen als solche halten, um zu erforschen, ob 
sich ein Rhythmus entdecken lasse, der dem auffallenden Rhythmus 
in den Eheschließungen einigermaßen entspräche. 

Als erste Daten dafür, die seit 1860 festgestellt worden sind, 
benutze ich (A) die Angaben überden Wert sämtlicher Berg- 
werks-Erzeugnisse im heutigen Deutschen Reiche (resp. 
Zollgebiet). wie sie in den Stat. Jahrbüchern und im Stat. Handbuch 
für d. R. (bis 1905 inkl.) enthalten sind. 


Tabelle 3. 
Summe aller Bergwerkserzeugnisse im heutigen Deutschen Reiche ep Zoll- 


gebiet — Wert in Millionen Mark — Inkremente absolut und in o9 
N H 
1860- 125; = *+ 5= + 49 1864 164, = + 22} = + 161 
1861 128, = + 23= + 17 1865 189 = + 24, = + 150 
1862 134, = + 6,= + 3 1866 1988, = + 9, = + 48 
1863 141 = + ı = + 53 1867 2ī44 = + 16, = + 82 
1868 225o = + Ios = + 49 1872 415; = + IOI, = + 320 
1869 240, = + I5 = + 68 1873 535, = + 120, = + 288 
1870 248; = + 7 = + 3 1874 505; = — 30, = — 37 
1871 314, = + 66, = + 265 1875 416,= — 88, = — 175 
1876 380, = — 36, = — 86 1880 375s = + 574 = + 180 
1877 3335; = — 47: = — 124 1881 389, = + 13 = + 36 
1878 324; = — 9, = — 27 1882 412} = + 23 = + 6% 
1879 318, = — = — 1 1883 436; = + 23 = + 57 





Die Gesetzmäßigkeit in der Bewegung der Bevölkerung. 773 
N H 
1884 438 = + = + 4 1888 494, = + 45, = + 102 
1885 439 = + I= + 3 1889 555, = + 6o, = + 122 
1886 4305; = — 9, = — 2I 1890 7256 = + 70, = + 307 
1887 448 = +1, = + 42 ı9 7735:= + 50, = + 69 
1892 7II, = — 64, = — 8 1896 786, = + 80, = + 113 
1893 670, = — 4I = — 58 1897 859, = + 726 = + 9 
1894 6735; = + 4 = + 7 1898 938, = + 9 = + 92 
1895 706, = + 3I = + 46 1899 I05Ięẹ = + II2, = + 120 
1900 1263} = +2IIg = -+ 201 19094 1363, = + 5I = + 39 
1901 1313 = + 50 = + 40 1905 1417; = + 53e = + 40 
1902 1235, = — 78, = — 59 1906 1637, = + 219, = + 154 
1903 13122, = + 76; = + 61 1907 1844, = + 207, = + 126 
1908 1970, = +125 = + 68 
1909 1980, = + 9, = + 4 
1910 2008, = + 28, = + 14 
I9II 2085,= + 77s = + 37 


Vergleichbar sind 6x8 = 48 Jahre. Der Unterschied zwischen 

der N-Seite und der H-Seite tritt deutlich hervor. 
Dort 8 — gegen 16 + 
Hier 2 — gegen 22 + 

Die Gesamtsumme ist auf der N-Seite + 441, der Gesamtdurch- 
schnitt also + 18. 

Die Gesamtsumme ist auf der H- Seite + 2245, der Gesamtdurch- 
schnitt also + 93. 

‘Die erste Stelle (für d. J. 1860) ist interpoliert worden, und zwar 
vermutlich mit einem zu hohen Werte, da die spärlichen Angaben, 
die für Preußen eine Vergleichung der Jahre 1859 und 1860 
zulassen, nur sehr geringe Steigerungen der Bergwerksbetriebe ver- 
‚muten lassen. 

Das Hauptergebnis werde in folgender Uebersicht dargestellt: 


Summen der Inkremente und durchschnittliche inkrement (in 9/.,) der Jahrvierte 
durchschnittliches 

Inkrement auf der 

H-Seite mehr (+) 


N H oder weniger (—) 
1860/63 *+ 169 $+ 42 1864/67 + 441 = + 10 + 68 
1868/71 + 3855 = + 96 1872/75 +36 = +9 + 3 
1876/79 — 256 = — 64 1880/83 + 333 = + 83 + 147. 
1884/87 + 28 = + 7 1888/91 -+ 60 = + 150 + 143 
1892/95 — 87 = — 22 1896/99 + 417 = + 104 + 126 
1900/03 + 243 = + 61 1904/07 + 358 = + 9 + 28 
1908/11 + 124 = + 3I 1912/15 ? ? 


Ebenso können wir (B)den Metallhüttenbetrieb nach 


den angegebenen Werten der Jahreserträgnisse seit 1860 verfolgen 
509% 
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und die absoluten Inkremente nebst den Verhältnissen dieser zu 
Tausend berechnen. 
| Tabelle 4. > 


Förderung des gesamten Metallhüttenbetriebs im Gebiete des heutigen Deutschen 
Reiches resp. Zollgebiets, nach dem Werte in Millionen Mark. 


N 0/0 H o/oo 
1860 49, = *+ 2, = *+ 6 1864 59, = + 4. = + 3% 
1861 47e = — IL = — 30 1865 58, = — 0, = — 8 
1862 51e = + 4= + %4 1866 62, = + 4 = + 70 
1863 54, = + 2,= + 56 1867 68, = + 5;= + 8 
1868 71, = + 30= + 44 1872 97, = + 12 = + 169 
1869 741 = + 2= + 40 1873 106, = + 19, = + 219 
1870 70, = — 4 = — 54 1874 103, = — 3: = — 34 
1871 74 = + 4:= + 67 1875 I, = 75 = + 57 
1876 1008, = — o = — 3 1880 116, = + 16, = + 161 
1877 1008, = — 0, = — 3 1881 14, = — 2ọ = — 17 
1878 1036 = — = — 43 1882 125 = + IIęẹ = + 101 
1879 99, = — 3: = — 35 1883 124, = — I = — 9 
1884 123, = — 0O, = — 8 1888 164, = + 26, = + 188 
1885 129, = + 55= + 47 1889 167; = + 3: = + 23 
1886 128, = — I, = — iIo 1890 190, = + 22 = + 134 
1887 138, = + i10 = + 79 1891 I90, = — 0, = — I 
1892 176, = — I3, = — 73 1896 159, = + 176 = + 124 
1895 155, = — 20 = — 117 1897 166, = + = + 48 
1894 140, = — I5; = — 99 1898 185, = + 18; = + Imi 
1895 I41 = + I, = + v0 1899 222, = + 36, = + 194 
190 216, = — 6, = — 27 1904 223; = + I5; = + 73 
I9OI I92 = — 23 = — 19 1905 264, = + 4I = + 184 
1902 1904, = — 2, = — I2 I906 309, = + 45o = + 172 
I903 207, = + I7 = + 9 1907 304; = — 5, = — 1 
1908 255 = — 48, = — 157 
199 270 = + 15 = + 58 
1910 289, = + I8; = + 68 
IQII 324, = + 34: = + 119 


Auch hier ist die erste Stelle eingeschaltet worden und zwar 
vermutlich wieder mit einem zu hohen Werte. Vergleichbar sind 
dann auch hier 6x4 Jahre auf der N-Seite mit ebenso vielen auf der 


H-Seite.. — Der Kontrast tritt noch erheblich schärfer zutage, 
schon in den Vorzeichen: | 
auf der N-Seite auf der H-Seite 
14 — 6 — 
Iro + 18 + 


und der Gesamtdurchschnitt ist sogar negativ auf der N-Seite. Die 
Summe der Inkremente ist nämlich dort — 104, mithin der Durch- 
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schnitt von 24 Jahren — 4, während die Summe auf der H-Seite + 
2093, also im Durchschnitt der 24 Jahre + 87. Das Haupt-Ergeb- 
nis ist aber in dem vollkommenen Rhythmus enthalten, der sich 
bei Betrachtung der Summen des Inkrements und ihrer Durch- 
schnitte wiederum ergibt, wenn sie einander gegenübergestellt werden. 


Summen der Inkremente und durchschnittliche Inkremente der Jahrvierte 


1860/1907. 
Durchschnitte auf 
N H der H-Seite mehr 
(+)od.weniger(—) 
Durch- Durch- 
Summen schnitt Summen schnitt 
1860/63 *+ 170 *+ 42 1864/67 + 233 + 58 + 16 
1868/71 + 97 + 24 1872/75 + 392 + 9 + 74 
1876/79 — 84 — 2I 1880/83 + 236 + 5 + 8o 
1884/87 + 108 + 27 1888/91 + 344 + 86 + 59 
1892/95 — 279 — 70 1896/99 + 476 + 119 + 189 
1900/1903 — 56 — 14 1904/07 + 413 + 103 + 117 
VI. 


Reichlicher fließen die Quellen statistischer Daten, die für die 
wirtschaftliche Entwicklung charakteristisch sind, seit Begründung 
des Deutschen Reiches, also seit 1872. Eine Vergleichung dieses An- 
fangsjahres mit dem vorhergehenden ist zwar nur ausnahmsweise 
möglich, indessen steht eine sehr erhebliche Steigerung des wirt- 
schaftlichen Lebens in diesem Jahre als allgemeine Tatsache fest: 
es war das eigentliche »Gründerjahr« und ließ neben der Sieger- 
stimmung, von der die Unternehmungslust anschwoll, die Wirkungen 
des Zuwachses an Umlaufsmitteln durch die französische Kriegsent- 
schädigung von 5 Milliarden Franks deutlich erkennen. 

Wir betrachten zunächst (C.) die Ziffern der Einfuhr 
und Ausfuhr des Deutschen Reiches resp. des 
entsprechenden Zoll- oder (später) des Wirtschaftsgebietes, und zwar 
den geschätzten Wert des Spezialhandels in Millionen M. 


Tabelle 5. 


Einfuhr und Ausfuhr. D. R. Zoll- resp. Wirtschaftsgebiet. Geschätzter Wert 
des Spezialhandels (Einfuhr + Ausfuhr) in Millionen Mark. 


N Inkremente °/, H Inkremente °/oa 
1872 5957 = *+ ca. 540 =*+- r00 
1873 6720 = + 763 = + 130 
1874 6130 = — 588 = — 88 
1875 64 = + 4= + o 
1876 6516 = + 382 = + 62 1880 581 = *? = *+ o 
1877 6699 = + 183 = + 28 188r 6084 = + 263 = + 45 
1878 6631r = — 68 = — IO 1882 6415 = + 331 = + 54 
1879 6709 = + 78 = +ı 1883 6573 = + 158 = + 25 
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N Inkremente 0 H Inkremente ® 

1884 67 = — 56 = 8 1888 6786 = + 407 = + 6 
1885 58837 = — 630 = — 96 1889 7343= + 557 = + 8 
1886 5982 = + 95 = + 16 1890 7682 = + 339= + 46 
1887 6379 = + 37 = +6 ı89 7743 = + 6r= + 8 
18902 737 = — 366 = — 47 1896 8312 = + 642 = + 84 
1893 39= + 2= +0 1897 865r = + 339= + 4I 
1894 7337 = — 42 = — 5 189 9450 = + 79 = + 9 
1895 7670 = + 333 = +45 189 IŇ10152 = + 7092 = + 74 
1900 10796 = + 644 = + 63 1904 12170 = + 719 = + 63 
IQOI I0 223 = — 573 = — 53 1905 13278 = +18 = + 91 
1902 10619 = + 396 = + 39 19066 14917 = + 1639 = + 123 
1903 II4s5I = + 82 = + 78 1907 16095 = + 1178 = + 79 
1908 14559 = — 1536 = — 95 

1909 15719 = + 1160 = + 80 

1910 16754 = + 1235 = + 78 

IQII 18232 = -+4 1277 = +75 


Bekanntlich sind diese Zahlen nur von 1880 bis 1906 untereinander 
einigermaßen vergleichbar; indessen ist die Umgestaltung der Sta- 
tistik des Warenverkehrs mit dem Auslande, durch das vom r. III. 
1906 an geltende Gesetz, nicht so tiefgreifend, daß nicht wenigstens 
die »Gesamt - Jahresergebnisse« vergleichbar bleiben (nach Stat. Hand- 
buch für d. D. R. II. S. 8). Was aber die Jahre vor 1880 betrifft. so 
sind die Angaben zwar weniger zuverlässig, als die späteren, aber 
sie sind doch unter sich insofern vergleichbar, als sie nach den gleichen 
Grundsätzen aufgestellt und auf Grund eines besonderen statistischen 
Warenverzeichnisses geordnet sind. Durchaus unvergleichbar mit 
seinem Vorjahre (1879) bleibt nur das Jahr 1880. Wir bleiben hier 
auf Konjektur angewiesen. Wenn nun auch die Besserung, die gerade in 
diesem Jahre in mehreren Gebieten des Wirtschaftslebens, nach langer 
schwerer Depression bemerkbar ist, eine kleine Steigerung der Handels- 
werte wahrscheinlich macht, so glaube ich doch methodisch am besten 
gegen Einwände gesichert zu sein, wenn ich das Inkrement an dieser 
Stelle mit + o eingesetzt habe. Auch so bleibt das Ergebnis in Ueber- 
einstimmung mit den bisherigen Ergebnissen. In den 20 Jahren 
1876/79, 1884/57, 1892/95, 1900/1903, 1908/11 begegnen 13 + 7 —, 
dagegen in den 20 Jahren 1872/75, 1880/83, 1888/91, 1896/99, 1904/07 
I7 + I— 20. 

Selbst wenn die 20 als Minus gerechnet würden, bliebe das Er- 
gebnis noch merkwürdig genug, zumal da auch unter den positi- 
ven Inkrementen, auf der linken (N-)Seite 3 weniger als 20 %go 
sind, auf der rechten (H-) Seite nur I. 

Stellen wir aber wiederum die Summen der Inkremente und die 
Durchschnitte nebeneinander, so tritt eine neue Bestätigung hervor: 
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N Ä H Durchschnittauf d. Durchschnitt auf der 
H-Seite mehr (+) N-Seite mehr (+), oder 
Sum- Durch- Sum- Durch- oder weniger (—) weniger (—) als auf der 


me schnitt me schnitt 
+ 142 + 35 ? 
+ 93 +23 + 124 +31 + 8 
— 22 — 5 + 200 + 50 + 55 
== y a 2 #290 +7 T25 
+ 127 + 32 + 356 + 89 57 
+ 138 + 34 ? | ? 


H-Seite im vorausge- 
henden Quadriennium 
—ı2 

— 36 . 

— 52 

— 55 


Einen ferneren Anhalt zur Beurteilung der Schwankungen des 


Wirtschaftslebens gewähren (D) die Be 


triebseinnahmen 


der vollspurigen Eisenbahnen, deren Entwicklung 
von 1872—IgII hier nach dem Stat. Jahrbuch für das Deutsche 
Reich, Jahrg. 9, S. 104, nach dem Stat. Handbuch für d. D. R. I. S. 298 


und dem Jahrbuch Jahrg. 34 (1913) S. 12I 
Tabelle 6. 


mitgeteilt werden. 


Betriebseinnahmen der vellspurigen Eisenbahnen im Deutschen Reiche 1872—1911 


in Millionen Mark 


N Inkrement in °/o 
[1871 
1872 
1873 
1874 ` 
1875 
1876 857 = + I4 = +16 1880 
1877 852 = 5= — 6 1881 
1878 849 = — 3= — 3 1882 
1879 866 = + 17 = + 20 1883 
1884 ı05 = + I0 = + Io 1888 
1885 997 = — = — 17 1889 
1886 1024 = + 27 = +27 1890 
1887 1092 = + 68 = +60 .. 1891 
1892 1347 = + 3= + 2 1896 
1893 1407 = + 60 = +44 1897 
1894 1410 = + 3= + 2 1898 
1895 1498 = + 88 = + 62 1899 
1900 2031 ='+ 75 = + 38 1904 
I9OI 1973 = — 58 = — 28 1905 
1902 2025 = + 52 = + 20 1906 
1903 2162 = + 137 = +67 1907 
1908 2698 = — 47 = — I7 
1909 2843 = + 145 = + 53 
1910 3036 = + 193 = + 68, 
I9II 3271: = + 235 = + 77 


H Inkrement in P/or 
602] 


670 = + 68 = + I12 
745 = + 75 = + 112 
792 = + 47 = + 62 
8433 =- + 51 = + 65 
886 = + 20 = + 23 
922 = + 36 = + 40 
959 = + 47 = + 5I 
1005 = + 36 = + 37 
1169 = + 7 = + 70. 
12657 = + 98 = + 83 
1303 = + 36 = + 28 
1344 = + 4r = + 3I 
1588 = + 90o = + 6 
1677 = + 89 = + 56 
1840 = + 163 = + 97 
1946 = +106 = + 5I 
2267 = -+ 105 = + 48 
2437 = + 170 = + 74 
2628 = + I9I = + 78 
2745 = + 117 = + 44 
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Diese Tabelle zeichnet sich dadurch aus, daß sie kein einziges 
konjekturales Element enthält, da auch das Inkrement des Jahres 
1872 urkundlich gegeben ist. Dagegen hat sie den kleinen Mangel, 
daß die Jahre nicht Kalender- sondern Rechnungsjahre sind; in den 
Verhältnissen der Jahre zueinander dürfte sich daraus kaum ein 
Unterschied ergeben. Es ist sogleich erkennbar, daß auf der N-Seite 
5 mal, auf der H-Seite keinmal das Minus-Vorzeichen sich findet; 
wenn aber der gesamte Durchschnitt aller Inkremente berechnet 


wird, der 2 = + 4,33 beträgt, so sind, außer den Minus-Stellen, 


unter diesem Durchschnitt auf der N-Seite noch 8 Stellen, auf der 
H-Seite (mit positivem Vorzeichen) 5, insgesamt also dort 13, hier 
5 Jahre, wodurch der Kontrast deutlich hervortritt. 
Die Summen der Inkremente, deren Durchschnitte und die 
Differenzen dieser Durchschnitte sind hier: 
Durchschnitte auf 
Durchschnitte N-Seite mehr (+) oder 


N H auf d. H-Seite weniger (—) alsaut der 

Sum- Durch- Sum- Durch- mehr (+) oder H-Seite im voraus- 

men schnitte men schnitte weniger (—) gehenden Quadrien- 
nium 

+35, + 7% ? 

+ 2, +0, + 15; + 3s + 3, — 7:2 
+ 8 +2, +21, + 53 + 32 — I} 
+ Io +27 +27 + 76 + 40 — 26 
+10, +2, + 233 + 5s + 3e — 4: 
+18, + 45 ? — I; 





nn 


Analog stellt sich ferner ein anderes Merkmal des Verkehrs dar, 
nämlich (E), de Porto-Einnahmen der deutschen 
Reichspost (ohne Telegraphen- und Telephon-Einnahmen). 


Tabelle 7. 


Portoeinnahmen der Deutschen Reichspost in Iooo M. (Reichspostgebiet) 
1872—1907. Nach den Stat, Jahrbb, für d. D. R. 


N Inkremente in 9, H Inkremente in °/, 

1872 + ? = *-+ 50 

1873 + 386r = + 5I 

1874 + 3211 = + 40 

1875 + 573 = + 8 

1876 + 2121r = + 24 1880 + 5494 = + 54 
1877 + 439= + 48 1881 + 5258 = + 49 
1878 + 3777 = + 39 1882 + 4806 = + 43 
1879 + 2854 = + 28 1883 + 5636 = + 48 
1884 + 6555 = + 53 1888 + 8u41= + 56 
1885 + 55= + 43 1889 + 10468 = + 68 
1886 + 5318 = + 39 1890 + 7795 = + 47 
1887 + 5693 = + 40 1891 + 8389 = + 48 
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N Inkremente in °/,, H Inkremente in %/, 
1892 + 9494 = + 52 1896 + 1387 = + 6 
1893 + 6498 = + 34 1897 + 19338 = + 83 
1894 + 10235 = + 52 1898 + 17652 = + 70 
1895 + II5I0 = + 55 1899 + 16850 = + 62 
1900 + 10387 = + 36, 1904 + 85“ + 23 
ıg0I + 12490 = + 4I 1905 + 24593 = + 67 
1902 + 163377 = + 49 1906 + 22059 = + 57 
1903 + 2oımı= + 61 1907 + 1749: = + 43 
1908 + 15124 = + 35 
1909 + 2255 = + 5I 
I9IO + 16726 = + 36 
I9II + 24541 = + 52 


Hier ist freilich wieder das Inkrement des ersten Jahres unge- 
wiß; indessen dürfte es mit + 5% wahrscheinlich viel zu niedrig 
angeschlagen sein, da die ersten Monate des vorausgehenden Jahres 
(1871) noch unter dem Einflusse des Krieges standen, und eben das 
Jahr 1872 den außerordentlichen kommerziellen und industriellen 
Aufschwung mit sich brachte. Ferner hat sodann eine Korrektur 
für das Jahr Igoo eingesetzt werden müssen. Die Porto-Einnahmen 
schwollen in diesem Jahre nämlich von 285 479 000 auf 300 206 000 M., 
also um 14,7 Millionen = 5,1% an. Dies wäre an und für sich keine 
ungewöhnliche und unwahrscheinliche Vermehrung. Tatsächlich 
ist sie aber zu einem erheblichen Teile durch die Verstaatlichung der 
Privatposten und die — z. T. dadurch bewirkte — Einführung neuer 
Postwertzeichen bedingt gewesen, ist also nicht alleinige Folge der 
allgemeinen Umstände des Verkehres, wie die sonstigen Inkremente. 
Ich habe, nach der »Statistik der Reichspostverwaltung für das Jahr 
1900«, die dort angeführten Beträge aus dem Verkaufe der neuen 
Marken und Postkarten auf 28,9 Millionen errechnet; wenn diese 
insgesamt abgezogen würden, so ergäbe sich sogar ein Minus gegen 
das Vorjahr, das freilich in der ganzen Reihe von Jahren einzig da- 
stünde. Nun sind aber die höheren Beträge vorzugsweise aus dem 
Erlös der neu eingeführten größeren Wertzeichen (von 30 Pfg. bis 
5 M.) gewonnen, und es muß angenommen werden, daß an derer Statt, 
unter gleichgebliebenen Verhältnissen, der Verkauf der kleinen Marken 
erheblich größer gewesen wäre (wobei zu erwägen, daß Briefmarken 
bekanntlich auch als Zahlungsmittel verwandt werden). Ich habe 
daher für richtig gehalten, nur den Erlös der dem Ortsverkehr dienen- 
den (später durch »Reichsfinanzreform« wieder abgeschafften) Marken 
a 2 Pfg., Postkarten à 2 und (mit Antwort) à 4 Pfg., in Abzug zu 
bringen; dieser ergibt eine Summe von 4,340 Millionen M., so daß 
— ohne diesen Betrag — die Porto-Einnahmen sich auf 295 866 000 
Mark gestellt hätten, oder ein Inkrement gegen das Vorjahr von 
10,387 Millionen = 3,6% herausspringen würde, das aber eher zu 
hoch als zu niedrig erscheint, wenn die erwähnten Veränderungen 
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in die Rechnung eingesetzt werden. — Uebrigens ist noch zu be- 
merken, daß von 1896 ab die Zahlen sich nicht auf das Kalender- 
sondern auf das Rechnungsjahr beziehen. Eine Umrechnung mit 
Rücksicht darauf würde, wenn sie tunlich wäre, nur geringe Modi- 
fikationen der Inkremente ergeben. — Die Summen der Inkremente 
in den Quadriennien und deren Durchschnitte, nebst den Diffe- 
renzen dieser Durchschnitte, sind folgende: 


N H Durchschnitte a. d. Durchschnitte auf 
Sum- Durch- Sum- Durch- H-Seite mehr (+) d. N-Seite mehr (+) 
men schnitte men schnitte oder weniger (—) oder weniger (—) 

+ 2I, + 52 ? 

+13 +2 + 19, + 48 + 20 — 24 
+ 17s +t 4, + 2I; +55 +14 0, 
+19; +4 + 27s + ôs +2 — 09 
+18, +4; +19 + 4 + o°, — 2, 
+ 174 +4 aai 


Endlich stellen wir noch als charakteristisches Merkmal für den 
Verlauf des ganzen Geschäftslebens (F) die Beträge der in Umlauf ge- 
langten Wechsel, wie sie nach den Ergebnissen der Wechsel- 
stempelsteuer berechnet und auf den K. d. B. bezogen worden sind. 
Es sind die Wechsel gemeint, die im Deutschen Reiche ausgestellt, 
und die im Auslande ausgestellt wurden, aber im Deutschen Reiche 
in Umlauf gelangten. »Die Reichsbank hat auf Grund vorgenommener 
Erhebungen festgestellt, daß man der Wahrheit nahe kommt, wenn 
man von dem mit 1, °/,, Kapitalisierten Stempelbetrag einen Abzug 
von 10% macht«. Diese Angabe, und die Tabelle selber für 1872 bis 
1909, sind der Abhandlung »Wechsel« von G. Schanz im WB. der 
Volkswirtschaft II S. 1310 entnommen. 


Tabelle 8. 


Wechsel in Umlauf gesetzt im Deutschen Reich 1872—1907. — Durchschnitts- 
betrag auf den K. d. B. in Mark. Nach Berechnung G. Schanz in WB. d. Volksw. 


I S. 1310. 
N — Inkremente in °/oo H  Inkremente in ®/oo 
1872 312 = + ? = -+ca.Ioo 
1873 340 = +2 = + 9 
1874 302 = — 38 = — 112 
1875 305 = + 3= + 10 
1876 287 = — I8 = — 59 1880 256 = + 3= + II 
1877 283 = — 4 = — 14 1881 263 = + 7= + 27 
1878 255 = — 28 = — 9 1882 262 = — I = — 03 
1879 253 = — 2 = — O8 1883 267 = + 5 = + 19 
1884 263 = — 4 = — 15 1888 253 = + o= + o 
1885 258 = — 5 = — I8 1889 271 = + 18 = + 7I 
1880 25I = — 7 = — 27 1890 285 = + I4 = + 5I 
1887 253 = + 2 = + 8 1891 294 = + 9= + 31 
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N Inkremente in 0/oọ H Inkremente in ®/,, 
1892 284 = — IO = — 34 1896 31r = + 18 = + 6I 
1893 287 = + 3%= + I0 1897 327 = + 16= + 5I 
1894 28= t o= + o 1898 356 = + 29 = + 88 
1895 293 = + 0 = + 2I 1899 379 = +23= + 64 
190 416 = + 37 = + 97 1904 391 = + 1i = + 29 
1907 399 = — I7 = — 4I 1905 422 = + 31 = + 79 
1902 372 = — 27 = — 67 1906 459 = + 37= + 87 
1903 380 = + 8= + 2ı 1907 496 = +37 = + 8 
1908 478 = — 18 = — 30 
1909 469 = — 9 = — 2I 
I9IO 474 = + 5= + m» 
I9II 495 = + 2i = + 4 


Auch hier ist die Ziffer für 1871 unbekannt, also das Inkrement 
des folgenden Jahres konjektural. Aber gerade in diesem Falle ist 
eine sehr bedeutende Steigerung als Ausdruck des kommerziellen 
und industriellen Aufschwunges über allem Zweifel. Sie ist mit 10% 
wahrscheinlich viel zu gering geschätzt, da wenigstens die erste Hälfte 
von 1871 noch stark unter den Wirkungen des Krieges gestanden 
hat. — Die beiden letzten Jahre sind in der Schanzschen Aufzeich- 
nung noch nicht enthalten. Ich habe sie ergänzt nach Stat. Jahrb. 
für d. D. R. 35. Jahrg., S. 368. Indessen ist durch das Gesetz v. 
15. VII. 1909 die Steuer für Wechsel von längerer Laufzeit als 3!/, 
Monat erhöht, und dadurch »eine weitere Unsicherheit in die Be- 
rechnung der Gesamtsumme hineingebracht worden« (Lexis, 
HWB. Staatsw.® VIII, S. 668). 

Uebrigens ist diese Tabelle schon durch die Vorzeichen sehr 
ausgesprochen. Während in den 20 Jahren 1876/79, 1884/37, 1892/95, 
1000/03, IgO8/II nur l 

7 + gegen I2 — und I 0 vorkamen, so hingegen 
I7 + gegen 2— und I 0 in den 20 H-Jahren 
1872/75, 1880/33, 1888/91, 1896/99, 1904/07. Noch stärker tritt der 
Unterschied zutage, wenn sämtliche Stellen auf den Gesamtdurch- 
schnitt, als welcher sich + I, ergibt, bezogen werden. Es stehen 
dann nämlich über diesem Durchschnitt | 
auf der N-Seite 4 gegen 16 oder 20 gegen 80% 
auf der N-Seite 15 gegen 25 oder 75 gegen 25%. 

Die Summen der Inkremente und deren Durchschnitte, sowie 
die Differenzen dieser Durchschnitte sind: 

Differenzen Auf der N-Seite 
der Durch- mehr (+) oder 


schnitte weniger (—) 
+ 8 + 2 ? 
— 18, — 4; +o 54 + 13 + 5s — 6; 
— 5: — Is} + 153 + 38 + 51 — 25 
03 — o0, + 26, + 6e +6; — 39 
+ Io + 03 + 276 + 6, + 6; —6, 
— O; — 0, 70 
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VII. 


Diese 6 verschiedenen Merkmale der ökonomischen Prosperität 
stimmen also sämtlich miteinander darin überein, daß sie seit 1872 
— zum Teil aber sogar seit 1860 — bis IgII einen regelmäßigen Tur- 
nus von 4 durchschnittlich »guten« und 4 durchschnittlich »schlechtene 
Jahren erkennen lassen, wenn ein durchschnittlich stärkeres und ein 
durchschnittlich schwächeres (resp. negatives) Inkrement al 
charakteristisch dafür gelten dürfen. Sie stimmen folglich in dieser 
Beziehung auch insgesamt mit der Bewegung der Eheschließungen 
im Deutschen Reiche und ebenso mit dieser Bewegung in den Nach- 
barländern Frankreich und England überein. Die ökonomischen 
Merkmale ließen sich noch vermehren, inländische und ausländische; 
es möge genügen, am Schlusse noch 2 bedeutsame Parallelen für 
Großbritannien und Irland heranzuziehen. Hingegen für das Deutsche 
Reich soll noch auf eine andere überraschende Erscheinung hinge- 
wiesen werden, die gleich den Eheschließungen selber der Bevöl- 
kerungsstatistik angehört, und einen schon oft, wenn auch bisher 
mit geringen Ergebnissen, behandelten Gegenstand darstellt: nämlich 
auf de Sexualproportion der Geborenen im Deut- 
schen Reiche, während der 40 Jahre 1872—ıgıI, indem auch in 
dieser die Veränderungen von Jahr zu Jahr, also die — positiven 
oder negativen — Inkremente beobachtet werden. Ich habe 
die Proportion nicht wie es üblich ist, auf r00 weibliche Kinder mit 
einer Dezimalstelle, sondern auf Ioo 000 weibliche Kinder (= auf 
Ioo mit 3 Dezimalstellen) berechnet, und gebe zunächst die voll- 
ständige Reihe der Ergebnisse nebst den Urzahlen, so daß auch hier 
ein Nachrechnen mit geringer Mühe geschehen kann. 

(Siehe Tabelle 9 S. 783) 

Von Relativierung der Inkremente ist hier abgesehen worden, 
weil die Zahlen, worauf sie zu beziehen wären, sehr wenig voneinander 
verschieden sind. 

Wenn die Inkremente wiederum, gleich allen bisherigen, in 
Gruppen zu 4 und 4 Jahren zusammengestellt werden, so ergibt sich 


N H N H 

1872% + 250 1892 + 47 1896 — 08 
1873 — 72 1893 — 219 1897 + 124 
1874 + 176 1894 — 224 1898 — 147 
1875 + 414 1895 + 132 1899 + 116 

1876 — 420 1880 + 83 1900 +4 188 1904 + 23 

1877 — 239 1881 — 40I IgOI — 3 1905 + 195 

1878 — 85 1852 + 399 I902 — 311 1906 — 239 

1879 + 176 1883 — 143 1903 — 44 1907 + 276 

1854 + ıı 1888 + 238 190098 — 247 

1885 — 154 1889 — 187 1909 — 163 

1886 — 56 1890 + 362 IgIio — 33 

1887 — 247 1891 + 38 IgII + 244 
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Tabelle ọ. 


Geborene im Deutschen Reiche, deren Sexualproportion und die Inkremente 
der Sexualproportionen 


Verhältnis (auf 
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Jahr Männliche Weibliche 100 000 weib- 
Geborene Geborene liche die männ- Inkrement 
lichen) absolut 

1872 871 438 820 786 106 170 $ -+ 250 
1873 883 017 832 265 106 098 — 72 
1874 903 148 849 821 106 274 + 176 
1875 928 397 870 194 106 688 + 414 
1876 943 433 887 781 106 268 — 420 
1877 935 885 882 661 106 029 — 239 
1878 918 301 866 775 105 944 — 85 
1879 930 194 876 546 106 120 -+ 176 
1880 908 579 855 5I1I 106 203 + 83 
1881 898 996 849 690 105 802 — 401 
1882 QII 372 858 128 106 204 + 399 
1883 900 673 849 200 106 061 — 143 
1884 924 120 869 821 106 242 + 131 
1885 925 885 872 747 106 088 — 154 
1886 933 812 880 686 106 032 — 56 
1887 938 441 887 117 105 785 — 247 
1888 940 917 887 461 106 023 + 238 
1889 945 269 893 168 105 833 — 187 
1890 937 448 882 813 106 189 + 362 
1891 980 316 922 843 106 227 + 38 
1892 956 743 900 253 106 274 + 47 
1893 992 466 935 798 106 055 — 219 
1894 979 076 925 220 105 831 — 224 
1895 998 926 942 714 105 963 + 132 
1896 1018 075 961 670 105 865 — 98 
1897 I 024 510 966 615 105 989 + 124 
1898 I 043 752 986 139 105 842 — 147 
1899 I 052 278 993 006 105 958 + 116 
1900 I 06I 052 999 602 106 146 + 188 
1901 I 080 180 I 017 656 106 143 — 3 
1902 I 074 310 I 015 103 105 832 — 3II 
1903 I 051 877 994 326 105 788 — 4 
1904 1075 457 I 013 888 106 072 + 284 
19065 1055 396 993 053 106 267 + 195 
1906 I 072 870 I OII 868 106 028 — 239 
1907 1 061 978 998 994 106 304 + 276 
1908 I 068 854 I 007 804 106 057 — 247 
1909 I 048 356 990 001 105 894 — 163 
I91O I 019 644 963 191 105 861 — 33 
JII 934 970 106 105 + 244 


992 062 


Wiederum tritt der Gegensatz schon in den Vorzeichen deutlich 
hervor. Im ganzen stehen 21 — 19 + gegenüber, die Tendenz zur 
Ausgleichung ist also unverkennbar, ein positives und ein negatives 


Inkrement sind empirisch nahezu gleich wahrscheinlich. 


Auch wenn 
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je 8 und 8 Jahre zusammengenommen werden, so tritt jene Tendenz 
zutage: 


in den ersten 8 Jahren sind 4 + gegen 4 — 

> » zweiten » » » 3 + »* 5 — 

» > dritten » » » 5 + > 3— 

» > vierten » > » 3+ > 5— 

» » fünften » ’ » 4+ > 4— 
In der H-Reihe aber stehen 13 + gegen 7—, dagegen 
in der N-Reihe 6 + gegen I4 — 


und in jeder einzelnen der 5 Gruppen wiederholt sich dieser merk- 
würdige Unterschied. 
Es sind nämlich: 





+ — + — 
187275 3 I 1876/79 ı 3 
1880/83 2 2 1884/87 ı 3 
1888/91 3 I 1892/95 2 2 
1896/99 2 2 1900/03 I 3 
1904/07 3 I 1908/11 I 3 
Summe 13 7 = 20 6 + I4 = 20 


Die Summen der Quadriennien und ihre Durchschnitte sowie die Differenzen 
dieser Durchschnitte sind: 


1872/75 + 618 + 154 ? 
1876/79 — 568 — 142 — 296 + 127 
1880/83 — 62 — 15 — 54 + 179 
1884/87 — 276 — 69 — 176 + 65 
1888/91 + 441 + 110 — 4I + 8 
1892/95 — 264 | — 66 
| 1896/99 — 5 — I — 179 ? 
1900/03 — 170 — 42 
1904/07 + 516 + 129 
1908/11 — 199 — 50 
VIII. 


Wenn also in Bezug auf die Regelmäßigkeit dieser Schwan- 
kungen eine so vollkommene Uebereinstimmung vieler, und zwar 
zum Teil nicht unmittelbar zusammenhängender Merkmale wech- 
selnder Perioden von je 4 Jahren sich ergibt, so verlohnt es sich, 
zu untersuchen, ob diese Uebereinstimmung auch sich herausstelle, wenn 
sie auf andere Art miteinander verglichen werden, nämlich abgelöst von 
jenem Rhythmus, indem die Jahre einfach nach dem Grade, den das ein- 
zelne Merkmal darin aufweist, eingeteilt werden. Zu diesem Behuf 
wende ich das früher von mir (in dieser Zeitschrift Bd. XXX H. 2 
und ausführlicher in Schmollers Jahrbuch XXX, 2, S. 271—292) 
beschriebene Verfahren an, wodurch das Verhältnis zwischen je 
2 Reihen auf einen numerischen Ausdruck gebracht wird. Um es zu 
resümieren, so.beruht dies Verfahren darauf, daß ı. jede Reihe in 
Gruppen mit je gleicher Zahl von Gliedern eingeteilt wird (z. B. 20 
Glieder in 5 Gruppen a 4), 2. die Fälle des Zusammentreffens von 
Gliedern der einen Reihe mit den korrespondierenden der andern 


1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
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Reihe, 3. ebenso die Fälle des Zusammentreffens von Gliedern der 
einen Reihe mit den der korrespondierenden benachbarten 
der anderen Reihe notiert werden, 4. daß diese Fälle addiert werden, 
aber so daß diejenigen zu 2 einen höheren Wert erhalten, 5. und 6., 
daß ebenso die Fälle des Zusammentreffens von Gliedern der einen 
Reihe mit denen der entgegengesetzten Gruppen und der 
diesen benachbarten Gruppen, ebenso bewertet, aufgereiht werden, 
7. daß die Summe der Fälle zu 5, und 6, von der Summe der Fälle zu 
3 und 4 subtrahiert werden. Bei Einteilung von Reihen zu 20 Gliedern 
in 5 Gruppen und Bewertung der Fälle mit resp. 2 und I müssen 
alle Ergebnisse zwischen + 32 und — 32 sich bewegen. 

Da es nun hier jedesmal um 40 Jahre sich handelt, so sind wir 
in der Lage, je 2 Reihen zu bilden, von denen jede 20 Jahre, die erste 
also 1872/91, die zweite 1892/ıgıı umfaßt. Es bedeuten aber in der 


Tabelle 


I. Die Werte sämtlicher Bergwerks-Erzeugnisse im D. R. 
| Hüttenerzeugnisse im D. R. 


2. y 


29 


DU A w 


39 


,9 


„ des Spezialhandels im D. R. 


im D. R. 


ooN 


. die Höhe der Sexualproportion der Geborenen i im D. R. 
. die Eheschließungen im D. R. 


»9 


29 


. die Betriebseinnahmen der vollspurigen Eisenbahnen im D. R. ,, 
. die Portoeinnahmen der deutschen Reichspost im D. R. 
. die Durchschnittsbeträge der in Umlauf gesetzten Wechsel 


?9 


1872/91 


Sodann I bis VIII jedesmal die gleichen Phänomene für die Jahre 


1892/IQII. 


Die einzelnen Ziftern aber bedeuten die relativierten 


Inkremente des gegebenen Jahres gegen das Vorjahr, in Promille (außer 
zu 7 und VII, wo die Inkremente nicht relativiert wurden s. oben.) 


Tabelle 10a. 


I 2 3 4 5 6 7 8 
A+ 320 A+ 169 A+ 100o A+ ıız A+ ı1oo A+ ı0o A+ 250 A +258 
A+ 288 A+ 219 A+ 130 A+ 112 B+ 51 A+ 90 C— 72 D— 18 
E— 37 E— 34 E— 8 B+ 6 D+ 40 E— 112 B+ 176 E— 38 
E— 1735 B+ 57 D o B+ 65 A+ 6 C+ ıo A+ 414 E— 34 
E— 86 C— 3 B+ 62 D+ 16 E+ 24 E— 59 E— 40 E— 5I 
E — 124 D— 4 C+ 28 E— 6 C+ 48 D— ı4 E— 239 E— 52 
D— 27 E— 43 E— ıo E— 3 E+ 39 E— 99 D— 85 D— 22 
D— 19 E— 35 D+ ıı D+ 20o E+ 28 D— 8 B+ 176 D— 14 
A+ 180 A+ 161: D o D+ 23 B+ 5 B+ ıı C+ 8 C+ 7 
C+ 36 E— 17 C+ 45 C+ 40 B+ 49 B+ 27 E— 40r C+ 5 
B+ 60 B+ irr B+ 54 B+ 5ı D+ 43 C— 3 A+ 399 A+ 34 
C+ 57 D— 9 C+ 235 C+ 37 C+ 48 B+ 9 D— 14% C+ 7 
C+ 4 D— 8 E— 8 E+ ı B+ 53 D— ı5 B+ ı8ı A4 21 
D+ 3 C+ 47 E— 96 E— ı7 D+ 43 D— 18 D— 154 B.+ 17 
D— 21! D— ıo C+ 16 D+ 27 E+ 39 E— 27 C— 56 C + ro 
C+ 42 B+ 7 A+ 66 B+ 66 D+ 40o C+ 8 E— 247 D— 4 
B+ 102 A+ 188 B+ 64 A+ 70o A+ 56 C o B+ 238 B+ 16 
B+ 12 C+ 233 A+ 82 A+ 8 A+ 68 A+ 71 D— 187 A+ 33 
A + 307 Pri B+ 46 C+ 28 C+ 47 A+ 51 A+ 362 B+ ı5 
B+ 69 C— D+ 8 C+ 31 C+ 48 B+ 31 C+ 38 B+ io 


1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
I9oo 
IgoI 
I902 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
IgIO 
IgII 
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IV 


VII 
VIII 
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Tabelle ıob. 
I II III IV 
E— 8 D— 73 E— 47 E— 22 
E — 58 E— 117 D o D+ 44 
D+ 7 E— 9 E— 5 E— 2 
C+ 46 C+ ıo D+ 45 B+ 62 
B+ 113 A+ 124 A+ 84 B+ 6 
B+ 92 C+ 48 D+ 41 C+ 56 
B+ 92 B+ imn A+ 92 A+ 97 
A+ 120 A+ 194 C+ 74 C+ 57 
A+ 201: D— 27 C+ 63 D+ 38 
C+ 40 E— I0 E— 53 E— 28 
E— 59 D— ı D+ 39 D+ 26 
C+ 6 B+ 92 B+ 73 B+ 67 
D+ 39 B+ 73 C+ 63 C+ 48 
C+ 40 A+ 184 A+ 9: A+ 74 
A+ 154 A+ 172 A+ 1233 A+ 78 
A+ 126 D— 16 B+ 79 D+ 44 
B+ 68 E— 157 E— 95 E— 17 
E+ 4 C+ 58 B+ 8 C+ 53 
D+ 14 C+ 68 B+ 78 B+ 68 
D+ 37 B+ 119 C+ 75 A+ 77 
Die Ergebnisse sind: 
I1:2 = + 16 2:1 = + I6 3: 
1:3 = + 13 2:3 = + 13 3: 
1:4 = + 14 2:4 = + 17 3: 
1:5 = 4 10 2:5 = + 7 3: 
1:6 = + 2I 2:6 = + 13 3: 
1:7 =+ 8 2:7 = + I 3: 
1:8 = + 19 2:8 = + 6 3: 
5:1 = 4+ IO 6:1 = + 2I 7: 
5:2 = + 7 6:2 = + 13 9 
53=-+3 63=+1 7 
5:4 = + 5 6:4 = + I2 T: 
5:6 = +17 6:5 = +17 7: 
5:7=+ 7 67=+ I 7 
5:8 = + 6 6:8 = 4+ 12 7: 
I: I=+ 7 I: I= + 7 II: 
I: IHI = + 4I: IHI = + 21r Ill: 
I: IV =+ 4, Il: IV = + 23 II: 
I: V=+ 5I: V =+4 a18 II: 
I: VI = + r9 Il: VI = + ı12 II: 
I: VII = + 2 I: VII = + 3 II: 
I: VIII = + ıo Ii: VII = + ı7 II: 
V: I= + 5 VI: I = + 19 VII: 
V: I= +18 VI: II=-+ ı2 VII: 
V: II =+ 8 VI: II = 4+ 15 VI: 
V: IV = 4+ 17 VI: IV=+13 VII: 
V: VI=+4+ 8 VI: V=+4 8 VII: 
V: VII = + 4 VI: VII = + ro VI: 
V: VIII = + 16 VI: VIII = + r3 VI: 


VIII 


HHEH +++ HHHH Susanne un du 


u 


on QAuwp r 
Am ++tt+++ ++++++H+ 


DNR Aa N 


OO œ œ œo O A A A A A A A 


:7 
IV: 
IV: 
IV: 
IV: 
IV: VI 
IV: VII 
IV: VIII 


VIII: 
VIII: 
VIII: 
VIII: 
VIII: 
VIII: 
VIII: 


m 
<^ 


++4++4+4++ +ttt+r+ 


I 

II 
III 
IV 
V 
VI 
VII 


VII 
C+ 47 


219 
224 
132 

98 
124 
147 
116 
188 


z3ıı 

44 
284 
195 
239 
276 
247 
163 

33 
244 


SI 


nn N 


VII 
D — ı 
D+ á 
B =~ 
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Es liegen je 28 Kombinationen (je 56 mit den Wiederholungen) 
vor, also insgesamt 56, von denen je 7 und 7 zusammengehören, 
8x 14 mit den Wiederholungen. Neben den 56 verschiedenen Kom- 
binationen oder Verhältnissen ist nur eine einzige Stelle negativ, 
und zwar so schwach wie möglich; eine andere weist o auf. Alle 
übrigen 54 Verhältnisse sind positiv, der Erwartung gemäß. 

In beiden Jahresgruppen sind die Verhältnisse des Kurven-Plus 
am schwächsten, und unter ihnen ist sowohl die o als die — ı. In 
Wahrheit liegen diese Verhältnisse außerhalb der übrigen Bezie- 
hungen. Die Uebereinstimmung, so auffallend sie auch ist, wäre man 
am ehesten geneigt, für zufällig zu halten. An der Spitze steht in 
der ersten Jahresgruppe die Summe der Erträge von Bergwerken 
im Deutschen Reich, die in der zweiten Jahresgruppe viel schwächere 
Verhältnisse aufweist und an die vorletzte Stelle rückt. Dagegen ist in 
dieser letzten Jahresgruppe die Summe der Werte sämtlicher Hütten- 
erzeugnisse von der dritten in die erste Stelle gerückt. Eine zu- 
längliche Erklärung dafür vermag ich nicht zu geben ?). Von dieser 
einen Ausnahme abgesehen, sind aber die beiden Jahresgruppen ein- 
ander ähnlich genug. Von der Gesamtsumme aller Verhältnisse, die 








23) Im Krisenjahre ıgoı ist die mittlere Belegschaft der Steinkohlenwerke 
noch von 413,7 auf 448,0 (in Tausenden) gestiegen, die Menge der Förderung 
hat nur von 109,3 auf 108,5 (in 1000 Tonnen) abgenommen, und der Wert pro 
Tonne ist von 8,84 auf 9,35 M. erhöht worden. Noch ausgesprochener tritt all- 
gemeine Zunahme bei den Braunkohlenwerken zutage. Hingegen die Eisen- 
erze zeigen schon Igor eine bedeutende Abnahme sowohl der Zahl der Haupt- 
Betriebe (von 712 auf 598), als der mittleren Belegschaft (von 43 803 auf 
40802 Köpfe) als der Menge der Förderung (von 18,9 auf 16,6 Millionen Tonnen) 
und des Wertes dieser Förderung (von 77,6 auf 72,0 Millionen M.), wenngleich eine 
Steigerung des Wertes pro Tonne (von 4,09 auf 4,35 M.). In dem ebenso starken 
Krisenjahre 1908 dieselbe Erscheinung: die mittlere Belegschaft der Stein- 
kohlenwerke steigt in IOoooen von 545 auf 591, die Förderung von 143,2 auf 147,7 
Millionen Tonnen, der Wert von 1394 auf 1522 Millionen M., also Wert pro 
Tonne von 9,7 auf 10,3. In allen Stücken auch hier die Steigerung noch be- 
deutender bei Braunkohlen. Hingegen bei Eisenerzen sinkt die Zahl der Betriebe 
von 630 auf 561, die mittlere Belegschaft (in 1000en) von 50,0 auf 45,9, die Förde- 
rung (in 1000 Tonnen) von 27,7 auf 24,3, der Wert von 119,2 auf 99,6 Millionen M. 
also der Wert pro Tonne von 4,3 auf 4,1 M. Es ergibt sich aus diesen Daten, 
daß die abnehmende Gestaltung in den Werten der Summen aller Bergwerks- 
erzeugnisse ihre Ursache darin hat, daß die Kohlenwerke der allgemeinen Regel 
in der Bewegung der Produktion nicht genau entsprechen. Man darf vermuten, 
daß in dem außerindustriellen Verbrauch der Stein- und Braunkohlen die Er- 
klärung liegt. Die Ausfuhr deutscher Steinkohlen blieb 1901 gegen 1900 
nahezu konstant zu etwas verminderten Preisen: sie nahm zu nach dem Frei- 
hafen Hamburg, nach Belgien, Dänemark, Italien und besonders nach den 
Niederlanden. 1908 gegen 1907 nahm sie der Menge nach zu und blieb dem 
Werte nach ungefähr stabil, insbesondere nahm sie der Menge nach zu nach 
Belgien, Dänemark, Frankreich, den Niederlanden und Oesterreich -Ungarn. 
Der Verbrauch der Kohlen zu außerindustriellen Zwecken ist offenbar in ziem- 
lich hohem Grade von der Konjunktur unabhängig. 
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in der ersten Jahresgruppe = + 552, in der anderen = + 600 be- 
trägt, machen annähernd in % die Summen 
zu I: 18, zu 2:14, zu 3:11, Zu 4:13, Zu 5: I0,zu 6:15, zu 7:6,zu 8:11 
è I: 9, » II:ı7 »IlI:ı2 »IV:ı5 » V:ı2, »VI:ı5, »VII:5, »VIII: ı3 
Ka n =u = a a Su  Ül20 a 1 21 0 Bin Dee nu ee SB a0 a Bonn Sen SS Sean Bu a Sen nz 2 

im 
Durch- 13, 15, IIs I40 IIo 155 55 I29 
schnitt; 

Es sind mithin die Abweichungen vom Durchschnitt: 

in der ersten 


Reihe +4, — I; —0, — Il, — I, —0, +09 — Ip 
in der andern 
Reihe — 4 +1, +0 + Ia + Io + 0° -°, + Io 


Jede Abweichung ist im Verhältnis zu ihrem Durchschnitt in % 
33 10 4 7 9 0 9 8 


Mit der einzigen Ausnahme der ersten Stelle stehen also die Pro- 
zentsätze der Anteile an der Gesamtsumme in beiden Jahresgruppen 
einander recht nahe, was nur daraus gedeutet werden kann, daß die 
Verwandtschaft dieser Merkmale eine gewisse Stabilität besitzt, 
die sich im Wechsel der Jahre erhielt; es ist wohl darauf zu achten, 
daß die einzelnen Inkremente hier nur nach ihren Graden gruppiert 
worden sind und daß sie innerhalb der Jahresreihen völlig unab- 
hängig voneinander sind. Die durchschnittlichen Verhältnisse sind 

a) in der ersten Jahresreihe I. + 14,4: 2. + II,3; 3. + 8.1: 

4. + I0,0; 5. +79; 6. + 12,3; 7. +5,1; 8. + 8,7; 
b) in der andern Jahresreihe I. +7,3; II. + 14,4; III. + 10,3; 
IV. +13.3; V. +10,9; VI. + 12,9; VII. +4,6; VIII. + 11.0. 
Mit Ausnahme von I und 7 überall eine Erhöhung. Auch hier 
ist ersichtlich, daß, mit Ausnahme der ersten und etwa der zweiten 
Stelle, alle Verhältnisse eine gewisse Stabilität aufweisen, die am 
größten in denen von 6 und VI, d. i. denen des Wechselumlaufs ist. 
Die Stabilität zeigt sich hier auch in den meisten einzelnen Verhält- 

nissen: 
6:1 = + 2I 6: 2 =+ 13 6: 4 = + 12 6: 8 = + r2 
VI:I = + 19 VI:II = + 12 VI:IV = + 13 VI: VIII = + 13 


IX. 


. Die Parallelen für Großbritannien und Irland sind in Tab. rr 
und Tab. ı2 enthalten. Sie beziehen sich erstens auf die Lohn- 
statistik 2. auf die Handelsstatistik des Vereinigten . Königreichs. 
Die Tafel der Reallöhne ergibt 
unter N (links) 9+ II-—, 
unter N (rechts) 16 + 3— Io. 


Die Summen der Inkremente, deren Durchschnitte und die 
Differenzen sind: 
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N H Die Differnzen der Durchschnitte 
Sum- Durch- Sum- Durch- sind: 
men schnitte men schnitte N H 
1872/75 + 96 + 24 1872/75 ? 
1876/79 — 8, — 2, 1880/83 + II, + 29 1876/79 — 4, 1880/83 + 5ọ 
1884/87 +6, +1, 1888/91 + 10, + 2, 1884/87 — Iï, 1888/91 + 1, 
1892/95 + 3, + 05 1896/99 + 7s + 1, 1892/95 — I, 1896/99 + 1, 
1900/03 — 57 — 15 1904/07 + 3ı +09 1900/03 — 33 1904/07 + 2, 
ıg08/IIı — 2, — 0, 1908/II — Ig 


In diesem Falle läßt sich auch die fehlende Summe des voraus- 
gehenden Quadrenniums 1868/71 leicht ergänzen, da auch für diese 
Jahre die Index-Ziffern vorliegen: es sind IOI, 107, II3, 120, oder 
die Inkremente (1867 hat auch 101): o, +6= +59 +6= +5,6, 
+7= +6,I; die Summe ist + 19,6, der Durchschnitt = + 4,9 — 
so daß an den Stellen des Fragezeichens — 2,5 einzusetzen wäre, 
also ein abweichendes Datum, wie es (im ı. Artikel IV, S. 17I) auch 
für die Eheschließungen festgestellt wurde. Im übrigen ist die Ueber- 
einstimmung auch hier vollkommen. 


Tabelle II. 


Real-Löhne in Großbritannien und Irland 1872—ıgı1ı. Nach 
G. H. Wood Real rages and the standard of comfort since 1850 in 
Journal of the Royal Statistical Society. Jan. 1913 App. III p. 220. 

Die nach Geldlöhnen, Detailpreisen der Hauptlebensmittel 
Wohnungsmieten und Arbeitslosigkeit berechneten Reallöhne sind 
in Index-Ziffern dargestellt, indem als Maßstab die des Jahres 1850 
= I00 gesetzt wurden; diejenige für 187I ist 120. 

Die Ziffern sind sogleich geordnet nach dem sonst bewährten 
Schema 


N H relativiertes 

Index- Inkre- relativiertes Index- Inkre- Inkrement 
Ziffer ment Inkrement Ziffer ment (in %) 
1872 12I = + I = + O}. 
1873 127 = + 6 = + 50 
1874 131 = +4= +3: 
1875 132 = 4+ I = + 0, 
1876 13I = — I = — 0O, 1880 127 = 4+ 6 = + 5, 
1877 127 = — 4 = — 3o 81 131 = + 4 = +3, 
1878 123 = — 4 = — 31 1882 132 = 4+ I = + 0, 
1879 12I = — 2 = — Ilẹ 1883 136 = + 4 = + 30 
1884 132 = — 2 = — l, 1888 149 = + 6 = + 4: 
1885 134 = + 2 = + 1, 1889 155 = + 6 = + 40 
1886 136 = + 2 = + 1, 1890 162 = 4+ 7 = + 4, 
1887 143 = + 7= + 5ı 1891 159 = — 3 = — ię 
1892 153 = — 6 = — 3,3 1896 170 = + 7 = + 43 
1893 155 = + 2 = + I} 1897 169 = — I = —0, 
1894 158 = + 3 = + 2, 1898 169 = o= +o 
1895 163 = + 5 = + 3; 1899 176 = +7 =+ 4ı 


an 
- 
+ 
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N H 
1900 177 = + 1 = + Oẹ 1904 161 = — 5 = — 39 
IoI 174 = — 3 = — I7 1905 166 = +5 = + 3, 
1902 169 = — 5 = — 2, 1906 170 = 4+ 4 = + 2, 
1903 66 = — 3 = — I,- 1907 17I = + I = + Oeẹ 
1908 160 = — II = — 6, 
19099 159 = — I = — Oeę 
1910 163 = + 4=+ 2; 
I9II 166 = + 3 = + 1, 
Tabelle 12. 


Summen der Ein- und Ausfuhr-Werte im Vereinigten König- 
reich, auf den Kopf der Bevölkerung bezogen: in d. (pence); deren 
Inkremente absolut und relativiert in 0/,, der Summe des Vorjahres 
1872—ıgıI. Nach Annual Reports of the Registrar General . . in Eng- 
land und Wales, z. B. 68th p. LV und Statistical Abstracts for the 
United Kingdom. Die Summe für 1871 ist 4674. 


N H 
Jahr Sum- Inkre- in ®/,, des 
men mente Vorjahres 
1872 5040 = + 366 = + 78 
1873 5090 = + 50 = + 90 
1874 5028 = — 62 = — 12 
1875 4792 = — 236 = — 47 
Sum- Inkre- in °/ des 
Jahr men mente Vorjahres 
1876 4570 = — 222 = — 46 1880 4839 = + 557 = + 130 
187 4625 = + 5=+ I2 1881 4593 = — 246 = — 50 
1878 4345 = — 280 = — 60 1882 4906 = + 313 = + 68 
1879 4282 = — 63 = — 14 1883 4958 = + 52 = + Io 
1884 4609 = — 349 = — 70 1888 4466 = + 246 = + 58 
1885 4281 = — 328 = — 7I 1889 4798 = + 332 = + 74 
1886 4090 = — I9I = — 44 1890 4795 = — 3 = — 0 
1887 4220 = + 130 = + 3I 1891 4727 = — 68 = — 14 
1892 4503 = — 224 = — 47 1896 4474 = + 175 = + 40 
1893 4251 = — 252 = — 56 1897 4473 = — I =— 0, 
1894 4213 = — 38 = — 9 1898 4544 = + 7I = + I6 
1895 4299 = + 86 = + 20 1899 4795 = + 251 = + 55 
1900 5117 = + 322 = + 67 1904 5I71 = + 56 = + II 
I9OI 5024 = — 93 = — 18 1905 5401 = + 230 = + 44 
1902 5020 = — 4 = — 0 1906 5874 = + 4733 = + 87 
1903 5115 = + 95 =+ 18 1907 6334 = + 460 = + 78 
1908 : 5655 = — 679 = — 107 
1999 5913 = + 258 = + 45 
1910 6497 = + 584 = + 98 
I9II 6526 = + 129 = + 1 
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Was die Tafel der Aus- und Einfuhrwerte für das Ver. König- 
reich betrifft, so finden wir zunächst an Vorzeichen 
auf der N-Seite (links) 8 + 12 — 
auf der H-Seite (rechts) 13 + 7 — 
also den alten, immer wiederkehrenden Kontrast. 
Die Summen der Inkremente, deren Durchschnitte und die 
Differenzen der Durchschnitte: 


N H Die Differenzen der Durchschnitte 
Sum- Durch- Sum- Durch- sind: 
men schnitte men schnitte N H 
1872/75 + 28 + 7 1872/75 ? 
1876/79 — 108 — 27 1880/83 + 158 + 39 1876/79 — 34 1880/83 + 66 
1884/87 — 154 — 38 1888/91 + 117 + 29 1884/87 — 77 1888/91 + 67 
1892/95 — 92 — 23 1896/99 + 111 + 28 1892/95 — 52 1896/99 + 5I 
1900/03 + 66 + 16 1904/07 + 220 + 55 1900/03 — 12 1904/07 + 39 
ıgoß/ıı + 62 +15 1908/II — 40 
Auch in diesem Falle läßt sich die Lücke ergänzen. Die In- 
kremente 1868/71 sind: + 132 = +33, +39 = + 9, + 78 = +19, 
+ 471 = + 112% in Summe + 173 oder im Durchschnitt + 43, 
so daß für 1872/75 — 36 sich ergäbe: wiederum eine starke Abweichung 
von der Regel, aber wiederum in Uebereinstimmung mit dem ebenso 
abweichenden Gange der Eheschließungen. 
Ich gebe auch hier noch eine Zusammenstellung der Reihen 
in 2 Jahresgruppen à 20 Jahre, um die Verhältnisse der Reihen auf 
einen numerischen Ausdruck zu bringen. Hier bezeichnen 
ı und I, die Bewegung der Löhne 
2 und II, die Bewegung des Handels 
3 und III, die Bewegung der Eheschließungen 
Tabelle 13a. Tabelle ı3b. 
I 2 3 I II III 
1872 C +o, A + 78 A + 442 1892 E — 3, E — 47 D + 49 
1873 A + 5o C + 9 B + 16 1893 B + I, E — 56 E — 353 
1874 B +3, C — ı D — 202 1894 B + 2a D — 9 A + 301 
1875 D + 0o, D — 47 D — 65 1895 A +3, C + 20 C +4 148 
1876 D — o, D — 46 C +4 144 1896 A +4, B + 40 A + 585 
1877 E — 3, B + 12 E — 390 1897 D — o, D — o, B + 236 
1878 E —3, E — 6o E 212 1898 C o C + 16 B + 230 
1879 E — I1, C — 14 E — 452 1899 A +4 B + 55 B + 243 
71880 A +5, A + 130 B + 348 I1go0 C + o, A + 67 E — 200 
1881 B 4+4 3, E — 50 A + 349 ıoı D — ıı, E — 18 C + 67 
188z: D + 0o, A 4+ 68 B + 322 1902 E — 2, D — o, C + 104 
1883 C +3 B + Iio C + 63 19093 D — ıı, C + 13 D — 5 
1884 D-—-ı, E — 70 D — 64 1904 E — 3, D + ıı D — 106 
1885 C +1, E — 71 E — 343 19095 A +3, B + 44 D + 62 
1886 C + 1; D — 44 D — 124 1906 B + 2, A + 87 A + 340 
1887 A +5 8B + 31 B +213 1907 C +o, A + 738 C + 19% 
1888 B +4, B + 58 C +ıi5 1908 E — 6, E — 107 E — 398 
1889 B +4 A + 74 A + 503 1909 D — o, B + 45 E — 15 
1890 A +4, C — 0, A + 372 1910 B +2, A + 98 B + 237 
1891 E — I} D — 1 C + 165 ıgıı C + ıı}, C + 19 A + 295 
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Die Ergebnisse sind 3): 
I;2 = 4 II 
1:3 = + 13 
2:3 = + 14 








I: II 
I: III 
II: III 


= 


+ 9 
+ Io 
Tos 


3) Ich habe, um Raum zu sparen, der dadurch stark in Anspruch genommen 
würde, im allgemeinen darauf verzichtet, die einzelnen Aufmachungen, in denen 
die Reihen miteinander verglichen werden, im Drucke wiederzugeben. Es muß 
dafür auf die eingehende Darstellung in Schmollers Jahrbuch verwiesen werden, 
nach der jeder leicht selber die Vergleichungen anstellen oder nachprüfen kann. 
Indessen mögen hier, des Beispiels und der Veranschaulichung halber, die 2 x 3 
Vergleichungen der auf S. 791 stehenden Reihen wiedergegeben werden. 





I. 1:2 2. I: II 
A B C DE A B C DE 
A I I 2 n A 3 I A ; 
B I I I I B 2. 4 a Ed 
C I I . I I C 2 w W 3 
D ı we 2 I D I I I I 
E % I I I I E . r = 2 2 
3 1:3 4. I: III 
A B C D E A B C D E 
A I 3% å A I I I I 
B 2 x $ l B 2 I ; I 
C I . I I I C I I I I 
D . I I 2 . D I I I I 
E . © 1 © 3 E ; I I 
5. 2:3 6. II: III 
A B C DE A B C D E 
A2 2 oo 2. A TT E I a Aa 
B . I 2 I B I I á I I 
C I I I I C I I I I 
D 2: Do y D I I I I P 
E ı ; © wE 2 E I I 2 
Die Berechnungen sind wie folgt: 
in I, in 2, in 3, in 4, in 5, in 6, 
In der Diagonale von 
rechts nach links liegen 
(d. h. es sind Fälle AA, 5 = IO 5 = IO 7 = 14 5 = IO7 = 146 = ı2 
BB, CC, DD, EE) — 
diese Fälle werden à 2 
gerechnet (Hauptfälle) 
Neben der Diagonale 
von rechts 7 9 8 8 9 6 
nach links liegen (d. h. 
es sind Fälle AB, BA, 
BC, CB, CD, DC, DE, 
ED) — diese Fälle wer- 
den à r gerechnet (Ne- 
benfälle) 
Position Summen 17 Ig 22 18 23 18 
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Auch hier sind also sämtliche Verhältnisse positiv, d. h. 
es überwiegt jedesmal, sowohl in der ersten wie in der zweiten Folge 
von 20 Jahren, die Zahl der Fälle, daß z. B. hohe Inkremente der 
Löhne und des Außenhandels unter sich und mit hohen Inkrementen 
der Eheschließungen, niedrige beiderseits mit niedrigen (oder ne- 
gativen) zusammentreffen, über die Zahl der Fälle des eentgegenge- 
setzten Charakters. 

Für Frankreich bin ich bisher nicht in der Lage gewesen, 
irgendwelche Daten zusammenzustellen, die zur Vergleichung mit 
den Linien der Inkremente der Eheschließungen geeignet wären. 
Ich lege daher am meisten Gewicht auf die Erscheinungen, welche 
für das Deutsche Reich und für Großbritannien und Irland, und zwar 
insbesondere für die 40 Jahre 1872/1gıı nachgewiesen worden sind. 
Denn in diesen 40 Jahren ist der Zusammenhang mit der industriellen 
Konjunktur für beide Länder klar gelegt und die regelmäßige Auf- 
einanderfolge von je 4 durchschnittlich besseren und je 4 durch- 
schnittlich schlechteren Jahren während dieses Zeitraumes dürfte 
auf einleuchtende und nicht widerlegbare Weise dargetan sein. Ge- 
setzmäßig mag dieser Gang sozialer Ereignisse in demjenigen Sinne 
genannt werden, wie überhaupt von Gesetzmäßigkeit irgendwelcher 
Ereignisse zu reden erlaubt ist: denn auch in Bezug auf Naturereignisse 
wissen wir von keinem Zwang, keiner absoluten Notwendigkeit, 
sondern nur von der relativen Notwendigkeit, die aus dem regel- 


In der Gegendiagonale 
von links nach rechts 
liegen (d.h. es sind Fälle 
AE, BD, CC, DB, EA) — o0 4=83 3=6 2=4 I=2 4=38 
auch diese Fälle werden 
ä 2 gerechnet (Haupt- 
fälle) 


Neben der Gegendia- 

gonale von links nach 

rechts liegen (d.h. es sind 

Fälle AD, BC, BE, CB, 6 2 3 4 7 5 
CD, DA, DC, EB) — 

diese Fälle werden wie- 

derum à ı gerechnet 

(Nebenfälle) 


Negative Summen 6 Io 9 8 9 13 





Die positiven Sum- 


men übertreffen die ne- +i +9 +13 + +ı1 +3 
gativen Summen um 


Beachtenswert ist, daß in diesen Beispielen jeder einzelne positive Haupt- 
fall den entsprechenden negativen Hauptfall, jeder einzelne Nebenfall den ent- 
sprechenden negativen Nebenfall übertrifft, und zwar meistens erheblich über- 
trifft. 
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mäßigen Hervortreten bestimmter Tendenzen folgt, die insoweit 
die Wiederholung gleicher Geschehnisse bedingen, als sie nicht in 
ihren Wirkungen durch andere Tendenzen modifiziert oder sogar 
aufgehoben werden. Ein wesentlicher Unterschied besteht in dieser 
Hinsicht zwischen Naturereignissen und Ereignissen des Kultur- 
lebens nicht. Die einen wie die anderen denken wir als notwendig, 
weil und sofern als wir sie begreifen wollen. Je weiter die wissen- 
schaftliche Forschung ins Gebiet des Kulturlebens eindringt, 
umsomehr muß sie sich für diejenigen sozialen Ereignisse interes- 
sieren, die gleich Naturereignissen sich regelmäßig, wenn auch in 
mannigfachen Gestalten, wiederholen, weil sie auch die Grundlage 
bilden, auf der die Möglichkeit solcher Kulturerscheinungen ruht, 
die mehr durch das, was ihnen individuell eigentümlich ist, als durch 
das, was sie mit andern ähnlichen gemein haben, die Aufmerksamkeit 
der Erlebenden an sich ziehen; eine Aufmerksamkeit, die eben dar- 
um mehr einen ästhetischen und ethischen, als eigentlich wissen- 
schaftlichen Charakter trägt, wodurch sie freilich an Wert und Würde 
nichts einbüßt, vielmehr in der Regel gewinnt. 


Wenn die Jahre 1912 und 1913 unseren Regeln gemäß, und 
zwar schweren Hemmungen zum Trotze, als Jahre des Aufstieges 
sich bewährten, so ist hingegen das Jahr 1914, nachdem 7 Monate 
verflossen waren, im höchsten Grade ein unregelmäßiges geworden. 
Höchst wahrscheinlich wird dadurch auch der Wechsel von Qua- 
driennien, wie er hier aufgezeigt wurde, schlechthin unterbrochen 
werden, nachdem er auch sonst störenden Einflüssen durch Kriege 
immer ausgesetzt gewesen ist. Vielleicht ist aber die Vermutung 
nicht allzu gewagt, daß er sich später wiederherstellen, mit dem 
Frieden wieder aufleben werde. 


795 


Graphische Methode in der theoretischen Oekonomie, 
dargestellt in Anlehnung an das Tauschproblem. 


Von 


WALTER G. WAFFENSCHMIDT. 


Mit 37 Diagrammen. 
(Fortsetzung.) 


Inhalt: Bildung von Systemen aus den graphisch gefaßten ökonomi- 
schen Elementen S. 795. Reales und hypothetisches System S. 795. Unter- 
scheidung der Systeme nach Art der ökonomischen Größen, Art der ökonomi- 
schen Funktionen, Form der ökonomischen Funktionen S. 797. Umformung 
von Funktionen S. 799. Entwicklung von Problemen. Beispiele aus dem 
Gebiet des Tausches S. 801. 


Bildung von Systemen. 


Nachdem wir in den Elementen die Grundlagen für die Auf- 
stellung der Funktionen, dann diese selbst und auch einige Zusammen- 
hänge allgemeiner Art kennen gelernt haben, kommen wir zur Dar- 
stellung des Systems als Zusammenfassung von Funk- 
tionen zwecks Entwicklung von Beziehungen!mit graphischen Mit- 
teln. 


Zwei Ziele. Hier kommt wieder der Gegensatz von Realität 
und Hypothese zum Vorschein, und zwar nach zwei Richtungen. 
Pareto sagt: »Die Theorien, die behandelt werden, teilen sich ein 
a) nach dem Unterschied in den Sätzen, von denen sie ausgehen, 
b). in der Beschränkung des Untersuchungsfeldes« °°). Demnach 
lassen sich unendlich viele Systeme aufstellen. 


I. Realität. Soll das System der Wirklichkeit ent- 
sprechen, und werden die in ihm erzielten Resultate als Tatsachen 
angesehen, so müssen nach a) dazu Funktionen zugrunde gelegt 
werden, die empirisch gefaßt sind, nach b) müssen alle Funktionen, 
die das Resultat beeinflussen können, im System erfaßt werden °’). 


#0) Pareto, Anwendung S. 1098. 
%1) Hier meint Schumpeter, Math. Meth. S. 39: »Sind besonders viele Va- 
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Die zweite Bedingung ist schwerer zu erfüllen als die erste, denn in der 
empirischen Erfassung der Funktionen sind uns verschiedene Mög- 
lichkeiten der Bestimmtheit gegeben von der zahlenmäßigen Ab- 
hängigkeit bis zu dem die rohe Form feststellenden Gesetz, die ja 
auch noch Realität ist. 


2. Systematischer Aufbau (drängt zur Hypo- 
these). Schwieriger aber wird es sein, die Uebersicht über die 
Mannigfaltigkeit von Funktionen, die das Ergebnis beeinflussen, 
zu erhalten und alle Funktionen aufzunehmen. Und hier setzt mit 
dem ceteris paribus die Abstraktion ein, die Beschränkung des Unter- 
suchungsfeldes, und sie drängt zur Hypothese: Nicht alle beeintlussen- 
den Funktionen, sondern nur wenige werden zum System vereinigt 
und untersucht. Durch die Ausschaltung der weniger wichtigen Ein- 
flüsse wird das Ergebnis ungenau und so nicht mehr die Wirklich- 
keit, wenn auch der Aufbau und Zusammenhang übersichtlicher 
wird. Ein Schritt weiter und man nimmt auch die zugrunde gelegten 
Funktionen, ja sogar deren quantitative Erfaßbarkeit hypothetisch 
an ®). Nur hierfür ist dann das Ergebnis exakt. Den Zusammen- 
hang mit der Wirklichkeit sucht man dann wieder in der Ueberein- 
stimmung des Resultats mit der Beobachtung. Stimmt es, so ist 
das aber noch kein Beweis für die Realität der zugrunde gelegten 
Funktionen, sondern höchstens dafür, daß sie richtig gewähltes 
Konstruktionselement sind. In diesem Rahmen können wir statt 
wie bisher deduktiv auch induktiv vorgehen und aus den der Wirt- 
schaftserscheinung entnommenen Resultaten die ihr zugrunde liegen- 
den Funktionen konstruieren bzw. solange verändern, bis das Resultat 
des Systems mit der Beobachtung übereinstimmt. Ja soweit sind 
wir von der Wirklichkeit losgelöst, daß wir Funktionen zugrunde 
legen können, die gerade der Wirklichkeit entgegengesetzt sind, 
wenn wir hiervon ein Ergebnis wünschen, sie etwa durch das kon- 
struierte Ergebnis ad absurdum führen wollen. Zwischen beiden 
Polen, der Realität und der hypothetischen Abstraktion, gibt es 
aber auch Uebergänge, und man wird wohl das Optimum der Er- 
kenntnis zwischen der Wirklichkeit und der größten Uebersichtlich- 
keit finden ®). Jedenfalls bleibt uns innerhalb der Mathematik 
die Exaktheit. »Aus dem mathematischen Tiegel kommt nicht mehr 
Wahrheit heraus, als hineingelegt ist«®). In einem System, das 
sich von der Wirklichkeit entfernt, ist für die Gültigkeit der Ergeb- 
nisse wohl die mindest bestimmte Funktion maßgebend: Sind alle 


riable zu berücksichtigen, so treten Anforderungen an uns heran, denen nur ma- 
thematische Behandlung gewachsen ist.« 

2) Walras, Theorie, math., s. IQ. 

»:) Vgl. O. Spann, Math. mech. Anal., s. 813: »Nach Mach ist die Aufgabe 
der Wissenschaft möglichst vollständig die Tatsachen mit dem geringsten Ge- 
dankenaufwand darzustellen. 

%) Wicksell (zitiert bei Schumpeter, Math. Meth. S. 41). 
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andern Funktionen empirisch und nur eine hypothetisch, so ist auch 
das Resultat hypothetisch; aber wir können sagen: Die Wahrschein- 
lichkeit der Beeinflussung ist größer oder kleiner oder wir suchen 
gar den Einfluß der hypothetischen Funktion und somit die Grenzen 
der realen Gültigkeit festzustellen. Mit diesem mathematischen Auf- 
bau des Systems kommt auch die Exaktheit des wirtschaftlichen 
Systems, der sich besonders darin zeigt, daß wir aus unserem System 
heraus keine Aussagen machen können über Dinge, die nicht in ihm 
aufgenommen sind. 


System der Ruhe, der Bewegung, der Kräfte. 
Eine zweite methodisch äußerst wertvolle Unterscheidung 
der Systeme ergibt sich in der Trennung: 


a) Systeme der Ruhe 
b) d » Bewegung 
c) » » Kräfte. 


Im ersten System werden Wirtschaftserscheinungen be- 
handelt, bei denen die Zeit keine Rolle spielt (zeitliche Ruhe — Sta- 
tık), wie bei einem großen Teil unserer Tauschprobleme (z. B.: 
wäre die Gutmenge A größer, so würde so und so viel getauscht); 
weiterhin auch solche Probleme, in denen von irgendwelchen Ver- 
änderungen der zugrunde gelegten Funktionen abgesehen wird (Sy- 
stemruhe) ®). 


ImSystem der Bewegung tritt die Zeit auf. Als ab- 
hängig von ihr werden auch die Veränderungen der Funktionen 
aufgetragen. 


Im dritten System treten die Kräfte, welche die Wirt- 
schaftsbewegungen verursachen, als Größen auf. 


Maßstab. Neben dieser Einteilung lassen sich weiterhin die 
Systeme unterscheiden nach der Maßstabfrage, so nach dem objek- 
tiven allgemein gültigen Maß (S. 463) und dem nur jeweils für ein 
Individuum gültigen. Nach solchen Gesichtspunkten werden wir 
ein System charakterisieren, z. B. etwa als ein System der Ruhe, 
des subjektiven Wertmaßes und der hypothetischen Funktionen. 
Es leuchtet ein, daß wir in unseren Systemen die Klassifizierung der 
Probleme vor Augen haben. 


. Form und Zahl der Funktionen. Die einzelnen 
Koordinationssysteme unterscheiden sich nun aber neben der er- 
wähnten Art der Funktionen (Elemente, Maß . . .) auch durch die 
Form und die Zahl der im System aufgenommenen Funktionen. 
Nur dieselben Elemente im selben System führen zum selben Resul- 


ss, Wenn z. B. nicht berücksichtigt wird: »Es ändert sich die Schätzung 
der Zeitung seitens des Arbeiters als Folge veränderter Mehlpreise.« Cassel, 
Grundriß S. 409. 
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tat ®). Daß sich eine derartige Aufstellung von Wirtschaftssystemen 
erst durch eine straffe Methode ausführen ließ, ist die allgemeine 
Ansicht der mathematischen Oekonomen, und schon seit Cournot 
ist ihr Ziel die Aufstellung eines einheitlichen Systems 9°). 


2 Funktionen. An Hand unseres Preisproblems wollen 
wir nun die Verschiedenheit der Systeme betrachten. Das im Bei- 
spiel S. 442 ff. angeführte System ist das denkbar einfachste. Es 
besteht aus zwei Funktionen. 


3 Funktionen. Ein solches aus drei Funktionen erhalten 
wir bei Betrachtung der Wertschätzung von drei Gütern durch ein 
Individuum. 


Offenes System. Bei einer beliebigen Anzahl von Gütern 
erhalten wir ein offenes System von beliebig vielen Funktionen. Das 
Operieren in diesen bisher aufgezählten Systemen ist einfach; die 
Lösungen sind meist durch leichte Additionen zu erhalten, die Maß- 
stabfrage ist unschwer; das auf S. 459 Gesagte ist hier maßgebend. 


Andere Systemgruppe. Schwieriger wird eine zweite 
Systemgruppe: Wertschätzung von Gütern durch mehrere Personen. 
Man erhält ein System aus 


4 Funktionen bei Betrachtung von 2 Personen und 2 Gütern 
6 ” 39 2? 2?) 2 „ „ 3 „ 


8 „ „ >? » 2 „ » 4 „ 


bel. V. 29 „ ” 29 2 29 ” bel. V. 9 


Wenn wir vom subjektiven Wertmaß nicht abgehen, wenn jede 
Person für sich einen besonderen Wertmaßstab hat, so lassen sich 
die Wertschätzungen verschiedener Individuen nicht miteinander 
vergleichen. 

Des weiteren können wir Systeme aufbauen aus 


6 Funktionen bei Betrachtung von 3 Personen und 2 Gütern 


9 „ „ „ » 3 „ » 3 ” ”) 
bel. V. „ „ 2) „ 3 „ „ bel.v. » 
8 „ „ DL n 4 „ » 2 „ 
12 „ „ „ » 4 „ » 3 „ 


m 


») Bela Weiß, Math. Meth. S. 302. 

*) Pantaleoni, S. 173, sucht das Produktionskostengesetz in das Grenz- 
nutzensystem aufzunehmen. Ruggiero, L’economia e la meccanica, S. 233: 
sogni sistema in quanto e connesso ad altri, puö essere consideratio come parte 
od atomo rispetto al sistema piü vasto in cui compreso, e cosi di seguito. In 
questo modo le posizioni relative dei varii sistemi sono date sempre da nuove 
coordinate che si referiscono ai sistemi piü vasti di cui quelli fanno parte. Cosi 
procede l’economia quandc, movendo dalle curve d’indifferenza, construisce i 
sistemi delle curve dei consumatori, dei produttori ecc, fino al sistema deli’ 
equilibrio generale. « 

®®) Jevons, Theory S. 115. 
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und zum Schluß kommen wir auf ein System, das nach zwei Seiten 
offen ist: sowohl beliebig viele Personen als beliebig viele Güter sind 
aufgenommen. Auf diese offenen Systeme werden wir bei Betrach- 
tung der sozialwirtschaftlichen Erscheinungen kommen. Unendlich 
viele Funktionen kann die Graphik nun nicht erfassen, so wie das 
der Analytiker kann; darin ist er im Vorteil. Aber durch das Offen- 
lassen der Systeme kann man in der Graphik mit der Betrachtung 
der Veränderung des Ergebnisses infolge der Vermehrung der Funk- 
tionen Schlüsse ziehen auf das Ergebnis bei unendlich vielen Funk- 
tionen. 


Homogenes System. Vor allem werden Systeme aus 
(homogenen) gleichartigen Funktionen erstrebt, denn mit der Un- 
gleichartigkeit der Funktionen innerhalb des Systems wachsen die 
Schwierigkeiten erheblich. Das sehen wir z. B. bei Gossen: seine 
Funktionen sind Abhängigkeiten von Zeit und Genuß, solange für 
ihn das Problem folgendes ist: »Das Genießen muß so eingerichtet 
werden, daß die Summe des Genusses des ganzen Lebens ein Größtes 
wird.e Hier braucht er die Zeit-Genuß-Funktion. Sobald er aber 
an die Erörterung des Tauschproblems tritt, stehen Gütermengen in 
Frage. 


Herstellung desselben durch Umformung 
von Funktionen. Sie zieht er aber nicht einfach zu dem bis- 
herigen Zeit-Genuß-System hinzu, sondern er formt die Zeit-Genuß- 
Funktionen in Gut-Genuß-Funktionen um, damit er möglichst 
wenig verschiedenartige Elemente in seinem System hat. Es ge- 
lingt ihm das einfach, indem er für sein erstes Gesetz die Zeit mit der 
(in ihr produzierten bzw. konsumierten) Gütermenge als direkt pro- 
portional annimmt: »Bei immateriellen Genüssen ist der Maßstab 
des Besitzes die Zeit des Genießens. — Bei materiellen Genüssen 
wächst die verbrauchte Masse im Verhältnis der Zeit, während welcher 
wir uns den Genuß bereiten. So ist das Bild des Genusses auch un- 
mittelbar das Bild des Wertes des Genußmittels.« Desgleichen sucht 
Gossen auch sein zweites »Gesetz« umzuformen und die Zeit zu elimi- 
nieren °°). Auch das folgende Beispiel zeigt das Ziel, möglichst wenige 
und möglichst gleichartige Elemente aufzunehmen, durch Zurück- 
führen von in der Zeit liegenden Funktionen in solche, in denen die 
Zeit nicht erscheint: Die Betrachtung des Preisproblems werde nicht 
nur auf Güter ausgedehnt, die gegenwärtig sind, sondern auch auf 
solche, die in der Zukunft erscheinen, denn auch sie werfen ihre Schat- 
ten voraus100), Um nun statt des bisherigen Mengen-Nutzensystems 
nicht gleich in ein schwierigeres (räumliches) Zeit-Mengen-Nutzen- 


99) Gossen S. 29. 

100) Jevons, Theory S. 33 santicipated feelings; »the intensity of present 
feeling must, to use a mathematical expression, be some funktion of the future 
actual feeling and of the intervening time«, 
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system übergehen zu müssen, eliminiert man die Zeit und proiziert 
die zeitlichen Erscheinungen auf die Gegenwart durch Aufstellen 
einer Zeitfunktion und Reduktion derselben auf den Nullpunkt. 
Dies geschieht etwa durch folgende Beziehung: Es sind zwei Ab- 
hängigkeiten der Nützlichkeit vorhanden: ı. von der Menge, wie 
bisher, 2. von der Zeit, der Fälligkeit, in der die Funktion in Erschei- 
nung tritt. 





Aus Funktion (ß) ergibt sich die Möglichkeit, später fällige Mengen- 
Nutzenfunktionen auf die Jetztzeit zu reduzieren (im System der 
Ruhe zu bleiben). Tritt die Fälligkeit z. B. in 20 Jahren ein, so ist 
die dann vorhandene Mengen-Nutzenfunktion zu reduzieren im ‚Ver- 


hältnis 720 und man erhält eine neue Funktion (strichpunktierte 


0 
Kurve), bei der jede Ordinate im Verhältnis = verkleinert ist. 
0 

Dieselbe Reduktion können 
wir uns in einem räumlichen 
Koordinatensystem vorstellen, 
in dem die Nützlichkeit der 
Menge mit der Zeit ständig ab- 
nimmt. Für jede Menge und für 
jede Zeit ist die Jetztgröße der 
Nützlichkeit bestimmt; in der 
aus der Zeit reduzierten Mengen- 
Nützlichkeit erscheint die Zeit 
nicht. Es ist uns die Verein- 
fachung des Systems gelungen. Wir haben das Mengen-Nutzen- 
system erweitert, ohne andersartige Elemente (Zeit) aufnehmen zu 
müssen 1), 

Auf dieselbe Weise lassen sich weitere andersartige Funktionen 
in dem System erfassen, so die Wahrscheinlichkeit 1%), zeitliche und 
auch räumliche Entfernung usw. Die Grenzen der Projektionsmög- 
lichkeit aus der Zeit sind auch die Grenzen des Systems der Ruhe. 





101) Vgl, Pareto, Anw. S. 1113. 
102) Jevons, Theory S. 35. 
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In ihm kommt man meist mit dem zweidimensionalen Koordinaten- 
system aus, solange nur zwei Größen interessieren 1%). Durch die 
Reduktion auf einen Zeitpunkt schalten wir die Betrachtung der 
Veränderung in der Zeit aus. Soll gerade sie untersucht werden, so 
werden wir nach Möglichkeit die Menge ausschalten 1%); wollen wir 
aber Menge und Zeit betrachten 1%), sa werden wir zum räumlichen 
Koordinationssystem geführt, das wir im besonderen überall da an- 
wenden, wo es sich um eine Veränderung der zugrunde gelegten 
Funktion handelt. 


Beispiele auf dem Gebiete des Tausches. 


Aufstellung der Probleme. Schon bei Aufstellung 
der Funktionssysteme haben wir gesehen, daß wir je nach der Art 
der zugrunde gelegten Funktionen zu einer unendlichen Mannigfaltig- 
keit der Ergebnisse kommen. Das vermehrt sich nun noch bei der 
weiteren Behandlung der Probleme. 


Grundlage. Auch innerhalb desselben Systems sind näm- 
lich Veränderungen, die das Ergebnis beeinflussen, möglich. Wir 
haben in unserem Beispiel S. 442 ff. den einfachen Fall gesetzt, daß 
I Mensch 2 Güter hat bei gegebener fester Wertschätzungsfunktion, 
ferner in gegebener Gesamt- und Einzelmenge und gegebenem Aus- 
tauschverhältnis I : I1; nach dem Maximumprinzip haben wir dann 
die Verteilung bestimmt. Zur Systemverschiedenheit nach der Funk- 
tionsart und -Zahl (nach Koordinaten und Kurven), kommt also 
noch die Frage, wie sich die Verteilung ändert bei Aenderung der 
Gesamtmenge, der Verteilung am Anfang und 
bei Aenderung des Tauschverhältnisses. Wir würden 
z. B. bemerken, daß bei Vermehrung der Gesamtmenge von dem 
Gut, dessen Nutzen sich weniger rasch ändert, im Verhältnis gegen 
vorher mehr gewählt wird 1%), daß das Gut, das vermehrt wird, 
dazu teilweise verwendet wird, um das andere einzutauschen, daß 
ein Gleichgewichtszustand eintritt, usw. All das läßt sich auch aus 
den graphischen Entwicklungen herauslesen. Zusammenhänge dieser 
Art finden sich häufig; sie sind auch »Gesetze« genannt worden, 
natürlich in anderem Sinn als in dem auf S. 37 gebrauchten. Dort 
waren die Grundlagen Gesetze genannt, jetzt werden es Ergebnisse 
der mathematischen Entwicklung, so bei Launhardt, der das »Grund- 
gesetz des Tausches« als folgenden Zusammenhang entwickelt hat: 
»Für einen Besitzer entsteht durch einen Tausch der größte Nutzen, 
wenn die Nützlichkeitsgrade der in seinem Besitz befindlichen Güter 

103) Vgl. dagegen Pareto, Anw. S. Irro (Vorzugskurven). 

104) Wie Gossen. 

106) Marshall, Handb. S. 441. 

106) Derartige Entwicklungen z. B. bei Cournot, Rech. 
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sich wie die Einheitspreise verhalten« 1%). Die Variation der Grund- 
lagen, die wir vornehmen, wenn es sich um die Feststellung des Preis- 
vorganges handelt, zeigt etwa folgendes Programm: Wir stellen 
schrittweise 1%) die Abhängigkeiten des Ergebnisses fest 

von der Anzahl der Tauschenden, 

von der Anzahl der Güter, 

von der Größe des Tauschverhältnisses, 

von der Größe der Gütermenge, 

von der Variation der Funktionen usw. 


Programm!® 


E r Funktionenzahl 

Personen dGüterzahl Preis Gütermenge variabel konstant 
I. I 2 I:I a o 2 

2. I 2 I;I a I I 110) 
3. I 2 fI a+b O 2 
4. I 2 1:2 a o 2 
5. I 2 1:3 a o 2 
6. I 2 I:X a (0) 2 
J: I 2 I:x a+b o 2 
8. I 3 DO i a o 2 
9. I x I:I a O x 
I0. I x I:X a o X 
II. 2 2 I:I a+b+c+d o 4 
12. 2 2 12 a+b+c+d o 4 

13. 2 2 I:X a+b+c+d o 4 11!) 
14. 2 x Ex q o x 
I5. x x I:X q o x 

16. x x I:X q I x— I 


Aus diesem Programm sieht man, daß wir auf Grund unserer 
Methode bei Gegebensein einer wirtschaftlichen Frage auch sagen 
können, welche Forderungen wir stellen müssen an das Gegebensein 
von Größen. Sind diese Daten nicht erlangbar, so bedauern wir, 
auf die Lösung mehr oder weniger verzichten zu müssen, behaupten 
aber, daß durch andere Methode eine exakte Lösung ebensowenig 
möglich ist. 

Das Prinzip. Nun tritt innerhalb der gegebenen Daten 
auch noch die Frage nach dem Prinzip der Kombination auf. Hier 
ist es meist das Maximumprinzip 42), das leitet, sei es im Maximum 
des Nutzens für den Einzelnen oder für die Gesamtheit. Danach 


107) Taunhardt, Math. Begr. 

108) So gelingt es dann auch genau, die Geltung der einzelnen Preisbil- 
dungsfaktoren festzulegen (wie es Cassel, Grundriß S. 395 will). 

109) Vgl. derartig schrittweises Vorgehen bei Cournot, Rech. S. 28, 38, 
39, 88, 94. 110) Vgl, Walras, Theorie S. 51. 

111) Bei Jevons, Theory S. 126: 3 Personen, 3 Güter. 

112) Jevons, Theory S. 40: »The Problem of Economics is to maximise plea- 
sure. « 


Graphische Methode in der theoretischen Oekonomie. 803 


richten sich nun wieder weitere Anforderungen, die wir stellen müssen; 
so müssen wir, um etwas über ein Nutzenmaximum für eine Mehrzahl 
von Menschen aussagen zu können (Volkseinkommen), den objek- 
tiven Nutzenmaßstab annehmen dürfen. 


Variation. Besteht aber über all diese Fragen Klarheit, 
so beginnen wir die Elemente des Systems nach dem gegebenen Pro- 
blem zu verändern und den Einfluß festzustellen. Dem wollen wir 
uns jetzt zuwenden. Die im Eingang S. 441 erwähnte Trennung von 
mathematischem Vorgehen, und Uebersetzung in das wirtschaftliche 
Ergebnis wollen wir nach Möglichkeit hervorheben. Um die Art deı 
Kombination der Elemente innerhalb des Systems klar zu machen, 
. verzichten wir nach Möglichkeit auf allgemeine Erörterungen und 
halten uns an Beispiele, wobei uns längere Zitate gestattet seien. 


Einige Fälle des | 
Programms. Aus unse- & 
rem Programm finden wir 


den Fall ı auf S. 6 be- / 
handelt. c % PUR) 


Fallog. Mit dem Fall ọ 
beschäftigt sich Gossen: Es 7 
ist gegeben: ı Mensch, 
x Gutnutzenfunktio- 
nen, diein der Sum- 
me bestimmte Gü- 
termenge, das Ver- 
tauschverhältnis I:I. 
Das Problem ist: Wie ver- 
teilt sich die Auswahl der 
verschiedenen Gütermengen 
beim Prinzip, daß das Maxi- 
mum des Nutzenserzielt wird ? 
Die Lösung: Es ist der Fall, 
swenn die Größe des Genus- 
ses in dem Augenblick, in 
welchem seine Bereitung ab- 
gebrochen wird, bei allen 
Gütern die gleiche bleibt«. 
Das folgert Gossen ausführ- 
lich aus geometrischen Be- č 2 | a 
ziehungen, wonach die den 
Genuß darstellende Fläche dann ein Maximum wird, wenn die Summe 
der Abszissen so in die Funktionen verteilt wird, daß die Ordi- 
naten gleich groß sind 13). l 

In Fig. 27, Gossen Fig. 7, sind 4 Genußfunktionen dargestellt. 





113) Gossen, S. 16. Ebenso Pareto, Anw. S. 1109. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3. 52 
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Reicht die Zeit (bzw. Menge) nicht von a bis zu dem Punkt, in welchem 
(die Ordinate) der Nutzen dg gleich dem Anfangsnutzen a’c’ von B ist, 
so bleibt der Konsum auf A beschränkt. Sobald aber die Ordinaten 
gleich sind, so wird der Konsum auf A und B ausgedehnt usw. 


Fall ıo. Durch Einführung des unbestimmten Tauschverhält- 
nisses werden unsere Forscher z. B. Jevons 1!) zu dem System Io 
unseres Programms geführt: IMensch,xGüter, bestimmte 
Gütermenge a, beliebiges Tauschverhältnis 
1ı:x, alle Funktionen konstant. Er findet analytisch folgende Glei- 


pila Xa ZEN 7 | und die Uebersetzung »a person 
Pr 0) x pey B 
procures such quantities of commodities that the final degree ci 
utility of any pair of commodities are inversely as the ratios of ex- 
change of the commodities«. Das wird auch durch unsere graphische 
Ableitung bestätigt: Das Maximum des Nutzens entspricht dem 
Maximum der Fläche des Grenznutzensystems. Sind für eine Menge 


I kg (I mm) des Gutes A 2 kg (2 mm) des Gutes B einzutauschen, 





chungen 





0 


Ger. : Gat B. Gre. 
$ 7 2 J om. Pas d. L Dew-?. ° kd 


so wird das Maximum des Nutzens (der Fläche) erreicht, wenn der 
Nutzen (Flächenteil über den letzten Abszissenzuwachs) des abge- 
gebenen I kg A (I mm) in (a) gleich groß ist, wie der Nutzen der 
weggebenen 2 kg B (Flächenteil über den 2 mm der Abszisse xb) in (p). 
Soll aber die Fläche beider Nutzen gleich groß sein, und die Grund- 
linie des ersten Rechtecks ist I mm, die des zweiten ist 2 mm, so 
muß die Höhe des ersten Rechtecks doppelt so groß sein als die des 
zweiten. Die Höhe der Rechtecke ist aber die Ordinate der Grenz- 
nutzenkurve, der Grenznutzen selbst 45). Das Maximum ist also 
erreicht bei der Verteilung, bei der sich der Grenznutzen umgekehrt 
verhält wie das Tauschverhältnis. 


— 


114) Jevons, Theory S. 150. 
15) Aehnlich bei 3 Gütern (æ) (B) (y). 
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Das eigentliche Tauschproblem beginnt erst bei der Ausdehnung 
der Betrachtung auf zwei Personen. Hier können wir wieder 
Gossen zitieren Y®): »Dadurch, daß... die Schätzung einer und der- 
selben Sache bei verschiedenen Menschen alle Größengrade durch- 
geht, kommt es, daß bei weitem in den meisten Fällen durch einfachen 
Tausch bestimmter Sachen, wenn diese auch durch den Tausch durch- 
aus keine Veränderung erleiden, eine außerordentliche Wertvermeh- 
rung bewirkt werden kann.« Ein Mensch A besitze ein Gut I, dessen 
Nutzenfunktion in (a) abgebildet ist in einer Menge ad. Für einen 
Menschen B habe das Gut die Nutzenfunktion (y). Er besitzt nichts 
von I. Der Mensch B besitzt ein Gut II, das für ihn die Nutzen- 
funktion (ß) hat, in einer Menge a'd’. A besitzt nichts von II (ô). 
(Also System Ir.) 


© Gossen. lg 20. 


8.83. 





Die graphische Entwicklung dieser Elemente führt Gossen zu 
folgendem: »Werden die keinen Nutzen besitzenden Ueberschüsse 
bd (in (a)) und b’d’ (in (ß)) ausgetauscht, so zeigt eine nur oberfläch- 
liche Betrachtung, daß keinesfalls das Gewinnbringende des Tausches 
erschöpft ist, wenn er darauf beschränkt bleibt, nur das für einen jeden 
Ueberflüssige gegeneinander auszutauschen. Es ist nämlich offen- 
bar, daß, wenn A die Quantität bf etwa noch von seinem Gegenstande 
abgäbe, und dafür eine gleichgroße Quantität ö’£’ von II erhielte, 
der Wert, den er dadurch aufgäbe, gemessen wird durch das Dreieck 
bfg, der Wert, den er erhielte, durch das Trapez Ö’L’n’e’ .. .«. Im 
Bild (ô) subtrahiert nun Gossen den Nutzenverlust bfg = ö’£’y’ 
von dem Zuwachs e’ö’&’n’ und findet, daß die Nutzenfläche am größten 
wird, wenn die zum hinzugekommenen Abszissenteilchen gehörige 
Ordinate gleich groß ist wie die des weggegebenen, das heißt: »Der 


— 


116) Gossen, S. 82. 
52* 
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Tausch bleibt für A, wenn gleiche Quantitäten gegeneinander ge- 
tauscht werden, solange vorteilhaft, bis der Wert des letzten Atoms 
bei beiden Gegenständen, welche in den Besitz des A gelangen, gleich 
groB geworden ist.« 


Fallı3. Nun führt Gossen die Untersuchung noch weiter auch 
für ungleiches Tauschverhältnis 17). Denn auch über das Atom des 
gleichen Nutzens wird getauscht, wenn das, was an Nutzenintensität 
geringer wird t’o’w’, durch die größere eingetauschte Menge 4’»’0’0’ 
aufgewogen wird. Dazu versteht sich aber der andere Partner so- 
lange der Nutzenzuwachs, der herrührt von der größeren Intensität 
des Nutzens, den Verlust überwiegt, der herrührt von der in größerer 
Menge weggegebenen Gutmenge. Die äußerste Grenze ist der Fall, 
daß Gewinn gleich Verlust ist. Weiter geht Gossen nicht auf die Be- 
stimmung dieser Grenzfälle ein: »Die Wertvermehrung beim Tausch 
“ jst eine sehr verschiedene, je nachdem derselbe zustandekommt.« Die 
für die Wertmaßstabfrage verhängnisvolle Bezeichnung: »Damit durch 
Tausch ein Größtes an Wert entsteht, muß jeder der beiden Gegen- 
stände nach dem Tausch unter A und B derart sich verteilt finden, 
daß das letzte Atom, welches jeder von einem jeden erhält, bei beiden 
gleich großen Wert schaffte 118), entwickelt Gossen nicht aus gra- 
phischen Beziehungen. 

In den bisher erörterten »Tauschgesetzen« ist die Abhängigkeit 
zwischen Preis, Gutmenge und Nutzen dargestellt. Es fehlt aber im 
wesentlichen der Zusammenhang zwischen den Systemen der Tausch- 
enden. Es ist wohl richtig, daß der eine Besitzer das Maximum des 
Nutzens bei bestimmtem Preis erhält, wenn sich der Grenznutzen 
der Güter umgekehrt verhält wie das Tauschverhältnis. Wie sıch 
aber der andere Besitzer in diesem Fall verhält, ist die andere Frage. 
Die Systeme der beiden Tauschenden sind aber dadurch aneinander 
gekettet, daß das, was der eine eintauscht, der andere hergibt: was 
in einem System als Abszissenzuwachs erscheint, ist in andern Ab- 
szissenverminderung. Wir wollen nun versuchen, ein Bild zu kon- 
struieren, aus dem all diese Zusammenhänge ersichtlich sind. 


Fall ı3. Wir legen folgende Elemente unserer Untersuchung 
zugrunde: 2 Personen I und II besitzen je 2GüterAundB 
ın bestimmter Menge. Jeder schätzt sie verschieden ein, 
die Wertschätzung oder Nutzenfunktion für jedes Gut und jeden 
Besitzer ist gegeben. 


Gut Person Nutzenfunktion Besitzmenge 
A I (x) 9 Tonnen 
A II (B) I i 
B I (y) 1,5 
B II (ò) I2 » 


11?) Vgl. Launhardt, Math. Begründung S. 21. 
118) Gossen, S. 85. 
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Aufstellung der Nutzenfunktion, abhängig 
von Tauschmenge und Preis. Aus den 4 Funktionen 
bilden wir direkt ohne Umformung in das Grenznutzensystem den 
Nutzenzuwachs, den I und II durch den Austausch ihres Besitzes 
erlangen, für jeden Besitzer getrennt. Zunächst für I, Tauschver- 





hältnis I :ı. Gibt I zum Preise I : ı die Menge 1 a her, so erhält er 
dafür Ib. Der durch Hergabe von Ia verursachte Nutzenverlust 
ist Yga — Yga = k; in (a), der durch Zuwachs von I b erzielte Nutzen- 
gewinn ist Ysb —Yysb =T; in (y); der Nettogewinn ist r}, —k,. 
Diese Differenz der Strecken wird als Ordinate der Austauschmenge 
I a aufgetragen im Bild (e). Ebenso der durch den Tausch 2 a gegen 
2b hervorgerufene Nutzenzuwachs r,—k, als Ordinate von 2a 
usw. So erhält man die Funktion, die den Nutzenzuwachs für I dar- 
stellt, abhängig von der ausgetauschten Menge beim Tauschverhält- 
nis I:I. 

Man ersieht aus der Kurve, daß ein Nutzenmaximum vorhan- 
den ist. 

Ebenso geht man vor, um die Nutzenfunktion für den Preis 
A :B= 1:2 darzustellen: Gibt I die Menge ra her, so verliert 
er dadurch yga — Yga = K, er erhält aber 2b mit dem Nutzen 
Y35b — Yrsb =T. In einem zweiten Koordinationssystem, das für 
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den Preis I :2 gilt, wird nun der Nutzenzuwachs r — k, als Ordi- 
nate von I a aufgetragen, ebenso der Nutzenzuwachs für 2a, 3a... 
in (9). Genau so werden für die anderen Preise A:B=1:3, 1:4, 
I:5... aber auch fürA:B= 2:1, 3:1, 4:1,5:I... die Nutzen- 
gewinne bestimmt und jeweils in Koordinationssystemen aufge- 
tragen. 


Auch für den Besitzer € 

II wird ein ebensolches Sy- 

stem aufgestellt. Der Nut- Nöfzengeswinn des Des bein Bosged 

zenzuwachs wird ebenfalls abbanpy von der auyebwarhten Menge). 

für die verschiedenen Preise 

bestimmt und jeweils als 

Ordinate von Ia, 2a, 3a 
. (diesesmal stellt sie die 

ein getauschte Menge dar) 

aufgetragen. 


Auf diese Weise erhal- 
ten wir zwei Systeme, die 
für die beiden Tauschenden 
den Nutzenzuwachs ab- 
hängig von Preis und 
Tauschmenge zeigen. 


Um im weiteren besser 
vergleichen zu können, le- 
gen wir die beiden Systeme 
nebeneinander ; der Maßstab 
der Abszissen ist dabei der- 
selbe, der der Ordinaten 
kann als verschieden und 
nicht vergleichbar angese- 
hen werden HP). Fig. 32. 


Aus dem so konstruierten Bild lassen sich folgende Zusammen- 
hänge herauslesen: I. solche zwischen Preis (z) und Nutzenzuwachs 
(y). 2. solche zwischen Preis (z) und Tauschmenge (x). 

Von den vielen Zusammenhängen, die in dem System stecken, 
interessiert uns vor allem der Punkt des Nutzenmaximums. Er wird 
von beiden Besitzern erstrebt und ist jeweils dargestellt durch die 
größte Ordinate y jedes Einzelsystems. Läge nun y maximum im 
System für beide Besitzer an derselben Stelle, d. h. beim selben Preis 
und derselben Tauschmenge, so wäre dadurch eine Tendenz zum 
Gleichgewicht festzustellen. Wie wir aber sehen, ist gerade das Gegen- 
teil der Fall. Der Nutzen für I (yI max.) liegt beim geringsten Preis 
A : B, der für II (yII max.) liegt beim höchsten Preis A : B2129). 


119) Wenn z. B. angenommen wird: nur die Nutzengröße verschiedener 
Gütermengen für je eine Person ist vergleichbar. 
120) Eine andere Problemstellung ist die: für beide Personen seien die Nutzen- 


p 
+ 
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Nehmen wir aber auch an, der Preis sei durch irgend einen Umstand 
festgelegt (z. B. I : ı), so fällt hier wieder das Nutzenmaximum der 
beiden Besitzer nicht auf die gleiche Tauschmenge (x), sondern für 
II etwa auf die Menge 4, 5b, für I auf die Menge 2, 5a. Nun wird 
für jeden Preis jeder Besitzer eine größere Menge als die durch sein 
Nutzenmaximum bestimmte nicht abgeben, wenn auch der andere 
weiter tauschen möchte. Dadurch lassen sich engere Grenzen, in 
denen der Tausch sich abspielt, angeben. Es ist die Grenze, die durch 
das Maximum des Nutzens für I bestimmt ist, strichpunktiert be- 
zeichnet, die durch das Maximum des Nutzens für II bestimmte 
Grenze ist gestrichelt bezeichnet. 

Aber auch innerhalb dieser Grenzen sucht I sein Nutzenmaxi- 
mum (yI max.), das etwa beim Preis I : 3, 5 und der Tauschmenge 
I, 5a liegt, zu erreichen. II dagegen findet sein Nutzenmaximum an 
anderer Stelle, etwa bei Preis I : ı und der Menge 2, 5a. 

Weiter ist in unserem System der Preisvorgang nicht zu bestim- 
men. Es liegt nun der Versuch nahe, auf Grund von »wirtschaft- 
lichen Kräften« weiterzukommen und aus der Gleichheit der Kräfte 
(man denke an die Konkurrenz) 121) auf einen Gleichgewichtszustand 
auf den sich die beiden Besitzer einigen, wobei schon unser System 
auf einen beachtenswerten Punkt hinweist, den, in welchem das 
Nutzenmaximum für I und für II auf dieselbe Tauschmenge a fällt 122). 
Ohne weitere Kenntnisse oder Hypothesen müssen wir jedoch be- 
dauern, keine weiteren Ergebnisse über den sich einstellenden Preis 
erzielen zu können. 

Auch auf die Erweiterung des Systems, die sich durch Hinzu- 
nahme von noch mehreren Gütern und Personen ermöglicht 123), 
wollen wir nicht eingehen, da es sich nicht um das Preisproblem 
handelt, sondern um die Erörterung der graphischen Methode dabei. 


Erweiterung des Tauschproblems auf die 
Produktion. Wir wenden uns durch Erweiterung auf die Pro- 
duktion folgender Modifizierung unseres Problems zu: 

Im System eines Individuums tritt eine bestimmte Menge be- 
stimmter Güter auf, die einer Veränderung unterworfen ist. Die 
Güter werden teils vermehrt, teils vermindert durch Tausch, Pro- 
duktion, Konsumtion. Auch hier strebe das Individuum nach dem 
Nutzenmaximum. 


Der isolierte Wirt. Beim isolierten Wirt ist die Lösung 
einfach: I. er verteilt die Produktion so auf die Güter, daß der Grenz- 


größen vergleichbar. Wie ist das Nutzenmaximum für beide Besitzer z u- 
sammen bestimmt? Gibt es nur eines und ist der Punkt, in dem er ein- 
tritt, ein Gleichgewichtspunkt ? 

121) Vgl. Pantaleoni, Pure economics S. 160. 

122) Hier tritt nämlich eine Unstetigkeit (ein Knick) der Nutzenfunktion 
des Tausches ein. 

1232) Vgl, Launhardt, Math. Begr. S. 45. 
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nutzen aller gleich groß ist, dann ist die vorteilhafteste Verteilung 
erreicht; 2. er dehnt die Produktion so lange aus, bis Grenznutzen 
gleich Grenzschaden ist 122), dann hat er das Maximum des Nutzens 
der Produktion erreicht. Ein Fall: 

Der Wirt habe 5 Güter, deren Grenznutzenfunktion bekannt 
ist; um festzustellen, wie weit die Produktion stattfindet, und wie 
sie sich verteilt, muß man den aus ihr resultierenden Grenznutzen 
und Grenzschaden als Funktion derselben Größe darstellen: Der 
Grenznutzen ist Funktion der Gütermenge (Bild (a). Die Güter- 
menge ist aber selbst Funktion der Arbeit(menge oder -Zeit) (Bild (ß)). 
Mit Hilfe dieser Beziehung zwischen Nutzen, Gütermenge und Arbeit 
stellen wir unter Ausschaltung der Menge die Gutnutzenfunktion 
abhängig direkt von der aufgewandten Arbeit dar (Bild (y)), z. B. 
für Gut A gehört zur Produktion der Menge a die Arbeitszeit € in (ß), 
der Nutzen der Gutmenge a ist dargestellt durch die Fläche des Drei- 
ecks NIK (in (a)); diese Fläche gehört also auch zur Zeit eund stellt 
die während ihr produzierte Nützlichkeit dar; denn an der Größe 
der Nützlichkeit ändert sich nichts bei der Aenderung der Abhängig- 
keit von der Menge auf die Zeit (was auch aus der Dimensionierung 
hervorgeht). So verwandelt man das Dreieck mit der Grundlinie a 
in (a) in ein solches mit der Grundlinie e in (y) 125). Ebenso bezieht 
man die Nützlichkeit der andern Güter auf die Zeit der Arbeit und 
erhält dann die Nutzenfunktion je ihrer Produktion. Die Funktionen 
werden nun aneinander gereiht, wobei wieder die Gesamtnützlichkeit 
(Gesamtfläche) gleich der Summe der Einzelnutzen (Einzelflächen) 
sein muß (d. h. für die Dreiecke muß [Grundlinie . Höhe .1/,] die- 
selbe Fläche bleiben). So erhält man die Grenznutzenfunktion der 
Gesamtproduktion und es läßt sich für jede Zeitdauer deren Ver- 
teilung auf die einzelnen Güter angeben, es müssen nur die End- 
ordinaten der Güter gleich groß sein (der Grenznutzen der Güter 
derselbe sein). Ist z. B. zur Produktion die Zeit q vorhanden, so 
errichtet man im Endpunkt von q die Senkrechte; in deren Schnitt- 
punkt mit der Grenznutzenkurve der Summe der Güter zieht man 
eine Parallele zur x-Achse und deren Schnittpunkte mit den Einzel- 
nutzenkurven zeigt die Verteilung an: also auf A wird die Zeit I, 
auf B die Zeit m, auf Cwirdn... verwendet; nun wird aber auf der 
anderen Seite durch den Arbeitsaufwand das Negative der Nützlich- 
keit: Schaden erzeugt, der in Kurve (ô) dargestellt ist. So lange 
wird die Produktion ausgedehnt, bis auch in dieser Funktion das 
Maximum des Nutzens erreicht ist, und das ist der Fall, wenn die 
Nutzenfläche (schraffiert) abzüglich der Schadenfläche (punktiert) 
ein Maximum ist, und das trifft zu, wenn durch Ausdehnung der Pro- 
duktion (Zuwachs von x) eine Vergrößerung der Restnutzenfläche 
nicht mehr eintritt, d. h. wenn Grenznutzenordinate gleich Grenz- 

124) Vgl. Pantaleoni, Pure econ. S. 186. 

125) Sind die zugrundgelegten Funktionen keine Geraden, sondern ge- 
krümmt, so läßt sich die Umformung ähnlich vollziehen. 
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schadenordinate ist. Für den isolierten Wirt ist also die Produktion 
und Verteilung eindeutig bestimmt. 


In der Tauschwirtschaft. Demgegenüber tritt in 
der Tauschwirtschaft folgende Komplikation ein: Es kommt zur 
direkten subjektiven Nutzenfunktion des Gutes die indirekte da- 
durch, daß es als Stellvertreter von andern einzutauschenden Gütern 
auch deren Nutzenfunktion — modifiziert durch das Tauschverhält- 
nis — hat. Hier folgen Produktion und Tausch dem Maximum- 
prinzip und zwar nach Auswahl der Güter, deren Preis und deren 
Menge. Oder wenn man so will: Es tauscht das Individuum auch 
seine Arbeit nach dem Maximumprinzip ein, d. h. es produziert die 
Waren, die ihm — sei es direkt im Konsum, sei es als Tauschgüter — 
den größten Ertrag bringen. 

Die Frage ist nun die: Läßt sich für ein Gut auf Grund unserer 
Nutzenfunktionen ein Preis und eine Gütermenge feststellen, die 
durch das Nutzenmaximum eindeutig bestimmt einen Gleichge- 
wichtszustand der Produktion darstellte? Wie früher (S.802) werden 
wir uns wieder ein Programm für das Vorgehen aufstellen, von dem 
wir hier einige Stufen streifen wollen. 


Die Angebotsseite. Wir betrachten ein Individuum, 
das ein Gut produziert, um es gegen x andere umzutauschen. Bekannt 
ist die Nutzenfunktion der Güter und die Schadenfunktion ihrer 
Produktion für das Individuum. Jedes Gut kann gegen A eingetauscht 
werden. Wir abstrahieren von folgendem: Wir wollen gar nicht erst 
berücksichtigen, unter welchen Umständen die Güter selbst produ- 
ziert und wann sie getauscht werden (das hängt vom Preis ab und 
läßt sich als Nutzenmaximumproblem ebenfalls erfassen), sondern 
wir wollen gleich annehmen: Jedes Gut hat für Individuum I eine 
Nutzenfunktion (a). Jedes Gut ist fähig, gegen Gut A in verschie- 

denem Verhältnis eingetauscht zu werden (ß$). Aus den beiden Funk- 
tionen (Nützlichkeit (a) und Preis (ß)) stellt man die bei verschie- 
denem Tausch durch A repräsentierte Nützlichkeit dar, je nachdem 
es im Tausch gegen B, C, D ... und im Verhältnis I : 4; I : 3; I :2;.., 
I:I; 2:1; 3:I;4:I. . .„ verwendet wird (y). Hieraus — weil 
sich besser damit kombinieren läßt, — wird jeweils die Grenz-, 
nutzenfunktion von A gebildet (ô). Durch Addition aller Funk- 
tionen (e) läßt sich die Gesamtnützlichkeit von A für I ermitteln 
und zwar in Abhängigkeit von der Veränderung des Tauschverhält- 
nisses zu den andern Gütern, wobei dieses für die andern Güter unter- 
einander als konstant angenommen wird und nur gegen A veränder- 
lich. Außer dieser Nutzenfunktion von A besteht noch eine Schaden- 
funktion, hervorgerufen durch die Produktionsmühe (Kurve OG 
in €). Fig. 34. 

Aus beiden läßt sich nun für jeden Preis eindeutig bestimmen: 
die Gleichheit der (positiven und negativen) Grenzordinate und da- 
durch wieder die produzierte Menge gemessen durch die Länge der 
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Abszissen und die Nützlichkeit gemessen durch die Größe der Nutzen- 
fläche. So ist z. B. für den Preis A:B,BA:C,A:D...=2:1die 
positive Ordinate gleich der negativen bei x = l; hier ist der Nutzen = 
LMNO — OLOQ = OMN. 









| 
2 F j Pee gta. 


Aus diesem Bild lassen sich weiter produzierte Menge in (¢) und 
Nützlichkeit in (ņ) als Funktion des Preises darstellen durch Ab- 
greifen der Ordinate und Ausrechnen der Fläche. 

Genau wie oben läßt sich nun für den Menschen II, III, IV... 
Angebotsmenge und Nutzenmaximum feststellen. Fig. 36. 

Die produzierten Mengen lassen sich dann addieren, nicht aber 
die Nutzenfunktionen, solange jede für ein Individuum gültig nur 
mit einem für dieses gültigen Maßstab gemessen ist. 


lo = ——— — — 


Die Nachfrageseite. Auf ähnliche Weise gehen wir 
vor, um den Einfluß der Nachfrage festzustellen. 

Das Gut A hat für die Austauscher der Güter B, C, D .. ., die 
Menschen X, XI, XII... eine bestimmte Nutzenfunktion (å). 

Der Verlust, den sie durch Hergabe von B, C, D... erleiden, 
ist ebenfalls bestimmbar aus den Nutzenflächen, die über den die 
weggegebenen Gutmengen darstellenden Abszissenstrecken liegen (zw). 

Diese Verlustfunktionen werden nun durch die Preisrelation (») 
in Abhängigkeit vom Erwerb des Gutes A gebracht: zur Menge OH 
von A in (A), die eingetauscht wird, gehört für X ein Grenznutzen 
HJ. Für OH von A muß er aber beim Preis I : ı die Menge GT von 
Gut B in (v) hergeben, was einen Nutzenverlust von TGKR in (y) 
bedeutet. Wäre der Preis A:B = 1:2, und würde er demnach 2 B für 
I A abgeben, so würde er den Nutzen der doppelten Menge (also der 
Menge TL) TLPR aufwenden. Daraus ergibt sich eine neue Funk- 
tion: die für den Preis A : B = 1:2. 

Genau wie oben läßt sich wieder für jeden Preis bestimmen: die 
Nutzenfläche und die nachgefragte Menge für dieses Nutzenmaxi- 
mum (ge). 

Aus diesen Beziehungen läßt sich aber weiter eine neue Funktion 
darstellen: Nachfragemenge und Nutzengröße direkt abhängig vom 
Preis. 
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Wieder läßt sich Nachfragemenge von X, XI, XII .. . nach 
dem Gut A addieren (co), aber nicht der Nutzen der Menschen ohne 
weitere Voraussetzung (x) (Maßstab). 


Ergebnis. Nun haben wir eine Angebots- und eine Nach- 
fragefunktion jeweils für das Nutzenmaximum der Tauscher ab- 
hängig vom Preis. Und man hat nun geglaubt, daß an dem Punk L, 
in dem das Angebot gleich der Nachfrage ist, das Gleichgewicht ohne 
weiteres eintritt und damit jener Preis bestimmt ist, den wir in der 
Wirklichkeit genügend konstant sehen. Das stimmt aber nicht. 
Wie auf S.810 ist nämlich die Nutzenordinate der Anbieter größer 
bei hohem Preis (A : B = 1 : 2), die der Nachfrager bei niederem 
(A:B=2:1). Und wieder wird die minder große von beiden Mengen 





getauscht und es ist nicht gesagt, daß durch diese Modifikation das 
jeweilige Nutzenmaximum auf dem Punkt der gleichen Angebots- 
und der gleichen Nachfragemenge liegt. Es kann der Preis niedriger 
sein und infolgedessen die Nachfrage nicht voll befriedigt werden 
und doch das erreichbare Maximum der Nachfrager erreicht sein. 
Ebenso kann der Preis höher sein als der, bei dem Angebot und Nach- 
frage gleich sind, und obwohl weniger abgesetzt wird als angeboten 
wird, so kann doch das erreichbare Maximum für die Produzenten 
hier liegen. Zwischen beiden Punkten würde nach unseren bisherigen 
Grundlagen der Preis schwanken 122), Um das zu zeigen, mußten 
wir zunächst die Nutzenkurven je eines Individuums herausgreifen. 

Danach müssen wir das System auf eine weitere, zuletzt unbe- 
schränkte Zahl von Nutzenfunktionen ausdehnen und den Einfluß 
auf Produktion und Preis feststellen. Wir werden sehen, ob wir zu 
einer typischen Stellung von »Grenzpaaren« in diesem Tauschproblem 
kommen, ob wir auch zu einem eindeutigen Gleichgewicht dadurch 
gelangen, daß wir ein »Ueberspringen« eines Individuums von der 


126) Wieder würde (wie auf S. 86, Anm. 2) ein Knick in den Nutzenkurven 
über L eintreten (eine Tendenz zum Gleichgewicht). 
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Produktion zur Konsumtion in Betracht ziehen, lauter Probleme, 
welche die Graphik dem, der sie zu handhaben weiß, zeigt. 

Wir wollen damit und mit Absicht nicht mit einer Lösung schließen. 
Darauf kommt es uns nicht an. Wir wollten ja nur in das Wesen 
der graphischen Methode einführen, und dazu gehört die Erkenntnis, 
daß die Graphik, sowenig wie die mathematische Methode im all- 
gemeinen, ein Schlüssel ist, der leichthin alle Schlösser öffnet. 

So glauben wir wohl, daß man auf weitem ökonomischem Ge- 
biet ohne sie auskommt, daß sie aber ein wertvolles methodisches 
Hilfsmittel ist, das, der höheren Analysis gegenüber, bei geringeren 
Anforderungen sich zum großen Teil besser für die ökonomischen 
Probleme eignet. 

Wenn auch infolge der notwendigen Zusammenpressung der 
Arbeit die Leichtigkeit des Verständnisses verlieren mußte, so hoffen 
wir doch auch für den Nichtmathematiker manches, wenn auch nicht 
mühelos, bekannt gemacht zu haben. 
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Ein neuer „Grundriß der Sozialökonomik“. 
Von 
EUGEN VON PHILIPPOVICH. 


Grundriß der Sozialökonomikt). II. Abteilung. Die 
natürlichen und technischen Beziehungen der 
Wirtschaft. Bearbeitet von Gottl-Ottlilienfeld, H. Herkner, 
A.Hettner, R. Michels, P. Mombert, K. Oldenberg. Tübingen 
1914. Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). X und 387 SS. 
Subscer.-Preis M. 8.—, geb. M. 10.—, Einzelpreis M. 9.—. geb. 
M. 11.50. 

Wer den ersten und zweiten Band dieses Werkes gelesen hat und die 
allgemeine Uebersicht über den Gesamtinhalt dieses Grundrisses der So- 
zialökonomie damit in Verbindung bringt, muß den Eindruck haben, daß 
es sich hier um etwas ganz Neues in der Form der Darbietung wissen- 
schaftlicher Forschungen auf dem Gebiete der gesellschaftlichen Wirt- 
schaft handelt. Es ist dieses Werk nicht ein »Handbuch der Polit. Oeko- 
nomie«, das als Sammelstelle der unter einheitlicher Leitung und 
Begrenzung der Autoren durch die Ziele des Herausgebers geschriebenen 
Teilbehandlungen erscheint. Es ist kein Lehrbuch im Sinne dieser 
»Handbücher«. Man sieht auf den ersten Blick, daß zwar die gesellschaft- 
liche Auffassung eines geistvollen Kollegen bei der Anordnung des 


1) Das Gesamtwerk erscheint in fünf Büchern (neun Abteilungen). Das 
erste Buch behandelt die Grundlagen der Wirtschaft (Abt. I: Wirtschaft und 
Wirtschaftswissenschaft; Abt. II: Die natürlichen und technischen Bedingun- 
gen der Wirtschaft; Abt. III: Wirtschaft und Gesellschaft); das zweite Buch 
(Abt. IV): Die spezifischen Elemente der modernen kapitalistischen Wirtschaft. 
Im dritten Buch werden die einzelnen Erwerbsgebiete in der kapitalistischen 
Wirtschaft und die ökonomische Binnenpolitik im modernen Staate behan- 
delt, und zwar Abt. V: Güterverkehr; Abt. VI: Güterproduktion; Abt. VII: 
Land- und forstwirtschaftliche Produktion und Versicherungswesen. 4. Buch 
(Abt. VIII) enthält die Darstellung der kapitalistischen Weltwirtschaftsbe- 
ziehungen und äußere Wirtschafts- und Sozialpolitik im modernen Staate. 
Im 5. Buch (Abt. IX) werden die gesellschaftlichen Beziehungen des Kapitalis- 
mus und die soziale Binnenpolitik im modernen Staate erörtert. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3. 53 
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Gesamtstoffes und bei der Auswahl der Mitarbeiter maßgebend war, 
aber grundsätzlich ist jedem das Gebiet, das ihm zugewiesen war, 
vollkommen frei geblieben. Abgrenzung des Stoffes, Methode der 
Bearbeitung, soziale Auffassung des Objektes und seiner Beziehungen 
zur Gesamtwirtschaft blieben den einzelnen Mitarbeitern überlassen. 
So bietet uns dies Werk einen guten Einblick in das, was wir als 
die Gesamtauffassung der deutschen Gelehrten von der Aufgabe 
einer Sozialökonomik bezeichnen können. 

Der hier zu besprechende 2. Band enthält vier Abhandlungen: 
Von Alfred Hettner über die geographischen Bedingungen 
der menschlichen Wirtschaft, von Paul MombertundRobert 
Michels über Wirtschaft und Bevölkerung, von Karl Olden- 
berg über die Konsumtion, von Heinrich Herkner über 
Arbeit und Arbeitsteilung und von Friedrich von Gottl- 
Ottlilienfeld über Wirtschaft und Technik. Fast die Hälfte 
des Bandes, 183 Seiten von 381, werden von Herrn von Gottl für 
die Behandlung der technischen Probleme in Beziehung auf die Wirt- 
schaft in Anspruch genommen, Es sei gleich hier bemerkt, daß bisher 
m. E. noch keine so gründliche, so exakte und so geistvolle Darstellung 
dieser Probleme erschienen ist. Ich will damit den Wert der andern 
Arbeiten nicht herabsetzen. Sie sind alle von hervorragenden Fach- 
genossen, die auf den betreffenden Gebieten bereits anerkannte 
wissenschaftliche Erfolge erzielt haben, geschrieben, so daß der 
Gesamtband einen außerordentlich günstigen Eindruck hervorruft. 
Ich will schon hier bemerken, daß alle Verfasser ihren Darstellungen 
eine reiche Literatur über die von ihnen behandelten Probleme voraus- 
schicken, die im Texte durch Anmerkungen über spezielle Forschungs- 
ergebnisse und Quellen noch vermehrt wird. Bei der Knappheit, mit 
der die vier erstgenannten Wissensgebiete behandelt werden, ist 
dieser Hinweis von besonderem Werte. 

Herr Hettner formuliert nach einem Hinweis auf die An- 
schauungen von Montesquieu, Ritter und Buckle, die durch die Ab- 
hängigkeit derWirtschaft von natürlichen, geographischen Bedingungen 
gegebene Aufgabe der Wissenschaft dahin, daß sie sich klar zu machen 
hat, worin die Kausalität dieses Zusammen- 
hanges besteht. Bisher hat man sich mit allgemeinen Be- 
obachtungen begnügt. Es handelt sich dabei um dauernd 
wirkende Kräfte, welche auf die Menschen physiologisch und psycho- 
logisch einwirken. Wie wird der Körper, wie sein Denken, sein 
Wollen, seine geistige Tätigkeit durch Boden, Bewässerung, Klima, 
Pflanzen- und Tierwelt beeinflußt? Ich möchte hier hervorheben, 
daß der Verfasser von einer Einbeziehung der durch den Verkehr 
gegebenen Ausgleichsmöglichkeit in der Verfügung über Naturstoffe 
und Werte ganz absieht. Er will die Entwicklung unter dem 
Einfluß der Natur an sich klar legen. Die Grundtatsachen sind die 
Verteilung und Gliederung des Festlandes, die Küsten, die Boden- 
gestaltung (Ebene oder Gebirge, hier wieder Mittel- oder Hochge- 
birge), ferner die Gesteine, Mineralien, die Bodenbeschaffenheit für 
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die Landeskultur, Viehzucht. Gerade in dieser Hinsicht sind die 
Naturbedingungen oft von zwingender Natur, indem sie wie der 
Gegensatz von südlichem und nördlichkem Klima, von Ebene und 
Gebirge, Wasserfülle und Wassermangel usw. geradezu entscheidende, 
die landwirtschaftliche Berufstätigkeit beeinflussende Faktoren sind. 
Es verfolgt daher diese Bedingungen: Wasserverhältnisse des Fest- 
landes, Klima, Pflanzen- und Tierwelt, jeweils in besonderer Dar- 
stellung. Gerne würde man mehr konkrete Beispiele vorgeführt 
sehen, um die Abhängigkeit von der Bodenbeschaffenheit nachzu- 
weisen. Doch war offenbar der dem Verfasser gewährte Raum dazu 
nicht ausreichend, um auch darauf einzugehen. Momberts 
auf vier Bogen zusammengedrängte Bevölkerungslehre ist musterhaft. 
Alle wichtigen Gedanken und Theorien werden auf diesem engen 
Raume erörtert und die tatsächlichen Vorgänge: Eheschließungen, 
Geburten, Sterblichkeit, Volkswachstum im Zusammenhang mit den 
natürlichen und sozialen Lebensbedingungen erörtert. Dabei steht 
stets der Zusammenhang mit der Wirtschaft im Vordergrunde. Als 
Hauptproblem stellt der Verfasser natürlich die Frage des Wachstums 
der Bevölkerung hin. Hier ist er in der Lage, seine große Kenntnis 
internationaler Bevölkerungsstatistik in zweckentsprechender Weise 
zu verwerten. Als Maßstab für die Beurteilung der Volkszunahme 
nimmt er das Opfer, das dem in Frage stehenden Volke durch die 
Vermehrung zugefügt wird. Dieses ist auf das Engste mit der Frage 
nach der Wirtschaftsverfassung verbunden. Er betrachtet daher 
die verschiedenen Stufen der wirtschaftlichen Entwicklung, um 
zu dem Problem der Gegenwart zu kommen. Ist der moderne 
Industriestaat im Stande, genügend Mehrkapital in jedem Jahre 
zu erzeugen, das einer normalen Bevölkerungsvermehrung entspricht ? 
Bekanntlich hat schon Marx in seinem Briefe an Brake anläßlich 
der Annahme des Lassallischen Programms des Rechtes der Arbeiter 
auf den vollen Arbeitsertrag von der deutschen Sezialdemokratie 
die Bevölkerungsvermehrung als einen Zwang zur Kapitalbildung 
hingestellt, also Zwang zur Verkürzung des Arbeitsertrags. Je stärker 
die Industriealisierung in allen Staaten zunimmt, desto schwieriger 
wird ihre Lage dieser Aufgabe gegenüber. Dann schließt Mombert, 
daß es durchaus möglich ist, daß ein Staat mit der Gefahr einer Ueber- 
völkerung zu rechnen hat. Wertvoll ist die im Schlußparagraph 
aufgeworfene Frage nach dem qualitativen Bevölkerungsproblem. 
Kann eine Rasse rein erhalten werden und vor Degeneration be- 
wahrt bleiben? Einige Anmerkungen von Michels über Wirt- 
schaft und Rasse bieten mehr Anregung als gesicherte Tatsachen. 

Daß unter die natürlichen Beziehungen der Wirtschaft auch die 
Konsumtion gerechnet wird, wird manchem Leser auffallen. 
Gerade in dieser Tatsache, wie in der eigentümlichen Stellung, welche 
der Arbeit und der Technik eingeräumt ist, zeigt sich die Originalität 
dieser Sozialökonomie gegenüber den gebräuchlichne Lehrbüchern. 
Was kommt in der Konsumtion zum Ausdruck? Der Bedarf 
und seine Befriedigung wie de Konsumtion sind doch Trieb- 
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kraft und Ziel der Wirtschaft. Er entsteht durch den Ablauf des 
natürlichen Lebens und die ganze Wirtschaft der Menschen ist ja 
nichts anderes als der stete Kampf der von Bedürfnissen gedrängten 
Menschen mit dem Widerstand der Natur in der Gewährung der 
Genußgüter. Nach einer kurzen Feststellung der verschiedenen 
Tatsachen, die man unter dem Worte Konsumtion verstehen kann, 
geht Oldenberg dazu über, die Wertmaßstäbe der 
Konsumtion festzustellen. Bei näherer Betrachtung tritt aber 
hervor, daß das eigentlich Entscheidende in seiner Darstellung der 
Hinweis auf die natürlich und geschichtlich-sozial gebundene Bedarfs- 
bestimmung ist. Neben der zum Leben notwendigen Konsumtion 
spielt mit wachsender Kultur das ganze physische, geistige und über- 
haupt das kulturelle Sein eine große Rolle für die Entstehung des 
Konsumtionsbedarfs. Einst war ein Nachthemd ein Luxus, heute 
ist es eine allgemeine Notwendigkeit. Was wir von der Größe und 
der Art des Konsums wissen, ist nur im Großen festzustellen möglich 
durch die Produktions- und Handelsstatistik. Die Individualisierung 
des Konsums wie die wesentliche Gleichartigkeit der Verhältnis- 
zahlen in den sozialen Schichten wird durch Haushaltungsrechnungen 
ausgewiesen. In beiden Richtungen bietet Oldenberg Beispiele. 
Wertvoll sind die Untersuchungen über moderne Wendungen der 
Konsumtion und die Berücksichtigung der physiologischen Streit- 
fragen. Es ist kein Zweifel, daß die in neuerer Zeit von verschiedenen 
Autoritäten ausgehende Bekämpfung des zu großen Fleischgenusses 
eine wissenschaftlich erprobte Grundlage hat. Daran können sich 
noch große Folgen knüpfen. 

Die Untersuchung von Herkner über Arbeit und Arbeits- 
teilung geht der Einreihung in die Gesamtdarstellung entsprechend 
von den physiologischen Grundlagen der körperlichen Arbeit aus. 
Ermüdung, Erschöpfung und Erleichterung des Ertragens der körper- 
lichen Anstrengung durch Uebung sind die zu beobachtenden Er- 
scheinungen. Will man die wirtschaftliche Arbeit als solche beur- 
teilen, so muß man bedenken, daß sie nicht nur eine objektive Seite 
(äußere Leistung), sondern auch eine subjektive besitzt. So spielen 
die Willensanspannung, Gefühle des Behagens oder Unbehagens, 
Eintönigkeit oder Abwechslung eine große Rolle. Diese Erscheinungen 
können dazu führen, daß die Arbeit als Unlust empfunden wird. 
Dies zu vermeiden ist die Aufgabe der öffentlichen Sozialpolitik; 
aber sie ist auch im Interesse der Unternehmung gelegen, weil dadurch 
die Arbeitsleistung erhöht wird. Die Messungsmöglichkeit der Arbeits- 
last ist schwierig, weil die Arbeiten tausendfach variiert sind. Daß 
die freie Konkurrenz der Arbeiter nicht genügt um Ungleichheiten 
in der Wertung der Arbeit im Verkehr zu beseitigen, wird vom Ver- 
fasser mit Recht stark betont. Der 53. Abschnitt von Herkners 
Abhandlung ist der Entwicklungsgeschichte von Arbeit und Arbeits- 
teilung gewidmet. Diese Uebersicht ist besonders wertvoll, weil sie 
ın aller Kürze den großen Unterschied der Industriearbeit der Gegen- 
wart gegen die Arbeit in allen früheren Jahrhunderten so klar be- 
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tont. In diesen war die Arbeit immer zugleich verbunden mit er- 
hebenden Elemnnten: Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft, Spiel 
und Sang, sozialer Anerkennung. Heute wird der Arbeiter zu einem 
Teil der Maschine gemacht. Wohl gibt es noch Verschiedenheiten 
der Arbeit: landwirtschaftliche, industrielle, kommerzielle, gelernte, 
ungelernte und angelernte Arbeit, ausführrnde, leitende und schöp- 
ferische Arbeit. Aber für die immer stärker anwachsende Arbeit 
der Industrie ist eine größere Differenzierung nur in geringem Maße 
gegeben. 

Die Abhandlung von Professor von Gottl zerfällt in vier 
Teile: I. Die grundsätzlichen Beziehungen zwischen Wirtschaft 
und Technik. II. Das Verhältnis von Wirtschaft und Technik in 
seiner gesellschaftlichen Entwicklung. III. Die Prinzipien der mo- 
dernen Technik. IV. Der technische Fortschritt. Technik ist nach 
Gottl im objektiven Sinne der Weg zum Zweck; im sub- 
jektiven Sinne: die Kunst des rechten Wegs zum Zweck. Ob- 
jektiv sind aber das ganze Verfahren und alle Hilfsmittel des Handelns 
innerhalb eines bestimmten Bereiches menschlicher Tätigkeit. So 
gibt es ebensogut eine Technik des Klavierspielens wie eine Technik 
der Eisenindustrie. Für die Wissenschaft kommt es daher darauf 
an, die Arten der Technik zu scheiden, die verschieden sein 
werden sobald es sich um den Einzelnen oder seine Verbindung 
mit andern, um eine Frage des Intellekts oder der äußeren Ordnung 
handelt. So stehen nebeneinander und ineinandergreifend: die 
Individualtechnik, die Verfassung des Handelns der 
Handelnden selbst, die Sozialtechnik z. B. im Kampf, im 
Erwerb, in der Pädagogik; die Intellektualtechnik 
als die Methodologie des Denkens bei Lösung von geistigen Pro- 
lemen; die Realtechnik sobald das bevormundete Handeln 
ein Eingriff ist in die sinnfällige Außenwelt. Diese Tat- 
sache ist es, welche man nach dem Sprachgebrauch als Technik 
im Besonderen bezeichnet: Das abgeklärte Ganze der 
Verfahren und Hilfsmittel des naturbeherr- 
schenden Handelns. 

Der Zusammenhang zwischen der Technik und der Wirtschaft 
ist der, daß sie um der Wirtschaft wegen da ist und diese ohne Technik 
nicht durchführbar ist. Wirtschaften heißt bewußte Anpassung an 
die gegebene Lage und enthält zwei Vorgänge: Anpassen des Be- 
darfs an die Lage und im entwickelteren Zustand Anpassen der Lage 
an den Bedarf durch Erwerb (Handel) und Protektion. Die Wirtschaft 
umfaßt das Haushalten und die Willensbildung in Bezug auf Er- 
werb und Produktion. Alles Wirtschaften sucht das Einzelne aus 
dem Ganzen zu erfassen und mit jedem Einzelnen wieder das Ganze 
zu verfolgen. Die Wirtschaft verfährt dabei mit solcher Umsicht, 
daß stets die möglichste Uebereinstimmung zwischen den Bedürf- - 
nissen und den verfügbaren Mitteln gegeben ist. Die Wirtschaft ist 
daher der zu Einheit und Andauer ausgeglichene Zusammenhang aller 
Handlungen der Bedarfsdeckung, innerhalb eines gegebenen Berei- 
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ches der Bedürfnisse und der Verfügung. Diese’abstrakte Formulierung 
deckt sich inhaltlich mit dem, was die theoretische Nationalökonomie 
seit jeher als Objekt ihrer Forschung bezeichnet hat. Für das Wechsel- 
verhältnis zwischen Wirtschaft und Technik ergeben sich hierbei 
vier Beziehungen: erstens die Notwendigkeit die Produktions- 
aufgabe technisch zu lösen, zweitens die technische Infor- 
mation der Wirtschaft zur Erfüllung von Produktionsaufgaben 
(z. B. in der Landwirtschaft, im Gewerbe usw.); drittens die wir t- 
schaftliche Orientierung der Technik (Produktivität 
und Rentabilität!); viertens technische Realisierung 
der Wirtschaft, d. h. die Preisrechnung für die Technik 
der Produktion und des Erwerbes im Vergleich zum Preise des Ver- 
kehrs und den Produkten. Es ist möglich, daß ein Vorgang unwirt- 
schaftlich wird, wenn er allzu produktiv ausgestaltet ist, d. h. wenn 
er mehr erzeugt als abgesetzt werden kann. Die größte Wichtigkeit er- 
hält die Technik in der Untersuchung, die nicht mehr für den ei- 
genen Bedarf, sondern nur um des Erwerbes willen produziert. Hier wırd 
daher die Technik sich immer an der Rentabilität orientieren müssen. 

Sehr gut ist in dem Abschnitt III die geschichtliche Entwicklung 
der Technik dargestellt. Sie ist früher da als die Wirtschaft. Schon 
die Jagd- und Fischervölker haben eine Technik der Produktion 
ohne daß das Haushalten dabei eine besondere Rolle spielt. Im Acker- 
bauzustand und in der Viehzucht entwickeln sich die ersten tech- 
nischen Hilfsmittel der Landwirtschaft. Daran schließt sich dann 
das Handwerk, das vor allem durch die Verarbeitung von Holz, 
von Metall und Kleidungsstoffen seine Technik bestimmt bekommt. 
Mit der Sesshaftigkeit der Völker ist dann der Häuserbau Gebiet 
der technischen Entwicklung. Auf allen Gebieten hatten die klassı- 
schen Zeiten des Altertums bereits eine hohe Stufe erreicht — 
man denke an die Bauten, die Luxuswaren, die Straßenkunst der 
Römer —, die aber in der Völkerwanderung verloren gegangen und 
oft erst spät, Straßenbau z. B. erst im ıg. Jahrhundert wieder die 
frühere Höhe erreichte. Dem Mittelalter gelingt vieles, namentlich 
im Bergbau, Wassermühlen, Feuerwaffen, Buchdruck, Holzverar- 
beitung, Steinbearbeitung, Kompaßerfindung. Mit der Renaissance 
verbindet sich eine bedeutender Aufschwung der Kunst und der 
Handwerkstechnik.: Im 15. Jahrhundert wird der erste Hochofen 
gebaut, ein Tretspinnrad ist der Anfang der mechanischen Spinnerei. 
1750—1850 aber zeigt erst den Durchbruch moderner auf wissen- 
schaftlicher Erkenntnis beruhenden Technik. Entscheidend ist 
der Umschwung in der Textilindustrie, sodann in der 
Eisenindustrie. Beide haben zuerst in England die modernen 
: Formen der Spinnerei, der Weberei, der Koksfeuerung, des Puddel- 
ofens angenommen. Mit dieser vervollkommneten Eisentechnik 
in Verbindung mit der Dampfausnützung ist die Voraussetzung für 
die Kontinente überquerenden Eisenbahnen, für die Weltdampf- 
schiffahrt gegeben. Nun treten wir auf allen Gebieten in eine Zeit 
der hochentwickelten Technik, die seit etwa einem Menschenalter 
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die größten Reformen im Verkehr und in der Produktion hervor- 
gerufen hat, die die Menschheit erlebt hat. 

Die Prinzipien der modernen Technik ab- 
strakt zu erfassen und systematisch darzustellen, ist die Aufgabe, 
die sich Prof. Gottl in dem zweiten Abschnitt des III. Teiles seiner 
Arbeit stellt: Die Grundsätze der rationellen Gestaltung der Pro- 
duktion (Die Prinzipien der technischen Vernunft). Er stellt den 
Ausführung seiner Gedanken einen allgemeinen Zusammenhang 
der Grundsätze der Eigenart der modernen Technik voraus. Es 
sind die folgenden vier Grundsätze: Iı. Das Prinzip des 
Vollzugs der Produktion. Vernünftig arbeiten, alles 
rationell gestalten. Dazu hilft vor allem die Maschine. 2. Das 
Prinzip des Vertiefens der technischen Auf- 
gabe zu einem Problem der richtigen Verur- 
sachung. Die moderne Technik ist auf Verbesserung der Art 
und Weise des Arbeitens gerichtet, sie muß daher tiefer eindringen 
in die Zusammenhänge der Arbeit. 3. Das Prinzip des 
experimentellen Aufbaues der Lösung aufder 
Grundlage des kausal MöÖglichen. Die modernen 
Großindustrien haben ihre chemischen und technischen Versuchs- 
anstalten, in welchen die Naturerkenntnisse der Physik, Chemie 
Mykologie usw. verwertet werden, um die beste Technik der Pro- 
duktion zu erlangen. 4. Das Prinzip der kausalen 
Abwandlung der Lösenden zugunsten höherer 
Vernünftigkeit der Lösung. Es ist das Prinzip der 
Rationalität der Produktion, deren praktisches Ge- 
bahren von Prinzipien geleitet wird. Auf den folgenden vier Bogen 
gibt Verfasser eine eingehende Erläuterung dieser Grundzüge der 
rationellen Gestaltung der Produktion. Es handelt sich ihm darum, 
erstens die Rationalisierung des Ablaufes eines 
Produktionsvorgangs darzustellen und sodann die Ra- 
tionalisierung des Verlaufs der Produktion (die be- 
triebsgestaltenden Grundzüge der technischen Vernunft). In der 
ersteren Abteilung behandelt er die Konsolidierung des Vollzugs 
(d. h. das Prinzip des ein für allemal vorbereiteten Vollzugs), die 
Stetigkeit des Vollzugs, die Bündigkeit des Vollzuges endlich das 
Prinzip des richtig zusammenfassenden Vollzuges (Konzentration); 
in der zweiten Abteilung werden nur vorgeführt und erläutert das 
Prinzip des betriebsmäßigen Vollzuges, des arbeitsteiligen Voll- 
zuges, des maschinellen Vollzuges, des massenhaften Vollzuges 
(Großbetrieb), des beschleunigten Vollzuges (Schnellbetrieb) und 
des harmonischen Vollzuges d..h, des Einklanges von Umfang, Form 
und Tempo der Produktion. 

Der vierte Teil der Darstellung ist dem technischen 
Fortschritt gewidmet. Ich muß mich darauf beschränken, 
hervorzuheben, daß auch in diesem Abschnitt die klare Scheidung 
der Tatsachen, die Sorgfalt in der Feststellung der Bedingungen 
vollkommener Produktion, die Erhebung der Produktion zu größerer 
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Vollständigkeit, zu höheren Leistungen, zu technisch veredelter 
Produktion, zur besseren Deckung des Produktionsbedarfes dem 
Leser auffallen und einen Einblick in das rationell Notwendige der 
modernen Industrie geben, wie wir ihn bisher von der Wissenschaft 
nicht bekommen haben. Die Grenzen des technischen 
Fortschrittes aufzuzeigen: Die technologische Obergrenze, 
die Widerstände in der Begrenzung der Naturkräfte und Stoffe, 
die Begrenztheit des Kapitales, endlich künstliche Hemmungen durch 
Monopolisierungen ist die Absicht der abschließenden Bemerkungen 
des Verfassers. Die Leser dürften den Eindruck haben, daß die Unter- 
suchungen Gottls einen wesentlichen Fortschritt in unserer Erkenntnis 
des Zusammenhanges von Technik und Wirtschaft bedeyten. 


Grundriß der Sozialökonomik. VI. Abteilung. 
Industrie,Bergwesen, Bauwesen. Subscr.-Pr. M. 8.—, 
geb. M. 10.—, Einzelpreis M. 9.—, geb. M. 11.50. 

Diese Abteilung des dritten Buches enthält 9 Darstellungen: 
I. Geschichte der gewerblichen Betriebsformen und der zünftigen, 
städtischen und staatlichen Gewerbepolittik. Von Heinrich 
Sieveking. 23 S.; 2. Der Wettkampf der gewerblichen Betriebs- 
formen. Von Eugen Schwiedland. 29 S.; 3. Industrielle 
Standortslehre ((Allgemeine und kapitalistische Theorie des Stand- 
ortes). Von Alfred Weber. 29 S.; 4. Betriebslehre der kapi- 
talistischen Großindustrie. Von Friedrich Leitner. 53 S. 
5. Die ökonomische Eigenart der modernen gewerblichen Technik. 
Von Moritz Rudolf Weyermann. 5r S.; 6. Die finan- 
zielle Organisation der kapitalistischen Industrie und die Monopol- 
bildungen. Von Theodor Vogelstein. 60 S.; 7. Arbeitsbe- 
bedarf und Lohnpolitik der modernen kapitalistischen Industrien. 
Von Otto v. Zwiedineck-Südenhorst. 35 S.; 8. Berg- 
bau. Von Eberhard Gothein. 68 S.; 9. Die Wohnungs- 
produktion. Von Adolf Weber. I8 S. 

Wie der Leser aus der Angabe der Seitenzahlen ersieht, ist äußer- 
lich dieser Band von den beiden anderen bisher erschienenen Bänden 
durch die relative Kürze der einzelnen Abhandlungen unterschieden. 
Es wäre aber verfehlt, daraus auf eine nicht vollkommene Darstel- 
lung und nicht ausreichende Orientierung zu schließen. Im Gegen- 
teile, ich hebe diese Tatsache hervor, um meiner Bewunderung Aus- 
druck zu geben für die Konzentration, mit der alle wichtigen Pro- 
bleme in jeder der Arbeiten behandelt worden sind, ohne daß die Klar- 
heit und Durchsichtigkeit der Darstellung dadurch gefährdet wor- 
den wäre. Wenn man die von jedem der Beitragenden mitgeteilte 
Literatur über seine Probleme und die diese Probleme charakteri- 
sierenden konkreten Beispiele, welche erläuternd zu den theoretischen 
Bemerkungen angeführt werden, ansieht, wird der oben hervorge- 
hobene Vorzug dieser Arbeiten schon bei flüchtiger Lektüre anerkannt 
werden. Jeder der Verfasser hat es verstanden, überall die Haupt- 
sachen deutlich erfaßbar in den Vordergrund zu stellen. 
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So hat Sieveking, der 8 Schriftsteller über die allgemeine 
Frage zitiert, noch 62 Spezialschriften teils historischer, teils beschrei- 
bender Natur aus dem Gebiete Deutschlands, Frankreichs, Englands, 
Italiens, Rußlands und Japans angezogen. In der knappen Darstel- 
lung der Entwicklung des Gewerbes vom Handfleiß aus treten die 
maßgebenden Tatsachen, der Zusammenhang mit der Urproduktion, 
mit dem Verkehr, die Markt- und Städtebildung, die frühzeitig auf- 
tretende Herrschaft des Handels klar hervor. Er zeigt uns, wie die 
Entwicklung der Zunft bereits zu einer kapitalistischen Produktion 
führt und die städtischen und staatlichen Gewerberegulierungen 
durch Vereinheitlichung der Gewerberechte für größere Gebiete die 
Grundlage schaffen für die Betriebsformen im Zustande der Gewerbe- 
freiheit. Schwiedland führt uns nach einer Einführung in die 
verschiedenen gewerblichen Betriebsformen (Häuslicher und Gewerbe- 
fleiß, Lohnwerk, Handwerk, Verlegerei, Fabrik) mit Rücksicht auch 
auf ihre Geschichte zu der Frage der Industrialisierung 
der Produktion und der Bevölkerung und zu den 
Aenderungen, die nun in die Stellung des Standortes und des Ver- 
lagssystems eintreten einerseits und zur Erklärung der Ueberlegen- 
heit der kapitalistischen Industrie durch ihre Größe und Möglich- 
keit der Spezialisierung. Eine vortreffliche Charakterisierung der Ent- 
wicklungstendenzen innerhalb der Industrie schließt seine durch die 
angeführten konkreten Typen und Tatsachen besonders klare Arbeit 
ab. Sie steht nicht formell, sondern sachlich mit den Darstellungen 
von Alfred Weber, Weyermann und Vogelstein im Zusammenhang. 

Alfred Webers industrielle Standortslehre scheidet eine all- 
gemeine und eine kapitalistische Theorie. Beide gehen von der Ver- 
schiedenheit der landwirtschaftlichen, an den Boden gebundenen und 
der beweglichen Industrie aus. Die allgemeine Theorie will aber nur 
die Gesetzmäßigkeiten in der gegenwärtigen industriellen Organi- 
sation aufweisen. Er scheidet dabei I. die Orientierung isoliert ge- 
dachter Industrieprozesse; 2. die Agglomerationstendenzen unter 
gleichartigen Prozessen; 3. die Bedeutung der Zusammen- 
hänge unter verschiedenen Prozessen. Standortsfaktor ist 
ihm ein scharf abgegrenzter Kostenvorteil, der einen industriellen 
Prozeß hierhin oder dahin zieht. Nur Empirie lehrt uns die die Kosten 
vermindernden Standortsfaktoren. Es kommen Kosten von Grund- 
und Sachkapital, von Material und Kraft, von Arbeit, von Transport 
der Materialien, Kraftstoffe und der Produkte, die Verbrauchsquote 
des stehenden Kapitales und die Verzinsung des Verbrauchskapitals 
in Betracht. In feiner Weise werden die Wirkungen dieser Kosten- 
elemente dargelegt und gewertet. Eine Darstellung der tatsächlichen 
Entwicklung und Agglomeration führt dann hinüber zur kapitalisti- 
schen Theorie, wobei er gebundenen Kapitalismus (schwere Produk- 
tıon, Verlagshandwerk, ländliche Verlagsproduktion) und den freien 
Kapitalismus schildert, welch letzterer teils durch die Materialunter- 
lage, teils durch Konsumentierung oder durch Arbeitsorientierung 
beeinflußt wird. 
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Wie die Arbeit Alfred Webers ist auch die Arbeit von Weyer- 
mann eine neue Erweiterung der Theorie der Nationalökonomie. 
Natürlich ist der Zusammenhang zwischen Technik und Wirtschaft 
der theoretischen Nationalökonomie nie entgangen. Von Ad. Smith 
angefangen hat man ihn gekannt und die historische Schule hat ge- 
rade auch auf die Darstellung ihrer geschichtlichen Entwicklung gro- 
Bes Gewicht gelegt. Nur v. Zwiedineck, namentlich Julius Wolf und 
andere haben die Technik schon besonders behandelt. In solch syste- 
matischer Weise aber, wie Weyermann uns die Zusammenhänge vor- 
führt, ist die Darstellung neu. Weyermann scheidet lohn- 
arbeitsintensive und maschinenintensive Industrien, die 
zugleich kapitalintensive Industrie ist: Letztere überwiegt 
in der Schwerindustrie, Kraftlieferung, chemischen, Papierindustrie, 
Teile der Textil- und Metallindustrie, Großbrauereien, heute auch 
Brotfabriken. Lohnarbeitsintensive Industrien sind feinere Stickerei-, 
Seiden-, feinere Glas-, keramische Industrie, dann Holz- und Schnitz- 
stoffindustrie, Leder, Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Bauge- 
werbe, Bekleidungsindustrie. Diese letztere Gruppe schließt die Ka- 
pitalintensität nicht aus in bezug auf die Größe des Betriebes, 
aber wohl in bezug auf die Größe des stehenden Kapitals. 
Die ökonomischen Folgen der Technik in den 
Hauptindustrien sind x. das Kapitalminimum und Optimum; 
2.der Kapitalumschlag und die Kredittypen, die 
dabei in Anspruch genommen werden. Die dabei entstehenden Grö- 
Benverhältnisse zwischen stehendem Kapital und Arbeit, die Beschaf- 
fungsmöglichkeiten für das Kapital sind Gegenstand der weiteren 
Erörterung, die dann übergeht zu der Betrachtung der lohnintensiven 
Industrien. In beiden Fällen wird an konkreten Beispielen der Pro- 
bleme gezeigt, in welchem Maße die eine oder andere Form überwiegt 
und die Technik mit qualifizierter und unqualifizierter Arbeit zu rech- 
nen hat. In dem zweiten Teil werden dann die ökonomischen Folgen 
der Technik in den Hauptindustrien dargestellt, und zwar zunächst 
die technisch bedingten Kapitalverhältnisse (wie schon erwähnt: 
Optimum, Kredittypen). Dieser Untersuchung folgt die Betrachtung 
der technisch bedingten Bezugs- und Arbeitsverhältnisse. Technisch 
bedingte Lohnverhältnisse sind Gegenstand des letzten Abschnittes 
dieses Teiles. In ihm werden die Einflüsse der Technik auf die rela- 
tive und absolute Bewegung der Lohnarbeit, auf die Lohnstufen und 
die Lohnsysteme, auf die intellektuelle Rangstufe der Arbeit, ihre 
Variation, Anstrengung in physischer und psychischer Hinsicht, end- 
lich das Maß der privaten Arbeiterfürsorge, die Ständigkeit und der 
Wechsel der Arbeiter in Stellungen, sowie die durch die Industrien 
und den Absatz gegebene stabile und schwankende Lohnarbeiterkapa- 
zität untersucht. Dieses Kapitel ist von besonderem Interesse, da es 
die technisch bedingten Variationen in der Stellung der Arbeiter gut 
hervorhebt. Eine Betrachtung über die Gesamtrichtung und die Gren- 
zen der technischen Entwicklung schließt die Arbeit ab. Der Verfasser 
gibt zu, daß die Handarbeitstechnik für alle Zeiten unentbehrlich 
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ist. Aber die ökonomische Selbständigkeit ist dadurch nicht garan- 
tiert. Vielmehr müsse man die Prognose stellen, daß die Kapital- 
technik sich noch weiter ausdehnen wird. 

Im Zusammenhange mit den beiden Abhandlungen von Weber 
und Weyermann steht die ausgezeichnete Darstellung von Leitner, 
die Betriebslehre der kapitalistischen Großindustrie. Auch dieser Teil 
des Gesamtbandes ist eine Neuerung. Bisher hat die wissenschaft- 
liche Nationalökonomie der Buchhaltung, Bilanzlehre, Kreditauf- 
nahme, der Handelsaufgaben der Großindustrie kaum eine genügende 
Beachtung geschenkt. Wohl wurde und wird in der Theorie von den 
Bedingungen der Konkurrenz gesprochen. Welch komplizierter Appa- 
rat der Kalkulation und Rechnungsführung aber vom Unternehmer 
beherrscht werden muß, das zeigt uns erst die vortreffliche, klare Dar- 
stellung. Von der Rechnungsführung industrieller Unternehmungen 
im allgemeinen ausgehend, werden die doppelte Buchhaltung und die 
Methoden der Selbstkostenermittelung besprochen. Schematische 
Uebersichten erleichtern dem Laien, in die Geheimnisse der Buchung und 
kaufmännischen Rechnung einzudringen. Die $$4—9 behandeln in Kürze 
die Kostenberechnung, das Anlagekapital, die Roh- und Hilfs- 
stoffe, die Arbeitslöhne, die Handlungsunkosten. Wichtig ist die Frage 
der Abschreibungen und der Reserven, sowie der Schulden. Bilanz- 
gewinnberechnung und Berechnung der Rentabilität schließen die- 
sen Teil ab. Im zweiten äußerlich nicht geschiedenen Teil wird die 
Organisation des äußeren und des inneren Betriebes bis in die Details 
des Briefwechsels mit Lieferanten, Kunden und anderen Geschäfts- 
freunden, sowie die Kontrolle behandelt. Die äußere. Organi- 
sation des Betriebes tritt in ihren verschiedenen Formen auf, die Be- 
handlung von Fragen des direkten und indirekten Exportes, die recht- 
lichen Grundlagen des Absatzes, die Kalkulation der Verkaufspreise, 
Lieferungszeit usw. vervollständigen das Bild des Betriebes. Ab- 
schließend wird das Unternehmerrisiko behandelt. Das Kreditrisiko 
gegenüber dem Abnehmer der Produkte, das Konjunkturenrisiko, 
Veränderungen in den Preisen der Rohstoffe, Fertigfabrikate, in den 
Wechselkursen, in der Mode, daher in der Verkäuflichkeit geben zahl- 
reiche Momente des Risikos, deren Deckung zum größten Teil durch 
Selbstversicherung, genaue Kontrollmaßregeln und Reserven erfolgt. 

Die Tatsachen der finanziellen Organisation der Industrie mußte 
Leitner als gegeben annehmen. Herr Vogelstein behandelt sie 
in guter Form in seiner Abhandlung. Daß er hiebei den »modernen 
industriellen Monopolen« den größeren Teil seiner Untersuchung wid- 
met, ist eine charakteristische Tatsache. Die Monopolisierungsten- 
denz in Deutschland auf dem Gebiete der Industrie steht hinter der 
der Vereinigten Staaten nicht mehr zurück. Das Problem der finan- 
ziellen Organisation der Großindustrie liegt in dem Bedarf an großem 
stehenden Kapital, das nicht wie beim Besitzkredit des Landwirtes 
durch Hypotheken beschafft werden kann. In England stehen 
dafür Persönlichkeiten mit großen Vermögen zur Verfügung, keine 
Banken oder Kaufleute. Es kommt auch vor, daß industrielle Ak- 
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tiengesellschaften Depositen aufnehmen. In den Vereinigten 
Staaten ist die Großindustrie inengster Verbindung mit dem Bank- 
system oder mit Großkaufleuten, welche sie kontrollieren. »Der 
deutsche Industrielle pflegt zu borgen, so viel er kann, von wem 
er kann, auf jede Methode und für alle Zwecke.« Bankkredite von 
10—20 Millionen sind regulär, in manchen Fällen steigen sie auf 30 
bis 50 Millionen. Diese Verbindung mit den Großbanken führt na- 
mentlich bei den Stapelindustrien, die über bedeutendes flüssiges 
Kapital verfügen, zur Ausgabe von Obligationen oder Neuemissionen. 
In ungemein klarer Weise betrachtet der Verfasser die drei Möglich- 
keiten der Ausdehnung: ı. Vergrößerung der Produktion im eigenen 
Betriebe; 2. Vereinigung verschiedener Produktionsstufen in einer 
Unternehmung oder ihre Trennung (Integration und Differenzierung) ; 
3. Spezialisierung durch Produktion eines einzelnen Produktes ım 
Großen. Bestimmend für die Grenze der Größe sei das Ertragsge- 
setz, das er als universelles aufstellt: das Gesetz des zuerst zuneh- 
menden, bei weiterer Ausdehnung abnehmenden Ertrages. Die Unter- 
suchung der technischen und außertechnischen ((Markt- und Kon- 
junkturverhältnisse) bildet den Schluß des zweiten Teiles. Ungemein 
klar werden im weiteren die historische Entwicklung der industriellen 
Monopole und die Formen, in denen sie zuerst als Kartelle (Kon- 
ditions-, Gebiets-, Mengen-, Preis-, Gewinnverteilungskartelle), dann 
als Syndikate, dann als gemeinsame Verkaufsstelle und endlich 
als Trusts auftreten, die die Herrschaft über andere Unterneh- 
mungen durch Besitz der Mehrheit stimmberechtigter Anteilscheine 
ausüben. Die Arten und Voraussetzungen der Monopole, ihre Politik 
und die öffentliche Meinung über Giesen industriellen Feudalismus 
werden zum Schlusse in knappen und wertvollen Urteilen geschildert. 
Herr Vogelsteinglaubtnicht an eine Nachahmung der amerikanischen 
Monopolgesetze, doch hält er es für notwendig, sie einer Regelung 
zu unterwerfen unter allgemeine staatliche und gesellschaftliche Ziele. 

Die schöne Untersuchung über Arbeitsbedarf und Lohnpolitik 
der modernen kapitalistischen Industrie von Zwiedineck geht 
vom Begriff des Arbeitsbedarfes aus, die das Verlangen nach einer ge- 
wissen Menge von Leistungen, welche nicht von Maschinen ausgehen 
können, sondern auf der persönlichen Kraft von Menschen beruhen. 
Der Arbeitsbedarf ist eine technisch-kulturell und historisch bestimmte 
Größe: natürliche, rechtliche, technische, wirtschaftliche (Absatz- 
möglichkeit) Bedingungen bestimmen jeweils seine Größe. Nach einer 
Darstellung der Qualitätsstufen der Arbeit: gelernte, angelernte und 
ungelernte, die durch konkrete Zahlenverhältnisse in Industrien be- 
legt werden, behandelt der Verfasser die Bestimmungsgründe für 
den Arbeitsbedarf in der kapitalistischen Produktion. Es sind sach- 
liche (technische Gestaltung des Betriebes) und ökonomische Be- 
dingungen maßgebend. Es gibt ein Optimum der Verhältnisse der 
Lohnsumme zu den allgemeinen Kosten, wofür Verfasser aus ameri- 
kanischen Erhebungen interessante Beispiele gibt. Auch die Lohn- 
höhe wirkt auf den Arbeitsbedarf, daher die Versuche, die Zahl der 
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' Arbeiter durch technisch-maschinelle Arbeit zu vermindern, durch 
Arbeitszerlegung, insbesondere Akkordlohnsysteme, zu größerem 
Lohn aber auch größerer Leistung zu bringen. Immer aber haben die 
Arbeiter die Verschiebungen zu tragen, die sich in der Größe des Ar- 
beitsbedarfes durch äußere Verhältnisse: Jahreszeit, Konjunktur, 
Modewechsel und dergl. ergeben. Indem Abschnitt Lohnpolitik 
werden dann dieLohnbemessungsmethoden beschrieben, namentlich das 
Akkordsystem, das immer häufiger in Verbindung mit Zeitlohn auf- 
tritt, da die Arbeiter sich dagegen wehren, d. h. außerordentliche 
Leistungen eines Arbeiters zur Grundlage der Löhne aller Arbeiter 
gemacht werden. Höhere Löhne, höhere Leistung sei ein Satz, der 
nicht von allgemeiner Geltung sei. Die Bedingungen dafür sind in- 
dividuell zu prüfen, jedenfalls erwartet der Verfasser keinen Erfolg 
von Formen der Beteiligung der Arbeiter am Ertrag. 

Die Besonderheiten des Bergbaues, der zwischen Urproduk- 
tion und Industrie steht und eine historisch gewordene Organisation, 
namentlich auch der Arbeiter besitzt, stellt Eberhard Gothein 
in seinem Beitrag in fünf Abschnitten dar. Der erste behandelt die 
Stellung des Bergbaues in der Volkswirtschaft und seine Abhängig- 
keit vom Vorkommen und der technischen Möglichkeit der Gewin- 
nung von Mineralien. Dadurch wird hier mehr als bei den Handels- 
und Industriegewerben der Standort und die Betriebsintensität der 
Betriebe durch die Natur bestimmt. Die Transportunkosten spielen 
bei dem schweren Material natürlich auch eine große Rolle und da 
die Ergiebigkeit der Bergwerke je nach dem Produkt und der natür- 
lichen Lage derselben sehr verschieden sind, ist für die Preisbildung 
nicht eine einfache Regel aufzustellen. Der Handel und die Verbilli- 
gung der Transporte spielen dabei eine große Rolle. Vor allem ist bei 
den Großproduktionen von Bergwerksprodukten die Bedingung für 
Kartellbildung in besonders günstiger Weise gegeben. An dem Koh- 
len-, Roheisen- und Petroleumsyndikat wird dies nachgewiesen. Das 
staatliche Kalimonopol hält der Verfasser für verfehlt. Aber er spricht 
es doch aus, daß zweifellos durch die Monopole für Regelungen des 
Staates zahlreiche Bedingungen gegeben sind. Der Abschnitt über 
die Bergleute und die sozialen Verhältnisse zeigt uns den Verfasser 
als einen warmen Freund einer sozialen Ordnung des Arbeitsverhält- 
nisses gegenüber einer rein privatwirtschaftlichen und gewiß beruft 
er sich mit Recht auf die historisch ausgebildeten Gemeinschaftsinter- 
essen von Unternehmern und Bergleuten. 

Adolf Weber schließt den Band mit einer kurzen Abhand- 
lund über die Fragen des Wohnungsbedarfes und die Art der Woh- 
nungsproduktion. In dem Nachweis der Literatur gibt er zugleich 
einen geschichtlichen Ueberblick über das Entstehen der Wohnungs- 
frage als volkswirtschaftliches Problem. Seine Darstellung ruht auf 
konkreten Angaben über die beiden Probleme, doch behält er sich vor, 
die daraus sich ergebenden Fragen nach einer Boden- und Wohnungs- 
politik an einer andern Stelle des Grundrisses zu behandeln. 
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Spann, Dr., Othmar, Professor in Brünn, kurzgefaßtes System 
der Gesellschaftslehre. Berlin 1914. J. Guttentag. 
XVI und 384 Seiten. M. 9.—. 

Der Standpunkt, von welchem diese scharfsinnige und gedanken- 
reiche Gesellschaftslehre ausgeht, wird in der Vorrede in folgender 
Weise gekennzeichnet: »Für die Gesellschaftswissenschaften muß 
immer das eigene kristallene Fundament der reinen Begriffe ihrer 
Gegenstände allein maßgebend bleiben. Gegenwartserfahrung, Sta- 
stitik, Beschreibung und in zweiter Linie noch die Geschichte der 
Kulturvölker bilden daher ihre wahren empirischen Ausgangspunkte. 
Was die Familie, der Staat, die Kirche, die Religion, die Kunst ihrem 
Wesen nach sind, und welche Funktionen sie in der Gesellschait 
haben, darüber kann uns keine urgeschichtliche Darstellung, nur 
die eigene Begriffsarbeit Aufklärung verschaffen«. Nach einer Po- 
lemik gegen die in der Soziologie herrschende entwicklungsgeschicht- 
liche Methode und gegen die Anwendung des Darwinismus, den der 
Verfasser auch in Bezug auf die Naturwissenschaft für eine über- 
lebte Theorie erklärt, heißt es: »Die reine Begriffsarbeit auf der einen 
Seite, die systematische Anknüpfung an die Philosophie auf der 
andern — das muß jetzt in den Vordergrund treten«e. Wer daher 
aus dem Titel des Werkes von Othmar Spann schließen wollte, daß 
eine Zusammenfassung von Ergebnissen der bisherigen Gesell- 
schaftswissenschaft geboten wird, käme nicht auf seine Rechnung. 
Der Verfasser geht seinen eigenen Weg; sein Werk könnte am passend- 
sten als Philosophie der Gesellschaft vom Standpunkte der ideali- 
stischen Weltanschauung bezeichnet werden. So erscheint es dann 
begreiflich, wenn als Begründer der Gesellschaftslehre nicht etwa 
St. Simon und Comte sondern Kant und Fichte bezeichnet werden 
(S. 330 ff.). Es ist natürlich nicht möglich, an dieser Stelle zu der 
prinzipiellen Auffassung Spann’s ausführlich Stellung zu nehmen. 
Jedenfalls ist die Richtung, welche der Verfasser einschlägt, keines- 
wegs die allein berechtigte; die empirisch beschreibende und ent- 
wicklungsgeschichtliche Methode wird auch in der Gesellschaftslehre 
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ihren vollen Wert behalten. Wenn dabei Uebertreibungen vorkommen, 
wenn namentlich willkürlich und voreilig »Gesetze der Entwicklung« 
konstruiert werden, so verdient dies scharfe Kritik, an welcher sich 
— nebenbei bemerkt — auch der Referent gelegentlich beteiligt 
hat. Es steht also bei der Soziologie ähnlich wie bei einer besonderen 
Gesellschaftswissenschaft, nämlich bei der Nationalökonomie, deren 
Vertreter sich immer mehr der Ansicht zuneigen, daß die ver- 
schiedenen Methoden, insbesondere die exakte, begrifistheoretische 
und die historisch-beschreibende Richtung nebeneinander ihre volle 
Berechtigung besitzen. 

Nach einer Skizze, betreffend den Stand der Schulen und Me- 
thoden in der Gesellschaftslehre präzisiert der Verfasser im ersten 
Buche seines Werkes seinen eigenen Standpunkt in folgender 
Weise. Die Gesellschaftslehre bedeutet nicht eine Zusammenfassung 
der Ergebnisse, welche die einzelnen Sozialwissenschaften aufweisen ; 
sie bedeutet vielmehr eine Grundwissenschaft, deren Objekt eben 
die Gesellschaft bildet. Es handelt sich aber nicht bloß um eine 
Lehre von den sozialen Formen (Georg Simmel) wie etwa der Ueber- 
und Unterordnung, Arbeitsteilung, Konkurrenz usw., sondern um 
eine Erforschung des Aufbaues und Inhaltes des gesamten Gesell- 
schaftskörpers, sowohl seines formellen Gefüges als seiner sachlichen 
Gliederung in Lebensinhalte. Ferner gehört dazu auch die Unter- 
suchung der geschichtlichen Veränderungen des gesellschaftlichen 
Ganzen und seiner Besonderungen; doch hat der. Verfasser den letzt- 
genannten Teil der Gesellschaftslehre im Rahmen seines Werkes 
nicht behandelt. Ob diese gewollte Lücke für die volle Erfassung 
der behandelten sozialen Erscheinungen, namentlich für das Recht 
und den Staat einigermaßen abträglich geworden ist, möge vor- 
läufig dahingestellt bleiben. Besondere Sorgfalt verwendet der Ver- 
fasser in den einleitenden Erörterungen noch auf die methodischen 
Grundfragen, namentlich auf die Widerlegung des Einwandes, daß 
die Gesellschaft als solche mangels einer Realität nicht das Objekt 
einer besonderen Wissenschaft bilden könne. Spann erklärt dem 
gegenüber, daß die Gesellschaft ein Gesamtzustand, ein Kollektivum 
sei und als solches dinghaft erscheine; was man als Teile des Ganzen 
zu bezeichnen pflegt, seien bloße Eigenschaften des Gesamtzu- 
standes. Der Verfasser beruft sich hier auf den bekannten Ausspruch 
von Aristoteles, wonach das Ganze notwendig früher sei als der Teil. 
Der Verfasser kommt übrigens im dritten Buche seines Werkes 
(»Die Einheitstheorien der Gesellschaft«) auf dieses grundlegende 
Problem nochmals zu sprechen. 

Vorher wird im zweiten Buche der Aufbau der Gesell- 
schaft nach seiner formellen und nach seiner materiellen Seite zur 
Darstellung gebracht. Als Grundelemente in dem Gefüge der Ge- 
sellschaft bezeichnet Spann einerseits die Empfindungen (Gedanken 
und Gefühle), andererseits die Handlungen, in welchen diese Emp- 
findungen zum Ausdruck kommen. Durch die Verbindung der Ge- 
fühle, welche in andern Menschen ihren Widerhall finden, entsteht 
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die Vergemeinschaftung; das gemeinsame Tun erzeugt die Verge- 
nossenschaftung. Daraus entstehen als Grundgebilde der Gesellschaft 
Gemeinschaften und Genossenschaften. Als Hilfsgebilde sind zu 
bezeichnen die Mitteilung und die Veranstaltung; als Hilfsmittel 
des Handelns erscheinen die Güter. Dazu kommen noch die sog. 
Ersatzvorgänge, als da sind die Erziehung (geistiger Ersatz) und 
das Bevölkerungswesen (leiblicher Ersatz). Nun wendet sich der 
Verfasser der Aufgabe zu, den Lebensinhalt der Gesellschaft zu 
schildern, zunächst die individuell bedingten Erscheinungssysteme 
(Lebensinhalt des isolierten Menschen), dann die Veränderungen 
und Neugestaltungen in der Gesellschaft. Dieselben gelangen in 
den sog. Objektivationssystemen der Gesellschaft zum Ausdruck. 
Des Näheren werden unter den »Gemeinschaften« behandelt Wissen- 
schaft, Kunst, Religion und Philosophie. Den Uebergang zu den 
Systemen des Handelns oder Genossenschaften bildet die Moral. 
Das Handeln ist entweder gleichgerichtet (Verbündung) oder gegen- 
sätzlich (Wettbewerb, Politik und Krieg). Daran schließt sich eine 
allgemeine Organisationslehre, insbesondere die Ueber- und Unter- 
ordnung und die Bildung der Verbandspersönlichkeit. 

Die soziologische Bedeutung des Krieges wurde vom Verfasser 
bereits im Jahre 1912 in einer besonderen Schrift untersucht; ihre 
Ergebnisse sind auf S. 135 fi. wiedergegeben. Der prophetische Blick, 
den Spann hiebei bewährt, zeigt sich besonders in folgenden Be- 
merkungen: »Das kriegerische Handeln steht als stärkstes und letztes 
Mittel hinter dem politischen Handeln ....... Das gesellschafts- 
wissenschaftlich geschulte Denken wird niemals zu dem Ergebnis 
kommen, daß der Krieg jetzt und für absehbare Zukunft entbehrlich 
werden könne ..... Wenn die Völker vom Anbeginn bis zum 
gegenwärtigen Augenblick Krieg geführt haben, werden sie wohl 
schwerlich nach Beendigung des tripolitanischen und Balkankrieges 
ewigen Frieden schließen ........ Die bedeutendste Wirkung 
des Krieges ist die, welche auf die Enthüllung des inneren Gefüges 
eines Staatswesens geht; das ist besonders bei bunt zusammenge- 
setzten Staaten wie der Türkei, Oesterreich, Rußland wichtig. Indem 
die Staaten für den Krieg alle ihre inneren Kräfte zusammenfassen 
und nach Außen zum Schlagen bringen müssen, wird der Aufbau 
ihres eigenen Kräftesystems klar. ...... Alle Bande werden 
wahrer und inniger. Indem alle Gemeinschaften ihre Standhaftigkeit 
zu bewähren haben, wird das gesamte Gesellschaftsleben davon 
ergriffen und erprobt«. 

Der folgende Abschnitt führt den Titel: Die Einheitserschei- 
nungen der Gesellschaft. Als solche bezeichnet der Verfasser das 
Recht, den Staat und die Nation. Im Rechte kommt die Einheit 
der Satzungen, im Staate die Einheit der Anstalten und in der Nation 
die Einheit der geistigen Gemeinschaft zum Ausdruck. Die letztere 
Erscheinung wird vom Verfasser mit monographischer Ausführ- 
lichkeit behandelt, während dem Rechte und dem Staate nur kurze 
Ausführungen gewidmet sind. Spann behauptet, daß der Unter- 
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schied von Recht und seinen Vorstufen oder von anderen Satzungen 
darin bestehe, daß alle Satzungen des Staates Recht 
sind; auch das Gewohnheitsrecht beruhe auf der Anerkennung des 
Staates (S. 183). Daß diese Behauptung für große Perioden der Ver- 
gangenheit nicht zutrifft und selbst für die Gegenwart keine unbe- 
dingte Geltung hat, dürfte übersehen sein!). Auch die Annahme, 
daß Recht und Moral eine Einheit bilden (S. 179). wird auf Wider- 
spruch stoßen. Uebrigens gibt der Verfasser selbst zu, daß es em- 
pirisch auch ein unmoralisches Recht gebe. Im Staate erblickt 
der Verfasser die allgemeinste und oberste Anstalt (S. 186). Er ist 
aber nur die ideelle, und nicht die wirkliche Summe aller veran- 
staltenden Handlungen. Dieser Staatsbegriff hat eine gewisse Ver- 
wandtschaft mit jener Auffassung welche ich im »Handbuch der 
Politik« entwickelt habe; nur daß ich mehr die dynamische Seite, 
die Konzentration der Energie hervorhebe, während Spann das 
statische Element, die Veranstaltung in den Vordergrund stellt. 
Auch darin, daß von einer historischen Entstehung des Staates in 
dem Sinne einer erstmaligen Neuentstehung nicht die Rede sein 
kann (S. 193), hat der Verfasser vollkommen recht; das hat übrigens 
schon Eduard Meyer in seiner Einleitung zur Geschichte des Alter- 
tums treffend dargetan. Auch darin kann ich ihm zustimmen, wenn 
er den Staat als einen Grradbegriff bezeichnet; dadurch erscheint 
es möglich, auch den mittelalterlichen Staat zu begreifen. Die Lehre 
von den Staatsaufgaben behandelt der Verfasser an anderer Stelle, 
im dritten Buch im Zusammenhang mit der Lehre vom Individualis- 
mus und Universalismus. 

Der Abschnitt über den Nationsbegriff (S. 195 ff.) bringt zu- 
nächst eine vortreffliche kritische Uebersicht der bisherigen Theorien. 
Spann erblickt das Wesen der Nation in der Kulturgemeinschaft 
und zwar der geistigen Kultur, also Wissenschaft, Philosophie, Re- 
ligion, Moral und Kunst. In Wirklichkeit gibt es jedoch gerade auf 
diesen Gebieten innerhalb derselben geschichtlichen Nation erheb- 
liche Unterschiede und umgekehrt zwischen verschiedenen Nationen 
eine gewisse Gleichartigkeit. Die gänzliche Ablehnung des Begriffs 
der Staatsnation scheint mir daher zu weit zu gehen, ebenso Spanns 
Polemik gegen das Merkmal, wonach in dem Bewußtsein der Zu- 
sammengehörigkeit ein wesentliches Element der Nation zu erklicken 
ist. Ein vortrefflicher Gedanke liegt hingegen in der Annahme, daß 
die Volksgemeinschaft graduelle Verschiedenheiten aufweist; es 
gibt Gesamt- und Teilnationen, innerhalb derselben Kulturgemein- 
schaft aktive und passive Mitglieder; selbst in den Ständen liegen 
verschiedene Grade der nationalen Gemeinshaft. Jedenfalls ge- 
hört dieses Kapitel zu dem Besten, was über das schwierige Thema 
geschrieben worden ist. 

Den Glanzpunkt des Spannschen Werkes bildet zweifellos 
das dritte Buch, welches die Einheitstheorien der Gesell- 








1) Vgl. Eugen Ehrlich, Soziologie des Rechts, 
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schaft, speziell das Problem »Individualismus oder Universalismuss« °) 
untersucht (S. 233 ff). Die Grundfrage wird in folgender Weise 
formuliert: Was ist das Primäre, Ursprüngliche, die logisch 
maßgebende Wirklichkeit in der menschlichen Gesellschaft, der 
Einzelne oder die Gesellschaft? Oder worin liegt der Grund für 
die menschliche Gesellschaft, beruht sie auf den Individuen oder be- 
ruhen die Individuen auf der Gesellschaft? Besteht sie nur aus den 
Individuen oder gibt es darüber hinaus eine besondere Wesenheit im 
gesellschaftlichen Ganzen? Schon bei dieser Fragestellung kann 
ich ein Bedenken nicht unterdrücken, nämlich, ob es sich hier wirklich 
um einen kontradiktorischen Gegensatz handelt. Gerade die erste 
Frage, ob der Einzelne oder die Gesellschaft das Frühere sei, kann 
wohl kaum anders beantwortet werden, als daß weder historisch 
noch logisch eine Priorität des Individuums oder der Gemeinschaft 
anzunehmen ist. Das Historische beiseite setzend, muß man fest- 
stellen, daß eine Gemeinschaft nicht denkbar ist ohne Wechsel- 
wirkung der Individuen und daß umgekehrt ein wahrhaft mensch- 
liches Individuum eine geistige Gemeinschaft voraussetzt. Ein 
zweites Bedenken, das ich gegen die Formulierung von Spann vor- 
bringen möchte, liegt darin, daß der Verfasser den von ihm sonst 
mit Geschick verwendeten Gradbegriff an dieser Stelle gar nicht 
in Erwägung zieht. Sollte es nicht möglich sein, an Stelle eines 
schroffen Entweder-Oder eine graduelle Verschiedenheit in dem 
Verhältnisse zwischen Individuum und Gemeinschaft im Laufe der 
geschichtlichen Entwicklung festzustellen? Endlich möchte ich 
die Frage aufwerfen, ob es sich hier überhaupt — wenn man von dem 
geschichtlichen Gesichtspunkte absieht — nicht so sehr um ein lo- 
gisches als um ein ethisches Problem handelt. Soll der Schwer- 
punkt des Kulturlebens im einzelnen Menschen liegen oder in der 
Gemeinschaft? Auf alle diese Fragen kann natürlich hier nicht 
näher eingegangen werden 3). 

Der Verfasser entscheidet sich, wie nicht anders zu erwarten, 
für das System des Universalismus. Bei seiner Formulierung findet 
er (S. 246) die meiste Uebereinstimmung mit den Lehren von Fichte, 
Schelling und Hegel. Das Wesen des Universalismus wird dahin 
gekennzeichnet, daß in dem geistigen Zusammenhange der einzelnen 
Menschen der Quellpunkt und das Wesen der Gesellschaft liege; 
sie ist schöpferische Geistigkeit, das Individuum nichts Fertiges 
sondern etwas \Werdendes. Dem Einzelnen verbleibt jedoch die 
Ichform aller geistigen Vorgänge; die geistig-moralische Selbstbe- 
stimmung wird durch den Universalismus nicht beseitigt. Als ge- 
schichtliche Gestaltungen desselben werden (S. 279 ff.) bezeichnet: 
die theokratische und die organische Staatslehre, der Sozialismus, 





2) Dafür verwenden andere Autoren die Ausdrücke: Kollektivismus, So- 
zialismus, Transpersonalismus, 

3) Vgl. meine Besprechung des Werkes von Chatterton-Hill „Individuum 
und Staat« in der Zeitschrift »Die Geisteswissenschaften« Bd. 1, S. 520. 
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der Konservativismus, der Klerikalismus, die Schutzzolllehre und 
die sozialreformatorische Richtung — wie man sieht, eine ziemlich 
bunte Gesellschaft! Als politische Folgerung des Individualismus 
wird das Mindestmaß der Staatsaufgaben, als seine geschichtliche 
Ausprägung werden der Machiavellismus, das Naturrecht und der 
Anarchismus bezeichnet. Sein Freiheitsbegriff bestehe in der Au- 
tarkie des Individuums (S. 303), der des Universalismus in der har- 
‚monischen Ausbildung des Einzelnen unter Rücksicht auf das Ge- 
meinschaftsverhältnis (S. 306); an Stelle des individualistischen 
Gleichheitsbegriffes rückt hier die Idee der Gerechtigkeit (S. 3II); 
die Staatsaufgabe liegt im Höchstmaß an Gemeinschaftlichkeit 
(S. 313). Dazu möchte ich bemerken, daß die Frage der Einschrän- 
kung oder Ausdehnung der Staatszwecke, wie die Geschichte der 
Staatslehre zeigt, keineswegs immer im Einklange mit dem theo- 
retischen Ausgangspunkte — Individualismus oder Universalismus — 
beantwortet wird. So war Hobbes zweifellos naturrechtlicher In- 
dividualist und doch ein Vertreter der staatlichen Omnipotenz; 
umgekehrt erscheint Herbert Spencer trotz seiner Organismus- 
lehre als einer der schroffsten Vertreter des Laissez-faire-Gedankens: 
welche Wandlungen die Staatslehre Fichtes durchgemacht hat, 
ohne ihren naturrechtlichen Ausgangspunkt zu verlassen, ist be- 
kannt. Es erscheint mir daher die These des Verfassers, daß zwischen 
der gesellschaftstheoretischen Grundauffassung und den praktisch- 
politischen Postulaten ein notwendiger Zusammenhang bestehe, kaum 
haltbar. 

Ein interessantes Kapitel in der Lehre von den Einheitstheo- 
rien der Gesellschaft führt den Titel: Die Abgeschiedenheit 
(S. 284 ff.). »Der Abgeschiedene sucht und sieht nur eines, nur das 
göttliche Prinzip, das hinter der Welt steht. Gemeinschaft mit diesem 
erfühlten Weltgeiste, Gemeinschaft ohne Vermittlung durch Natur 
oder Seele, unmittelbare Gemeinschaft mit diesem Gött- 
lichen selbst — das ist das Wesen der Abgeschiedenheit. Welt- 
flucht und Menschenflucht sind daher ihre Begleiterscheinungen«. 
Als geschichtliche Beispiele der Abgeschiedenheitslehre werden 
Plato, das Urchristentum, Meister Eckehart und die indische Philo- 
sophie behandelt. Da der Verfasser aber (S. 286) selbst zugibt, daß 
es sich dabei um keine vollständige Gemeinschaftsidee handelt — 
Staat und Gesellschaft können nach ihr nicht konstruiert werden — 
so scheint mir die Abgeschiedenheitslehre trotz ihres großen kultur- 
historischen Interesses nicht gut als eine Art der Gesellschaftstheorie 
bezeichnet werden zu können. 

Das vierte und fünfte Buch enthalten die philosophischen Fol- 
gerungen, welche aus der Theorie des Verfassers abzuleiten sind, 
und zwar unter Berücksichtigung von Kant und Fichte; ferner wird 
ein System der Gesellschaftswissenschaften auf dieser Grundlage 
entworfen. Dieselben dürfen, so lehrt Spann, in keiner Weise als 
angewandte Naturwissenschaften betrachtet werden. »Biologie und 
Psychologie können nur entfernt und oberflächlich zur Erkenntnis 
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des Gesellschaftlichen beitragen, weil eben der Mensch nicht, in- 
sofern er ein Naturwesen ist, in seine großen und bestimmenden 
Gemeinschaften eingeht, sondern gerade insofern er es nicht ist. 
insofern er einem eigenen Reiche des Wollens und Sollens angehört 
und zum Höchsten des Wahren, Guten und Schönen hinanstrebt...... 
Das endlich führt, gerade entgegengesetzt, zu einer engen Verbindung 
mit den Normwissenschaften und, da diese nur Teile der Philosophie 
sind, zu dieser.« 

Wie immer man sich zur Methode dieser »Gesellschaftslehre« 
stellen mag, wird man den Eindruck empfangen, daß ein selbständiger 
Denker von großem Blick den Versuch gemacht hat, eine idealistische 
Soziologie in energischer Linienführung zu entwerfen, ein Versuch, 
der unter allen Umständen als im höchsten Grade anregend bezeichnet 
werden muß. 
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Eine Grundlegung der Rechtssoziologie *). 
Von 
HANS KELSEN. 


Wenn einer der Führer und Begründer der neuestens immer 
stärker vordringenden sogenannten »soziologischen« Rechtswissen- 
schaft mit einem großen Werke vor die Oeffentlichkeit tritt, dessen 
Titel ankündigt, die Grundlegung dieser neuen Wissenschaft 
zu geben, so hat man alle Ursache, an solches Unternehmen mit 
gespannter Erwartung und großer Hoffnung heranzutreten. Denn 
was all den zahlreichen Versuchen, die Rechtswissenschaft an Haupt 
und Gliedern zu reformieren, den vielen, mitunter sehr leidenschaft- 
lichen Attacken, die unter der Fahne der »Soziologie« gegen eine 
rückständige und unwissenschaftliche Jurisprudenz geritten wur- 
den, gänzlich gefehlt hat, so sehr gefehlt hat, daß man ernstlich 
bezweifeln mußte, ob hinter dem gemeinsamen Schlagwort der »Sozio- 
logie« tatsächlich ein einheitliches, auf ein klares und bestimmtes Ziel 
gerichtetes Streben steht, das war eine wissenschaftliche Gr u n d- 
lage. Und wenn überhaupt jemand imstande und berufen war, 
diese Grundlagen auszubauen, so ist es sicherlich Eugen Ehrlich, 
dessen geistreichen und in ihrer lebendigen Rhetorik bestechenden 
Schriften seit mehr als zwei Jahrzehnten in diesem Kampfe um die 
Rechtswissenschaft stets führend und richtunggebend eine starke 
Gefolgschaft geworben haben. 

Der fundamentale Gegensatz, der die Rechtswissenschaft in 
bezug auf Gegenstand und Methode in zwei von Grund aus ver- 
schiedene Richtungen zu spalten droht, ergibt sich durch die doppelte 
Betrachtungsweise, der man die Rechtserscheinung unterwerfen 
zu können glaubt. Man kann das Recht als Norm, d. h. als eine 
bestimmte Form des Sollens als spezifische Soll-regel betrachten 
und demgemäß die Rechtswissenschaft als eine normative 
und deduktive Wert wissenschaft, wie die Ethik oder Logik, 
konstituieren!). Man versucht aber auch, das Recht als einen Teil 


*) Eugen Ehrlich, Grundlegung der Soziologie des Rechts. München 
und Leipzig, Duncker u. Humblot 1913. 409 Seiten. Preis geheftet M. 10 —. 
1) Das rechtliche Sollen steht neben dem sittlichen, dem ästhetischen, 
dem logischen, dem grammatischen Sollen als eine von mehreren Soll-Möglich- 


840 Hans Kelsen, 


der sozialen Wirklichkeit zu begreifen, als Tatsache oder 
Vorgang, desen Regelmäßigkeit auf induktivem 
Wege erfaßt und kausal erklärt wird. Das Recht ist hier eine 
Seinsregel bestimmten menschlichen Verhaltens, die Rechts- 
wissenschaft eine nach dem Muster der Naturwissenschaften arbei- 
tende Wirklichkeits wissenschaft. Ob und inwiefern sie 
-als solche auch eine Sozialwissenschaft ist, wird zwar damit 
noch keineswegs gesagt. Allein sofern man einer Regel, die ein ge- 
wisses gleichartiges Verhalten der Menschen in ihrem Zusammenleben 
aussagt, den Charakter des Sozialen zuspricht, ist eine Wissen- 
schaft, die solche »soziale« Regeln, die Regeln des Rechtslebens oder 
die Rechtsregeln aufzusuchen bemüht ist, als Sozialwissenschait 
oder, wenn man will, als Soziologie zu bezeichnen. Daß eine solche 
Soziologie theoretisch möglich und zur Erklärung des menschlichen 
Zusammenlebens wünschenswert ist, soll zurächst nicht bezweifelt 
werden. Ob und inwiefern eine Soziologie des Rechtes möglich ist, 
wird später noch zu untersuchen sein. Jedenfalls muß man sich 
darüber klar sein, daß eine Soziologie des Rechtes nach Gegen- 
stand und Methode von einer Rechtswissenschait wesentlich ver- 
schieden ist, die sich zur Aufgabe stellt, zu erkennen, nicht was 
tatsächlich ist, sondern was von Rechts wegen sein soll, einer 
wertenden, nicht erklärenden, m. a. W.: einer norma- 
tiven Rechtswissenschaft. Von einem Kampf beider Disziplinen 
in dem Sinne, als ob vom allgemeinen Standpunkte wissenschaft- 
licher Erkenntnis nur entweder die eine oder die andere möglich 
und berechtigt sei, kann natürlich nicht die Rede sein?). Ganz und 


keiten. Der Rechts-Wert ist somit nicht als absoluter, sondern nur als relativer 
Wert zu denken. Der Begriff des Sollens muß eben — gerade mit Rücksicht 
auf die Rechtswissenschaft — in einem rein formalen Sinne genommen 
werden. Dies wird hier gegenüber der allerdings jetzt regelmäßig vertretenen 
Auffassung betont, die das »Sollen nur im materiellen Sinne eines absoluten 
Wertes versteht. Die Erkenntnis (nicht aber die Statuierung) 
des rechtlichen Sollens obliegt der Rechtswissenschaft; in diesem Sinn ist sie 
normativen Charakters. Vgl. dazu meine Hauptprobleme der Staatsrechts- 
lehre, Tübingen ıgıı, S. 3 ff. 

2) Neuerdings hat Radbruch (Grundzüge der Rechtsphilosophie, Leipzig 1914) 
den Versuch gemacht, im Anschluß an das Rickertsche Wissenschaftssystem 
dem Begriff des Rechtes und sohin der Rechtswissenschaft zwischen 
den Kategorien des Seins und Sollens ihren Platz anzuweisen. Dieses »merk- 
würdige Zwischenreich« (S. 38) ist das Reich der»K u ltu re; der Rechtsbegniff 
ein Kulturbegriff, die Rechtswissenschaft eine Kulturwissenschaft. Zu einer 
nähern Auseinandersetzung mit dieser Auffassung ist bier kein Anlaß. 
Ihre logische Unmöglichkeit ergibt sich aber schon aus den einleitenden Aus- 
führungen Radbruchs selbst. #»Kulturerscheinung ist ein Seins gebilde inso- 
ferne es zum Gegenstande einer Beurteilung (i.e. Bewertung) ge- 
macht werden kann, insofern es mögliches Substrat eines Wertes oder Unwertes 
ist« (S. 39). Und so ist nach Radbruch auch das Recht ein »Seinsgebilde«. 
soferne es dem Gerechtigkeitswerte zum Substrate dient (S. 39). Allein wie kann 
ein Seinsgebilde zum Substrate eines Wertes werden, wenn Radbruch 
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gar unzulässig ist lediglich eine Vermengung der Problemstellung 
beider Richtungen, ein Synkretismus der Methoden 
normativer Jurisprudenz und explikativer Rechtssoziclogie 3). 

Ob es unter solchen Umständen noch einen Sinn haben kann, beide 
Arten wissenschaftlicher Erkenntnisrichtung gemeinsam als R ec h ts- 
wissenschaft zu bezeichnen und so den Schein eines gemeinsamen 
Objektes zu erwecken, muß fraglich sein. Denn mit der Verschiedenheit 
der Betrachtungsrichtung und Denkform — hier Sein, dort Sollen — 
hat sich auch eine vollständige Verschiedenheit des Objekts ergeben. 
Dasjenige, was die Menschen in irgend einer Beziehung regelmäßig 
tun, und dasjenige, was sie von Rechts wegen tun sollen, 
muß selbst dann noch als etwas formal gänzlich Verschiedenes 
gelten, wenn der Inhalt der Normen, die bestimmen, was ge- 
schehen soll, mit dem Inhalt jener Regeln zusammenfällt, die aus- 
sagen, was tatsächlich geschieht; m. a. W., wenn es kein anderes 
als ein Gewohnheitsrecht gäbe. Es kann von einem rein metho- 
dologischen Standpunkte aus darüber kein Streit herrschen, 
daß die Art der Erkenntnisse, deren Inbegriff de normative 
Jurisprudenz bildet, die Urteile über Rechtspflichten und 
Berechtigungen, über Rechtsnormen im Sinne von 
Sollregeln und Sollrelationen, einer soziologischen Rechts- 
wissenschaft, die es nur mit dem Sein zu tun hat, völlig fremd 
sein müssen. Eine »soziologische« R ec hts wissenschaft kann 
niemals aussagen, wozu und unter welchen Bedingungen eine Person 
oder eine Kategorie von Personen rechtlich verpflichtet oder 
berechtigt ist, sondern lediglich, was bestimmte Menschen 
(sogar der Begriff der »Person« ist ja ein rein normativer!) unter 
gewissen Voraussetzungen tatsächlich zu tun oder zu unterlassen 
pflegen. Alle Erkenntnisse einer soziologischen Rechtswissenschaft 


selbst ganz korrekt einige Seiten vorher (S. 35), nachdem er als eine »Grundein- 
teilung alles Denkbaren« die Kategorien Sein und Sollen (respektive synonym dazu 
Wirklichkeit-Natur und Wert-Zweck) aufgestellt hat, erklärt: Die » Gegebenheit« 
werde zum Reich des Seins, wenn man ihr sunbekümmert um Wert und 
Unwert, wertblind entgegentritt; stellt man sich ihr bewertend gegenüber, 
so ordnet sie sich zu einem Reich des Sollens, einem Reiche der Werte usw«. 
Ein Seinsgebilde kann somit das Recht oder sonst eine Kulturerscheinung 
nur sein, sofern die Betrachtung »wertblinds ist. Es ist aber doch das Recht 
nach Radbruch geradeals Kulturerscheinung Objekt einer Bewertung oder Sub- 
strat eines Wertes! Hier klafft ein logischer Widerspruch. Ein Seiendes kann 
eben nicht bewertet werden, weil sich etwas als seiend nur in einer wesent- 
lich anderen Betrachtungsrichtung darstellt als jene ist, die zu einer Bewertung 
führt. Der Widerspruch ist einfach darauf zurückzuführen, daß die Kategorien 
Sein und Sollen — wie ja Radbruch selbst sagt — eine »Grundeinteilung alles 
Denkbarene und zwar eine erschöpfende Einteilung in zwei sich ausschlie- 
Bende Begriffe darstellen, daher ein Ding, das weder als seiend noch als gesollt 
oder als beides zugleich gelten soll, nicht gedacht werden kann. 

3) Vgl. dazu meine Abhandlung: Zur Soziologie des Rechtes im Archiv 
für Sozialwissenschaft Bd. XXXIV, S. bor ff. 
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können nur Wirklichkeitserkenntnisse, Tatsachenurteile, d. h. Urteile 
über den kausalen Zusammenhang bestimmter regelmäßiger Vor- 
gänge sein, und können irgendwelche Werturteile, wie etwa »dies 
ist recht, jenes unrecht«, »dazu ist jemand verpflichtet, dazu be- 
rechtigt«, ebensowenig enthalten, wie etwa die Biologie, die Chemie 
oder die Psychologie, für die es kein gut oder böse, kein Recht oder 
Unrecht, keine Pflicht und keine Berechtigung, sondern nur wert- 
indifferente Tatsachen und deren kausale Verknüpfung gibt. 

Es mag zunächst dahingestellt bleiben, ob und wie sich ein 
Stück der sozialen Wirklichkeit für eine rein kausale, also (realativ) 
voraussetzungslose Betrachtung ohne jede Beziehung auf gewisse, 
vom Betrachter als gültig vorausgesetzte Normen (Soll- 
regeln) als Recht oder Rechtsleben gegenüber einer anderen 
Art von sozialer Wirklichkeit differenzieren läßt; m. a. W.: ob und 
wie das Postulat, das Recht als eine besondere Art von Seins- 
regeln des menschlichen Zusammenlebens zu erfassen und gegen- 
über den andern Regeln sozialen Verhaltens zu unterscheiden, rea- 
lisiert werden kann. Die Lösung dieses Problems muß offenbar den 
Eck- und Grundstein einer soziologischen Rechtslehre bilden. Festge- 
stellt sei hier nur das Folgende: Nicht nur dann, wenn sich die Lösung 
dieses Problems theoretisch als unmöglich erweisen sollte, sondern 
auch dann, wenn man als das Wesen der juristischen Er- 
kenntnisse, als das Spezifikum der etwas Rechtliches aus- 
sagenden Urteile eine Aussage über ein Sollen, eine Norm, eine 
Pflicht oder Berechtigung, kurz ein Werturteil erkennt, 
weil eine Analyse aller juristischen Urteile auf ein solches Wert- 
oder Soll-Element stößt: dann ist es im höchsten Grade irreführend, 
diese normative Jurisprudenz und jene soziologische Spezialdis- 
ziplin in gleicher Weise als Rechts wissenschaft zu bezeichnen. 
Womit natürlich die Existenzberechtigung einer Wissenschaft, 
welche das regelmäßige soziale Verhalten der Menschen nach irgend 
einer Richtung hin untersucht und erklärt, neben der normativen 
Rechtswissenschaft nicht im entferntesten in Frage gestellt wird. 
Selbst wenn es gelänge, gewisse Regeln tatsächlichen Verhaltens 
als »Recht« von anderen sozialen Regeln zu scheiden und so 
einer speziellen Soziologie des Rechtes das Fundament zu liefern, 
wäre doch offenbar dieser Begriff des Rechtes — der eine Kategorie 
des sozialen Seins darstellte — etwas wesentlich anderes als der 
normative Begriff des Rechtes, der das Recht als Norm erfaßt und 
daher als eine Kategorie des Sollens gelten muß. Ob zwischen beiden 
Begriffen irgend eine Beziehung besteht, die eine Gleichheit der 
Bezeichnung rechtfertigt, wäre dann eine weitere Frage. 

Es muß als ein schwerer Mangel des Ehrlichschen Werkes emp- 
funden werden, daß seine Grundlegung der Rechtssoziologie von 
allem Anfang an die klare und deutliche Scheidung von Wert- und 
Wirklichkeitsbetrachtung vermissen läßt. Ehrlich spricht zwar davon, 
die Rechtssoziologie im Gegensatz zur bisherigen »praktischen« 
Jurisprudenz als rein »theoretische« Wissenschaft etablieren zu 
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wollen. Er wirft der faischen Jurisprudenz vor, daß sie »abstra- 
hierend deduktiv« sei. »Als ob es für den menschlichen Geist keine 
höhere Errungenschaft gäbe, als blutleere Gebilde zu schaffen, die, 
je abstrakter sie sind, umso mehr jede Fühlung mit der Wirklichkeit 
verlieren. Sie setzt sich damit in einen schroffen Widerspruch zu 
aller echten Wissenschaft, bei der die induktive Methode vorherrscht, 
die durch Beobachten von Tatsachen, Sammeln von Erfahrungen 
unsere Einsicht in das Wesen der Dinge zu vertiefen sucht« (S. 6). 
Ehrlich ist offenbar der naiven Meinung, daß alle Wissenschaft 
nur induktiv verfahren könne und scheint die Möglichkeit 
wissenschaftlicher Erkenntnis mit deduktiver Methode gar 
nicht zu kennen. Auch scheint er bei seiner Abneigung gegen 
»blutleere« Abstraktionen zu vergessen, daß keine Erkenntnis auf 
Abstraktionen oder Begriffe verzichten kann, die gegenüber der 
konkreten Einzelerscheinung notwendig »blutleer« sein müssen. 
Was aber die »Fühlung mit der Wirklichkeit« anlangt, so kann deren 
Mangel nicht ein Vorwurf gegen eine Wissenschaft sein, die von vorn- 
herein keine Erklärung der Wirklichkeit sein will. Was aus diesen 
schlagworthaften Aeußerungen hervorgeht, ist die Anschauung, 
eine »Wissenschaft« vom Recht sei nur als induktive und kausaler- 
klärende Disziplin möglich. Als solche müßte zweifellos eine Rechts- 
soziologie gedacht werden. und so in einen vollkommenen Gegensatz 
zu einer normativen Jurisprudenz treten. Allein in einer ganz anderen 
Richtung sucht Ehrlich den Gegensatz seiner Rechtssoziologie zur 
bisherigen Jurisprudenz. Diese betrachte fälschlicherweise das 
Recht als »eine Regel für das Handeln der Gerichte und anderer 
(staatlicher) Behörde n«, während die Rechtssoziologie »das Recht 
als eine Regel des allgemeinen menschlichen Handelns« (S. 9) 
auffaßt und so erst den eigentlichen »wissenschaftlichen 
Begriff des Rechtes« ihrer Erkenntnis zugrunde legt (S. 6.). 
Bei der Doppelbedeutung des Wortes Regel — Seins- oder Soll- 
Regel — kommt natürlich sehr viel darauf an, in welchem Sinn 
Ehrlich dies zweideutige Wort nimmt. Er vermengt durch- 
wegs beide Bedeutungen miteinander, indem er 
dabei von dem allgemeinen Satze ausgeht, eine Regel des Handelns 
sei selbstverständlich (?) eine Regel, nach der nicht 
nur gehandelt wird, sondern auch gehandelt werden soll« (S. 7). Dieser 
Satz ist aber offenbar falsch! Denn jene Regel, die von einer kausal- 
erklärenden Betrachtung aufgesucht wird, ist nichts als eine Seins- 
regel, die darüber, was soll, gar keine Auskunft gibt. Das was ge- 
schehen soll, ist für die kausalerklärende Betrachtung offenbar gar 
nicht in Frage. Der Biologe sucht doch nicht festzustellen, wie sich 
bestimmte Lebewesen unter bestimmten Bedingungen verhalten 
sollen, welches ihre Pflichten und Rechte sind, sondern aus- 
schließlich und allein: wie sie sich regelmäßig verhalten. Und genau 
so kann der Soziologe — sofern eben die Soziologie eine kausaler- 
klärende Seinswissenschaft ist — nur die Seinsregeln menschlichen 
Verhaltens aufsuchen; und diese Regeln des Handelns geben über 
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das Sollen ebensowenig einen Aufschluß, wie die Regeln oder Ge- 
setze der Biologie. Es ist eine von Grund aus andere Betrachtungs- 
weise, die auf Regeln des Sollens, d. h. auf Normen gerichtet ist! 
Sicherlich mag es Normen geben, die ein Verhalten als gesollt sta- 
tuieren, das seit jeher regelmäßig geübt wurde. Handle so, wie deine 
Genossen seit jeher regelmäßig gehandelt haben. Allein diese Soll- 
Regel will doch nichts erklären, keinen Kausalnexus aufdecken. 
Diese Norm ist doch nicht die einzig mögliche Norm! Und vor allem: 
Es wäre doch offenbar unrichtig, zu behaupten, daß dies die einzig 
mögliche Rechtsnorm sei. Es mag Rechtsnormen geben, 
die solchen Inhalt haben. Aber es gibt doch zweifellos auch andere! 
So sind auf dem Gebiet des Rechtes Sein- und Soll-regel der Form 
nach gänzlich verschieden, dem Inhalt nach aber fallen sie zum Teil — 
und zwar in der Gegenwart doch nur zum kleinsten Teil — zusammen. 
Oder will Ehrlich ernstlich behaupten, daß er auch heute nur Ge- 
wohnbheitsrecht als gültig annehme ? 

Untersucht man den Gegensatz näher, in den Ehrlich seine 
neue »theoretische« Rechtssoziologie zu der bisherigen »praktischen« 
Jurisprudenz zu stellen versucht, so zeigt sich, daß er keinerlei prin- 
zipielle Bedeutung hat, ja überhaupt nicht als »Gegensatz« bezeichnet 
werden kann. Bisher habe man lediglich die Regeln gesucht, nach 
denen eine bestimmte Kategorie von Menschen gehandelt haben: 
die Gerichte oder sonstigen Staatsorgane. Die Soziologie des Rechtes 
suche aber die Regel, nach denen alle Menschen handeln. Wobei 
Ehrlich in beiden Fällen kurzerhand die Regeln des tatsächlichen 
Handelns mit jenen des Handelnsollens identifiziert. Im Grunde 
wäre also — müßte man meinen — die bisherige Jurisprudenz auch 
eine Soziologie gewesen, nur keine allgemeine, sondern eine 
besondere Soziologie, eine Soziologie der Staatsorgane, wenn 
man also den Staat mit seinen Organen identifiziert: eine Staats- 
soziologie. Was uns nottut ist aber eine Rechts soziologie, welche 
die Regeln des »allgemeinen« menschlichen Handelns aufzeigt. Daß 
dieses »allgemeine« menschliche Handeln nicht das Handeln der 
Menschen im allgemeinen, sondern nur ein ganz besonderes 
Handeln der Menschen, ein Handeln nach bestimmter Richtung 
sein kann, ist offenbar, da ja doch nicht eine allgemeine Soziologie, 
sondern eine Rech tssoziologie begründet werden soll. Wie Ehrlich 
diese besondere Richtung von allen übrigen Richtungen mensch- 
lichen Handelns als »Recht« differenziert, wird später zu unter- 
suchen sein. »Ällgemeines menschliches Handeln« soll offenbar der 
— sehr unzutreffende — Ausdruck dafür sein, daß nicht bloß das 
Handeln der Staatsorgane untersucht werden soll. Schlechterdings 
unverständlich ist aber wenn Ehrlich meint mit dieser Ausdehnung 
seiner Untersuchung über die Staatsorgane hinaus eine wissen- 
schaftliche (theoretische) im Gegensatz zu der praktischen 
»auf den richterlichen Beamten zugeschnittene« Betrachtung zu geben. 
Es scheint, als ob er den Gegensatz: Regel für das Handeln der Staats- 
organe und Regel für das Handeln aller Menschen, mit dem Gegen- 
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satz von theoretisch (wissenschaftlich) und praktisch, d.i. dem Gegen- 
satz von kausal und normativ, von Sein und Sollen, identifiziert! 
Wenn es richtig wäre, daß die herrschende Jurisprudenz die Regeln 
aufsucht, nach denen die Staatsorgane handeln (und daher handeln 
sollen im Sinne Ehrlichs) dann wäre dies ebenso eine theoretische 
und wissenschaftliche Disziplin, wie die Ehrlichsche Rechtssoziologie, 
welche die Regeln aufsucht, nach denen nicht bloß die Gerichte, sondern 
alle Menschen handeln, zumal ja diese »Regeln des allgemeinen mensch- 
lichen Handelns« keineswegs bloß Seins- sondern zugleich auch Soll- 
Regeln, also Normen sind! Diese »Regeln« werden auch eine 
»Ordnung« genannt, »die jedem Angehörigen der Genossenschaft 
seine Stellung, seine Ueber- und Unterordnung in der Gemeinschaft 
und seine Aufgabe zuweist« (S. 18), sind also durchaus auch als 
Sollvorschriften zu denken; ja es heißt sogar, daß in dieser Ordnung 
»Rechtspflichten« erfüllt werden. Diese Regeln, deren Aufzeigung 
Aufgabe der »wissenschaftlichen«, im Gegensatz zur »praktischen« 
Jurisprudenz, deren Gewinnung Ziel der »theoretischen« Rechtssozio- 
logie ist, haben somit zugleich theoretischen und praktischen 
Charakter! 

So beginnt die »Grundlegung« einer neuen Wissenschaft! 


II. 

Es ist nicht leicht, die systematische Kritik eines Wer- 
kes zu schreiben, das, wie Ehrlichs Grundlegung der Soziologie des 
Rechtes, so ganz systemlos, eigentlich nur die äußerliche Zu- 
sammenfassung einiger Essays ist. Nun ist System keineswegs immer 
ein Vorzug und der Mangel einer strengen Gliederung mitunter — 
insbesondere bei negativ-kritischen Arbeiten — eine dankenswerte 
Erleichterung für den Leser. Allein bei der Grundlegung einer neuen 
Wissenschaft wird man kaum auf einen planmäßigen Aufbau, ge- 
wiß nicht auf eine solide Fundierung der wichtigsten Begriffe und 
Lehrsätze verzichten können, ohne die ja voneinem Fundament 
keine Rede sein kann. Leider läßt Ehrlichs Arbeit nach dieser Rich- 
tung alles zu wünschen übrig. Es ist fast unmöglich, bei diesem Re- 
ferate der eigenen Darstellung Ehrlichs zu folgen, da diese mitunter 
jeden inneren Zusammenhang vermissen läßt sich fortwährend wie- 
derholt, wichtige Vorausetzungen erst mitten unter Spezialfragen 
erörtert und von langen rechtshistorischen Exkursen unterbrochen 
wird, die mit dem Thema eigentlich nichts zu tun haben. 

Im Anschluß an Ehrlichs Anschauung von der Rechtssozio- 
logie als einer Wissenschaft, die auf induktivem Wege die Regeln des 
allgemeinen menschlichen Handelns zu gewinnen hat, seien nun im 
folgenden die Grundbegriffe und Hauptprobleme analysiert, mit denen 
er in seiner ganzen Darstellung operiert. 

Eine der wichtigsten Resultate der Ehrlichschen Arbeit ist die 
allerdings negative Erkenntnis: das Recht besteht nicht, wie bisher 
immer geglaubt wurde, aus Rechtssätzen. Er kannnicht oft 
genug, nicht nachdrücklich genug gegen die Irrlehre protestieren, die da 
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meint. das Recht sei eine » Summe von Rechtssätzen«. 
Bevor nun Ehrlichs Argumente geprüft werden sollen, sei zunächst fest- 
gestellt. was unter »Rechtssatz« überhaupt verstanden werden kann. 
Rechtssatz bedeutet entweder den sprachlichen Ausdruck für ein 
rechtliches Sollen, ist identisch mit Rechtsnorm; oder es bedeutet 
den sprachlichen Ausdruck für eine Regel tatsächlichen Geschehens, 
ist gleichbedeutend mit Rechtsregel im Seinssinne. Eine Differen- 
zierung von »Rechtssatz« und »Rechtsnorm« ist zwar nicht rätlıch, 
kommt aber dennoch vor, so wenn man als Rechtsnorm nur den Im- 
perativ rechtmäßigen Verhaltens, als Rechtssatz aber ein an- 
deres sprachliches Gebilde, etwa das Urteil versteht, das an 
einen bestimmten Tatbestand eine Unrechtsfolge knüpft. Die Rechts- 
norm wird dann mit dem Rechtssatze statuiert. Vielleicht wird es 
sich empfehlen, um den allgemeinen Sprachgebrauch der Worte 
»Rechtssatz« und »Rechtsnorm« zu dokumentieren, einen Autor 
zu zitieren, dessen Autorität gerade Ehrlich voll anerkennt. Gierke 
sagt in seinem »Deutschen Privatrecht“ (S. 113): »Objektives 
Recht... ist der Inbegriff der Rechtssätze. Rechtssätze 
aber sind Normen, die nach der erklärten Ueberzeugung einer 
Gemeinschaft das freie menschliche Wollen äußerlich in unbedingter 
Weise bestimmen sollen.« Gierke identifiziert also Rechtssatz und 
Rechtsnorm. 

Ehrlich behauptet nun, es gäbe in der Urzeit zwar Recht und 
Rechtsverhältnisse, aber keine Rechtssätze. Das Recht der ältesten 
Zeit sei identisch mit der »inneren Ordnung« der urwüchsigen Ver- 
bände. »Allgemeine Rechtssätze fehlen auf tieferer Entwicklungs- 
stufe vollständig« (28). Was ist nun diese »innere Ordnung« der ge- 
sellschaftlichen Verbände? Doch offenbar wie alle »Ordnung« ent- 
weder eine Summe von Normen oder bestimmte Seinsregeln 
des Verhaltens der Verbandsmitglieder untereinander, d. h. im letz- 
teren Falle eine gewisse Regelmäßigkeit ihres gegenseitigen 
Verhaltens. Es wäre zu vermuten, daß für die Soziologie gerade jene 
letztere Bedeutung des Ordnungsbegriffes maßgebend sein müßte. 
Von dieser »inneren Ordnung« der primitiven Verbände, die deren 
Recht bedeutet, sagt nun Ehrlich: »Es bestimmt die Voraus- 
setzungen und Folgen einer gültigen Ehe, das Verhältnis der Ehe- 
gatten zueinander, der Eltern zu den Kindern, und das gegenseitige 
Verhältnis der anderen Sippen, Familien und Hausgenossen« (22). Diese 
»Ordnung« ist nun freilich alles andere als soziologische Seinsregel! 
Ehrlich schildert sie als ausgesprochene Sollvorschriften. Und es ist 
nicht einzusehen, was anderes diese, Rechts verhältnisse begrün- 
denden Vorschriften, welche die Voraussetzungen einer »gültigen« 
Ehe, das Verhältnis der Eltern zu den Kindern usw. »bestimmene, 
sein sollen, als Rechtsnormen oder Rechtssätze, und zwar generelle, 
für alle Mitglieder des Verbandes geltende Rechtssätze? Ist 
nicht jener Bestandteil der »inneren Ordnung«, der — um mit Ehr- 
lichs eigenen Worten zu reden — »die Voraussetzungen und Folgen 
einer gültigen Ehe bestimmt«, ein allgemeiner Eherechtssatz, da er 
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sich doch nicht auf eine einzelne konkrete Ehe, sondern auf alle 
Verbindungen bezieht, die in dem Verband als »Ehe« gelten wol- 
len? Ist nicht in diesem Verbande ein konkreter Tatbestand der Ver- 
bindung zweier Menschen nur deshalb und nur insoferne eine Ehe, 
als er der »Ordnung« des Verbandes, und zwar seiner Eheordnung 
entspricht ? Hat jener Tatbestand nicht gerade nur diejenigen Rechts- 
folgen, die von der Eheordnung bestimmt werden? Ehrlich meint, 
es gäbe in diesen Verbänden ein »Vertragsrecht«. »Das Vertragsrecht 
beruht nur auf dem Inhalt der Verträge, die abgeschlossen werden; 
es fehlt ganz an allgemeinen Rechtssätzen über den Vertrag, es fehlen 
alle die zwingenden, ergänzenden und auslegenden Regeln, die das 
Corpus juris und die modernen Gesetzbücher füllens (23). Gewiß! Die 
Rechtsordnung des Corpus juris und des deutschen bürgerlichen Gesetz- 
buches wird sich von dem Recht »in der Urzeit der Völkerschaften« eini- 
germaßen unterscheiden. Aber wenn ein in der Urzeit von A dem B 
gegebenes und von diesem angenommenes Versprechen ein Rechts- 
verhältnis begründen, einen Vertrag mit Rechts wirkung bedeuten 
soll, so muß zumindest der Rechtssatz als gültig vorausgesetzt werden, 
daß eine derartige geäußerte Willensübereinstimmung verbindlich 
sein solle. Wie anders könnte sonst von Pflicht und Recht die Rede 
sein? Beschränkt man sich aber auf die Betrachtung des Tatsäch- 
lichen und kann man auf Grund seines Beobachtungsmaterials die 
Behauptung aufstellen: Auch in der Urzeit wurden innerhalb 
der primitiven Verbände dauernde Geschlechtsverbindungen einge- 
gangen, Verträge faktisch eingehalten, — hat man damit nicht eine 
Seinsregel, eine Rechtsregel in jenem Sinne konstatiert, in 
dem Ehrlich den soziologischen, wissenschaftlichen Rechtsbegriff 
entwickelt? Liegt etwas anderes vor als ein Rechtssatz, ein all- 
gemeiner, d.h. eben innerhalb des Verbandes allgemeiner 
Rechtssatz in der zweiten Bedeutung des Wortes von Rechts- 
regel im Seinssinne? Man muß auf jede Verständnismöglichkeit ver- 
zichten, wenn Ehrlich, nachdem er als den einzig wissenschaft- 
lichen Begriff des Rechtes: »Regel menschlichen Handelns« 
definiert hat, behauptet, das ältere römische Staatsrecht sei ein Recht 
ohne Rechtsregel gewesen: »Was uns Mommsen unter diesem Titel 
gibt, ist... eine Beschreibung dessen, was die römischen Staatsor- 
gane während der Dauer des römischen Reiches tatsächlich getan 
haben. Mommsen gelangt wohl überall zu allgemeinen Rechtssätzen; 
aber diese sind, mit verschwindenden Ausnahmen, ein Ergebnis seiner 
eigenen geistigen Arbeit, sie sind von ihm aus den Tatsachen abge- 
zogen, sie waren in Rom nie eine Regel für die Tatsachen« (24). Oder: 
»Tacitus erzählt uns manches über die Rechts verhältnisse der 
alten Germanen, es genügt jedoch schon ein flüchtiger Blick auf 
seinen Bericht, um zu sehen, daß er keine Rechtssätze enthält, son- 
dern nur Angaben über das, was die Germanen geübt und gelassen 
haben« (25). Ja kann es denn für eine »soziologische« Rechts- 
wissenschaft, der das Recht eine Regel tatsächlichen Verhaltens ist, 
ein anderes römisches Staatsrecht geben, als jenes, das schildert, was 
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die römischen Staatsorgane tatsächlich getan, ein anderes deutsches 
Recht als jenes, das erzählt, was die Germanen tatsächlich geübt 
haben ? Besteht das Recht in etwas anderem als in diesen Regel- 
mäßigkeiten, in diesen Seinsregeln ? Sind diese Regeln nicht gerade 
dasjenige, was Ehrlich später als »lebendes« Recht tür den 
eigentlichen Gegenstand der Jurisprudenz bezeichnet? Und können 
diese Rechtsregeln anders als aus den Tatsachen sabgezogen« wer- 
den, sind denn diese soziologischen Rechtsregeln etwas anderes als 
irgendwelche biologischen oder meteorologischen Regeln, die ja auch 
nur aus der Wirklichkeit abstrahiert werden können? Aber Ehr- 
lich versteht vielleicht unter »Rechtssatz« eine Sollregel? 
Ja hat er aber nicht erklärt, jede Seinsregel sei zugleich eine Soll- 
regel? Als »Rechtssatz« bezeichnet Ehrlich in einer ganz willkür- 
lichen Terminologie: »Die feste, in Worte gefaßte Rechts- 
regel, die von einer über dem einzelnen stehenden Gewalt aus- 
gehend, diesem von außen auferlegt wird« (22). Er meint offenbar 
die heteronome Rechtsnorm (im Sollsinne).. An anderer 
Stelle meint er wieder: »Der Rechtssatz ist die zufällige all- 
allgemein verbindliche Fassung einer Rechtsvor- 
schrift in einem Gesetze oder einem Rechts- 
buche« (29). Aber seit wann gehört zum Wesen des Rechtssatzes, 
daß er schriftlich niedergelegt sein muß? Solche Rechts- 
sätze hat es natürlich in ältester Zeit nicht gegeben, aus solchen 
Rechtssätzen allein besteht natürlich auch heute die Rechtsordnung 
nicht! Wenn aber Ehrlich unter »Rechtssatz« eine allgemein ver- 
bindliche Norm, also eine Soll vorschrift versteht, dann ist aller- 
dings nicht zu begreifen, daß er das Recht wenigstens zum Teil 
aus solchen Rechtssätzen bestehen läßt. Ist das Recht also zum Teil 
Seinsregel, zum Teil Sollvorschrift? Das ist doch nicht möglich 
wenn es überhaupt einen einheitlichen Begriff des Rechtes geben 
soll! Es hat manchmal den Anschein, als ob er nur der Meinung wäre, 
daß es ursprünglich keine »allgemeinen« Rechtssätze ge- 
geben habe (23, 24); nur die individuell verschiedenen »inneren« 
Ordnungen der einzelnen Verbände. Aber diese Ordnung müßte 
doch — wenn sie überhaupt eine »Ordnung« war — innerhalb des 
Verbandes allgemeingültige oder allgemeinwirkende Re- 
gel sein! Die Rechtssätze hatten eben einen beschränkteren Gel- 
tungsumfang. Erst im Laufe der Entwicklung erweitern sich die 
Rechtsgemeinschaften, die Rechtskreise. 

Indem Ehrlich den Begriff des Rechtssatzes im Sinne von Rechts- 
norm, Sollregel versteht, wendet er sich gegen die fehlerhafte An- 
schauung der Juristen, daß von Rechtsverhältnissen, Rechtsge- 
schäften usw. nur die Rede sein könne unter Voraussetzung von Rechts- 
normen oder Rechtssätzen. »Wenn die Juristen meinen, bevor ein 
verbindlicher Vertrag abgeschlossen, ein verbindliches Te- 
stament errichtet worden ist, müsse ein Rechtssatz vorhan- 
den gewesen sein, wonach Verträge oder Testamente 
verbindlich seien (man beachte hier die Bedeutung des 
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Rechtssatzbegriffes!). so setzen sie damit das Abstrakte vor das 
Konkrete‘ (28). Sie begehen also nach Ehrlich einen logischen 
Fehler. »Der Staat war früher da als die Staatsverfassung, die Fa- 
milie ist älter als die Familienordnung, der Besitz ging dem Eigen- 
tum voraus, es gab Verträge bevor noch ein Vertragsrecht vorhan- 
den war, und selbst das Testament, wo es urwüchsig entstanden ist, 
reicht über das Testamentsrecht hinaus« (28). Es fällt wirklich schwer, 
eine so primitive Verwechslung von zeitlicher und logischer Rela- 
tion für möglich zu halten, wie sie hier tatsächlich vorliegt. Nie hat 
ein vernünftiger Mensch behauptet, daß Rechtsnormen zeitlich 
den Tatbeständen vorausgehen müssen, die durch die Rechtsnormen 
juristisch qualifiziert sind! Nur logisch muß eine Rechtsnorm 
vorausgesetzt werden, wenn ein konkreter Tatbestand recht- 
liche Bedeutung haben soll. Oder glaubt Ehrlich wirklich, daß 
man irgend einem Seinsvorgang, etwa einer Willensäußerung dar- 
über, was nach dem Tode des Aeußernden mit gewissen Gegenstän- 
den zu geschehen habe, voraussetzungslos ansehen könne, 
daß sie bestimmte rechtliche Wirkung haben soll? Glaubt er 
ernstlich, daß die Qualitäten »Recht« und »Unrecht«, Pflicht und 
Berechtigungen den Seinsvorgängen so anhaften wie Farbe oder 
Wärme? Daß objektive Wert- oder Bedeutungsur- 
teile, wie solche die juristischen Urteile sind, durch eine bloße 
Betrachtung der Wirklichkeit möglich sind? Es ist schlechterdings 
sinnlos, zu sagen, es gäbe Verträge, »bevor« noch ein Vertrags- 
rechtssatz »vorhanden« war, wenn »Vertrag« eine reale Seinstat- 
sache in der Außenwelt ist und der Vertragsrechtssatz eine Norm, 
eine Betrachtungsvoraussetzung im Denken des diese Tatsache Be- 
urteilenden! Es ist sinnlos, zu behaupten, es gäbe »verbind- 
liche« Verträge, d. h. es könne ein verbindlicher Vertrag vorge- 
stellt werden, ohne daß auch eine Norm vorausgesetzt wird, 
die an die Bedingung der geäußerten Willensübereinstimmung ge- 
wisse Pflichten knüpft, d.h. ein Sollen des ihren Willen Aeußern- 
den statuiert. Wenn Ehrlich mit überlegener Verachtung den Juristen 
zuruft, »daß sich nicht aus Rechtssätzen, sondern aus Beziehungen 
der Menschen Rechte ergeben, aus der Ehe, aus dem Vertrage, aus 
dem Testamente«, so muß ein derart vollständiges Mißverstehen der 
logischen Beziehung zwischen Rechtsnorm und Tatbestand bei einem 
Rechtslehrer einfach verblüffen. Warum in aller Welt ist jemand 
rechtlich verpflichtet, das zu leisten, was er einem an- 
dern zu leisten versprochen hat, d. h. warum soll er von Rechts 
wegen sich in bestimmter Weise verhalten? Nach dem Erkennt- 
nisgrund dieses Sollurteiles ist die Frage, nicht nach irgend einer 
zeitlich vorangehenden Ursache! Nur weil und nur inso- 
ferne das gegebene und angenommene Versprechen als Bedingung 
eines Sollens, einer Pflicht gedacht wird, ist es doch ein ver- 
bindlicher Vertrag. Und dieses Sollen läßt sich doch nicht 
als Seinstatsache wahrnehmen — wie der Vertragstatbestand —, 
noch auch aus Seinsurteilen erschließen! Nur wenn ich einen Satz 
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voraussetze, der aussagt, daß unter bestimmten Bedingungen 
bestimmte Personen sich in bestimmter Weise verhalten sollen, 
also unter Voraussetzung einer Norm, kann ich zu der Behaup- 
tung einer Pflicht und daher zu der Annahme eines verbind- 
lichen Vertrages kommen. Ist es möglich, daß solche Selbstver- 
ständlichkeiten noch gesagt werden müssen? Den Gipfelpunkt der 
Verwirrung bedeutet es aber, wenn Ehrlich der von ihm bekämpften 
Anschauung von dem Verhältnis des Rechtssatzes zu den rechtser- 
heblichen Tatbeständen schließlich mit Emphase entgegenhält: »Ge- 
sellschaftliche Erscheinungen können nicht dadurch erklärt werden. 
daß man sie juristisch konstruiert . . .« (28) Natürlich nicht, aber wann 
hätte sich die Jurisprudenz so gänzlich verirrt um mit der logi- 
schen Relation von Rechtssatz und Tatbestand »gesellschaftliche 
Erscheinungen« zu »erklären«? 

Wenn unter »Rechtssatz«, wie üblich, die allgemein verbind- 
liche Rechtsnorm zu verstehen ist, dann ist es logisch unmöglich. 
Rechtsverhältnisse ohne (logische) Voraussetzung solcher Rechts- 
sätze zu denken. Die Terminologie Ehrlichs weicht allerdings von 
der üblichen wesentlich ab. Der Begriff des Rechtssatzes, der in dem 
Ehrlichschen Werke eine so hervorragende Bedeutung hat, daß es sich 
beinahe wie eine Normentheorie ausnimmt — die wichtigsten Er- 
kenntnisse beziehen sich gerade auf diesen Begriff —, ist hier beispiel- 
los unklar und schwankend. Es wird betont: »Rechtsnorm ist mit 
Rechtssatz nicht zu verwechseln. Der Rechtssatz ist die zufällige (?) 
allgemein verbindliche Fassung einer Rechtsvorschrift in 
einem Gesetz- oder einem Rechtsbuche« (29). In Gesetz- und Rechts- 
büchern niedergelegte, also schriftlich fixierte Rechtsnormen, die 
gibt es natürlich erst in sehr vorgeschrittener Entwicklung. Hat dies 
aber irgend jemand bezweifelt ? Sollte die große Entdeckung Ehrlichs, 
daß es in der Vorzeit keine Rechtssätze gibt, auf diese Triviali- 
tät hinauslaufen ? Wir wollen es im Interesse des Ehrlichschen Wer- 
kes nicht annehmen. Unter Rechtssätzen kann man doch auch nicht 
die grammatischen Sätze eines Gesetzes oder Rechtsbuches verstehen. 
Ein solcher Begriff hätte doch überhaupt keine dogmatische Bedeutung! 
Was ist also ein »Rechtssatz« im Ehrlichschen Sinne? »Eine Rechts- 
norm«, die von einem Rechtssatz unterschieden werden muß, »ist da- 
gegen der ins Handeln umgesetzte Rechtsbefehl, wie er in einem 
bestimmten, vielleicht ganz kleinem Verbande herrscht, 
auch ohne jede wörtliche Fassung« (30). Gut, eine Rechtsnorm ist ein 
»Rechtsbefehl«; wodurch unterscheidet sich ein »Rechtsbefehl« von 
einer »Rechtsvorschrift«, als welche der Rechtssatz bezeichnet wird ? 
Der Rechtsbefehl muß ins »Handeln umgesetzt« sein, wenn er eine 
Rechtsnorm sein soll. Und wenn die Rechtsnorm nicht befolgt — 
das heißt doch wohl: ins Handeln umgesetzt ist —, hat sie da noch 
nicht den Charakter einer Rechtsnorm ? Was heißt das: »ohne wört- 
liche Fassung«? Muß sich nicht jeder Rechtsbefehl, jede Rechts- 
vorschrift in Worte fassen lassen? Wie sollten dena Rechtsvor- 
schriften oder Rechtsbefehle anders als in Worten vermittelt 
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werden ? Daß sie deshalb nicht in Gesetz- oder Rechtsbüchern nieder- 
geschrieben sein müssen, ist selbstverständlich. Wenn Rechtssätze 
»wirklich wirksam geworden sind, ergeben sich aus den Rechtssätzen 
auch Rechtsnormen« Man kann sich beim besten Willen darunter 
nichts vorstellen! »In jeder Gesellschaft gibt es weit mehr Rechts- 
normen als Rechtssätze, weil es immer weit mehr Recht für ein- 
zelne als für alle gleichartigen Verhältnisse gibt, und 
auch mehr Recht, als den zeitgenössischen Juristen, die es in 
Worte zu fassen suchen, zum Bewußtsein gekommen ist« (30). Ja, 
aber wie soll »Recht« für ein einzelnes Verhältnis möglich sein, 
wenn Recht eine Regel ist? Müssen nicht alle gleichartigen Ver- 
hältnise innerhalb der Rechtsgemeinschaft in 
gleicher Weise bestimmt sein, damit von Recht die Rede sein 
kann? Was bedeutet nun die »innere Ordnung« des Verbandes, die 
Ehrlich den allgemeinen Rechtssätzen entgegenstellt, an- 
deres, als daß bestimmte gleichartige Verhältnisse innerhalb des Ver- 
bandes in gleicher Weise bestimmt werden? Von dieser sinneren 
Ordnung«, die nicht aus Rechtssätzen besteht, die vor der Exi- 
stenz von Rechtssätzen Recht bedeutet, sagt doch Ehrlich u.a.: sie be- 
stimmt die Voraussetzungen und Folgen einer gültigen Ehe«. Einer 
einzigen Ehe oder jeder Ehe, die im Verbande geschlossen wird ? 
Liegt hier »Recht« für ein »einzelnes« Verhältnis oder »für alle gleich- 
artigen Verhältnisse« vor? Sagt ja Ehrlich selbst an anderer 
Stelle (S. 96): »Eine vereinzelt in der Gesellschaft aufgekommene 
Tatsache ist keine gesellschaftliche Tatsache.... Erst... allge- 
mein geworden kann sie sich als Bestandteil der gesellschaft- 
lichen Ordnung erweisen« Es gibt mehr Rechtsnormen als 
Rechtssätze, sagt Ehrlich, weil es mehr Recht gibt, als den Juristen 
ins Bewußtsein gekommen, als von ihnen in Worte gefaßt ist! Was 
haben aber hier plötzlich die Juristen zu tun? Ist eine Rechtsvor- 
schrift kein Rechtssatz, wenn sie von einem Nicht- Juristen in Worte 
gefaßt wird? Kann es Recht geben, das niemandem zum Bewußt- 
sein gekommen, von niemandem in Worte gefaßt, richtiger: in Worte 
faßbar ist? Was soll man aber von dem ganzen, für das Ehrlich- 
sche Werk grundlegenden Unterschied zwischen Rechtssatz und 
Rechtsnorm halten, wenn er, der auf Seite 22 und 2g erklärt hat: 
Der Rechtssatz ist in Worte gefaßt, die Rechtsnorm nicht, 
auf S. 135 als Unterschied dr Rechtsnorm gegenüber anderen 
Normen erklärt: »Andererseits ist die Rechtsnorm im Gegen- 
satz zu den anderen Normen stets in klaren, bestimm- 
ten Worten ausdrückbar. Sie gibt dadurch den Verbän- 
den, die auf der Rechtsnorm beruhen, ihre Festigkeit... . Auch Nor- 
men der Sittlichkeit, der Sitte und des Anstandes werden oft zu 
Rechtsnormen, sobald sie aus ihrer Allgemeinheit heraustreten und 
in klare Worte gefaßt werden«! Und was soll man sich 
unter dem Ehrlichschen »Rechtssatz« vorstellen, wenn er auf S. 39 
erklärt, er sei eine qualifizierte »Rechts-vorschrift« und in 
anderem Zusammenhang die verbindliche Rechtsordnung wenig- 
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stens zum Teil aus solchen »Rechtssätzen«, bestehen läßt, auf Seite 
138 aber den Begriff des Rechtssatzes mit dm des formellen 
Gesetzes identifiziert, sich selbst desavouiert und die herrschende 
Terminologie somit vollständig auf den Kopf stellt: »In die Form 
des Rechtssatzes, zumal in die Form des Gesetzes kann, der ver- 
schiedenste Inhalt gekleidet werden. Esgibt daher Rechtssätze ohne 
jeden normativen Inhalt, mit unverbindlichem Gesetzesinhalt, Gesetze 
im formellen Sinn.« Hier ist jede Kritik unmöglich geworden! Es 
ist beispiellos, wie Ehrlich mit diesen, für sein System grundlegen- 
den Begriffen herumspringt. Sagt er auf S. 30, die Rechts nor m 
‘sei Recht für ein Einzelverhältnis (im Gegensatz zum Rechtssat z 
der »allgemein« oder für »gleichartige Verhältnisse« gelte), so de- 
finiert er schon auf der folgenden Seite »Normen« als sabstraktee«e 
Befehle und Verboten« und behauptet, was geradezu unbegreiflich 
ist, zum Wesen der Norm gehöre, daß sie sich auf das Zusammen- 
leben der Menschen beziehe«: darum seien die Sprachregeln, die 
Regeln des Geschmackes oder der Hygiene keine Normen! $). 


4) Neben den Begriffen der »Rechtsnorm« und des »Rechts s a t z e s« 
unterscheidet Ehrlich noch den der »Entscheidungsnorm«e und bezeichnet e> 
als die erste und wichtigste Aufgabe der soziologischen Rechtswissenschaft (S. 33), 
ədie Bestandteile des Rechtes, die die Gesellschaft regeln, ordnen und bestimmen, 
von den bloßen Entscheidungsnormen zu sondern« Leider muß ich mit 
Rücksicht auf den mir zur Verfügung stehenden Raum auf eine eingehendere 
Analyse jenes Teiles der Ehrlichschen Arbeit verzichten, der die Lösung dieser 
sersten und wichtigsten Aufgabe der soziologischen Rechtswissenschaft« bringt. 
Ein verwirrter Knäuel von Widersprüchen, deren gröbste ich hier nur anmer- 
kungsweise vorbringe. Die Entscheidungsnorm, nach der ein Rechtsstreit wegen 
einer Rechtsverletzung entschieden wird, steht nach Ehrlich im schärfsten Gegen- 
satz zu der in der Gesellschaft wirkenden lebendigen Rechts- 
regel, nach welcher die Menschen im allgemeinen tatsächlich handeln (S. 33). 
Dennoch ist die Entscheidungsnorm (S. 98) eine Regel, nach derdie Gerichte 
— immerhin ein speziell für die Rechtssoziologie doch recht bedeutsamer Be- 
standteil der menschlichen Gesellschaft — nicht nur handeln sollen, sondern 
tatsächlich auch regelmäßig handeln! Bei Ehrlich macht also die soziologisch rele- 
vante Regelmäßigkeit tatsächlich vor den Gerichten halt! Die von den Gerichten 
mit dem gewaltigsten Zwangsapparat angewendeten Regeln stellen nach Ehr- 
lich keine lebendige Wirklichkeit dar! — Um den fundamentalen Gegen- 
satz zwischen »lebendiger« Rechtsregel und »bloßer« Entscheidungsnorm zu 
illustrieren, führt Ehrlich an: »Wenn es in der Gegend Regel ist, daß der 
Mann über das Vermögen der Frau unbeschränkt verfügt, so wird eine vom Manne 
über das Vermögen der Frau getroffene Verfügung als für sie verbindlich be- 
handelt (das ist die Entscheidungsnorm) unbekümmert darum, ob man es auch 
in dieser Familie so gehalten habe« (die lebendige R ec h ts regel!) (S. 300). 
Wie das in einer konkreten Familie im Widerspruch zu dem in der Gegend Regel- 
mäßigen əR echt« sein kann, mag fraglich bleiben; daß aber die Entscheidungs- 
norm, d. h. nach Ehrlichs eigener Voraussetzung die in einem großen Kreise 
wirkende Regel oder (nach einem anderen Beispiele, dasjenige, swas im 
Lande allgemein üblich ists also keineswegs mehr die »bloße G e- 
richtsregel'), in einem Gegensatz zu den lebenden, die Gesellschaft 
faktisch ordnenden Regeln stehen soll, ist unbegreiflich! Ebenso unverständlich 
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Wenn man Ehrlich beim Wort nimmt und seine im Anfang als 
einzig »wissenschaftliche« bezeichnete Begriffsbestimmung des 
Rechtes als »eine Regel menschlichen Handelns« »und als »Ordnung« 
akzeptiert, dann muß das Recht, d. h. jede Rechtsordnung ein In- 
begriff von Regeln sein. Auf Seite 68 begegnet man aber der Ver- 
sicherung: »das Recht besteht nicht aus Rechtssätzen, sondern es 
besteht in den Rechtseinrichtungen.« Nun könnte 
von einem gewissen Standpunkte aus das Recht aus Rechtssätzen, 
d. h. aus Rechtsregeln (im Soll-oder im Seinssinne) und zugleich in 
den Rechtseinrichtungen bestehen, soferne eben unter »Rechtsein- 
richtung« oder Rechtsinstitut nach herrschender Terminologie nichts 
anderes verstanden wird als eine Summe inhaltlich auf ein und 
denselben Zweck bezogener Rechtssätze. Als »Rechtseinrichtungen« 
führt Ehrlich an: Staat, Kirche, Gemeinde, Familie, Eigentum, 
Erbe. Es bleibe dahingestellt, ob tatsächlich alle diese Begriffe in 


ist die Behauptung, daß die »bloßes Entscheidungsnorm, die als Gegensatz zur 
lebenden Rechtsregel charakterisiert wird, vom Richter sin jedem Rechtsstreite 
aus der inneren Ordnung der Verbändes, »den Tatsachen des Rechtes«e, d. h. doch 
der Rechtsordnung im Sinne der lebendigen Regeln des Handelns zu entnehmen 
sei, auf der jede Entscheidungsnorm »in erster Linie beruht« (S. 98). Esist ein offen- 
kundiger Widerspruch zu dem oben Gesagten, wenn Ehrlich erklärt, die Ent- 
scheidungsnorm sei simmer mehr und anderes als die innere Ordnung« (S. 99), 
denn das streitige Verhältnis, das durch die Entscheidungsnorm geschlichtet wird, 
sei nicht das friedliche; und es bedeutet die vollständige Umkehrung des Gegen- 
satzes, wenn Ehrlich (S. 102) erklärt, bei den Entscheidungsnormen werde 
snicht eine lebende Ordnung, sondern ein Rechtsstreit um eine tote vor- 
ausgesetzt: denn jetzt hat er die verletzte Regel des Handelns (wegen der ein- 
zelnen Verletzung, die Ehrlich selbst in anderem Zusammenhange nur als zu ver- 
nachlässigende Ausnahme behandelt wissen will!) als tote Ordnung 
charakterisiert, obgleich er ursprünglich gerade diese Ordnung der Entschei- 
dungsnorm als lebendige Regel entgegensetzte! — Obgleich Ehrlich die Ent- 
scheidungsnorm — übrigens vollkommen unbegründet — der eigentlichen Rechts- 
regel gegenüber dadurch charakterisiert, daß er sie sschöpferisch«, d. h. durch 
die freie Erfindung eines Einzelnen entstehen läßt — jede Rechtsnorm entsteht 
letzten Endes so —, erklärt er an anderer Stelle, sie sei snicht nach Willkür und 
Gutdünken, sondern aus einem allgemeinen Grundsatz abzuleiten« (S. 98). Die 
Entscheidungsnorm ist bei Ehrlich bald die Norm, durch welche Art und 
Ausmaß der Unrechtsfolge oder der Schadenersatzpflicht bestimmt wird, bald er- 
klärter, de Entscheidung, obein konkreter Tatbestand unter einen im 
Rechtssatze enthaltenen Begriff falle (z. B. ob ein Gegenstand »Zubehör« sei) 
erfolge auf Grund einer Entscheidungsnorm. Danach ist jede Begriffsbestim- 
mung eine Entscheidungsnorm. Hier spricht Ehrlich von »konkreten« im Gegen- 
satz zu sabstrakten« Entscheidungsnormen. Dann stellt er als wichtige sozio- 
logische Erkenntnis die Behauptung auf, die meisten »Rechtssätze« entständen 
aus »Entscheidungsnormen«, die Entscheidungsnorm sei hier das »Konkrete«, 
das dem »Abstrakten« des Rechtssatzes vorausgehe. Diese Proben dürften ge- 
nügen, um die Behauptung zu rechtfertigen, daß es schlechterdings unmöglich 
ist, sich von den Ehrlichschen Entscheidungsnormen, die in seiner »Grund- 
legung« eine große Rolle spielen, auch nur einigermaßen eine feste Vorstellung 
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demselben Sinne unter die Kategorie des Rechtsinstitutes zu sub- 
sumieren sind. Eigentum, Familie, Vertrag, Erbe sind zweifellos 
Rechtseinrichtungen. Was stellt sich aber Ehrlich unter diesen 
»Rechtseinrichtungen« vor? Entweder sind dies physische oder psy- 
chische Tatsachen oder Vorgänge in der Außenwelt (vom Stand- 
punkte des Betrachters aus gesehen) oder aber es sind irgendwelche 
Bedeutungen, die solchen Tatsachen oder Vorgängen vom 
Betrachter auf Grund gewisser vorausgesetzter Normen beigelegt 
werden. 

Ehrlich sagt, indem er offenbar den normativen Rechtsbe:riff im 
Auge hat, wohl durchaus zutreffend : »Recht und Rechtsverhältnis ist ein 
gedankliches Ding, das nicht in der greifbaren, sin n- 
lich wahrnehmbaren Wirklichkeit, sondern in den 
Köpfen der Menschen lebt« (68). Nur daß eben die Wirklichkeit nicht 
bloß eine körperliche, d. h. mit äußeren Sinnen, sondern auch eine 
psychische, d.h. mit inneren Sinnen wahrnehmbare ist. Recht und 
Rechtsverhältnis sind aber offenbar auch nicht solche psychische 
Realitäten in der Außenwelt (vom Standpunkt des Betrachters). Sonst 
wäre ja Jurisprudenz ein Spezialgebiet der Psychologie. Die Be- 
hauptung: Dieser Tatbestand ist Unrecht, oder: Der A ist dazu ver- 
pflichtet, sagt doch weder eine körperliche noch auch eine seelische 
Tatsache in der Außenwelt (des Aussagenden) aus; sagt doch nicht, daß 
irgend ein bestimmter Seelenakt in der Außenwelt sich abspielt. 
Der A ist zu irgend etwas verpflichtet, aber er denkt nicht daran, 
noch fühlt er es oder will es gar! Es wird ja damit überhaupt kein 
Sein, weder ein körperliches noch ein seelisches Sein (in der Außen- 
welt) ausgesagt, sondern ein Sollen, d. h. es ist irgend ein geistiger 
oder körperlicher Tatbestand als Inhalt eines Sollens, einer vom 
Aussagenden als gültig vorausgesetzten Norm behauptet. 
Das und nichts anderes bedeutet der Satz, daß das Recht nicht sinn- 
lich wahrnehmbar, daß es ein Gedankending sei. Wenn 
Ehrlich dann fortfährt: »Es gäbe kein Recht, wenn es keine Menschen 
gäbe, die sich mit der Vorstellung vom Rechte tragen würden« so 
ist auch dieses richtig, in dem Sinne eben, daß es überhaupt kein 
Denken gäbe, wenn nicht denkende Menschen wären: eine psycho- 
logische Tatsache, die allerdings für die Erkenntnis des Wesens des 
Rechtes nicht relevant ist. Wie vor einem Rätsel steht man aber, 
wenn Ehrlich im folgenden Satze das gerade Gegenteil dessen sagt. 
was er soeben behauptet hatte. Er sagte gerade, das Recht sei eine 
Vorstellung, de nichts sinnlich Wahrnehmbares zum 
Inhalt habe. Und nun: »Aber wie sonst überall so sind auch hier 
unsere Vorstellungen aus einem Stoffe ge 
formt, den wir der greifbaren, sinnlich wahr- 
nehmbaren Wirklichkeit entnehmen« Was soll 
man dazu sagen? Und dann heißt es weiter: »Es liegen ihnen (unsern 
Vorstellungen) stets Tatsachen zugrunde, die wirbeobachtet 
haben. Solche Tatsachen müssen vorhanden gewesen sein bevor 
im menschlichen Hirn überhaupt der Gedanke an Recht und Rechts- 


Eine Grundlegung der Rechtssoziologie. 855 


verhältnis aufzudämmern begann« Was soll das heißen: unseren 
Vorstellungen liegen Tatsachen »zu Grunde«? Es gibt Vorstellungen 
von Tatsachen und Vorstellungen diekeine Tatsachen zum Inhalt 
haben. Die Vorstellungen von Gut und Böse sind keine Tatsachen, 
die Handlung ist eine Tatsache, mit der die Vorstellung gut oder böse 
verbunden wird. Wäre das Recht eine Tatsache, oder der Begriff 
des Rechtes eine Abstraktion aus Tatsachen, dann wäre 
das Recht doch kein bloßes »Gedankending.« Dann wäre es doch 
sinnlich wahrnehmbar, beobachtbar! »Und auch in der 
Gegenwart müssen jedenfalls gewisse Tatsachen vorliegen bevor 
wir von einem Recht und Rechtsverhältnis reden können.e Das 
mag richtig sein, sofern Recht und Rechtsverhältnis von einer Tat- 
sache ausgesagt, d. h. eine Relation einer Tatsache zu einer Rechts- 
norm ausgesagt wird. Doch ist die Rechtsnorm auch an sich und ohne 
Beziehung zu einer konkreten Tatsache Recht. Niemals ist aber 
die Tatsache Recht oder Rechtsverhältnis, weil eben diese als 
Sein gegebene Tatsache an sich wertindifferent ist, bedeutungs- 
los sofern sie eben nicht auf eine Norm, d. h. einen objektiven 
Wert bezogen wird, genauer gesprochen: Sofern irgend ein Tat- 
bestand nicht in der Form des Seins, sondern in der des Sollens ge- 
dacht wird. Darum ist es nicht nur grundfalsch, sondern in direktem 
Widerspruch zu der einige Zeilen vorher akzeptierten, offenbar aber 
gänzlich unverstandenen Auffassung, wenn Ehrlich behauptet: 
»hier« (nämlich in den Tatsachen —) ist also die Werkstätte des 
Rechtes zu suchen«. Und »die erste Frage der Rechtswissenschaft« 
so wie sie Ehrlich als Ergebnis dieser völlig verwirrten Argumentation 
formuliert: »welche tatsächlichen Einrichtungen werden im Laufe 
der geschichtlichen Entwicklung zu Rechtsverhältnissen und durch 
welche gesellschaftlichen Vorgänge werden sie es?« Diese Frage 
ist in dieser Form überhaupt unbeantwortbar, weil sinnlos. Denn 
für eine auf die Tatsächlichkeit gerichtete Betrachtung 
gibt es eben immer nur Tatsachen, Wirklichkeiten und keine Werte. 
Aus einer Wirklichkeit kann für die Erkenntnis durch keine Ent- 
wicklung ein Wert werden, weil eben der Wert für eine andere 
Erkenntnisrichtung gegeben ist, als jene, die sich der Wirklichkeit 
zuwendet. Nicht eine Rechtswissenschaft, die über Recht und Un- 
recht, Pflicht und Berechtigung, also wertende Erkenntnisse zu 
befinden hat, sondern eine erklärende Sozialpsychologie, die es nur 
mit wahrnehmbaren Gegebenheiten der Wirklichkeit, mit Tatsachen 
zu tun hat, kann das Problem aufwerfen, wie gewisse Sollvorstel- 
lungen, Normen als reale psychische Tatsachen, entstanden sind, 
kann vielleicht — als ihren wichtigsten Gegenstand — die Frage 
aufwerfen, durch welche Ursachen es bewirkt wird, daß Menschen 
einer bestimmten Gruppe und Zeitperiode tatsächlich in bestimmter 
Weise werten, speziell auch rechtlich werten. Solche 
Soziologie hat es nicht mit dem Wert, sondern mitden Wertungen 
der Menschen zu tun, ist nicht wertende sondern werter- 
klärende Wissenschaft. Für sie ist insbesondere das Recht 
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nicht eine als gültig vorausgesetzte Norm, kein objektiver Wert, 
sondern ein tatsächlicher — an sich wertindifferenter — Vorgang, 
ein bestimmtes geistiges und körperliches Verhalten von Menschen. 
das in seiner Regelmäßigkeit zu erfassen ist. Ihr Gegenstand ist 
genau genommen gar nicht das Recht, sondern das Denken, Fühlen 
oder Wollen des Rechtes, das was die Menschen vom Rechte meinen 
und in dieser Meinung tun oder lassen. Solche Betrachtungsweise 
führt niemals zu dem Urteil: dies ist recht oder Unrecht, d. h. dies 
soll sein oder nicht sein, sondern immer nur zu den Urteilen: dies 
wird gedacht und getan, d. h.: dies ist oder war. Die Erkenntnisse 
solch soziologischer Betrachtung sind ebenso wertfrei, wie 
die der Biologie. Der Unterschied solcher Soziologie zur Rechts- 
wissenschaft (in normativem Sinne) ist der gleiche wie der einer 
Naturgeschichte der menschlichen Moralvorstellung zu einer dog- 
matischen Ethik, oder einer Religionsgeschichte zu einer Theologie. 
Die heillose Konfusion Ehrlichs kommt eben daher, daß er diese 
beiden Betrachtungsweisen nicht zu trennen weiß, daß er auf eine 
soziologische Seinserklärung explikativer Betrachtung hin- 
zielt, dabei aber immer wieder an dm normativen Rechts- 
begriff, an dem Standpunkt der wissenschaftlichen Wertung fest- 
hält. 


II. Ä 

Als ein wichtiges Ergebnis seiner rechtssoziologischen Unter- 
suchung betrachtet Ehrlich die Erkenntnis der von ihm sogenannten 
»Tatsachen des Rechtes«. Was ist darunter zu verstehen ? Es sollen 
dies jene Tatsachen sein, »an welche der menschliche Geist die Regeln 
anknüpft«, als welche sich die Organisation der Menschengruppen 
zu Verbänden darstellt; jene Regeln »die jedem Einzelnen im Verbande 
seine Stellung und seine Aufgaben zuweisen« (S. 68/69). Es ist nicht 
gleich verständlich, was darunter zu verstehen ist, daB eine Regel 
var eine Tatsache angeknüpft« wird. Es scheint, daß darunter nichts 
anderes verstanden werden kann als daß eine Regel sich auf eine 
Tatsache als den Gegenstand der Regelung bezieht. 
Die Tatsachen des Rechts sind also vielleicht die Gegenstände der 
rechtlichen Regelung. Als solche Tatsachen führt Ehrlich an: »die 
Uebung, die Herrschaft, der Besitz, die Willenserklärung« (69). 

Die »Uebung« soll nach Ehrlich etwas anderes eein als Gewohn- 
heitsrecht ; Uebung bedeutet hier: »wie es bisher gehalten wurde, soll in 
Zukunft die Norm abgeben«. Aber das Gewohnheitsrecht ist doch 
zweifellos eine solche »Uebung«! »Durch Uebung wird die Stellung 
des Hauptes, der Organe sowie der Angehörigen des Verbandes (die 
Ueber- und Unterordnung) und die Aufgaben des Einzelnen bestimmt.« 
Also müßte eigentlich die »Uebung« die einzige Tatsache des Rechts 
sein; denn einige Zeilen vorher hat Ehrlich als Tatsachen des Rechts 
jene Tatsachen bezeichnet, an welche die Regeln angeknüpft werden, 
ədie jedem Einzelnen im Verbande seine Stellung und Aufgabe an- 
weisen« (68). Auch könnte ja die »Uebung« nicht so wie der Besitz 
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oder der Vertrag oder ein Herrschaftsverhältnis als eine »Tatsache 
des Rechts« im Sinne eines Gegenstandes der Regelung aufgefaßt 
werden. Denn die »Uebung« ist ja de Regel selbst, ist ja nur. 
ein anderes Wort dafür, daß eine Tatsache sich regelmäßig. 
wiederholt. Der Besitz, Verträge, Herrschaftsverhältnisse stehen 
in Uebung, werden »geübt«, d. h. wiederholen sich regelmäßig, sind 
Inhalt einer Regel, aber doch nicht die Uebung selbst. Wenn irgend- 
welche Herrschafts-oder B es it zverhältnisse, wenn irgendwelche 
Willenserklärungen aus rein faktischen Tatsachen zu Rechtstatsachen 
werden sollen, so können sie es doch offenbar nurdurch Uebung; 
ganz im Ehrlichschen Sinne: »so wie es bisher gehalten wurde, soll 
in Zukunft die Norm abgeben«. Genauer gesprochen: das was regel- 
mäßig geübt wird, wird zum Inhalt einer Sollvorstellung, einer Norm, 
die fordert, daß es so sein solle Und unter Voraus- 
setzung einer solchen Norm werden jetzt die in der Norm be- 
stimmten Tatbestände rechtlich relevant, Tatsachen des Rechtes. 
Die Uebung ist der Weg, auf dem in diesem Sinne die Tatsachen zu 
Tatsachen des Rechtes werden. Die Uebung selbst aber ist keine 
Tatsache des Rechtes! 

Es scheint, daß Ehrlich unter »Uebung« die Ausübung ganz 
bestimmter Herrschaftsverhältnisse verstanden hat: die Ueber- und 
Unterordnung im Verbande, die Stellung der Verbandsorgane. Aber 
da handelt es sich doch offenbar um Herrschafts verhältnisse 
und Willenserklärungen — also zwei andere Tatsachen des 
Rechts im E.schen Sinn — die wie alle andern durch Uebung zum 
Inhalt von Normen wurden! Es ist ein vergeblicher Versuch, sich 
aus dieser Begriffsverwirrung zu ziehen, wenn Ehrlich meint: »Von 
der in jedem organisierten Verbande vorhandenen Ueber- und Unter- 
ordnung, in der sich eben die innere Ordnung des Verbandes aus- 
drückt, sind die Herrschafts- und Unterwerfungsverhältnisse genau 
zu unterscheiden« Ehrlich ist in der Neuschaffung von Begriffen 
und Distinktionen ärger als seine ärgsten Gegner! Eine Verbandsorgani- 
sation mit Ueber- und Unterordnung ist also keine »Herrschafts« 
organisation? Die Autoritätsverbände stellen keine Herrschafts- 
verhältnisse dar? Was ist also »Herrschaft« zum Unterschied von 
Ueber- und Unterordnung ? »Der Befehl infolge organisatorischer 
Ueberordnung ist etwas anderes als der Befehl kraft Herrschaft. 
Den ersten erteilt der Befehlende für den Verband, den zweiten 
für sich selbst« (71). Gewiß, aber beide Befehle sind doch, soferne sie 
befolgt werden, für eine soziologische Betrachtung Herr- 
schaftsverhältnisse ? 

Ehrlich unterscheidet zwei Arten von Herrschaftsverhältnissen: 
»Solche, die sich aus dem Familienverbande ergeben — die Unter- 
werfung der Kinder unter die väterliche, der Frau unter die ehe- 
herrliche Gewalt — und Unterwerfungsverhältnisse rein gesell- 
schaftlichen Ursprungs, die Sklaverei und die Hörigkeit« (71). Aber ist 
denn die Familie nicht gesellschaftlichen Charakters 
und die -aus ihr sich ergebenden Herrschaftsverhältnisse nicht 
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auch rein gesellschaftlichen« Ürsprunges? Der Unter- 
schied liegt wohl in der Tatsache, daß gewisse Herrschafts- und 
Ausbeutungsverhältnisse, sofern sie zwischen Personen derselben 
Familie bestehen, durch Beziehungen geschlechtlicher Natur ge- 
mildert werden. Diese Tatsache: der Gegensatz wirtschaftlicher 
und geschlechtlicher Tendenzen wäre Gegenstand soziologischer — 
allerdings nicht gerade rechtssoziologischer Untersuchung. Daß 
gewisse tatsächlichen Herrschaftsverhältnisse auf dem Wege der Uebung 
im Bewußtsein der Menschen als gesollte erscheinen, d.h.: zum 
Inhalt von Normen werden, ist eine Selbstverständlichkeit. Un- 
richtig ist aber, wenn Ehrlich der herrschenden Auffassung die völlig 
unvollziehbare Vorstellung in die Schuhe schiebt, erst habe es Rechts- 
sätze gegeben, die gewisse Herrschaftsverhältnisse anbefohlen hätten, 
und dann erst hätten sich solche in Befolgung der Rechtssätze ge- 
bildet: »In der Tat wird auch allgemein angenommen, der Rechts- 
satz sei es, der die Frau dem Manne, die Kinder der väterlichen 
Gewalt, den Mündel dem Vormund, den Sklaven und den Hörigen 
seinem Herrn unterwerfe. Aber die Tatsache der Herrschaft und 
Unterwerfung war überall früher da als der Rechtssatz, der sie als 
Bestandteile der Rechtsordnung regelte« (71). Wiederum die pri- 
mitive Verwechslung von logischer Voraussetzung der Rechts- 
norm und zeitlichem Vorangehen einer Tatsache! Um das 
Verhältnis zwischen Vater und Kind, Herrn und Sklaven als Rech t s- 
verhältnis zu deuten, muß eine — irgendwie entstandene — Norm 
gedanklich vorausgesetzt werden von demjenigen, der solches Rechts- 
Werturteil abgibt. Das und nichts anderes bedeutet: »Herrschafts- und 
Unterwerfungsverhältnisse . . . . auf Rechtsvorschriften zurück- 
führen«. Diese Auffassung der »herrschenden Lehre« ist durchaus 
vereinbar mit der selbstverständlich von niemanden bisher be- 
zweifelten Tatsache, daß es Herrschaftsverhältnisse gegeben habe, 
bevor sich im Bewußtsein der Menschen Normen über diese Herr- 
schaftsverhältnisse gebildet haben! 

Auch die soziologischen Erkenntnisse, die Ehrlich bezüglich 
des Besitzes als Tatsache des Rechts gewinnt, sind im Grunde 
niemals bezweifelte Selbstverständlichkeiten. Daß das Eigentum 
als Rechtsinstitut, d. h. die damit bezeichneten Rechtsnormen im 
‚Bewußtsein der Menschen später entstanden sind als die Tatsache 
der Herrschaft über eine Sache, m. a. W. daß der Besitz und 
nichtdas Eigentum das Ursprüngliche sei (76), 
hat wohl kein Rechts- und Wirtschaftshistoriker bezweifelt. Auch 
nicht, daß die Rechtsnormen, aus denen der römisch rechtliche Be- 
grıff des Eigentums abstrahiert werden kann, nicht am Anfang der 
Weltentstehung und auch nicht am Anfang der Rechtsentwicklung 
fix und fertig aus dem Nichts entsprangen. Es ist auch nicht wahr, 
was Ehrlich behauptet: »Die Lehre von der ‚vollständigen Herr- 
schaft über dieSache‘ wird heute noch zumeist so vorgetragen, als 
ob damit der ganze Inhalt des Eigentums erschöpft wäre, als ob es 
kein Forstrecht und kein Wasserrecht, kein Bergrecht und kein Agrar- 
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recht, keine Bau- und keine Gewerbeordnung gäbe« (81). Ob der 
römisch-rechtliche Begriff des Eigentums mit Rücksicht auf die 
verwaltungsrechtlichen Bestimmungen noch einen Sinn hat, ist aller- 
dings eine berechtigte Frage, nur eben keine soziologische, sondern 
eine der normativen Begriffsbildung. Und es ist auch eine aus der Ehr- 
lichschen Darstellung selbst in keiner Weise begründbare Behauptung: 
»Ueberall wird also der Besitz zum Rechtsverhältnis 
durch seine Eingliederung in die Wirtschafts- 
ordnung«; es wäre denn, daß die Wirtschaftsordnung zugleich 
eine Rechtsordnung wäre. Daß es wirtschaftliche 
Tatsachen sind, die zur Entstehung von Rechtsnormen über den 
Besitz führen, dürfte niemand ein Geheimnis sein. Aber nur unter 
Voraussetzung von solchen Rechtsnormen ist der Besitz ein Rechts- 
verhältnis. Nun wäre es gewiß ein interessantes Problem, die Ent- 
stehung solcher Rechtsnormen durch historisches Material für eine kon- 
krete soziale Gemeinschaft aufzuzeigen. Allein davon findet sich 
bei Ehrlich keine Spur. 

Von der Willenserklärung und speziell vom Vertrage gibt 
Ehrlich ein durchaus als Konstruktion zu charakterisierendes 
und nicht im entferntesten durch Induktionsmaterial gestütztes 
Entwicklungsschema. Für alle Gebiete der Erde, wo es in der Rechts- 
ordnung zu Normen über den Vertrag gekommen ist, soll sich die Ent- 
wicklung folgendermaßen abgespielt haben: »Man muß bei der Ent- 
wicklung der Vereinbarung zu einer Tatsache des Rechtes folgende 
Stufen unterscheiden: den Barvertrag, den Schuldvertrag, den 
Haftungsvertrag und den Kreditvertrag« (87). Eine solche Ent- 
wicklung ist möglich. Aber ob sie wirklich immer in der Weise vor 
sich gegangen ist, dafür gibt Ehrlich kein selbständiges Material. 
Er beruft sich auf die »Ergebnisse der vergleichenden Rechtswissen- 
schaft und Rechtsgeschichte« (89). Ueber das Verhältnis von Schuld 
und Haftung zum Vertrage — auf eine Kritik dieser nicht sehr glück- 
lichen Begriffsbildung des deutschen Rechtes kann hier nicht näher 
eingegangen werden — sagt Ehrlich: »Die Schuld ist das Sollen 
des Schuldners, ist das was nach der Regel des Lebens als 
Inhalt einer Verpflichtung gilt. Die Haftung ist das Zugriffsrecht 
des Gläubigers, das ihm auch gegen den Willen des Schuldners Be- 
friedigung verschafft und die Vereinbarung wird aus einer bloßen 
Tatsache zu einer Tatsache des Rechtes, und damit zum Ver- 
trage, wenn aus dem Uebereinkommen auch nur eine Schuld 
und keine Haftungen entstehen« (84). Ehrlich betont, »daß es für 
das wirtschaftliche Leben vor allem auf die Schuld, nicht auf die 
Haftung ankomme, daß es in der großen Mehrzahl der Fälle 
fast gleichgültig ist, ob ein Vertrag klagbar ist, wenn nur nach 
der Regel des Handelns, die das Leben beherrscht, auf dessen 
Erfüllung gerechnet werden kann« (88). Und konstatiert schließlich: 
»Es ist daher notwendig, nicht bloß in der Geschichte, sondern auch 
im geltenden Rechte daran festzuhalten, daß es neben den Verein- 
barungen, die ganz außerhalb des Rechtes 
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stehen, Verträge gibt, die eine Schuld, aber keine Haftung, die 
nur eine Regel, nach der sich die Menschen im Leben richten, nicht 
aber eine Regel, nach der die Behörden vorgehen, bedeuten, und daß 
diese Verträge für dass wirtschaftliche Leben ebenso 
wichtig sind, wie die klagbaren Verträge« (80)°). 

Allein demgegenüber muß die Frage aufgeworfen werden, wie 
sich eigentlich jene Verträge, »die ganz außerhalb des Rechtes 
stehen« von jenen unterscheiden, die zwar eine Schuld aber keine 
Haftung bedeuten in dem Sinne, daß gegen ihre Verletzung keine 
spezifische Reaktion der Rechtsgemeinschaft (oder eine Reaktion 
jener spezifischen Gemeinschaft) einzutreten hat. Jede Verein- 
barung — auch die nichtrechtliche — sofern sie überhaupt als ver- 
bindlich vorausgesetzt wird, bedeutet eine Schuld, in dem Sinne, 
daß die vereinbarenden Parteien sich vereinbarungsgemäß verhalten 
sollen. Dieses Sollen kann ein moralisches oder ein Sollen der Sitte 
sein — je nachdem man eben eine Norm der Moral oder des Anstandes 
voraussetzt. Wann ist der Vertrag aber ein rechtlicher, das 
Sollen ein rechtliches, die Schuld eine rechtliche? Welches ist das 
Kriterium dafür, wenn nicht die Möglichkeit einer spezifischen Reaktion 
seitens der organisierten Rechtsgemeinschaft, die »Haftung« ım 
Sinne der Ehrlichschen Terminologie, die Haftung und Klagbarkeit 
identifiziert? Daß nicht-klagbare, haftungslose Verträge für die 
Wirtschaft von größter Bedeutung sein mögen, wer bezweifelt dies ? 
Aber sind Recht und Wirtschaft identisch? Sind nicht gewisse 
moralische Pflichten für die Gesellschaft wie für das Individuum 
von allergrößter Bedeutung, müssen sie darum Rechts pflichten 
sein ? 

5) Zweifellos ist die von Ehrlich vertretene Auffassung, in der Entwicklung 
des deutschen Rechtes hätten die Verträge ursprünglich eine Schuld und keine 
Haftung begründet, durchaus mißverständlich Amira hat (m 
seiner Rezension des Gierkeschen Werkes über »Schuld und Haftung« Zeitschr. 
für Rechtsgesch. XXXI. Bd., S. 486) mit allem Nachdruck darauf hingewiesen. 
daß es sich bei der Scheidung von Schuld und Haftung bloß sum einen lo- 
gischen Unterschied« handle, daß es ein Irrtum sei, zu meinen, 
Schuld und Haftung seien erst im Laufe der Entwicklung »zusammengewachsen .«, 
Und Schwerin sagt (Deutsche Rechtsgeschichte, S. 57, Anm. 6): »Es ist nicht 
anzunehmen, daß zu irgendeiner Zeit der Schuldner nicht auch in der Regel 
sollte gehaftet haben.« 

Wenn »Schuld« rechtliches Sollen bedeutet, dann kann von einer 
solchen nur dort die Rede sein, wo gegen ihre Verletzung eine Reaktionsmöglichkeit 
seitens der Rechtsgemeinschaft gegeben ist, eine Exekution auch gegen den 
Willen des Schuldners gegen ihn geführt werden kann. Völlig irrig ist es aber, 
wenn Ehrlich die Haftung begründende Obligationen mit klagbaren ge 
radezu identifiziert und dabei von Rechtsverbindlichkeiten spricht, die keine 
Haftung begründen! Jede Rechtsverbindlichkeit ist und war auch im 
Deutschen Rechte klagbar und stand hier letzten Endes unter der Sanktion 
der Friedlosigkeit und Vermögenskonfiskation, d. h. für Forderungen, bei denen 
nicht ein besonderes Exekutionsobjekt (Pfand oder Bürge) gestellt wurde, haftet 
der Schuldner eben mit seiner ganzen Person und daher mit seinem ganzen 
Vermögen! 
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Nun Ehrlich bleibt die Antwort auf diese Frage nicht schuldig, 
was eigentlich das Wesen jener Normen oder Regeln sei, deren 
Erklärung den besonderen Gegenstand seiner Rechts sozio- 
logie bildet, die ja als eine besondere Disziplin sich von 
einer allgemeinen Gesellschaftslehre unterscheidet. Ehrlich an- 
erkennt die Notwendigkeit, den Gegenstand seiner neuen Wissen- 
schaft von dem einer Soziologie der Moral, der Sitte, der Kunst oder 
Religion abzugrenzen. Aber wie zieht er diese Grenze ? Die Wichtigkeit 
der Frage und die Eigenart der Antwort, die Ehrlich auf sie gibt, 
rechtfertigen ein längeres Zitat: »So schwierig es aber auch ist, wissen- 
schaftlich die Grenze zwischen der Rechtsnorm und anderen Arten 
der Norm zu ziehen, praktisch besteht diese Schwierigkeit nur selten... 
Die Frage nach dem Gegensatz der Rechtsnorm und der außer- 
rechtlichen Norm ist nicht eine Frage der Gesellschaftswissenschaft, 
sondern der gesellschaftlichen Psychologie.« Nun drängt sich einem 
hier schon der Einwand auf, ob denn die »gesellschaftliche Psycho- 
logie« keine Gesellschaftswissenschaft sei, und ob eine Frage, die 
nichts weniger als die Abgrenzung des Erkenntnisobjektes der Rechts- 
soziologie bezweckt, wirklich keine Frage der Gesellschaftswissen- 
schaft sein kann. Allein dieser Einwand wird entschieden zurück- 
gedrängt durch das Erstaunen, in das einen die nun folgende Lösung 
des Problems versetzt: »Die verschiedenen Arten von 
Normen lösen verschiedene Gefühlstöne aus und wir 
antworten auf Uebertretung verschiedener Normen nach ihrer Art 
mit verschiedenen Empfindungen. Man vergleiche das Gefühl der 
Empörung, das einem Rechtsbruch folgt, mit der Ent- 
rüstung gegenüber einer Verletzung des Sitten gebotes, mit 
der Aergernis aus Anlaß einer Unanständigkeit, 
mit der Mißbilligung der Taktlosigkeit, mit der Lächer- 
lichkeit beim Verfehlen ds guten Tones und schließlich 
mit der kritischen Ablehnung, die die Mode helden 
denen angedeihen lassen, die sich nicht auf ihrer Höhe befinden« 
(S. 132). Unter den nicht spärlichen Versuchen das Wesen des Rechtes 
zu bestimmen, bedeutet dieser sicherlich den Gipfel der Kuriosität! 
Und es ist wirklich zu bedauern, daß die »herrschende Lehre« sich 
diese Theorie noch nicht angeeignet hat, denn dann wäre es gewiß 
ein Hochgenuß, den Spott der Ehrlichschen Kritik zu bewundern! 
So aber ist es Ehrlich vorbehalten geblieben, das Gefühl der 
»Empörung« von dem der »Entrüstung« zu unterscheiden, zwischen 
dem »Gefühlston« der »Mißbilligung« und dem der »kritischen Ab- 
lehnung«, des (!) »Aergernis« und der »Lächerlichkeit« zu differenzieren! 
Wahrlich, diese Psychologie eines die Wirklichkeit besbachtenden 
Soziologen reicht fast an die Orgien der psychologischen Jurisprudenz 
heran, die freilich nur mit »blutleeren Abstraktionen« arbeitet. Um 
die Brauchbarkeit der Ehrlichschen Kriterien zu ermessen, muß 
man sich nur etwa die Rechtsnorm, den Mietzins antizipando zu zahlen 
oder 6% Zinsen bei Handelsgeschäften zu entrichten, beides doch 
durchaus Regeln des Lebens und nicht bloße Entscheidungs- 
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normen (die freilich auch Rechtsnormen sind) und etwa die Moral- 
norm der Barmherzigkeit, oder die der Wahrhaftigkeit vorstellen. 
Wie ließe sich das Gefühl der »Empörung« bei Verletzung der ersteren, 
mit dem der »Entrüstung« bei der Verletzung der letzteren verwechseln! 
Oder ist es vielleicht »Entrüstung«, die eine Rechtsverletzung be- 
gleitet und »Empörung«, die eine Unsittlichkeit auslöst? Aber viel- 
leicht sind es viele, die sich schon über eine Taktlosigkeit »empören« 
und dabei sagen, daß sie ventrüstet«seien und sehr viele, die eine Rechts- 
widrigkeit nur »mißbilligene. An eueren Gefühlstönen sollt ihr sie er- 
kennen, die Normen nämlich; aber schon viele haben sich, scheint es, 
»lächerlich« gemacht und dabei wahrhaftig gegen andere Normen 
als die des guten Tones verstoßen! Es ist ein zu billiges Vergnügen, 
die Ehrlichschen Kriterien der sozialen Normkategorien zu prüfen. 
Zumal sie ja Ehrlich selbst nicht ganz befriedigt zu haben scheinen. 
Denn er hat das Bedürfnis, speziell die Rechtsnormen noch in anderer 
Weise zu charakterisieren, als durch das Gefühl der »Empörung«e, 
das ihre Verletzung auslöst. So sagt er, scheinbar seine Gefühls- 
theorie erklärend, in Wahrheit aber ein ganz anderes Kriterium 
heranziehend, »der Rechtsnorm ist eigentümlich das Gefühl, für 
das schon die gemeinrechtlichen Juristen den so bezeichnenden 
Namen opinio necessitatis gefunden haben. Danach muß man 
die Rechtsnorm erkennen« (132). Nun ist die opinio necessitatis bei 
einer Uebung etwas anderes als das Gefühl der Empörung bei der 
Normverletzung. Aber abgesehen davon, wie soll das ein Unterschied 
zwischen Recht und Moral sein? Trägt nicht auch das Moralge- 
setz den Charakter der Notwendigkeit ? Ist nicht die sittliche necessitas 
zumindest eine solche wie die rechtliche ? E 

Kaum ernst zu nehmen ist, wenn Ehrlich des weiteren behauptet: 
»Die Rechtsnorm regelt wenigstens nach der Empfindung der Gruppe, 
von der sie ausgeht, eine Sache von großer Wichtigkeit, von grund- 
legender Bedeutung ..... Nur Gegenstände von minderer Wich- 
tigkeit werden anderen gesellschaftlichen Normen überlassen« (134). 
Enthalten die moralischen und religiösen Normen 
wirklich Gegenstände von minderer Wichtigkeit als die Normen über 
das Darlehen oder das Pachtverhältnis? Ein Tappen nach einem 
Kriterium ganz anderer Art ist der schon erwähnte Versuch, die 
Rechtsnormen von den andern Normen dadurch zu scheiden, daß 
die erstern als »stets in klaren bestimmten Worten ausdrückbar, 
als in klare Worte gefaßt« bezeichnet werden (135). Nur vergißt 
Ehrlich hier ganz, daß er einige Kapitel früher die Rechtsnorm ge- 
rade durch den Mangel dieses klaren In-Worte-gefaßt-Seins charak- 
terisiert und diese Eigenschaft nur den für die Rechtssoziologie neben- 
sächlichen »Rechtssätzen« zugesprochen hat! Und es bedeutet schließ- 
lich wiederum die Akzeptierung eines ganz neuen Kriteriums, wenn 
Ehrlich am Ende erklärt: »Rechtsnormen sind die aus den Tatsachen 
des Rechts fließenden Normen« (136). Aber was soll diese Bestimmung 
bedeuten? Sind doch die »Tatsachen des Rechtes« nichts anderes 
als alle nur irgend möglichen Gegenstände der rechtlichen, aber nicht 


Eine Grundlegung der Rechtssoziologie. 863 


nur dieser, sondern jeder sozialen Regelung! Herrschaftsverhältnis, 
Besitz, Willenserklärung! Aber selbst diese Bedeutung wird noch 
abgeschwächt durch den Zusatz Ehrlichs, daß sich Rechtsnormen 
auch aus »Rechtssätzen des staatlichen und Juristenrechtes ergeben« 
können. Daß sich nur bei diesen Normen opinio necessitatis findet, 
wie Ehrlich hier meint, ist wohl kaum zu akzeptieren! Und was nützte 
selbst diese Annahme! Ehrlich versichert, daß nicht alle Normen, 
die aus den Tatsachen des Rechtes oder aus Rechtssätzen entstehen, 
Rechtsnormen seien! Aber nur bei ihnen finde sich opinio necessi- 
tatis. Bei allen, oder nur bei welchen von ihnen? Es ist zwar nicht 
einzusehen, warum Tatsachen, aus denen neben Rechtsnormen auch 
»Normen, die dem Rechte nicht angehören«, Moralnormen, Normen 
der Sitte und Religion usw. »flieBen« können, gerade Tatsachen »d e s 
Rechtes« heißen, aber seis drum. Schließlich endet Ehrlich 
ja doch bei dem naiven Bekenntnis: »Eine positive Abgrenzung der 
Rechtsnorm von anderen Normen ist daher durch diese Kennzeichen 
nicht gegeben! Dies würde wohl vor allem eine eingehende 
Untersuchung der Natur der Normen nichtrechtlicher Art vor- 
aussetzen« (136). Und eine Soziologie des Rechtes, eine G r u n d- 
legung dieser Soziologie des Rechtes sollte möglich sein ohne 
diese Voraussetzung? Ist da der längst verhaltene Zweifel noch 
zurückzuhalten, ob denn die allgemeinen Sätze, die das Ergebnis 
der Ehrlichschen Untersuchung sind, sich wirklich auf das Recht 
als ein irgendwie abgegrenztes Objekt oder ob sie sich nicht im all- 
gemeinen auf Regeln sozialen Verhaltens beziehen, in eben dieser 
Allgemeinheit aber ziemlich nichtssagende Konstruktionen und allge- 
meine Platitüden sind? 
IV, 

Ein besonders charakteristischer Zug der Ehrlichschen Rechts- 
soziologie ist die scharfe Scheidung von Recht und Staat. Mit dem 
größten Nachdruck hebt Ehrlich immer wieder als einen der schwersten 
Irrtümer der heutigen Jurisprudenz hervor, daß sie das Recht auf 
den Staat zurückführe, daß sie »nur staatliches Recht an- 
erkenne, während doch das außerstaatliche oder gesellschaftliche 
Recht den weitaus größeren und wichtigeren Bestandteil der Rechts- 
ordnung bilde« (S. gff. 49 ff. Iro ff. 295 ff.).. Was Ehrlich eigent- 
lich unter »staatlichem« Rechte versteht, ist nicht leicht festzu- 
stellen. Es wird bald als das »vom Staate geschaffene« Recht (S. 8) 
bezeichnet, bald mit dem »Gesetz«, mit dem »vom Staat als Gesetz 
verkündeten Recht« (S. 1r) identifiziert; bald wieder unter staat- 
lichem Recht die Regeln für das Verhalten der Gerichte und andere 
staatlichen Behörden (im Gegensatz zu den Regeln allgemeinen 
menschlichen Handelns) verstanden (S. 15). Dann scheint es wieder, 
als ob staatliches Recht der Inbegriff der staatlichen zwangandrohenden 
Normen wäre (57). Zwar werden auf S. 9 ff. staatliches Recht 
und Gesetz identifiziert, indem der Vorwurf: »Die heutige 
Jurisprudenz kennt nur staatliches Recht« 
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auch mit den Worten ausgedrückt wird: »Wo wird dieses 
außerstaatliche Recht erforscht? wo wird es dar- 
gestellt? Wo wird es gelehrt? Es ist gewiß nicht allzu gewagt, wenn 
hier behauptet wird, Forschung, Literatur und Unterricht kennen 
heutzutage auf dem euröpäischen Festlande kein anderes 
Recht als das Gesetz« (9); doch S. ııo wird behauptet: 
»Staatliches Recht ist genau vom Gesetz zu unterscheiden. Staat- 
liches Recht geht nicht der Form, sondern dem Inhalte nach vom 
Staate aus. Es ist ein Recht, das nur durch den Staat entstanden 
ist und ohne Staat nicht bestehen könnte. Es ist dabei gleichgültig 
in welcher Form es besteht.« S. 115 wird das Wesen des staatlichen 
Rechtes charakterisiert als staatlicher Befehl »an die Gerichte und 
die sonstigen Behörden, wie sie vorgehen sollen«. S. 296 wird 
aber differenziert. Für das staatliche Recht werden zwei Haupt- 
typen genannt: »Für den Staat gibt es zwei Wege, um durch 
sein Recht zu wirken, der eine ist durch Entscheidungs- 
normen. Der Staat schreibt seinen Gerichten und anderen Behörden 
vor, wie sie Angelegenheiten, die ihnen von den Beteiligten zur Ent- 
scheidung vorgelegt werden, entscheiden sollen. Die Mehrzahl der 
Entscheidungsnormen sind allerdings dem Juristenrechte entnommen: 
staatlıiches Recht sind sie nur dann, wenn sie una b- 
hängig vom Juristenrechte entstanden und 
staatliche Zwecke zu fördern bestimmt sind. Die 
andere Art des staatlichen Rechts sind die Eingriffsnormen: 
sie weisen die Behörden an einzugreifen, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie angerufen sind«. Es wird nicht leicht fallen, festzustellen, 
was an dem in Form des Gesetzes niedergelegten Rechte gesell- 
schaftliches und was staatliches Recht ist, was Rechtssatz 
gewordenes Juristenrecht, was Entscheidungsnorm und was Rechts- 
norm im eigentlichen Sinn von allgemeiner Regel des Handelns ıst. 
Das alles steckt offenbar im Gesetzesrecht drinnen. Jedenfalls ist 
dieser zuletzt entwickelte Begriff des staatlichen Rechtes ein ganz 
anderer und zwar ein viel engerer als jener, der in dem zu Beginn 
der Ehrlichschen Arbeit erhobenen Vorwurf liegt, daß sich die heutige 
Jurisprudenz nur mit »staatlichem Recht«, weil nur mit dem »Ge- 
setze« befasse. Ob die Scheidung des auf dem Wege der Gesetzgebung 
entstandenen Rechtes in staatliches und nicht-staatliches durch- 
führbar ist, muß ernstlich bezweifelt werden. Soweit die Ausfüh- 
rungen Ehrlichs verständlich sind, ist »staatliches Recht« nur in dem 
Maße halbwegs abgrenzbar, als darunter »Staatsrecht«, nämlich 
Staats- und Verwaltungsrecht zu verstehen ist. 

Das Auftreten des staatlichen Rechtes neben 
dem bisher nur gesellschaftlichen charakterisiert Ehrlich folgender- 
maßen: »Noch viel später als staatliche Rechtspflege tritt staat- 
liches Recht in die Geschichte ein. Zunächst erzeugt der 
Staat selbstverständlich seine eigene Ordnung, das Staatsrecht 
und wenn er Behörden schafft, von was immer für einer Art, so schreibt 
er ihnen ihre Zuständigkeit, ihre Geschäftsordnung, zuweilen auch 
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das Verfahren vor.« Nun muß es höchst rätselhaft erscheinen, wie 
eine staatliche Rechtspflege möglich sein soll, bevor es eine staatliche 
Ordnung gibt. Aber was ist dieses Rätsel, neben der geheimnisvollen 
Vorstellung eines Staates, der seine eigene Ordnung schafft! Da 
doch in dem »Staat« kaum etwas anderes als eine bestimmte Ordnung 
verstanden werden kann, so liegt einfach das Problem vor: wie eine 
Ordnung sich selber schafft. Wie dem aber auch sei, das eine scheint 
doch aus diesen Aeußerungen Ehrlichs hervorzugehen: Daß »staat- 
liches Recht« vor allem (historisch zumindest) in erster Linie 
Staatsrecht sei: das vom Staate geschaffene Recht. Allein diese 
auf S. 115 klar und unzweideutig ausgesprochene Auffassung Ehr- 
lichs widerspricht leider Ehrlich selbst. Auf S. 304 sagt er nämlich: 
»Wenn der Staat sich selbst oder seinen Behörden die Stellung und 
die Aufgabe vorschreibt, so ist das allerdings nicht 
staatliches Recht im eigentlichen Sinn des Wortes, sondern 
ein Recht des Staates. Der Staat gibt sich und seinen Behörden 
damit die Ordnung, wie sich jeder andere gesellschaftliche Verband 
eine Ordnung geben muß.« Was demnach eigentlich staatliches 
Recht sein soll, muß Geheimnis bleiben. In demselben Kapitel, 
es ist : »Das staatliche Recht« betitelt, untersucht Ehrlich die Wir- 
kungen des staatlichen Rechtes und insbesondere der »staat- 
lichen Entscheidungsnormen« und hier identifiziert er einfach »g e- 
setzliches« Recht mit staatlichem Recht, obgleich er einige 
Zeilen vorher (S. 296) erklärt, daß die Mehrzahl der im Gesetzbuch 
niedergelegten »Entscheidungsnormen« Juristenrecht,nicht 
staatliches Recht seien. Ehrlich sagt nun (S. 297): »Die 
Wirkung der staatlichen Entscheidungsnormen wird im allgemeinen 
sehr überschätzt .. .. Ich habe vor mehreren Jahren eine Um- 
frage vorgenommen, die sich darauf bezogen hat, wieviel aus dem 
seit nunmehr hundert Jahren geltenden österreichischen 
bürgerlichen Gesetzbuch wirklich ins Leben gedrungen 
ist.« Ist das bürgerl. Gesetzbuch staatliches Recht? 

Sofern Ehrlich aie Unabhängigkeit von Recht und Staat gegen- 
über der Anschauung vertritt, daß der Staat das Recht erzeuge, 
ist ihm beizustimmen. Allein nur von einer Erkenntnis aus, der 
Ehrlich freilich ganz ferne steht: daß nämlich der Staat über- 
haupt nicht imstande sei, Recht zu erzeugen, daß die Vorstellung 
eines das Recht erzeugenden Staates unvollziehbar sei. Auf den 
Nachweis dieser Behauptung kann und braucht hier nicht eingegangen 
zu werden. Gegen Ehrlich muß nur betont werden, daß mit der 
Möglichkeit irgendwelchen staatlichen Rechtes von 
einem juristisch-normativen Standpunkt aus die Konsequenz un- 
vermeidlich ist, staatliches Recht als die einzige oder doch oberste 
Ordnung gelten zu lassen. 

Die sozialen Einheiten, die Ehrlich dem Staate vorangehen 
läßt, bezeichnet er als »Stamm«, »Sippe«, »Hausgemeinschaft« (S. ııI), 
»Familie«, »Dorf«e. Er spricht von »Dorfgerichten«, »Familienge- 
richten« und wird wohl auch Gerichte. der Sippe und des Stammes 
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nicht für ausgeschlossen halten. Er setzt also diese Gemeinschaften 
als Rechtsgemeinschaften voraus, von denen Rechtsnormen 
zur Anwendung kommen. Er vertritt allerdings, gestützt auf die 
Autorität Gierkes, die Meinung, daß nicht nur die von der Rechts- 
gemeinschaft resp. deren Organen angewendeten Normen als Rechts- 
normen zu gelten zu haben. Rechtspflichten seien auch jene Pflichten, 
zu deren Schutz keine »höhere Verbandsgewalt« befugt war einzu- 
greifen (128). Allein wodurch unterscheiden sich diese Pflichten von 
allen Pflichten der Sitte, der Moral? Wenn dasRecht Verbands- 
norm, ÖOrganisationsregel ist, wie kommt in diesen Verhält- 
nissen der Verband, die höhere soziale Einheit, die Organisation 
zum Ausdruck? In der Moral und Sitte wird doch die Gemeinschaft 
als überindividuelle Einheit gar nicht existent! »Die Vorstellung, daß 
das, was vom Herren dem Untergebenen zu gewähren ist, im Rech t s- 
sinne geschuldet wird, istallem germanischen Verbands- 
recht immanent. Erzwingbare Pflichten entwickeln sich daraus nur, 
wenn und soweit eine höhereVerbandsgewalt befugt wurde, zum Schutze 
der Rechte der Verbandsangehörigen einzugreifen« (128). Allein wie 
kann man von einem »Verbandsrecht« reden, wenn dasRecht keine 
Beziehung zum Verband als solchen hat? 

Nichts anderes als die Rechtsgemeinschaft ist sei- 
nem innersten Wesen nach der Staat, die höchste, oberste Rechts- 
gemeinschaft, jene soziale Einheit, die in einer Rechtsordnung ge- 
dacht wird: die Rechtsorganisation. Nun wird man gewiß ein- 
wenden, es sei doch unmöglich, den Stamm, die Sippe als Staat 
zu denken, wo diese Gruppen doch Bestandteile höherer 
sozialer Einheiten, vielleicht sogar des Staates selbst seien. Gesetzt, 
eine als Rechtsgemeinschaft organisierte Sippe oder sonstige Gruppe 
niederer Ordnung sei mit andern zu einer höhern Einheit verbunden. 
Allein worin besteht diese Verbindung? Welcher Art ist diese Or - 
ganisation, durch welche mehrere Untergruppen zu einer 
höhern Einheit verbunden werden? Diese Ordnung ist doch selbst 
wieder nur eine Rechtsordnung, die Pflichten der Einzelnen 
statuiert; eine Rechtsordnung, die von bestimmten Organen — 
den Organen der höheren Gemeinschaft — angewendet wird, und 
in die sich die Rechtsordnungen der Unterverbände wıder- 
spruchslos einfügen müssen. Soll die alle Unterverbände zu- 
sammenfassende höhere Gemeinschaft wirklich eine soziale Eın- 
heit sein, d.h. als Einheit gedacht werden können, dann müssen 
die Organe der Unterverbände denen des Oberverbandes irgendwie 
subordiniert gedacht werden, dann müssen die im einzelnen dif- 
ferierenden Rechtsordnungen dieser Teilverbände nur innerhalb 
jener Schranken als gültig und differenzierbar vorgestellt werden, 
die ihnen durch die Organisation der höheren, sie alle zu einer Einheit 
zusammenfassenden Gemeinschaft gezogen sind. Eine andere als 
diese normative Konstruktion der sozialen Einheiten ist 
aber nicht möglich. So werden in der gedanklichen Konstruktion 
— in der allein die ideelle Einheit der sozialen Gruppen gegeben 
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ist — die Untergruppen zu Organen der obersten Gemeinschaft, 
und es bilden die innerhalb lokaler und sachlicher Schranken immerhin 
stark voneinander abweichenden Rechtsordnungen der einzelnen 
Untergruppen dennoch zusammen mit der Organisation der oberen 
Gemeinschaft ein einheitliches System von Normen, eine einheitliche 
Rechtsordnung. Diese letzte über den Einzelgruppen sich auf- 
bauende Gemeinschaft ist als Rechtsgemeinschaft: der Staat. 
Was anderes sollte denn der Staat sein ? 

Ehrlich meint, der Staat sei keine Rechtsgemeinschaft; »seinem 
Ursprunge nach ist der Staat ein militärischer Verband, 
der zum Rechtsleben nur in sehr loser Beziehung steht; und ein ganz 
überwiegend militärischer Verband ist er, abgesehen von 
einigen modernen Staatenbildungeninden früheren 
und gegenwärtigen englischen Kolonien in Nordamerika und anderen 
Weltteilen, seinem Wesen nach bis in die Gegenwart geblieben« (111). 
Schon aus diesen Worten sieht man deutlich, daß es Ehrlich 
bei der Frage nach dem Wesen des Staates offenbar auf etwas ganz 
anderes ankommt, als auf jenen Begriff des Staates, dessen 
Relation zum Begriff des Rechtes in dem Problem Staat — Recht in 
Diskussion steht. Ehrlich sagt, der Staat sei ein militärischer Ver- 
“band und gibt im gleichen Atem zu, es gäbe Staaten, die 
keine solchen Verbände wären. Ganz abgesehen aber von den 
Ausnahmen, die Ehrlich selbst macht, ist z. B. ein neutralisierter 
Staat, der im Vertrauen auf internationale Verträge keinerlei 
militärische Organisation aufzuweisen hat, keine Heere, keine 
Festungen, etwa kein Staat? Würden die heutigen Staaten, wenn 
die Friedensidee siegte, aufhören Staaten zusein? Die militärischen 
Zwecke mögen die meisten der historisch bekannten Staaten charak- 
terisieren, aber darum istder Begriff des Staates doch nicht als 
militärische Organisation zu bestimmen. Ebensowenig wie der Be- 
griff des Staates als »Ausbeutungsorganisation« bestimmt ist, 
wenn auch die meisten historisch bekannten Staaten Ausbeuter- 
organisationen waren. Im Begriff des Staates müssen nicht 
nur einige oder die meisten historisch bekannten als »Staat« be- 
zeichneten Gebilde sondern jeder mögliche oder denkbare Staat 
Platz finden. Es ist von vornherein ein verfehltes Beginnen, so wie 
Ehrlich und manche andere versuchen, den Staat materiell 
nach seinem Inhalt, nach den Zwecken bestimmen zu wollen, die 
in der Form des Staates verfolgt wurden. Denn der Staat ist eine 
Form sozialer Einheit, nicht ein Inhalt! Ehrlich meint: »Das früheste 
Gebilde, das noch historisch mit dem heutigen Staate irgendwie zusam- 
menhängt, ist das Bündnis des kriegerischen Adels mehrerer sprach- 
verwandten Stämme, die sich, gefolgt von den übrigen Freien, nicht 
bloß vorübergehend für den einzelnen Fall, sondern dauernd einen 
Führer im Kriege geben« (111). Allein es ist nicht einzusehen, warum 
zwar nicht der als Rechtsgemeinschaftorganisierte Stamm, 
dagegen aber der- »verbündete Adel« mehrerer Stämme Staat sein 
soll, zumal Ehrlich diesen »Staat« als eine Art Erpresserbande charak- 
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terisiertt: »Der Staat. soll vor allem dem König, dem ständigen 
Heerführer und seinem Gefolge die erforderlichen materiellen Hilfs- 
mittel beistellen. Das geschieht zuerst durch ein sehr dringliches 
Abfordern von Geschenken, steigert sich später zumal im Oriente, 
zu förmlichen Erpressungen» (111). Einen Staat sollen also 
mehrere Stämme bilden, weil und sofern eine »Gruppe von Adeligen« 
das Volk dieser Stämme erpresserisch ausbeutet ? Darin soll die so- 
ziale Einheit »Staat« gegeben sein ? Von einem Staat — sofern darunter 
eine soziale Einheit verstanden werden soll — kann doch nur im 
Falle einer Organisation die Rede sein, die willkürlichen und 
regellosen Brandschatzungen einer Räuberbande, als welche sich 
die »Erpressungen« des »kriegerischen Adels mehrerer sprachver- 
wandter Stämme« darstellt, sind doch noch keine staatliche Ordnung. 
Liegt aber eine militärische Organisation vor, d. h. sind 
Normen vorauszusetzen, nach denen die Leistungspflichten 
der Einzelnen statuiert sind, dann ist ein Staat gegeben, nıcht 
wegen des besonderen Inhaltes dieser Normen, sondern weil 
eine Ordnung gegeben ist, die ihrer Natur nach eine Rech ts- 
ordnung sein muß. Wenn Ehrlich hervorhebt: Die Rechtsgeschichte 
lehre, daß die Gesetzgebung dem Staate nicht von Anfang 
an zustehe (112), so ist das vollkommen richtig! Welcher normale 
Jurist weiß nicht, daß die Rechtserzeugung durch lange Perioden 
hindurch auf dem Wege der »Gewohnheit« vor sich gegangen ist ? 
Allein Ehrlich operiert mit einem ganz willkürlichen Staatsbegriif, 
wenn er behauptet, auch die Rechtspflege, die Rechtsanwendung sei 
ursprünglich in keinem Zusammenhange mit dem Staate. Dies ist 
unmöglich, wenn man unter »Staat« die oberste Rechtsgemeinschait, 
die Rechtsorganisation versteht. Und von diesem Standpunkte 
aus ist es durchaus willkürlich, den kleineren selbständigen Rechts- 
gemeinschaften, die man als die ursprünglicheren vermutet, 
— historische Belege für die Urgeschichte des Rechtes und Staates 
fehlen noch — den Charakter von Staaten abzusprechen, und erst 
den Verbänden zuzuerkennen, die durch das Zusammenfließen mehrerer 
solcher Gruppen entstehen. Daß aber bei einer Rechts organı- 
sation der großen Gesamtgemeinschaft die Rechtsordnungen 
der ursprünglich selbständigen Gruppen ihre individuelle, lokale 
Besonderheit nur innerhalb der Schranken der ersteren beibehalten 
können, d. h.: mit der Rechtsorganisation der Gesamtgemeinschaft 
eine Einheit bilden müssen, somit die Rechtsorgane der Teilgruppen 
als Organe der Gesamtheit gedacht werden können, das ist nur die 
Konsequenz der Tatsache, daß die ursprünglich selbständigen Gruppen 
untereinander zu einer höheren Einheit verschmolzen sind. 

Es ist wieder eine ganz andere als die juristische Betrachtungs- 
weise und ein anderer als der übliche Staatsbegriff, wenn Ehrlich 
ausführt, staatlıche Gerichte und damit staatliche Rechts- 
anwendung gäbe es erst insofern, als solche der »Befehlsgewalt des 
Heerführers« entspringen. Nur die vom Heerführer oder dessen 
Organen ausgeübte Rechtspflege sei staatlichen Charakters. 
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Allein die Art der Berufung ist für diese Frage gleichgültig: auch 
von der Gemeinde gewählte Richter sind Organe des Staates, wenn 
die Gemeinde organischer Bestandteil des Staates ist. Ehrlich meint, 
die erste staatliche Gerichtsbarkeit sei die des König-Heerführers, 
Allein in historischer Zeit ist der König ebenso oberster Richter wie 
oberster Heerführer. Wenn man sich den Staat in eine Reihe von 
kleineren Rechtsgemeinschaften mit eigenen voneinander gänzlich 
verschiedenen Rechtsordnungen und eigenen voneinander gänzlich 
unabhängigen Rechtsorganen (Gerichten) zerfallen denkt, worin be- 
steht dann das all diese Gruppen einigende Band, das aus diesen 
Einzelgruppen einen einheitlichen Staat macht? Irgend eine ge- 
meinsame Ordnung muß doch gegeben sein—, eine Ordnung, die 
für die Rechtsordnungen der einzelnen Gruppen eine Schranke 
ist! Wenn diese Ordnung keine rechtliche wäre, wo wäre dann 
die Grenze des Staates? 

Wenn jede Rechtsnorm eine Beziehung zur Rechegeninschate 
zum Staate enthält, so muß deswegen natürlich nicht jedes Rechts- 
verhältnis mit einer Anrufung der staatlichen Behörde verbunden 
sein! Muß wirklich noch gesagt werden, daß diese Beziehung zum 
Staate bloß potentieller Natur ist? Daß man eine Rechtspflicht 
nur dann für gegeben ansehen kann, wenn ihre Verletzung staat- 
liche Reaktion zur Sollkonsequenz hat, ohne behaupten zu müssen, 
daß jede Rechtspflicht verletzt werden müsse? Ist eine Säure 
wirklich erst dann eine Säure, wenn man Lakmuspapier mit ihr 
in Berührung bringt ? Zwingt aber Ehrlich nicht zu solcher Erinnerung, 
wenn er gegen die staatliche Natur des Rechtes allen Ernstes vor- 
bringt: »Es gibt Millionen von Menschen, die in zahllose Rechtsver- 
hältnisse treten, und die so glücklich sind nıe eine Behörde anrufen 
zu müssen« (130). Darf man, so wie Ehrlich tut, der herrschenden 
Lehre die Meinung unterstellen, daß sich »das menschliche Leben 
vor den Gerichten abspielt« (S. 15), dem »heutigen Juristen« zumuten, 
er vermag sich ohne »Rechtszwang« »menschliches Zusammenleben 
gar nicht vorzustellen« (S. 67)? Glaubt Ehrlich wirklich — so wie 
er seine Leser glauben machen will, — die Theorie, die das Recht 
in den innigsten Zusammenhang mit dem Staate bringt, die das Recht 
als staatliche »Zwangsordnung« auffaßt, vertrete die sozialpsycho- 
logische Anschauung, ‘die Menschen verhielten sich nur aus Angst 
vor staatlicher Strafe oder Exekution rechtmäßig ? (S. 15). So töricht 
ist wirklich kein Vertreter der von Ehrlich arg mißverstandenen 
Zwangstheorie. Wie Ehrlich selbst den staatlichen Rechtszwang 
ausdeutet, grenzt allerdings schon ans Groteske! »In der Hauptsache 
erschöpft sich also die Wirkung der rechtlichen Zwangsordnung 
des Staates in dem Schutze der Person des Besitzes und der Forderung 
gegen dieaußerhalb der GesellschaftStehenden« 
(57), die »Ausgestoßenen« (55). Sollte die Rechtsordnung — als 
staatliche Zwangsordnung — keinerlei prävenierende »Wirkung« 
haben ? Und sind alle diejenigen, gegen welche die zivile Exekution, 
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sind wirklich alle, welche von den Gerichten bestraft werden, 
»Ausgestoßene«, außerhalb der Gesellschaft Stehende? Ehrlich 
bezeichnet den Staat als den »weitesten Verband, der auch sie (»diese 
Ausgestoßenen«) noch umfaßt«. Es ist rätselhaft, wie Individuen 
die vom Staat, also einem gesellschaftlichen Verband »umfaßt« 
werden — als »außerhalb« der Gesellschaft stehend bezeichnet 
werden können. Ganz abgesehen von der irrigen Vorstellung des 
Staates als einer Organisation der »Ausgestoßenen«! Ehrlich meint: 
»Hier schützt der Staat als Organ der Gesellschaft 
die Gesellschaft vor denen, die außerhalb der Gesellschaft stehen« 
(55). Wohlgemerkt: der Staat, der als Verband die »Ausgestoßenen« 
noch umfaßt, ist Organ der Gesellschaft und schützt als solches 
die Gesellschaft gegen diejenigen, die als Bestandteil des Staates 
Organ der Gesellschaft sind. Er schützt die Gesell- 
schaft gegen sich selbst oder auch gegen einen ihrer Bestand- 
teile, der aber doch außerhalb der Gesellschaft steht! Daß 
der Staat ein Organ der Gesellschaft sei, ist eine wichtige und 
oft betonte Erkenntnis des Ehrlichschen Werkes (I22, 123). Was 
Ehrlich allerdings nicht hindert, die soziologische Erkenntnis 
auszusprechen: »Daß der Staat und ein großer Teil der Ge- 
sellschaft zueinander in Gegensatz getreten sind« (60). 
Schließlich glaubt Ehrlich ein Argument gegen den staatlichen 
Charakter des Rechtes (was übrigens dasselbe ist wie der rechtliche 
Charakter des Staates) vorzubringen, wenn er auf das Kirchen- 
recht hinweist und erklärt: »Das Kirchenrecht ist ohne Rück- 
sicht darauf, wie sich der Staat dazu verhält, deswegen ein Recht, 
weil es de rechtliche Ordnung der Kirche ist« (130). Merkt 
Ehrlich nicht, daß er damit nur behauptet hat, Kirchenrecht sei 
Recht, weile Recht sei? Eben weil Ehrlich bei der Bestimmung 
des Rechtsbegriffes auf die Beziehung zum Staat als der spezifischen 
Rechtsgemeinschaft verzichtet, muß sein Rechtsbegriff — wenn 
man von dem kaum ernst zu nehmenden Versuch einer Charakteri- 
sierung der verschiedenen Normen durch die Gefühlstöne bei ihrer 
Verletzung absieht — ins Uferlose sich ausdehnen und im Grunde 
mit dem einer sozialen Norm oder Regel überhaupt zusammenfallen. 
Vom soziologischen Standpunkt aus verliert sich die Ehrlichsche 
Betrachtung, soweit sie überhaupt eindeutig bestimmt ist und sich 
nicht selbst widerspricht, in einer Identifizierung von Recht und 
Gesellschaft, während die auf eine klare Grenzziehung zwi- 
schen Recht und andern sozialen Normen bedachte Richtung in ihrer 
deutlichsten Konsequenz zur Identifizierung von Recht und 
Staat, als einer besondern Form der Gesellschaft, führt. 


V: 

Die beiden Schlußkapitel der Ehrlichschen Arbeit behandeln 
die »Methoden der Soziologie des Rechtes«. Hier faßt er seine Grund- 
anschauungen vom Wesen der neuen Wissenschaft noch einmal zu- 
sammen und in dieser gedrängten Darstellung kommt die Unklar- 
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heit und der innere Widerspruch, an dem die ganze »Grundlegung« 
leidet, besonders deutlich zum Ausdruck. In diesen Schlußkapiteln 
hebt Ehrlich wieder den schon anfangs angedeuteten Gegensatz 
zwischen einer »theoretischen« Rechts»wissenschaft«, der Rechts- 
soziologie, und einer »praktischen« Jurisprudenz hervor. Schon in 
der Einleitung wurde darauf hingewiesen, daß Ehrlich diesen Gegen- 
satz — dessen richtige Verwendung von größtem Werte gewesen 
wäre — höchst unklar entwickelt. Zum Schlusse zeigt sich, daß dieses 
methodologisch grundlegende Prinzip bei Ehrlich jede mögliche Be- 
deutung verloren hat. Nachdem er von der »soziologischen Rechts- 
wissenschaft« schon früher (insbesondere S. 314) betont hat, daß sie 
»wie jede Wissenschaft, die Tatsachen bloß zu verzeichnen und 
nicht zu bewerten hat«, daß sie also nichts darüber auszusagen hat 
was sein soll, und speziell was von Rechts wegen sein soll, 
wozu man rechtlich verpflichtet oder berechtigt, was Recht und was 
Unrecht (im Sinne von Wert urteilen) ist, erklärt er nun überdies: 
»Auch die Soziologie, auch die Soziologie des Rechtes muß eine B e- 
obachtungswissenschaft sein.« Er sagt vom Rechts- 
soziologen, er habe »Tatsachen für deren Erkenntnis und Er- 
klärung zu sammeln« (382). Insbesondere wird auch der »Rechts- 
satz bloß als Tatsache, also nur nach seinem Ursprung und 
seiner Wirkung, nicht auf seine praktische Anwendung und Aus- 
legung hin betrachtet«; was präzise ausgedrückt bedeutet: die Rechts- 
sätze als sozialpsychische Tatsachen auf ihre Entstehung und 
Wirkung hin erklären, das Recht als Macht erfassen, nicht die 
Rechtsnormen in ihrer Sollgeltung betrachten, das Recht als 
Norm begreifen. Man muß dieser durchaus korrekten Bestimmung 
einer rein explikativen Rechtssoziologie gegenüber schon stutzig 
werden, wenn er von der »praktischen Jurisprudenz«, die offenbar 
im Gegensatz zur theoretischen Rechtssoziologie — der einzigen 
Rechtswissenschaft nach Ehrlich — zu erkennen hat, was von 
Rechts wegen sein soll, die nicht Tatsachen konstatiert und erklärt, 
sondern rechtlich bewertet, wenner von dieser, in seinem Sinne 
»unwissenschaftlichen«s, weil normativen Jurisprudenz erklärt, sie 
müsse »ein Bild der Gesellschaft geben, für die die Normen (die 
sie darstellt) gelten sollen« (384). Allein, wie ist das mit praktisch- 
juristischen Mitteln möglich? Ist die Darstellung der seienden so- 
zialen Verhältnisse nicht methodologisch gerade Aufgabe der So- 
ziologie im Gegensatz zur »praktischen« Jurisprudenz? Der von 
Ehrlich zuerst. für das Verhältnis der Rechtssoziologie zur Juris- 
prudenz ausgeführte Gegensatz von »theoretisch« und »praktisch« 
wird aber vollends auf den Kopf gestellt, wenn er schließlich be- 
hauptet, auch die praktische Jurisprudenz sei eine »Wissenschaft«, 
d. h. im Sinne Ehrlichs: sie hat Tatsachen, das Sein zu beschreiben 
und kausal zu erklären, nicht aber zu bewerten. »Die lebende 
Anschauung der menschlichen Verhältnisse von rechtlicher 
Art, die Verallgemeinerung der Ergebnisse der Anschauung und die 
dazu gehörenden Entscheidungsnormen, das ist das Wissen- 
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schaftliche an der Jurisprudenz. So weit ist die Jurisprudenz 
tatsächlich eine Morphologie der rechtlichen Gestaltungen des gesell- 
schaftlichen Lebens« oder, wie es in der Seitenüberschrift heißt: ge- 
radezu »eine Morphologie der Gesellschaft« (385). Man muß doch 
annehmen, .daß es sich hier um Seinstatsachen handelt, denn diese 
Erkenntnis soll ja in »wissenschaftlichem« Sinne erfolgen; allein wo 
bleibt dann der Gegensatz zur Rechtssoziologie? »Auch der vielver- 
lästerte allgemeine Teil (der »praktischen« Jurisprudenz) enthält 
Wissenschaft.«e Wissenschaft im Sinne Ehrlichs ? 

Die vollständige Vermengung der methodologischen Prinzipien 
einer theoretischen und einer praktischen Disziplin vollzieht sich aber 
in dem letzten und bedeutsamsten Resultate der Ehrlichschen Rechts- 
soziologie: der Erforschung des lebenden Rechtes. 

Weil sich die ganze heutige Rechtswissenschaft nur mit den 
Rechtssätzen befasse, sei »unser heutiger Rechtszustand zum großen 
Teile unbekannt« (395). Das österreichische bürgerliche Gesetzbuch 
ordnet — mangels entgegenstehender Ehepakten als disposi- 
tives Recht —eheliche Gütergemeinschaft an. Nun lebe zwar die 
österreichisch-deutsche Bauernschaft tatsächlich in ehelicher Güter- 
gemeinschaft, allein diese werde durch besondere Ehepakten regel- 
mäßig in einer von den — dispositiven — Bestimmungen des Bürger!. 
Gesetzbuches abweichenden Form geregelt. Die juristische Literatur 
berichte aber nichts von dem tatsächlichen Inhalt der bäuerlichen 
Ehepakte. Ebensowenig von dem tatsächlichen Inhalte der Pacht- 
verträge und der Testamente (396, 397), die in gewissen sozialen Grup- 
pen regelmäßig einen bestimmten Inhalt haben, der aus dem Gesetz- 
buch, das den Parteien überläßt, den Inhalt ihrer Rechtsverhältnisse 
selbst zu bestimmen, natürlich nicht zu entnehmen ist. Leider gibt 
Ehrlich zum Belege seiner saziologisch sehr interessanten 
Behauptung keinerlei Material. Die juristische Literatur wisse auch 
nichts von der tatsächlichen »Agrarverfassung«, nichts 
von der effektiven Familienordnung, die in keinem Lande Europas 
den Normen des gesetzten Rechtes entspräche (397). Hier muß man 
einen Augenblick innehalten. Das Recht ist de Form, in der sich 
das wirtschaftliche und politische Leben abspielt oder abspielen soll. 
Die Rechtswissenschaft hat somit über die Formen, kann aber nicht. 
nicht mit ıhren spezifischen Mitteln und innerhalb der Grenzen ihres 
Objektes, über den Inhalt etwas aussagen, der sich in den For- 
men des Rechtes abspielen soll (wenn sie normativ gedacht wird) 
oder tatsächlich abspielt (wenn sie soziologisch aufgefaßt wird). Ehr- 
lich identifiziert einfach Recht und Gesell- 
schaft, d.h. er bezeichnet als Recht nicht bloß die Form, son- 
dern auch den Inhalt sozialer Erscheinungen, wenn er vonder Juris- 
prudenz fordert, sie solle Auskunft über die regelmäßigen wirt- 
schaftlichen und politischen Beziehungen geben, die den Inhalt von 
Rechtsformen bilden. Jurisprudenz müßte zugleich auch National- 
ökonomie, Wirtschaftsgeschichte sein, wenn sie Auskunft über die 
Agrarverfassung eines Landes, über die tatsächlichen wirt- 
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schaftlichen Beziehungen zwischen den Ehegatten, den Verpächtern 
und Pächtern usw. geben sollte. Eine derartige vollständige Grenz- 
verwischung zwischen Recht und Wirtschaft, ja Recht und Gesell- 
schaft, und daher auch zwischen Jurisprudenz und allen übrigen 
Sozialwissenschaften ist wohl beispiellos! Was bedeuten aber jene 
Regeln, die über den Inhalt gewisser Rechtsgeschäfte oder Rechts- 
verhältnisse etwas aussagen? Diese Regeln sind nach Ehrlich das 
lebende Rechte Sein Wesen offenbart sich deutlich in dem 
- Satze: »Auch hier erfüllt die Wissenschaft als Lehre vom Recht (Ehrlich 
meint die herrschende Jurisprudenz) ihre Aufgabe schlecht, wenn 
sie bloß darstellt, was das Gesetz vorschreibt, und nicht auch 
was wirklich geschieht« (398). Es ist nach Ehrlich keines- 
wegs bloß Aufgabe einer wertfreien, nur Tatsachen konstatierenden 
und erklärenden Soziologie, sondern auch derpraktischen Juris- 
prudenz, dieses »lebende Recht«, diese Regeln des tatsächlichen Ge- 
schehens zu erforschen und darzustellen. Daß die herrschende prak- 
tische Jurisprudenz dies nicht tut, wird ihr zum größten Vorwurf 
gemacht. Allein welches ist der zulängliche Grund, die durch Beob- 
achtung des Seins gewonnenen Regeln tatsächlichen Geschehens als 
»Recht« zu bezeichnen, was ja nichts anderes bedeuten kann, als daß, 
was hier regelmäßig geschieht, auch von Rechts wegen geschehen 
solle? Eine Soziologie ist zu solcher Folgerung als reine 
Seins wissenschaft — auch im Sinne Ehrlichs — nicht befugt; eine 
Soziologie könnte niemals in diesem Sinne Rechtsnormen (als 
Sollregeln) erkennen und aufzeigen. Für eine praktische Jurispru- 
denz aber ist die Frage, ob irgend ein tatsächliches Geschehen auch 
geschehen solle, nicht aus diesem Sein an sich zu beantworten. 
Kann denn von allem, was tatsächlich in einer gewissen Regelmäßig- 
keit geschieht, eben darum schon gesagt werden, daß es auch 
geschehen solle, oder gar, daß es von Rechts wegen geschehen 
solle ? Das und nichts anderes aber bedeutet die Behauptung, daß leben- 
des »Recht« vorliege. Und wenn nun dieses tatsächliche Geschehen- 
sein — wie Ehrlich häufig hypostasiert — mit Normen in Wider- 
spruch steht, die der praktische Jurist aus irgendwelchen 
Gründen zumindest auch als Rech ts normen gültig voraussetzen 
muß: heißt es nicht der s»praktischen«, weil auf Erkenntnis 
des rechtlichen Sollens gerichteten Jurisprudenz zu- 
muten, die Grundvoraussetzung aller Erkenntnis aufzugeben, 
wenn von ihr verlangt wird, zwei einander widersprechende Sätze 
(Sollsätze), die als gültig vorausgesetzte Rechtsnorm und die ihr wider- 
sprechende Norm lebenden Rechtes nebeneinander für wahr zu halten, 
darauf zu verzichten, die Rechtsordnung als ein sinnvolles, d. h. wider- 
spruchsloses Ganzes zu begreifen, m. a. W. das Recht überhaupt zu 
begreifen? 

Der durchaus zweideutige und zweifelhafte Charakter der Regeln 
tatsächlichen Geschehens, die Ehrlich lebendes »Rech t« nennt, tritt am 
besten in folgendem Beispiel zutage, das Ehrlich selbst gibt. Ehrlich 
berichtet, er habe die Wirkungen des bürgerlichen Gesetzbuches in der: 
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Bukowina untersucht. Leider publiziert er diese eminent rech t s- 
soziologischen Untersuchungen nicht in diesem Zusammen- 
hang. Das wäre schon deshalb wichtig gewesen, weil damit endlich 
Material und Methode für die Lösung eines wirklich kon- 
kreten rechtssoziologischen Problems geliefert worden wäre. Ehrlich 
spricht speziell von der Wirkungslosigkeit der familienrechtlichen Be- 
stimmungen des österreichischen Bürgerlichen Gesetzbuches. Nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzbuches kann das Hauskind eigenes 
Vermögen haben und darüber frei verfügen. Der Erwerb kommt die- 
sem und nicht den Eltern zugute. Aber — so berichtet Ehrlich — in 
der Bukowina, »die doch zu Oesterreich gehört und wo das Bürger- 
liche Gesetzbuch ganz so wie in anderen Teilen Oesterreichs gilt«, dort 
verfüge der rumänische Bauer tatsächlich über den Erwerb seines 
Kindes: »Ist solch ein Hauskind im Dienst, so erscheint in jedem Monat 
pünktlich der Vater oder auch die Mutter beim Dienstherrn und 
trägt den Dienstlohn ruhig nach Hause« (298). Es ist aus diesen Be- 
merkungen Ehrlichs leider nicht zu entnehmen, in wie vielen Fällen 
er diese Tatsache konstatiert hat. Es ist zu vermuten, daß sich auch 
in der Bukowina mehr Fälle der selbständigen Verfügung des Kindes 
über seinen Erwerb konstatieren lassen, als Ehrlich untersucht hat. 
Aber was sagen die von Ehrlich beobachteten Tatsachen ? Daß das 
Hauskind in der Bukowina nicht verfügungs berechtigt ist? 
Wird Herr Professor Ehrlich als Rechtsanwalt oder Richter antworten: 
Du bist rechtlich verpflichtet, dir gefallen zu lassen, daß deine Eltern 
über deinen Erwerb ohne deine Zustimmung verfügen? Ich zweifle 
nicht daran, daß Herr Professor Ehrlich als Richter oder Rechtsan- 
walt diesem Hauskind zu seinem Rechtenach dem Bürgerlichen Gesetz- 
buche verhelfen wird — auch in der Bukowina! Allerdings: Wenn 
das Hauskind damit einverstanden ist oder, wie Ehrlich sagt, »sich 
ruhig gefallen läßt«, daß sein Vater über sein Erworbenes verfügt, 
dann ist der von Ehrlich geschilderte Tatbestand in keiner Weise mit 
dem Bürgerlichen Gesetzbuche unvereinbar. Das Gesetz gibt dem 
Kind ein Recht; macht es davon keinen Gebrauch, ist das seine 
Sache. Es kann sein Recht oder das im konkreten Falle Erworbene 
dem Vater übertragen, von Rechts wegen schenken, seine Lohn- 
forderungen zedieren, es kann aber auch sein Recht verkümmern 
lassen, ohne gegen das Gesetz zu handeln. Im übrigen ist die von 
Ehrlich beobachtete Tatsache, sofern sie regelmäßig innerhalb einer 
gesellschaftlichen Gruppe zu konstatieren ist, vielleicht eine Sitte, 
aber nicht einmal eine dem Recht widerstreitende Sitte, wie Ehrlich 
glaubt! (299). Etwas anderes wäre, wenn das bürgerl. Gesetzbuch eine 
Rechts pflicht des Kindes statuierte. Nun, esistschon vorgekommen, 
daß Rechtspflichten, die in irgendeinem Gesetze statuiert wurden, 
tatsächlich nicht beobachtet, von ganzen Gruppen regelmäßig 
verletzt wurden. Die geltende Rechtsnorm hat gegenüber dieser 
Gruppe keine Wirkung. Sicherlich wäre es die Aufgabe einer 
Rechtssoziologie, die Wirkung von Rechtsnormen zu unter- 
suchen. Allein was kann diese Rechtssoziologie, die nichts als das 
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Seiende betrachtet und erklärt, die, wie Ehrlich doch zugibt, »die 
Tatsachen bloß zu verzeichnen, nicht zu bewerten hat« (314), darüber 
ausmachen, ob das, was tatsächlich geschieht, auch geschehen soll, 
von wegen der Moral oder des Rechtes geschehen soll, oder m. a. W. 
was Rechtens ist? 

Dasjenige, was Ehrlich als »lebendes Recht« bezeichnet, ist, so- 
ferne darunter der regelmäßige Inhalt der verschiedenen Rechtsver- 
hältnisse verstanden wird, zwar keine juristische Kategorie, aber 
zweifellos ein für de Wirtschaftsbeschreibung und 
Gesellschaftserklärung interessantes Objekt. Wie die Kenntnis der 
sozialen Tatsachen überhaupt, so mag auch die Kenntnis dieser Tat- 
sachen dem Gesetzgeber von Wert sein. Aber schon für eine 
von der Wirtschaftsbeschreibung und einer allgemeinen Gesellschafts- 
lehre differenzierte Rechtssoziologie muß dieses Erkenntnis- 
objekt keineswegs mit Selbstverständlichkeit gegeben sein. Soferne 
sich eine solche Disziplin als selbständige Wissenschaft überhaupt 
abgrenzen und durchführen läßt, ist ihr Problem: die Entstehung 
und Wirkung von Rechtsnormen, diese als sozialpsychische 
Tatsachen aufgefaßt. Und nur soweit es sich bei der inhalt- 
lichen Gestaltung der Rechtsbeziehungen um die Wirkung 
von Rechtsnormen handelt, käme die Erkenntnis dieser Rechts i n- 
halte für eine Rechtssoziologie in Betracht. 

Indes scheint es, daßeiner Soziologie des Rechtes als selbstän- 
diger Disziplin die größten Schwierigkeiten entgegenstehen. 
Möglich ist die Soziologie des Rechtes nur in engster Verbindung mit ei- 
ner Soziologie der Moral und der Sitte, kurz aller übrigen sozialen Nor- 
men. Das tatsächliche Verhalten der Menschen stellt sich, sofern es für 
die formaljuristische Betrachtung alsrechtmäßig gilt, keineswegs bloß 
durch Rechtsnormen, sondern durch Normen anderer Art motiviert 
heraus. Und da eine Rechtssoziologie auch die Ursachen der Wir- 
kungslosigkeit von Rechtsnormen, also hier die Motive des rechts- 
widrigen Verhaltens zu untersuchen hat, muß sie den ganzen Mecha- 
nismus des sozialen Geschehens aufdecken, um ihre Probleme zu lösen. 
Rechtssoziologie ist im Grunde genommen gar keine eigene Wissen- 
schaft; es ist ein vom Standpunkte soziologischer Er- 
kenntnis durchaus willkürlicher Ausschnitt aus einer 
allgemeinen, das soziale Leben betrachtenden und erklärenden Wissen- 
schaft. Denn die Abgrenzung dieser Rechts soziologie muß durch 
einen Begriff vollzogen werden, dessen Bestimmung von einem ganz 
anderen Standpunkte aus erfolgt, als der einer explikativen Soziologie 
ist, nämlich durch den normativen Rechtsbegriff. Was 
Recht ist, auf die Entstehung und Wirkung welcher Normen 
die Erkenntnis daher zu beschränken ist, das kann die Rechts s o zZ i o- 
logie nicht bestimmen; sie muß den normativen Rechts- 
begriff voraussetzen. Weil es aber der normative Rechtsbegriff 
ist, der ihre Probleme abgrenzt, so müssen ihre Grenzen vom Stand- 
punkte jener Wissenschaft, davon sie ein Zweig sein soll — der So- 
ziologie —, willkürlich erscheinen. Ob die Normen, deren Wir- 
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kung das soziale Verhalten bestimmt, Rechtsnormen oder Nor- 
men der Sitte, der Moral sind, das wird vom soziologischen Stand- 
punkte aus ziemlich gleichgültig sein. Für den rein soziologischen 
Aspekt wird es überhaupt keine wesentliche Differenz 
geben zwischen diesen Normen, d.h. zwischen den psychi- 
schen Tatsachen, den Vorstellungen, die diese 
Normen zum Inhalte haben. Nur die irrige Vorstellung, 
daß die Soziologie überhaupt denselben Gegenstand wie die normative 
Jurisprudenz: das Recht, erfassen könne, führt zu der Vorstellung 
einer selbständigen Rechtssoziologie. Alleindie Rechts- 
norm, dieses spezifische Objekt der Rechtswissenschaft, ist einer 
auf das Sein gerichteten Soziologie überhaupt nicht gegeben. Das 
Vorstellen oder Empfinden der Rechtsnorm des rechtlichen Sollens 
ist eben etwas völlig anderes! Ein soziologischer Begriff 
des Rechtes, von dem Ehrlich und mit ihm viele Neueren spre- 
chen, ist ebenso möglich wie der mathematische Begriff eines biolo- 
gischen Vorganges oder der sittliche Begriff des freien Falles. Gerade 
der Ehrlichsche Versuch zeigt deutlich, daß eine Soziologie des R e c h- 
tes zu einer Soziologie der Gesellschaft überhaupt wird, 
weil sich soziologisch der Begriff des Rechtes nicht abgrenzen 
läßt. 

Der Versuch Ehrlichs, für die Soziologie des Rechts eine 
Grundlegung zu schaffen, muß als völlig gescheitert gelten: vor 
allem infolge des gänzlichen Mangels einer klaren Problemstel- 
lung und einer präzisen Methode. Was aus dem widerspruchsvol- 
len Wirrsal seiner Ausführungen hervorgeht, ist vielleicht wirklich 
nichts anderes als die freilich nie bezweifelte Binsenwahrheit, von 
der Ehrlich in seiner Vorrede emphatisch behauptet, daß sie den 
ganzen Sinn seiner Arbeit darstelle: daß der Schwerpunkt der 
Rechtsentwicklung in der Gesellschaft liege. Natürlich! denn die 
ganze Rechtsentwicklung vollzieht sich doch als gesellschaftlicher 
Prozeß in der Gesellschaft! Nur sind die Ansprüche, die Ehrlich 
an die von ihm begründete Wissenschaft stellt, ein wenig zu be- 
scheiden, wenn er meint, daß »in diesem Satze der Sinn jeder 
Grundlegung einer Soziologie des Rechts enthalten« sei. Das 
wäre etwa ebenso vielsagend, wie wenn man den Sinn jeder Bio- 
logie in den Satz faßte, die Entwicklung der Lebewesen liege in 
der Natur! 


877 


LITERATUR-ANZEIGER. 


Inhaltsübersicht: r. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher S.877 ; 
2. Sozial- und Rechtsphilosophie S. 878 ; 3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassen- 
frage S. 885; 4. Sozialismus S. 890; 5. Sozialökonomische Theorie und Dogmenge- 
schichte S. 890; 6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien S. 890; 7. Be- 
völkerungswesen S. 891; 8. Statistik S. 891; 9. Soziale Zustandsschilderungen 
S. 892; ıo. Agrarwesen, Landarbeiterfrage S. 892; 11. Gewerbliche Technik 
und Gewerbepolitik S. 894; ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation S. 895; 
13. Gewerbliche Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt S. 896 ; 14. Arbeiterschutz S.897 ; 15. Ver- 
sicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung) S. 898; 16. Gewerkvereine und Tarif- 
wesen S. 899; 17. Allgemeine Sozialpolitik und Mittelstandsfrage S. 900; 18. Privat- 
beamten- und Gehilfenfrage S. 904; 19. Handel und Verkehr S. 904; 20. Privat- 
wirtschaftslehre (Handelswissenschaft) S. 905; 21. Handels- und Kolonialpolitik 
S. 905; 22. Geld-, Bank- und Börsenwesen S. 912; 23. Genossenschaftswesen 
S. 912; 24. Finanz- und Steuerwesen S.913; 25. Städtewesen und Kommunalpolitik 
S. 914; 26. Wohnungsfrage S. 916; 27, Unterrichts- und Bildungswesen S. 916; 
28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege S. 916; 29. Kriminologie, 
Strafrecht S. 916; 30. Soziale Hygiene S. 917; 31. Frauenfrage, Sexualethik S. 917; 
32. Staats- und Verwaltungsrecht S. 918; 33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht 
S. 920; 34. Politik S. 920. 


nn mn tn 


ı. Enzyklopädien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


. Cramer, Valmar: Bücherkunde zur Geschichte 
der katholischen Bewegung in Deutschland 
im IQ. Jahrhundert. (Apologetische Tagesfragen, H. 16.) M.-Glad- 
bach 1914, Volksvereins-Verlag. 198 S. M. 2.—. 

Eine sorgfältige und genaue Bibliographie, die bestimmt ist, eine 
lange empfundene Lücke auszufüllen. In reicher Gliederung sind 
etwa 3000 Titel angeführt. Zuerst werden die allgemeinen Hilfsmittel 
zur Geschichte des IQ. Jahrhunderts aufgezählt. Daran reiht sich die 
Literatur zur Entwicklung des Katholizismus im Ig. Jahrhundert. 
Besonders ausgiebig sind die innerkirchlichen Kämpfe mit politischen 
Folgen und die soziale Frage in diesem Abschnitt behandelt. Das 
dritte Kapitel befaßt sich mit dem Verhältnis von Staat und katho- 
lischer Kirche, wobei erst die Einzelheiten gesonderte Bearbeitung 
finden und dann die beiden Höhepunkte: Kölner Wirren und Kultur- 
kampf in eigenen Abschnitten hervorgehoben sind. Anschließend 
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daran ist die Schulfrage aufgenommen. Sehr dankenswert ist auch 
die Zusammenstellung der Literatur über die führenden Persönlich- 
keiten an Hand eines Personalkatalogs. Das letzte Kapitel spiegelt 
die Tätigkeit der Katholiken in der Politik wider. Vorgeschichte und 
Geschichte der Zentrumspartei und die katholische Presse werden 
eingehend berücksichtigt. Ein Verzeichnis der katholischen Kirchen- 
zeitungen und Zeitschriften bis 1848, sowie der gegenwärtig erschei- 
nenden einschlägigen katholischen Zeitschriften schließt den Band ab. 
Der Spezialist wird nicht umhin können, auf seinem Spezialge- 
biet Lücken festzustellen. So fehlen z. B. in dem Kapitel über Ge- 
werkschaften (S. 47) wichtige gegnerische Schriften, wie Erdmann, 
Die christliche Arbeiterbewegung in Deutschland, 1908; derselbe, Die 
christlichen Gewerkschaften, IgI4; im Kapitel Sozialdemokratie. 
(S. 31), Kampffmeyers, Stampfers umfangreichere Broschüren usw. 
Doch das ist das gemeinsame Schicksal aller Bibliographien, und es 
kann gesagt werden, daß die vorliegende nahe daran ist, ihm zu ent- 
ehen. 
į Sehr bedauerlich ist das vollständige Fehlen von Seitenzahlan- 
gaben bei den Titeln. Bei einer Neuauflage müßte das nachgeholt 
werden, ebenso wie ein alphabetisches Autoren- und Titelregister. 
(Erwin Szabó.) 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Croce, Benedetto: Zur Theorie und Geschichte 
der Historiographie. Aus dem Italienischen übersetzt 
von Enrico Pizzo. Tübingen, J. C. B. Mohr. 1915. VI und 269 Sei- 
ten. Geh. M. 6.—, geb. M. 8.50. 


Die Uebersetzung und die Herausgabe dieses Buches, das eine 
sehr anregende und interessante Beigabe zur Diskussion über die 
Logik und Methodik der Geschichtswissenschaft darstellt, ist in jeder 
Beziehung zu begrüßen. Abgesehen von dem Wert der theoretischen 
Ausführungen Croces, über die später gesprochen werden soll, würde 
die den zweiten Teil des Buches bildende kritisch-historische Skizze 
der Geschichte der Historiographie ausreichen, um die Erscheinung 
des Werkes in deutscher Sprache unbedingt zu rechtfertigen. Esist ein 
allgemein bekannter Nachteilder Kulturwissenschaften, daß sie weniger 
einer wirklichen Internationalität fähig sind, als die Naturwissen- 
schaften; liegt doch das Nationalbegrenzte für sie bereits im Material, 
das ihnen unmittelbar zur Bearbeitung gegeben ist, in der Wissen- 
schaftsentwicklung, in die sie sich unmittelbar einfügen, in den Werten, 
an denen sie sich unmittelbar orientieren und in den Formen, die sie 
unmittelbar anwenden, als etwas Befruchtendes und Bereicherndes, 
als etwas, das der Umfassung der Wirklichkeit durch ihre Kategorien, 
adäquat vorarbeitend vorangeht, während all dies für die Naturwissen- 
schaften bloß eine Beschränkung in der Beherrschung des Erkennt- 
nisgegenstandes sein würde. So kommt es, daß — bis auf wenige 
wirklich »welthistorische« Erscheinungen — jede Kulturwissenschaft 
in jedem Lande eine eigene Entwicklung nimmt, die, sehr oft, selbst 
wenn sie dieselben Probleme bearbeiten, wegen der verschiedenen 
Begriffsbildungs-Traditionen kaum voneinander Kenntnis nehmen. 
Eine Kenntnisnahme von Entwicklungslinien aus der Perspektive 
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der wissenschaftlichen Bedürfnisse und Orientation eines anderen Vol- 
kes bedeutet also stets eine Erweiterung des Gesichtskreises, die Ein- 
beziehung neuer »Tatsachen« in den für uns in Betracht kommenden 
Komplex. So kann das unermüdliche Eintreten Croces für Vico (schon 
in seiner ebenfalls deutsch erschienenen Aesthetik) sehr leicht einen 
großen Gewinn für die Erkenntnis von Entwicklungslinien (über Her- 
der zu dem deutschen Idealismus) bedeuten, so bietet seine Darstel- 
lung der Historiographie des Mittelalters und der Renaissance eine 
sehr interessante Ergänzung zu den einschlägigen Untersuchungen 
Diltheys etc. Und besonders wohltuend wirkt der große und freie 
Gesichtspunkt, der nicht nur manches, dem deutschen Kulturkreis 
Entrücktes klarer erblickt, als dies hier möglich ist, sondern auch deut- 
schen Werken gegenüber nicht nur eine freiere und unbefangenere Hal- 
tung hat als viele Deutsche, sondern auch eine reichere, eingewur- 
zeltere und selbstverständlichere Kenntnis. Ich denke in erster Linie 
an seine Beziehung zu Hegel. Und so kann seine scharfe Ablehnung 
gewisser deutscher Tendenzen in seiner Kritik des Positivismus in der 
Historiographie auf das freudigste begrüßt werden, als ein Anschluß 
an die echtesten Tendenzen des deutschen Geistes. »In Deutschland 
hingegen hielt sich jeder klägliche Abschreiber von Texten und Samm- 
ler von Varianten und Aufsteller von Hypothesen über die Echtheit 
eines Textes für einen Mann der Wissenschaft und Kunst und wagte 
es, einem Schelling oder Hegel, einem Herder oder Schlegel nicht nur 
ins Gesicht zu sehen, sondern auch seine Ueberlegenheit und Verach- 
tung zu zeigen, weil sie santimethodische« Leute seien. Von Deutsch- 
land aus verbreitete sich dieser pseudowissenschaftliche Dünkel nach 
den anderen europäischen Ländern ...« (S. 248). 

Die theoretische Position Croces zur Geschichte läßt sich auch 
in erster Linie aus seiner Beziehung zu Hegel begreifen. Die not- 
wendige Begrenztheit einer Anzeige verbietet auf die sehr interessante 
Parallele einzugehen, die sich hier mit den Bemühungen Diltheys 
einer Begründung der Geschichtswissenschaft von dem Begriff des 
Hegelschen Geistes aus, darbietet. Gemeinsam ist beiden die Ten- 
denz, den scharfen Unterschied zwischen objektivem und absolutem 
Geist aufzuheben, um zu einem einheitlichen, in der Geschichte im- 
manenten Begriff des Geistes zu gelangen. Dilthey gesteht dies ganz 
klar ein (Aufbau der geschichtlichen Welt in den Geisteswissenschaften. 
Berlin IgIo. S. 82), bei Croce zeigt es sich mehr implizite in seiner 
ganzen Darstellung. Während Hegel die empirische Geschichte in 
Geschichtsphilosophie transzendiert und so in Philosophie aufgehen 
läßt, sieht Croce auch bei ihm einen Dualismus der Methoden, eine 
transzendente Auffassung, eine theologische Tendenz (S. 237 ff.) und 
proklamiert an den verschiedensten Stellen seines Buches (z. B. S. 50 
bis 5I, 104 usw.) die Identität der Philosophie mit der Geschichte, 
einer Geschichte, »die ihre Dokumente nicht außer sich hat, sondern 
in sich, die ihre kausale und finale Erklärung nicht außer sich hat, 
sondern in sich, die die Philosophie nicht außer sich hat, sondern mit 
ihr zusammenfällt«. Die Kritik dieser Anschauung in ihrer Bedeu- 
tung für das System der Philosophie gehört nicht hieher, sie wäre 
auch nur als Kritik der Croceschen Logik denkbar. In bezug auf den 
kategoriellen Aufbau der Geschichtswissenschaft wäre zu bemerken, 
daß hier die Gefahr eines Dilemmas zwischen Dogmatismus und Rela- 
tivismus sehr nabe liegt. Croce, wie jeder Hegelianer, würde einen 
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solchen Einwand, als aus abstraktivem Mißverständnis seiner Be- 
griffsbildung kommend, a limine abweisen, wenn man aber nach der 
transzendentalen Heimat und der methodologischen Bedeutung dieser 
einzelnen Begriffe fragt, so erscheint diese Fragestellung doch nahe- 
liegend. Ein zentraler Begriff dieser Geschichtstheorie — ich muß 
mich hier leider auf Beispiele beschränken — ist der Fortschritt. 
Wenn Croce diesen als »Uebergang vom Guten zum Besseren« defi- 
niert, »wobei das Schlechte das im Lichte des Besseren gesehene Gute 
ist« (S. 73) und die Entgegensetzung des Guten und des Schlechten 
als Dogmatismus abweist, so erscheint uns dies, in dieser Isolation, 
als panlogistisch-dogmatische Metaphysik, die wohl zur leitenden Idee 
einer Geschichtsphilosophie, niemals aber zum Prinzip der Geschichts- 
wissenschaft werden kann, die als solche immer eine empirische Wissen- 
schaft ist und bleiben muß. Noch schroffer tritt der rein geschichts- 
philosophische Charakter dieses Begriffes in seiner Problemgeschichte 
auf: »Denn wir wissen wohl, daß solche Schulmeister- und Exami- 
natorenleistungen (Verurteilung einer bestimmten Epoche) in der 
Geschichte nicht zulässig sind, wo das, was begrifflich später kommt, 
trotz des gegenteiligen Anscheins notwendig über dem steht, aus 
dem es hervorgegangen ist« (S. 258). Freilich wäre dies auch als 
regulative Idee für die Geschichtswissenschaft zu denken, wenn in 
diesen Ideen nichts als die axiomatisch bedingte Gerechtigkeit 
des Historikers, seine Abstinenz von Werturteilen, die Croce sehr fein 
so definiert, daß »die Geschichte nie Richterin, sondern allezeit Recht- 
fertigerin« ist (S. 77), daß sie nur positive Urteile auszusprechen hat 
und jedes negative Urteil als ein Zeichen der Unvollkommenheit an- 
zusehen ist (S. 75), daß »eine verurteilte Tatsache .... noch keine 
historische Erkenntnis ist, sondern höchstens die Prämisse zu einem 
zu formulierenden historischen Problem« (S. 78), zum Ausdruck kom- 
men würde. Einer solchen Auffassung widerstreitet jedoch Croces 
Identifikation von Philosophie und Geschichte; sie ist nur möglich 
bei der Rickertschen haarscharfen Trennung zwischen der wertbe- 
ziehenden Wirklichkeitsgestaltung des Historikers und dem abso- 
luten, übergeschichtlichen Wertsystem des Philosophen. Eine solche, 
innerlich richtig gefaßte Geschichte im Sinne Croces, wenn sie zu- 
gleich Philosophie sein soll, bedeutet eine zur Metaphysik hyposta- 
sierte geschichtliche Methode; eine Metaphysik, die die gleiche Gottes- 
nähe jeder geschichtlichen Epoche verkündet, wie etwa die Rankes, 
nur dass auch in der Aufeinanderfolge der Zeiten, hier mehr an Hegel 
angenähert, eine immer klarere Gegenwärtigkeit des Absoluten offen- 
bar wird. Hier zeigt sich, verhängnisvolle Verirrungen stiftend, die 
Konsequenz der Verwirrung von objektivem und absolutem Geist. 
Es ist wahr: keiner der großen Theoretiker oder Metaphysiker der 
Geschichte hat das Problem der Geschichtlichkeit des an sich 
zeitlosen, absoluten Geistes zum Problem gemacht; die Frage auf- 
geworfen, wie es möglich ist, daß Kunst, Religion und Philo- 
sophie überhaupt eine Geschichte haben; und niemand hat noch die 
methodischen Differenzen aufgezeigt, die sich als Folge dieses Pro- 
blems zwischen Kunst-, Religions- und Philosophiegeschichte und 
den anderen geschichtlichen Disziplinen ergeben. (Soviel ich weiß, 
ist mein sehr mangelhafter und oft mißverstandener Versuch über die 
Methodologie der Literaturgeschichte, der IgIO ungarisch erschienen 
ist, der einzige in dieser Richtung.) Doch selbst wenn diese Trennung 
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in der Geschichte selbst nicht vollzogen wird, und der »Einheitlich- 
keit« der geschichtlichen Welt der absolute wie der objektive Geist 
in unerklärlicher Weise gleich unterworfen sind, besitzt für die Windel- 
band-Rickertsche Wissenschaftslehre der absolute Geist einen meta- 
historischen transzendentalen Ort, und die Prinzipien der Geschichts- 
wissenschaft müssen nicht aus ihr selbst herausgetrieben und dadurch 
zur Weltanschauung und Metaphysik hinaufgeschraubt werden. 
Denn die Selbstbesinnung des geschichtlichen Geistes, die hier mit 
der Geschichte identisch ist, kann nur in einer absichtlich auf dieses 
Transzendieren angelegten Metaphysik über das Geschichtliche hin- 
ausgehen. Wenn dieser Metaphysik auch, wie bei Croce, die kon- 
krete Inhaltlichkeit entzogen wird, damit sie nicht das Schicksal der 
Hegelschen teile, »von Transzendenz angekränkelt« und wieder zur 
»Geschichte a priori«, zur »Universalhistorie« im Sinne des mittel- 
alterlichen ab origine mundi« und »de duabus civitatibus« usw. 
werde (S. 238—24I), so wird sie dadurch nur blasser und blutloser, 
ihren dogmatisch-metaphysischen Charakter wird sie dennoch nicht 
verlieren können. Nur daß der »Inhalt« dieser Metaphysik, denn jede 
Metaphysik muß sich als »Inhalt« konkretisieren, zur Weltanschau- 
ung des Historismus in eine bedenkliche Nähe kommt; und eine der 
größten Errungenschaften Rickerts, die Befreiung der immanent und 
selbstherrlich gewordenen empirischen Geschichtswissenschaft vom 
Historismus als Weltanschauung, die aus der Hypostasierung ihrer 
methodologischen Bedingungen entsteht, droht wieder verloren zu 
ehen. 
j Diese Verwirrung muß deshalb in erster Reihe aufs schärfste be- 
kämpft werden, weil Croce in allen Einzelfragen (wie der ihm auch 
hier nahestehende Dilthey) den feinsten Sinn für spezifisch histo- 
rische Problemstellungen besitzt, und dadurch leicht der Schein ent- 
stehen könnte, als ob gerade diese Metaphysizierung der Geschichts- 
- methodologie das wahre Auffinden der echtesten und immanen- 
testen Prinzipien der reinen Geschichtswissenschaft wäre. Es ist hier 
leider nicht möglich, auch auszugsweise die feinen Ansichten Croces 
über den Unterschied von Chronik und Geschichte, über wahre und 
Pseudogeschichte (philologische, poetische, rhetorische Geschichte, 
Geschichte der Natur), über Universalgeschichte, über Positivität 
der Geschichte usw. wiederzugeben. Nur auf einen, meinem Gefühl 
nach wesentlichen Punkt seiner Theorie möchte ich noch hinweisen, 
der mir um so bedeutsamer erscheint, als er sich hier in voller Ueber- 
einstimmung mit den anderen, aus entgegengesetzten Voraussetzungen 
ausgehenden Theoretikern der Geschichte befindet, aber geradeso wie 
diese nur den methodischen Ort eines wichtigen Problems aufzeigt, 
das Problem selbst aber der Lösung nicht näher bringt. Ich meine 
den methodischen Sinn der sog. »Willkür« im Ausgangspunkt des 
Historikers. Croce definiert die Geschichte als »Geschichte der Gegen- 
wart«, als »lebendige Geschichte« (S. 9). Diese Lebendigkeit der Ge- 
schichte ist es, die ihr ihren Gegenstand erschafft, und nur das von 
ihr betroffene kann zum Gegenstand der Geschichte werden; alle 
anderen »Tatsächlichkeiten« werden erst von der Kraft dieser Leben- 
digkeit geschichtlich gemacht. Daraus folgt eine konsequente Ab- 
lehnung der Universalgeschichte (S. 45 ff.), denn der extensive wie 
intensive Umfang des Gegenstandes der Geschichte ist selbst geschicht- 
lich, wechselnd und relativ und kann niemals den Anspruch erheben, 
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eine absolute Totalität, was der Begriff der Universalgeschichte in- 
volviert, zu sein. »Denn die tote Geschichte lebt wieder auf und die 
vergangene wird wieder gegenwärtig, je nachdem es die Entwicklung 
des Lebens so erheischt. ... Wie viel Geschichte, die jetzt für uns Chro- 
nik ist, wie viele Dokumente, die jetzt für uns stumm sind, werden 
zu ihrer Zeit von neuen Lebenstrieben erfüllt wieder zu Wort kommen. 
Diese Wiederbelebungen gehen ganz auf innere Motive zurück... 
Und man wird nie etwas vom wirklichen Vorgang des geschichtlichen 
Denkens verstehen, wenn man nicht davon ausgeht, daß der Geist selbst 
Geschichte und in jedem dieser Augenblicke zugleich Geschichts- 
faktor und Ergebnis der ganzen vorhergegangenen Geschichte ist; so 
daß der Geist in sich seine ganze Geschichte mitbringt, welche dann 
mit ihm zusammenfällt« (S. 14—15). Es ist, bei aller Verschiedenheit 
der logischen Voraussetzungen und der Erkenntnisziele, eine ähnliche 
Gegenstandsbestimmung der Geschichtswissenschaft wie bei Rickert: 
»Die Menschheitsgeschichte wird sich bei Beschränkung auf die rein fak- 
tische Anerkennung der Werte immer nur vom Standpunkt eines be- 
stimmten Kulturkreises aus schreiben lassen, und daher niemals sowohl 
von allen Menschen als auch für alle Menschen in dem Sinne gültig oder 
auch nur verständlich sein, daß alle Menschen ihre leitenden Werte als 
Werte anerkennen« (Kulturwissenschaft und Naturwissenschaft 2. Aufl. 
S. 142). Daß damit die »Objektivität« und die methoden-immanente 
»Allgemeingültigkeit« der Geschichtswissenschaft nicht aufgehoben und 
einer »Willkür« preisgegeben, sondern im Gegenteil gerade transzen- 
dentallogisch begründet wird, erscheint bei Croce sowohl wie bei 
Rickert als vollkommen evident, indem für beide diese Setzung als 
der die Sphären bestimmende, Gegenstand und Objektivität schai- 
fende, axiomatisch notwendige Akt erscheint. Die Aufgabe der Theorie 
der Geschichtswissenschaft scheint also durch diese Bestimmung und 
dem aus ihr abgeleiteten kategorialen Aufbau dieser Sphäre voll- 
endet zu sein. Es scheint uns jedoch vom Standpunkt einer allge- 
meinen Wissenschaftslehre aus nicht möglich, bei der Faktizität dieser 
Konstellation und ihrer aufgezeigten Evidenz stehen zu bleiben ;und auf 
die Bedenklichkeit von Croces Versuch, diese Setzung aus der Geschichte 
selbst abzuleiten, haben wir bereits hingewiesen. Eine Untersuchung, 
die hier einsetzt, die diese Faktizität zum Problem macht, erscheint 
uns um so bedeutsamer, als dadurch der methodische Ort einer Wissen- 
schaft, deren Beziehung zur Geschichte immer problematisch schien 
und die deshalb sowohl von den Praktikern wie von den Theoretikern 
der Geschichtswissenschaft immer mit einer gewissen Abneigung be- 
handelt wurde, aufzeigbar wäre: der Soziologie. Es scheint uns näm- 
lich, was näher zu begründen hier freilich unmöglich ist, daß nicht nur 
der Crocesche Begriff der »Lebendigkeit« als konkreter, inhaltlich er- 
füllter Begriff seine methodische Heimat in der Soziologie hat (Al- 
fred Webers Bemühungen, im »Lebensgefühl« den Grundbegriff der 
Soziologie zu finden, bewegen sich in dieser Richtung), sondern daß 
auch die von Rickert hervorgehobenen, innerhalb eines bestimmten 
Kulturkreises tatsächlich geltenden Werte erst in der Soziologie wirk- 
lich begriffen werden können. Daß hiermit nicht eine Auflösung der 
Werttheorie in Soziologie gemeint ist, ist ebenso klar, wie daß mit der 
von Rickert und Croce betonten, inhaltlich wechselnden Grundlage 
der tatsächlichen Geschichte keine subjektive Willkür beabsichtigt 
wurde. Dieses Mißverständnis könnte nur entstehen, wenn man den 
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Begriff der Soziologie an den größten Teil der daseienden und — leider 
— bekanntesten Schriften, die sich soziologisch nennen, orientiert, 
obwohl diese Schriften, wie Croce (S. 257) richtig aufzeigt, chaotische 
Theologien, dogmatisch-metaphysische Geschichtsphilosophien sind. 
Nicht die Werte und nicht das normative Gelten der Werte wird also 
von uns als Gegenstand der Soziologie gefordert, sondern die jeweilige 
inhaltliche Erfüllung, die die Werte in bestimmten historischen Mo- 
menten erhalten und die Typik, die sich aus der Untersuchung mög- 
licher inhaltlicher Erfüllungen ergeben kann. Und diese inhaltlich 
erfüllten, tatsächlich geltenden Werte sind es, die die Geschichts- 
schreibung gegenstandbestimmend beeinflussen. Es ist richtig, daß 
etwa die Kunstgeschichte — in abstracto — von der Anerkennung des 
Wertes der Kunst bestimmt wird. Konkret und für die Geschichtsschrei- 
bung maßgebend werden aber etwa Fragen sein, ob bloß die Komposition 
der Linien (wie für Winckelmann und seine Zeit) für den Wertbegrift 
der Malerei konstitutiv ist, oder ob nicht der Farbe, oder dem Valeur 
usw. die entscheidende Rolle zukommt. Und daß diese Wandlungen, 
die, grob ausgedrückt, die Wandlungen des Geschmackes sind, so- 
ziologisch bedingt sind, wird jeder begreifen, der etwa die Geschichte 
der Geschichte der Dramas vom 17. Jahrhundert bis zu unseren Tagen 
verfolgt, der das Aufeinanderfolgen der Herrschaft der französischen 
Klassik, das Aufkommen des zuerst als »natürlich«, aus der Perspektive 
der bürgerlichen Dramen gesehenen Shakespeares usw. mit den Wand- 
lungen der gesellschaftlichen Struktur, den Wandlungen der kultu- 
rell relevanten gesellschaftlichen Schichten und ihrer soziologischen 
Lage in Beziehung bringt. So müßte man, um nur noch dieses berühmte 
Beispiel zu bringen, die merkwürdige Tatsache, daß Ranke die franzö- 
sische Revolution aus der unglücklichen äußeren Politik Frankreichs 
unter Ludwig XV. ableitet, weder als vorbildlich noch als obertläch- 
lich werten, sondern aus soziologischen Gründen begreifen. Neue 
Tatsachen entstehen durch neueGesichtspunkte, aber die neuenGesichts- 
punkte sind weder willkürlich noch bloß genial, sondern notwendige 
Folgen gegebener Situationen: sie sind das Produktivwerden eines 
soziologisch bedingten Interesses an gewissen Zusammenhangkom- 
plexen; wenn es freilich auch durch die nie rationalisierbare Bega- 
bungsfrage der Vertreter neuer Gesichtspunkte entschieden wird, 
ob diese wirklich für die Wissenschaft fruchtbar werden. Hier scheint 
uns gerade die Religionsgeschichte ein einleuchtendes Beispiel zu 
geben. Rickert betont (Grenzen der naturwissenschaftlichen Begriffs- 
bildung, 2. Aufl. S. 563), daß zwischen einem katholischen und einem 
protestantischen Geschichtsschreiber der Reformation, abgesehen von 
ihren, hier unwesentlichen Werturteilen, in bezug auf das historisch 
Relevante, auf die geschichtliche Wirklichkeit kein entscheidender 
Unterschied sein muß; dieser wird erst hervortreten, wenn die Refor- 
mation von einem diesem Kulturkreis ganz fernstehenden Historiker 
bearbeitet wird. Aber so richtig dies auch sei, wenn »dieselbe« ge- 
schichtliche »Tatsache« zum Gegenstand eines Historikers wird, der 
den ganzen Wertkomplex der Religiosität wesentlich anders als ein 
Katholik oder Protestant (die, wenn auch einander feindlich gegen- 
überstehen, doch auf demselben Boden stehen) wertet, aber das »tat- 
sächlich geltende« der positiven Religionen unseres Kulturkreises als 
»Tatsache« erlebt und erkennt, so können hier ganz neue »Tatsachen« 
der Religionsgeschichte entstehen; und wie fruchtbar diese werden 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3- 57 
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könnten, beweist, daß selbst von einer derart mehr als fragwürdigen 
Darstellung, wie die Kautskys ist, ein Kenner wie Troeltsch aner- 
kennt, »daß sie nicht ganz ohne Wert ist, indem sie auf sonst unbe- 
achtete Seiten der Sache hinweist« (Ges. Schriften I. 18). Upd die 
wesentliche Geschichte der Geschichtswissenschaft besteht gerade 
darin, daß »sonst unbeachtete Seiten der Sache« plötzlich beachtet 
werden. Daß dies vom Inhalt der axiomatischen Setzung der Ge- 
schichtswissenschaft abhängt, haben wir oben zu zeigen versucht; wie 
auch darauf hingewiesen wurde, daß deren Inhalte bei wirklich ein- 
gehender, unbefangener und sorgfältiger Analyse eine merkwür- 
dige Parallelität und Beziehung zu gesellschaftlichen Schichtungs- 
verhältnissen, Verschiebungen, äußeren wie inneren Aenderungen 
aufweisen; daß sie sich also zum Gegenstand der Wissenschaft, deren 
konstituierendes Objekt die Formen der menschlichen Gesellschaft 
sind, eignen. Daß der historische Materialismus, die bisher bedeutend- 
ste soziologische Methode, fast immer zur geschichtsphilosophischen 
Metaphysik wurde, darf nicht den epochemachenden Wert der ihm 
zugrunde liegenden, nur bis jetzt noch nicht klar herausgearbeiteten 
Methode vergessen lassen. In dem, was Marx das Ideologienproblem 
nennt, liegt — freilich seiner metaphysischen Begriffsbildung ent- 
kleidet und methodisch reingemacht — der Weg zur Lösung des Pro- 
blems, das ich hier angedeutet habe: die Erkenntnis, was die durch 
ihre eigene Axiomatik formell bedingten Setzungen der Wissenschaf- 
ten des objektiven Geistes, notwendig mit konkreten Inhalten erfüllt. 
Ich verweise hier auf die sehr interessanten Ausführungen Radbruchs, 
der die mögliche Typik der Wertstruktur, das Fundament rechts- 
ee Systeme mit der Typologie der parteipolitischen Stel- 
ungnahmen in Beziehung bringt und so, bei Beibehaltung der juri- 
stischen Immanenz und Allgemeingültigkeit juristischer Kategorien, 
ihre konkrete Erfüllbarkeit nicht nur aus metajuristischen Quellen 
herleitet, sondern auch den Punkt aufweist, von dem aus sie begriffen 
werden kann (Grundzüge der Rechtsphilosophie S. 96 ff.). Ich muß 
betonen, daß Radbruch das Problem nur von der Seite der Rechts- 
philosophie aufwirft und auf seine soziologische Diskussion nicht näher 
eingeht. Für seine Problemstellung mit Recht; aber mir scheint den- 
noch, daß er den methodischen Ort, wo dieses Problem liegt, am deut- 
lichsten aufgewiesen hat. Daß das Problem für die Wertsysteme des 
absoluten Geistes ganz anders zu formulieren ist (und für jeden Wert 
verschieden), wird nach dem bisher Ausgeführten wohl als selbstver- 
ständlich erscheinen. Aber alle diese Beziehungen der Soziologie zu 
den Kulturobjektivationen des objektiven und absoluten Geistes 
haben eines gemeinsam: die Tendenz, die Wurzeln konkreter Setzungen 
aufzeigen und mit dem Nachweis des gesellschaftlichen Charak- 
ters ihrer Objektivität und Allgemeingültigkeit, sie sowohl von einer 
bloß subjektiven Irrationalität, wie von einem falschen, in dogma- 
tische Metaphvsik transzendierenden Rationalismus zu bewahren. 
Für die Geschichte bedeutet diese soziologische »Kritik« ihrer Grund- 
lage eine weitere Garantie ihres rein empirischen Charakters, der durch 
ihre Selbstbegründung aus dem Begritfe des Geistes, wie wir sahen, 
stark gefährdet ist; für die Soziologie bedeutet ihre Gebundenheit 
an die von anderen Wissenschaften vorgearbeiteten, einander hetero- 
genen Gebilden und an ihre verschiedenen Strukturen die Sicherung, 
daß sie nicht über diese »Kritik«, über diese Analyse von Bedingungen 
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möglicher, konkreter Wertrealisationen hinausgeht und infolge der 
Hypostasierung der »Bedingungen von Möglichkeiten« zu wirkenden 
Ursachen zur geschichtsphilosophischen Metaphysik wird. Die Er- 
kenntnis-kritische und sphärentheoretische Bedeutung des Ideo- 
logien-Problems; liegt ja gerade darin: alles was nicht wirklich aus 
dem Absoluten stammt, als Produkt ae Bedingungen 
nachzuweisen ; eine Trennung, die eine Lebensfrage der Wissenschafts- 
lehre ist, sowohl im Interesse der Empirität der Einzelwissenschaften, 
wie im Interesse der Freiheit von hypostasierter Empirik für Wert- 
theorie und Metaphysik. Es ist schade, daß Croce, der zu den weni- 
gen Philosophen gehört, die sich ernsthaft mit Marx befaßt haben, 
auf dieses Problem der Beziehung der Geschichte zur Soziologie über- 
haupt nicht eingegangen ist. Der Zweck dieser wenigen Zeilen kann 
selbstredend nicht einmal ein Anschneiden dieses Problems sein, höch- 
stens der Ausdruck des Wunsches, es einmal zur Diskussion gestellt 
zu sehen. (Georg v. Lukács.) 
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Gothein, Marie Luise: Geschichte der Garten- 
kunst. 2 Bände. Jena 1914. Eugen Diederichs. VII u. 496 S. 
und 505 S. M. 24 —. 

Dieses in jeder Beziehung ungewöhnliche Buch teilt sich für jeden 
einsichtsvollen Leser in zwei deutlich voneinander geschiedene Teile, 
zu denen man notwendigerweise vollkommen verschiedene Einstel- 
lungen haben muß. Der erste Teil, der ungefähr die ersten vier Ka- 
pitel umfaßt (I ıI—140), behandelt ein bisher fast unbekanntes 
Gebiet. Die Gärten von Aegypten, Westasien, Griechenland und 
Rom sind so gut wie spurlos verschwunden. Die indirekten Quellen, 
die über sie zur Verfügung stehen, sind beinahe gar nicht aufge- 
arbeitet; besonders das sowieso spärliche Material an gelegentlichen 
Andeutungen aus Werken, die sich nicht auf den Garten bezogen haben, 
mußte hier zum erstenmal zusammengestellt werden. Sc mußte den 
verschiedenen Gartentypen, deren lebendige, und sogar nachkonstruk- 
tive Anschauung uns immer fehlen wird, hypothetisch nachgegangen 
werden. Die wesentliche Leistung von M. L. Gothein.muß deshalb hier 
darin bestehen, daß sie über die Gärten des Altertums möglichst 
evidente, aber (bewußt) immer hypothetische Konstruktionen auf- 
stellt und das Kunstwollen, das sich in ihnen verrät, mit dem der 
unmittelbar bekannten raum-zeitlich entsprechenden Kunstwerken und 
Kulturobjektivationen in Einklang zu bringen versucht. Diese Arbeit 
ist — zu sehr großem Teil — eine philologisch-historische ; es bedürfte 
sehr großer philologischer Kenntnisse, um der Richtigkeit dieser 
Hypothesen nachzugehen; und es wird im wesentlichen die Aufgabe 
der orientalischen und klassischen Philologie und Archäologie sein, 
hier so sichere Grundlagen für eine Geschichte des Gartens zu schaf- 
fen, wohl wesentlich die Anregungen M. L. Gotheins weiterbauend, 
wie sie ihr für die neuere Zeitzur Verfügung standen. Der Verfasser dieser 
Zeilen muß seine Inkompetenz in der philologisch-archäologischen Kon- 
trolle der Hypothesen des Buches often eingestehen und darf seine An- 
sicht nur als das Gefühl einer subjektiven Evidenz der meisten Hypo- 
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thesen und Nachkonstruktionen äußern. Der andere Teil des Buches 
beginnt mit der Renaissance (I 217), während das fünfte und sechste Ka- 
pitel (Byzanz, der Islam und das europäische Mittelalter I 141—215; 
eine Art von Uebergang bilden. Dieser zweite Teil unterscheidet sich 
vom ersten nicht nur durch den größeren Reichtum und das größere 
Gesichertsein seines Materials, sondern durch seine, auf dieser Grund- 
lage mögliche, großzügige und doch in allen Einzelheiten überzeugend 
geschichtliche Gesamtauffassung. Es wäre freilich sehr ungerecht, 
gegen beide Teile diese Unterscheidung irgendwie schroff aufzustellen; 
einerseits nämlich zu vergessen, wieviel scharfsinnige Kombination 
und glückliche Nachkonstruktion nötig war, um das zwar weniger 
spröde Material des zweiten Teiles wissenschaftlich brauchbar und 
fruchtbar zu machen (man denke nur daran, daß der Garten von allen 
Kunst- und Kulturproduktionen die vergänglichste, Aenderungen be 
veränderter Gesinnung am leichtesten und meisten ausgesetzte ist 
usw.) und andererseits die immer einheitliche und auf die grobe Ge- 
samtauffassung orientierte Strömung, die im ersten Teile immer wie- 
der durchbricht und ihn mit dem zweiten in organisch-unauflösbare 
Zusammenhänge bringt, aus dem Auge zu verlieren. 

Die große Schwierigkeit, die dieses Werk neben den Lücken 
seines gegebenen Materiales zu überwinden hatte, war das Ungeklärte 
der für sein Problem notwendigen Grundbegriffe, seiner begriitlichen 
Voraussetzungen. Seit dem 18. Jahrhundert, als der Garten intolge 
des Kampfes der französischen und englischen Gesinnung im Mittel- 
punkt der Polemik stand (man findet eine sehr gute Darstellung dıeser 
Streitigkeiten im XV. Kapitel), als aber der Stand der Aesthetik und 
die Befangenheit der meisten Streitenden in dem bürgerlich-sent!- 
mentalischen Naturgefühl ihrer Zeit eine wirkliche ästhetische Begriffs- 
bestimmung doch nicht aufkommen ließ, verschwand das Garten- 

roblem immer mehr aus der Aesthetik. Ein wirklich ernsthafter 

ersuch seiner Aesthetik wurde eigentlich noch überhaupt nicht unter- 
nommen. Für eine geschichtliche Darstellung, die wirklich geschicht- 
lich bleiben und ihren Gegenstand nicht ins Philosophische transzen 
dieren will, entstehen aber aus einer solchen Ungeklärtheit der Vor- 
aussetzung sehr große Schwierigkeiten. Vor allem ist der Gegenstand 
der Darstellung nicht vollkommen eindeutig gegeben, was bei der 
besonderen Art des Gartens und seiner oft verschwimmenden Grenzen 
(gegen Architektur einerseits, gegen die Natur andererseits; gegen bê- 
pilanzte Anlage einerseits, gegen einzelne Pflanzen z. B. in Japan ander- 
erseits usw.) die einheitliche Gestaltung sehr erschwert. Dazu kommt 
aber noch, daß ein Mangel an begrifflicher Bearbeitung des Gegenstandes 
notwendig zur Folge hat, daß die der Darstellung zugrunde liegenden 
Wertgesichtspunkte und die für die Gliederung des Stoffes unentbehr- 
lichen Typen der normativen Einstellung nicht zur genügenden Klarheit 
und Durchdringung des Stoffes gedeihen können. Unter solchen Um- 
ständen ist die Leistung M. L. Gotheins eine bewunderungswürdige. 
Mit einem sehr feinen ästhetischen Gefühl trifft sie immer das Wesent- 
liche ihres Gegenstandes und grenzt ihn mit glücklichem Takte von 
Grenzgebieten ab. Und auch der fast unvermeidlichen Gefahr, die 
daraus entsteht, daB die Wertgesichtspunkte noch nicht ausgearbeitet 
sind, entgeht sie mit sicherem historischem Gefühl: der Gefahr de 
parteinchmenden Wertens. Selbst in der Darstellung des großen 
Kampfes zwischen architektonischer und malerischer Gesinnung im 
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18. Jahrhundert entgeht sie jeder wertenden Stellungnahme und 
zeigt nur die immanente Vollendung in jeder Richtung auf, um die 
anderen Erscheinungen dieses Gebietes mit ihrem Maße zu werten. 
Daß die typologische Anordnung des Stoffes nicht immer mit aus- 
reichender Schärfe erscheint, daß manchmal die große Linie der Ent- 
wicklung in Einzelanalysen zu verschwinden droht, daß manchmal 
die prinzipiellen Scheidungen in Perioden nicht mit genügender Ener- 
die herausgehoben sind (besonders im Uebergang von der Renaissance 
auf die Periode Ludwigs XIV.), kann unter solchen Umständen den 
Wert des Buches in keiner Beziehung herabsetzen. Im Gegenteil: 
wir müssen dankbar verzeichnen, daß esM.L. Gothein an sehr vielen 
Stellen gelungen ist, ohne die geschichtliche Objektivität und den 
darstellenden Ton zu verlassen, zu Feststellungen zu gelangen, die für - 
jede künftige, geschichtliche, wie ästhetische Behandlung des Gartens 
unverrückbare Grundlagen des Weiteraufbaues bilden werden. Ich 
verweise als herausgegriffene Beispiele auf die Unterscheidung zwi- 
schen Besucher und Beschauer, als normative Stellungnahmen, die 
den Stilunterschied des alten und des neuen Gartens bestimmen (II 
386); auf den Unterschied zwischen dem Engländer, der in seinem 
Garten wandeln will, und dem Chinesen, der ihn sitzend genießt (II 
383), als Grundlage des Stilunterschiedes der hier, wegen einzelner 
verwandter Gesinnungen, besonders bedeutsam ist usw. Es ist auf- 
fallend, daß diese scharfen und ein ganzes Gebiet blitzschnell und 
evident beleuchtenden Unterscheidungen gegen Ende des Werkes 
häufiger vorkommen, als am Anfang, was unter den angeführten Um- 
ständen, wo die Verfasserin alle Voraussetzungen selbst erarbeiten 
mußte, notwendig und sehr verständlich ist. Das gibt uns aber die 
Sicherheit, daß in einer zweiten Auflage, die hoffentlich bald nötig 
sein wird, die begriffliche Durchdringung des Stoffes noch vollen- 
deter glücken wird, als in dieser Fassung. Immerhin ist auch hier der 
für die philosophische Aesthetik etwas beschämende Tatbestand fest- 
zustellen, daß eine Reihe von rein ästhetischen Problemen in einer 
für die Aesthetik grundlegenden Weise von einem Historiker in 
einer historischen Darstellung gelöst wurde. M. L. Gotheins Buch 
steht zu einer kommenden Aesthetik des Gartens ungefähr so, wie 
Riegls Werke und die seiner Schule zu der der Ornamentik. 

Die geschichtliche Entwicklungslinie ist in sehr großzügiger Weise 
auf die Gesichtspunkte der architektonischen und malerischen Ge- 
sinnung orientiert. Der Ausgangspunkt der ersten ist Aegypten und 
Westasien, der zweiten China (die eigentümliche und vielfach ungeklärte 
Stellung, die Indien hier, wie überall, zwischen dem Westen und dem 
Osten einnimmt, wird scharf betont I 46 f.). Das Herrschaftsbereich 
der ersten Gesinnung ist Europa bis zur Ausbreitung und zum Ver- 
fall des Stils der Zeit von Ludwig XIV., dem Kulminationspunkt 
dieser Richtung; die zweite beschränkt sich auf China und Japan, 
bis sie im 18. Jahrhundert von England aus Europa erobert, um den 
Vertall des alten Gartenstils zu beschleunigen, ihn zu verdrängen, 
zugleich aber um nach kurzer Herrschaft mit dem Gesamtinteresse am 
Garten in den Hintergrund gedrängt zu werden. Die neueste Ent- 
wicklung knüpft nach einigen Schwankungen wieder an den alten 
europäischen Stil an. Diese Evolution stellt das Buch in sehr klarer, 
übersichtlicher Disposition und Gruppierung dar. Als besonders 
glücklichen kompositionellen Gedanken M. L. Gotheins müssen wir 
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hervorheben, daß sie ihre Darstellung mit Aegypten beginnt, die Ent- 
wicklung über Westasien, Griechenland usw. bis zu dem Verfall des 
Stils Ludwigs XIV. verfolgt und die Analyse des chinesischen Stiles 
erst dort beginnt, wo er für die europäische Kunst bedeutsam wird: 
unmittelbar vor dem englischen Landschaftsgarten. Es ist sehr in- 
teressant und spannend, zu verfolgen, wie der europäische Stil in einer 
langsamen und stetigen Entwicklung ihre immanenten Gipfelpunkte, 
die Renaissance und das Zeitalter Ludwigs XIV., erreicht. Die 
Grundgesinnung ist hier die Einheit; die Einheit von Haus und Gar- 
ten; die Herrschaft des Hauses über den Garten, oder in der Sprache 
der eigentlichen Gesinnung ausgedrückt: die Herrschaft des Men- 
schen über die Natur. In der Periode der organischsten Entfaltung 
: dieses Stiles drückt Ammanati diese Tendenz so aus: »Die Dinge, die 
gemauert werden, müssen Führer sein und überlegen denen, die ge- 
pflanzt werden« (I 264). Und der Theoretiker der modernen Reaktion 
gegen den Landschaftsgarten, Blomfield, sagt mit vollendeter Schärfe 
der Selbsterkenntnis: »Der Ausgangspunkt ist nicht eine Modefrage, 
sondern eine des Prinzips. Es ist einfach eine Ansicht des dauernden 
Kunstproblems: wie weit ist der Mensch Sklave der Natur ?« (II 447). 
Wir verfolgen den Kampf, der von der Terrainregulierung bis zum 
Einbeziehen der äußeren Natur in das Haus, in der Form der deko- 
rativ-landschaftlichen Wandmalerei, für diese Einheit ausgefochten 
wurde. Die künstlerische Zentralstellung der Renaissance in der euro- 
päischen Entwicklung, ihre Vereinigung der Künste zu dem ein- 
heitlichen letzten Ziele, der Herrschaft des Menschen über die Welt, 
bei sorgfältiger Bewahrung der immanenten Eigengesetzlichkeiten der 
einzelnen Künste, wird einem hier noch evidenter alssiein der Geschichte 
Architektur werden konnte. Diese Tendenz auf Einheitlichkeit, die der 
ein die Natur und alle Künste umfassendes Gesamtkunstwerk er- 
strebt, steigert sich noch in dem Zeitalter Ludwigs XIV., als Frank- 
reich in der Gartenkunst, sowie in der Gesamtkultur die Führung 
Europas von Italien abnimmt. Während es in Deutschland selbst 
der Renaissance nicht gelingt, überall eine Einheitlichkeit der Gesamt- 
anlage durchzusetzen (II 92, 104, 116), wird in Frankreich der Ein- 
heitsgedanke noch herrschender und großzügiger, als er in Italien war. 
Daraus entsteht aber eine doppelte Gefahr für diesen Stil, die in den 
großen Werken der Blütezeit überwunden, später jedoch zum Grund 
des Verfalles wurde: der Kompositionsgedanke droht in steife Sche- 
matik zu erstarren, und um ein Gegengewicht gegen diese Strenge zu 
besitzen, mußte eine Abwechslung gefordert werden, die wieder eine 
immanente Tendenz zum Spielerischen hat (II 132). So ist dieser 
Stil — vorläufig — der Abschluß und die Krönung einer jahrhun- 
dertelangen Entwicklung: er ist nicht mehr fortzusetzen; er muß 
von etwas Neuem abgelöst werden. 

Dieses »Neue« ist womöglich noch älter als der »alte« Stil: die 
Anfänge des chinesischen Stiles lassen sich geschichtlich vielleicht 
überhaupt nicht feststellen. Aber die Grundgesinnung, die sich in 
dem neuen europäischen Stil, bei vielen Unterschieden trotzdem in 
innerlich engem Anschluß an den chinesischen ausspricht, ist wirklich 
etwas Neues: das bürgerlich-sentimentalische Naturgefühl. "Der 
Mensch will sich der Natur hingeben, will in ihr aufgehen, empfindet 
seinen Willen als etwas Kleinliches und Anmaßendes der Natur gegen- 
über und will deshalb auf jeden Versuch, sie zu meistern oder ihr seine 
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Regeln aufzuzwingen, verzichten. So spricht als einer der ersten 
Shaftesbury (II 367) begeistert über eine durch nichts verdorbene 
und verunstaltete Natur, so betont Coleridge (II 407), »daß das Haus 
und sein Garten zur Landschaft gehören müsse und nicht die Land- 
schaft ein Anhängsel des Hauses sei«. Diese Gesinnung muß sich not- 
wendigerweise gegen die Architektur, die in ihrem formellen Wesen 
immer eine Vergewaltigung der Natur ist, wenden. Der deutsche 
Vorkämpfer dieser Richtung, Hirschfeld, sagt: »Der Gartenkünstler 
arbeitet am glücklichsten, wenn er fast überall das Gegenteil von dem 
tut, was der Baumeister beachtet« (II 377). Und aus dem Garten, 
den Rousseau als sein Ideal schildert, ist jede Spur von Menschenhand 
verschwunden (II 384). Es ist reizvoll und prinzipiell wichtig, zu be- 
obachten, wie inadäquat die sogenannten Einflüsse sind: das, was 
in China aus der stärksten religiösen Gebundenheit entstand, ward 
in Europa zum Kampfmittel gegen die Gebundenheit. Freilich sind 
die Beziehungen zwischen Religion und Garten in China im einzelnen 
jetzt schon schwer aufzudecken. Beispiele von japanischer Garten- 
symbolik, wo der Garten etwa »stille Zurückgezogenheit«, »das Buch 
des Wechsels« usw. ausdrückt (II 355), die chinesischen Theorien 
von der Psychologie der Berge und der Steine (II 330, dasselbe in 
Japan II 350—51), zeigen nur die Richtung, in der sie gesucht werden, 
müßten und zeigen, daß jedes Teilchen dieser Gärten von einer meta- 
ästhetischen, inhaltlichen Beziehung auf transzendente Tatbestände 
bestimmt war. Ob es je gelingen wird, diese Beziehungen klarzu- 
legen, scheint freilich sehr fraglich. Für das Thema diese Buches ist 
es ja auch nicht entscheidend, wichtig war nur, den gebundenen Cha- 
rakter dieses Landschaftsgartens, seine völlige Verschiedenheit vom 
europäischen, seine Unnachahmlichkeit, was Sir William Temple 
bereits 1685 vorausgesehen hat (II 325), hervorzuheben und damit zu 
betonen, daß der europäische Landschaftsgarten eine immanente Folge 
europäischer Geistesentwicklungen war, und daß dem Einfluß Chinas 
keine Entscheidung, sondern nur eine Anregung zuzuschreiben ist. 
Weniger scharf ist die geschichtlich-soziale Grundlage dieses neuen 
Stiles herausgearbeitet. Es fehlt zwar nicht an gelegentlichen ein- 
leuchtenden Hinweisen, die Frage wird jedoch niemals in ganz prin- 
zipieller Schärfe aufgeworfen und beantwortet. Und doch ist es ge- 
rade dieser Punkt, der für die Beziehung des Gartens zur Gesamt- 
kultur, für eine Soziologie des Gartens am bedeutsamsten wäre: die 
Scheidung von feudal-höfischem und bürgerlichem Lebensgefühl. 
Einerseits findet das der neuen Gesinnung zugrunde liegende Lebens- 
gefühl, daß das konstitutive Element der Schönheit eine sanfte 
Glätte (Burke: smoothness II 373) ist, was praktisch eine Abkehr 
von jeder, für dieses Gefühl zu harter Monumentalität ist. Anderer- 
sets verschwindet mit der Verbürgerlichung der Gesellschaft immer 
mehr die soziologische Notwendigkeit der monumentalen Gestaltung 
von Haus und Garten: die großzügige Geselligkeit. Während der 
Renaissancegarten und der der Zeit Ludwigs XIV. in seiner ganzen 
Anlage von der Aufgabe bestimmt war, Schauplatz großzügiger Fest- 
lichkeiten zu sein (z. B. Spanien I 400, Frankreich II 28, England II 
50), verschwindet dieses Bedürfnis immer mehr und die neue Ge- 
sinnung, die den Menschen als mehr oder weniger einsames, nur mit 
wenigen Gleichgesinnten zusammengestimmtes Wesen faßt, schafft 
einen Garten, der für jede Art von Geselligkeit völlig ungeeignet ist 
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(vgl. die ungehaltenen Aeußerungen des alten Goethe über die »natur- 
spässigen« englischen Anlagen, wo man »allerwärts aneinander stößt, 
sich hemmt oder verliert« II 409). Es ist schade, daß das Aufzeigen 
der soziologischen Unterlage hier nur Andeutung blieb; die Anlage 
ist so richtig, daß es vielleicht nur ein paar schärferer Akzente be- 
dürfte, um das Problem klar hervortreten zu lassen. 

Denn der Garten ist die soziologisch empfindlichste Art der Kunst- 
betätigung und deshalb solchen Betrachtungen zugänglicher, als es 
Künste sind, die ihrem inneren Wesen nach auf Zeitlosigkeit, auf Ge- 
bundenheit in metahistorischen Zusammenhängen hinstreben. Frei- 
lich eine wirkliche Soziologie des Gartens setzt erst recht die nur vom 
Begriff des Gartens aus erreichbare Typologie möglicher Stellung- 
nahmen voraus, die mit jenem Teile der Lebensgefühle und der ge- 
sellschaftlichen Struktur in Beziehung gebracht werden müßte, der 
ihre soziologische Umwelt bildet. Auch hier — obwohl sich M. L. 
Gothein dieses Problem gar nicht gestellt hat — müssen wir einen 
großen Reichtum an evidenten Feststellungen, die in gelegentlichen 
Bemerkungen stecken, konstatieren und die Hoffnung aussprechen, 
daß dieses Buch ein Anfang und kein Abschluß ihrer Bemühungen 
auf diesem Gebiete sei: mehr als jeder andere wäre sie berufen, hier 
Klarheit in die Problemstellungen zu bringen. (Ich verweise hier bei- 
spielsweise auf Fragen, wie die der Beziehung des Nutzgartens zur 
symmetrischen Gesinnung des Westens; auf den Begriff der Natur 
in Beziehung auf den Garten und in Beziehung darauf, ob die Ge- 
sinnung des Zeitalters auf diese Natur zu oder von ihm weg will; auf 
die Bedeutung, die die innere Gesinnung und die äußere Möglichkeit 
y ae jeweilig relevanten Klasse für den Aufbau des Gartens 

at usw. 

Doch alle diese Wünsche beziehen sich auf Künftiges. Das Buch, 
so wie es uns vorliegt, ist etwas sehr Reiches und Bedeutendes und 
es sind bloß seine ihm immanenten Tendenzen zur Vollkommenheit, 
die diese Wünsche wachgerufen haben. Das, was da ist, ist sicher 
nicht nur eine große Bereicherung für die Wissenschaft, sondern bietet 
auch sehr viel fruchtbare Anregungen für die Forscher benachbarter 
Gebiete und ist sehr geeignet, für die jetzt immer stärker aufkommen- 
den neuen Strömungen die heilsame Wirkung des Klärens und Weg- 
weisens auszuüben. Daß es dabei noch sehr angenehm geschrieben 
ist und ein Illustrationsmaterial besitzt, das für die wunderbar große 
Literaturkenntnis M. L. Gotheins beredt zeugt, machen die sehr er- 
wünschte Wirkung dieses Buches auf die breiteren Schichten des ge- 
bildeten Publikums nicht nur möglich, sondern sehr wahrscheinlich. 

(Georg von Lukäcs.) 


4. Sozialismus. 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 
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7. Bevölkerungswesen. 


8. Statistik. 


Günther, Dr. Adolf, Privatdozent an der Universität Berlin: 
Das Problem der Lebenshaliung. Vorträge der 
Gehe-Stiftung zu Dresden, Band V, Heft 3. Leipzig und Dresden 
1914. B. G. Teubner. 75 S. M. 2.—. l 

Der Verfasser versteht unter »Lebenshaltung« den »Komplex 
von Trieben höherer und niederer Art, von Anschauungen, Ueber- 
lieferungen, Moden, der erst die Dringlichkeit der einzelnen Bedürf- 
nisbefriedigung bestimmt, der seinerseits von physischen und gesell- 
schaftlichen Ursachen in oft willkürlicher und zufälliger Weise be- 
einflußt wird« (S. 9) und erblickt in »diesem schwer zu fassenden Ge- 
biet« ein Zentralproblem der Sozialökonomie: Die Erforschung der 
Lebenshaltung ist — abgesehen von der Bedeutung ihrer unmittel- 
baren Aufschlüsse — von größter Wichtigkeit für das Verständnis 
des modernen Geburtenrückganges und das gesamte Bevölkerungs- 
problem, die Lebenshaltung beeinflußt den internationalen Konkur- 
renzkampf der Völker, Verschiebungen in der Lebenshaltung wirken 
auch auf die Produktion ein usf. 

In den Abschnitten »>Das methodische Problem« 
und »Methodische Einzelfragen« beschäftigt sich Gün- 
ther hauptsächlich mit den Aufgaben und bisherigen Leistungen der 
Haushaltungsstatistik, des vornehmlichsten Verfahrens zur Fest- 
stellung der tatsächlichen Verhältnisse und der statistisch faßbaren 
generellen Beziehungen; doch wird auch der monographischen Fami- 
lienbeschreibung wissenschaftliche Berechtigung zuerkannt. Gün- 
thers kritische Bemerkungen zu Professor Schiffs Aufsatz »Zur Methode 
und Technik der Haushaltungsstatistik« (Annalen für soziale Politik 
und Gesetzgebung, Bd. III) befriedigen den Referenten nicht voll- 
ständig. Günther meint, »daß methodische Fortschritte nur auf Grund 
der Erfahrungen möglich waren, die gerade die bisherigen Erhebungen 
gesammelt haben«. Schiff hat jedoch die Unzulänglichkeit wichtiger 
methodischer Grundlagen der bisherigen Erhebungen dargetan und 
zahlreiche wichtige Probleme aufgedeckt, die man bisher einfach 
nicht gesehen hatte. Günther beschäftigt sich nicht weiter mit den 
prinzipiellen Feststellungen und Postulaten Schiffs, sondern kriti- 
siert hauptsächlich einige Details der von Schiff geleiteten österrei- 
chischen Erhebung. Unter anderem befürchtet Günther auch, daß 
die bei der Wiener Erhebung den Familien zugeteilten amtlichen 
Hilfs- und Kontrollorgane einen erzieherischen Einfluß ausüben, so 
daß die an der Erhebung teilnehmenden Familien bald nicht mehr 
typisch sind. Diese amtlichen Hilfsorgane besuchen jedoch die in die 
Buchführung bereits eingeführten Familien in der Folge nur mehr 
einmal monatlich oder alle zwei Monate und jede Beeinflussung der 
Familien hinsichtlich der Lebensführung ist ihnen untersagt. Sehr 
richtig sind Günthers Ausführungen darüber, wie notwendig es wäre, 
die »Verbrauchseinheiten« — durch welche insbesondere Erwach- 
sene und Kinder zwecks Vergleichbarkeit verschieden zusammen- 
gesetzter Familien auf einen gemeinsamen Nenner gebracht werden — 
mehr als jetzt auf empirischem Wege zu gewinnen. 
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Im Abschnitt »Zur Theorie der Lebenshaltunge«e 
ist Günther zunächst bestrebt, die Lehre von der Lebenshaltung für 
das Bevölkerungsproblem zu verwerten. Von seinem Standpunkte 
aus ist der Geburtenrückgang eine Funktion der Lebenshaltung und 
ihrer Tendenz, sich gleichzubleiben oder in die Höhe zu gehen. Doch 
bietet erst eine gewisse Wohlhabenheit den Nährboden für die Ein- 
schränkung der Kinderzahl gemäß den verfügbaren Mitteln; in dieser 
Hinsicht unterscheidet Günther Familien mit fest limitierten und 
solche mit vermehrbarem Einkommen; bei letzteren drängt die Ver- 
größerung der Familie zunächst zur Vermehrung der Einnahmen. 
Die Fortpflanzung hält Günther wegen des Wunsches, Kinder zu 
haben, und des verbreiteten Familiensinnes nicht für gefährdet. Gün- 
ther ist zwar — im Sinne Oppenheimers — der Ansicht, daß bei zu- 
nehmender, dichter werdender Bevölkerung Faktoren, welche die 
Produktion steigern, den Nahrungsspielraum erweitern, wirksam 
werden, nimmt aber offenbar an, daß diesen technischen Erweite- 
rungen des Nahrungsspielraums Grenzen gesteckt sind, denen wir 
teilweise schon jetzt nahegekommen sind (vgl. S. 43). Sodann be- 
spricht Günther die Bedeutung der Preise und des Geldwertes für 
die Lebenshaltung, schließlich »das nationale Moment in der Lebens- 
haltung«: die weltwirtschaftlichen Beziehungen zwischen den Natio- 
nen von verschiedener Lebenshaltung und speziell das Problem der 
Beschäftigung zahlreicher ausländischer Wanderarbeiter mit niederer 
Lebenshaltung in Deutschland. 

Günther ergänzt durch seine theoretischen Forschungen über die 
Bedeutung des Problems der Lebenshaltung in dankenswerter Weise 
das wachsende beschreibende, statistische und monographische Ma- 
terial über diese komplexe Erscheinung — man vergleiche nament- 
lich auch die neuesten Erhebungen des Vereins für Sozialpolitik über 
die »Kosten der Lebenshaltung in deutschen Großstädten« Mit 
Sympathie begrüßen wir auch seine ethische Beurteilung des Prob- 
lems, die bange Frage, ob bei der erfreulichen Hebung der Lebens- 
haltung durchwegs gesunde Bedürfnisse in höherem Maße befriedigt 
werden, ob durchwegs gesunde Bedürfnisse neu zur Befriedigung ge- 
langen. Günther glaubt, daß ein guter Teil der »Kulturbedürfnisse« 
sein Entstehen mehr der Mode, dem lockenden Angebot, der Rek- 
lame, als einem tiefgefühlten Lust oder Unlustgefühl verdanke. 

Die Lesbarkeit der an Anregungen reichen Schrift ist u. E. leider 
durch technische Mängel beeinträchtigt: die zahlreichen Exkurse 
stören den Fortgang des eigentlichen Themas, für das Verständnis 
unentbehrliche Ausführungen finden sich mehrfach versteckt in Fuß- 
noten, manche Stellen, insbesondere im Abschnitt »Zur Theorie der 
Lebenshaltung«, könnten zweifellos leichter verständlich gehalten sein. 

(Franz Zizek.) 


9. Soziale Zustandsschilderung. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterwesen, 


Dorno, Friedrich: Der Fläming und die Herr- 
schaft Wiesenburg. München-Leipzig 1914 (Dunker und 
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liegt hier zweifellos ein wirkliches Bedürfnis vor, das z. B. erst un- 
längst in München zur Gründung eines Forstklubs geführt hat. 
(Rudolf Leonhard.) 


Zahn, Friedrich Wendlin: Kultur und Arron- 
dierungswesen des Kraicher Niederungsge- 
bietesunddermarkgräflich-badischenDomäne 
Insultheim. Karlsruhe 1914. Braunscher Verlag. (Heft 
24 der volkswirtschaftlichen Abhandlungen der badischen Hoch- 
schulen.) M. 4.80. 

Eine vollständige, nach allen Seiten mit großer Liebe und Sorg- 
falt ausgebaute Wirtschaftsgeschichte einer etwa 30 qkm umfassenden 
Landschaft der oberrheinischen Tiefebene liegt vor uns. Beigegebene 
Pläne und Zeichnungen verdeutlichen, wie Wegenetz, Be- und Ent- 
wässerungsanlagen sich entwickelt haben, wie im Laufe des 19. Jahr- 
hunderts Flurbereinigungen und Zusammenlegungen erfolgt sind. 
Alle großen wirtschaftlichen Bewegungen haben auch auf diesem 
kleinen Territorium ihre Spuren zurückgelassen. Auf Einzelheiten 
einzugehen hätte keinen Zweck; von besonderem Interesse sind die 
Verhältnisse der bäuerlichen Bevölkerung zur Grund- und Gerichts- 
herrschaft, welch letztere von den Bauern Gerichtsfronden fordert, 
während die ersteren behaupten, solche bisher nur freiwillig, als Bitt- 
dienste, geleistet zu haben. (S. 193) »Und daß sie ihm Mist führten 
und gezackert hätten, als er lest zu unserem Kaiser geritten, wäre 
von betten wegen geschehen und seiner Hausfrauen zu willen, und 
wurde unbillig für eine Gerechtigkeit herangezogen.« 

Mit Unrecht macht man neuerdings wieder gegen den Historis- 
mus in der Staatswirtschaft mobil. Eine breite Grundlage sorgfältig 
zugehauener monographischer Bausteine ist selbst für die reine 
Theorie, die für ihre Abstraktionen doch etwas haben muß, wovon 
sie abstrahieren kann, unerläßlich, vollends für die Wirtschaftsge- 
schichte, die durchaus nur auf exakten historischen Einzelarbeiten 
basieren kann. Die vorliegende Arbeit bildet in diesem Sinne eine 
wertvolle Bereicherung unserer agrarhistorischen Literatur. 

(Rudolf Leonhard.) 


11. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


Seubert, Rudolf: Aus der Praxis des Taylor- 
systems mit eingehender Beschreibung seiner Anwendung 
bei der Tabor Manufacturing Company in Philadelphia. Berlin 
1914 Julius Springer. 156 S. M. 7.—. 

Das Seubertsche Buch ist die verdienstliche Arbeit eines Tech- 
nikers und Praktikers, hat aber für den Volkswirtschaftler nur ver- 
hältnismäßig geringes Interesse. 

In einem allgemeinen Einführungskapitel bespricht der Ver- 
fasser unter Berücksichtigung der technischen Ausführung die ein- 
zelnen Prinzipien des Taylorsytems. Der wichtigste Abschnitt 
behandelt die Ermittlung und Verteilung der Unkosten. Hierbei 
vermag das Taylorsystem in der Tat große Fortschritte herbei- 
zuführen; die Bedeutung einer richtigen Selbstkostenermittlung 
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für die Industrie und daran anschließend für die Privat- und Volks- 
wirtschaftslehre kann nicht hoch genug eingeschätzt werden. 

Der Hauptteil des Buches ist der Beschreibung des Betriebes 
der Tabor Manufacturing Co. gewidmet und mehr von betriebstech- 
nischem als volkswirtschaftlichem Interesse. Zahlreiche Bilder, 
Tabellen, Vordrucke und graphische Darstellungen erhöhen die An- 
schaulichkeit der Darstellung. 

In einem kurzen Schlußkapitel behandelt der Verfasser die 
Eignung des Taylorsystems für deutsche Betriebe. Für den Techniker 
hat das System etwas Faszinierendes; um so erfreulicher ist es, daß 
der Verfasser nicht eine völlig kritiklose Anhängerschaft proklamiert. 
Dennoch übersieht er die im Archiv mehrfach zum Ausdruck ge- 
brachten schwerwiegenden volkswirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Bedenken. Er beachtet nicht, daß das System nur so lange Nutzen 
schafft, als taylorisierte Betriebe eine Monopolstellung einnehmen 
oder doch seltene Ausnahmen darstellen; er übersieht, daß die ge- 
waltige Steigerung der Produktivität ohne entsprechende 
Entwicklung der Konsumkraft nur eine Erschwerung des Konkurrenz- 
kampfes und der gesamten Existenzbedingungen als schließliches 
Resultat herbeiführt. 

Trotz dieser Einwendungen ist das Buch als übersichtliche Ein- 
führung in die Einzelheiten der Praxis zu bezeichnen. 

| (W. Kochmann.) 


12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


Danziger, Dr. H. Kurt: Die Konzentration in 
der badischen Brauindustrie. Volksw. Abhand- 
lungen der badischen Hochschulen. Neue Folge. Heft 18. Karls- 
ruhe 1913. M. 3.—. 

Danziger gibt im Anschluß an einen einleitenden — dem Inhalt 
wie der Ausführung nach nicht gerade neuen — Ueberblick über 
die allgemeine Entwicklung des Brauwesens in Deutschland eine 
eingehende Darstellung der im Großherzogtum Baden sich voll- 
ziehenden Konzentration. Er weist in methodisch (weniger dar- 
stellerisch) einwandfreier und überzeugender Weise nach, wie die 
Technik, die Absatz- und Kapitalverhältnisse und selbst die Steuer- 
gesetzgebung zu einer Konzentration der Unternehmungen hin- 
drängte und wie auch die Organisation der Brauarbeiter die Organi- 
sation der Brauer in den Brauereiverbänden als notwendige Folge- 
erscheinung zeitigen mußte. Anfechtbar ist die mehrfache Paralleli- 
sierung von Zunft und Brauereiverband, so vor allem S. 2, wo das 
Verbindende zwischen beiden Organisationsformen in der Gleich- 
heit der Zwecke — Schutz des Produzenten- und des Konsu- 
menteninteresses — gesehen wird, was eine, auch sonst mehrfach 
sich zeigende, Verwechslung von tatsächlichem Gehalt, tatsächlicher 
Ursache, tatsächlichem Ziel und angeblichem Gehalt, angeblicher 
Ursache, angeblichem Ziel, von realer Motivation und vorgeschobener 
Ideologie kund tut. Ein Nicht-Zurückgehen auf die letzten Ur- 
sachen, ein Sich-Begnügen mit Wahrscheinlichkeitsfeststellungen 
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macht auch den Wert eines Teiles der übrigen Angaben illusorisch 
(S. 12; dann insbesondere S. 21, 24, 31). Die Mehrzahl dieser Aus- 
stellungen richtet sich jedoch nur gegen den ersten allgemeinen Teil 
von Danzigers Arbeit und nimmt der Darstellung der badischen 
Verhältnisse nichts von ihrem Wert. Als Ergebnis von größerem 
Interesse sei noch auf das Resultat einer Untersuchung über das 
Verhältnis von Geldlohn und Reallohn der Brauindustrie in den 
Städten und auf dem Lande hingewiesen. Danziger stellt fest, daß 
die größere Höhe des Geldlohns in den Großstädten die Arbeiter 
von den Landstädten fortzieht (so Jahreslohn für Brauer, Mälzer und 
Küfer in Mannheim 1768 M., in Ettlingen nur 1632.80 M.), daß aber 
das in den Großstädten sehr viel ungünstigere Verhältnis des Geld- 
lohns zum Grundpreis der Arbeit und der Lebensmittel (in Mann- 
heim 158,8, in Ettlingen 187,7%) den anscheinenden pekuniären 
Vorteil in sein Gegenteil verkehrt. Es wäre interessant und lohnend 
festzustellen — und offenbar gerade Baden infolge seiner räumlichen 
Gliederung vortrefflich zu einer solchen Untersuchung geeignet —, 
ob und inwieweit diese ja oft behauptete, theoretisch notwendige, 
praktisch jedoch selten nachgewiesene Gleichheit des Reallohns bei 
divergentem Geldlohn sich durchgesetzt hat und welche Schwan- 
kungskurven das Verhältnis durchläuft. (Edgar Salin.) 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


Brauer, Kurti: Die Organisation der Korb- 
warenindusirie und des Korbwarenhandels 
im Deutschen Reiche. München-Leipzig. IgI4. 68 S. 
M. 2.—. 

Gutes Quellenmaterial und praktische Erfahrungen im Korb- 
warenhandel ermöglichen es dem Verfasser, ein klares und lebens- 
volles Bild des Korbmachergewerbes zu geben, das weder ein aus- 
gesprochen selbständiges Handwerk noch auch eine abhängige Heim- 
arbeit im üblichen Sinne des Wortes ist. Das Büchlein ist besonders 
deshalb von aktuellem Wert, weil die eigentümliche Organisation 
des Gewerbes bei Einführung der Krankenversicherung für die Haus- 
gewerbetreibenden besondere Schwierigkeiten bot, und das Schema 
der Reichsversicherungsordnung sich als unanwendbar erwies. Ge- 
schildert wird die Technik des Gewerbes, die verschiedenartigen 
und vielfach ineinanderfließenden Betriebsformen, die jeder recht- 
lichen Erfassung und Begriffsbestimmung große Schwierigkeiten 
bieten und die soziale Lage der Korbmacher. 

In einem zweiten Teil geht der Verfasser auf die Organisation 
des Handels mit Rohmaterialien und Korbwaren ein, die nicht minder 
wichtig auch für die Beurteilung der rein sozialen Fragen ist. In 
einem Anhang werden die Einrichtungen zur Hebung des Korb- 
warenhandels in den Hauptsitzen Koburg und Oberfranken dar- 
gestellt; es handelt sich dabei hauptsächlich um genossenschaftliche 
Versuche. 

An Heimarbeitsmonographien, die sich mehr oder weniger aus- 
schließlich mit der sozialen Lage der Arbeiterschaft befassen, fehlt 
es heute nicht mehr, wohl aber an nüchternen Darstellungen der rein 
technischen, wirtschaftlichen und organisatorischen Fragen, so daß 
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das vorliegende Werkchen einem wirklichen Bedürfnis entgegen- 
kommt. (Käthe Gaebel). 


Dr. H. Post: Untersuchungen über den Umfang 
der Arbeitslosigkeit innerhalb einzelner Be- 
rufe und Berufsgruppen. Jena, Gustav Fischer, 1914. 
(Sammlung nationalökonomischer und statistischer Abhandlungen 
des staatswissenschaftlichen Seminars zu Halle, herausgegeben 
von Conrad, 70. Band.) 

Ratlos steht die private Hilfsbereitschaft, stehen auch Behörden 
und Staat vor dem beängstigenden Anschwellen der Arbeitslosigkeit 
durch den Krieg. Aber auch für die Friedenszeiten wird die Aufgabe 
immer dringender, endlich auch die Lösung dieses letzten unter 
den großen Problemen der Sozialpolitik zu versuchen. Freilich fehlt 
es zunächst noch gar sehr an den statistischen Unterlagen. Wie groß 
ist die normale Arbeitslosigkeit? In welchen Berufen tritt sie am 
häufigsten, in welchen regelmäßig auf? Wie wirken die Wirtschafts- 
schwankungen darauf ein? Der Verfasser bringt zwar kein neues 
Material zur Lösung dieser Fragen bei, bietet aber eine geschickte 
Zusammenstellung der vorhandenen Zahlen, indem er die Ergebnisse 
der einzigen Reichsarbeitslosenzählung (von 1895) mit der Arbeits- 
losenstatistik einer Reihe von wichtigen Fachverbänden vergleicht. 
Den Hauptteil der Arbeit bilden also die Arbeitslosenziffern für die 
wichtigsten Berufskomplexe (aber unter Ausschluß von Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Handel). Einleitend werden die maßgebenden 
Gesichtspunkte der Arbeitslosenstatistik zutreffend auseinander- 
gesetzt, zum Schluß werden einige Folgerungen aus dem Dargelegten 
gezogen. Die zahlreich eingefügten Tabellen erleichtern die Nach- 
prüfung. Eine Erweiterung der Statistiken nach verschiedenen 
Richtungen wäre erwünscht und leicht möglich gewesen. 

(K. Kumpmann.) 


14. Arbeiterschutz. 


Krebs, Dr. Johannes, Gerichtsassessor: Heimarbeit 
und Gesetzgebung in Frankreich. Münchener Volks- 
wirtschaftliche Studien. Herausgegeben von Lujo Brentano 
und Walther Lotz. 132. Stück. Stuttgart und Berlin, J. G. 
Cotta. M. 2.80. ; 

Die französische Heimarbeit zeigt nach der Darstellung des Verf. 
dieselben Züge, wie unsere deutsche; sie ist in erster Linie Frauen- 
arbeit und Nebenerwerb, sei es als Ergänzung des Verdienstes des 
Mannes oder der Einnahme aus der Landwirtschaft. Einem starken 
Wachsen der Konfektionsheimarbeit, in der der mechanische Groß- 
betrieb augenscheinlich eine viel geringere Rolle spielt, als bei uns, 
steht eine Abnahme der Textilhausindustrie gegenüber, besonders 
der männlichen. Auch die Seiden- und Seidenbandweberei hält sich 
als Hausindustrie nicht lebensfähig. Interessant sind die verschiedent- 
lich eingestreuten Bemerkungen über die Spitzenklöppelei und Näherei. 
Auch hier quantitatives und qualitatives Zurückgehen infolge der 
Maschinenkonkurrenz, trotz aller Versuche, die Industrie künstlich 
lebensfähig zu erhalten. Die französische Gesetzgebung hat noch 
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wenig zum Schutze der Heimarbeiter getan; wohl aber liegen z. Z. 
eine Reihe beachtenswerter Gesetzentwürfe vor, die insbesondere 
die Lohnfrage in bewußter Anlehnung an das englische Muster regeln 
wollen. Den Gewerbegerichten soll die Aufgabe der Lohnfestsetzung 
zufallen, als Grundlohn soll der ortsübliche Lohn gelten. — In einer 
Reihe wichtiger Einzelheiten steht übrigens selbst der weitestgehende 
Antrag De Muns hinter dem englischen Gesetz zurück; so z. B. in 
bezug auf die Sicherung der Durchführung der Lohnzahlung. Be- 
merkenswert ist dagegen die Bestimmung, daß der Friedensrichter 
unter bestimmten Voraussetzungen die Tarifverträge als rechts- 
verbindlich erklären kann. (Käthe Gaebel.) 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Rubinow, J.M.: Social Insurance. London, Williams 
and Norgate (New York: Henri Nolt and Company) IgI3, 525 S. 
Es handelt sich bei diesem Buch um ein umfangreiches und sehr 
gediegenes Werk, in dem eine Fülle von sorgfältiger Arbeit steckt, 
über das aber hier nicht viel zu berichten ist, weil das Ziel des Ver- 
fassers nicht eine Originaluntersuchung sondern eine Zusammen- 
fassung der wichtigsten schon vorliegenden Einzelforschungen war. 
Er selbst bezeichnet als seine Absicht: »to give within the compass 
of om book — not wo large for general use—both the main facts 
as to the development of various forms of social insurance up to 
date, and also the social theories underlying itand the main problems 
arising out of the movement.« So ist die Schrift zugleich ein Beweis 
für das starke Interesse, dem die Sozialversicherung in allen ihren 
Zweigen seit etwa zehn Jahren auch in den Vereinigten Staaten 
begegnet — ein Interesse, dem auch der Universitätsunterricht 
mehr und mehr Rechnung trägt. Der Verfasser, ein angesehener 
Statistiker und Dozent der Sozialversicherung, schließt sich denn auch 
an seine eigenen Vorlesungen an, die er im Frühjahr Iıgız2 an der 
New York School of Philanthropy gehalten hat. Inhaltlich beruht 
die Arbeit vielfach auf den Ergebnissen des großen, ja allgemein 
als sehr wertvoll anerkannten Sammelwerkes: Workmen’s Insu- 
rance and Compensation Systems in Europe, IgII, 2 vols. (the 
twendy fourth amunal report of the U. S. Commissiones of Labor), 
an dem Rubinow jahrelang in hervorragender Weise mitgearbeitet 
hat. — Die Darstellung geht ganz zweckmäßig nicht wie sonst üb- 
lich geographisch, sondern vielmehr stofflich nach den einzelnen 
Versicherungsarten vor, wodurch Vergleiche erleichtert und manche 
überflüssige Wiederholungen erspart werden. So ergibt sich die 
folgende Haupteinteilung: I. Einleitung (der Gedanke der Sozial- 
versicherung; ihre Entwicklung in Europa; das Bedürfnis nach einer 
Sozialversicherung in den Vereinigten Staaten); 2. Unfallversicherung;; 
3. Krankenversicherung; 4. Versicherung für Alter, Invalidität und 
Todesfall; 5. Arbeitslosenversicherung; 6. die soziale Bedeutung 
der Sozialversicherung. In unbefangener Weise werden Wesen, 
Vorteile und Nachteile der einzelnen Zweige und des gesamten Sy- 
stems geprüft, wobei der Verfasser sich zu einer entschiedenen, aber 
doch maßvollen Sozialpolitik bekennt. Wenn er auch von unkri- 
tischem Ueberschwang weit entfernt bleibt, so tritt er doch nach- 
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drücklich für die Einführung der sozialen Versicherungen auch in 
den Vereinigten Staaten und zwar für ein Zwangsversicherungs- 
system für alle Hauptarten sozialen Elendes ein. Verhältnismäßig 
am ausführlichsten spricht R. von der Arbeitslosenversicherung, 
die ja für die Vereinigten Staaten von ganz besonderer Bedeutung 
wäre, da in keinem Lande die Fluktuation innerhalb der Arbeiter- 
schaft so stark und die Arbeitslosigkeit so groß ist wie gerade hier 
(R. schätzt die Zahl der Arbeitslosen in den periodischen großen 
Krisen »roh« auf 5—6 Millionen Menschen!). Die sorgfältige syste- 
matische Untersuchung führt ihn dazu, — in Uebereinstimmung 
und mit vielfacher Anlehnung an das englische Muster (Beveridge) — 
eine obligatorische staatliche Arbeitslosenversicherung (»Compulsory 
Subsidized Unemployment Insurance«) zu fordern. — Eine »Biblio- 
h graphie der Bibliographien« zu seinem Gegenstand und ein sehr über- 
aeni sichtliches Inhaltsverzeichnis beschließen das Werk, das wegen seiner 
stilistischen Durcharbeitung, seiner Klarheit und Knappheit, auch 
manchem deutschen Leser als Nachschlagebuch willkommen sein 
wird, zumal wir eine gleichwertige populär-wissenschaftliche Leistung 
in deutscher Sprache nicht aufzuweisen haben. (Kumpmann.) 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


R. H. Tawney: Studies in the Minimum Wage. 
Et. Nr. 1: The establishment of minimum rates in the chainmakıng 
me industry under the Trade Boards Act of 1909. XIII und 157 S. 
gt London 1914. G. Bell and Sons. ı sh 6d. 

Bei der außerordentlichen prinzipiellen Bedeutung, welche 
die gesetzliche Sicherung von Minimallöhnen in England hat, ist 
eine wissenschaftliche Klarstellung der Ausführung und Wirkung 
dieses Gesetzes ganz besonders zu begrüßen. Ein großes Hindernis 
bietet dabei die Schwierigkeit der Beschaffung ausreichenden Ma- 
terials. Aber mit Unterstützung der Ratan Tata Foundation (eines 
der Universität London angegliederten Instituts zur Erforschung 
der Armenfrage und verwandter Probleme) hat deren Direktor, 
ein Gelehrter von Ruf, die Arbeit unternommen, und das erste Heft 
dieser Studien, welches die Kettenindustrie behandelt, liegt nun 
vor. Diese kann zwar als keineswegs typisch gelten und die Zeit 
seit Inkrafttreten der Minimallohnsätze (Frühjahr ıgır) ist auch 
zu kurz, um über die Konsequenzen selbst im Rahmen dieser einen 
Industrie etwas Endgültiges auszusagen. Aber es ist doch bedeut- 
sam genug, daß die Durchführung der Bestimmungen des Trade 
Board heute im wesentlichen tatsächlich erreicht ist und eine be- 
deutende Lohnsteigerung zur Folge hatte (durchschnittlich 30% 
bei den Männern, 50—80% bei den Frauen). Dabei ist die Zahl 
der beschäftigten Arbeiter gestiegen, die Lage der Industrie ist 
besser als je zuvor, und die überwältigende Mehrzahl der Arbeitgeber 
ist mit den neuen Verhältnissen völlig zufrieden. Die Arbeiter- 
organisationen haben eine Stärkung erfahren, und alles in allem ist 
von den geweissagten schlimmen Folgen des Gesetzes hier bisher 
nichts zu spüren. 

Ueber die weiteren Untersuchungen soll an dieser Stelle je- 
weils nach Erscheinen berichtet werden. (Picht.) 
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ı7. Allg. Sczialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Güttler, Gerhart: Die englische Arbeiterpartei 
Ein Beitrag zur Geschichte und Theorie der politischen Arbeiter- 
bewegung in England. Jena 1914. VII und 210 S., M. 5.—. 

Krojanker, Gustav: Die Entwicklung des Koa- 
litionsrechts in England. (Münchener Volkswirt- 
schaftliche Studien, 130. Stück.) Stuttgart und Berlin 1914. J. G. 
Cottasche Buchhandlung Nachf. XIII und 144 S., M. 3.50. 

Zwei Tatsachen sind vor allen anderen bedeutsam in der inneren 
Entwicklung Englands während der beiden letzten Jahrzehnte: der 
Wechsel in den Grundanschauungen des Liberalismus, seine Wand- 
lung von der Partei der Manchestermänner der 4oer und 5oer Jahre 
zu der von sozialliberalen und sozialistischen Ideen durchdrungenen 
Gruppe, welche die sozialpolitische Gesetzgebung des letzten Jahr- 
zehnts geschaffen hat, und der Einzug einer selbständigen politischen 
Arbeiterpartei in Westminster. Beide Vorgänge haben ihre Wurzel 
in demselben Komplex von wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Tatsachen, als deren wichtigste die ständig wachsende Bedeutung 
der Arbeiterklasse in Staat und Volkswirtschaft seit Mitte des vorigen 
Jahrhunderts erscheint. Es war deshalb im Hinblick auf das Ver- 
ständnis der Vorgänge der jüngsten Vergangenheit nicht nur be- 
rechtigt, sondern notwendig, daß Güttler seiner Monographie der 
heutigen englischen Arbeiterpartei, die ein wichtiges Glied in dieser 
Entwicklungsreihe bildet, eine knappe Darstellung der früheren 
Epochen der englischen politischen Arbeiterbewegung vorausschickt, 
der revolutionären Periode bis 1850, die ihren Höhepunkt im Char- 
tismus erreichte, der gewerkschaftlich liberalen Periode bis 1885 und 
der sozialistischen Bewegung der 8oer und goer Jahre, die den un- 
mittelbaren Ausgangspunkt der heute in England bestehenden po- 
litischen Organisationen der Arbeiterklasse bildet. Im Mittelpunkt 
dieses ersten (historischen) Teiles der Arbeit steht die Darstellung 
der noch kurzen Lebensgeschichte der heutigen Labour Party, der 
Vorgänge, die zu ihrer Entstehung führten, ihrer Verfassung, der in- 
neren und äußeren Widerstände, die sich der jungen Partei entgegen- 
stellten, ihrer Wirksamkeit innerhalb und außerhalb des Parlaments. 
Vor allem verdient die Klarheit und Schärfe hervorgehoben zu wer- 
den, mit welcher der Verfasser den prinzipiellen Unterschied heraus- 
gearbeitet hat, der zwischen allen Pe Betätigungen der eng- 
lıschen Arbeiterklasse auf politischem Gebiet und der heutigen Partei 
besteht, dıe im Gegensatz zu ihren minder bekannten Vorgängern, 
z. B. der Labour Representation League des Jahres 1868, ihre Un- 
abhängigkeit von den beiden älteren Parteien betont 

Der zweite (systematische) Teil der Arbeit ist dem Gedanken- 
gchalt des »Labourismus« gewidmet. Die Partei selbst verfügt nicht 
über eine geschlossene, einheitliche Theorie ; dagegen hat ihr bisheriger 
Führer und unstreitig bedeutendster Kopf, Ramsay Macdonald, in 
seinen zahlreichen Veröffentlichungen eine evolutionistisch-orga- 
nische Staats- und Gesellschaftsauffassung auf biologischer Grund- 
lage entwickelt. Muß man sich auch hüten, Macdonalds Einfluß in- 
nerhalb der englischen Arbeiterbewegung zu überschätzen — nament- 
lich die breite Masse der Arbeiter hat seinen etwas undurchsichtigen 
Theorien von jeher verständnislos gegenübergestanden —, so decken 
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sich seine politischen Forderungen nach Verwirklichung der politi- 
schen Demokratie in weitestem Umfange und nach weitgehender Kon- 
trolle des Wirtschaftslebens durch den demokratisierten Staat im 
wesentlichen mit denjenigen der Partei (von deren Leitung er bekannt- 
lich nach Kriegsausbruch zurückgetreten ist). Die Labour Party, die 
unter einem Dache die verschiedensten Schattierungen des Sozialis- 
mus und den Liberalen nahestehende Gewerkvereinsführer ver- 
einigt, stellt ein Kompromiß zwischen diesen verschiedenen Rich- 
tungen dar. Das sozialistische Endziel, zu dem sie sich seit 1908 be- 
kennt, hat deshalb im wesentlichen nur programmatische Bedeu- 
tung. 

Von um so größerer Tragweite für die Zukunft des Landes sind 
dagegen die von ihr vertretenen Gegenwartsforderungen, die nament- 
lich von den beiden hinter der Arbeiterpartei stehenden sozialisti- 
schen Organisationen, der Fabian Society und der Independant La- 
bour Party, sehr lebhaft propagiert werden. Im Brennpunkt der ge- 
samten Politik des Labourismus steht die Forderung nach einem »all- 
gemeinen Kulturminimum«, das der Staat jedem seiner Bürger garan- 
tieren soll; zur Verwirklichung dieses Zieles fordert die Partei eine 
Reform des Arbeitsvertragsrechtes, die dem Arbeitsvertrag öffent- 
lichrechtlichen Charakter verleihen würde, sowie eine Anzahl sozial- 
politischer Maßnahmen, für die seit einigen Jahren als »Feldzug gegen 
die Armut« in England von sozialistischer und auch von liberaler 
Seite Stimmung gemacht worden ist. 

Bei der Schilderung der einzelnen Maßnahmen finden sich einige 
sachliche Unrichtigkeiten. So trifft es nicht zu, daß der ıIgIı gebil- 
dete Industrial Council bindende Schiedssprüche ergehen lassen kann 
(S. 168). In dem Erlasse des Handelsamtes, der seine Errichtung 
kundgab, hieß es vielmehr ausdrücklich, daß ihm keinerlei Zwangs- 
befugnisse (compulsory powers) zustehen sollten. Ferner entspricht 
die Auslegung, die der Verfasser den Begriffen ‚»Conciliation« und 
»Arbitration« gibt (S. 167), nicht der herrschenden, auch nicht der 
in England üblichen Auffassung. Nach Güttler besteht der Unter- 
schied zwischen beiden Einrichtungen darin, daß die Conciliation = 
Einigung auf dem Grundsatze der Freiwillgkeit, die Arbitration = 
Schiedssprechung auf dem des Zwanges beruht. Tatsächlich kann 
aber sowohl die Einigung wie die Schiedssprechung auf freiwilliger 
wie auf obligatorischer Grundlage beruhen; der Unterschied besteht 
darin, daß bei der ersteren die angestrebte Regelung der Arbeitsbe- 
dingungen auf dem Wege der Verhandlung zwischen Vertretern beider 
Parteien erzielt wird, daß dagegen bei der Schiedssprechung ein (ge- 
wählter oder ernannter) Schiedsrichter die betreffende Festsetzung 
trifft; ob seine Entscheidung rechtsverbindliche Kraft für die Par- 
teien haben soll, hängt von den Bestimmungen der Gesetzgebung ab, 
die aber in England bisher noch nicht von dem Prinzip der Freiwillig- 
keit abgegangen ist. (Abges. von der neuesten Kriegsgesetzgebung.) 

Abgesehen von diesen Ungenauigkeiten zeugt die Arbeit, die 
aus Studien an der Quelle hervorgegangen ist, nicht nur von der Be- 
rücksichtigung aller literarischen Hilfsmittel in weitestem Umfange, 
sondern auch von einer genauen Kenntnis der sozialen und politischen 
Verhältnisse des Landes, sowie von gutem Verständnis der politischen 
Psychologie des englischen Volkes. Sie ist deshalb sehr geeignet 
unsere Kenntnis der Probleme zu erweitern und zu vertiefen, die seit 
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Jahren im Mittelpunkt der inneren Politik Englands gestanden haben, 
und die, weit entfernt durch den Krieg beseitigt zu sein, sich nach 
seiner Beendigung mit erneuter Schärfe dem englischen Volke und 
seinen Lenkern aufdrängen werden. 

Die Schrift von Krojanker berührt sich teilweise eng mit der 
vorstehend besprochenen Arbeit, da, wie Güttler richtig bemerkt, »die 
Geschichte der Arbeiterpartei Englands bis jetzt in gewisser Bezie- 
hung die des englischen Gewerkvereinsrechtes ware. Während je- 
doch eine zielbewußte, selbständige politische Arbeiterbewegung in 
England verhältnismäßig jungen Datums ist, liegt die Zeit, in der die 
grundlegenden wirtschaftlichen und rechtlichen Formen für die ge- 
werkschaftliche Organisation geschaffen worden sind, um mehrere 
Jahrzehnte zurück. Im Mittelpunkt der scharfsinnigen und gründ- 
lichen Untersuchung Krojankers über »Die Entwicklung des Koa- 
litionsrechtes in England« stehen deshalb die wichtigen Gesetze der 
zoer Jahre, auf denen auch die beiden jüngsten gesetzgeberischen 
Maßnahmen auf diesem Gebiete, der Trade Disputes Act von Igo6 
und der Trade Union Act von 1913 beruhen. Neben der Darstellung 
des Gegenstandes vom juristisch formalen Standpunkt aus hat es der 
Verfasser verstanden, mit knappen Strichen die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung zu zeichnen, die der rechtlichen Regelung in jedem 
Falle vorausgegangen ist und sie mit Notwendigkeit nach sich ge- 
zogen hat; ebenso werden die Eigenart der englischen Rechtsbil- 
dung, die Bedeutung des judge-made law und die oft gewollt un- 
klare Terminologie der englischen Gesetze treffend hervorgehoben. 

In der Schlußbetrachtung tritt der Verfasser mit Nachdruck für 
den Gedanken ein, die Gewerkvereine für die Einhaltung der von 
ihnen geschlossenen Verträge haftbar zu machen und den zwischen 
ihnen und den Organisationen der Arbeitgeber getroffenen Verein- 
barungen Rechtsverbindlichkeit für das ganze Gewerbe zu verleihen, 
den Gewerkvereinen somit den Charakter einer Art öffentlich-recht- 
licher Zwangsorganisation beizulegen. K. ist nicht nur überzeugt, 
daß sich die Entwicklung notwendig in dieser Richtung vollzieht, 
sondern er sieht auch in ihr den alleinigen Weg zu einer befriedigen- 
den Gestaltung der Verhältnisse zwischen Arbeitnehmern und Arbeit- 
gebern im Sinne des sozialen Friedens. »Die kommende Entwicklung 
vollzieht sich dahin, aus dem Kampfrecht immer mehr ein Friedens- 
recht zu machen.« Diese entschiedene Stellungnahme für eine be- 
stimmte Politik entspricht nicht dem wissenschaftlichen Charakter 
der Arbeit; vor allem aber lassen die jüngsten Vorgänge in der eng- 
lischen Arbeiterbewegung, die Krise, in der sich das Einigungswesen 
seit einigen Jahren in England befindet, wie auch die noch keines- 
wegs feststehenden Erfahrungen, die man mit der angegebenen ge- 
setzgeberischen Regelung in Australien und Neuseeland gemacht hat, 
äußerste Zurückhaltung im Urteile darüber geboten erscheinen, in- 
wieweit die geforderten Maßnahmen der Herstellung und Erhaltung 
des sozialen Friedens zu dienen vermögen. 

(Charlotte Leubuscher.) 


H.A.Walter-London: Die neuere englische Sozial- 
politik. (Die Kultur des modernen England in Einzeldar- 
stellungen, herausg. von Dr. Ernst Sieper-München, Bd. 6.) Mün- 
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chen und Berlin 1914. R. Oldenbourg. XXIV und 179 S. Geb. 
M. 4.—. 
Es hat fast den Anschein, als werde »The Swing of the Pendu- 
lum«, das ein gewisses Gleichmaß in der inneren Politik Englands 
garantiert — die äußere Politik ist durch eine gefestigte Tradition 
davor geschützt, zur Parteisache zu werden —, die Geschicke der 
englischen Nation bald wieder in die Hände einer konservativen 
Regierung legen. Damit hätte eine einzigartige Periode liberaler 
Sozialpolitik ihren Abschluß gefunden, durch welche die liberale 
Partei ihre Bekehrung zum Staatssozialismus aufs eindruckvollste 
dokumentiert hat. In diesem Augenblick ist es von Interesse, die 
sozialpolitischen Taten des Ministeriums Asquith übersichtlich und 
verläßlich dargestellt zu finden, wie dies in dem vorliegenden Buche 
geschieht. Der Verf. behandelt mit gründlicher Sachkenntnis, 
freilich ohne dabei wesentlich Neues zu sagen, die Lage der organi- 
sierten und unorganisierten Arbeiter, die Versuche zur Bekämpfung 
der ‚Arbeitslosigkeit (Arbeitslosen-Gesetz 1905, Arbeitsnachweise, 
Kleinsiedelungen usw., endlich staatliche Versicherung gegen Ar- 
beitslosigkeit), Armenrecht, Alters-, Kranken- und Invaliditäts- 
versicherung, Arbeiterschutz und Unfallentschädigung, und end- 
lich die gesetzliche Sicherung von Minimallöhnen. Gelegentlich fin- 
den sich berechtigte Kritiken der zahlreichen »Flüchtigkeitsfehler« 
dieser vielfach übereilt entstandenen Gesetze. 

Drei kleine Versehen mögen angemerkt werden: nach den neue- 
sten vom Board of Trade veröffentlichten Statistiken (die sich aller- 
dings auf 1906 beziehen) betrug zur Zeit ihrer Aufstellung die Zahl 
der in der Kartonnageindustrie beschäftigten Arbeiter etwa 20 000. 
Danach kann sie heute keinesfalls mit 50 000 angegeben werden 
(S. 162). — Die a... des Lehrlingswesens in dieser Industrie 
ist auch etwas anders erfolgt als hier (S. 163) angegeben, indem 
das Alter des Betreffenden eine Rolle spielt. — Nicht nur in Cradley 
Heath (S. 161), sondern auch in der irischen Kartonnageindustrie 
wählen die Arbeiter ihre Vertreter. 

Dem Buch ist ein Geleitwort des englischen Schatzkanzlers 
Lloyd George beigegeben. (Picht.) 


Kleemann, Dr. Kurt: Die Sozialpolitik der 
Reichsposit- und Telegraphenverwaliung 
gegenüber ihren Beamten, Unterbeamten und 
Arbeitern. Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Se- 
minars zu Jena. 14. Band, I. Heft. Jena IgI4. Gustav Fischer. 
VI und 253 S. 

In dem vorliegenden Werke wird eine von großer Sachkenntnis 
zeugendeUebersicht über die positive Sozialpolitik der Reichspost- 
und Telegraphenverwaltung unter mannigfacher Heranziehung der 
entsprechenden Verhältnisse in den Nachbarländern gegeben. Aller- 
dings will der Verfasser vor allem (vgl. S. 9) das bisher Geleistete 
rückwärts überschauen und daher treten die Lichtseiten im Dienst- 
verhältnis weit über Gebühr in den Vordergrund, während Schatten- 
seiten kaum bemerkt und Vorzüge bei anderen Verwaltungen nur 
selten und kurz angeführt werden; so wird die Tatsache, daß nach 
dem schweizerischen Bundesarbeitsgesetz vom 27. Juni 1890 dort 
den Beamten jährlich 52 Ruhetage — davon I7 an Sonntagen — von 
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mindestens 24 stündiger Dauer gewährleistet sind, in einem einzigen 
Satze ungefähr mit unseren hier angeführten Worten erwähnt, ohne 
daß der im Vergleich zu den deutschen Verhältnissen geradezu re- 
volutionäre Charakter dieser Institution irgendwie hervorgehoben 
oder in seiner Bedeutung gewürdigt ist. Ueberhaupt muß festge- 
stellt werden, daß der Verfasser, selbst Oberpostpraktikant, wieder- 
holt etwas einseitig vom Standpunkt der Verwaltung aus die Ge- 
währung oder Versagung von Wünschen der Angestellten beurteilt ; 
dies tritt z. B. scharf bei der Frage der Arbeiter- und Beamtenaus- 
schüsse zutage, bei deren Behandlung der Regierung des öfteren be- 
scheinigt wird, daß ihre Stellungnahme nur gebilligt werden könne; 
es wäre hier wohl weit besser und im strengen Sinne wissenschaftlich 
gewesen, hätte sich der Autor jeden Werturteils enthalten und nur die 
Argumente der Regierung und der Bediensteten wiedergegeben und 
erläutert. 

Aber abgesehen davon, daß eben der Verfasser wiederholt in 
störender Weise den Verwaltungsstandpunkt herauskehrt, kann das 
Buch als eine für den sozialpolitischen Forscher wie für den Praktiker 
recht lehrreiche Darstellung bezeichnet werden. 

(Eugen Fränkel.) 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


19. Handel und Verkehr. 


Wagemann, Dr. Ernst: Die Wirtschaftsverfas- 
sung der Republik Chile, Leipzig und München, 1914, 
Duncker u. Humblot. M. 5.—. | 

Das Buch ist keine Propagandaschrift im üblichen Sinne, 
sondern ein kritisches Werk, das seinen Wert dadurch erhält, daß 
nicht die bloße Aneinanderreihung statistischer Daten zum Gegen- 
stande der Vergleichung gemacht wird, und hieraus Schlüsse ge- 
zogen werden, die dem Praktiker und Kenner der Verhältnisse oft 
nur ein Lächeln entlocken können. Der Verfasser zeigt vielmehr 
in seinen Untersuchungen, daß er den wirtschaftlichen Zusammenhang 
der chilenischen Verhältnisse vollauf erfaßt hat und die Statistik 
nur zur Illustrierung heranzieht. Ein Satz wie: »So lange die Sal- 
peterindustrie gedeiht, besteht für die Staatsanleihen keine Gefahr; 
aber auch nur so lange« (S. 12I oder 184), charakterisiert die Basis 
der Finanzen in klarer Weise, die auch durch den Hinweis auf den 
Tiefstand der politischen Moral in Chile (S. 184) eine Einschränkung 
nicht erfahren soll. Bedingung allerdings ist — worauf der Ver- 
fasser vielleicht noch hätte hinweisen sollen —, daß diese enormen 
Zolleinnahmen auch ehrlich verwertet werden müssen. Denn ein 
Tiefstand politischer Moral hat Reflexerscheinungen, die direkt 
auf das Wirtschaftsleben hinübergreifen. 

Bei dem ersten Abschnitte »Die arbeitsteilige und kapitalistische 
Ausgestaltung der Produktion«, die sich mit der Salpeterindustrie, 
der Kupferproduktion, der Landwirtschaft sowie dem Gewerbe be- 
schäftigt, wäre eine Produktionstabelle der Konkurrenten des Sal- 
peters (S. 21) vielleicht schon deswegen von Wert gewesen, als hier- 
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durch die Ansicht über die relative Gefahrlosigkeit der Produktion 
des künstlichen Salpeters eine Abänderung erfahren haben würde. 

In anschaulicher Weise werden sodann die Entfaltung des Ver- 
kehrs und des Kredites, sowie die Entwicklung des Geld- und Finanz- 
wesens geschildert. Auch hier begegnen wir demselben Verständnis 
für die wirtschaftlichen Zusammenhänge und Tatsachen. 

Verkehrsmittel, Handel, Banken sowie das Börsenwesen in 
der eigenartigen Form, wie es sich an der Westküste darstellt, werden 
anschaulichst geschildert. Mit der Behandlung dieser Materie stehen 
naturgemäß der Wechselkurs, die Zahlungsmittel und ganz allgemein 
die Finanzen in engstem Zusammenhange, deren Darstellung be- 
sonders dadurch wertvoll wird, daß auf die Geschichte eingegangen 
wird, die erst den Schlüssel zu den eigenartigen Erscheinungsformen 
gibt. Dieser logische Aufbau führt ganz von selbst auf den Anteil, 
den das Fremdenelement an der Entwicklung und Gestaltung des 
chilenischen Staates in volkswirtschaftlicher Beziehung in jetziger 
und früherer Zeit genommen hat. 

Beigegeben ist dem Buche ein Literaturverzeichnis, das in dieser 
Mannigfaltigkeit, Vollständigkeit und Uebersicht an anderer Stelle 
noch nicht gesammelt vorzufinden ist. (Hartwig). 


20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Diehl, Karl, Zur Frage eines Zollbündnisses 
zwischen Deutschland und Oesterreich-Unparn 
Jena 1915. Gustav Fischer. 50 S. M. 1.50. 

Man kann die Vorschläge zur Herstellung einer deutsch-öster- 
reichisch-ungarischen Zollunion unter verschiedenen Gesichtspunkten 
mit Hoffnung auf Nutzen literarisch bearbeiten: man kann ver- 
suchen, die Bewegung historisch einzuordnen und so lehrreiche 
Analogien zu bereits abgelaufenen und deshalb von Anfang bis zu 
Ende frei vor dem Blick des Forschers liegenden historischen Prozessen 
zu finden; man kann das Schicksal untersuchen, das die verschiedenen 
Gruppen von privatwirtschaftlich Interessierten bei einer völligen 
oder abgestuften Abtragung der Zollmauern zwischen dem deutschen 
Zollgebiete und Oesterreich-Ungarn erwartet, und kann so einen 
Ueberblick über die Widerstände und Förderungen gewinnen, die 
die Interessenten einem solchen Plane entgegenbringen werden; 
und man kann die voraussichtlichen Wirkungen eines solchen Zoll- 
bundes auf den wirtschaftlichen Gesamtaufbau der beteiligten Na- 
tionalwirtschaften untersuchen und so zu einer Stellungnahme vom 
nationalwirtschaftlichen Standpunkte aus gelangen. 

Die Schrift des Freiburger Nationalökonomen Diehl ent- 
hält abwechselnde Anwendungen dieser Verfahren. Den Eingang 


. bildet eine Zusammenstellung neuerer und älterer Stimmen über die 


Frage; an ihr findet man einen bequemen Führer zu den wichtigsten 
Dokumenten der Historie des Gedankens. 

Im folgenden Abschnitt gibt D. allgemeine Gesichtspunkte 
zur Beurteilung der Frage. Er findet den gegenwärtigen Zeitpunkt 
einer solchen Diskussion sehr günstig, zumal der Krieg die Frank- 
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reich im Frankfurter Frieden zugebilligte Meistbegünstigung be- 
seitigt habe. Jm übrigen will D. die politischen Gesichtspunkte ganz 
ausschalten; sie könnten »gar nicht entscheidend seine, denn man 
müsse auch »die volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte in Rück- 
sicht ziehen«e.. Das heißt aber nur, die politischen Gesichtspunkte 
könnten nicht allein entscheidend sein, den Ausschlag müsse 
die Resultante aus ihnen und den volkswirtschaftlichen Gesichts- 
punkten geben. Man kann freilich, aus Gründen darstellerisch-me- 
thodischer Zweckmäßigkeit, eine isolierte Untersuchung der volks- 
wirtschaftlichen Seiten der Frage vornehmen, und wenn D. das will, 
so ist ihm die Berechtigung dazu unbedingt zuzubilligen. Nicht 
berechtigt ist er aber, darum gleich zu sagen, das Politische könne 
gar nicht entscheidend sein. 

Politisch enge Freundschaft zwischen zwei Staaten, sagt D. 
weiter, sei ja auch ohne Zollbund möglich, und führt dafür historische 
Analogien an. Aber: »Ein Zollverein ist« nach D. »nur dort am Platze, 
wo die wirtschaftlichen Verhältnisse ein solches 
Bündnis als zweckmäßig erscheinen lassen. Die Notwendigkeit 
des deutsch-österreichischen Zollbundes lasse sich aus der Geschichte 
des deutschen Zollvereins nicht ableiten; damals habe man auf die 
Errichtung eines Einheitsstaates hingestrebt, und das habe die Ueber- 
windung sehr großer Schwierigkeiten möglich gemacht. Jetzt 
will aber offenbar, nach D.s Meinung, niemand einen deutsch-öster- 
reichischen Bund dauernden Charakters, sondern alle nur einen 
reinen Handelsbund. 

Ausscheiden sollte ferner aus der Diskussion nach D.s Meinung 
u. a. »die Zahl der Quadratkilometer und der Menschen, die ein 
solcher Zollverein umfassen würde« (S. I4). Man erwartet eine ein- 
gehendere Begründung dieser doch auffälligen Leugnung der Be- 
deutung des inneren Marktes; statt dessen erhält man folgenden, 
hier im wesentlichen vollständig wiedergegebenen, ins Politische 
abgedrehten Beweis: »..... Man sollte diese quantitativen 
Verhältnisse nicht überschätzen« (also doch wohl schätzen und nicht 
ausscheiden !). »Auf die Zahl der Quadratkilometer und der 
Menschen, die ein solcher Staatenbund umfaßt, kommt es nicht 
an bei der Frage nach der Erringung einer Weltmacht« (bisher war 
die Rede von Volkswirtschaft bzw. von Wirtschaft). »Viel wichtiger 
ist die wirtschaftliche Geschlossenheit und Einheit. Auch ein 
kleiner Staat kann eine Weltmacht sein oder werden, wenn er ın 
sich selbst eine starke und homogene wirtschaftliche Potenz dar- 
stellt, während eine künstliche Zusammenschweißung mehrerer 
Länder mit wirtschaftlich auseinandergehenden Interessen viel 
weniger einen \Weltstaat bildet.« Man beachte die Kunstgriffe: die 
petitio principii in »starke«, dieHerabsetzung der Zusammenschweißung 
durch das Adjektivum »künstliche«, das man von jeder sagen kann, 
usw. Aber dies alles wird hinter einen Satz, der wirtschaftlichen 
Inhalt hatte, gesetzt. Als Abschweifung wäre das entschuldbar; 
es ist aber so gesagt, daß jeder es auf die wirtschaftliche Seite der 
Angelegenheit beziehen muß, der nicht ganz genau liest. Denn nach 
den zitierten Darlegungen (». . . Weltstaat bildet«) geht es in plötz- 
lich wieder wirtschaftlicher Argumentation weiter: »Darum paßt 
auch der Vergleich mit dem Groß- und Kleinbetrieb gar nicht .... 
Ein Staatenbund, der zwar viele Menschen umfaßt, der aber wirt- 
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schaftlich die verschiedensten Produktions- und Handelsinteressen 
aufweist, kann nicht die Vorzüge des Großbetriebs haben.« Der 
Einwand liegt nahe: ist nicht gegenseitige Ergänzung denkbar? 
»Kann nicht« ein Ausgleich geschaffen werden? Solche Ein- 
wände müssen mindestens abgelehnt, womöglich als unbegründet 
nachgewiesen werden. Vor allem aber müßte an dieser Stelle D. 
sich nicht damit begnügen, die Unbrauchbarkeit des} Bildes vom 
Großbetrieb zu behaupten. Er müßte seine Gegengründe gegen die 
mit diesem Bilde vielleicht ungeschickt ausgedrückte Meinung 
darlegen, womöglich evident machen. So bleibt uns nur 
die Möglichkeit, D. zu glauben, waserüber die wirtschaft- 
liche Bedeutung der Quadratkilometer und Menschen sagt — 
und das ist ein wenig viel verlangt. — 

Der folgende Hauptabschnitt will nun die Frage untersuchen, 
ob die »wirtschaftliche Interessenlagerungs Deutschlands und Oester- 
reich-Ungarns so ist, daß von einem Zollbund ersprießliche Wirkung 
zu erwarten sei. Bei der Fragestellung (S. 15) sagt D. nicht, ob er die 
»Lagerung« der priva t wirtschaftlichen oder der vo lk s wirt- 
schaftlichen Interessen untersuchen wolle. Es ist also wohl anzu- 
nehmen, daß er beide meint. | 

D. zählt zunächst einige bedeutende Aehnlichkeiten der deutschen 
und der österreichisch-ungarischen Wirtschaftseinheit auf, die für den 
Zollbund zu sprechen scheinen. Aber: »Bei näherer Prüfung der Einzel- 
heiten der wirtschaftlichen Interessen beider Länder« (Nationen ? 
Individuengruppen ?) »ergeben sich so tiefgreifende quan- 
titative und qualitative Unterschiede, daß gemein- 
same Richtlinien für eine auswärtige Handelspolitik ebenso un- 
möglich erscheinen wie der freie Verkehr zwischen beiden Ländern« 
(S. 16). Folgt ein Seitensprung in ein von ihm verpöntes Gebiet; 
er hebt die Bedeutung des Größenunterschiedes des Außenhandels 
beider Gebiete hervor, welche »quantitativen Momente« man ja nicht 
süberschätzen« soll, wie wir oben von ihm gelernt haben. Dann folgt 
zunächst die Einzeluntersuchung über die Landwirtschaft. 

Zu den Zahlen, die er da aufmarschieren läßt, ist grundsätzlich 
zu bemerken, daß es nicht richtig ist, wenn man so bequem im Origi- 
nal zugängliche Zahlen, wie die der österreichisch-ungarischen 
Handelsstatistik, aus Quellen zweiter Hand nimmt. D.tut dasaber, 
was die Land- und Forstwirtschaft angeht, soweit seine Quellen- 
angaben reichen, durchweg. 

Diesen Quellen entsprechend sind die Zahlen ein wüstes Durch- 
einander. Zehnjährigen Durchschnitten werden einzelne Jahre 
gegenübergestellt; bald ist die Maßeinheit die Menge der Ware, bald 
ihr Geldwert, ohne daß dem prinzipiellen Unterschied beider Maß- 
stäbe Rechnung getragen wird. Um die Bedeutung des Getreide- 
exportes Ungarns und des wachsenden Anteils, den davon Oesterreich 
an sich zieht, darzustellen, müssen die Ausfuhrmengen von Weizen- 
mehl in den Jahren 1896 und 1912 herhalten, usw. Bei der öster- 
reichischen Getreideausfuhr wird der Anteil der Gerste angegeben, 
bei der Einfuhr nicht, und das, um die Bedeutung des Gerstenaus- 
fuhrüberschusses darzustellen. Den Rückgang des Wertes 
der Gerstenausfuhr Oesterreich-Ungarns nach Deutschland (ich 
gebe nur D.s Zahlen) von 37 Mill. M. in 1908 über 30,5 Mill. in 1912 
auf 22 Mill. M. in 1913 (ein Rückgang von 15 Mill. M. in fünf Jahren 
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oder immerhin 40,5% der Ausgangsgröße) sieht er nicht, setzt nur 
die Zahlen für diese drei Jahre nebeneinander, um Größe und Be- 
deutung dieser Posten zu zeigen. In die Agrarbilanz werden dann 
immer Ausfuhrzahlen (nicht Zahlen des Ausfuhrüberschusses») für 
den Wert von Vieh, ohne Jahresangabe, hingeschrieben, ferner ein- 
fach nebeneinander Hanf, Hopfen, Aepfel, Hölzer, alles durcheinander, 
alles in Geldwerten, alles ohne Abzug der Einfuhr usw. Kurz, ein 
wahrhaft unglaubliches Durcheinander, ein fortwährendes Verstoßen 
gegen die elementarsten Regeln der Statistik. 

Die im folgenden wiedergegebene Tabelle (s. S. 909) zeigt, ob- 
wohl sie auch noch sehr summarisch gehalten ist und obwohl einzelne 
Agrarprodukte fehlen, daß Oesterreich-Ungarn ein Agrarein fu hr- 
land kleinen Maßstabs ist; die Ueberschüsse der Ausfuhr, die ın 
einigen Produkten vorhanden sind, werden durch die Einfuhrüber- 
schüsse in anderen reichlich aufgewogen. Eine Ausnahme machen 
nur die Futtermittel. Wenn man nun diese Bilanz zu der deutschen 
addiert, so erhält man eine Vergrößerung des Agrardefizits, 
mit Ausnahme der Futtermittelversorgung. Soweit der deutsche Land- 
wirtein Produzenteninteresse an Ägrarprodukten hat, hat 
er also vom Zollanschluß Oesterreich-Ungarns an das Deutsche Reich 
keine preisstürzende Konkurrenz zu befürchten, und umgekehrt der 
österreichische oder ungarische Landwirt nichts von dem Anschluß 
Deutschlands. Dagegen hat der deutsche Landwirt ein Konsu- 
menteninteresse an dem österreichischen Futtermittelüber- 
schuß, der ja z. T. nicht aus Agrarprodukten, sondern aus solchen land- 
wirtschaftlicher oder anderer Industrien besteht. 

(Siehe Tabelle S. 909.) 

D. aber sieht das nicht und kritisiert nun auf dieser Grundlage 
die praktischen Vorschläge zur Verwirklichung des Zollanschlusses, 
soweit sie auf Agrardinge Bezug haben, munter durch. — 

Etwas, was schon in der Darstellung der landwirtschaftlichen 
Teile der Wirtschaft eine Rolle spielt, trıtt in dem nun folgenden 
Abschnitt über die Industrie noch deutlicher hervor: die fortwährende 
Gleichsetzung der wirtschaftlichen Interessenten mit der National- 
wirtschaft und die Neigung, Schwierigkeiten hervorzu- 
heben, um Unmöglichkeiten vorzutäuschen. Niemand, der ein 
deutsch-österreichisch-ungarisches Zollbündnis befürwortet, hat sich 
. verhehlt, daß die Sache Schwierigkeiten hat, daß auf beiden Seiten 
Opfer an privatwirtschaftlichen Interessen gebracht werden müssen, 
niemand behauptet, daß bei diesem ZollanschluB alle Gewerbe 
besser fahren würden; die Behauptung ist, daß die Nationen 
dabei besser wegkommen würden. Alle aber sind der Meinung, daß 
solche Schwierigkeiten dazu da sind, überwunden zu werden. Hier 
zeigt sich eben, wie falsch es ist, so, wie D. es tut, das Politische aus- 
zuscheiden, statt es als Komponente der Urteilsbildung zu berück- 
sichtigen. Wer zu D.s pessimistischer Meinung über die Wirkung 
des d.-ö. Zollbundes auf gewisse privatwirtschaftliche Interessen 
kommt, wird doch, wie in jedem Falle politischer Entscheidung, 
auch hier fragen müssen, ob nicht das Ziel solche Opfer wert sei. 
Insofern ist, ganz unabhängig von den vielen Fehlern ım einzelnen, 
der grundsätzliche Aufbau der Arbeit verfehlt. 

Welches die Schwierigkeiten sind, die D. anführt, das mögen 
folgende Zitate illustrieren: ». ... denn die Goldwährung ist nur 
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Oesterreich-Ungarns Außenhandel in Agrarpro- 
dukten in den Jahren I907—IOgII und 1912. 
(Berechnet aus: Oesterreichisches statistisches Handbuch, Jahrgang ıgıı, 
Statistik des Auswärtigen Handels des Vertragszollgebietes der beiden Staaten 


der österreichisch-ungarischen Monarchie: ıgrı, Band IV, Wien 1912; 1912, 
Band IV. Wien 1913.) 
Einfuhrüberschuß Ausfuhrüberschuß 
durchschnitt- durchschnitt- 
Warengruppe Maß lich jährlich ıgız lich jährlich 1912 
1907—I9I11 1907—I9II 
Getreide, Malz, Hülsenfrüchte, 
Mahlprodukte, Reis t 105 946 589 457 
Getreide- und Hülsenfrüchte 
i. Stroh oder Kraut t 5 142 4 555 
EBßBwaren t 32 322 37 733 
Zucker t 522 327 692 988 
Gemüse t 131 233 179 653 
Obst t 54 305 95 598 
Südfrüchte t 142 019 166 713 
Rinder t 9 517 9 313 
ji St. 7888 26 138 
Schafe, Ziegen, Lämmer, Kitze St. 19831; Io 306 
Schweine St. 45781) 661 
„ t 7900!) 8503 
Pferde St. 335541) 30917 
Geflügel t Io 625 5 390 
Milch t 7 232 16 616 
Geflügeleier t 62 434 62 767 
Eiweiß und Eigelb t 268 457 
Honig, Kunsthonig t 500 I 226 
Fette t 20 I2I 12 065 
fette Oele t 17316 19 189 
Stroh, Streu, Heu t 12355 13 344 
Weizen-, Roggenkleie, t IIO 599 12481 ° 
Reiskleie u. andre Reisabfälle t 3 209 I 870 
andere Kleie, auch Mandel- 
kleie t 6 474 4 979 
Malzkeime t 1 286 893 
Leinkuchen, auch gemahlen t 20 903 II 422 
andere Oelkuchen t 20 715 12 877 
Schlempe t 3 095 2279 
Treber und Trester t 2 432 I1 779?) 
Sämereien t 181955 219 877 


juristisch eingeführt (sz. in Oesterreich-Ungarn), nicht aber tat- 
sächlich streng durchgeführt, denn noch besteht keine gesetzliche 
Verpflichtung für die österreichisch-ungarische Bank zur Barzahlung 
ihrer Noten. Richtiger würde man also sagen: Oesterreich-Ungarn 
hat Papierwährung mit Goldzahlungspflicht für den Auslandver- 








1) nur ıgıt. 
2) einschließlich Rübenschnitzel, ausgelaugt. 
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kehr« (S. 37). Geschrieben im Jahre des Heils 1915! — »Da sowohl 
die Finanzzölle als die Verbrauchssteuern in Oesterreich-Ungan 
einerseits und Deutschland andererseits in durchaus verschiedene 
Weise und Höhe geregelt sind, so kann auch dieser Teil des Zoll- 
tarifs unmöglich ın beiden Ländern nach denselben Grundsätæn 
geregelt werden, oder man müßte das ganze Finanz-, Zoll- und Ver- 
brauchssteuersystem in beiden Ländern einheitlich ordnen, was 
aber unüberwindliche Schwierigkeiten ergäbe«, die nicht welter 
genannt werden, außer dem Salz- und Tabaksmonopol in Oesterreich- 
Ungarn (S. 38). 

Auf S. 39 wird auf die steuerliche Disparität aufmerksam ge- 
macht zwischen beiden Ländern; die österreichisch-ungarische Ín- 
dustrie sei schon deshalb gegenüber der deutschen in vielen Zweigen 
höheren Schutzes bedürftig, weil sie viel schwerer als jene mit Steuern 
belastet sei. S. 42—43 wird dargetan, daß die deutsche Industrie 
viel höher als die österreichisch-ungarische mit Arbeiterschutzaus 
gaben belastet sei; D. unterläßt, zu untersuchen, inwieweit das die 
stärkere Steuerbelastung der österreichisch-ungarischen Industrie 
kompensiert und durch sie kompensiert wird. 

Aus solchen Schwierigkeiten erwächst nun das »unmöglıch«, 
das der letzte Schluß der Diehlschen Weisheit ist, ohne daß er auch 
nur den Versuch macht darzutun, daß ihre Beseitigung nicht möglich 
sei. Und diese Schwierigkeiten, die immer nur solche einzelner 
Interessentengruppen sind, werden ruhig hingenommen, ohne dab 
z. B. der Frage nachgegangen wird, inwieweit eine Förderung der 
Industrialisierung Ungarns, wie sie jetzt schon mit allen Staats- 
mitteln erfolgt, bei der notorischen Kohlen- und Eisenarmut de 
Landes den Interessen der nationalwirtschaftlichen Gesamtheit 
entspricht. Danach müßte sich doch z. B. das Urteil über den Wet 
eines Zollbundes, der diese Industrie tötet, richten. 

Man könnte noch viele Seiten mit ähnlichen Einwänden gegen 
Diehls Schrift füllen. Ich unterlasse das, weil sie nur nochmals dartun 
würden, was hier schon genügend belegt ist: daß es sich bei seiner 
Schrift nicht um eine wissenschaftliche Arbeit handelt, sondem 
um eine Agitationsschrift, gegen die vom wissenschaftlichen Stand- 
punkte die schwersten methodischen und sachlichen Bedenken be- 
stehen. (Herman Kranold.) 


Noske, Gustav, Kolonialpolitik und Sozial 
demokratie. Stuttgart 1914. J.H.W.Dietz Nachi. 229 S., M. 1.50. 
Der Verfasser erklärt in seinem Vorwort, daß es nicht seine Ab- 
sicht gewesen sei, eine wissenschaftlich-theoretische Arbeit zu leisten. 
So täte man denn dem Buche unrecht, wenn man es ernsthaft als Ber- 
trag zur Kolonialpolitik, Kolonialgeschichte und dergl. werten wollte. 
Es bringt uns nach den Worten des Verfassers veine Abhandlung über 
die bisherige Stellungnahme der sozialdemokratischen Partei zur 
Kolonialpolitik«, und zwar fast ausschließlich auf Grund der Reichs- 
tagsberichte und der zugehörigen Beilagen, denen Noske hauptsäch- 
lich die Worte und Gedanken der Sozialdemokraten entnimmt. % 
kann man natürlich keine objektive Darstellung der Politik gewinnen, 
die die deutsche sozialdemokratische Partei in Kolonialangelegen- 
heiten befolgte, oder gar, was der Buchtitel zu versprechen scheint, 
eine grundsätzliche Auseinandersetzung über die interessante Frage, 
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wie Sozialismus und Kolonialpolitik, wie Arbeiterinteressen und Im- 
perialismus sich zueinander verhalten können. Das alles lag Noske 
so fern, daß er das kleine Buch, anscheinend ein Behelf für Partei- 
redner und solche, die es werden wollen, mit einem Umschlagbild ge- 
ziert hat, auf dem man einen weißen Tropenbewohner abgebildet sieht, 
wie er gerade mit einem Fußtritt einen schwarzen Plantagenarbeiter 
zu Boden wirft; auch sind die Abschnitte des Buches mit Bezeich- 
nungen im Parteijargon überschrieben (»Nach der Hottentottenwahlk, 
»Eine Brockensammlung«, »Prügeljustiz«) und die ganze Darstellung 
nähert sich oft dem Volksrednerton. 

Für die Kolonialpolitik ist diese Veröffentlichung also ziemlich 
wertlos. Dagegen bringt sie interessantes, wenn auch nicht neues 
Material zur Geschichte der sozialdemokratischen Partei. Es ist be- 
merkenswert, wie diese sich, von grundsätzlicher Regierungsbekämp- 
fung und Verneinung ausgehend, allmählich genötigt sieht, Anteil zu 
nehmen und sich mit kolonialen Fragen, für die sie zunächst gar kein 
Verständnis und keine Fachleute besitzt, ernstlich zu beschäftigen. 
Das Ergebnis der bisherigen Wandlung ist in den Augen des partei- 
getreuen Verfassers, daß die Sozialdemokratie zwar grundsätzlich 
gegen jede Expansion und gegen Kolonialpolitik überhaupt ist, daß 
sie aber schließlich die bestehenden Verhältnisse anerkennt und daran 
arbeitet, sie zu verbessern; so ist denn die gedeihliche Entwicklung 
der Kolonialpolitik im Sinne der wahren Kultur und Menschlichkeit 
von der wachsenden Macht der Sozialdemokratie abhängig (S. 172), 
wie überhaupt ein überzeugter Anhänger der Partei glauben mag, 
daß von ihr alles Heil der Welt abhängt. Diese etwas unbescheidene 
menschliche Schwäche muß man hinnehmen und wird immerhin der 
Partei zugute halten können, daß sie manchen guten Gedanken ver- 
treten hat. Vielleicht sind da noch weitere Fortschritte zu erwarten, 
wenn sie fortfährt, sich ernstlich mit kolonialen Dingen zu beschäftigen. 
Die Abfassung des Buches an und für sich ist schon ein Schritt auf 
diesem Wege. Wenn auch von kühler Sachlichkeit noch weit entfernt, 
kann es doch dem aufmerksamen Leser nicht verhehlen, daß die Partei 
schließlich zugeben muß, daß sie auf dem Holzwege war, solange sie 
doktrinär gleichzeitig übertriebene Forderungen aufstellte und die 
Mittel zu ihrer Erfüllung verweigerte. An einer Stelle (S. 208) findet 
sich sogar, wenn auch versteckt, das Zugeständnis, daß es nicht, wie 
dem Stuttgarter Parteitag offiziell versichert wurde, die Kapitalisten 
waren, die sich beutehungrig auf die zu erwerbenden Kolonien stürz- 
ten, daß also der Parteikatechismus nicht auf alle Fragen ausreichend 
zu antworten vermag. Das ist aber auch der einzige Versuch zu einer 
Kritik der bisherigen Haltung der Sozialdemokratie in kolonialen 
Fragen, die Noske sich erlaubt, obwohl man das Gefühl hat, daß er 
keineswegs geneigt ist, die Verantwortung für alle die sorgsam ver- 
buchten Reden und Taten seiner Parteigenossen zu übernehmen. Die 
Entwicklung, die im letzten Abschnitt (»Partei und Kolonialpolitik«) 
recht übersichtlich zusammengefaßt ist, muß dahin führen, daß auch 
die sozialdemokratische Partei sich zu einem Kolonialprogramm be- 
kehrt, das um so besonnener werden dürfte, je später es niedergelegt 
wird und je mehr die tatsächlichen Verhältnisse an die Stelle des in- 
ternationalen Schemas treten. Den \Veg dazu angebahnt zu haben, 
darf sich das kleine, im Mai 1914 abgeschlossene Buch als Verdienst 
anrechnen. (Ernst Grünfeld.) 
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22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


23. Genossenschaftswesen. 


Wuttig, Martin: DieOrganisation desgenosser- 
schaftlichen Geldausgleichs,; ein Beitrag zur 
Zentralkassenfrage. Fischer, Jena, 1914. M. 2.50. 

Daß die genossenschaftliche Literatur noch wenig entwickelt 
sei, wie W. einleitend bemerkt, kann man wohl nicht behaupten. 
Selten sind nur wirklich belehrende und fördernde Veröffentlichungen, 
die sich über das Niveau einer bloßen Zusammenstellung des Stotis, 
der sich in den zahlreichen Zentralbüros der Genossenschaften an- 
gehäuft hat, erheben. Die Organisationsfrage des deutschen Genossen- 
schaftswesens, das ja, wie alle größeren deutschen Bewegungen, 
selbst dıe Stenographie, in sich bekämpfende Richtungen gespalten 
ist, hat von jeher eine Menge größtenteils polemischer Schriften 
zutage gefördert. Demgegenüber ist die Arbeit von Wuttig vorwiegend 
deskriptiv; sie behandelt das schwierige und komplizierte Kapitel 
des Oberbaus der genossenschaftlichen Geldbeschaffung, und zwar 
mit großer Klarheit und Sachkenntnis. Er handelt sich bei der Frage 
des genossenschaftlichen Geldausgleichs, also der Organisation von 
Zentralbanken, welche die doppelte Aufgabe haben, nach außen hın 
als Kreditaufnahmestellen zu dienen, im inneren genossenschaftlichen 
Verkehr aber den Umlauf der Zirkulationsmittel zu regeln, also ge- 
wissermaßen als Ausgleichsorgane zu wirken, welche den Blutdruck 
zu regulieren haben, um Funktionen, die die Mitte halten zwischen 
Aufgaben der Banktechnik und solchen des Finanzministers, unter 
dessen zahlreichen Obliegenheiten ebenfalls eine der wichtigsten 
die ist, das Geld aus Kassen, in denen es sich zeitweise gestaut 
hat, in solche zu dirigieren, wo es gerade fehlt. Es wird gezeigt, 
wie gerade die Raiffeisenkassen als Gegengewicht ihrer streng lokal 
begrenzten Organisation eine solche Ausgleichsstelle auf möglichst 
breiter Basis brauchen. In diesem Zusammenhang wird dann die 
Geldausgleichsstelle der Raitfeisenorganisation, die landwirtschatt- 
liche Zentraldarlehnskasse für Deutschland, die des Offenbacher 
Verbandes, die Reichsgenossenschaftsbank und endlich die staat- 
liche Preußenkasse sowie ihr Verhältnis zueinander besprochen, 
die Art wie sie mit den ihnen angeschlossenen Kreditgenossen- 
schatten verkehren, ıhre Leistungen und Prinzipien der Kreditgewäh- 
rung geschildert. 

W. kommt zum Schluß, daß sich im allgemeinen bis jetzt die 
großen Zentralinstitute bewährt haben; er scheint mir aber damit 
der Erfahrung nicht ganz gerecht zu werden, daß die Leichtigkeit 
des Hin- und Herschiebens der Geldbeträge innerhalb der Organi- 
sation leicht zur Illusion einer Verdoppelung der vorhandenen Mittel 
und zur Ueberschätzung der produktiven Kräfte führen kann und 
daß eben auf diese allzu erleichterte Kreditnahme eine große Anzahl 
der ganze Landstriche in Mitleidenschaft ziehende Katastrophen 
bei Raiffeisen und Offenbach zurückzuführen sind. Es ist mir aus 
der Arbeit von W. nicht ganz klar geworden, ob die begangenen 
Fehler Personen oder dem System, das solche Mißgriffe ermöglichte, 
zuzuschreiben sind. (Rudolf Leonhard). 
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Wolf, Dr. Julius, Geheimer Regierungsrat und o. Professor 
der Staatswissenschaften an der Technischen Hochschule Berlin: 
Die Sieuern in Deutschland, ein Leitfaden. 2. Auf- 
lage. Berlin und Leipzig 1915. Walther Rotschild. M. 1.—. 

Die vorliegende zweite gegenüber der ersten nur geringfügige 
Aenderungen und ergänzende, den Finanzgesetzen der letzten Zeit 
Rechnung tragende Zusätze aufweisende Auflage des Leitfadens von 
Wolf will beitragen zum raschen Erfassen der großen Zusammen- 
hänge des a nen Steuerwesens von Reich, Staaten und Gemein- 
den, deren Kenntnis gerade in der Zeit nach dem jetzigen Krieg mit 
ihrem größeren Finanzbedarf nottun werde. 

Nach einem einleitenden Kapitel über die finanzwirtschaftliche 
Arbeitsteilung zwischen Reich (Zölle und Verbrauchssteuern im 
Reich, direkte Steuern in den Einzelstaaten) und über die Bedeutung 
der Matrikularbeiträge bespricht der Verfasser zunächst das System 
der Abgaben des Deutschen Reiches, die er in Zölle und Aufwand- 
Steuern, Steuern vom Produktionsaufwand (sog. Verkehrssteuern), 
Einkommenergänzungssteuern und Wehrbeitrag einteilt und die 
Entwicklung und Entwicklungstendenzen in diesem System mit seinem 
bisher allmählich verhältnismäßigen Zurücktreten der Einnahmen 
aus Zöllen und Aufwandsteuern, auf die das Reich in erster Linie 
hingewiesen ist, gegenüber jenen aus Verkehrs- und Einkommen- 
ergänzungssteuern, das auch in der Zukunft fortdauern wird, durch 
den Austausch sozialpolitisch anstößiger Zölle und Steuern gegen 
andere und mit seinen Finanzkämpfen, da das Reich nach direkten 
eigentlich den Einzelstaaten vorzubehalenden Steuern begehrt, unter 
Vernachlässigung der noch sehr entwicklugsfähigen indirekten 
Steuern. 

Es folgt eine Uebersicht über die Abgaben der Einzelstaaten, 
die diesen zur Verfügung stehenden Abgaben (allgemeine Einkom- 
mensteuer, Spezialeinkommens- (Vermögens-) und Ertragssteuern, 
sog. Verkehrs- (Geschäftsaufwands-)steuern und Verbrauchssteuern), 
die Abgabensysteme der Einzelstaaten Preußen, Bayern, Sachsen, 
Württemberg, Baden und Elsaß-Lothringen, und die Entwicklungs- 
tendenzen im Abgabensystem der Bundesstaaten mit ihrem Sieg der 
Einkommensteuer, dem Eroberungszug der Vermögenssteuer und 
mit ihrer immer weitergehenden Berücksichtigung der Forderungen 
der Sozialpolitik. 

Das System, die Entwicklung und Entwicklungstendenzen im 
Abgabewesen der Gemeinden, besonders in Preußen, behandelt end- 
lich ein dritter Abschnitt. 

In einer abschließenden Würdigung des Abgabensystems im 
Reich, in den Einzelstaaten und in den Gemeinden kommt der Ver- 
fasser zu dem Schluß, daß dieses den Steuergrundsätzen, insbeson- 
dere der Forderung der Progression gerecht wird, und daß die Ent- 
wicklung in dieser Richtung immer weiter geht. 

Daß diese Arbeit ihrem obengenannten Zweck gerecht werden 
wird, erscheint mir zweifelhaft. Eine derartig knappe Schilderung 
wird weder den Laien, der sich noch wenig mit Steuerfragen befaßt 
hat, ein Bild von den Steuern in Deutschland geben, noch wird sie 
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den Finanzpraktiker oder Finanztheoretiker befriedigen. Den letz- 
teren wird zu wenig, den Laien zu viel geboten. 

Bei der Behandlung des Reichsabgabensystems stört außer- 
ordentlich die eigenartige und meiner Ansicht nach auch theoretisch 
anfechtbare Gruppierung. 

Die Darstellung der einzelnen Abgabenarten erscheint mir viel- 
fach zu knapp. Bei den Reichsstempelabgaben z. B. sind nicht viel 
mehr genannt als die Namen, aber nicht die fachtechnischen des 
Reichsstempelgesetzes, sondern die Schlagworte, unter denen sıe 
sonst in Oeffentlichkeit und Presse erscheinen. Ueber das zurzeit 
geltende umfangreiche Zolltarifsystem wird nichts gesagt. Bei der 
Branntweinsteuer sind die Vorschriften über den Durchschnittsbrand 
und die Vergällungspflicht und ihre wirtschaftliche Bedeutung nicht 
besprochen. Aehnliche Kürze in der Darstellung findet sich auch beı 
den Abgabenarten der deutschen Mittelstaaten. Meiner Ansicht 
nach läßt sich eben eine Erörterung des Abgabesystems ım Reich, 
den Einzelstaaten und den Gemeinden nicht auf wenige Seiten zu- 
sammendrängen oder sie läßt wesentliche Dinge unerwähnt. 

Hier möchte ich auch auf den der deutschen Volksvertretung 
dem aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Reichstag, gemach- 
ten Vorwurf der Bevorzugung der direkten Steuern und der Durch- 
setzung der Steuerprogression an allen Ecken und Enden eingehen. 
der auch in sich schließt, daß der Reichstag es bei der Steuergesetz- 
gebung an der gründlichen Kenntnis und richtigen Beurteilung der 
verschiedenen Abgabenarten hat fehlen lassen. Zweifellos ist bei der 
Reichssteuergesetzgebung der letzten Jahre manches gesündigt wor- 
den, mir will aber scheinen, gerade bei indirekten Steuern. Ander- 
seits darf man nicht vergessen, daß die Reichssteuergesetze, wie alle 
Reichsgesetze, zustandekommen durch übereinstimmenden Beschluß 
des Reichstages und Bundesrats, welch letzterer also die Verantwor- 
tung für die in den letzten Jahren beschlossenen Reichssteuern mit- 
trägt. 

Uebrigens wird es die Zukunft lehren, ob gerade die Zölle und 
indirekten Steuern im Deutschen Reich nicht eine umfassende Aen- 
derung erfahren müssen, denn gerade die jetzige Kriegszeit lehrt, 
daß diese sich in ihrem jetzigen Umfang nicht aufrecht erhalten lassen, 
und die Reichsregierung hat dem auch durch Aufhebung einer Reihe 
von Zöllen (besonders auf Nahrungsmittel) und Maßnahmen aui 
reichssteuerlichem Gebiet bereits Rechnung getragen. Schon diese 
Tatsache zeigt, daß die bei der Reichssteuergesetzgebung zutage 
tretenden Tendenzen nicht so unberechtigt sind, wie es der Verfasser 
hinstellen will. (Joos.) 


25. Städte und Kommunalpolitik. 


Krüer, Hermann, Assistent der Kammer für Kleinhandel 
zu Bremen: DieMarkthallen und ihreHil[skrafte 
als Faktoren der Lebensmitielversorgung in 
unseren Großstädten (Kölner Studien zum Staats- und 
Wirtschaftsleben, Heft 5). Bonn IgI4. A. Markus und E. Weber. 
M. 0.80. 

Seit der Eröffnung der Berliner Markthallen in der Mitte der 
1880er Jahre haben sich auch zahlreiche andere deutsche Großstädte 
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in Markthallenunternehmungen begeben und haben damit zum Teil 
gute, zum Teil aber auch wenig günstige Erfahrungen gemacht. In 
Berlin selbst haben von den dort errichteten 15 Markthallen in der 
letzten Zeit drei infolge ihrer unerfreulichen Entwicklung geschlossen 
werden müssen, und die Schließung weiterer Markthallen steht dort 
noch zu erwarten. Infolge dieser Entwicklung hat sich eine gewisse 
Unklarheit undÜUnsicherheitin der wirtschaft- 
lichen Beurteilung der Markthallen geltend ge- 
macht. Der allgemeinen Hochschätzung und Ueberschätzung der 
Markthallen stehen zum Teil abfällige Urteile gegenüber und dem 
anfänglichen Uebereifer der Städte zur Errichtung solcher Einrich- 
tungen ist eine mehr kritische und zögernde, wenn nicht abweisende, 
Haltung der Verwaltungen gefolgt. 

Es ist daher sehr zu begrüßen, daß der Verfasser der vorliegenden 
Schrift vom wirtschaftspolitischen Standpunkte 
aus den Wert der Markthallen näher erörtert und dadurch etwas 
Klarheit in die Beantwortung der Frage zu bringen sucht, wie weit 
die Ausgestaltung oder Einschränkung des Markthallenwesens unter 
den jetzigen wirtschaftlichen Verhältnissen der großen Städte zu emp- 
fehlen ist. Nach ihrer Ankündigung beruht die Arbeit Krüers »nament- 
lich auf den persönlichen Erfahrungen des Verfassers und sucht die 
bisher sehr lückenhafte und einseitige Literatur über die Lebensmittel- 
versorgung der Städte wesentlich zu ergänzen, die entweder nur die 
Fleischversorgung oder die Bautechnik der Markthallen berücksichtigte. 
Der Verfasser schildert daher unter Erfassung des Typischen die Ent- 
wicklung der Hallen in Paris, London, Wien, Berlin und den übrigen 
größeren deutschen Städten und zwar auf ihren allgemeinen wirt- 
schaftlichen und hygienischen Grundlagen. Das Schwergewicht der 
Arbeit liegt dabei auf der technischen Einrichtung der Hallen, den 
Anforderungen an Lage und Größe und der inneren Ausstattung, 
auf der Organisation und den mannigfachen Arten des Hallenhandels 
und auf der kommunalpolitischen Seite der Verwaltung und der 
finanziellen Ergebnisse. Ein Schlußteil würdigt die Hallen im Hin- 
blick auf die an ihrem Betrieb besonders interessierten wirtschaf- 
tenden Kreise, Konsumenten, Produzenten, den Handel inner- und 
außerhalb der Hallen, das städtische und allgemeine Wirtschaftsleben.« 

Man wird zugestehen müssen, daß es Krüer im allgemeinen recht 
gut gelungen ist, in dem gekennzeichneten Rahmen den wichtigsten 
wirtschaftlichen Fragen des modernen Markthallenproblems gerecht 
zu werden. Vor allem hat er den bedeutsamen, leider in der Ausbil- 
dung unseres Markthallenwesens nicht immer richtig erkannten Unter- 
schied zwischen der Bewertung der immer wichtiger werdenden 
Großmarkthallen und der fortgesetzt an Bedeutung verlie- 
renden Kleinmarkthallen durchaus richtig erkannt und 
dargestellt. Ungenügende Klarheit über diesen fundamentalen Unter- 
schied ist in verschiedenen Großstädten die Ursache davon gewesen, 
daß mit großen Kosten technisch vorzüglich eingerichtete, aber leider 
vom wirtschaftlichen Standpunkt nicht richtig ıns Werk gesetzte 
Markthallenunternehmen ins Leben gerufen worden sind und daß 
die Entwicklung der neuen Anstalten sich als nur wenig befriedigend 
für die Interessen der städtischen Bevölkerung erwiesen hat. Auch 
in anderen, besonders in den praktischen Fragen sind Krüers mit 
großem Eifer und Geschick angestellte Untersuchungen sehr in- 
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struktiv und in ihrem Urteil fast immer zutreffend. Das Buch gereicht 
den »Kölner Studien«e, ebenso wie Professor Adolph Weber, 
aus dessen Seminar es hervorgegangen ist, zur Ehre. In Einzelheiten 
wäre allerdings noch eine weitere Vertiefung der Untersuchungen 
erwünscht gewesen. So hätte der Einfluß derMarkthallen 
auf die Gestaltung der Lebensmittelpreise 
näher untersucht werden können. Besonders die Frage, wie weit 
Neuerrichtungen von Markthallen verbilligend auf die Lebensmittel- 
preise gewirkt haben oder nicht, wäre eingehenderer Betrachtung 
wert gewesen, als Krüer es tut. Wenig glücklich ist auch Krüers Ein- 
teilung der Markthallen in die drei Kategorien der Hauptmarkt- 
hallen, Bezirksmarkthallen und Zentralmarkthallen. Was Krüer unter 
Hauptmarkthalle versteht, wird besser mit dem Worte »Großmarkt- 
halle« bezeichnet, denn zwischen den Bezeichnungen »Hauptmarkt- 
hallen« und »Zentralmarkthallen« macht der gewöhnliche Sprachge- 
brauch nicht den Unterschied, den Krüer ihnen beilegt. Wenn eine Stadt 
nur eine Markthalle hat, wird diese Unterscheidung zur Kenn- 
zeichnung des besonderen Charakters dieser Halle noch weniger passend 
sein. Die Münchener Großmarkthalle ist z. B. auf Seite 28 des Buches 
als die einzige deutsche »Hauptmarkthalle« neben der Berliner Haupt- 
markthalle nicht ganz zutreffend gekennzeichnet; sie enthält neben 
dem Großhandel einen — wenn auch unbedeutenden — Kleinhandel. 
Andererseits sind Krüer die große Münchener Fleischmarkt- 
halle und die sogenannte Münchener Schrannenhalle mit 
ihrem Obsthandel usw. scheinbar unbekannt. Sie hätten min- 
destens in Tabelle I des Buches mit aufgeführt werden sollen. 

Die auf Seite 36 des Buches aufgestellte Forderung, daß 
Markthallen nur anVerkehrszentren liegen sollen«, dürfte 
für Großmarkthallen praktisch nicht immer zu verwirklichen und 
auch nicht unbedingt notwendig sein, wie der Verfasser an späterer 
Stelle seiner Arbeit selbst ausführt. Daß endlich das Fleisch 
den größten Umsatz in den Markthallen habe, wie der Ver- 
fasser auf Seite 43 behauptet, dürfte ebenfalls keine allgemeine Gültig- 
keit haben; vielfach herrschen Obst und Gemüse in den Markthallen 
durchaus vor. 

Abgesehen von diesen und kleinen anderen Unebenheiten ist 
aber das oben ausgesprochene gute Urteil über das Buch vollkommen 
berechtigt. W. Morgenroth. 


26. Wohnungsfrage. 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 
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v. Behr-Pinnow und Winkler: Statistische'Bei- 
trage für die Beurteilung der Säuglingssterb- 
lichkeit in Preußen. Verlag des Kaiserin-Augusta-Vik- 
toria-Hauses zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Deut- 
schen Reich in Charlottenburg. 5 S. Text, 123 S. Tabellen, graphi- 
sche Darstellungen und 9 geographische Karten. 

Relativziffern ohne Kenntnis der zugrunde liegenden absoluten 
Zahlen sind für die tiefere Erfassung statistischer Tatsachen von sehr 
bedingtem Wert. Die »Beiträge« sind eine tabellarische Zusammen- 
stellung solcher Relativziffern der durch Beziehung der im Säug- 
lingsalter Verstorbenen auf die Lebendgeborenen zum Ausdruck ge- 
brachten Säuglingssterblichkeit. Als Einheitsbezirke sind meist 
die Kreise, zuweilen die Regierungsbezirke Preußens gewählt. So- 
weit Regierungsbezirke oder Stadtkreise in Betracht kommen, sind 
die absoluten und relativen Zahlen der Säuglingssterblichkeit aus 
den vom Kgl. Preuß. Statist. Landesamt herausgegebenen Medizinal- 
statistischen Nachrichten bekannt, und zwar schon seit Jahresfrist 
auch für das Jahr 1913, während die Beiträge mit dem Jahr 1912 
schließen. Als Anfangsjahr ist 1904 gewählt, so daß nur die kurze 
Zeitspanne von 9 Jahren umfaßt wird. 

on den aus der Literatur über Säuglingssterblichkeit bekann- 
teren Zusammenhängen werden in den Tabellen zunächst behandelt: 
die Säuglingssterblichkeit im I. Lebensmonat, die Säuglingssterb- 
lichkeit nach der Legitimität, nach den Todesursachen, nach der Jah- 
reszeit; die Totgeborenen. Neue statistische Fragestellungen oder 

Darstellungsmethoden kommen nicht zur Anwendung, neue Gesichts- 

punkte zur Beurteilung der Ursachen der Säuglingssterblichkeit er- 

geben sich nicht. Ueber die an sich sehr wichtige Frage der Be- 
ziehung zwischen Kindergefährdung und sozialer Lage der Eltern 
vermag die einfache Gegenüberstellung von steuerlichen Tatsachen 
oder Berufsgruppen mit der Säuglingssterblichkeit keinerlei Auf- 
schluß zu geben. Diese Fragen können nur für Kleine örtliche 
Gebiete ın monographischen Darstellungen einigermaßen erschöpfend 
erfaßt werden. Der Zusammenhang der Säuglingssterblichkeit mit 
der natürlichen oder künstlichen Ernährung ist nicht in den Kreis 
der Darstellung gezogen, m. E. formell insofern mit Recht, als auch 
hier nur kleinere Gebiete durch individualistische Sondererhebungen 
mit Erfolg bearbeitet werden können. Sachlich allerdings ist die 

Außerachtlassung dieser für Erhaltung oder Gefährdung des kind- 

lichen Lebens bedeutungsvollsten Frage ein Mangel, dem durch Wie- 

dergabe der Ergebnisse der auf diesem Gebiete doch immerhin recht 
zahlreichen statistischen Studien hätte begegnet werden können. 

Ein Teil der in den Tabellen gegebenen Zahlen ist in graphische 
Darstellungen der üblichen Form übersetzt. 9 geographische Karten 
geben in verschiedener Schraffierung die Säuglingssterblichkeit inner- 
halb der Kreise Preußens in jedem der g Berichtsjahre wieder. 

(Marie Baum.) 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 
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32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Hoffmann, Prof. Dr. Edler v., Studiendirektor und Pro- 
fessor des öffentlichen Rechts an der Akademie für kommunale 
Verwaltung in Düsseldorf: Verfassung und Verwal- 
tung Preußens und des Reiches. Band XV der »Han- 
delshochschul-Bibliothek«, herausgegeben von Prof. Dr. Apt in 
Berlin. Leipzig. G. A. Gloeckner. 202 S., geb. M. 4.50. 

Dem Verfasser kam es darauf an, auf beschränktem Raum eine 
Einführung in das Verfassungs- und Verwaltungsrecht des Deut- 
schen Reiches und des Königreichs Preußen zu geben. Nur kurz ge- 
langen die allgemeinen Grundlagen der Verfassung (Land und Leute), 
die Stellung des Kaisers und des Königs, des Bundesrats und der 
Volksvertretungen (Reichstag und Landtag) zur Darstellung. Mit 
hinreichender Ausführlichkeit wird die Behördenorganisation (Reichs-, 
‚ Landes- und Kommunalbehörden) behandelt. Dann folgen die all- 

gemeinen Grundlagen der Verwaltung, insbesondere das Verfahren 
der Verwaltungsbehörden und der Rechtsschutz in Verwaltungs- 
sachen. Da die auswärtige, die Finanz- und die Militärverwaltung 
und die Sozialgesetzgebung von vornherein ausgeschieden sind, 
wird nur die innere Verwaltung berücksichtigt, und zwar nach Ver- 
waltungszweigen geordnet. Der Stoff wird gegliedert wie folgt: Si- 
cherheitspolizei einschließlich Ordnungs- und Sittenpolizei, 

Bevölkerungswesen unter Einschluß — und dies ist außer- 

gewöhnlich — des Bauwesens und des Gesundheitswesens, Lan d- 

wirtschaft in Verbindung mit Forstwirtschaft, Jagd und Fi- 

scherei ‚Gewerbe mit Bergbau, Verkehr mit Wasser- 
wesen, Maß, Gewicht, Zeit und Geld und Unterricht. 

Ich halte die Darstellung für zweckentsprechend. 

(Fr. Dochow.) 


TJellinek,Georg, Allgemeine Staatslehre.3. Auil.. 

= nnter Verwertung des handschriftlichen Nachlasses durchgesehen 
und ergänzt von Walter Jellinek. 3. Auflage. Berlin, O. 
Häring. 1914. XXXII und 837 S. gr. 8. 

In 3. Auflage tritt hier das Werk, in welchem der viel zu früh der 
Wissenschaft entrissene Heidelberger Universitätslehrer Georg Jel- 
linek nach eigenem Wort »den Ertrag eines wissenschaftlichen Le- 
bens... zu systematischer Einheit zusammenzufassen« unternahm, 
an die Oeffentlichkeit. Ueber eine Bedeutung für die Entwicklung 
der Wissenschaft der Allgemeinen Staatslehre braucht an dieser Stelle 
nicht mehr gesprochen zu werden: es hat die führende Stellung, die 
es alsbald nach seinem Erscheinen erlangt hat, bis zum heutigen Tage 
behauptet und dabei steigenden Einfluß auch auf die Forschung des 
Auslandes geübt, wıe die stattliche Zahl teils vollendeter, teils ım 
Entstehen begriffener Uebersetzungen (vgl. Vorwort S. VI) deutlich 
macht. 

Hier ıst nur die Leistung des Herausgebers zu würdigen. Die 
2. Auflage war Igo5 erschienen, und seit längerer Zeit machte sich 
ein lebhaftes Bedürfnis nach einer Neuauflage geltend, nicht nur, 
um der starken Nachirage zu genügen, die seit Jahren in Deutsch- 
land nur durch anastatische Neudrucke befriedigt werden konnte, 
sondern auch mit Rücksicht auf die umfangreiche und wenigstens 
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zum Teil wertvolle Literatur, die sich seit 1905 historisch oder dog- 
matisch mit den Problemen der Allgemeinen Staatslehre beschäftigt 
hat. Der Verfasser hatte, wie seinen Schülern bekannt war, in seinen 
letzten Lebensjahren die Vorbereitung einer Neuauflage in Angriff 
genommen, aber mitten in den Vorarbeiten für diese ist er abgerufen 
worden. Seinem Sohn Walter ist es zu danken, daß das Werk dennoch 
jetzt seine Auferstehung hat feiern können. Das Streben des Her- 
ausgebers gipfelt offensichtlich darin, auch der neuen Auflage trotz 
der notwendigen Ergänzungen und Berichtigungen möglichst aus- 
schließlich im ganzen den Charakter eines geistigen Erzeugnisses des 
Verfassers selbst zu bewahren; dieses Ziel bedingte aber viel mühe- 
und entsagungsvolle Arbeit im einzelnen. Das Vorgehen des Heraus- 
gebers war hiebei nicht in jeder Hinsicht das gleiche. Mit Recht hat 
er zunächst im Titel aus dem Ersten Band eines »Rechtes des 
modernen Staates« eine ausschließliche »Allgemeine Staatslehre« ge- 
macht. Das vorhandene Fragment einer »Besonderen Staatslehre«, 
das — ursprünglich für den zweiten Band bestimmt — G. Jellinek 
später in die »Allgemeine Staatslehre« hineinzuarbeiten beabsichtigt 
hatte, hätte sich in seinem jetzigen Zustande für diesen Zweck kaum 
geeignet, und dem wissenschaftlichen Interesse ist durch die geson- 
derte Veröffentlichung des Fragmentes in den »Ausgewählten Schrif- 
ten und Reden«, ıgıı (Bd. I, S. XVIII ff., II, S. 153—319) m. E. 
besser genügt. Im übrigen hat der handschriftliche Nachlaß des Ver- 
fassers sorgsamste Verwertung gefunden. Dabei ist der Herausgeber 
an den eigentlichen Text des Werkes mit größter Schonung heran- 
getreten und hat hier, abgesehen von den durch »Zeitereignisse und 
Neuerungen der Gesetzgebung« bedingten Berichtigungen und Nach- 
trägen, kaum ein Wort geändert, soweit sich nicht im handschrift- 
lichen Nachlaß des Verfassers Aenderungen und namentlich Zu- 
sätze vorgemerkt fanden; diese sind im ganzen nicht von sehr erheb- 
heblichem Umfang (eine Uebersicht der wichtigsten im Vorwort S. V), 
immerhin nicht ohne Bedeutung; neben weiterer Ausgestaltung man- 
cher Gedankengänge der früheren Auflagen bringen sie auch inter- 
essante Ergänzungen und neue Anregungen, wie z. B. in den Zusätzen 
über die politische Sitte (S. 1o01), über die Parteien in England und 
Nordamerika (S. 115) usw. 

Viel selbständiger ist der Herausgeber mit den Anmerkungen 
verfahren. Hier hat er nicht nur Tatsachenmaterial und Literatur 
mit ganz bewundernswertem Fleiß und umfassender Sachkenntnis 
nachgetragen !), sondern auch in selbständigem Vorgehen, zum Teil 
gestützt auf seine eigenen Arbeiten, sich vielfach kritisch mit den 
literarischen Neuerscheinungen auseinandergesetzt, namentlich un- 
gerechtfertigte Angriffe gegen den Verfasser zurückgewiesen; ver- 
einzelt finden sich hier auch kritische Bedenken gegen die Auffassung 
des Textes (z. B. S. 466 N. ı). Umgekehrt hat der Herausgeber in 
den Anmerkungen auch eine Anzahl polemischer Bemerkungen der 
2. Auflage gestrichen, die ihren Dienst getan zu haben schienen, 
dabei einer Gepflogenheit des Verstorbenen selbst folgend; letzterer 
Umstand rechtfertigt m. E. das Vorgehen des Herausgebers, auch 
wenn bei diesen Streichungen bisweilen Bemerkungen mit wegge- 


1) Auch hier rührt noch eine Anzahl von Ergänzungen vom Verfasser 
selbst her. 
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fallen sein mögen, denen neben ihrem polemischen Zweck selbstän- 
diger Argumentationswert zuerkannt werden konnte. 

Die eigenen kritischen Bemerkungen des Herausgebers gegen- 
über der neueren Literatur zeichnen sich durch Scharfsinn und prä- 
zise — manchmal fast zu knappe — Fassung aus; dabei sind sie durch- 
gängig sehr gemäßigt in der Tonführung, selbst gegenüber Angriffen, 
die offenbar wesentlich auf zu flüchtiges Lesen der Ausführungen 
Georg Jellineks zurückzuführen sind. Im einzelnen scheinen mir die 
Argumente des Herausgebers großenteils überzeugend. Von beson- 
derem Interesse ist der umfangreichere Zusatz S. 364f. N. I; eine 
Auseinandersetzung ist an dieser Stelle nicht möglich, nur andeuten 
möchte ich, daß hier m. E. eine deutlichere Trennung einerseits zwi- 
schen dem sozialen und dem juristischen Staatsbegriff, andererseits 
zwischen der Entstehung und dem Geltungsgrund des Rechts zu einer 
überzeugenderen Lösung hätte führen können. 

Ein genaues Verzeichnis (S. 796—800) weist die Abweichungen 
der neuen Auflage gegenüber der zweiten im einzelnen nach, wobei 
die noch vom Verfasser und die vom Herausgeber herrührenden Aen- 
derungen sorgfältig unterschieden werden (vgl. auch Vorwort S. V). 

Besonders begrüßenswert erscheinen mir zum Schluß zwei Aen- 
derungen in der Anlage des Registers, das übrigens um I5 Seiten an 
Umfang gewachsen ist: einmal ist bei öfter vorkommenden Schlag- 
worten möglichst die sedes materiae durch Fettdruck hervorgehoben, 
und sodann ist das Register auf sämtliche Eigennamen, auch die bloß 
in den Anmerkungen zitierten, ausgedehnt: so bietet es zugleich prak- 
tischen Ersatz für ein Literaturverzeichnis. 

Im ganzen wird man dem vorliegenden Werk kein schöneres 
Zeugnis ausstellen können, als daß die Leistung des Herausgebers 
der Größe der ihm gestellten Aufgabe würdig ist. 

(Walther Schoenborn.) 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


— 


34. Politik. 
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SOZIALPOLITISCHE CHRONIK) 


Die Gewerkschaftsbewegung und die sozialpolitische 
Lage während des Krieges in Oesterreich-Ungarn 


IQI4/IS. 


Inhalt: Die Konjunktur im J. 1914 S. 92I; Die internationalen Gewerk- 
schaften S. 925; Mitgliederbewegung S. 926; Finanzlage S. 929; Arbeitslosig- 
keit S. 931; Die separatistischen Gewerkschaften S. 932; Die christlichen Ge- 
werkschaften S. 933; Die sozialpolitische Lage im Jahre ıgı4 S. 937; Die 
sozialpolitischen Veränderungen während des Krieges S. 940; Die »militärische 
Sozialpolitike S. 940; Arbeitsverhältnisse in privaten Betrieben während des 
Krieges S. 942; Die Kriegsteuerung S. 946; Wandlungen in den gewerkschaft- 
lichen Ideologien S. 948. 


-p Als vor einem Jahr zum letzten Mal über die österreichische 
Gewerkschaftsbewegung berichtet wurde !), begann die Kriegs- 
krise, welche dem österreichischen Wirtschaftsleben durch mehrere 
Jahre das Gepräge gegeben hatte, eben zu schwinden. Das Jahr 
1913 war eines der kritischesten für die österreichische Volkswirt- 
schaft. Von Kriegsmöglichkeiten bedroht, im Arbeitsmarkt und 
auf dem Warenmarkt durch ständige Mobilisierungen gestört, zeigte 
die Volkswirtschaft die markanten Zeichen einer schwersten an- 
dauernden Depressionsperiode. Im Jahre IgI4 wäre wahrscheinlich 
eine gewisse Erholung eingetreten. Die Ereignisse, welche dann den 
Weltkrieg auslösten, schleuderten jedoch das österreichische Wirt- 
schaftsleben wieder in die schwerste Krise zurück. Erst allmählich 
hat sich dann, wie in den übrigen kriegführenden Staaten, und aus 
denselben Gründen wie dort, eine Kriegskonjunktur ent- 
wickelt. Da aber ihre Basis eine durchaus deroutierte Friedens- 
wirtschaft bildet, ist diese Kriegskonjunktur umso mehr eine Schein- 
blüte, welcher nach dem Kriege eine schwere Ernüchterung folgen 
muß. 

Hier seien nur die wichtigsten, für die Beurteilung des Kon- 
junkturverlaufs maßgebenden Symptome des Wirtschaftsjahres 1914 
bis zum Beginn des Krieges und soweit sie inzwischen bekannt ge- 


*) Abgeschlossen Ende Mai 1915. 
1) Vgl. Archiv Bd. 38, S. 933 ft. 
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worden sind, gestreift 2): Zu Beginn des Jahres IgI4 zeigten sich 
unverkennbar Spuren einer erheblichen Besserung: Die Erleich- 
terung auf dem Markte für kurzfristige Anlagen machte Fortschritte; 
der Bankzinsfuß wurde allmählich von 6 auf 4% ermäßigt, der Privat- 
diskont sank auf 34, %, die Bautätigkeit wurde lebhafter, der Ab- 
satz (namentlich auch der Eisenindustrie) besserte sich. Im allge- 
meinen zwar stockte noch die industrielle Investitionstätigkeit, aber 
es zeigten sich doch deutliche Spuren der Besserung auch auf dem 
Warenmarkte, der Export steigerte sich ®?), und verminderte so das 
Passivum der Handelsbilanz $), die Börsenderoute freilich dauerte 
noch an, weil in den vorangehenden Jahren der Hochkonjunktur 
die spekulative Ueberspannung vieler Kurse ganz ungeheuerliche 
Dimensionen angenommen hatte. 

Als symptomatisch für die Besserung der Geschäftslage seien 


genannt: 
Inlandsabsatz Ziegelabsatz Baumwoll- Schafwoll- Passi- 


d. Eisenwerke in Wien waren waren vend. 
in Tausend Z, (Mill Stück) in Millionen K. Falim. 
Januar— Juli 1913 3965 165 44,1 32,9 96 
> — > 1914 3779) 19I 57,5 42,0 83 
Differenz gegen 1913 — 186 + 26 + 134 + 91 — 13 
in % — 5 + 16 + 30 + 28 — 14 


Als Symptom für die Gestaltung des Konjunkturverlaufs während 
des Jahres 1914 sei auf die Monatsziffern für den Absatz der Eisen- 
industrie hingewiesen: Er betrug in tausend Zentnern: 


1913 1914 
Januar 599 502 
Februar 607 475 
März 599 629 
April 620 523 
Mai 510 559 
Juni 522 578 
Juli 631 615 


2) Vgl. hierzu: Der österreichische Volkswirt, 2. I. 1915; Die Gewerkschaft, 
12. I. 1915; Oesterreichischer Metallarbeiter, 7. I. und 8. IV. 1915. 

3) Namentlich nach der Beendigung des zweiten Balkankrieges schien 
die Zeit für eine bessere Konjunktur gekommen zu sein. Vor allem die Möglichkeit, 
nach Serbien und ebenso nach den übrigen Balkanstaaten wieder exportieren 
zu können, ist für die österreichische Industrie von größter Wichtigkeit. 

t) Oesterreich-Ungarn hat seit einigen Jahren eine passive Handelsbilanz, 
der aber wahrscheinlich in den Posten der Zahlungsbilanz nicht vollkommen 
ausgleichende Aequivalente gegenüberstehen. Es ist daher wahrscheinlich in 
einem Prozeß der Verschuldung an das Ausland begriffen (eine Anschauung, 
die auch Böhm-Bawerk vertreten hat, welcher den wachsenden Konsum 
der öffentlichen Körper für die passive Zahlungsbilanz und die Verschuldung 
an das Ausland verantwortlich machte). 

5) Der Absatz von Eisenprodukten hat also etwas abgenommen. Das ist 
jedoch nur ein scheinbarer Rückgang, weil der Absatz gegen Ende des 
Jahres 1913 sehr scharf abgenommen hatte und die Ziffern für Anfang 1914 
wieder eine bedeutende Erhöhung gegenüber dem 2. Halbjahr 1913 aufweisen. 
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1913 1914 
August 462 127 
September 428 328 
Oktober 404 310 
November 377 301 

5 759 4 947 


Die industriellen Gründungen im Jahre 1914 betrugen: 
I914 gegenüber 1913 


Kapital der neugegründeten Aktiengesellschaften 42,41 95,61 
Kapital der neugegründeten Ges. m. b. H. 71,85 86,81 
Kapitalvermehrungen der Aktiengesellschaften 127,75 133,30 
Kapitalserhöhungen der Ges. m. b. H. 10,4 22, — 


252,41 Mill.K. 337,72 Mill. K. 

(Die analogen Ziffern für IgII und IgI2 waren 450 und ca. 480 
Millionen K.). 

Dasselbe Bild bietet der Arbeitsmarkt — nämlich an sich schlechte 
Konjunktur, aber leichte Besserung gegenüber dem Tiefstand zu 
Ende 1913. 

Nach der Statistik der »Sozialen Rundschau« entfielen auf je 
100 Arbeitsgesuche ®): Arbeitsangebote: 


Industrie und Bergbau Handel und Verkehr 

1913 1914 1913 1914 

Januar 58,0 43,0 36,9 36,6 
Februar 54,1 42,8 38,6 33,1 
März 62,9 52,7 37,8 33,9 
April 70,1 57,7 37,9 34,7 
Mai 71,8 58,4 39,1 | 37,3 
Dezember 39,6 — 31,0 — 


Die Depression zu Ende des Jahres 1913 war also so tief ge- 
wesen, daß auch die sehr ungünstigen Ziffern des Jahres 1914 noch 
eine Besserung bedeuteten. Der weitere Verlauf des Beschäftigungs- 
grades kann leider nicht mehr verfolgt werden, da die »Soziale Rund- 
schau« das Erscheinen mit Beginn des Krieges eingestellt hat. Aus 
den Berichten der Gewerkschaften wird weiter unten noch einiges 
über den Arbeitsmarkt hervorgehen. 

Der weitere Verlauf des Wirtschaftslebens war dem in Deutsch- 
land ziemlich analog. Der Beschäftigungsgrad stellte sich wahr- 
scheinlich sogar in Oesterreich bereits früher günstig, weil sofort 
mit Kriegsbeginn auch die älteren Jahrgänge des gedienten Land- 
sturms einberufen wurden und sehr bald (im Herbst 1914) mit der 
Aushebung des ungedienten Landsturms begonnen wurde, dessen 
letzte Kategorie (37—42- Jährige) im Frühjahr 1915 eingezogen wurde. 
Die Erweiterung der Landsturmpflicht (Heranziehung der 18- Jährigen 
und der 42—50-Jährigen) wird den Arbeitermangel — wenn der 
Krieg noch länger andauern sollte — ganz außerordentlich steigern ?). 


¢) Ueber die Methode der österreichischen Arbeitsmarktstatistik vgl. 
Archiv Bd. 38, S. 935, Anm. 8. 
7) Der österreichische Volkswirt, 13. III. 1915. 
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Namentlich die Arbeiterbeschaffung für landwirtschaftliche Arbeiten 
ist dadurch vor neue große Schwierigkeiten gestellt. Wie überall, 
also auch in Oesterreich eine Kriegskonjunktur, da ja mit den Ein- 
berufungen der Heeresbedarf rasch wächst 8). So unterscheidet 
sich die österreichisch-ungarische Volkswirtschaft in ihrem äußeren 
Habitus von den Mobilisierungskrisen, und schon daraus ist zu sehen, 
daß wir es bei der Kriegskonjunktur lediglich mit einer Scheinblüte 
zu tun haben, welcher erst die Liquidation nach dem Kriege folgen 
muß. 

Wenn wir den Zustand des österreichischen Wirtschaftslebens 
im Jahre 1913 mit dm gegenwärtigen vergleichen, sehen 
wir, daß sich die Krise einer bloßen Mobilisierung, die nicht zum 
Krieg führt, wesentlich von dem Zustand des Wirtschaftslebens 
während des Krieges unterscheidet. Bei einer bloßen Mobilisierung 
tritt eine wesentliche Stockung der privaten Industrie ein: die 
Investitionen hören auf, der private sowie der öffentliche Konsum 
sinkt. Diese Störungen bewirken eine Deroute auf dem Arbeits- 
markt, welcher meist durch eine solche Mobilisierung, die nicht 
zum Krieg führt, nicht aufgehoben wird. Denn diese (im Wesen 
vorbereitende) Mobilisierung stellt ja zunächst nur die Linien- 
truppen mit ihren Reserven bereit, ohne Landwehr und Landsturm 
(allgemeiner gesagt, die höheren Jahrgänge) einzuziehen. Die Be- 
stellungen des Staates für Kriegslieferungen sind in diesem Stadium 
gleichfalls relativ gering, weil Kriegsvorräte und Ausrüstung für 
die mobilisierten Truppen vorhanden sind. Daher das Bild einer 
Krise, welches im Falle einer Kriegsmobilisierung und eines wirk- 
lichen Krieges entscheidende Veränderungen erfährt. Denn dann 
wird ein viel erheblicherer Teil der Bevölkerung dem Arbeitsmarkt 
entzogen, die Kriegsbestellungen erreichen eine gigantische Höhe 
(namentlich der fortlaufende Munitionsersatz, Uniformen und Aus- 
rüstung der Territorialtruppen) und die Versorgung der Armee durch 
die Bevölkerung selbst (Liebesgaben) bedeutet neue Produktions- 
möglichkeiten. So sehr diese Kriegswirtschaft Scheinblüte 
ist, die wirkliche Realisierung im Kreislauf des Wirtschaftslebens 
erst nach dem Kriege erfolgen kann, läßt doch der aktuelle Stand 
des Wirtschaftslebens während des Krieges diesen als eine Erlösung 
nach der dumpfen Depression der Kriegsdrohung erscheinen. 
(So auch jetzt in Italien, wo ja nicht zuletzt die schwere ökonomische 
Depression große Arbeitermassen für den Krieg empfänglicher ge- 
macht hat. Diese Paradoxie gilt sogar in einem gewissen Umfang 
auch für die Gewerkschaftsbewegung, welche bei bloß drohendem 
Krieg mit vermehrter Arbeitslosigkeit und der Notwendigkeit, größere 
Mittel für die Arbeitslosenunterstützung aufzuwenden, rechnen 


8) Dadurch wird das besondere Problem, wie Arbeitsbedarf der Industrie 
und der Landwirtschaft ausgeglichen werden könnte, außerordentlich dringlich, 
umso mehr als die Lohnsteigerungen in der Industrie die Konkurrenz der Land- 
wirtschaft um die Arbeitskräfte sehr erschweren. (Der österreichische Volks- 
wirt, 13. III. 1915.) 
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muß, während der Krieg selbst zwar eine reißende Verminderung 
der Mitglieder, aber bei längerer Dauer auch wachsende Beschäfti- 
gung der Zurückbleibenden zu guten Löhnen und Ausschaltung 
der Arbeitslosenunterstützung und Familienunterstützung bedeutet.) 

Alle Fragen der Konjunktur und des Arbeitsmarktes nach 
dem Kriege werden in Oesterreich doppelt schwierig sein ?). Dann 
erst werden sich die Folgen der Unterbindung des Exports und des 
Friedenskonsums, sowie der Zerreißung jahrelanger -Verbindung 
zwischen Lieferanten und Abnehmern, zeigen; dann werden die 
Forderungen an die im Feld Stehenden wieder aufleben und vielleicht 
nicht liquidiert werden können, werden sich die Probleme der Be- 
schäftigung für Minderleistungsfähige und für solche im Krieg un- 
versehrt Gebliebene ergeben, welche regulärer Tätigkeit vielleicht 
nicht mehr gewachsen sein werden. So dürfte sich die Ueberleitung 
der Kriegs- in die Friedenswirtschaft, auch auf dem Arbeitsmarkte 
viel schwieriger gestalten, als der umgekehrte Prozeß 19). 


Die internationalen Gewerkschaften. 


Als Vergleichsbasis für die Entwicklung während des Krieges 
I9I4 sei auf die Abschlußziffern für 1913 hingewiesen 1): 

Das Jahr 1913 wies, als schweres Krisenjahr, einen Mitglieder- 
rückgang auf. Die internationalen Gewerkschaften zählten: 


Dior Einnahmen Ausgaben Vermögen 
AUMEneaer in Millionen K. in Millionen K. in Millionen K. 
1905 323 000 !?) 4,0 3,8 5,4 
1907 50I 000 81 7,1 9,8 
IQIO 400 000 !3) 8,6 8,0 C1,4 
1912 425 000 10,0 9,2 15,064 
1913 415 000 1) 10,036 10,058 14,735 '®) 


9) Vgl. den gut orientierenden und erfreulich nüchternen Aufsatz von Dr. 
G. Stolper »Die Industrie im Kriegee im österreichischen Volkswirt, Io. 
IV. 1915. 

10) Die Darstellung der Lage auf dem Arbeitsmarkt für die späteren Monate 
des Krieges kann aus Mangel an übersichtlichem Material hier nicht erfolgen. 
Weiter unten wird Gelegenheit sein, einige markante Ziffern der gewerkschaft- 
lichen Arbeitslosenstatistik zu nennen. 

11) Die Gewerkschaft, 23. VI. 1915. 

2) Hier sind die separatistisch organisierten Arbeiter noch eingerechnet. 

2) Hier und im Folgenden sind die separatistisch organisierten Arbeiter 
ausgeschieden. Ihre Anzahl betrug: 1910: 75 000, 1912: rund 100 000, für 1913 
wird die Zahl der separatistisch organisierten Arbeiter nicht mehr angegeben. 

14) Im Jahre 1913 trat der Verband der Tabakarbeiter aus der Reichs- 
kommission aus; rechnungsmäßig stellt sich daher (mit diesem 
Verband) die Mitgliederziffer für Ende ıgı3 auf ca. 424 000. Der Mitglieder- 
verlust beträgt ca. 4400 Mitglieder = 1,02% aller Mitglieder. 

15) Das Defizit in der normalen Gebarung betrug 22 ooo K. In den Ver- 
mögensausweisen sind nun stets auch die Widerstandsfonds enthalten, welche 
die einzelnen Gewerkschaften separat ansammeln, über welche aber nicht öffent- 
lich Rechnung gelegt wird. Auch diese haben insgesamt ein Defizit, und zwar 
von 329000 K. für 1913 zu verzeichnen; daraus erklärt sich die Vermögens- 
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In Einnahmen, Ausgaben und Vermögensziffern sind in 
Oesterreich »Vereinszwecke« von dem Budget der Solidaritätsfonds 
getrennt. Innerhalb der »Vereinszwecke« erscheinen die Unter- 
stützungs- und Verwaltungskosten, während im Budget der Soli- 
daritätsfonds die Ausgaben für Lohnkämpfe ausgewiesen werden. 
Die Ausgaben für Unterstützungen aller Art weisen eine sehr rasch 
ansteigende Tendenz auf, wie schon aus den eben erwähnten Ziffern 
hervorgeht; bei einer Vermehrung der Mitglieder (gegenüber 1905) 
um 30%, stiegen die Ausgaben um mehr als das Doppelte (demgemäß 
auch die Einnahmen) 1%). Welche Wandlungen die einzelnen Unter- 
stützungen durchgemacht haben, geht gut aus der folgenden Tabelle 
hervor, welche zum ersten Mal in dieser Ausführlichkeit publiziert, 
nunmehr gestattet, den Aufbau des Budgets der österrreichischen 
Gewerkschaften genauer zu verfolgen: 

Jahresausgaben 

inKper Kopf 04 05 06 077 08 0 IO II 12 13 

für Vereins- 

zw. überhaupt 15.88 11.86 12.03 14.64 17.71 19.83 20.03 20.24 21.41 24.12 


Reiseunterstüt- 

zung 0.50 0.37 0.28 0.33 0.48 0.50 0.48 0.49 0.52 0.57 
Arbeitslosen- 
unterstützung 3.08 2.28 1.98 2.38 3.36 3.63 3.34 3.16 3.28 5.31 
Krankenunter- 

stützung 2.29 1.47 1.25 1.57 1.88 2.34 2.22 2.37 2.30 2.4I 
Invalidenunter- 

stützung 0.73 0.49 0.39 O4I 0.50 0.61 0.65 0.72 0.77 0.89 
Sterbehife 0.47 0.33 0.26 0.32 0.38 0.47 0.56 0.58 0.060 0.03 
Notfallunter- 

stützung 0.39 0.44 0.69 0.84 1.19 I.34 1.21 1.26 1.22 1.3I 


Rechtsschutz 0.22 0.2I 0.21 0.30 0.39 0.4I 0.37 0.36 0.40 0.46 
zusammen: 7.68 5.59 5.03 6.15 8.18 9.30 8.82 8.94 9.09 11.53 

Gesamtausgab. 

fürand.Zwecke 8.20 6.27 6.97 8.49 9.53 IO.53 II.2I 11.30 12.32 12.64 

Vermögensstand 23.32 16.68 15.75 18.21 21.21 23.53 27 40 31.15 35.16 35.49 


In absoluten Ziffern ausgedrückt betrugen die Unterstützungen 
1913: 4,6 Millionen K., die sonstigen Ausgaben !”): 5,44 Millionen K., 
die Ausgaben für Streikunterstützungen außerdem, wie erwähnt, 
2,5 Millionen K. Vor allem fällt die starke Steigerung der Arbeits- 
losenunterstützung ins Gewicht. Aber auch in allen übrigen Zweigen 
sind sehr erhebliche relative Steigerungen zu verzeichnen. Die österrei- 
chischen Gewerkschaften weisen daher dieselbe Tendenz auf, wie die 


abnahme im Jahre 1913. (Ueber die Widerstandsfonds vgl. Archiv Bd. 32, S. 926, 
Anm. 31). 

16) Die Einnahmen der Gewerkschaften stiegen von 14,38 K. per Kopf im 
Jahre 1905 auf 24,17 K. per Kopf im Jahre 1913. 

17) Die »sonstigen« Ausgaben (54,08%, der Gesamtausgaben, wobei aller- 
dings Streikunterstützungen nicht eingerechnet sind) verteilen sich auf: 
Rechtsschutzkosten, Fachorgane, Bildungswesen, Agitation und Organisation 
‚und Verwaltungsausgaben im -engeren Sinne, — 
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deutschen; sogar noch ausgeprägter, denn die schleppende Depression 
der letzten Jahre hat den Notstand unter der Arbeiterschaft so er- 
heblich gesteigert, daß die Anspannung der Gewerkschaften für 
Unterstützung ständig wachsen mußte. — 

Die Arbeitslosenunterstützung erreicht daher auch 1913 nahezu 
die Höhe der Unterstützungen bei Streiks und Maßregelungen (erstere: 
2 204 000 K.; letztere: ca. 2 500 000 K.). Zwar ist in Oesterreich 
durch die Trennung der Solidaritätsfonds eine gewisse Unabhängigkeit 
der für Streiks zur Verfügung stehenden Mittel von der übrigen 
Finanzgebarung gewährleistet, aber auf der anderen Seite sind doch 
auch wieder die Vermögensbestände der Gewerkschaften nicht ohne 
weiteres für Streikzwecke restlos zur Verfügung ?8). 

Für das Jahr 1914 hatten die Gewerkschaften auf eine geriet: 
liche Verbesserung ihrer Position, namentlich Steigerung der Mit- 
gliederanzahl, gehofft. Der Krieg hat nun — genau so wie in Deutsch- 
land — namentlich anfangs die Situation so kritisch gestaltet, daß 
die Weitererhaltung der Gewerkschaften schon als sehr großer Er- 
folg zu betrachten war. Die vorläufigen Berichte über die Tätigkeit 
der einzelnen Gewerkschaften ergeben folgendes Bild 1°): 


u Zum Ein- 
Mitgliederbestand °) Militär nahmen Ausgaben 


Ende 1913 Ende 1914 einger. 1914 in K, 1014 inK. 


Land- u. Forstwirt- 


schaftl. Arbeiter 3 167 214I 715 29 300 
Union d. Bergarb. 14 077 9 020 3 431 200 000 220 000 
Glasarbeiter 5 300 ca. 2000 ca.2 000 CA. 75000 120 000 
Porzellanarbeiter 4822 ca.3500 Ca. 700 84 000 98 000 
GießBereiarbeiter ca. 7 500 4 118 I 890 102 000 187 000 
Metallarbeiter 61 465 32 323 Ca. 20 000 I 209 000 I 499 000 
Holzarbeiter 27 000 9 340 530 000 770 000 
Textilarbeiter 40 000 31 000 ca, 5 000 475 000 784 000 
Bäcker 9 500 4 500 3 900 290 000 284 000 
Brauereiarbeiter I0 700 ca. 6 700 3 600 250 000 160 000 
Chemische Industrie 14 566 7078 3 084 148 000 166 000 
Bauarbeiter 26 000 ca. I3 000 
Maler, Anstreicher, 

Lackierer 5900 ca. I 500 
Buchdrucker, Schrift- 

setzer u. verw. Ber. 16 200 ca. II 000 
Eisenbahner ca. 57 000 ca. 48 000 870 000 644 000 


Einige größere Gewerkschaften haben inzwischen auch genauere 
Daten publiziert. Die wichtigeren hievon seien noch genannt): 


18) Der Streikfonds aller Organisationen betrug zu Ende 1913: 5,4 Mil- 
lionen K.; hierzu kommen noch die Beiträge für das Jahr 1914 (deren Höhe 
ist unbekannt) und der Solidaritätsfonds der Reichskommission der Gewerk- 
schaften Oesterreichs, dessen Höhe gleichfalls nicht veröffentlicht wird. 

19) Zusammengestellt nach der »Gewerkschafte, 19. und 26. I., 2., 9., I6. 
und 23. II. 1915. 

2) Manche Verbände geben die Mitgliederziffern mit den zum Militär 
eingerückten an. Hier sind durchwegs die zum Militär eingerückten Mitglieder 
abgerechnet, um den effektiven Stand zu Ende des Jahres festzustellen. 

21) Die Gewerkschaft, 20. IV. und 18. V. 1915. 
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Ida Mitglieder- | Zum Militär Mitlieder- Arbeltslosen- | Vermögen am 
des Einnahmen Ausgaben !?) 
bestand abgemeldet beitrlige unterstützung | Jahresende 
Jahres >] 
Metallarbeiterverband 3?) 1913 61 415 1 474 000 1 324 000 1 622 000 578 000 1 032 000 ?*) 
1914 32 323 13 359 1 208 000 1 046 000 I 499 000 603 000 742 000 
+ oder — 29 092 — 265 000 278 000 123000 | + 55000 290 000 
Bauarbeiterverband 1913 27 187 404 000 339 000 207 000 770 000 
. 1914 10 953 9112 341 000 283 000 299 000 812 000 
+ oder — 16 234 — 62 000 55 000 92 000 41 000 
Holzarbeiter 1913 26 352 722 000 651000 855 096 315 000 202 000 
1914 8 400 542 000 484 000 791 000 352 000 118 000 
+ oder — 17 952 — 179000 167 000 64 000 | 4 37 000 84 000 
Textilarbeiter 25) 1913 40 316 615 000 506 000 682 000 155 000 577 000 
1914 33 235 38) 3 507 513 000 433 000 843 000 367 000 248 000 
+ oder — 7081 — 102000 73 000 161 000 | 4 212 000 328 000 
Schneider 1913 8 293 149 000 139 000 154 000 27 000 77 000 
1914 2153 119 000 107 000 162 000| _ 26.000 34 000 
+ oder — 6 140 — 30 000 32 000 8000 | — 1000 43 000 





22) Oesterreichischer Metallarbeiter, r. IV. 1915. 

23) Von den Ausgaben entfielen auf Unterstützungen: 787 000 K., hiervon 603 000 K. an Arbeitslosenunterstützung und 
95 000 K. an Notfallunterstützung. 

24) Hier ist nur das Vermögen der Organisation genannt, nicht das der einzelnen Fonds, namentlich nicht der Wider- 
standsfonds. Die Vermögensabnahme betrug in den beiden letzten Jahren zusammen nahezu 440 000 K. Das Vermögen selbst be- 
steht zum großen Teil aus Immobilien, so zwei Häusern im Werte von ca. 200000 K. und einem Baugrund im Buchwerte von 
467 000 K., zus. 660 ooo K. (Der Metallarbeiter, ı. IV. 1915). 

25) Diese Gewerkschaft hat infolge der großen Zahl weiblicher Mitglieder einen geringeren Mitgliederrückgang zu ver- 
zeichnen. 

s6) Hier sind 3507 zum Militär eingerückte Mitglieder einbegriffen, so dass nach der Zählungsweise anderer Gewerkschaften 
sich die Mitgliederziffern auf nicht ganz 30 000 stellen würde, der Mitgliederverlust auf 10 500 = 25%, also immer noch erheblich 
weniger als in den übrigen Verbänden. (Der Textilarbeiter, 27. IV. 1915.) 
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Soweit sich aus diesen und noch anderen Angaben ermessen 
läßt (sie betreffen ja auch sehr große Verbände), haben die öster- 
reichischen Gewerkschaften durch den Krieg (wenigstens vorläufig) 
eine weit erheblichere Mitgliedereinbuße (auch relativ) erfahren, 
als in Deutschland. Dem entspricht dann auch eine sehr starke In- 
anspruchnahme der gewerkschaftlichen Mittel, welche durchwegs 
zu einer sehr erheblichen Verminderung des Vermögens geführt haben, 
während ja das finanzielle Gleichgewicht in Deutschland 
bisher gut gewahrt werden konnte. Daher richtet sich das Bemühen 
der Gewerkschaften in erster Linie darauf, ihre Existenz überhaupt, 
wenngleich mit Einbußen, zu erhalten. Es ist ein wirklicher Kampf 
um die bloße Existenz, der da, vielfach mit den eigenen Mitgliedern, 
geführt werden muß, da bei dem viel kleineren Vermögen und dem 
großen Notstand — besonders zu Beginn des Krieges — die Mittel 
der Verbände außerordentlich stark in Anspruch genommen wurden. 

Besonders stark muß sich dieser Kampf um die Existenz dort 
zeigen, wo eine schlecht entlohnte Arbeiterschaft, namentlich zu 
Beginn des Krieges in schwere Arbeitslosigkeit gestürzt, die Mittel 
des Verbandes in Anspruch nehmen wollte und wo, bei vorwiegend 
weiblicher oder schwächlicher Arbeiterschaft, die Einberufungen 
zum Heer keine Verminderung der Ansprüche bewirkten. Die Berichte 
des Textilarbeiterverbandes sind für diese Gewerkschaftsgruppe 
symptomatisch. Schon aus den mitgeteilten Ziffern geht die schwierige 
Lage dieser Gewerkschaften deutlich hervor. Sie zeigt sich aber 
namentlich in den Verschiebungen der Arbeitslosenziffern, die zwar 
auch, wie bei den anderen Gewerkschaften, abgenommen haben, 
aber in ihrer Höhe noch immer eine Gefährdung des finanziellen 
Gleichgewichts bedeuten. Es gab da Arbeitslose (1914): 


Januar 1132 
Juni 509 
Juli 718 
August 8303 
September 8749 
Oktober 6785 
November 4242 
Dezember 3632 


Der Rückgang der Arbeitslosen tritt hier also spät und nur 
teilweise ein. Noch immer ist die Arbeitslosigkeit, mit der gewohnten 
Quote zu Friedenszeiten verglichen, enorm hoch, und gefährdet 
die Lage der Gewerkschaften. Nur starke Einschränkungen (hiervon 
weiter unten) der Unterstützungssätze (was wiederum zu Konflikten 
innerhalb der Organisation führte) vermochten die völlige Deroute 
aufzuhalten, die sich übrigens in einer sehr erheblichen Schwächung 
des Vermögens andeutet. Dies ist umso bedeutsamer, als das Ver- 
mögen der Zentralkassen rascher zurückgeht und das der Orts- 
gruppen einen immer größeren Bestandteil des Gesamtvermögens 
bildet. Dieses aber steht natürlich für Zwecke der Zentralorgani- 
sation nicht in dem gleichen Maß zur Verfügung *°). 


~ 2) Der Textilarbeiter, 4. V. 1915. 
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Es betrug im Textilarbeiterverband das Vermögen 


der Zentralkassen der Ortsgruppen zusammen 
Ende 1912 56I 000 82 000 643 000 
Ende 1913 483 000 94 000 577 000 
Ende 1914 168 000 80 000 248 000 


Das Vermögen der Ortsgruppen betrug also früher ca. !/,, jetzt 
schon !/, des Gesamtvermögens. All das deutet auf sehr schwere 
Erschütterungen der Leistungsfähigkeit und des wirtschaftlichen 
Wertes im Lohnkampfe. 

Für eine zweite Gruppe von Gewerkschaften dürften wieder 
die Verhältnisse im Metallarbeiter verbande symptomatisch 
sein. Hier zahlreiche Einberufungen zum Heere, rapider Rückgang 
der Arbeitslosigkeit, aber gleichzeitig außerordentlich starker Rück- 
gang der Mitglieder, im wesentlichen Erhaltung des Vermögens, aber 
Gefährdung der Zukunft durch starke Mitgliederverluste. Hierfür 
können die Berichte der Wiener Ortsgruppen, welche 
die Hälfte aller Mitglieder des Verbandes in sich vereinigen, als Be- 
leg dienen: 

Es herrscht im Verband dieser Ortsgruppen eine starke Fluk- 
tuation, deren Umfang nicht durch die Einberufungen allein be- 
dingt ist. Das geht aus folgenden Ziffern hervor: 


an as davon wegen 
Mitglieder- Mitglieder- ein gerückt Nichtzah- 
stand abgang zum Militär lung gestr. 
1914 August 25 893 7958 5402 2550 
Sept. 22 626 3815 1062 2753 
Okt. 20 864 2856 677 2179 
Nov. 19 616 212I 148 1973 
Dez. 18 589 1835 84 175I 
1915 Jan. 18 547 1077 317 760 
Febr. 18 473 740 209 531 
März 18 407 1097 121 976 


Der Abgang zum Militär ist, namentlich in den letzten Monaten, 
relativ gering geworden und bildet nur den kleinsten Teil des Mit- 
gliederverlustes, der dann allerdings wieder z. T. durch Neuauf- 
nahmen ausgeglichen ist. Auffallend aber ist immerhin die sehr er- 
'hebliche Anzahl der Austritte; seit Kriegsausbruch stellt sich 
die Mitgliederbewegung folgendermaßen: 


Abgang Zugang 
zum Militär eingerückt 7959 neu beigetreten 4711 
ausgetreten und ausgestrichen 13 479 übergetreten 1897 
ESO E S S l 
zus. 2I 438 zus. 6608 


Da der Mitgliederbestand Ende Juli, vor Ausbruch des Krieges, 
in Wien 33 298 Mitglieder betrug, so hat er sich nahezu auf die Hälfte 
reduziert ?8). Noch deutlicher zeigt diese Verminderung der zahlenden 


28) Die Berechnung ist nicht ganz klar. Doch geht soviel aus ihr hervor, 
daß die zum Militär Eingerückten in die Mitgliederziffer nicht eingerechnet 
sind. Im übrigen stimmt namentlich nicht die für März 1915 angegebene Summe. 
Nach der angegebenen Zahl der Eingerückten, Ausgetretenen, Eingetretenen usw. 
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Mitglieder die Anzahl der geleisteten Beiträge. Vom Januar bis 
Juli 1914 wurden durchschnittlich monatlich 136 400 Beiträge ge- 
leistet, vom Juli 1914 bis zum März 1915 durchschnittlich monat- 
lich: 61 010. 

Rascher als die Mitgliederzahl sank die Zahl der Arbeitslosen, 
ein deutliches Symptom für die Besserung auf dem Arbeitsmarkte. 


Es waren gemeldet: 
Arbeitslose Angebotene Summe der ges. Arbeit 


1914 Juli 1075 499 2839 
Aug. 5056 857 5579 
Sept. 892 1452 4348 
Dez. 622 699 843 
1915 Febr. 406 601 573 
März 471 438 561 


Aus diesen Ziffern ergibt sich, daß die anfängliche Bedrohung 
der gewerkschaftlichen Mittel durch die Anforderungen an die Arbeits- 
losenunterstützung allmählich verschwunden ist. Hingegen wachsen 
die Anforderungen an die Notfonds, welche von den zurückge- 
kehrten Gewerkschaftsmitgliedern erhoben werden. Alle verfüg- 
baren Mittel, welche in normalen Zeiten dem Solidaritätsfonds oder 
speziellen Kampfzwecken zufließen können, sind jetzt durch Samm- 
lungen für den Notfonds gebunden, und darum bedeutet diese Zeit 
der geringen Ansprüche für direkte Gewerkschaftsleistungen doch 
eine erhebliche Verminderung ‘der Beträge, die als Reserven für die 
Zeit nach dem Kriege angesammelt werden könnten. 

Für die Gesamtbewegung auf dem Arbeitsmarkte, wie sie für 
Deutschland in den zentralen Berichten des Reichsamts für Arbeiter- 
statistik verfolgt werden kann, haben wir in Oesterreich noch keine 
Quellen. Daher sei noch eine spezielle Erhebung auf dem Wiener 
Arbeitsmarkt erwähnt, die immerhin eher als Berichte einzelner 
Gewerkschaften für symptomatisch genommen werden kann. Diese 
spezielle Erhebung wurde von der Grewerkschaftskommission bei 
den Wiener Ortsgruppen der internationalen (sozialdemokratischen) 
Gewerkschaften veranstaltet und hatte folgendes Ergebnis 2°): 












davon Aus- 
unter- gezahlte 
stützte Unter- 
Arbeits- |stützungen 
losentage | in K. 


davon 


i Arbeits- | \nter- 
züglich stützte 

der Einge-| lose Arbeits- 
rückten lose 





Zahl der betei- 
ligten Gewerk- 


schaften °°) 






Arbeits- 


losentage 















August 36 110 521 23 719 13 151 453658 | 271 598 | 390 000 
September 32 17 950 10 521 381 566 | 211 590 | 232 000 
Oktober 29 11979 5134 | 254691 | 115551 | 141000 


müßte sich eine Mitgliederziffer von 18 468 für März 1915 ergeben. (Vgl. Oester- 
reichischer Metallarbeiter, 28. I. und 29. IV. 1915). 

39) Die Gewerkschaft, 13. X., 3. XI., 15. XII. 1914. 

3) Die Ergebnisse sind trotz der abnehmenden Zahl der beteiligten Orga- 
nisationen vergleichbar, weil die größten, ausschlaggebenden Verbände regel- 
mäßig berichtet haben. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 39. 3. 60 
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Endlich kann noch auf eine gewerkschaftliche Erhebung in 
Böhmen, Mähren und Steiermark verwiesen werden, welche für 
Böhmen und Mähren auch im September noch nahezu dieselbe Arbeits- 
losigkeit wie im August verzeichnet, während in Steiermark ähnlich 
wie in Wien eine Verminderung der Arbeitslosigkeit eingetreten 
ist 9). 

Alle Gewerkschaften haben durchwegs sehr erhebliche Mitglieder- 
einbußen zu verzeichnen. Nur teilweise werden diese durch Mit- 
glieder, welche aus dem Kriege zur Organisation zurückkehren, aus- 
geglichen werden können. Ebenso sind die Vermögensverluste, 
selbst in den gut fundierten Gewerkschaften, sehr erheblich. Man 
muß daher für die Zeit nach dem Kriege zunächst mit einer Ver- 
minderung des gewerkschaftlichen Einflusses rechnen. Wahr- 
scheinlich wird die österreichische Gewerkschaftsbewegung, die ja 
ohnedies durch den Separatismus schwer geschwächt war, Jahre 
brauchen, um wieder auf den Stand vor dem Kriege zu kommen. 

Von erheblichen Lohn-Bewegungen bis zum Ausbruch des 
Krieges ist nichts zu berichten. Zwar zeigte sich, der besseren Kon- 
junktur entsprechend, hie und da eine gewisse Regsamkeit, aber 
alle diese Aktionen wurden durch den Krieg vollkommen unter- 
brochen. Denn entweder wurden die für die Heeres- und Staats- 
verwaltung wichtigen Betriebe unter »staatlichen Schutz« gestellt, 
was für die Arbeiterschaft die Unmöglichkeit bedeutet, ihr Koalitions- 
recht auszuüben (siehe unten) oder war der Beschäftigungsgrad 
einer direkten Aktion nicht günstig. Darum war es ja auch den Ge- 
werkschaften möglich, alle ihre Mittel für Arbeitslosen- und Notfall- 
unterstützungen aufzuwenden. 


Die separatistischen Gewerkschaften. 


Für diese liegen nur spärliche Berichte vor ??). Ihre Mitglieder- 
ziffer scheint vor Beginn des Krieges ca. 100 000 betragen zu haben; 
sie blieb also ungefähr auf derselben Höhe, wie bereits IgI2. Auch 
die separatistischen Organisationen haben im Kriege schwer gelitten. 
Das Unterstützungserfordernis stieg von 93 000 K. im 2. Quartal 
1914 auf 217 000 K. im 3. Quartal. Die Mitgliederzahl sank um 41,5 °% 
auf OI 000, bloß 20% der Mitglieder waren zum Militär eingezogen, 
sodaß ca. 25 000 Mitglieder der Gewerkschaft den Rücken gekehrt 
haben. Wenn die internationalen Zentralverbände darin den Beweis 
eines Zusammenbruchs der separatistischen Idee erblicken, über- 
sehen sie, daß alle Gewerkschaften (auch die großen deutschen 
Verbände) in ähnlicher Weise durch den Krieg gelitten haben. Die 
Jungen, schwächeren separatistischen Organisationen konnten na- 
türlich davon nicht verschont bleiben. 


31) Die Gewerkschaft, 24. XI. 1914. 
32) Der Textilarbeiter, 30. III. 1914. 
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Die christlichen Gewerkschaften. 


Schon im Vorjahr konnte berichtet werden ®), daß im Jahre 
1913 keinerlei Fortschritte erzielt wurden. Der endgültige Bericht 
der Gewerkschaftskommission %) läßt erkennen, daß die Mitglieder- 
verluste sehr erheblich waren; der Mitgliederstand, welcher bereits 
in den früheren Jahren zurückgegangen war, sank beträchtlich. Der 
christlichen Gewerkschaftskommission waren Organisationen an- 
geschlossen mit Mitgliedern: 


I9Io 46 166 
IQTI 45 323 
1912 44 653 
1913 37 237 


Der rapide Rückgang in den Mitgliederziffern ist einerseits 
auf den Austritt der polnischen Organisation zurückzuführen, anderer- 
seits aber auf die Krise, den schlechteren Beschäftigungsgrad. Trotz- 
dem das Gros der Mitglieder in öffentlichen Betrieben tätig ist, konnte 
der Mitgliederrückgang nicht aufgehalten werden®). Noch größere 
Verluste haben slawische Organisationen aufzuweisen, welche in 
einer losen Verbindung mit den christlichen Gewerkschaftskom- 
missionen stehen und zusammen 1913 ca. 36 000 Mitglieder zählten. 
Die Tätigkeit dieser Verbände ist aber anscheinend eine sehr geringe. 

Finanzielle Berichte werden nur über die der Gewerkschafts- 
kommission unmittelbar angeschlossenen Verbände erstattet. Darnach 
gestaltete sich die Gebarung folgendermaßen ®): 


Einnahmen Ausgaben Vermögen 
IQII 686 365 472 000 282 000 
1912 776 000 535 000 323 000 
1913 804 000 5II 000 ° 373 000 


Das Vermögen wächst also trotz des Rückgangs der Mitglieder- 
ziffern. Die Ausgabenverteilung ist der früherer Jahre analog. Die 
Ausgaben für Streiks sind gegenüber den früheren Jahren gesunken 
(20 ooo K.), die für Arbeitslosenunterstützung ziemlich gleichge- 
blieben (53000 K.). Den größten Raum nimmt die Kranken- 
unterstützung ein mit 93000 K. bei einer Gesamtsumme 
von 233 000 K. für Unterstützungen überhaupt. — 

Am deutlichsten ist an der Ausgabenverteilung zu sehen, daß 


33) Archiv Bd. 38, S. 940. 

34) Der christliche Gewerkschafter, ıo. VII. 1914. 

3) Die größten Verluste erlitt der Verband der Textilarbeiter (2585 bei 
einem Mitgliederbestand von Io 000). Relativ büßte am meisten Mitglieder 
ein die Gewerkschaft der Papier- und chemischen Arbeiter, welche von 480 
auf 261 zurückging. 

3) In den Angaben für die Einnahmen sind stets die Vermögens- 
bestände zu Beginn des jeweiligen Kalenderjahres mit enthalten. Die 
Ziffern (für r911 und 1912) stimmen nicht ganz mit den im Vorjahr angegebenen 
überein. Das ist möglicherweise darauf zurückzuführen, daß die Posten für 
die inzwischen ausgeschiedene polnische Organisation nunmehr zu Vergleichs- 
zwecken auch in den Angaben für die früheren Jahre ausgeschieden wurden. 

60* 
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die Bedeutung der christlichen Organisationen nur in einigen wenigen 
Branchen ins Gewicht fällt; von der Streikunterstützung entfallen 
über 16 000 K., also mehr als $/s auf die Textilarbeiteregwerkschaft. 
Alle übrigen Verbände sind mit Beträgen von höchstens 7—800 K. 
beteiligt, ähnlich die Arbeitslosenunterstützung hauptsächlich in 
der Textilarbeiter- und Bäckerorganisation (zusammen 38000 K. 
von 53000 K.). Hingegen sind die meisten Gewerkschaften an der 
Kranken- sowie der Sterbe- und Notfallunterstützung sehr erheblich 
beteiligt. 

Neben den Gewerkschaften bestanden außerdem anfangs 1914: 
324 Arbeitervereine mit mehr als 28 000 Mitgliedern, in einen Reichs- 
verband zusarnmengeschlossen. Außerdem Io6 Arbeitervereine mit 
ca. 21000 Mitgliedern. Ferner noch 22 katholische Arbeiterinnen- 
vereine mit ca. 3000, und 17I katholische Gesellenvereine mit ca. 
13 000 Mitgliedern. Die Einnahmen der Vereine betragen ca. 280 000, 
das Vermögen ca. 940000 K. Ueber die Ausgaben wird nicht be- 
richtet, die Unterstützungen betragen zusammen ca. 70000 K.*) 
Die Bedeutung dieser Arbeiter- und Arbeiterinnenvereine wird man 
darin erblicken können, daß sie die allgemeineren Organisationen 
darstellen, aus denen sich dann die Gewerkschaften rekrutieren. 

Ueber die Schicksale der christlichen Gewerkschaften während 
der Kriegszeit ist noch wenig bekannt. Bei den internationalen Ge- 
werkschaften gestatteten wenigstens die Berichte einiger Organi- 
sationen, sich ein Urteil über die Einwirkungen des Krieges zu bilden. 
Die christlichen Gewerkschaften berichten (im Januar) nur sum- 
marisch ®), daß ihnen durch den Krieg ca. »5000 Mitglieder ent- 
zogen wurden, ohne die abgereisten« (die wohl wegen Arbeitslosigkeit 
ihren Wohnort wechselten und damit zugleich die Mitgliedschaft 
aufgaben). — Genauere Angaben über die Zahl der zum Militär ein- 
gezogenen und die sonstige Mitgliederbewegung fehlen noch völlig. 
Aus der Angabe, daß die Einnahmen durch die Mobilisierung und 
das Nichtfunktionieren einiger Gruppen um 40% zurückgegangen 
seien, kann man wohl auf eine ziemlich gleiche Reduktion des Mit- 
gliederstandes schließen. Das wäre ziemlich ungünstig, da die christ- 
lichen Gewerkschaften ja vielfach öffentlich angestellte Arbeiter 
umfassen, welche durch den Krieg weniger in ihrer Tätigkeit be- 
troffen werden °). Während des Krieges erstrecken sich die Aktionen 


3) Vgl. Taschenbuch für die christlichen Arbeiter Oesterreichs für das 
Jahr 1915. S. 109 ff. 

38) Der christliche Gewerkschafter, 22. I. 1915. 

3) Die einzige Angabe über die Mitgliederbewegung während des Krieges 
findet sich in dem Bericht des Landeskartells der tirolischen christlichen . 
werkschaften. Dieses zählte am ı. X. 1913: 2579, am 31. XII. 1913: 2300, 3 
31. XII. 1914: 1479 Mitglieder; zum Militär waren 715 einberufen. (Der 
liche Gewerkschafter, 12. II. 1915). Das Landeskartell der christlichen Ge- 
werkschaften Oesterreichs nennt in seinem, gleichfalls bereits publizierten 
Jahresbericht keine Mitgliederziffern. (Der christliche Gewerkschafter, 26. II. 


1915). 
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auf Abwehr von Verschlechterungen und auf Leistungen von Unter- 
stützungen. Im 3. Quartal 1914 wurden 50000 K. an Unterstützungen 
geleistet, das sind um 40% mehr als im gleichen Quartal des Vor- 
jahres. Demnach wird auch in den christlichen Gewerkschaften 
mit einer Verminderung des Vermögens zu rechnen sein. — 
Schon aus allem vorher Gesagten geht hervor*®), daß die Ge- 
werkschaften ihr Hauptaugenmerk auf die Aufrechterhaltung der 
finanziellen Balance richten mußten. Wie in den deutschen Gewerk- 
schaften wurden daher die Verwaltungskosten reduziert, indem 
die Beamten auf einen Teil ihres Gehalts verzichteten *!). Die Unter- 
stützungen wurden fast überall etwas reduziert, separate Kriegsunter- 
stützungen, die in einigen deutschen Gewerkschaften geschaffen 
wurden, soweit zu sehen, nirgends eingeführt. So hat z. B. der Me- 
tallarbeiterverband für die Arbeitslosenunterstützung 
bald nach Beginn des Krieges eine 14 tägige Karenzfrist eingeführt 
(so daß also eine 14 tägige Arbeitslosigkeit vorangehen muß, bevor 
Unterstützung bezahlt wird), hat die Reiseunterstützung und seit 
dem 38. VIII. 1914 die Unterstützungen aus dem Notfonds einge- 
stellt. Mit Beiträgen rückständige Mitglieder wurden von der Unter- 
stützungsgewährung ausgeschlossen *?). Später wurde die Arbeits- 
losenunterstützung nach der Dauer der Mitgliedschaft abgestuft, 
um weitere Ersparnisse zu erzielen *®), z. T. alles gegen den Wider- 
stand der Mitglieder, aber mit der Motivierung, daß sonst die Aus- 
gaben für Unterstützungen bei dem gleichzeitigen Rückgang der 
Einnahmen die finanzielle Deroute des Verbandes bedeuten würden *). 
Der Textilarbeiterverband hat anfangs die Arbeits- 
losenunterstützung unverändert beibehalten ®), jedoch abgelehnt, 
an die Frauen der Einberufenen Arbeitslosenunterstützung und an 
die Hinterbliebenen Todesfallunterstützung zu bezahlen. Er hat 
späterhin, wenngleich gegen den starken Widerstand der Mitglieder, 
eine Reduktion der Arbeitslosenunterstützung (von 6 auf 4 Wochen) 
eintreten lassen *). Der Verband der Buchdrucker®') (die reichste 
Gewerkschaft), welcher sich bemühte, durch Vereinbarungen mit 
den Unternehmern die Arbeitslosigkeit einzuschränken, beschloß 
mit dem 15. VIII. die Auszahlung der zentralisierten Kranken- und 
Arbeitslosenunterstützung zu sistieren, die zentralisierte Invaliden- 


40) Von den nationalen Arbeiterorganisationen standen keinerlei Berichte 
zur Verfügung. Ein wichtiges Organ derselben, das »Volksrecht« hat zu Beginn 
des Kriegs sein Erscheinen eingestellt. 

11) Die männlichen Gewerkschaftsangestellten auf 10%, die weiblichen 
auf 5% ihrer Bezüge im Metallarbeiterverband (Oesterreichischer Metall- 
arbeiter, 13. VIII. 1914). 

#2) Oesterreichischer Metallarbeiter, 13. VIII. 1914. 

33) Ebenda, 27. VIII. 1914. 

44) Ebenda, 17. IX. 1914. 

45) Der Textilarbeiter, 11. VIII. 1914. 

16) Ebenda, 2. IX. 1914. 

47) Die Gewerkschaft, 19. VIII. 1914. 
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unterstützung auf die Hälfte zu reduzieren. Einige Landesvereine 
der Buchdrucker (diese haben ja die zentralisierte Organisation noch 
nicht durchwegs durchgeführt) haben die Arbeitslosenunterstützung 
eingestellt. — Der Verband der Holzarbeiter hat die außer- 
ordentliche Unterstützung eingestellt, ebenso die Reservistenunter- 
stützung an die Mobilisierten. Die Arbeitslosen- und Krankenunter- 
stützung wurde bald auf die Hälfte reduziert $). Aehnliche Ein- 
schränkungen haben auch die meisten übrigen Gewerkschaften 
vorgenommen ®). Der christliche Textilarbeiterverband 
hat (nach der Behauptung der sozialdemokratischen Gewerkschatt) 
die Arbeitslosenunterstützung reduziert, an eine Karenzfrist ge- 
bunden und die Sterbeunterstützung herabgesetzt 5°), während das 
Organ der christlichen Gewerkschaften daran festhält, es seien keine 
wesentlichen Veränderungen in den Unterstützungen eingetreten 
und einige Organisationen hätten sogar die Unterstützungen er- 
weitert °1), 

Wie notwendig diese Einschränkungen der Unterstützungen 
waren, geht schon aus den oben mitgeteilten Ziffern über das Budget 
einiger Gewerkschaften hervor. So hat der Metallarbeiterverband 
in den ersten Monaten des Jahres 1914 durchschnittlich ca. 50 000 K. 
an Arbeitslosenunterstützung aufgewendet, hingegen im August 
IgI4: 97000 K. bei gleichzeitiger erheblicher Verminderung der 
Einnahmen. Die finanzielle Situation in den ersten Monaten des 
Krieges läßt sich dahin präzisieren, daß die Einnahmen um 1/3 sanken *). 
die Ausgaben auf das Doppelte stiegen. Daraus ergibt sich mit Not- 
wendigkeit das energische, z. T. rücksichtslose Vorgehen der Ge- 
werkschaften, die für ihr Vermögen fürchteten. Im Kreise ihrer 
Mitglieder sind sie vielfach auf großen Widerstand gestoßen. Tat- 
sächlich ließ sich auch die Reduktion der Ausgaben nicht mit der- 
selben Energie wie in den deutschen Gewerkschaften durchführen. 
Es waren sowohl die Anforderungen größer als die Mitgliederver- 
luste erheblicher. Für alle Gewerkschaften, welche ihr Vermögen 
z. T. festgelegt haben, bedeutet die Kriegskrise daher nicht nur Ver- 
minderung ihres Vermögens, sondern vor allem Einschnürung der 
mobilisierbaren Vermögensbestände und damit Erschwe- 
rung der direkten Aktion nach dem Kriege. Wenn die oben mitge- 
teilten Budgets symptomatisch sind, werden die österreichischen 
Gewerkschaften zwar nicht zertrümmert, aber doch wesentlich ge- 
schwächt aus dem Kriege hervorgehen. i 

Um die Gewerkschaften und namentlich die schwächeren ın 
ihrer finanziellen Bedrängnis vor dem Ansturm der Mitglieder zu 


48) Die Gewerkschaft, 25. VIII. 1914. 

49) z. B. Buchbinder, Buchdruckereihilfsarbeiter, Lederarbeiter; nach 
der Gewerkschaft, 25. VIII. 1914. Vgl. hierzu überhaupt die Gewerkschatft, 
passim. 

60%) Der Textilarbeiter, 2. IX. 1914. 

51) Der christliche Gewerkschafter, 22. V. 1915. 

52) Oestereichischer Metallarbeiter, I. X. 1914. 
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schützen, wurde mit Ende August ein Notfonds ins Leben gerufen, 
der bei der Gewerkschaftskommission zusammengespart, aber an 
die Gewerkschaften verteilt werden sollte, damit diese an kinderreiche 
Familien und dort, wo die Arbeitslosigkeit noch durch Krankheit 
verschärft wurde, außerordentliche Hilfe gewähren können 5). 


Die sozialpolitische Lage im Jahre 1914. 

Die sozialpolitische Gesetzgebung hat im Jahre IgI4 voll- 
ständig geruht 5*). Möglicherweise wären bei Erhaltung des Friedens 
manche Ansätze der Gesetzgebung verwirklicht worden. Nament- 
lich ist hervorzuheben, daß die Beratung der Sozialversicherung 
ım Permanenzausschuß des Abgeordnetenhauses in seinen Sitzungen 
vom 6.—8. Juli zu Ende geführt wurde 5). Seit dem Jahre 1904 
(Publikation des Körberschen »Programms«) wird der Plan einer 
Invaliden- und Altersversicherung in Oesterreich diskutiert, seit 
1908 auf Grund eines ausgearbeiteten Gesetzentwurfs, der jetzt 
in seinen Grundzügen auch vom Sozialversicherungs - Ausschuß 
angenommen wurde. Ob seine Gesetzwerdung bald nach dem Kriege 
erwartet werden kann, steht noch dahin. 

Außer den bereits im Vorjahr erörterten Verordnungen über 
die Unfallversicherung der Seeleute und der Bergarbeiter sind nur 
noch Verordnungen mit beschränktem Geltungsbereich zu erwähnen. 
So mehrfache ergänzende Sonntagsruhe-Vorschriften 5) und die 
Verfügung der 7Uhrsperre in Niederösterreich für die Monate Januar, 
Februar, März, Juli und August. — Der Vollständigkeit halber sei 
noch erwähnt, daß die Novelle betreffend die Abänderung des Pen- 
sionsversicherungsgesetzes der Privatangestellten mit Verordnung 
vom 25. VI. 1914 in Kraft gesetzt wurde. Hierin ist wesentlich eine 
Neuregelung der Versicherungspflicht und namentlich die Kürzung 
der Wartefrist (von Io auf 5 Jahre bei Reduktion der Rente) und 
Berücksichtigung der speziellen Verhältnisse der weiblichen An- 
gestellten °). Diese Verordnung, welche normalerweise am I. X. 
1914 hätte in Kraft treten sollen, ist nachträglich mit rückwirkender 
Kraft auf den r. VIII. 1914 ausgestattet worden, um die zum Kriegs- 
dienst Eingerückten noch der Vorteile dieser Abänderung teilhaftig 
werden zu lassen. 

Ebenso wie die Gesetzgebung haben auch die Aktionen der In- 
teressenten im \Vesen während des Krieges geruht. Immerhin seien 
die Forderungen der sozialdemokratischen Fraktion des Reichsrats 
an die Regierung erwähnt, welche zur Bekämpfung der Arbeits- 


53) Die Gewerkschaft, 8. IX. 1914. 

54) Einige gesetzgeberische Maßnahmen zu Beginn des Jahres 1914 (nament- 
lich Unfallversicherung der Bergarbeiter und die Verordnung, durch welche 
die Auswanderung erschwert und kontrolliert werden sollte), wurden schon 
‘m letzten Chronikabschnitt erörtert (vgl. Archiv Bd. 38, S. 950 ff.). 

55) Oesterreichischer Metallarbeiter, 16. VII. 1914. 

68) Die Gewerkschaft, 5. I. 1914. 

87) Die Gewerkschaft, 26. I. 1915. 
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losigkeit verlangten ®): ı. sofortige Vergebung und Inangriffnahme 
der fälligen staatlichen Arbeiten und Lieferungen, namentlich Bauten; 
2. die Einführung einer staatlichen Unterstützung der Arbeitslosen 
im Ausmaß des gesetzlichen Unterhaltsbeitrags für die Familien 
der Eingerückten (nach dem Genter System); 3. Bereitstellung der 
hierfür notwendigen Mittel im Betrage von 500 Millionen K., ent- 
weder im Wege eines Zwangsanlehens oder eines Wehr- und Not- 
standsbeitrags auf das Vermögen (nach dem Muster des deutschen 
Wehrbeitrags). 

Genau so wie die sozialpolitische Gesetzgebung, sind auch alle 
Ansätze oder Entwicklungstendenzen innerhalb der freien Organi- 
sationen durch den Krieg stecken geblieben. Das gilt namentlich 
von der Fräge der inneren Organisation. Sowohl die Probleme der 
inneren Umgestaltung als auch der Umgruppierung der Gewerk- 
schaften zu Industrieverbänden haben nur geringe Fortschritte 
gemacht. Der Verband der Maurer hat noch vor dem Kriege den 
Zusammenschluß mit den übrigen Bauarbeiterverbänden zu einer 
Industrieorganisation angestrebt. Jedoch haben sich bisher bloß 
die Dachdecker angeschlossen, während der Verband der Zimmerer 
noch seine Selbständigkeit gewahrt hat. Hingegen hat der Bau- 
arbeiterverband in seinem Inneren den Zusammenschluß der Wiener 
Ortsgruppen zu einer einheitlichen Verbandsstelle beschlossen. 
Dabei ist in Aussicht genommen, diese große Zentralortsgruppe nach 
Berufen zu gliedern, prinzipiell ein bedeutsamer Schritt 5°). Diese 
Beschlüsse gehen sämtlich auf die Zeit vor dem Kriege zurück und 
sind wohl nicht durchwegs zur Ausführung gelangt. Ebenso hat 
der Krieg die Pläne zur Bildung einer einheitlichen Organisation 
aller graphischen Gewerbe (eine wichtige Etappe auf dem Wege 
zur Zusammenlegung der Berufsverbände zu Industrieverbänden) 
vorläufig vertagt. Eine solche wurde empfohlen, um zu verhindern, 
daß im Falle einer Arbeitsstreitigkeit die eine Branche der anderen 
aushelfen könne. 

Analoge Bestrebungen im Metallarbeiterverband 
sind durch den Krieg sehr verzögert worden: der Metallarbeiter- 
verband ist eine ihrem Aufbau nach sehr eigenartige Organisation. 
Mehr als die Hälfte seiner Mitglieder haben ihren Wohnsitz in Wien 
und sind hier in einer großen Anzahl von Ortsgruppen (52) zer- 
spalten. Diese Ortsgruppen sind traditionelle, aber sehr schwer- 
fällige Organe des Gesamtverbandes, und überdies z. T. durch die 
Tätigkeit der »freien Organisationen« (das sind Betriebs- und Branchen- 
verbände) ausgehöhlt °). Dazu kam, daß die 52 Ortsgruppen auf- 
einander eifersüchtig, bei Tarifvertragsverhandlungen eher ein 
Hemmnis bildeten und das Solidaritätsgefühl abstumpften. Aus all 
diesen Gründen war die Verschmelzung der 52 Wiener Ortsgruppen 
ineine einzige (die demgemäß mehr als die Hälfte aller Verbands- 


56) Edenda, 27. X. 1914. 
5) Ebenda, 19. V. 1914. 
60) Oesterreichischer Metallarbeiter, 7. V. 1914. 
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mitglieder umfaßt hätte) für den nächsten Verbandstag geplant. 
Die Anschauungen über diese Absicht waren nicht einhellige; es 
ließen sich Stimmen vernehmen, welche das Erstarken der »freien 
Organisationen« bedauerten und verurteilten ê). Ja es wurden, gro- 
teskerweise, sogar diese 52 antiquierten Ortsgruppen als »syndi- 
kalistische« Ortsgruppen aufgefaßt, die gegenüber einem über- 
mäßigen Zentralisationsstreben verteidigt werden müßten, während 
wir es hier offenkundig mit einer Organisationsform zu tun haben, 
welche der englischen, der der unabhängigen Lokalvereine, sehr 
ähnelt. Hingegen sind die »freien Organisationen«, welche Betriebs- 
unterverbände darstellen, zweifelsohne als »syndikalistische 
Ansätze« (wenn man hier diesen Vergleich bei der ganz streng alten 
gewerkschaftlichen Taktik gebrauchen will) zu werten ®). 

Alle diese Erörterungen wurden dann durch den Kriegsausbruch 
gehemmt, ebenso wie der Plan, eine Verschmelzung mit den Gießerei- 
arbeitern einzuleiten ®). 

Trotz des Krieges hat nun vor kurzem eine Zusammenfassung 
von 4 Wiener Ortsgruppen (IV, V, VI x und XII) in eine einheitliche 
Ortsgruppe stattgefunden. Die eingegangenen Ortsgruppen werden 
zu Zahlstellen. Die Ortsgruppen sollen durch eigene »Aktionskomitees« 
ersetzt werden. Die Ueberführung der »Ortsgruppen« in eine ein- 
heitliche Zentrale (für Wien) ist deshalb beachtenswert, weil sich 
unter den Ortsgruppen vielfach Branchenverbände be- 
finden, die nun aufgelöst werden und denen gegenüber dann die 
»freien Organisationen« leichteres Spiel haben werden. Wir haben 
hier also in einem gewissen Umfang die Umformung der Berufs- 
in die Industrieorganisation vor uns, eine Entwicklung, welche ja 
auch für de Gewerkschaften im ganzen angestrebt 
wird ®). Daß übrigens die Vereinigung von mehreren Ortsgruppen 
in eine einzige (hierfür kommt hauptsächlich Wien in Betracht) 
die Organisationsverhältnisse noch nicht grundsätzlich ändert, zeigt 
die mit dem ı. VIII. 1914 eingetretene Vereinheitlichung der Wiener 
Ortsgruppen im Bauarbeiterverband. Die Schwierigkeiten der Or- 
ganisation, Bezirksmeierei und Brancheneifersüchtelei, sind damit 
noch nicht beseitigt, und namentlich die für die Gewerkschaften 
entscheidende Frage der Organisation der ungelernten Arbeiter, 
des Hilfspersonals, ist durch die Zusammenlegung der Ortsgruppen 
der Lösung nicht nähergebracht ®). Die Organisationsprobleme 
werden in Hinkunft wohl nach wie vor im Mittelpunkt der Erörte- 
rungen stehen. 

Sonst kann nichts Bemerkenswertes über die innere Politik 
in den gewerkschaftlichen Verbänden berichtet werden. 


eı) Ebenda, 14. V. 1914. 

622) Ebenda, 18. VI. 1914. 

62) Oesterreichischer Metallarbeiter, 4. VI. 1914. 

6%) Oesterreichischer Metallarbeiter, 22. und 29. V. 1915. 
e5) Der Bauarbeiter, 20. I. 1915. 
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Die sozialpolitischen Veränderungen während des Krieges. 


Aehnlich wie in Deutschland wurde auch in Oesterreich der 
Regierung oder den Verwaltungsbehörden die Möglichkeit gegeben, 
gewisse sozialpolitische Schutzbestimmungen nach Bedarf zu sus- 
pendieren. Mit Verordnung vom 31. VII. 1914 wurde die Sonn- 
tagsruhe aufgehoben, die übrigen Arbeiterschutzbestimmungen 
blieben in Kraft %). Späterhin wurde die Sonntagsruhe in einizen 
Fällen wieder eingeführt, so z. B. im Buchdruckergewerbe. — Ebenso 
wurde die Verordnung, welche für Wien (siehe oben) die 7Uhr- 
sperre verfügt hatte, wieder aufgehoben. An dieser Stelle seı 
erwähnt, daß auch das Lohnzahlungsgesetz im Berg- 
bau (Lohnzahlung mindestens alle 14 Tage) »während der Dauer der 
durch den Krieg verursachten außerordentlichen Verhältnisse« aut- 
gehoben wurde. Wichtig ist, zum Unterschied von Deutschland, 
daß durch Notverordnung die Leistungen der Kranken- 
kassen eingeschränkt wurden, und zwar handelt es sich hierbei 
nicht bloß um Aufhebung der freiwilligen Kassenleistungen, sondern 
es sollten nach Kriegsausbruch im Wesen nur die Schwerkranken 
in den Krankenstand übernommen werden °). Dies trotzdem eine 
andere Verordnung bezweckte, die Sozialversicherungsinstitute für 
die Kriegsfürsorge heranzuziehen. Dadurch wurde nämlich eine 
besondere Kälte-Schutzaktion der Krankenkassen ermöglicht. Die 
Kassenmitglieder haben diese Einschränkung der Leistungen als 
ungerechtfertigt empfunden. Tatsächlich fand sie in Deutschland 
in diesem Umfange nicht statt ê). 


Die „militärische Sozialpolitik«. 


Die Bedeutung des Krieges für die Entwicklung des Arbeits- 
verhältnisses ist in Oesterreich eine sehr erhebliche. Das sogenannte 
Kriegsleistungsgesetz vom 26. XII. 1912 sieht eine sehr weitgehende 
Inanspruchnahme der Bevölkerung zu Kriegsleistungen (außerhalb 
des Waffendienstes) vor ©). Es kann sowohl eine persönliche Heran- 
ziehung der Staatsbürger als eine Inanspruchnahme ganzer Unter- 
nehmungen erfolgen. Die persönliche Verpflichtung zur Kriegs- 
dienstleistung (Arbeitsleistung) kann von der Militärverwaltung 
in Anspruch genommen werden, wenn die Erfordernisse, die ge- 





6) Die Gewerkschaft, 15. IX. 1914 und 26. I. 1915. 

€) Die Gewerkschaft, 23. III. 1915. 

68) So wird berichtet, daß die Ausgaben für Krankenunterstützung in 
einer größeren Wiener Genossenschaftskrankenkasse im Juli 1914 betrugen: 
9665 K.; im September 1914 (dem ersten Monat nach Erlaß der Kriegs- 
verordnungen) 2497 K. Die Krankenliste einer anderen Krankenkasse zählte 
Ende Juli 150, Anfang September bloß 50 Namen, trotzdem infolge der Eigen- 
artigkeit des Berufs militärische Einberufungen bei dieser Kasse nur in geringem 
Umfang in Frage kamen. (Die Gewerkschaft, 23. III. 1915.) 

6) Vgl. Die Gewerkschaft, 22. IX. 1914 und Oesterreichischer Metall- 
arbeiter, ıı. II. 1915. 
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deckt werden sollen, auf normalem Wege nicht oder nur mit einem 
unverhältnismäßig größeren Kostenaufwand zu beschaffen wären. 
Es entsteht hier ein Arbeitsverhältnis durch die Einberufung, so- 
daß der Inhalt der Verpflichtung auf der militärischen Kommando- 
gewalt beruht. Der Lohn wird durch Verordnung festgesetzt und 
beträgt 3—8 K. täglich, je nach der Tätigkeit. Diese Leistungen 
sollen nur außerhalb der Feuerlinie in Anspruch genommen werden 
und können von allen Zivilpersonen bis zum Alter von 50 Jahren 
verlangt werden (eine Altersgrenze nach unten sieht das Gesetz nicht 
vor). Von längerdauernder Arbeit außerhalb der Aufenthaltsge- 
meinde sind (neben öffentlichen Funktionen) auch selbständige 
Landwirte, Fabrik- und Gewerbeinhaber mit besonders rücksichts- 
würdigen Familienverhältnissen befreit, so daß im Wesen für Arbeits- 
leistungen außerhalb des Wohnorts die Arbeiterschaft als 
verpflichtet in Betracht kommt. 

Es kann nun auch ein ganzes Unternehmen zur 
Kriegsdienstleistung herangezogen werden. Dadurch verändert sich 
das Arbeitsverhältniss der in diesen Betrieben beschäftigten Per- 
sonen. Es darf nämlich nicht gelöst werden, solange die Kriegs- 
leistungspflicht der Arbeitenden andauert, sie unterstehen ferner 
der militärischen Disziplinar- und Strafgewalt. Die Höhe der Ent- 
lohnung soll dieselbe bleiben und Mehrleistungen sind zu vergüten. 
Hingegen finden die Bestimmungen über die Arbeitszeit, die Arbeits- 
pausen, Sonntagsruhe auf diese Betriebe keine Anwendung. 

Infolge vielfacher Beschwerden, welche sich aus dieser Regelung 
ergaben, namentlich von Abänderungen der Arbeitsbedingungen 
zu ungunsten der Arbeiterschaft, erließ die Regierung eine andere 
Durchführungsverordnung ‘%) (vom 14. XI. 1914), nach welcher 
die Arbeitgeber bei der Inanspruchnahme von Industrie- oder anderen 
Betriebsanlagen in den Verträgen der Militärverwaltung zu ver- 
pflichten sind, weder die bestehenden Lohn-, Dienst- und 
Arbeitsbedingungen ohne Einverständnis der Arbeiter zu ver- 
ändern, noch Mehrleistungen ohne angemessene Vergütung zu 
fordern. Ferner ist dem Arbeiter ausdrücklich das Recht gegeben, 
auch wenn der Betrieb nach dem Kriegsleistungsgesetz in Anspruch 
genommen ist, das Arbeitsverhältnis in denjenigen Fällen ohne 
Kündigung zu lösen, in welchen es ihm nach dem Gesetz ($ 82 a GO.) ‘‘) 
gestattet ist. Endlich bleibt die Zuständigkeit der Gewerbegerichte 
auch für diese Arbeitsverhältnisse bestehen. Mit diesen Bestim- 
mungen sollte der Verlust der Freizügigkeit und des Koalitionsrechtes, 
welcher ja auch durch die Heranziehung zu Kriegsleistungen ge- 


70) Die Gewerkschaft, 8. XII. 1914 und Ocsterreichischer Metallarbeiter, 
3. II. 1915. 

71) Grobe Mißhandlung, Nichtzahlung des Lohnes usw. Ordnungsmäßige 
Kündigung oder sofortiger Austritt bei Ausschluß der Kündigungsfrist ist dem 
Arbeiter nicht gestattet. Hingegen kann der Unternehmer den Arbeiter 
entlassen. (Oesterreichischer Metallarbeiter, ıı. II. 1915.) 
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geben erscheint, in seinen möglichen ungünstigen Wirkungen abge- 
schwächt sein. 

Mit Beginn des Krieges hat weiters die Regierung durch kaiser- 
liche Verordnung vom 25. VII. 1914, RGBl. Nr. 155 °) die Kategorie 
der staatlich geschützten Betriebe geschaffen. Nach dieser Ver- 
ordnung kann das Ministerium des Innern Unternehmungen, welche 
für die Zwecke des Staates oder das öffentliche Wohl besonders 
wichtig sind, für staatlich geschützte Unternehmungen erklären. 
Für alle in diesen Betrieben tätigen Personen wird das Koalitions- 
recht aufgehoben. Es ist ihnen bei Strafe untersagt, »im Verein mit 
andern in der Absicht, den Dienst oder Betrieb zu stören, die Er- 
füllung der Pflichten ganz oder z. T. zu verweigern oder zu unter- 
lassen, oder die Arbeit in einer Weise zu verrichten, die geeignet 
ist, den Dienst oder Betrieb zu erschwerene. Ebenso wird bestraft, 
wer solche Vereinbarungen zustande zu bringen trachtet. Hier wird 
das Arbeitsverhältnis durch Gesetze geschützt und werden 
nicht nur die Zwecke des Staates gefördert, sondern es wird zu- 
gleich die Einhaltung eines privatrechtlichen Arbeits- 
vertrages durch hohe Strafsätze garantiert. Dieser Aufhebung des 
Koalitionsrechtes entspricht keine analoge Bindung der Unter- 
nehmer an ihre Verträge. Die Besitzer der staatlich geschützten 
Betriebe sind nicht mit Strafe bedroht, wenn sie ihre Vertragspflichten 
aus dem Arbeitsvertrage nicht einhalten, und sind auch nicht ver- 
pflichtet, die Arbeiter im Dienst zu behalten, solange der Krieg dauert 
oder solange sie Aufträge haben ”?). Mag daher das Motiv des Ge- 
setzes auch eindeutig militärisch sein, so ist doch die Realisierung 
dieses Gedankens durchaus im Interesse der Unternehmer erfolgt. 

Dies ist im Wesen die Veränderung der Rechtslage für die große 
Masse von Arbeitern, welche direkt oder indirekt für die Bedürfnisse 
des Heeres arbeiten. Bei dem großen Umfang der staatlich ge- 
schützten Betriebe und der direkten Kriegsdienstleistungen be- 
deutet das eine wesentliche Veränderung der Rechtslage der Arbeiter- 
schichten in ausschlaggebenden Industrien, und es sei daher noch 
weiter unten auf die Umformung der Arbeitsverhältnisse in den 
Militärbetrieben (im weitesten Sinne genommen) eingegangen. 


Die Gestaltung des Arbeitsverhältnisses während des Krieges 
in privaten Betrieben. 


Die große Arbeitslosigkeit zu Beginn des Krieges hatte, von 
anderen Gründen ganz abgesehen, den automatischen Abbruch aller 
Lohnbewegungen auch in Oesterreich zur Folge. Erst ziemlich spät, 
als die Umwandlung der Industrie in Rüstungsindustrie den Arbeits- 
markt besserte, die zahlreichen Einberufungen den Andrang der 
Arbeitslosen zu den Kassen der Gewerkschaften verminderten, und 
zugleich die zunehmende Teuerung (siehe unten) die Lebenshaltung 








12) Die Gewerkschaft, 22. IX. 1914. 
13) Oesterreichischer Metallarbeiter, 11. II. 1915. 
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außerordentlich erschwerte und gefährdete, begannen wieder schüch- 
terne Versuche der Gewerkschaften, Lohnregelungen zu erzielen. 
Bei diesen Bewegungen handelt es sich durchwegs um die Lohnfrage, 
während die Arbeitsbedingungen (namentlich Arbeitszeit) nicht 
zum Gegenstand der Verhandlungen gemacht wurden. Vielfach 
haben die Unternehmer die für sie günstige Zeitlage benützt und 
die Bitte der Gewerkschaften um Erhöhung der Löhne rundweg 
abgelehnt. Die Tarifverträge allerdings wurden meist bei ihrem 
Ablauf bis für die Zeit nach dem Kriege ohne Veränderung ver- 
längert. 

Besonders dringlich war das Verlangen nach Lohnsteigerung 
in der Textilindustrie, in welcher sich die Notlage durch 
niedrige Löhne und schwachen Beschäftigungsgrad besonders fühl- 
bar machte. Auf das Verlangen der Arbeiterschaft wurde auch, 
zuerst im Bezirk Jägerndorf, eine Kriegszulage von 10% auf den 
Lohn gewährt ”%). Die Versuche, ähnliche Erhöhungen in den Textil- 
Bezirken Reichenberg und Friedland zu erzielen °°), hatten nur teil- 
weisen Erfolg %®). Namentlich scheiterte ein Versuch, direkt mit 
dem Unternehmerverband in Fühlung zu treten. Dieser bezeichnete 
es — wie stets bisher — als -Sache der einzelnen Unternehmer, das 
Arbeitsverhältnis in ihren Betrieben mit den Arbeitern zu verein- 
baren ”). Dieses prinzipielle Festhalten (das nicht vereinzelt ist) 
ist als Symptom für die Gestaltung der Verhältnisse zwischen Unter- 
nehmern und Arbeitern für die Zeit nach dem Kriege wichtig. 

Im übrigen wurden auch in Oesterreich einige Tarifverträge 
ohne Veränderung verlängert. So der Lohntarif der Wiener Zeitungs- 
setzer °’), der am 31. XII. 1914 zu Ende ging; ebenso der Vertrag 
der Grazer Steindruckereibesitzer ”°), allerdings erst nach längeren, 
schwierigen Verhandlungen; ferner die Verträge der Wiener Marmor- 
und Grabsteinarbeiter, der Wiener Chauffeure 8°). Auch im Bau- 
gewerbe wurden im Januar vom Präsidium des Reichsverbandes 
der Baugewerbe Oesterreichs die Unternehmer aufgefordert, die 
Tarifverträge striktest einzuhalten, und die tarifmäßig am r. I. 1915 
eintretenden Lohnerhöhungen in Kraft treten zu lassen °!); in manchen 
Branchen benützten die Unternehmer die Zeitlage und ließen eine 
vertragslose Zeit eintreten; so im Wiener Ledergalanterie- 
gewerbe, in welchem der Vertrag mit Oktober IgI4 zu Ende ging. 
Eine Verlängerung wurde von der Unternehmerorganisation strikt 
abgelehnt ®). Auch das Vorgehen der österreichischen Reeder zeigt, 


74) Der Textilarbeiter, 9. III. 1915. 
75) Ebenda, 6. IV. 1915. 

76) Ebenda, 13. IV. 1915. 

77) Ebenda, 20. IV. 1915. 

78) Die Gewerkschaft, 10. XI. 1914. 
79) Ebenda, 1. XII. 1914. 

80) Ebenda, 4. V. 1915. 

8&1) Der Bauarbeiter, 13. I. 1915. 

8) Die Gewerkschaft, 10. XI. 1914. 
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daß die Unternehmer mitunter nicht zögerten, eine Verschlechterung 
der Vertragsbedingungen eintreten zu lassen ®). Hie und da mag 
auch in einzelnen Fällen direkt Vertragsbruch begangen worden sein ®*). 
Es ist eine vereinzelte Erscheinung in Oesterreich, wenn Unter- 
nehmer und Arbeiter, wie das in Deutschland an mehreren Stellen 
geschehen ist, zum Zweck der Wahrnehmung gemeinsamer Interessen 
in der Kriegskrise zusammentreten. Eine solche Arbeitsge- 
meinschaft ist nun auch für Oesterreich für das Baugewerbe 
versucht worden, nahezu ein halbes Jahr nach den analogen Ver- 
suchen in Deutschland. An dieser Arbeitsgemeinschaft sollen die 
Baumaterialienlieferanten, die Baugewerbetreibenden und deren 
Arbeiter beteiligt werden. Sie hat den Zweck, die Ausführung der 
in den öffentlichen Etats vorgesehenen Bauten zu bewirken, die 
private Bautätigkeit durch Verbesserung der Kreditverhältnisse 
zu heben und die Kaufkraft der Bevölkerung durch genaue Beob- 
achtung der tarifmäßigen Löhne zu stärken ®°). Damit ist für eines 
der wichtigsten Tarifgewerbe Oesterreichs die glatte Abwicklung 
der Arbeitsverhältnisse auch während des Krieges angebahnt. 
Ein schwieriges Problem bildet, wie auch in Deutschland, die 
Frage der Arbeitsverhältnisse in den mit Militärlieferungen betrauten 
Betrieben. Aus dem oben Gesagten geht hervor, daß die Arbeiter 
dieser Betriebe (der staatlich geschützten Unternehmungen) an 
der Ausübung ihres Koalitionsrechts gehindert sind. Aber auch 
darüber hinaus hat sich die faktische Lage der mit Heeres- 
lieferungen beschäftigten Arbeiter sehr zu ihren Ungunsten geändert, 
woferne sie von den Unternehmern als unabkömmlich reklamiert, 
von der militärischen Dienstleistung befreit und in der Industrie 
beschäftigt sind. Hauptsächlich handelt es sich bei den Arbeitern 
der ersten Kategorie um Metallarbeiter. Eine ausführliche Eingabe 
des österreichischen Metallarbeiterverbandes enthält beachtens- 
werte Daten über die wichtigsten Beschwerdepunkte der Arbeiter- 
schaft »staatlich geschützter Betriebe« %). Die Arbeiter führten 
Klage über. Akkordpreisreduzierungen. Die Akkord- 
preise seien nach den von der Militärverwaltung aufgestellten Preisen 
bewilligt. Die veralteten, teuer arbeitenden Unternehmungen könnten 
nur geringe Preise bewilligen, wodurch auch die modernen, billig 
arbeitenden Unternehmungen veranlaßt seien, die Akkordsätze 
zu reduzieren. Außerdem sei vielfach die Arbeitszeit wegen des 
patriotischen Zwecks außerordentlich erweitert und die Intensität 
maßlos angespannt. Die wöchentliche Arbeitszeit betrage anstatt 
53: 70—80 Stunden. Das bedeute bei den meisten Arbeitern weitaus 
höhere Verdienstsummen als je zuvor, die von den Unternehmern 
reduziert würden. Viele solche Fälle vertragswidriger Reduktion 
werden angeführt, Beschwerden hatten keinen Erfolg. Selbst Ver- 


83) Vgl. Die Gewerkschaft, 16. III. 1915. 

8) Vgl. Der Bauarbeiter, 24. III. 1915. 

865) Der Bauarbeiter, 3. und 17. III. 1915. 

86) Oesterreichischer Metallarbeiter, 18. III. 1915. 
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urteillungen der Beschwerdeführenden kommen vor. Es wird von 
Fällen berichtet, in welchen von dem Unternehmer, um Akkord- 
preisreduktion zu erzielen, die Militärbehörde und die Vertretung 
der Arbeitgeberorganisationen (unter Ausschaltung der Gewerk- 
schaft) mit Erfolg in Anspruch genommen wurden. — Auch Um- 
wandlung von Akkordarbeit in Tagelohn kommt vor, um die Gesamt- 
lohnsumme zu vermindern. 

2. Die besondere Vergütung für Mehrleistungen, welche im 
Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist (gemeint sind in erster Linie 
Sonntagsschichten, Ueberstunden, Nachtarbeit), wurde vielfach auf- 
gehoben. So in der österreichischen Waffenfabrik-Gesellschaft in 
den ersten Kriegsmonaten unter Hinweis auf einen besonderen Er- 
laß des Kriegsministeriums (nachträglich trat dann wiederum die 
Zulage in Kraft). Gerade diese Beschwerden werden sehr häufig 
vorgebracht ®°). 

3. Aussetzen auf Kosten der Arbeiter komme häufig vor, während 
auf der anderen Seite Anspannung der Arbeit bis zum Unerträglichen 
gefordert werde. Das sei auf unsystematische Arbeitsverteilung zu- 
rückzuführen. 

4. Einberufung von Wiener Arbeitern zur Kriegsdienstleistung 
in andere Städte, trotzdem in Wien auch Mangel an Arbeitern sei. 

5. Auch über 50 Jahre alte Arbeiter, welche nicht mehr dem 
Kriegsleistungsgesetz unterstehen, werden nach diesem behandelt. 

6. Unter Mitwirkung der Unternehmerorganisationen werde 
den Arbeitern der Arbeitswechsel erschwert. 

7. Die Arbeiter werden unter Androhung von Strafen einge- 
schüchtert. Auch die »Drohung mit dem Schützengraben« spielt 
in der Gestaltung des Arbeitverhältnisses eine große Rolle ®). 

8. Bestrafungen der Arbeiter sind häufig. Dabei kommt nach 
Verbüßung der Strafe vielfach Einziehung zur militärischen Dienst- 
leistung vor. »Passivität« wird mit mehrtägigem Arrest gebüßt. 

Aus Grund dieses Tatbestandes verlangt die Arbeiterschaft, 
abgesehen von den Postulaten, die sich aus manchen Beschwerden 
von selbst ergeben: Die Unternehmer seien zu verpflichten, vor Ueber- 


#9) U. a, beklagen sich die Arbeiter in der Textilindustrie darüber, daß 
während des Krieges schlechtes Material zur Verwendung gelange und dadurch 
(infolge Manipulationsverlustes) sich die Löhne niedriger stellen. In einem 
Betrieb, welcher ausschließlich Militärtuch herstelle, hätten sich die Löhne 
entwickelt (im Durchschnitt per Woche) 1913: 23,23 K.; ı. Quartal 1914: 23,13 K. 
4. Quartal 1914: 21,13 K. (Der Textilarbeiter, 23. II. 1915.) 

88) Als interessantes Dokument sei die Kundmachung einer Wiener Firma 
an ihre Arbeiter erwähnt. Darin heißt es u. a.: »Die Kricgsdienstleistungs- 
pflicht, welche meine Arbeiter hiermit leisten, ist jedenfalls der im Schützen- 
graben vorzuziehen«. — Namentlich ist auch der Arbeitswechsel in mili- 
tarısierten Betrieben nicht möglich. Als typische Antwort auf Ersuchen um 
Lohnerhöhungen zitiert der Oesterreichische Metallarbeiter: »Ja mein Lieber, 
wir stehen unter dem Kriegsleistungsgesetz; wenn Sie sich mucken, dann lasse 
ich Sie von der Patrouille wegführen, und dann kommen Sie in die Feuerlinie, 
auf das Schlachtfelde. (Oesterreichischer Metallarbeiter, 18. III. 1915.) 
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gabe der Akkordarbeit mit den Arbeitern unter Zuziehung von Fabrik- 
vertrauensmännern den Preis zu vereinbaren; Reduktion der Akkorde 
sei auszuschließen; für Streitfälle seien Beschwerdestellen einzu- 
richten, diese hätten auch über die Streitigkeiten bei Mehrleistungen 
zu entscheiden. Bei Verweigerung von solchen wären auch — als 
Gegenstück zu den vielen Strafen, denen die Arbeiter unterworfen 
werden — höhere Geldstrafen über die Unternehmer zu verhängen. 
Um eine Erschöpfung der Arbeitskräfte zu verhüten, müsse alle 
14 Tage jeder Arbeiter wenigstens einen 24stündigen Ruhetag 
erhalten. — Beim Aussetzen der Arbeit sei Tagelohn zu bezahlen. 
Namentlich sei auf eine Verminderung der Strafen hinzuwirken, 
welche ja überdies die Arbeitsleistung behindern. — 

Nunmehr wird berichtet: daß eine Abordnung der sozialdemo- 
kratischen Partei beim Kriegsminister vorgesprochen und die Ein- 
setzung eines Kriegsausschusses zur Schlichtung von Streitigkeiten 
in den Heereslieferungsbetrieben verlangt habe. Der Minister habe 
dies zugesagt 8°) ®°a). 


Die Teuerung während des Krieges. 


Die verschiedenartigen Spannungen in den Arbeitsverhältnissen, 
welche ja auch in Deutschland nicht fehlen, sind in Oesterreich noch 
gesteigert durch eine ganz exorbitante Kriegsteuerung. 
Auch in Deutschland, ja wie berichtet wird, selbst in England, weisen 
überall die Preise der täglichen Bedarfsartikel große Erhöhungen 
auf. Diese setzen jedoch in Oesterreich weit früher ein, als in den 
übrigen kriegführenden Staaten, haben ein höheres Friedensniveau 
zur Basis und sind auch relativ weitaus größer als in Deutschland. 
Nur auf einige Tatsachen sei hingewiesen °°). Die Aufhebung der 
Zölle erfolgte so spät, daß sie auf die Preise keine Wirkung mehr 
üben konnten °’); die Organisation der Lebensmittelversorgung 


89%) Metallarbeiterzeitung, 5. VI. 1915. 

89%) Diese Beschwerden des Metallarbeiterverbandes sind inzwischen 
vom Kriegsministerium eingehend erwogen worden. Das Ministerium ist nach 
Einvernehmen beider Parteien zur Ansicht gelangt, daß das Gesetz im gro- 
Ben ganzen richtig gehandhabt werde; aus der eingehenden Beantwortung 
der Beschwerden sei nur hervorgehoben, daß das Ministerium dem vom Ver- 
band gemachten Vorschlag betreffend die Errichtung von Beschwerdestellen 
zustimmt. Diese sollen aus einem Vertreter der Heeresverwaltung, je drei 
Vertretern der Arbeitgeberorganisationen und des Arbeiterverbandes bestehen 
und in allen Streitigkeiten entscheiden, in denen eine gütliche Einigung nicht 
zu erzielen sei. Bis zur Austragung müßte es jedoch beim status quo bleiben. 
Auch sei Vertretung der Parteien durch Funktionäre von Organisationen un- 


zulässig. — Im übrigen wird Untersuchung der Beschwerden und Abstellung 
gesetzwidrigen Verhaltens der Unternehmer zugesagt (Arbeiterzeitung, 25. VI. 
1915). 


v0) Die Fragen der Lebensmittelversorgung während des Krieges in Oester- 
reich werden in einem der nächsten Archivhefte in einer besonderen Abhandlung 
erörtert werden. 

91) Die wichtigsten Zölle auf Lebensmittel wurden erst am 9. Oktober 
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versagte vollkommen; eigensüchtige Interessenwahrnehmung der 
ungarischen Großgrundbesitzer steigerte die Knappheit, die Re- 
gulierung des Bedarfs ist unzureichend und nicht überall gleich- 
mäßig, für Mehl und Brot nach deutschem Muster, aber sehr spät 
durchgeführt, die Höchstpreise unwirksam, und zu alledem der Aus- 
gleich zwischen den einzelnen Konsumgebieten so unvollkommen, 
daß selbst zu derf Höchstpreisen nicht einmal die per Kopf durch- 
schnittlich von der Regierung angenommenen Quantitäten (an Mehl 
und Brot) ohne weiteres zur Verfügung stehen, sondern erst mit vieler 
Mühe, Zeitaufwand und Risiko beschafft werden müssen ®%). 

Welche Dimensionen diese Teuerung während des Krieges an- 
genommen hat, geht aus folgender Tabelle hervor, welche die Be- 
wegung der Kleinhandelspreise in Wien in einigen der 
wichtigsten Waren veranschaulicht. Es sei betont, daß die Preise 
in den kleineren Provinzstädten keineswegs niedriger, z. T. sogar 
höher sind und daß dort die Schwierigkeiten der Versorgung viel- 
fach noch größere sind ®). Die Preise verstehen sich in Hellern 
(IK. = Iooh = 85 Pf. normaler Kurs). 

(Siehe Tabelle Seite 948.) 


Diese Preise sind tatsächlich ganz exorbitant. Ihre Relation 
zu den Preisen in Deutschland zeigt sich symptomatisch im Höchst- 
preis des Kleingebäcks; im Februar IgI5 wurde das Gewicht des 
Kleingebäcks für Wien auf 30 g, die Preise auf 4 h festgesetzt; 
in Berlin 5 Pig. (6 h) für 75 g; die Relation ist wie die 75 : 125 oder 
wie 6:10°°). Diese Ziffern 6:10 können sicherlich als Index des Preis- 
niveaus in Deutschland und Oesterreich-Ungarn betrachtet werden. 
In vielen Artikeln ist die Teuerung in Oesterreich relativ noch größer. 
Daher darf es nicht wundernehmen, wenn die Approvisionierungs- 
frage in Oesterreich weitaus bedenklicher und die Einwirkungen 
aus dieser Sphäre auf die Stimmung der Bevölkerung ganz ein- 
deutige sind. Es ist also ganz entscheidend, ob die Regierung 


aufgehoben, nachdem bereits Rumänien ein Getreideausfuhrverbot erlassen 
hatte. 

92) Namentlich die Bevölkerung der größeren Städte leidet furchtbar unter 
diesem Versagen der WVerteilungsorganisation. Stundenlang stehen Frauen 
und Kinder vor den Bäckerläden, um überhaupt Waren kaufen zu können. 
Die Qualität des Brotes besonders läßt — namentlich in Oesterreich, aber auch 
in den Großstädten Ungarns — alles zu wünschen übrig (das Brot ist bitter 
und schwer zu verdauen). Dabei gıbt es an einer bekannten Schnellzugsstation 
zwischen Wien und Budapest »Gebäck wie im Frieden«, das die Reisenden 
massenhaft kauien. Dies auf der frequentiertesten Bahnstrecke Oesterreich- 
Ungarns, welche tagtäglich von Ministern, hohen Beamten und Offizieren passiert 
wird. Die bürgerlichen Kreise haben sich in richtiger Voraussicht mangelnder 
Organisation in einem weit höheren Maße, als das in Deutschland der Fall ist, 
vorversorgt, z. T. mit feinstem Weizenmehl, so daß tatsächlich eine Gleich- 
mäßigkeit der Brotversorgung weder quantitativ noch qualitativ erzielt werden 
konnte. (Dies nach eigenen Beobachtungen im April d. ]J.). 

93) Die Gewerkschaft, 4. V. 1915 und Wiener Arbeiterzeitung, 10. VI. 1915. 
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25. Juli | Anf. Jan. |Anf. März Mitte April| Anf. Juni 


1914 1915 I915 IgIS 1915 
Heller Heller Heller Heller Heller 









Artikel Menge 























| 

Rindfleisch mit Zugabe ı kg | i | 
> vorderes I > |ı160—220| 180—260| 200—280) 340—380 380—520 
> hinteres I > [| 180—260 360 — 480' 400—550 
Scweinefleisch abgezogenes 1 >» Į 160—280 | Í440— 580 
> E I > Į 160—280 }160-320| t300 —400 1440-500 148o — oso 
Pferdefleisch vorderes I > 88—112 200—250 
> hinteres I >» 90— 120 | 240 — 300 
Kartoffeln rund I > 20— 26| 12— 18| 18— 20 20— 24! 12— 20 
Zwiebeln I > 32— 40 | | 176—200 
Zucker I > 80o— 92| 86— 96| 86— 92) 86— 93: 92— 90 
Weizenmehl: Auszugsmehl I > 42— 48| 70— 80 100 } 80o—I o. 72809) 

Mundmehl I > 40— 44 | 
Brot weiß gemischt I > 127,8—42,7 pi S LEIS 
o it E 4751 ) \s7 64°) 
Sauerkraut I > 24— 26 36— 33 
Fisolen I > 36— 40 96—130 
Erbsen ganz I > 32— 48 120— 160 
> gespalten I > 45— 64 | | 160— 200 
Reis I > 42— 82| 66— 96. 100—120| 120—170: 150—200 
Schweineschmalz I > 176—200 | 220—260) 440—460 . 480—540 

Speck, geräuchert ohne | 

Paprika I > [154—200 | 
Teebutter I > 1320—400 480—£00 
. Kochbutter I > 1|220—300 \290—480 1400500 lsoo—520 [19755 
Margarine I > 160—200 380—440 
Eier frisch I St. 7— 10| 12— 16 13 14— 15! 13— 106 

» konserviert I > — Ä | 9 
Vollmilch I Ltr.] 26— 32 FR | 36— 42 36— 42 
Magermilch I >» 20— a OT sa | 31 37, se | ger 

Petroleum I > 26— 36| 46— 58 80 | | §2— 68 
Steinkohle so kg | 186—204 ı 240—204 
Braunkohle so > 107—119 | | 160—210 





in systematischer und zweckmäßiger Weise für die Sicherung und 
Verteilung der nächsten Ernte Sorge tragen wird. Hier sollte in 
erster Linie auf die Tatsache der Teuerung hingewiesen 
werden, als Basis für die Beurteilung der Stimmungen, welche 
in der Arbeiterschaft herrschen und für die Stärke der Gegensätze, 
welche sich zwischen Unternehmern und Arbeitern bei unzureichenden 
Lohnerhöhungen bilden müssen. 


Wandlungen in den gewerkschaftlichen Ideologien. 


Noch ein Wort über die Ideologien in der österreichischen 
Gewerkschaftsbewegung ”‘). Auch hier lassen sich zwei Richtungen 


9) Mischmehl (Mischung mit Gersten- oder Maismehl). 

#5) Brot aus der vorgeschriebenen Mischung. 

26) Die Gewerkschaft, 16. II. 1915. 

°) Vgl. hierzu insbesondere auch den letzten Chronikabschnitt, Archiv 
Bd. 39, S. 636 ff. 
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wie in Deutschland, ziemlich scharf unterscheiden. Eine oppor- 
tunistische Richtung, welche alle radikalen sozialistischen Gedanken 
zurückstellt, für den Krieg und während des Krieges eine Einordnung 
der Arbeiterschaft, ihrer Gewerkschaften und sonstigen Organi- 
sationen für die Zwecke des Krieges anerkennt. Diese Identifizierung 
mit dem Staat und seiner Politik geht allerdings nicht so weit, als 
in Deutschland. Namentlich ist der Boden für einen »Arbeiterim- 
perialismus« in Oesterreich nicht so günstig. Immerhin finden sich 
Stimmen aus dem gewerkschaftlichen Lager ®), welche deutlich 
in diese Richtung weisen. So werden in Polemik mit einem Artikel 
Adlers ®) die gegenwärtigen Erfolge der Gewerkschaften betont. 
Der Arbeiterschaft sei mit »sehr dekorativ wirkenden, dem Kapitalis- 
mus aber wirklich nicht ein Härchen krümmenden »Vernichtungen« 
nicht gedient«. Sie verlange mehr, fühle auch, daß sie die Macht 
habe, mehr zu erreichen und damit stetig ihren Endzielen näherzu- 
kommen. Gewerkschaftliche Gegenwartspolitik wird also hier auf- 
gefaßt schon als stückweise Realisierung des Sozialismus »zum min- 
desten als Vorbedingung« hierfür. Nachdem aber erfolgreiche ge- 
werkschaftliche Politik Voraussetzung für Sozialismus, dürfe man 
sich auch nicht »dreimal vor kapitalistischer Expansion bekreuzen«. 
»Wer ausgiebigen gesetzlichen Arbeiterschutz und Sicherung der 
Lebenshaltung des Proletariats als unbedingt notwendig für den 
Fortschritt der Arbeiterklasse und für deren endgültigen Sieg be- 
trachtet, der muß auch wünschen, der Kapitalismus seines Landes 
solle sich so entwickeln, daß er dies alles auch dem Proletariat ge- 
währen könnte.« Das ist klipp und klar ein Uebernehmen der ka- 
pitalistischen Ideologie: Arbeiterbewegung als Funktion 
der kapitalistischen Produktion und nur möglich und wirksam, 
soweit die kapitalistische Produktion gedeiht. Nicht die Kraft 
der Gewerkschaften, nicht ein neues Prinzip 
haben die erhöhte Lebenshaltung der Arbeiterschaft ermöglicht, 
sondern diese erfordert als Voraussetzung die kapitalistische Ex- 
pansion und einen bestimmten Rentabilitätsgrad. Diese Auffassung 
berührt sich schon sehr eng mit der der gelben Gewerkschaften, 
welche sagen, daß die freien sozialistischen Gewerkschaften 
sich die Verbesserungen der Arbeiterlage zuschreiben, die lediglich 
Frucht der Konjunktur und der gesteigerten industriellen Produktivi- 
tät seien 10°), 








®8) Die Gewerkschaft, 19. I. 1915. 

»), Max Adler, Das Prinzip des Sozialismus, im »Kampf« Januar 
1915. 

100) Die Gewerkschaft fügt zwar hinzu: »Unnötig zu sagen, daß der Kapi- 
talismus dies alles (erhöhte Lebenshaltung usw.) trotz der besten Expansions- 
möglichkeit und Profitschaffung ihnen gewährt, wenn ihn die proletarische 
Kraft hiezu zwingts. Trotz dieser Einschränkung bedeuten die oben erwähnten 
Aeußerungen eine wesentliche Abbiegung von der prinzipiellen Stellungnahme 
der auf sozialistischem Boden ruhenden Gewerkschaiten. Sie macht die Ent- 
wicklung zum Sozialismus abhängig von der günstigen \eiterentwicklung 
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Eine ähnliche opportunistische Haltung ist bei Erörterung einer 
ganz anderen Frage zu konstatieren, die jedoch zu speziell ist, als 
daß hier auf sie eingegangen werden könnte 1%). 

Daneben findet man vielfach radikale Wendungen. Die Metall- 
arbeiterzeitung fordert !%) angesichts der Teuerung den Kriegsso- 
zialismus anstatt des Kriegskapitalismus (wie ja überhaupt in der 
österreichischen Gewerkschaftsbewegung die Illusionen über die 
sozialisierende Wirkung des Krieges erheblich geringer sind als in 
Deutschland). Sie sagt: »Ist das Blut der Bewohner gemeinsames 
Eigentum, dann sollte es auch das Gut werden, wenigstens soweit 
dies für den Krieg unbedingt erforderlich ist .... und das gilt 
von den Lebensmitteln. Der Kriegskapitalismus, welcher einer 
kleinen Anzahl von Warenbesitzern und Spekulanten Wucherge- 
winne in den Schoß wirft, hat kein Recht auf Existenz. Das haben 
nur die konsumierenden Massen, und es zu gewährleisten, ist Pflicht 
des Staates, die er auch denjenigen gegenüber zu erfüllen hat, welche 
vielleicht seine Pflichterfüllung als Kriegssozialismus ansehen, weil 
es ihren Profithunger zügeln würde. Dieser Hunger wird aber ganz 
wahrhaftig auch dann gestillt, wenn statt Zeitungsartikel — Be- 
darfsartikel konfisziert und mit den Höchstpreisen bezahlt werden«. 
Dieselbe Metallarbeiterzeitung glaubt auch !®) (in Anknüpfung an 
Prof. Jaffes Abhandlung im Archiv), daß der Kapitalismus bald 
nach dem Kriege wieder gestärkt auftreten und den Kampf gegen 
die privatwirtschaftliche Tendenz aufnehmen werde. Man müsse 
jedenfalls schon jetzt daran denken, nach dem Kriege dem Kapi- 
talismus gegenüber gerüstet zu sein. Derselben Meinung, daß sich 
im Wesen nichts durch den Krieg am Verhältnis der Klassen unter- 
einander ändere, begegnet man in anderen Gewerkschaftsblättern 1%). 
Der Klassenkampf, heißt es da, werde fortdauern. Der »Burgfriedes 
sei nur aufgezwungen, und selbst während desselben zeige sich das 
Klasseninteresse der Unternehmer und die soziale Schichtung bis 
in die Lazarette hinein. Wenn sich die Taktik auch der momentanen 
Situation anpassen müsse !®), so werde sie sich selbstverständlich 
doch sofort nach Friedensschluß ändern. »Der Kapitalismus wird 
nicht auf den Schlachtfeldern beseitigt, er wird bleiben. Und er 
des kapitalistischen Systems und hebt natürlich Sozialismus als interna- 
tionale Idee auf, wenn sie die Realisierung des Sozialismus nur im Rahmen 
eines erfolgreichen kapitalistischen Staates für möglich hält. (Im übrigen sei 
hierfür auf das im letzten Chronikabschnitt Gesagte verwiesen). 

101) Die Gewerkschaft, 30. III. und 6. IV. 1915, eine Polemik der »Gewerk- 
schafte mit Robert Danneberg, der die Ablehnung deutscher Sozialpolitik 
durch die belgische Arbeiterschaft trotz des Widerspruchs deutscher und öster- 
reichischer Gewerkschaftsblätter billigte. Auch auf die Artikel von Kummer 
im Oesterreichischen Metallarbeiter 17. und 24. XII, 1914 sei hingewiesen. 

102) Metallarbeiterzeitung, 25. III. 1915. 

103) Ebenda, 29. IV. 1915. 

104) Der Textilarbeiter, 3. XI. 1914. 

106) Ebenda, 16. II. 1915. 
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hat schwer gelitten und darum wird er Ersatz suchen. Darum wird 
sich die Situation der Arbeiterschaft nach dem Kriege besonders 
schwierig gestalten und die Organisationen werden notwendiger 
sein als je zuvor.« 

Hier finden wir nichts mehr von den Illusionen der deutschen 
gewerkschaftlichen Organe, namentlich des Korrespondenzblattes. 
Kein Vertrauen auf die Regierung, welche ja selbst während des 
Krieges die Konsumenteninteressen nicht berücksichtigte. Ein 
schwerer Pessimismus lastet auf allen österreichischen Gewerk- 
schaften. Von irgend einer Hoffnung auf eine sozialpolitische Initiative 
der Regierung nach dem Kriege sind sie weit entfernt. Daher ihre 
im Wesen radikale Haltung, welche sie aber nicht daran gehindert 
hat, wesentliche Gesichtspunkte ihrer prinzipiellen Anschauungen 
zu revidieren. 
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